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Einleitung. 


Ein  Versuch,  das  gesamte  deutsche  Meliorationskredit- 
wesen in  umfassender  und  eingehender  Weise  zu  behandeln, 
ist  bislang  noch  nicht  unternommen  worden,  denn  alle  vor- 
handenen Veröffentlichungen,  welche  dieses  Gebiet  betreffen, 
bestehen  im  wesentlichen  nur  in  einer,  vielleicht  noch  mit 
kurzen  Erläuterungen  und  einer  knappen  historischen  Ein- 
leitung versehenen,  rein  aktenmässigen  Wiedergabe  der  für 
die  Organisation  einzelner  oder  mehrerer  einschlägiger  Institute 
massgebenden  Gesetze,  der  den  entsprechenden  Entwürfen 
der  Staatsregierungen  s.  Zt.  beigegebenen  Motive  sowie  der 
wichtigsten  bei  der  Durchberatung  dieser  Vorlagen  in  den 
Kammern  bezw.  deren  Kommissionen  gepflogenen  Verhand- 
lungen oder  sie  geben  in  der  Hauptsache  gar  nur  eine  ein- 
fache, mehr  für  die  Praxis  berechnete  Übersicht  der  Be- 
dingungen der  Darlehnsgewährung  nebst  einigen  statistischen 
Angaben  über  die  Resultate  des  bisherigen  Wirkens  der  be- 
treffenden Anstalten. 

Im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  hat  aller- 
dings Hermes  die  ganze  Materie  einer  enggedrängten 
Erörterung  und  Kritik  unterzogen,  ^)  doch  konnte  hierbei 
natürlicherweise  nur  auf  die  allerbedeutsamsten  Momente  in 
aller  Kürze  eingegangen  werden  —  haben  doch  verschiedene 
der  in  Betracht  kommenden  Institute  eigentlich  bloss  mit  ihrem 
Namen  Erwähnung  gefunden  — ,  auch  lässt  der  ganze  Artikel 
immer  noch  an  Vollständigkeit  zu  wünschen  übrig,  denn  wenn 
er  auch  die  Grossherzoglich  Hessische  Landeskreditkasse  und 
die  Bodenkreditanstalt  für  das  Herzogtum  Oldenburg,  die 
wenigstens  zu  jener  Zeit  sicher  nicht  in  erster  Linie  als 
Landeskultur-ßentenbanken  fungierten,  ^)  diesen  zurechnet,  so 

1)  Siehe  daselbst  Artikel  „Landeskultur-Rentenbanken". 

2)  Hierüber  siehe  im  folgenden  die  diesbezüglichen  Kapitel. 
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hat  er  andererseits  verschiedene  Institute  der  preussischetl 
Provinzial- Verbände,  die  in  Ansehung  ihrer  ganzen  Einrich- 
tungen zum  mindesten  den  gleichen  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung gehabt  haben  müssten  wie  jene,  nicht  mit  er- 
wähnt. 

Wenn  nun  in  der  vorliegenden  Arbeit  der  Versuch  ge- 
macht worden  ist,  obige  Lücke  auszufüllen,  so  kann  darin 
aber  nicht  etwa  deren  vornehmste  Aufgabe  erblickt  werden. 
In  den  Mittelpunkt  aller  Untersuchungen  ist  vielmehr  das 
preussische  Gesetz  vom  13.  Mai  1879,  betreffend  die 
Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken,  gestellt 
worden,  welches  ebenso  wie  die  auf  Grund  seiner  Normativ- 
bestimmungen ins  Leben  getretenen  Institute  fast  durchweg 
eine  sehr  wenig  günstige  Beurteilung  erfahren  hat,  während 
demgegenüber  den  gleichartigen  Anstalten  verschiedener 
anderer  deutscher  Bundesstaaten  in  der  Regel  das  denkbar 
beste  Zeugnis  ausgestellt  worden  ist.  In  Anbetracht  dieses 
Umstandes  wie  auch  der  nicht  unwesentlichen  Bedeutung, 
welche  der  Beförderung  nützlicher  Kulturarbeiten  durch  Er- 
öffnung spezieller,  zweckentsprechend  ausgestalteter  Kredit- 
quellen zur  Beschaffung  der  zu  diesem  Behuf e  erforderlichen 
Kapitalien  aus  verschiedenen,  hier  nicht  weiter  zu  erörternden 
Gründen  beigemessen  werden  muss,  ist  es  für  notwendig  er- 
achtet worden,  durch  eine  tunlichst  detaillierte  Behandlung 
des  gesamten  deutschen  Meliorationskreditwesens 
vor  allen  Dingen  die  Ursachen,  aus  denen  die  Misserfolge 
der  preussischen  Landeskultur-Rentenbanken  herzuleiten  sein 
dürften,  klarzulegen  sowie  gewisse  Anhaltspunkte  für  eine 
eventuelle  Reorganisation  derselben  zu  gewinnen.  Eine  solche 
wird  dann  zum  Schluss  direkt  in  Anregung  zu  bringen  sein, 
da  sich  ja  die  Nationalökonomie  nicht  nur  mit  dem  Zustande 
des  Seins  sondern  auch  mit  demjenigen  des  Seinsollens  zu 
beschäftigen  hat  und  stets  für  eine  möglichste  Annäherung 
als  unzulänglich  erfundener  bestehender  Verhältnisse  an  den 
letzteren  einzutreten  bestrebt  sein  muss. 

Dementsprechend  würde  sich  das  Programm  der  eigent- 
lichen Arbeit  dahin  skizzieren  lassen,  dass  in  einem  ersten 
Teile  die  einschlägigen  Krediteinrichtungen  Preussens  und  in 
einem  zweiten  diejenigen  aller  übrigen  hier  in  Betracht  zu 
ziehenden  Bundesstaaten  einer  umfassenden  Untersuchung  von 
bei  späterer  Gelegenheit  anzugebenden  Gesichtspunkten  aus 
unterzogen  werden  sollen,  w^orauf  sich  dann  in  einem 
dritten  Teile  Veranlassung  bieten  wird,  nach  Zusammen- 
fassung der  wichtigsten   Resultate  der  vorausgegangenen 


ErÖrterutlg'eü  und  BegründuDg  der  Notwendigkeit  einer  durch- 
greifenden Sanierung  der  preussischen  Verhältnisse  noch  ver- 
schiedene auf  die  Herbeiführung  einer  solchen  abzielende 
Vorschläge  zu  machen  und  diese  auf  ihre  Berechtigung  wie 
ihren  praktischen  Wert  hin  zu  prüfen. 

Den  speziellen  Untersuchungen  über  die  Organisation 
des  Meliorationskredits  im  Deutschen  Eeiche  ist  endlich  noch 
in  einem  besonderen  Abschnitte  unter  dem  Titel  „Der 
Meliorationskredit  und  seine  Organisation  im  allgemeinen" 
eine  enggedrängte  Übersicht  aller  derjenigen  Materien  voraus- 
geschickt worden,  welche  sich  für  jene  in  irgendwelcher  Be- 
ziehung als  von  Wichtigkeit  erweisen.  Dieselbe  behandelt 
in  einem  ersten  Kapitel  die  gesamten  zur  Beförderung  der 
Durchführung  nützlicher  Kulturarbeiten  seitens  der  Allgemein- 
heit zu  treffenden  Massnahmen^  in  einem  zweiten  die  speziell 
auf  eine  Erleichterung  der  Kapitalbeschaffung  zu  derartigen 
Zwecken  abzielenden,  erörtert  sodann  in  einem  dritten  die 
Art  und  Weise,  in  welcher  die  verschiedenen  Kategorien  der 
Meliorations  -  Unternehmer  angeliehene  Kapitalien  sicherzu- 
stellen haben  und  in  einem  vierten  die  Wesenseigentümlich- 
keiten der  Kreditart  selbst.  Auf  Grund  der  hierbei  gewonnenen 
Eesultate  wurde  fernerhin  in  einem  fünften  Kapitel  eine 
Präzisierung  aller  überhaupt  an  eine  zweckentsprechende 
Organisation  des  Meliorationskredits  billigerweise  zu  stellenden 
Anforderungen  vorgenommen,  worauf  endlich  in  einem  sechsten 
und  letzten  noch  die  Notwendigkeit  der  Schaffung  besonderer 
Einrichtungen  auf  besagtem  Gebiete  eingehend  dargelegt 
worden  ist. 

Zum  Behufe  der  Abfassung  der  speziellen  Teile  der 
vorliegenden  Arbeit  musste  häufig  genug  direkt  auf  das  in 
Gestalt  von  Gesetzen,  Verordnungen,  Statuten,  Reglementen, 
Haushaltsplänen,  Rechenschafts-  und  Vermögensberichten  so- 
wie sonstiger  statistischer  Angaben  allerdings  in  reichlichstem 
Umfange  verfügbar  gewesene  Quellenmaterial  zurückgegriffen 
werden,  da  sich  die  über  die  ganze  in  Betracht  gezogene 
Materie  vorhandene  Literatur  im  allgemeinen  als  ziemlich 
dürftig  erwies,  und  wurde  infolgedessen  auch  der  besseren 
Übersicht  halber  einem  jeden  einzelnen  Abschnitte  gleich  ein 
besonderes  Verzeichnis  seiner  wichtigsten  Unterlagen  bei- 
gegeben. In  grösserem  Massstabe  benutzt  werden  konnten 
eigentlich  nur  Schober  „Die  Landeskultur-Rentenbanken  in 
Preussen,  Sachsen  und  Hessen",  Hecht  „Die  Organisation 
des  Bodenkredits  in  Deutschland"  sowie  „Der  europäische 
Bodenkredit"  nebst  einer  dem  preussischen  Landwirtschafts- 
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minister  in  Sachen  der  Errichtung  einer  Landeskultur-ßenteii- 
bank  für  die  Provinz  Sachsen  von  der  dortigen  Landwirt- 
schaftskammer vor  einigen  Jahren  unterbreiteten  Denkschrift, 
welche  übrigens  auch  einen  in  gewisser  Hinsicht  nicht  un- 
wesentlichen Einfluss  auf  die  Art  und  Weise  der  Behandlung 
des  Stoffes  ausgeübt  hat. 

Das  Material  für  den  Abschnitt  allgemeinen  Inhaltes 
haben  dagegen  in  der  Hauptsache  die  Buchenberger'schen 
Schriften  „Agrarwesen  und  Agrarpolitik"  bezw.  „Grundzüge 
der  deutschen  Agrarpolitik"  geliefert,  doch  wurde  ausserdem 
noch  vielfach  auf  die  einschlägigen  Kapitel  in  den  wichtig- 
sten Werken  über  angewandte  Volkswirtschaft,  namentlich 
Philip povich  „Grundriss  der  politischen  Ökonomie",  von 
Stein  „Handbuch  der  Verwaltungslehre",  von  Mo  hl  „Polizei- 
wissenschaft", Rau  „Lehrbuch  der  politischen  Ökonomie", 
Eo scher  „System  der  Volkswirtschaft"  und  anderen  mehr 
zurückgegriffen.  Bezüglich  einzelner  spezieller  Untersuchungen 
sind  ferner  neben  den  betreffenden  Artikeln  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften  unter  anderen  insbesondere 
Knies  „Der  Kredit",  Krafft  „Lehrbuch  der  Landwirtschaft", 
von  der  Goltz  „Handbuch  der  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
lehre" zu  Rate  gezogen  worden,  auch  erwies  sich  hierbei 
verschiedentlich  das  den  nachfolgenden  Teilen  zu  Grunde 
gelegte  Quellenmaterial  als  von  grossem  Nutzen,  wie  anderer- 
seits bei  der  Bearbeitung  dieser  letzteren  wiederum  hier  und 
da  aus  der  oben  angegebenen  Literatur  geschöpft  werden 
konnte. 

Im  Anschluss  an  vorstehendes  möge  es  mir  noch  ver- 
gönnt sein,  den  mit  der  Verwaltung  der  in  den  Kreis  der 
Forschungen  einbezogenen  Kreditinstitute  und  sonstigen  Ein- 
richtungen betrauten  öffentlichen  Behörden  und  Organen, 
welche  mir  bei  der  Beschaffung  des  Quellenmaterials  fast 
durchweg  das  grösste  Entgegenkommen  bewiesen  haben,  auch 
an  dieser  Stelle  für  alle  mir  zu  Teil  gewordene  Unterstützung 
verbindlichsten  Dank  zu  sagen.  Ganz  besonders  verpflichtet 
fühle  ich  mich  dem  Landeshauptmann  der  Provinz  Sachsen, 
Herrn  Geheimen  Oberregierungsrat  Bartels,  durch  dessen 
Güte  mir  die  Benutzung  der  im  Archiv  des  Sächsischen  Pro- 
vinzial-Verbandes  ruhenden  einschlägigen  Akten  und  Statistiken 
möglich  wurde,  sowie  dem  geschäftsführenden  Direktor  der 
Landwirtschaftskammer  für  die  Provinz  Sachsen,  Herrn 
Ökonomierat  Dr.  Rabe,  und  dem  Vorsteher  der  Abteilung 
für  Volkswirtschaft  letztgenannter  Korporation,  Dr.  Freiherrn 
von  Stockhausen,  welche  mir  bei  meinen  Studien  in  ver- 


schiedeiien  Richtlinien  hin  höchst  wertvolle  Hilfe  zu  gewähren 
in  der  Lage  gewesen  sind. 

In  Angriff  genommen  habe  ich  die  vorliegende  Arbeit 
auf  Veranlassung  des  Herrn  Professor  Dr.  Onckeu,  Bern, 
meines  hochverehrten  Lehrers,  welchem  ich  auch  an  diesem 
Platze  für  alle  mir  in  so  reichem  Masse  zu  Teil  gewordene 
Unterweisung  und  Förderung  meinen  herzlichsten  Dank  aus- 
zusprechen mich  gedrungen  fühle. 


Der  Meliorationskredit  und  seine  Organisation 
im  allgemeinen. 


1.  Die  Förderung  der  Melioration  im  allgemeinen. 

Die  Beförderung  landwirtschaftlicher  Meliorationen  ist 
in  erster  Linie  Sache  des  Staates,  dem  jedoch  bei  der  Er- 
füllung dieser  Aufgabe  sowohl  die  ihm  untergeordneten  Ver- 
bände der  Selbstverwaltung  und  die  gesetzlichen  Organe  der 
landwirtschaftlichen  Interessenvertretung  nach  Massgabe  der 
ihnen  übertragenen  Funktionen  und  zustehenden  Befugnisse 
als  auch  die  privaten  Fach- Vereinigungen  der  Angehörigen 
des  landwirtschaftlichen  Berufsstandes  im  Rahmen  ihres  frei- 
willig übernommenen  Wirkungskreises  helfend  und  ergänzend 
zur  Seite  zu  treten  haben.  Die  hierbei  in  Betracht  kommenden 
Massnahmen  gehören  zwar  den  allerverschiedensten  Gebieten 
der  Agrarpolitik  an,  sind  aber  zum  guten  Teile  ganz  spezi- 
fischer Natur  und  lassen  sich  infolgedessen  recht  wohl  zu 
einem  besonderen  Abschnitte  vereinigen,  wie  es  auch  im 
folgenden  in  aller  Kürze  geschehen  soll.  Als  notwendig  oder 
zweckmässig  erweisen  sie  sich  wie  so  viele  andere  ihnen  sehr 
nahestehende  einerseits  im  Interesse  einer  möglichsten  Hebung 
des  Standes  der  Bodenkultur  und  damit  zugleich  einer  Steigerung 
der  heimischen  Produktion  an  pflanzlichen  Rohstoffen,  anderer- 
seits zur  tunlichsten  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage 
der  Landbau  treibenden  Bevölkerungsschichten,  welche  nicht 
nur  der  Zahl  nach  sondern  auch  aus  verschiedenen  anderen, 
hier  nicht  näher  zu  erörternden  Gründen  zu  den  allerwich- 
tigsten  Bestandteilen  des  Volksganzen  gehören. 

Jede  Erleichterung  der  Durchführung  von  Meliorations- 
Unternehmungen  setzt  natürlich  das  Vorhandensein  von  Hinder- 
nissen voraus,  welche  dieselbe  zu  erschweren  bezw.  zu  ver- 
unmöglichen geeignet,  einer  Beseitigung  jedoch  keineswegs 
völlig  entrückt  sind.    Solche  ergeben  sich  in  der  Hauptsache 
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einerseits  aus  den  besonderen  Verhältnissen  des  verbesserungs- 
bedürftigen Grund  und  Bodens  selbst,  andererseits  aus 
denjenigen  seines  Eigentümers  oder  Be Wirtschafters. 

Einer  der  vornehmsten  Missstände  in  der  ersterwähnten 
Eichtung  hin  resultiert  daraus,  dass  in  vielen  Fällen  Melio- 
rationen nur  bei  Ausdehnung  auf  grössere,  zusammenhängende 
Flächen  als  zweckentsprechend  und  rentabel  erscheinen,  dann 
aber  infolge  der  in  unserem  Vaterlande  oft  sehr  weitgehenden 
Bodenzersplitterung  in  der  Eegel  nicht  das  ganze  von  ihnen 
direkt  oder  indirekt  zu  ergreifende  Areal  sich  im  Besitze 
eines  einzigen  Grundeigentümers  befindet.  Bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  kann  dem  ja  schon  durch  die  Flurbereinigung 
und  die  in  Verbindung  mit  derselben  vorzunehmenden  gene- 
rellen Arbeiten,  zu  denen  übrigens  nicht  selten  auch  eigent- 
liche Meliorationen  zu  gehören  pflegen,  abgeholfen  w^erden, 
doch  wird  sich  hierdurch  allen  Bedürfnissen  in  der  Regel 
kaum  entsprechen  lassen.  Mag  auch  die  vorerwähnte  Kultur- 
massregel häufig  genug  Komplexe,  auf  denen  die  erforder- 
lichen Bodenverbesserungen  selbständig  mit  Vorteil  ausgeführt 
werden  können,  in  der  Hand  eines  einzelnen  vereinigen,  so 
werden  doch  andererseits  zahlreiche  Unternehmungen  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Rentabilität  oder  überhaupt  in  Anbetracht 
der  örtlichen  Verhältnisse  eine  derartige  Ausdehnung  zu  er- 
fahren haben,  dass  sie,  sofern  nicht  sehr  grosse,  geschlossene 
Besitzungen  in  Frage  kommen,  notwendigerweise  das  Eigen- 
tum mehrerer  oder  vieler  Personen  unmittelbar  berühren  und 
demzufolge  auch  durch  deren  Gesamtheit  nach  einheitlichem 
Plane  und  auf  gemeinschaftliche  Kosten  ausgeführt  werden 
müssen.  Kann  dies  aber  nicht  gerade  im  Zusammenhang  mit 
der  Verkoppelung  oder  von  Gemeindewegen  geschehen,  so 
wird  die  Aufgabe  nur  dadurch  zu  lösen  sein,  dass  die  Eigen- 
tümer sämtlicher  interessierter  Grundstücke  sich  zu  einer 
besonderen  Kulturgenossenschaft  zusammenschliessen  und 
die  Herstellung  der  für  notwendig  erachteten  Anlagen  etc. 
dann  von  dieser  übernommen  wird. 

Sache  des  Staates  ist  es  nun,  ebenso  wie  von  ihm  die 
erforderlichen  Normen  für  das  bei  Feldbereinigungen  zu 
beobachtende  Verfahren  aufgestellt  werden  müssen,  auch  diesen 
Meliorationsverbänden  eine  feste  rechtliche  Ordnung  zu  geben, 
und  zwar  betreffen  die  von  ihm  zu  erlassenden  gesetzlichen 
Vorschriften  sowohl  die  Art  und  Weise  der  Bildung  derartiger 
Korporationen  nebst  den  Bedingungen  des  Beitritts  zu  den- 
selben als  auch  die  für  ihre  Organisation  und  Verwaltungs- 
tätigkeit massgebenden  Prinzipien,  insbesondere  den  Umfang 


der  ihnen  den  einzelnen  Mitg-liedern  gegenüber  zustehenden 
Befugnisse  sowie  endlich  ihr  Verhältnis  zur  Staatsgewalt 
selbst.  Von  grösster  Bedeutung  ist  namentlich,  dass  durch 
die  Gesetzgebung  die  Möglichkeit  eröffnet  wird,  die  Eigen- 
tümer sämtlicher  an  einem  geplanten  Meliorations-Unternehmeu 
interessierter  Bodenparzellen  unter  gewissen  Voraussetzungen 
z  Wangs  weise  zu  einer  Genossenschaft  zusammenzuschüessen, 
denn  die  Überzeugung  von  der  Nützlichkeit  der  in  Aussicht 
genommenen  Veranstaltungen  wird  in  den  beteiligten  Kreisen 
nur  höchst  selten  durchweg  vertreten  sein.  Fast  immer,  be- 
sonders wenn  in  der  Hauptsache  Kleinbesitzer  in  Frage 
kommen,  werden  sich  zum  mindesten  einzelne  finden,  welche 
entweder  aus  Eechthaberei,  Mangel  an  Einsicht,  Furcht  vor 
Übervorteilung  oder  Schädigungen  und  dergleichen  oder  aber 
aus  grundsätzlicher  Gegnerschaft  gegen  Neuerungen  jedweder 
Art  sich  strickt  ablehnend  verhalten  und  somit  die  erforder- 
liche Vereinigung*  zu  gemeinsamem  Handeln  vollkommen  un- 
möglich machen  würden,  wenn  dieselbe  nur  bei  Zustimmung 
aller  Beteiligten  erfolgen  könnte. 

Ehemals  hat  sich  deshalb  bisweilen  der  Staat  selbst 
die  Macht  zur  Bildung  von  Zwangsverbänden  nach  eigenem 
Ermessen  beigelegt,  ohne  dass  dazu  die  vorherige  Befragung 
der  Interessenten  oder  das  Einverständnis  eines  gewissen 
Teiles  derselben  erforderlich  gewesen  wäre,  doch  hat  die 
Ansicht,  dass  wenigstens  ein  bestimmter  Prozentsatz  der 
Nächstbeteiligten  von  der  Notwendigkeit  und  Zweckmässigkeit 
der  Vergenossenschaftlichung  durchdrungen  sein  müsse,  wenn 
der  Eest  zum  Beitritt  verpflichtet  sein  solle,  allgemein  dazu 
geführt,  dass  obiges  Verfahren  durch  eine  mildere  Praxis 
ersetzt  worden  ist.  Im  einzelnen  ist  diese  länderweise  zwar 
sehr  verschiedenartig  gestaltet,  doch  beruht  sie  durchweg  auf 
dem  Grundsatze,  dass  ein  zwangsweiser  Zusammenschluss 
von  Grundbesitzern  nur  dann  erfolgen  darf,  wenn  entweder 
aus  deren  Reihen  ein  direkter  dahingehender  Antrag  gestellt 
wird  oder  ihre  Mehrheit  sich  in  einer  dieserhalb  zu  veranstalten- 
den Abstimmung  unmittelbar  oder  stillschweigend  damit  ein- 
verstanden erklärt. 

Selbstverständlicherweise  kann  die  ICrrichtung  von 
Kulturverbänden,  wenn  sie  nicht  zu  grossen  Unbilligkeiten 
Veranlassung  geben  soll,  immer  nur  die  Inkorporierung  der 
unmittelbar  interessierten  Landwirte  bezwecken,  für  deren 
Eigentum  das  geplante  Meliorations-Unternehmen  einen  tat- 
sächlichen positiven  Nutzen  verspricht.  Da  nun  aber  speziell 
Eüt-  und  Bewässerungsanlagen  häufig  genug  den  Besitz  oder 
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die  wohlerworbenen  Eechte  solcher  Personen  berühren  müssen, 
welche  von  ihnen  keinerlei  Vorteile  sondern  wohl  gar  direkten 
Schaden  zu  gewärtigen  haben,  so  wird  fernerhin  noch  dafür 
Sorge  zu  tragen  sein,  dass  aussichtsvolle  und  vielleicht  für 
weile  Kreise  bedeutsame  Bodenverbesserungen  nicht  durch 
unberechtigte  Einsprüche  bezw.  extravagante  Entschädigungs- 
forderungen derartiger  Dritter  zur  Unmöglichkeit  gemacht 
werden.  Erreichen  lässt  sich  dies  durch  eine  zweckent- 
sprechende Ausgestaltung  des  Wasser  recht  es,  welche  den 
Bedürfnissen  der  Landeskultur  in  einem  ihrer  Bedeutung 
angemessenen  Umfange  Rechnung  trägt,  ohne  freilich  ander- 
weitige, entgegengesetzte  Interessen  über  Gebühr  zu  vernach- 
lässigen. In  praxi  ist  allerdings  gerade  auf  die  letzteren 
vielfach  ein  unverhältnismässig  grosses  Gewicht  gelegt  und 
damit  zu  deren  Gunsten  die  Ausführung  nützlicher  Kultur- 
arbeiten in  einer  Weise  erschwert  worden,  welche  mit  dem 
Grundsatze,  dass  jede  Regelung  dieser  Materie  stets  das 
Ganze  im  Auge  behalten  muss,  kaum  in  Einklang  zu  bringen 
sein  dürfte. 

Das  Wasserrecht  umfasst  einerseits  die  Vorschriften 
über  die  Bildung  und  Organisation  der  Wassergenossenschaften, 
welche  allerdings  in  manchen  Staaten  Gegenstand  einer 
eigenen  Gesetzgebung  geworden  sind,  andererseits  die  Be- 
stimmungen über  die  Art  und  das  Mass  der  privatrechtlichen 
Ansprüche  wie  der  öffentlich-rechtlichen  Verpflichtungen  aller 
am  Wasser  in  irgend  einer  Weise  Interessierten.  Aus  der 
Gesamtheit  der  letzteren  lassen  sich  wiederum  in  der  Haupt- 
sache zwei  Gruppen  ausscheiden,  welche  bei  der  Durchführung 
von  Massnahmen  der  Landeskultur  eine  ganz  besonders  be- 
deutsame Rolle  zu  spielen  haben.  Die  eine  derselben  betrifft 
die  Ordnung  des  Rechtes  am  Wasser  selbst  und  kommt 
demnach  vor  allen  Dingen  bei  der  Herstellung  von  Bewässerungs- 
anlagen in  Betracht,  während  die  andere,  welche  die  gesetz- 
liche Regelung  der  Vorflut  Verhältnisse  zum  Gegenstand 
hat,  sich  namentlich  für  Entwässerungsarbeiten  als  von  grosser 
Bedeutung  erweist. 

Während  die  Beseitigung  von  Schwierigkeiten,  welche 
Meliorations-Unternehmungen  aus  den  Eigentumsverhältnissen 
am  Grund  und  Boden  erwachsen,  nach  Massgabe  von  Gesetzen 
erfolgt,  welche  vom  Staate  kraft  der  ihm  zustehenden  Zwangs- 
gewalt erlassen  werden  und  demzufolge  für  jedermann  un- 
bedingte Geltung  besitzen,  lassen  sich  Hindernisse,  welche 
aus  den  persönlichen  Verhältnissen  der  Landwirte  selbst  her- 
zuleiten sind,  lauge  nicht  in  der  gleichen  radikalen  Weise 
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aus  dem  Wege  räumen,  so  zahlreich  die  dieserhalb  getroffenen 
Veranstaltungen  auch  sein  mögen.  Dies  erscheint  allerdings 
nicht  weiter  verwunderlich,  wenn  in  Betracht  gezogen  wird, 
dass  der  einzelne  zur  Benutzung  derselben  ebensowenig  ver- 
pflichtet werden  kann  wie  zur  Befolgung  und  praktischen 
Anwendung  ihm  zu  Teil  gewordener  Aufklärungen  und  Be- 
lehrungen. Infolge  dieses Umstandes  wird  auch  die  umfassendste 
Popularisierung  der  gebotenen  Einrichtungen  höchst  selten 
sogleich  zu  einer  ihrer  Nützlichkeit  und  Zweckmässigkeit  ent- 
sprechenden Würdigung  und  Inanspruchnahme  derselben  Ver- 
anlassung geben  und  selbst  die  intensivste  Einwirkung  zu 
Gunsten  wichtiger  Massregeln  der  Bodenverbesserung  häufig 
genug  nur  ganz  allmählich  zu  dem  gewünschten  Ergebnis 
führen. 

Soll  deshalb  die  gestellte  Aufgabe  eine  einigermassen 
befriedigende  Lösung  erfahren,  so  bedarf  es  neben  der  Er- 
richtung und  dem  stetigen  weiteren  Ausbau  von  Anstalten 
der  einschlägigen  Art  einer  unausgesetzten  Bearbeitung  der 
ländlichen  Bevölkerung,  welche,  um  ihren  Zweck  in  möglichst 
vollkommener  Weise  zu  erfüllen,  ein  planmässiges  Hand  in 
Handgehen  aller  zur  Förderung  der  Melioration  berufenen 
Faktoren^)  erfordert.  Insbesondere  die  freiwilligen  und  ge- 
setzlichen Organisationen  der  Landwirtschaft  selbst  werden 
hierbei  eine  sehr  wichtige  Rolle  zu  spielen  haben,  da  ihnen 
in  erster  Linie  die  direkte  Beeinflussung  der  Berufsgenossen 
zufallen  muss,  zu  der  sie  sich  infolge  ihrer  engen  Verbindung 
mit  denselben  und  des  hohen  Vertrauens,  welches  sie  in  deren 
Kreisen  zu  geniessen  pflegen,  sowie  endlich  mit  Rücksicht 
auf  ihre  lokale  Gliederung  gewöhnlich  in  viel  höherem  Masse 
geeignet  erweisen  als  irgend  eine  staatliche  Behörde. 

Daran,  dass  an  und  für  sich  wohl  mögliche  und  zweck- 
mässige Verbesserungen  von  Bodenflächen  aus  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Gründen  unterbleiben,  kann  einerseits  das 
Fehlen  jeglichen  Verständnisses  für  die  Wichtigkeit  und  den 
Nutzen  derselben  bei  den  betreffenden  Grundeigentümern  2) 
die  Schuld  tragen,  andererseits  deren  Unvermögen,  die  Her- 
stellungskosten der  erforderlichen  Anlagen  aus  eigenen  Mitteln 
zu  bestreiten.  Notwendig  ist  demnach,  dass  die  Landwirte 
zunächst  einmal  den  Wert  und  die  Vorteile  der  Melioration 
für  ihr  ganzes  Gewerbe  zu  erfassen  lernen,  woran  es  leider 
noch  immer  vielfach  mangelt,  denn  dies  muss  gewissermassen 
als  allererste  Voraussetzung  für  die  Inangriffnahme  derartiger, 

1)  Verg'l.  Seite  7. 

2)  Vergl.  Seite  9. 


oft  tief  in  den  g-esamten  Wirtschaftsbetrieb  eingreifender 
Arbeiten  angesehen  werden.  Hierzu  haben  vor  allen  Dingen 
die  spezifisch  landwirtschaftlichen  Unter- 
richtsanstalten  aller  Grade  beizutragen,  welche  ihren 
Schülern  zum  mindesten  die  Grundbegriffe  der  Kulturtechnik 
lehren  sollten,  wobei  es  allerdings  weniger  darauf  ankommen 
dürfte,  sie  mit  den  eigentlichen  Details  vertraut  zu  machen, 
als  ihnen  die  Bedeutung  der  g-anzen  Sache  an  sich  vorzuführen, 
die  Fälle,  in  denen  einschläg-ige  Massregeln  angezeigt  er- 
scheinen, darzulegen  und  deren  mutmasslichen  Erfolg  zu  ent- 
wickeln, um  auf  diese  Weise  den  in  die  Praxis  Eintretenden 
in  den  Stand  zu  setzen,  sich  ein  selbständiges  Urteil  über 
das  gesamte  Gebiet  des  Meliorationswesens  zu  bilden. 

Die  Verbreitung  und  Erweiterung  entsprechender  Kennt- 
nisse in  den  Kreisen  der  bereits  ausübenden  Landwirte  wird 
einerseits  durch  allgemeinverständliche  Publikationen 
in  der  Fachpresse  und  den  Vereinsblättern  anzustreben  sein, 
andererseits  durch  Organisierung  einer  planmässigen  Wander- 
lehrtätigkeit,  welche  teils  im  allgemeinen,  teils  in  An- 
knüpfung an  spezielle  Fälle  durch  Abhaltung  von  Vorträgen 
sowie  geeignetenfalls  durch  praktische  Demonstrationen  sich 
aufklärend  und  anregend  zu  betätigen  hat.  Diese  Formen 
der  Einwirkung  werden  sich  freilich  allein  zur  Bekämpfung 
des  besonders  im  Bauernstande  noch  vielfach  herrschenden 
Misstrauens  gegen  Neuerungen  nicht  als  genügend  erweisen 
und  finden  deshalb  eine  höchst  zweckmässige  Ergänzung  in 
der  Vorführung  rationeller,  mustergiltiger  Melio- 
rationsanlagen, denn  gerade  das  Beispiel  augenscheinlich- 
sten Erfolges  bildet  ein  sehr  geeignetes  Mittel  zur  Anbahnung 
von  Fortschritten  jeder  Art.  Sache  des  Staates  und  der  von 
ihm  zur  Mitarbeit  herangezogenen  Organe  wird  es  infolge- 
dessen sein  müssen,  entweder  selbst  solche  Vorbilder  ins  Leben 
zu  rufen  oder  durch  Gewährung  von  Geldbeihilfen  sowie 
sonstiger  Vorteile  und  Vergünstigungen  geeignete  Privat- 
personen dazu  zu  veranlassen. 

Dass  der  Grundbesitzer  sowohl  den  Wert  der  Kultur- 
arbeiten an  sich  zu  schätzen  weiss  als  auch  darüber  unter- 
richtet ist,  unter  welchen  Verhältnissen  und  Bedingungen 
sich  solche  auf  seinen  eigenen  Ländereien  mit  Vorteil  zur 
Anwendung  bringen  lassen,  gehört  ja  schliesslich  ebensowohl 
zum  Fache  wie  die  Beurteilung  der  Zweckmässigkeit  irgend 
einer  Düngungs-  oder  Bestellungsraethode.  Auch  mit  der 
laufenden  ordnungsgemässen  Instandhaltung  vollendeter 
Meliorationen  wird  er  einigermassen  vertraut  sein  müssen, 
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während  allerdiDj^s  die  sachgemässe  Aiifstellung"  der  Projekte 
selbst  und  die  Leitung  bezw.  Überwachung  der  vorzunehmen- 
den Arbeiten  ein  spezielles  Wissen  voraussetzen,  welches  im 
allgemeinen  nicht  von  ihm  verlangt  werden  kann.  Hierzu 
wird  vielmehr  in  der  Regel  die  Hilfe  von  Technikern  in 
Anspruch  genommen  werden  müssen,  welche  mit  allen  er- 
forderlichen Kenntnissen  in  der  vollkommensten  Weise  aus- 
gerüstet die  Ausübung  derartiger  Funktionen  als  Lebensberuf 
betreiben. 

Sehr  viel  wird  natürlich  darauf  ankommen,  dass  solche 
Personen  überall  im  Lande  in  einer  Zahl  vorhanden  sind, 
welche  zur  Befriedigung  aller  Bedürfnisse  vollständig  ausreicht, 
und  dass  sie  ausserdem  ihr  Fach  wirklich  seinem  ganzen 
Umfange  nach  beherrschen,  denn  auf  falsche  Voraussetzungen 
basierte,  fehlerhaft  projektierte  und  ausgeführte  Unter- 
nehmungen bedeuten  nicht  nur  für  den  betreffenden  Grund- 
besitzer selbst  eine  empfindliche  pekuniäre  Schädigung  sondern 
werden  auch  auf  andere  Meliorationslustige  direkt  abschreckend 
wirken.  Unbedingt  notwendig  ist  es  deshalb,  dass  durch 
geeignete  Veranstaltungen  hinreichende  Gelegenheit  zur 
speziellen  Ausbildung  in  der  Kulturtechnik  ge- 
schaffen wird,  welche,  Avenn  sie  auch  in  vielen  Beziehungen 
in  engster  Verbindung  mit  der  Wasserbaukunst  steht,  doch 
wieder  ein  Gebiet  ganz  eigenartiger  Aufgaben  bildet  und  vor 
allem  ein  beträchtliches  Ausmass  spezifisch  landwirtschaftlicher 
Kenntnisse  erfordert,  die  den  gewöhnlichen  Wasserbau- 
ingenieuren in  der  Regel  vollkommen  abzugehen  pflegen. 

Die  Mittel  zur  Erwerbung  aller  derjenigen  Fähigkeiten, 
welche  zur  Erfüllung  der  Funktionen  eines  Kulturingenieurs 
als  notwendig  erachtet  werden  müssen,  haben  die  technischen 
bezw.  landwirtschaftlichen  Akademien  zu  bieten,  an  denen  zu 
diesem  Behufe  gewöhnlich  besondere  Kurse  oder  Schulen  ein- 
gerichtet und  überhaupt  alle  einschlägigen  Disziplinen  in 
systematischer  Vollständigkeit  und  wissenschaftlicher  Tiefe 
vorgetragen  werden.  Nebendem  dienen  eigene  Fachlehr- 
anstalten, die  sogenannten  Wiesenbauschulen,  deren  Unter- 
richt hauptsächlich  auf  die  Aneignung  einer  gewissen  prak- 
tischen Routine  abzielt,  zur  Ausbildung  von  Technikern 
niederen  Grades,  ^)  eines  speziell  in  der  pfleglichen  Behandlung 
und  Beaufsichtigung  von  Melioration s- Anlagen  geschulten 
Unterpersonals ^)  sowie  regelrechter  Wiesen-  und  Drainarbeiter, 
welche  mit  allen  zur  Ausübung  ihres  Berufes  erforderlichen 

1)  Wiesenbaumeister,  Draintechniker. 

2)  Wiesenwärter,  Kulturaufseher. 
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matiuellen  Fertigkeiten  und  Kunstgriffen  auf  das  innigste 
vertraut  sind. 

Nun  genügt  es  allerdings  nicht,  dass  der  Staat  solchen 
Personen,  welche  sich  der  Durchführung  von  Massnahmen  der 
Bodenkultur  zu  widmen  wünschen,  lediglich  die  Möglichkeit 
eröffnet,  sich  das  gesamte  dazu  notwendige  Wissen  und 
Können  durch  ein  spezielles  Fachstudium  zu  erwerben,  sondern 
er  muss  auch  deren  Dienste  den  Besitzern  meliorations- 
bedürftiger Ländereien  in  geeigneter  Weise  zur  Verfügung 
stellen.  Am  vollkommensten  wird  sich  dies  durch  die  Ein- 
richtung eines  besonderen,  sachgemäss  ausgestalteten  kultur- 
technischen Dienstes  erreichen  lassen,  dessen  Funktionäre 
sich  voll  und  ganz  ihrem  Spezialgebiete  zu  widmen  in  der 
Lage  sind  und  nicht  etwa  noch  durch  diesem  sehr  fernliegende 
Aufgaben  des  Strassen-  und  Wegebaus  in  Anspruch  genommen 
werden,  da  ihnen  hierdurch  vor  allem  die  Entfaltung  einer 
eigenen  wirksamen  Initiativtätigkeit  wohl  vollkommen  unmög- 
lich gemacht  werden  würde.  Gerade  weil  die  Kulturtechnik 
Fragen  ganz  eigenartiger  Natur  zu  lösen  hat  und  eine  be- 
sondere fachliche  Vorbildung  erfordert,  erscheint  ihre  scharfe 
Trennung  von  den  übrigen  Zweigen  des  öffentlichen  Bau- 
wesens und  die  Schaffung  eigener  Organe  für  sie  mit  einem 
räumlich  nicht  allzu  ausgedehnten  Arbeitsfelde  als  dringend 
geboten  und  ist  von  Buchenberger  unter  Hinweis  auf  die 
in  der  Praxis  damit  erzielten  Resultate  als  eines  der  erfolg- 
reichsten Mittel  zur  Beförderung  von  Meliorationen  em- 
pfohlen worden.^) 

Zu  erwähnen  wäre  endlich  noch,  dass  zu  den  wichtig- 
sten Hilfsmitteln  der  Kulturtechnik  die  eingehende  Erforschung 
der  Boden-  und  Wasserverhältnisse  des  ganzen  Landes  gehört. 
Dieselbe  erfolgt  insbesondere  durch  eine  planmässige geologisch- 
agronomische Untersuchung  und  Kartierung  des  gesamten 
Staatsgebietes  sowie  durch  Sammlung  und  Verarbeitung  der 
mittels  metereologischer  resp.  hydrologischer  Beobachtungen 
gewonnenen  Resultate  durch  eigens  dazu  eingerichtete 
Zentralstellen. 

2.  Die  Finanzierung  von  Meliorafions-Unternehmungen. 

Zur  Behebung  derjenigen  Schwierigkeiten,  welche  der 
Vornahme  nützlicher  Meliorationen  infolge  des  Umstandes 
erwachsen  können,  dass  die  Eigentümer  der  verbesserungs- 

1)  Vergl.  Buchenberger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  I.  Band, 
Seite  368. 
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bedürftigen  Ländereien  nicht  in  der  Lage  sind,  den  durch 
die  erforderlichen  Arbeiten  bedingten  Aufwand  aus  eigenen 
Mittehi  zu  bestreiten,  dient  in  erster  Linie  eine  zweckent- 
sprechende Regelung  des  Kreditrechtes  und  der 
Kreditorganisation,  welche  einzelnen  Grundbesitzern  wie 
Vereinigungen  derselben  die  Aufnahme  wohlfeilen  Kapitals 
unter  angemessenen  Bedingungen  verstattet. 

Hiermit  hat  allerdings  die  finanzielle  Unterstützung  von 
Kulturmassregeln  seitens  des  Staates  bezw.  der  von  ihm  zur 
Mitarbeit  berufenen  Körperschaften  der  Selbstverwaltung  noch 
keineswegs  ihr  Ende  erreicht,  denn  häufig  genug  wird  es 
nicht  genügen,  lediglich  den  Landwirten  die  Dienste  von 
Instituten,  welche  speziell  mit  der  Pflege  des  Meliorations- 
kredits betraut  worden  sind,  zur  Verfügung  zu  stellen, 
sondern  verschiedene,  im  folgenden  näher  zu  erörternde 
Gründe  werden  mit  Notwendigkeit  zu  einer  noch  energischeren 
Betätigung  auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiete  in  Gestalt  einer 
direkten  Subventionierung  gewisser  Unternehmungen 
Veranlassung  geben.  Letztere  verlangt  naturgemäss  stets, 
dass  seitens  der  Allgemeinheit,  sei  es  unmittelbar  oder  nur 
mittelbar,  ein  tatsächliches  pekuniäres  Opfer  gebracht  wird, 
doch  erscheint  ein  solches  in  Anbetracht  der  grossen  Be- 
deutung der  Melioration  als  eines  der  wichtigsten  Mittel  zur 
Steigerung  des  heimischen  Bodenertrages  sehr  wohl  gerecht- 
fertigt, umsomehr  als  es  durchaus  nicht  etwa  an  jedwedem 
Ersatz  für  dasselbe  fehlt.  Ganz  abgesehen  von  allem  anderen 
bedeutet  doch  die  durch  derartige  Leistungen  aus  öffentlichen 
Mitteln  angestrebte  Hebung  des  Wohlstandes  der  ländlichen 
Bevölkerung  zugleich  auch  eine  Erhöhung  der  Steuerkraft 
derselben. 

Was  zunächst  die  reguläre  Kreditgewährung  anbelangt, 
so  pflegt  dieselbe  im  allgemeinen  in  der  Hand  besonderer 
öffentlicher  Institute  zu  liegen,  welche  zur  Ausgabe 
irgendwelcher  marktgängiger  Wertpapiere  bis  zu  einer  ledig- 
lich von  dem  Betrage  der  jeweils  ausstehenden  Darlehns- 
forderungen  abhängigen  Maximalsumme  ermächtigt  sind  und 
sich  infolgedessen  Betriebskapitalien  in  sozusagen  unbe- 
schränktem Umfange  beschaffen  können.  Sind  sie  demnach 
in  der  Lage,  allen  an  sie  herantretenden  Anforderungen,  so- 
weit dieselben  im  Hinblick  auf  die  ihrerseits  zu  stellenden 
Bedingungen  überhaupt  als  berechtigt  anerkannt  werden 
müssen,  zu  entsprechen,  so  wird  ihnen  vielleicht  andererseits 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine  direkte  dahingehende 
Verpflichtung  auferlegt,  indem  sie  die  Hergabe  von  Darlehen 
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nicht  ohne  weiteres  verweigern  dürfen  und  den  Kredit- 
suchenden  das  Eecht  zusteht,  gegen  einen  ablehnenden  Be- 
scheid Beschwerde  bei  einer  vorgesetzten  Behörde  einzulegen. 
Der  Aktivzins  pflegt  um  eine  bestimmte,  meist  ziemlich 
mässige  Quote  höher  zu  sein  als  der  Passivzins,  denn  wenn 
auch  die  Anstalten  nur  selten  wirkliche  Überschüsse  liefern 
sollen,  so  wird  doch  gewöhnlich  verlangt,  dass  sie  sich  wenig- 
stens die  Mittel  zur  Bestreitung  des  eigenen  Verwaltungs- 
aufwandes, vielleicht  auch  zur  allmählichen  Aufsammlung  einer 
Rücklage  selbst  erwerben. 

Freilich  weisen  die  Meliorationskreditinstitute  häufig 
genug  eine  von  obiger  Norm  nicht  unwesentlich  abweichende 
Organisation  auf.  Von  manchen  werden  z.  B.  die  von  den 
Schuldnern  zu  entrichtenden  laufenden  Leistungen  ebenso 
hoch  angesetzt  wie  die  Selbstkosten  der  fremden  Gelder,  so- 
dass infolge  Fehlens  jeglicher  Spannung  zwischen  beiden  von 
der  Erzielung  regelmässiger  Einnahmen  beim  Ausleihgeschäft 
überhaupt  keine  Rede  sein  kann  und  die  Regieauslagen  der 
Allgemeinheit  Überbunden  werden  müssen.  Selbst  wenn  man 
aber  dieses  sich  alljährlich  wiederholende  Opfer  noch  nicht 
als  eigentliche  Subventionierung  gelten  lassen  wollte,  so  ist 
doch  eine  solche  unzweifelhaft  als  vorliegend  zu  erachten, 
wenn  der  Erborger  direkt  weniger  zu  entrichten  hat  als  für 
die  Schuldverschreibungen,  welche  behufs  Beschaffung  der 
zur  Auszahlung  seines  Darlehns  erforderlichen  Mittel  ver- 
silbert wurden,  gezahlt  werden  muss. 

Da  der  Zuschuss,  welcher  in  letzterem  Falle  aus  öffent- 
lichen Mitteln  zu  leisten  ist,  sich  entsprechend  der  Erhöhung 
des  Bestandes  an  ausstehenden  Forderungen  permanent 
steigern  würde,  ein  Anwachsen  dieser  finanziellen  Verpflich- 
tungen ins  ungemessene  aber  aus  verschiedenen  Gründen 
nicht  zulässig  erscheint,  so  wird  sich  die  Notwendigkeit  er- 
geben, das  Mass  derselben  vermittels  einer  Art  Kontingen- 
tierung des  Obligationenumlaufs  durch  die  Budgetgesetze 
stets  auf  ein  bestimmtes,  zahlenmässiges  Maximum  zu  be- 
schränken. Unter  solchen  Umständen  kann  dann  aber  die 
Gewährung  von  Kredit  immer  nur  nach  Massgabe  der  jeweils 
verfügbaren  Betriebsmittel  erfolgen  und  bisweüen  wird  es  sich 
auch  als  zweckmässig  erweisen,  dabei  gewisse  Unterschiede 
zu  machen  und  diejenigen  Darlehnssucher  resp.  -zwecke, 
welche  einer  ganz  besonderen  Förderung  für  wert  zu  erachten 
sind,  vor  allen  übrigen  zu  berücksichtigen. 

Derartige  Festsetzungen  eines  bestimmten  Höcbstbetrages, 
bis  zu  welchem  äusserstenfalls  Papiere  in  den  Verkehr  gebracht 
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werden  dürfen,  werden  gelegentlich  wohl  auch  nur  mit 
Rücksicht  darauf  vorgenommen,  dass  jene  mit  öffentlichen 
Garantie  ausgestattet  sind  und  es  als  angemessen  erachtet 
wird,  den  Umfang  der  sich  hieraus  eventuell  herleitender 
Verbindlichkeiten  ebenfalls  zu  fixieren.  Endlich  kommt 
es  noch  vor,  dass  die  Institute  lediglich  mit  einem  festen 
Betriebskapital  ausgerüstet  sind  oder  dass,  was  eigentlich 
kaum  etwas  anderes  besagt,  zur  Gewährung  von  Meliorations- 
Darlehen  überhaupt  nur  ein  besonderer  eiserner  Fonds  vor- 
handen ist. 

Hinsichtlich  der  Subventionierung  wäre  zu  bemerken, 
dass  sie  zumeist  mit  besonderen  Vergünstigungen,  welche 
eine  auf  den  Selbstkosten  basierende,  reguläre  Kredit- 
gewährung nicht  einzuräumen  vermag,  verbunden  ist,  anderer- 
seits aber  wiederum  von  ganz  speziellen  Voraussetzungen 
abhängig  gemacht  wird,  die  in  der  Eegel  weite  Kreise  der^ 
Kapitalbedürftigen  von  ihr  vollständig  ausschhessen.  Zumeist 
besteht  auch  keine  rechtliche  Verpflichtung  zur  Unterstützung 
eines  Unternehmens  oder  zur  Gewährung  bestimmter  Summen 
bezw.  Vorteile,  wenn  auch  vielleicht  eine  moralische,  doch 
kommen  bisweilen  Fälle  vor,  in  denen  der  einzelne  bei  Er- 
füllung gewisser  Bedingungen  einen  ebensolchen  direkten 
Anspruch  auf  Berücksichtigung  besitzt  wie  unter  Umständen 
bei  der  regulären  Kreditgewährung. 

Bei  der  Subventionierung  lassen  sich  allerdings  wiederum 
zwei  besondere  Formen  unterscheiden,  deren  eine,  welche 
vielleicht  als  die  direkte  bezeichnet  werden  könnte,  ein 
positives  finanzielles  Opfer  verlangt,  während  die  andere, 
gewissermassen  negative,  lediglich  einen  Verzieh t  auf  ge- 
wisse von  dem  zu  unterstützenden  Unternehmer  unter  nor- 
malen Verhältnissen  zu  entrichtende  Leistungen  bedeutet. 
Letztere  kommt  nicht  nur  als  selbständige  Massregel  vor 
sondern  häufig  auch  in  Verbindung  mit  der  ersteren  oder  der 
eigentlichen  Darlehnsgewährung  und  besteht  in  dem  Erlasse 
gewisser  Gebühren  bezw.  öffentlicher  Abgaben,  indem  z.  B. 
verbesserte  Bodenflächen  bestimmte  Zeit  hindurch  von  Eeal- 
steuern  befreit  oder  wenigstens  nicht  von  einer  ihrem  nun- 
mehrigen Ertrage  entsprechenden  Erhöhung  derselben  betroffen 
werden,  für  sämtliche  anlässlich  der  Bildung  von  Kultur- 
genossenschaften und  von  Kapitalauf  nahmen  zu  Meliorations- 
zwecken erforderhch  werdenden  Bescheide,  Verhandlungen  und 
Geschäfte,  insbesondere  die  Akte  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, Gebühren  resp.  Stempel  nicht  zur  Erhebung  gelangen 
und   die    Funktionäre    des    öffentlichen  kulturtechnischen 
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Dienstes  ^)  die  Anfertigung"  von  Plänen,  Kostenanschlägen  und 
dergleichen  wie  die  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  auszu- 
führenden Arbeiten  gratis  zu  besorgen  haben. 

Die  positive  Subventionierung  erfolgt  durch  Hingabe 
von  Geldmitteln  ä  fonds  perdu  oder  durch  Bewilligung 
von  in  Annuitäten  heimzuzahlenden  Darlehen,  für  welche 
entweder  gar  kein  Zins  oder  eine  verhältnismässig  sehr  niedrige 
Rate  zu  entrichten  ist,  die  zur  Deckung  der  Selbstkosten 
jedenfalls  nicht  ausreicht.  In  Fällen  der  letzteren  Art  pflegt 
überdies  mit  der  Erhebung  der  vollen  vertraglichen  Leistung 
häufig  erst  nach  Ablauf  einiger  „Freijahre"  begonnen  zu 
werden,  während  welcher  die  Verzinsung  oder  die  Amortisation 
noch  ruht.  Natürlich  wird  es  sich  unter  Umständen  nicht 
vermeiden  lassen,  die  Beibringung  eines  Spezialpfandes  für 
hingeliehene  Beträge  zu  verlangen^  doch  pflegen  in  dieser 
Hinsicht  nicht  selten  weit  weniger  hohe  Anforderungen  ge- 
stellt zu  werden,  als  sie  die  reguläre  Kreditgewährung  für 
angezeigt  erscheinen  lässt.  Dies  erweist  sich  einerseits  viel- 
fach als  direkt  notwendig,  andererseits  aber  auch  als  einiger- 
massen  unbedenklich,  da  nicht  nur  die  bestimmungsgeraässe 
Verwendung  erhaltener  Subventionen  in  aller  Form  nach- 
gewiesen werden  muss  sondern  in  der  Regel  auch  die  plan- 
und  sachgemässe  Ausführung  der  mit  deren  Hilfe  zu  erstellenden 
Anlagen,  wie  die  weitere  ordnungsgemässe  Instandhaltung 
derselben  von  geeigneten  Sachverständigen  bezw.  den  Beamten 
des  kulturtechnischen  Dienstes  überwacht  zu  werden  pflegt, 
sofern  denselben  nicht  überhaupt  die  technische  Leitung  der 
erforderlichen  Arbeiten  unmittelbar  übertragen  wird. 

Selbstverständlich  könnten  Darlehen  mit  Subventions- 
charakter an  sich  bis  zur  vollen  Höhe  der  durch  das  betreffende 
Unternehmen  tatsächlich  verursachten  Kosten  gegeben  werden, 
während  Beihilfen  ohne  Auflage  der  Rückgewähr  stets  nur 
zur  Bestreitung  eines  gewissen  Prozentsatzes  des  veran- 
schlagten Aufwandes  bestimmt  sind.  Letztere  werden  aller- 
dings häufig  überhaupt  nicht  als  Zuschüsse  zu  den  Meliora- 
tionskosten selbst  gegeben  sondern  zur  gänzlichen  oder 
teilweisen  Verzinsung  bezw.  Amortisation  anderwärts  in 
Gestalt  regulärer  Darlehen  aufgenommener  Kapitalien.  Sie 
stellen  dann  auch  nicht  ein  einmaliges  Geschenk  dar  sondern 
müssen  mehrere  Jahre  oder  selbst  eine  längere  Periode  hin- 
durch fortdauernd  gezahlt  werden. 


1)  Vergl.  Seite  14. 

2)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  24. 
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Nach  den  Gründeü,  aus  welchen  Subventionen  für  not- 
wendig erachtet  werden,  kann  man  zunächst  zwischen 
reg-elraässigen  und  ausserordentlichen  unterscheiden. 
Erstere  sollen  zu  einer  allgemeinen  Plebung  des  Standes  der 
Bodenkultur  im  ganzen  Lande  beitragen  und  bilden,  da  eine 
solche  sich  nur  ganz  allmählich  erreichen  lassen  wird  und  es 
zu  diesem  ßehufe  einer  lange  Zeit  hindurch  fortgesetzten 
intensiven  Arbeit  bedarf,^)  wenigstens  in  ihrer  Gesamtheit 
eine  gewissermassen  dauernde  Kategorie.  Letztere  stellen 
dagegen  sporadische  Massregeln  vorübergehender  Natur  dar, 
welche  aus  irgend  einem  besonderen,  sich  völlig  unvermittelt 
bietenden  Anlasse  als  angezeigt  erscheinen  und  sich  auch 
stets  mit  einer  gewissen  Dringlichkeit  notwendig  machen. 
Zur  Anwendung  kommen  sie,  wenn  in  ausgedehnten  Distrikten 
unerwartet  eingetretene  Schädigungen  durch  höhere  Gewalt 
einen  förmlichen  Notstand  innerhalb  der  ländlichen  Bevölkerung 
gezeitigt  haben,  so  dass  ein  energisches,  möglichst  schnelles 
Eingreifen  im  Interesse  der  allgemeinen  Wohlfahrt  bezw.  zur 
Sicherung  der  wirtschaftlichen  Existenz  der  Betroffenen  zur 
unbedingten  Pflicht  der  Staatsgewalt  wird. 

Derartige  Zufälle  können  selbstverständlich  nur  durch 
solche  Elementarereignisse  verursacht  werden,  welche  einer- 
seits verhältnismässig  umfangreiche  Gebiete  in  Mitleidenschaft 
ziehen,  andererseits  aber  ihrer  ganzen  Natur  nach  die 
Organisation  einer  planmässigen  Assekuranz  gegen  durch  sie 
verursachte  Verluste  als  ausgeschlossen  erscheinen  lassen. 
Feuersbrünste  und  Hagelschäden  kommen  deshalb  nicht  in 
Betracht,  sondern  in  der  Regel  wird  es  sich  um  katastrophen- 
artige Überschwemmungen  handeln,  welche  durch  das  Aus- 
treten der  Flüsse  resp.  Sturmfluten  des  Meeres  hervorgerufen 
werden,  oder  aber  um  Missernten  infolge  von  Dürre  oder 
Frostschaden,  zumal  wenn  dieselben  bereits  an  sich  arme, 
wirtschaftlich  zurückgebliebene  und  weitab  vom  grossen 
Verkehre  gelegene  Gegenden  heimsuchen. 

Da  das  Eintreten  von  Ereignissen  dieser  Art  sich  ge- 
wöhnlich als  ganz  unberechenbar  erweist,  andererseits  aber  in 
Anbetracht  der  weiten  Verbreitung  ihrer  Wirkungen  wie  des 
Umfanges  derselben  für  den  eiozelnen  eine  ungesäumte 
Intervention  als  dringend  notwendig  erscheint,  so  erfolgt  diese 
in  der  Regel  durch  besondere  gesetzgeberische  Akte,  den 
Erlass  sogenannter  Notstandsgesetze,  welche  zumeist 
wieder  eine  mehrfache  Aufgabe  zu  erfüllen  haben.   Vor  allen 
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Dingen  wird  es  sich  natürlich  um  eine  unmittelbare  Hilfs- 
aktion zur  Erhaltung-  der  Betroffenen  im  Nahrungs-  und 
Hausstande  handeln,  doch  werden  neben  den  „Privatschäden" 
speziell  nach  Wasserkatastrophen  auch  „öffentliche"  zu  heilen 
sein,  welche  durch  die  gänzliche  oder  teilweise  Zerstörung 
gemeinnütziger  Anlagen  und  Anstalten,  insbesondere  von 
Wasserschutzbauten  entstanden  sind.  Zu  diesem  Behufe  muss 
den  betreffenden  Gemeinden,  Kreisen,  Deich-  und  MeUorations- 
verbänden  die  Vornahme  der  erforderlichen  Wiederherstellungen 
durch  angemessene  Beihilfen  nach  Möglichkeit  erleichtert 
werden,  namentlich  wenn  dieselben  zur  Aufbringung  der 
nötigen  Mittel  aus  eigenen  Kräften  als  mehr  oder  weniger 
unfähig  anzusehen  sind. 

Hierzu  werden  fernerhin  in  vielen  Fällen  noch  Mass- 
regeln zu  treten  haben,  welche  einer  Wiederkehr  derartiger 
Naturereignisse  vorbeugen  oder,  wenn  dies  ausserhalb  des 
Bereiches  menschlicher  Macht  liegt,  wenigstens  deren  schäd- 
liche Wirkungen  abschwächen  sollen.  Sie  bestehen  einerseits 
in  der  Beförderung  der  Verstärkung  vorhandener  wie  der 
Errichtung  neuer  Sicherungsanlagen  zur  Abwehr  künftiger 
Überschwemmungen,  andererseits  in  einer  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Kräftigung  der  Landbau  treibenden  Bevölkerung 
in  den  von  Missernten  betroffenen  Gebieten.  Letzteres  ge- 
schieht namentlich  durch  Erbauung  von  Eisenbahnen,  Kanälen 
und  Strassen  zur  Verbesserung  der  Verkehrsverhältnisse, 
Hebung  der  landwirtschaftlichen  Produktionstechnik,  insbe- 
sondere durch  Beförderung  des  Anbaus  gewisser  Kulturgewächse 
und  der  Einbürgerung  intensiverer  Betriebssysteme,  Unter- 
stützung der  Durchführung  von  Flurbereinigungen,  mit  diesen 
zusammenhängender  Arbeiten  und  von  Meliorationen,  unter 
denen  wieder  in  allererster  Linie  Entwässerungen  und  Be- 
wässerungen in  Frage  kommen  werden. 

Die  reguläre  Subventionierung  erfolgt  durch  Einstellung 
entsprechender  Posten  in  das  Budget,  welche  bald  nach 
einem  einzelnen  zu  unterstützenden  Unternehmen  benannt 
werden,  bald  als  Zuschüsse  zur  Bildung  resp.  Speisung  von 
Meliorationsfonds  erscheinen.  Das  erstere  Verfahren 
pflegt  angewandt  zu  werden,  wenn  es  sich  um  umfangreichere 
Veranstaltungen  von  besonderer  Bedeutsamkeit  handelt,  deren 
Subventionierung  so  bedeutende  Mittel  in  Anspruch  nimmt, 
dass  die  Entnahme  derselben  aus  den  obenerwähnten  Fonds 
gar  nicht  gut  möglich  sein  würde.  Letztere  dienen  dagegen 
generell  zur  Hingabe  von  Beihilfen  zu  allen  Kulturarbeiten, 
welche  gewissen  Anforderungen  in  Bezug  auf  technischen 
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Charakter,  die  Gegend,  in  der  sie  stattfinden,  sowie  auf  die 
Persönlichkeit  und  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Aus- 
führenden entsprechen,  soweit  einerseits  diesbezüg-liche  Gesuche 
vorliegen  und  andererseits  die  verfügbaren  Geldbestände  deren 
volle  resp.  sofortige  Berücksichtigung  gestatten»  Bald  sind 
sie  für  das  gesamte  Staatsgebiet  bestimmt,  bald  nur  für 
gewisse  räumlich  fest  umschriebene  Bezirke,  in  denen  der 
Stand  der  Bodenkultur  noch  besonders  viel  zu  wünschen 
übrig  lässt.  Bisweilen  haben  sie  schlechthin  zur  Förderung 
wirtschaftlicher  Verbesserungen  aller  Art  Verwendung  zu 
finden,  doch  stehen  sie  nicht  selten  nur  für  einzelne  Mass- 
regeln oder  ihrer  Natur  nach  zusammengehörige  Gruppen  von 
solchen  zur  Verfügung  oder  gar  nur  zur  Bestreitung  der 
Kosten  technischer  Vorarbeiten  bezw.  von  speziellen 
Projekten. 

In  manchen  Fällen  geniessen  alle  Meliorations-Unter- 
nehmer eine  völlig  gleiche  Behandlung,  vielfach  entscheidet 
indessen  das  Mass  der  Bedürftigkeit,  welches  insbesondere 
beim  Vorliegen  mehrerer  Anträge,  welche  mangels  hinreichender 
Mittel  nicht  zu  gleicher  Zeit  berücksichtigt  werden  können, 
unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  einen  Anspruch  auf  vor- 
zugsweise Befriedigung  zu  verleihen  pflegt.  Oft  werden 
lediglich  die  gemeinnützigen  bezw.  -wirtschaftlichen  Ein- 
richtungen der  Kulturvereinigungen  und  Kommunen  subven- 
tioniert, diejenigen  von  Privatpersonen  dagegen  überhaupt 
nicht  oder  doch  nur  insoweit,  als  erstere  dabei  nicht  zu  kurz 
kommen,  welche  dann  auch  bei  Konkurrenz  mehrerer  Gesuche 
stets  den  Vorrang  besitzen.  Andererseits  finden  sich  aber 
wiederum  Fonds,  welche  vollständig  für  einzelne  Landwirte 
oder  ausschhesslich  für  bäuerliche  Besitzer  reserviert  sind. 

Die  Gründe,  welche  im  speziellen  zu  dieser  Subven- 
tionierung Veranlassung  geben,  können  der  verschieden- 
artigsten Natur  sein.  Eine  sehr  wichtige  Rolle  spielt  natürlich 
das  finanzielle  Unvermögen  gewisser  Unternehmer,  die  für 
notwendig  erachteten  Arbeiten  aus  eigenen  Kräften  vorzu- 
nehmen, welches  auch  sowohl  für  die  Form  wie  den  Umfang 
der  zu  gewährenden  Unterstützungen  in  erster  Linie  be- 
stimmend sein  muss.  Ausserdem  wird  häufig  das  Vorliegen 
von  Interessen  der  allgemeinen  Landeskultur  zur  Voraus- 
setzung gemacht,  wenn  auch  dieser  Begriff  bisweilen  eine 
sehr  weitgehende  Auslegung  erfahren  hat,  oder  es  erhalten 
wenigstens  solche  Meliorationen,  welche  für  weitere  Kreise 
Bedeutung  besitzen,  besondere  Vergünstigungen  zugestanden. 
Nicht  selten  stellen  auch  die  Beihilfen  direkte  Ermuuteruugs- 
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Prämien  dar,  welche  eventuelle  Bedenken  der  Beteiligten  aus 
dem  Wege  räumen  und  deren  Entschlussfähigkeit  stärken 
sollen,  zumal  wenn  Massnahmen  in  Frage  kommen,  deren 
wirtschaftlicher  Erfolg  sich  nicht  mit  absoluter  Sicherheit  im 
voraus  abschätzen  lässt.  Gerade  in  dieser  Form  bilden  die 
Subventionen  eines  der  wirksamsten  Mittel  zur  allgemeinen 
Durchsetzung  wichtiger  Betriebsfortschritte,  da  die  Aussicht 
auf  pekuniäre  Vorteile  häufig  selbst  im  stände  ist,  auch  die 
bekannte  Abneigung  speziell  der  bäuerlichen  Wirte  gegen 
Neuerungen  zu  überwinden. 

Unter  gewissen  Verhältnissen  sieht  sich  allerdings  der 
Staat  zur  Gewährung  von  Beihilfen  eigentlich  direkt  ge- 
zwungen, denn  wenn  er  sich  durch  Gesetz  die  Befugnis 
beilegt,  Gemeinden  und  gewisse  Körperschaften  zur  Besetzung 
ihnen  gehöriger  öder  Flächen  mit  Obst-  oder  Waldbäumen 
im  Zwangswege  anzuhalten,  so  übernimmt  er  damit  zugleich 
die  Verpflichtung,  denselben  im  Bedürfnisfalle  diese  Aufgabe 
durch  angemessene  Unterstützungen  zu  erleichtern.  Ein 
formelles  Anrecht  auf  Subventionierung  bei  Erfüllung  gewisser 
Bedingungen  pflegt  indessen  auch  wohl  dann  zugestanden  zu 
werden,  wenn  es  sich  darum  handelt,  in  wirtschaftlich  zurück- 
gebliebenen Distrikten  gewisse,  dort  kaum  erst  in  Angriff 
genommene  Kulturverbesserungen  durch  reichlichen  Aufwand 
öffentlicher  Mittel  mit  wünschenswerter  Schnelligkeit  durch- 
zuführen. Zu  diesem  Behufe  werden  nicht  selten  ganz 
bestimmte  Noraien  für  die  Prämiierung  aufgestellt,  wie  es  in 
ganz  ähnlicher  Weise  auch  bei  der  Beförderung  des  Strassen- 
und  Wegebaues  zu  geschehen  pflegt. 

Hinsichtlich  der  Art  und  Weise  der  Verwendung  und 
Speisung  der  Mehorationsfonds  lassen  sich  in  der  Hauptsache 
folgende  Typen  derselben  unterscheiden.  Die  „eisernen"  dienen 
lediglich  zur  Hingabe  von  Amortisations-Darlehen  und  erhalten 
keine  ständigen  Zuschüsse,  abgesehen  davon,  dass  ihnen  in 
der  Regel  das  eigene  Zinserträgnis  zuwächst.  Geschieht 
dies  nicht,  so  stehen  zu  neuer  Kapitalbelegung  natürlich  nur 
die  infolge  planmässiger  Tilgung  und  ausserordentlicher  Ab- 
zahlungen einkommenden  Beträge  zur  Verfügung.  Andere 
Fonds,  aus  denen  lediglich  geschenkweise  Beihilfen  bewilligt 
werden,  bedürfen  dagegen  einer  regelmässigen  Erneuerung, 
da  sie  unter  Umständen  innerhalb  eines  einzigen  Finanzjahres 
völlig  aufgebraucht  werden  und  etwaige  Ersparnisse  gewöhnlich 
zur  Mitverwendung  in  späterer  Zeit  reserviert  zu  bleiben 
haben.  Noch  andere  können  endKch  zur  Gewährung  von 
Subventionen  mit  wie  ohne  Auflage  der  Riickgewähr  verwandt 
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werden.  Sie  erhalten  zur  Wiederauffüllung  alljährlich  durch 
das  Budget  eine,  wenn  auch  vielleicht  nur  massige  Dotation 
bewilligt,  ausser  welcher  ihnen  aber  auch  noch  der  Abwurf 
der  ausgeliehenen  eigenen  Gelder  zufliesst. 

Da  die  Subventionierung  zum  guten  Teile  wesentlich 
andere  Zwecke  verfolgt  als  die  reguläre  Kreditgewährung, 
so  bildet  sie  wohl  eine  ebenso  notwendige  wie  zweckmässige 
Ergänzung  derselben,^)  lässt  sie  aber  keineswegs  als  über- 
flüssig erscheinen,  sofern  nicht  etwa  die  Verhältnisse  dazu 
drängen,  dass  allen  denjenigen,  welche  überhaupt  zur  Vor- 
nahme von  Kulturverbesserungen  fremde  Kapitalien  in  Anspruch 
nehmen  müssen,  ein  pekuniärer  Vorteil  zugewandt  wird.  2) 
In  der  Eegel  wird  jedoch  weiten  Kreisen  ein  Anrecht  hierauf 
nicht  zugestanden  werden  können,  so  dass  für  diese  noch 
besondere  Einrichtungen  zu  treffen  sein  werden,  welche 
einerseit  Gelegenheit  zur  Aufnahme  derartiger  Darlehen  zu 
einem  zwar  mässigen,  jedoch  die  Allgemeinheit  noch  nicht 
mit  einem  eigentlichen  Opfer  belastenden  Zinsfusse  bieten, 
andererseits  aber  auch  in  der  Lage  sind,  jedwedem  dies- 
bezüglichen, als  berechtigt  anzuerkennenden  Bedürfnisse  in 
vollem  Umfange  zu  entsprechen.^) 

Von  den  besonderen  Einrichtungen  dieser  speziellen 
Meliorationskreditinstitute  soll  indessen  erst  an  späterer  Stelle 
im  Zusammenhange  gehandelt  werden,  da  es  für  notwendig 
erachtet  worden  ist,  zunächst  einmal  in  aller  Kürze  derjenigen 
Momente  Erwähnung  zu  tun,  durch  welche  dieselben  im 
wesentlichen  bedingt  sind.  Demgemäss  werden  die  nach- 
folgenden Untersuchungen  einerseits  die  Wesenseigentümlich- 
keiten des  Meliorationskredits  selbst  und  .andererseits  die 
Art  der  Sicherheit,  welche  von  den  verschiedenen  Kategorien 
der  um  solchen  Nachsuchenden  verlangt  werden  muss,  zu 
betreffen  haben.  ^) 


3.  Die  Unternehmer  von  Meliorationen. 

Als  Unternehmer  nützlicher  Bodenverbesserungen,  welche 
sich  unter  Umständen  zwecks  Deckung  des  zu  diesem  Behufe 
erforderhchen  Kapitalbedarfs  an  ein  Meliorationskreditinstitut 
zu  wenden  haben  würden,  wären  in  der  Hauptsache  Ge- 


1)  Vergl.  Seite  15. 

2)  Vergl.  Seite  16. 

3)  Vergl  Seite  15. 

4)  Vergl.  Seite  3. 
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meinde verbände,  Kultiirgenossenschafteu  und  ein- 
zelne Grundbesitzer  zu  nennen. 

Gerade  für  die  letzteren  erweist  sich  überhaupt  die 
Frage,  auf  welche  Weise  die  zur  Durchführung  der  in  Aussicht 
genommenenArbeiten  benötigten  Gelder  beschafft  werden  sollen, 
als  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit,  indem  sie  nicht  selten 
die  unmittelbare  Veranlassung  dazu  bildet,  dass  der  Zukunft 
anheimgegeben  werden  muss,  was  die  Gegenwart  nicht  zu 
leisten  vermag.  Dass  die  Landwirte  die  Kosten  grösserer 
Meliorationen,  welche  sich  vielleicht  nur  ganz  allmählich  bezahlt 
machen,  aus  eigenen  vorhandenen  Barmitteln  zu  bestreiten 
im  Stande  sind,  lässt  sich  ja  im  allgemeinen  kaum  annehmen, 
denn  dies  würde  einen  ganz  aussergewöhnlich  hohen  Grad 
wirtschaftlicher  Leistungsfähigkeit  als  Durchschnitt  voraus- 
setzen, wie  er  sich  in  Wirklichkeit  gewöhnlich  wohl  nur  bei 
einem  verhältnismässig  sehr  kleinen  Teile  der  Grundeigentümer 
findet.  Bei  Massregeln  geringeren  ümfanges  wird  sich  mit 
dieser  Möglichkeit  schon  eher  rechnen  lassen,  auch  dürften 
kaum  wesentliche  Bedenken  dagegen  geltend  zu  machen  sein, 
dass  die  zu  solchen  erforderlichen  Mittel  den  laufenden 
Wirtschaftseinnahmen  entnommen  resp.  durch  Inanspruchnahme 
von  Personalkredit  aufgebracht  werden,  wenn  eine  unrationelle 
Schwächung  desBetriebskapitals  davon  nicht  zu  befürchten  steht. 

Beträchtlichere  Summen  werden  dagegen  schlechterdings 
nur  im  Wege  des  R  e  a  1  k  r  e  d  i  t  s  ^)  beschafft  werden  können, 
wobei  die  Sicherheit  für  das  aufzunehmende  Darlehn  bezw. 
die  aus  diesem  entspringenden  laufenden  Verbindlichkeiten 
fast  ausnahmslos  durch  das  Grundstück,  auf  welchem  Ver- 
besserungen stattfinden  sollen,  selbst  geboten  werden  muss. 
Ist  dieses  überhaupt  noch  nicht  oder  nur  sehr  wenig  ver- 
schuldet, so  dürfte  seine  Verwendung  als  Unterpfand  kaum 
auf  irgendwelche  Schwierigkeiten  Stessen,  während  bei  nicht 
unbedeutender  Vorbelastung  die  Gefahr  sehr  nahe  liegt,  dass 
Kredit  entweder  gar  nicht  oder  nur  zu  hohem,  gewissermassen 
eine  Risikoprämie  einschliessendem  Zinsfusse  sowie  unter 
Bedingungen,  welche  der  Verwendung  der  angelieheuen 
Kapitalien  ausserordeotlich  wenig  Rechnung  tragen,  erhältlich 
sein  wird.  Hiergegen  vermögen  gemeinnützige  Grundkredit- 
institute nicht  zu  helfen,  da  deren  Aufgabe  auf  wesentKch 
anderem  Gebiete  liegen  und  ihre  Sicherheitsgrenze  sogar 
ziemlich  eng  gezogen  zu  sein  pflegt,  so  dass  in  Ländern,  wo 
Missstände  vorgenannter  Art  [die  Boden  Verbesserung  erheblich 


1)  Hierüber  siehe  im  fönenden  Seite  33, 
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zu  erschweren  vermögen,  sich  besondere  öffentliche  Ein- 
richtungen als  Notwendigkeit  erweisen,  durch  welche  auch  dem 
hochverschuldeten  Landwirte  eine  noch  wirklich  benutzbare 
Geldquelle  ausschliesslich  zu  Meliorationszwecken  eröffnet 
werden  soll.  Welche  Massnahmen  zu  diesem  Behufe  ergriffen 
werden  müssen,  hängt  im  wesentlichen  von  der  Art  und 
Weise  ab,  in  welcher  Kreditrecht  und  Kreditorgauisation  in 
dem  betreffenden  Staate  geregelt  worden  sind.  Voraus- 
zusetzen wäre  sodann  freilich  stets  noch,  dass  die  gesetz- 
gebenden Faktoren  sich  auch  wirklich  zu  derartig  weitgehenden 
Eingriffen  bereitfinden  lassen,  wie  sie  unter  Umständen  im 
Interesse  einer  möglichsten  Hebung  des  Standes  der  Boden- 
kultur als  erforderlich  erscheinen. 

Die  zur  Ausführung  der  Einrichtungen  von  Kultur- 
genossensc haften  erforderlichen  Mittel  sind  natürlich 
von  deren  Mitgliedern  auf  Grund  eines  durch  Gesetz  gegebenen 
oder  im  Statut  aufgestellten  Verteilungsmassstabes  gemein- 
schaftlich aufzubringen,  doch  dürfte,  da  als  Regel  gelten 
muss,  dass  die  pekuniäre  Leistungsfähigkeit  derselben  durchaus 
keine  gleichmässige  sein  und  zum  mindesten  einem  gewissen 
Teile  die  Kapitalbeschaffung  nicht  ganz  leicht  fallen  wird,^) 
sich  häufig  genug  die  förmliche  Aufnahme  eines  Darlehns 
seitens  der  Gesamtheit  notwendig  machen.  Zu  den  aus  diesem 
resultierenden  laufenden  Leistungen  wird  dann  der  einzelne 
mit  genau  dem  gleichen  Betrage  heranzuziehen  sein,  den  er 
zu  entrichten  haben  würde,  wenn  er  selbst  direkt  eine 
finanzielle  Verpflichtung  in  Höhe  der  auf  ihn  entfallenden 
Quote  der  gemeinsamen  Kosten  unter  denselben  Bedingungen 
eingegangen  wäre. 

Ein  solches  Verfahren  erscheint  ja  insofern  vollkommen 
zulässig,  als  die  Meliorations-  und  zweckverwandten  Verbände 
in  ihrer  Eigenschaft  als  juristische  Personen  vor  Gericht 
klagen  bezw.  verklagt  werden  können  und  befugt  sind, 
Schulden  zu  kontrahieren  sowie  Eigentum  und  andere  dingliche 
Rechte  an  Grundstücken  zu  erwerben.  Die  Frage  bleibt  eben 
nur,  in  welcher  Weise  sie  ausreichende  Sicherheit  für  die 
anzuleihenden  Kapitalien  beschaffen  sollen,  denn  im  allgemeinen 
werden  ihnen  eigene  Vermögensobjekte,  welche  als  Unterpfand 
dienen  könnten,  kaum  in  bedeutenderem  Umfange  zurVerfügung 
stehen,  da  die  genossenschaftlichen  Anlagen,  welche  sich 
zumeist  ganz  überwiegend  auf  den  angeschlossenen,  aber  im 
Privatbesitz    der    Mitglieder    verbleibenden  Bodenflächen 


1)  Vergl.  Seite  24. 
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befinden,  an  sich  bezw.  ohne  diese  wenig  realen  Wert  be- 
sitzen. Für  die  Verbindlichkeiten  der  Korporationen  haftet 
allerdings  neben  deren  etwaigem  Eigenvermögen  auch  noch 
jeder  Genosse  insofern,  als  er  zu  deren  Deckung  nach  dem 
gesetzlichen  bezw.  statutarischen  Teilnehmermassstab  beizu- 
tragen verpflichtet  ist  und  bei  nachgewiesenem  gänzlichem 
Unvermögen  einzelner  der  Eest  für  diese  verhältnismässig 
eintreten  muss.  Eine  genügende  Basis  für  die  Kredithingabe 
wird  dies  jedoch  nur  in  dem  Falle  abgeben  können,  dass 
überhaupt  die  ganze  rechtliche  Konstruktion  des  Verbandes 
und  insbesondere  das  Mass  der  ihm  den  Mitgliedern  gegenüber 
zustehenden  Befugnisse  eine  unbedingte  Gewähr  für  die 
regelmässige  Entrichtung  von  Zins  und  Amortisation  bis  zur 
vöüigen  Tilgung  des  Schuldkapitals  zu  bieten  vermag. 

Bei  den  „freien"  Genossenschaften,  welche 
in  allen  Beziehungen  der  Sphäre  des  privaten  Rechtes  an- 
gehören, sind  vorstehende  Bedingungen  jedenfalls  nicht  gegeben, 
denn  diese  besitzen  zwar  die  Befugnis,  ihre  Auflagen  wenn 
nötig  im  Klagewege  beizutreiben,  haben  jedoch  kein  Mittel 
an  Hand,  sich  gegen  den  Austritt  von  Mitgliedern  zu  schützen, 
welcher,  zumal  die  Haftung  für  die  im  Augenblick  des  Aus- 
scheidens vorhanden  gewesenen  Verbindlichkeiten  nach  kurzer 
Zeit  zu  erlöschen  pflegt,  unter  Umständen  die  ursprüngliche 
Leistungsfähigkeit  der  Gesamtheit  auf  das  empfindlichste  zu 
beeinträchtigen  vermag.  Ausserdem  dürfen  die  Verbände 
privaten  Rechtes  jederzeit  liquidieren,  ohne  dass  dazu  irgend- 
welche weiteren  Formalitäten  erforderlich  wären,  und  können 
andererseits  durch  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  zur 
Auflösung  gebracht  werden,  auch  unterliegen  sie  einer  speziellen 
öffentlichen  Kontrolle  weder  inbezug  auf  ihre  Finanzgebahrung 
noch  auf  sonstige  Angelegenheiten. 

Sofern  sie  deshalb  die  Kapitalbeschaffung  nicht  überhaupt 
den  Mitgliedern  selbst  überlassen,  werden  sie  sich  in  der 
Regel  Geldmittel  nur  gegen  Bestellung  einer  Spezial- 
sicherheit  zu  erwirken  vermögen,  indem  entweder  sämtliche 
Genossen  ihren  Grundbesitz  für  das  Darlehn  verhältnismässig 
verpfänden  müssen  oder  einzelne  dazu  besonders  qualifizierte 
eine  Art  von  Kautionshypothek  für  dasselbe  auf  ihrem  Eigen- 
tum eintragen  lassen.  Letzteres  dürfte  sich  namentlich  dann 
als  Notwendigkeit  erweisen,  wenn  ein  mehr  oder  weniger 
grosser  Teil  infolge  verhältnismässig  starker  Vorbelastung 
gar  nicht  mehr  im  stände  sein  würde,  den  Bedingungen, 
unter  denen  die  in  Anspruch  zu  nehmende  Ki  editorganisation 
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Liegenschaften  beleiht,  in  vollem  Umfange  zu  genügen,^) 
setzt  aber  natürlich  stets  voraus,  dass  geeignete  Persönlich- 
keiten vorhanden  sind,  welche  sich  zur  Übernahme  eines 
derartigen  verstärkten  Risikos  bereitfinden  lassen.  An 
Stelle  der  realen  Sicherheit  kann  unter  Umständen  wohl  auch 
eine  personale  treten,  indem  entweder  alle  Mitglieder  oder 
einzelne,  eventuell  von  der  Gläubigerin  selbst  auszuwählende, 
deren  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  ausser  jedem  Zweifel 
steht,  sich  solidarisch  und  selbstschuldnerisch  für  den  an- 
geliehenen Betrag  verhaften.  Dieses  Verfahren  würde  ja 
jedenfalls  viel  bequemer  und  leichter  durchführbar  sein  wie 
die  Grundversicherung,  kann  aber  selbstverständlich  nur  dann 
Platz  greifen,  w^enn  das  betreffende  Kreditinstitut  im  gegebenen 
Falle  eine  blosse  Bürgschaft  für  ausreichend  erachtet  und 
seine  Satzungen  überhaupt  die  Annahme  einer  solchen  als 
Ersatz  für  die  Verunterpfändung  von  Immobilien  gestatten. 

Wesentlich  anders  liegen  dagegen  die  Verhältnisse  bei 
den  öffentlichen  Verbänden,  denn  diese  besitzen,  gleich- 
gültig ob  sie  mit  Zustimmung  aller  Beteiligten  oder  zwangs- 
weise^) gebildet  worden  sind,  die  Eigenschaften  öffentlicher 
Korporationen  und  sind  demzufolge  befugt,  ihre  Umlagen 
erforderlichenfalls  im  Wege  der  administrativen  Exekution 
einzuziehen.  Die  Beitragspflicht  zu  dem  genossenschaftlichen 
Aufwand  ist  den  gemeinen  öffentlichen  Lasten  gleichgestellt 
und  besitzt  infolgedessen  bei  Subhastationen  den  Vorrang 
vor  allen  aus  privatrechtlichen  Forderungen  sich  herleitenden 
Ansprüchen.  Sie  haftet  auf  den  angeschlossenen  Grundstücken 
in  dem  durch  das  Teilnahmeverhältnis  festgestellten  Umfange, 
ohne  der  Eintragung  in  das  Grundbuch  zu  bedürfen,  uud 
wird  bei  eventuellen  Parzellierungen  derselben  verhältnis- 
mässig auf  die  einzelnen  Trennstücke  repartiert.  Ausserdem 
sind  die  öffentlich-rechtlichen  Genossenschaften  der  speziellen 
Aufsicht  des  Staates  unterworfen  und  können  namentlich 
ohne  vorgängige  Erlaubnis  der  mit  ihrer  Überwachung  be- 
trauten Organe  weder  Immobilien  veräussern  noch  Verbind- 
lichkeiten eingehen.  Dazu  darf  die  Dauer  ihrer  Existenz 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  sozusagen  unbeschränkt 
angesehen  werden,  denn  die  Auflösung  pflegt  ihnen  gewöhnlich 
sehr  schwierig  gemacht  zu  sein  und  ist  überdies  nur  mit 
obrigkeitlicher  Genehmigung  gestattet.  Ebenso  ist  ein 
eventueller  Austritt  nicht  in  das  Belieben  der  Genossen 
gestellt  sondern  nur  im  Einverständnis  beider  Teile  sowie 

1)  Vergl.  Seite  24. 

2)  Vergl.  Seite  9. 


-    28  — 


unter  Billigung  der  Kontrollbeliörde  zulässig,  welche  ins- 
besondere dafür  Sorge  zu  tragen  haben  wird,  dass  die  Interessen 
etwaiger  Gläubiger  hierdurch  keine  Beeinträchtigung  erfahren. 

In  Anbetracht  von  alledem  erscheint  es  als  vollkommen 
gerechtfertigt,  dass  öffentliche  Meliorations-  und  ähnliche 
Verbände,  deren  finanzielle  Leistungsfähigkeit  ausser  Frage 
steht,  ein  besonderes  Unterpfand  für  anzuleihende  Kapitalien 
nicht  beizubringen  brauchen,  sondern  Geldmittel  gegen 
blossen  Schuldschein  erhalten  können.  Voraussetzung 
ist  dann  nur,  dass  die  betreffende  Genossenschaft  genügende 
Ausweise  darüber,  dass  die  Aufnahme  des  Darlehns  in  rechts- 
gültiger Form  beschlossen  und  seitens  der  Aufsichtsbehörde 
genehmigt  wurde,  sowie  über  die  Ordnung  ihres  Geldhaushaltes 
vorlegt.  Vermag  sie  allerdings  Garantien  für  die  ordnungs- 
raässige  Entrichtung  der  laufenden  vertraglichen  Leistungen 
bis  zum  völligen  Abtrage  der  Schuld  nicht  in  dem  erforder- 
lichen Umfange  zu  bieten,  so  wird  von  einer  speziellen 
Versicherung  der  letzteren,  wie  sie  von  den  privatrechtlichen 
Assoziationen  wohl  stets  zu  verlangen  ist,  nicht  Abstand 
genommen  werden  können,  wenn  auch  derartige  Fälle  im 
allgemeinen  zu  den  Seltenheiten  gehören  Qiögen. 

Ein  anderes,  in  manchen  Ländern  mit  besonderer 
Organisation  des  Meliorationskredits  geübtes  Verfahren  besteht 
darin,  dass  die  Korporation  als  solche  nicht  eigentlich  selbst 
als  Darlehnssucherin  auftritt,  sondern  gewissermassen  nur 
denjenigen  Mitgliedern,  welche  ihren  Anteil  an  dem  gemein- 
samen Aufwand  nicht  aus  eigenen  Kräften  aufzubringen  ver- 
mögen, die  Kapitalentnahme  bei  dem  in  Betracht  kommenden 
Institute  vermittelt.  Letzterem  wird  dann  direkt  das  Eigen- 
tum eines  jeden  einzelnen  verhaftet  mit  der  Wirkung,  dass 
seine  Forderungen  den  Vorrang  vor  allen  auf  privatrechtlichen 
Titeln  beruhenden  Ansprüchen  erhalten,  ohne  dass  es  dazu 
der  Einwilligung  der  vorgehenden  Realberechtigten  bedarf. 
Diese  zwangsweise  Prioritätseinräumung  würde  ja  lediglich 
der  oben  dargelegten  rechtlichen  Natur  der  Genossenschafts- 
lasten Rechnung  tragen,  denn  da  die  Beteiligten  zur  Ent- 
richtung von  Umlagen,  welche  von  der  Gesamtheit  nach 
Massgabe  der  Gesetze  und  durch  Majorität  beschlossen  werden, 
unbedingt  verpfhchtet  sind,  so  dürfen  sie  auch  nicht  durch 
vorhandene  Gläubiger  gehindert  werden,  ihren  diesbezüglichen 
Verbindlichkeiten  nachzukommen. 

Gemeinden  werden  in  der  Regel  die  Kosten  ihrer 
Meliorationen  je  nach  den  Umständen  direkt  durch  Erhebung 
von    Abgaben    oder   durch  Aufnahme  von  Darlehen  und 
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Einziehung  der  durch  diese  erforderten  laufenden  Leistungen 
iai  Umlagewege  decken  müssen.  Das  Mass  der  dieserhalb 
an  die  einzelnen  Mitglieder  zu  stellenden  Ansprüche  richtet 
sich  dabei  in  erster  Linie  nach  den  Zwecken,  welche  mit  den 
betreffenden  Unternehmungen  verfolgt  werden.  Handelt  es 
sich  nur  um  Verbesserungen  von  Grundstücken,  deren  Ertrag 
in  den  Gemeindesäckel  selbst  fliesst,  so  ist  natürlich  ein  jeder 
entsprechend  seiner  Steuerkraft  heranzuziehen.  Kommen 
dagegen  Arbeiten  in  Frage,  welche  für  eine  mehr  oder  weniger 
grosse  Anzahl  von  Grundbesitzern  von  unmittelbarem  Vorteil 
sind,  so  werden  vor  allem  diese  und  zwar  je  nach  dem  Um- 
fange des  ihnen  erwachsenden  privatwirtschaftlichen  Nutzens 
zu  Beiträgen  anzuhalten  sein.  Die  Allgemeinheit  beschränkt 
sich  in  solchen  Fällen  auf  die  Ausführung  der  geplanten 
Einrichtungen,  trägt  allerdings  der  Gemeinnützigkeit  derselben 
vielleicht  auch  insofern  Eechnung,  als  sie,  eventuell  unter 
Berücksichtigung  des  Leistungsvermögens  der  Nächstbeteiligten, 
eine  angemessene  Quote  zur  Selbstzahlung  übernimmt. 

Darlehen  werden  die  Kommunen  in  der  Regel  unter 
ganz  den  gleichen  Bedingungen  erhalten  können  wie  die 
öffentlich-rechtlichen  Kulturgenossenschaften,  denn  ihre  Auf- 
lagen gehören  zu  den  öffentlichen  Lasten,  gehen  allen  privaten 
Ansprüchen  im  Eange  vor  und  können  nötigenfalls  im  Wege 
der  Verwaltungsexekution  beigetrieben  werden.  Ausserdem 
büden  sie  wie  der  Staat  selbst  eine  gewissermassen  ewige 
Kategorie  und  sind  dessen  Oberaufsicht  unterworfen,  welche 
sich  insbesondere  auch  auf  ihre  Finanzgebahrung  erstreckt. 
Sofern  sich  deshalb  aus  vorgelegten  Dokumenten  ergiebt,  dass 
die  Aufnahme  eines  bestimmten  Kapitales  von  den  zuständigen 
kommunalen  Organen  in  rechtsgültiger  Weise  beschlossen  und 
von  der  staatlichen  Kontrollbehörde  genehmigt  worden  ist, 
auch  die  Ordnung  des  Geldhaushaltes  sowie  das  Vorhanden- 
sein gehöriger  Präsentationsfähigkeit  durch  geeignete  Belege 
einwandfrei  nachgewiesen  erscheint,  wird  ein  Verzicht  auf 
Beibringung  einer  speziellen  Sicherheit  kaum  zu  irgendwelchen 
Bedenken  Anlass  zu  geben  vermögen, 

Hiervon  wird  allerdings  in  manchen  Ländern  insofern 
abgewichen,  als  bei  einer  Inanspruchnahme  der  öffentlichen 
Meliorationskreditinstitute  zur  Finanzierung  von  Veran- 
staltungen, deren  Kosten  von  den  interessierten  Grund- 
besitzern nach  Massgabe  des  einem  jeden  durch  dieselben 
erwachsenden  Nutzens  bestritten  werden  müssen,  jeder  einzelne 


1)  Vergl.  Seite  28. 
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für  seinen  Anteil  am  gemeinsamen  Aufwand  direkt  verhaftet 
wird.  Dieses  Verfahren  würde  genau  demjenigen  entsprechen, 
welches  die  nämlichen  Anstalten  beim  Verkehr  mit  Kultur- 
vereinigungen zur  iknwendung  bringen,  und  muss  auch  aus 
den  bei  früherer  Gelegenheit  erwähnten  Gründen  zu  dem 
Eesultate  führen,  dass  die  Schuld  bezw.  die  für  diese  zu' 
entrichtende  Rente  den  Vorrang  vor  allen  auf  privatrechtlichen 
Titeln  beruhenden  Ansprüchen  zwangsweise  eingeräumt  erhält.^) 


4.  Der  Meliorationskredit. 

Das  auf  Meliorationen  verwandte  Kapital  gehört  zu  dem 
stehenden  Kapital  der  landwirtschaftlichen  Betriebsunter- 
nehmung, w^elches  sich  von  dem  umlaufenden-)  dadurch 
unterscheidet,  dass  es  solche  wirtschaftliche  Güter  umfasst, 
die  durch  ihren  Gebrauch  nicht  verzehrt  sondern  höchstens 
allmählich  abgenutzt  werden  und  infolgedessen  eine  zum  wenig- 
sten relativ  dauernde  Verwendung  gestatten.  Das  stehende 
Kapital  gliedert  sich  wiederum  in  das  unbeweglich  an  die 
Grundstücke  gebundene  Immo bili arkapital  und  das  Mo- 
biliarkapital, welches  durch  das  lebende  und  tote  Inventar 
repräsentiert  wird  und  mit  dem  ebenfalls  beweglichen  Verlags- 
kapital zusammen  das  Pächterkapital  oder  Betriebs- 
kapital im  weiteren  Sinne  des  Wortes  bildet.  Das 
Immobiliarkapital  besteht  dagegen  aus  dem  nackten  Grund 
und  Boden  sowie  den  mit  diesem  verbundenen  Investitionen, 
welche  sich  aus  Bauten  aller  Art  und  Meliorationen 
zusammensetzen. 

Der  Boden  ist  jedoch  nicht  nur  wie  die  letzteren 
unbeweglich,  sondern  auch  unvermehrbar  und  unzerstörbar, 
während  demgegenüber  das  Investitionskapital  gewissermassen 
als  langsam  vergänglich  bezeichnet  werden  kann,  denn 
weder  Gebäude  noch  Bodenverbesserungen  erweisen  sich  im 
allgemeinen  als  von  unbeschränkter  Dauer  sondern  unterliegen 
einer  allmählichen  Abnutzung,  welche  sich  durch  fortgesetzten 
Eeparaturaufwand  zwar  verringern,  aber  niemals  gänzlich 
aufheben  lässt.  Notwendig  ist  deshalb,  dass  sie  durch  be- 
ständige Kapitalzuflüsse  regelmässig  in  einem  den  An- 
forderungen des  Wirtschaftbetriebes  entsprechenden  Zustande 


1)  Vergl.  Seite  28. 

2)  Auch  Verlagskapital  oder  Betriebskapital  im  engeren  Sinne 
des  Wortes  genannt. 
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erhalten  werden  und  ausserdem  ein  Amortisationsfonds  zur 
Auf  Sammlung  kommt,  mit  dessen  Hilfe  beim  völligen  Unbraach- 
barwerden  der  vorhandenen  Objekte  neue  als  Ersatz  beschafft 
werden  können.  Er  muss  infolgedessen  für  jede  einzelne 
Anlage  spätestens  zu  demselben  Zeitpunkte  seine  bestimmungs- 
gemässe  Höhe  erreicht  haben,  mit  welchem  diese  so  schadhaft 
zu  werden  beginnt,  dass  fernere  Ausbesserungen  nicht  mehr 
als  lohnend  erscheinen- 

Zwischen  dem  Meliorations-  und  dem  Baukapital  besteht 
jedoch  insofern  ein  nicht  unwesentlicher  Unterschied,  als 
letzteres  im  allgemeinen  nicht  selbst  werterzeugend  auftritt, 
also  keinen  unmittelbaren  Reinertrag  abwirft.  Man  kann  es 
aber  als  mittelbar  produktiv  bezeichnen,  denn  Baulich- 
keiten bilden  einen  unumgänglich  notwendigen  Bestandteil 
eines  ieden  Landgutes  und  ohne  das  Vorhandensein  von 
solchen  ist  nach  unseren  Begriffen  eine  regelmässige  Nutzung 
des  Bodens  geradezu  undenkbar.  Wenn  sie  deshalb  in  ge- 
wisser Hinsicht  lediglich  belastend  auf  das  Wirtschafts- 
erträgnis einwirken,  indem  das  in  ihnen  steckende  Kapital 
der  Verzinsung  und  Amortisation  bedarf,  so  muss  doch 
andererseits  wieder  angenommen  w^erden,  dass  alljährlich  auch 
ein  Teil  ihres  Wertes  in  die  Erzeugnisse  des  Landbaus  über- 
geht, da  sie  ein  absolutes  Erfordernis  der  Gewinnung  von 
solchen  bilden. 

Eine  besondere  Stellung  kommt  allerdings  denjenigen 
Veranstaltungen  zu,  welche  der  Betrieb  landwirtschaftlich- 
technischer  Nebengewerbe  erfordert,  denn  diese  vermögen 
einen  unmittelbaren  Reinertrag  zu  liefern,  gehören  aber  auch 
nicht  zu  den  wesentlichen  Bestandteilen  des  Gutes  und 
stehen,  soweit  sie  wenigstens  die  Verwertung  von  Gesteinen 
und  Erdarten  bezwecken,  in  gar  keinen  engeren  Beziehungen 
zu  der  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Bodennutzung.  Die 
Errichtung  derartiger  Anlagen  ist  lediglich  Frage  der  Zweck- 
mässigkeit bezw.  Rentabilität  und  in  erster  Linie  von  der 
Voraussetzung  abhängig  zu  machen,  dass  die  Möglichkeit  der 
Beschaffung  von  geeignetem  Rohmaterial  in  ausreichender 
Menge  sowie  lohnenden  Absatzes  der  gewonnenen  Produkte 
vorhanden  erscheint. 

Auch  die  Meliorationen  sind  direkt  produktiv,  denn 
sie  sollen  die  Erträgnisse  der  von  ihnen  berührten  Grundstücke 
dauernd  erhöhen  und  bei  richtiger  Ausführung  deren  Wert 
zum  mindesten  um  den  Betrag  der  durch  sie  verursachten 
Kosten  vergrössern.  Sie  gehören  deshalb  ebenfalls  nicht 
zu  den  unbedingten  Erfordernissen  der  landwirtschaftlichen 
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Unternehmung',  wenn  sie  sich  auch  nicht  selten  weit  dring- 
licher notwendig  erweisen  als  der  Betrieb  technischer  Neben- 
gewerbe, werden  vielmehr  in  der  Eegel  nur  dann  vorgenommen, 
wenn  mit  einiger  Sicherheit  zu  erwarten  steht,  dass  die  durch 
sie,  gegebenenfalls  in  Verbindung  mit  nun  erst  lohnend 
werdenden  Intensitätssteigerungen  bewirkte  Erhöhung  der 
Produktion  an  Pflanzenstoffen  ein  hinreichendes  Äquivalent 
für  den  veranschlagten  Aufwand  zu  bieten  im  stände  ist. 
Diesbezügliche  Erwägungen  erscheinen  umso  notwendiger,  als 
das  zu  Meliorationszwecken  verwandte  Kapital  im  Boden 
festgelegt  wird  und  sich  ohne  sehr  erhebliche  Verluste  nicht 
wieder  von  diesem  trennen  lässt.  Es  verschwindet  zunächst 
gewissermassen  spurlos  in  ihm  und  oft  bedarf  es  geraumer 
Zeit,  bis  der  tatsächliche  Erfolg  die  gehegten  Erwartungen 
bestätigt  oder  nicht  und  es  im  ersteren  Falle  in  der  herbei- 
geführten Wertsvermehrung  der  betreffenden  Grundstücke  in 
vollem  Umfange  wieder  zum  Vorschein  kommt. 

Letztere  ist  nun  freilich  in  der  Eegel  nicht  von  ab- 
soluter Dauer,  da  die  meisten  Bodenverbesserungen  in  Anlagen 
und  Einrichtungen  zu  bestehen  pflegen,  welche  der  allmählichen 
x^bnutzung  unterliegen  und  schliesslich  infolge  gänzlichen 
Unbrauchbarwerdens  einer  völligen  Erneuerung  bedürfen.^) 
Sie  müssen  deshalb  fortgesetzt  Ausbesserungen  unterworfen 
werden,  wenn  sie  ihre  Aufgabe  regelmässig  in  vollkommener 
Weise  erfüllen  sollen,  und  verlangen  ausserdem,  dass  innerhalb 
des  Zeitraumes  ihres  Wirksambleibens  ein  genügender  Er- 
neuerungsfonds angesammelt  wird,  mit  dessen  Hilfe  sie,  wenn 
weitere  Reparaturen  nicht  mehr  lohnen,  durch  neue  Anlagen 
ersetzt  werden  können.  Beides  erweist  sich  ja  auch  hinsicht- 
lich der  Gebäude  als  Notwendigkeit,  doch  belasten  diese,  da 
sie  gewöhnlich  nicht  direkt  Werte  hervorzubringen  vermögen, 
den  gesamten  Wirtschaf tsüberschuss,''^)  während  die  unmittel- 
bar produktiven  Meliorationen  die  zu  ihrer  Verzinsung, 
Amortisation  und  Instandhaltung  erforderlichen  Summen  von 
sich  aus  in  Gestalt  der  durch  sie  bewirkten  Steigerung 
des  Grundstücksertrages  liefern.  Mit  der  Bildung  des 
Ergänzungsfonds  wird  deshalb  zu  beginnen  sein,  sobald  das 
allmähliche  Eintreten  des  Erfolges  der  ausgeführten  Arbeiten 
die  dazu  nötigen  Mittel  zur  Verfügung  zu  stellen  vermag, 
während  die  relative  Höhe  der  in  jeder  Wirtschaftsperiode 
zu  seiner  Speisung  zu  reservierenden  Quote  entsprechend  dem 
Charakter  bezw.  der  voraussichtlichen  Dauer  der  betreffenden 


1)  Vergl.  Seite  30. 

2)  Vergl.  Seite  31. 
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Anlagen  bemessen  werden  muss  und  demzufolge  je  nach  der 
Meliorations-Gattung,  in  geringerem  Masse  vielleicht  aber 
auch  von  Fall  zu  Fall  verschieden  sein  wird. 

Der  Erwerb  von  liegenschaftlichem  Besitz,  die  Errichtung 
von  Gebäuden  und  sonstigen  Anlagen  sowie  die  nachhaltige 
Verbesserung  von  Grundstücken  wird,  sofern  eigene  Mittel, 
welche  zu  derartigen  Zwecken  Verwendung  finden  könnten, 
nicht  in  genügendem  Umfange  zur  Verfügung  stehen,  durch 
Aufnahme  von  Bodenkredit  ermöglicht,^)  welcher  in  der 
Regel  die  buchmässige  VerschreibuDg  von  Grund  und  Boden 
als  besondere  Sicherheit  erfordert  und  infolgedessen  gewöhnlich 
in  der  Form  des  Immobüiarkredits  erscheint,  mit  dem  er  auch 
zumeist  direkt  identifiziert  wird.  Ist  die  Schuldverpflichtung 
zum  Behufe  des  Erwerbes  eines  Gutes  oder  von  Teilen  eines 
solchen  eingegangen  (Besitzkredit),  so  wird  als  naturgemässes 
Pfandobjekt  die  erstandene  Liegenschaft  selbst  anzusehen  sein, 
beim  Investitionskredit  dagegen  die  mit  dessen  Hilfe  erstellte 
Baulichkeit  oder  die  Verbesserung  der  Substanz  der  melio- 
rierten Ländereien,  welche  in  der  Kapitalisierung  der  durch 
sie  herbeigeführten  Steigerung  des  Eeinertrages  ihren  zahlen- 
mässigen  Ausdruck  findet.  Die  tatsächliche,  rechtliche 
Sicherheit  wird  freilich  in  der  Regel  das  gesamte  Gut  als 
solches  mit  Ausnahme  des  von  anderen,  bevorrechteten 
Forderungen  absorbierten  Teiles  seines  Wertes  zu  repräsen- 
tieren haben,  denn  wenn  auch  die  separate  Belastung  einer 
aus  Zukäufen  resultierenden  Flächenvergrösserung  nicht  aus- 
geschlossen ist,  so  würden  doch  weder  Gebäude  noch  die 
durch  Meliorationen  bewirkten  Wertserhöhungen  des  Bodens 
für  einen  eventuell  nötigen  speziellen  Zugriff  des  Gläubigers 
allein  für  sich  zur  Verfügung  stehen.  Erstere  gehören  ja  im 
allgemeinen  zu  den  wesentlichen  Bestandteilen  einer  Land- 
stelle,^)  werden  jedoch  zumeist  auch  nur  im  Zusammenhange 
mit  den  zugehörigen  Äckern,  Wiesen  und  dergleichen  in  völlig 
angemessener  Weise  Verwendung  finden  können,  während 
dauernde  Verbesseruugen  des  Bodens  auf  das  innigste  mit 
diesem  verwachsen^)  und  der  beregte  Mehrwert  sich  wohl 
zahlenmässig  feststellen,  niemals  aber  von  den  betreffenden 
Grundstücken  als  besonderes  Objekt  loslösen  lässt. 

Gewisse,  im  folgenden  noch  näher  zu  erörternde  Gründe 
können  allerdings  dazu  führen,  dass  unter  Umständen  die  zu 

1)  Vergl.  Seite  24. 

2)  Vergl.  Seite  31. 

3)  Vergl.  Seite  32. 

4)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  40. 
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Zwecken  der  Bodenkultur  an  geliehenen  Kapitalien  direkt  durch 
die  entsprechende  Steigerung  des  Wertes  der  als  Unterpfand 
dienenden  Grundstücke  versichert  erscheinen,  indem  sie  nicht 
wie  üblich  den  Forderungen  bereits  vorhandener  Real- 
berechtigter im  Range  nachstehen,  sondern  unter  gewissen 
Bedingungen  die  Priorität  vor  diesen  eingeräumt  erhalten. 
Ein  solches  Verfahren  würde  an  sich  dem  betreffenden 
Gläubiger  bei  Subhastationen  einen  Anspruch  auf  vorzugsweise 
Befriedigung  aus  dem  Gesamterlös  für  einen  Betrag  verleihen, 
welcher  im  höchsten  Falle  der  mit  seinem  Gelde  herbeigeführten 
Wertserhöhung  gleichkommt,  und  besitzt  wenigstens  insofern 
volle  Berechtigung,  als  die  im  Range  ausweichenden  Hypothek- 
Inhaber  nicht  verlangen  können,  dass  ihre  bisherige,  von 
ihnen  selbst  als  genügend  anerkannte  Sicherheit  noch  durch 
ohne  ihr  Zutun  vorgenommene  Bodenverbesserungen  verstärkt 
wird.  Wohl  aber  werden  sie  mit  Fug  und  Recht  darauf 
bestehen  können,  dass  ihre  Interessen  nicht  etwa  dadurch, 
dass  zur  Deckung  der  Meliorationsschuld  ein  Teil  der  eigent- 
lich ihnen  verpfändeten  Wertsubstanz  herangezogen  werden 
muss,  Beeinträchtigungen  zu  gewärtigen  haben,  sondern  ihnen 
alle  erforderlichen  Garantieen  dafür  geboten  werden,  dass 
das  in  Frage  kommende  Kulturunternehmeu  den  Gutswert 
auch  wirklich  um  den  vollen  Betrag  seiner  Kosten  dauernd 
steigert. 

Der  reguläre  Grundkredit  erfordert  in  allen  seinen  Formen 
Langfristigkeit  und  wenigstens  bedingte  Unkündbarkeit 
seitens  des  Gläubigers  als  Regel,  denn  das  aufgenommene 
Kapital,  mag  es  nun  zu  Zwecken  des  Besitzerwerbs  oder  zur 
Bestreitung  der  Kosten  von  Bauten,  Meliorationen  und  der- 
gleichen Verwendung  gefunden  haben,  wird  als  stehendes 
stets  eine  mehr  oder  minder  lange  Reihe  von  Jahren  hindurch 
fortdauernd  gebraucht,  geht  aber  auch  niemals  seinem  vollen 
Werte  nach,  sondern  lediglich  in  Gestalt  einer  seiner  laufenden 
Nutzung  entsprechenden  Quote  in  die  während  einer  einzelnen 
Wirtschaftsperiode  gewonnenen  Produkte  über.  Wenn  demnach 
eine  derartige  Schuld  niemals  wieder  ungetrennt  in  ihrem 
ganzen  Umfange  zum  Vorschein  kommt  und  ihre  Reproduktion 
sich  viel  zu  langsam  vollzieht,  als  dass  die  völlige  Abstossung 
selbst  mit  Hilfe  mehrerer  Jahreserträgnisse  möglich  erscheinen 
würde,  so  kann  auch  ihre  Aufkündigung  im  allgemeinen  nicht 
im  Interesse  des  Grundbesitzers  gelegen  sein,  wird  vielmehr 
unter  Umständen  direkt  verhängnisvoll  für  ihn  werden  müssen, 
zumal  wenn  sie  unerwartet  und,  wie  es  gerade  sehr  oft  der 
Fall  zu  sein  pflegt,  in  einer  Zeit  pekuniärer  Bedrängnis  erfolgt. 
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Von  Nachteil  für  den  Schuldner  ist  aber  unter  Umständen 
überhaupt  schon  die  blosse  Tatsache  des  Bestehens  einer 
freien  Kündigungsbefugnis  des  Gläubigers,  denn  dieser  wird 
sich  ihrer,  und  zwar  in  umso  höherem  Masse,  je  mehr  er  das 
Ausleihen  spekulativ  betreibt,  als  des  bequemsten  und  wirk- 
samsten Pressionsmittels  bedienen  können,  um  bei  anziehendem 
Zinsfusse  eine  entsprechende  Erhöhung  der  für  seine  Kapitalien 
zu  entrichtenden  laufenden  Leistung  durchzusetzen,  während 
er  andererseits  kaum  ohne  weiteres  geneigt  sein  dürfte,  bei 
sinkendem  Zinsfusse  von  seinen  bisherigen  Bedingungen 
abzugehen. 

Nun  vermag  zwar  der  Grundsatz  der  Unkündbarkeit  des 
Bodeukredits  die  ländliche  Bevölkerung  von  den  periodischen 
Schwankungen  des  Zinsfusses  keineswegs  vollständig  zu 
emanzipieren,  aber  er  macht  sie  wenigstens  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  von  der  Willkür  der  Gläubiger  unabhängig 
und  sichert  ihr  auf  jeden  Fall  die  Vorteile  eines  bei  günstigem 
Geldstande  zu  niedrigem  Zinsfusse  aufgenommenen  Kapitals 
bis  zu  dessen  gänzlicher  Abstossung.  Dies  ist  aber  für  den 
Grundbesitzer  schon  insofern  von  grösster  Wichtigkeit,  als  er 
in  seinem  Wirtschaftsplane  dauernd  mit  einer  ganz  bestimmten, 
ihm  aus  der  Kontrahierung  einer  Schuld  erwachsenden  jähr- 
lichen Abgabe  zu  rechnen  vermag,  während  in  ihrem  Umfange 
beständig  wandelbare  Verbindlichkeiten  gemeinhin  als  höchst 
störend  empfunden  zu  werden  pflegen.  Freilich  darf  der 
Ausschluss  eines  regulären  Kündigungsrechtes  sich  nicht  auf 
den  Erborger  selbst  erstrecken,  denn  sonst  würde  diesem 
niemals  ein  eventuelles  Sinken  des  Zinsfusses  zu  gute  kommen 
können,  und  muss  ihm  infolgedessen  die  Möglichkeit  zur 
jederzeitigen  Heimzahlung  von  Gruudschulden  unbedingt  ge- 
wahrt bleiben.  Irgendwelche  Bedenken  lassen  sich  hiergegen 
auch  kaum .  geltend  machen,  denn  in  der  Regel  handelt  es 
sich  gar  nicht  etwa  um  die  Entnahme  eines  grösseren  Kapitals 
aus  dem  Boden, ^)  sondern  lediglich  um  die  Durchführung  der 
Konvertierung  eines  hochverzinslichen  Darlehns,  erforderlichen- 
falls in  Verbindung  mit  einem  Wechsel  in  der  Person  des 
Kreditgebers. 

Die  vertragliche  Unkündbarkeit  einer  Schuld  setzt 
natürlich  das  Vorhandensein  einer  ausreichenden  realen 
Sicherheit  voraus,  auch  muss  das  durch  die  verpfändeten 
Immobilien  repräsentierte  Wertquantum  dauernd  die  Erfüllung 
der  Gegenleistung  des  Schuldners  verbürgen.  Verminderungen 


1)  Yergi.  Seite  34. 
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kann  nun  dieses  insbesondere  durch  anhaltendes  Steigen  des 
Zinsfusses  bezw.  Sinken  der  Bodenrente  wie  durch  eine  nach- 
lässige Wirtschaftsführung  des  Erborgers  erfahren,  und  wenn 
auch  hiergegen  ein  mässiger  Umfaug  des  hingeliehenen 
Kapitales  sowie  die  allmählich  fortschreitende  Tilgung  desselben 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  Schutz  zu  bieten  vermögen, 
so  wird  es  sich  in  der  Regel  doch  nicht  umgehen  lassen, 
dem  Gläubiger  für  gewisse  Ausnahmefälle,  in  denen  seine 
Interessen  direkt  gefährdet  erscheinen,  das  Recht  zur  Ein- 
ziehung des  gesamten  Darlehns  oder  eines  angemessenen  Teiles 
desselben  einzuräumen.  Letztere  Befugnis  bildet  namentlich 
ein  sehr  wirksames  Drohmittel,  um  Schuldner,  welche  ihre 
vertraglichen  Obliegenheiten  nicht  in  gehöriger  Weise  erfüllten, 
z.  B.  die  Zinszahlungstermine  nicht  einhielten  oder  die 
ordnungsmässige  Instandhaltung  von  Meliorations-Anlagen 
verabsäumten,  nachdrücklich  an  ihre  Pflicht  zu  erinnern, 
wenn  auch  ihre  Geltendmachung  natürlich  nicht  zu  unbilligen 
Härten  Veranlassung  geben  darf. 

Unterminiert  und  bedingt  unkündbar  gegebener  Boden- 
kredit wird  naturgemäss  stets  eine  zwar  langsame,  aber 
regelmässige  Tilgung  des  hingeliehenen  Kapitals  in 
kleinen  Summen  zur  Bedingung  machen  müssen,  wenn  der 
Gefahr  einer  allmählichen  Überschuldung  der  ländlichen  Anwesen 
in  wirksamer  Weise  vorgebeugt  werden  soll,  und  zwar  pflegt 
dieser  Abtrag  in  der  Regel  progressiv  durch  Entrichtung 
einer  festen,  auch  die  Zinsleistung  einschliessenden  Annuität 
unter  Mitverwendung  der  sogenannten  „ersparten"  Zinsen 
zur  Amortisation  bewirkt  zu  werden.  Ein  derartiges  Ver- 
fahren wird  ja  allerdings  vom  Investitionskredit  schon  insofern 
erfordert,  als  die  mit  dessen  Hilfe  beschafften  Summen  zur 
Herstellung  von  Bauten  und  Einrichtungen  Verwendung 
finden,  welche  durch  ihren  Gebrauch  eine  allmähliche  Ab- 
nutzung erfahren,  so  dass  auch  das  von  ihnen  umschlossene 
Wertquantum  eine  beständige  Herabminderung  erfährt.  Das 
Mass  der  letzteren  wird  demzufolge  zugleich  für  die  Höhe 
der  jährlichen  Amortisation  des  Schuldkapitals  und  damit  für 
die  Dauer  des  Abtrages  überhaupt  bestimmend  sein,  welcher 
spätestens  dann  zu  Ende  geführt  sein  muss,  wenn  sich  die 
Ersetzung  der  betreffenden  Anlagen  durch  neue  als  absolute 
Notwendigkeit  erweist.^) 

Die  zu  dieser  Tilgung  erforderlichen  Mittel  liefern  die 
Meliorationen  von  sich  aus,  denn  das  in  ihnen  angelegte 
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Kapital  regeneriert  sich  in  einer  mehr  oder  weniger  grossen 
Zahl  ihrem  Umfange  nach  unschwer  festzustellender  Jahres- 
renten, welche  im  regulären  Falle  hoch  genug  sein  müssen, 
um  die  Aufsammlung  eines  genügenden  P]rneuerungsfonds 
binnen  angemessener  Frist  zu  ermöglichen.^)  So  lange  aller- 
dings die  Gewinne  aus  nachhaltigen  Bodenverbesserungen 
noch  nicht  ihren  normalen  Betrag  erreicht  haben,  und  dies 
kann  unter  Umständen  immerhin  einige  Zeit  dauern,  wird 
sich  eine  ratenweise  Rückerstattung  der  Schuld  nur  unter 
Zuhilfenahme  anderweitiger  Vermögensbestandteile  bewirken 
lassen.  Um  jedoch  den  Verpflichteten  nicht  durch  eine  allzu 
starke  Belastung  in  Verlegenheit  zu  bringen,  pflegt  bei  der 
Hingabe  von  Meliorationskredit  in  den  ersten  Jahren  häufig 
nur  die  Entrichtung  der  vertraglichen  Verzinsung  verlangt, 
mit  der  Einhebung  der  vollen  laufenden  Leistungen  dagegen 
erst  dann  begonnen  zu  werden,  wenn  die  geplanten  Anlagen 
fertiggestellt  sind  bezw.  ihre  Nutzwirkung  sich  bereits  in 
einem  Steigen  der  Bodenerträgnisse  zu  äussern  beginnt.^) 

Wie  die  praktische  Erfahrung  ergeben  hat,  rührt  die 
Immobiliarverschuldung  der  ländlichen  Bevölkerung  zum 
grössten  Teile  von  der  Inanspruchnahme  von  Besitz- 
kredit zur  Abfindung  der  Mitberechtigten  bei  Gutsübernahmen 
wie  zum  Erwerbe  einzelner  Bodenparzellen  oder  ganzer 
Landstellen  im  Wege  des  Kaufes  oder  der  Erbfolge  her, 
während  der  Investitionskredit  im  allgemeinen  nur  bei  Gross- 
gütern sowie  in  Gegenden,  deren  Landwirtschaft  in  lebhaftem 
Aufschwünge  begriffen  ist,  eine  wesentliche  Rolle  zu  spielen 
pflegt.  Diese  beiden  Formen  der  Kapitalaufnahrae  haben 
jedoch  wirtschaftlich  eine  ganz  verschiedenartige  Beurteilung 
zu  erfahren,  denn  die  ersterwähnte  ist  vollkommen  un- 
produktiver Natur  und  vermag  zu  einer  Steigerung  der 
Wirtschaftserträgnisse  nicht  das  geringste  beizutragen,  nötigt 
vielmehr  den  Grundbesitzer,  auf  den  Gebrauch  eines  Teiles 
derselben  für  seine  Zwecke  zu  verzichten,  um  Mittel  zur 
Verzinsung  und  Tilgung  der  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
zu  gewinnen. 

Ausserdem  birgt  der  Besitzkredit  insofern  keineswegs 
zu  unterschätzende  Gefahren  in  sich,  als  seine  übermässige 
Ausnutzung  nur  allzu  leicht  zu  einer  wirklichen  Schuldnot 
Veranlassung  geben  kann,  die  Möglichkeit  einer  solchen  Über- 
spannung aber  wiederum  sehr  nahe  liegt,  da  die  anlässlich 
von  Gutskäufen  und  dergleichen  zu  kontrahierende  Schuld 

1)  Vergl.  Seite  32. 
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sich  in  ihrem  Umfange  häufig  genug  garnicht  nach  der 
Grundrente  der  Liegenschaften  sondern  dem  für  diese  gezahlten 
Preise  richtet,  der  Verkehrswert  des  Bodens  jedoch  aus  ver- 
schiedenen, hier  nicht  näher  zu  erörternden  Gründen  eigentlich 
fast  stets  nicht  unbeträchtlich  höher  zu  sein  pflegt  als  der 
Ertragswert,  i^ber  auch  ganz  abgesehen  hiervon  kann  selbst 
eine  Belastung,  welche  unter  normalen  Bedingungen  auf  jeden 
Fall  noch  einen  angemessenen  Teil  des  Wirtschaftsertrages 
zur  Bestreitung  des  Lebensunterhaltes  des  Grundbesitzers  und 
seiner  Familie  übrig  lässt,  nur  noch  unter  Voraussetzungen 
als  zulässig  anerkannt  werden,  da  jedes  andauernde  Sinken 
des  Preises  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  welches  bei 
sonst  gleichbleibenden  Verhältnissen  naturgemäss  auch  die 
Bewertung  des  Bodens  beeinflussen  muss,  sofort  zu  einer 
höchst  drückenden  Überschuldung  führen  würde. 

Von  manchen  Seiten  ist  deshalb  direkt  ein  radikales 
Verbot  der  ferneren  Aufnahme  von  hypothekarisch  versicherten 
Darlehen  zu  konsumtiven  und  unproduktiven  Zwecken  sowie 
die  Ablösung  aller  vorhandenen  einschlägigen  Verbindlichkeiten 
befürwortet  oder  wenigstens  eine  gesetzliche  Limitierung  der 
Verschuldung  verlangt  worden,  doch  dürften  diese  Vorschläge 
als  zu  weitgehend  und  auch  praktisch  sehr  schwierig  durch- 
führbar in  absehbarer  Zeit  kaum  Aussicht  auf  Verwirklichung 
haben.  Jedenfalls  ist  aber  die  Zurückführung  der  Besitz- 
kreditverpflichtungen auf  ein  gewisses  mittleres  Mass 
als  eines  der  wichtigsten  Erfordernisse  für  die  Erhaltung 
gesunder  Verhältnisse  innerhalb  des  landwirtschaftlichen 
Berufsstandes  anzusehen  und  wird  sich  demzufolge  die  Not- 
wendigkeit ergeben,  den  Grundbesitzern  den  Gebrauch  des 
Immobiliarkredits  eher  etwas  zu  erschweren  als  gar  zu  leicht 
zu  machen,  da  nur  eine  Inanspruchnahme  desselben  in  den 
einerseits  durch  zwingende  Bedürfnisse,  andererseit  durch  die 
Möglichkeit  der  jederzeitigen  Erfüllung  übernommener  Ver- 
bindlichkeiten gegebenen  Grenzen  ihrem  wahren  Interesse 
entspricht. 

Der  Investitionskredit  ist  dagegen  zur  Erhöhung  der 
Roh-  bezw.  Reinerträgnisse  liegenschaftlicher  Grundstücke 
bestimmt  und  wird,  da  er  unmittelbar  zu  Zwecken  der  Güter- 
erzeugung dient,  mit  dem  ebenfalls  produktiven  Betriebskredit 
zusammen  als  ökonomischer  Kredit  bezeichnet.  Er  stellt 
bei  nicht  missgriffener  Verwendung  überhaupt  nur  eine 
vorübergehende  Belastung  des  Bodens  dar,  denn  bei  ordnungs- 
gemässem Verlaufe  der  Produktion  muss  die  mit  seiner  Hilfe 
herbeigeführte  Steigerung  der  Überschüsse  des  Wirtschafts- 
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betriebes  innerhalb  einer  gewissen  längeren  Periode  die  völlige 
Abstossung  der  eingegangenen  Verpflichtungen  ermöglichen. 
Kreditüberspannungen  sind  im  allgemeinen  gar  nicht  gut 
denkbar,  da  der  Umfang  der  Kapitalaufnahme  sich  stets  nach 
dem  Betrage  der  durch  die  Ausführung  der  erforderlichen 
Anlagen  und  Bauten  verursachten  Kosten  richtet,  diesen  aber 
im  normalen  Falle  ein  vollkommen  ausreichendes  Äquivalent 
in  Gestalt  einer  zahlenmässig  ihnen  zum  mindesten  gleich- 
kommenden Vergrösserung  des  ursprünglichen  Gutswertes 
gegenübersteht.^)  Demgemäss  darf  auch  eine  scheinbar  sehr 
weitgehende  Verschuldung  dieser  Art  noch  als  unbedenklich 
erachtet  werden,  sofern  sie  nur  das  Resultat  der  land- 
wirtschaftlichen Unternehmertätigkeit  in  günstigem  Sinne 
beeinflusst. 

Unter  diesen  Umständen  wird  natürlich  von  einer  tat- 
sächlichen Erschwerung  der  Beschaffung  von  Meliorationskredit 
ernsthaft  nicht  die  Rede  sein  können  und  von  denjenigen^ 
welche  für  eine  möglichste  Beschränkung  oder  das  grund- 
sätzliche Verbot  der  Besitzkreditverschuldung  eingetreten  sind^ 
ist  seine  Notwendigkeit  und  Zulässigkeit  auch  stets  in  vollem 
Umfange  anerkannt  worden.  Nun  pflegt  allerdings  gerade 
die  Beschaffung  von  Geldmitteln^  welche  zur  nachhaltigen 
Verbesserung  von  Liegenschaften  bestimmt  sind,  sich  gewöhnlich 
umso  schwieriger  bewerkstelligen  zu  lassen,  je  dringender 
das  Bedürfnis  nach  solchen  auftritt,  und  es  bedarf  deshalb 
sogar  einer  ganz  besonderen  Erleichterung  derselben, 
wenn  die  Meliorierung  der  Landgüter  in  einer  im  Interesse 
der  Hebung  des  Standes  der  Bodenkultur  wünschenswerten 
Weise  befördert  werden  soll.  Zu  erreichen  ist  dies  nur  da- 
durch, dass  eigene  gemeinnützige  Anstalten  geschaffen  werden, 
welche  den  Grundbesitzern  zu  Zwecken  der  einschlägigen 
Art  nicht  nur  zu  denkbar  niedrigstem  Zinsfusse  Darlehen 
gewähren,  sondern  auch  in  ihrer  Organisation  den  Weseus- 
eigentümlichkeiten  des  Meliorationskredits  in  hinreichendem 
Masse  angepasst  sind,  um  die  rationelle  Befriedigung  aller 
als  berechtigt  anzuerkennenden  Wünsche  nach  solchem  in 
vollem  Umfange  gewährleisten  zu  können.^) 

Dass  das  Leihkapital  möglichst  billig  hingegeben  wird, 
erscheint  namentlich  mit  Rücksicht  auf  dessen  Verwendung 
zur  Hervorbringung  neuer  Werte  als  erforderlich,  würde  an 
sich  jedoch  die  Errichtung  spezieller  Institute  noch  niclit  zu 
rechtfertigen  vermögen,  wohl  aber  verlangt  diese  der  Grundsatz, 

1)  Vergl.  Seite  32. 
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dass  der  Kredit,  vielleicht  von  ganz  besonderen  Ausnahme- 
fällen abgesehen,  auch  allen  Landwirten  wirklich  zugänglich 
sein  muss,  ^)  dessen  praktische  Durchführung  freilich  nicht 
selten  den  allergrössten  Schwierigkeiten  begegnet.  Letztere 
sind  in  der  Hauptsache  durch  die  Notwendigkeit  bedingt, 
eine  genügende  Sicherheit  für  die  zu  Zwecken  der  Boden- 
verbesserung aufzunehmenden  Kapitalien  zu  einem  Zeitpunkte 
zu  beschaffen,  in  w^elchem  deren  naturgemässes  Unterpfand, 
die  mit  ihrer  Hilfe  herbeizuführende  Steigerung  des  Liegen- 
schaf ts  wertes  ^)  noch  gar  nicht  vorhanden  sein  kann.  Ist 
allerdings  die  bereits  vorhandene  Belastung  der  Grundstücke 
nur  geringfügig,  so  würde  sich  ja  das  Darlehn  wie  eine 
Besitzschuld  unschwer  durch  den  noch  freigebliebenen  Bruch- 
teil des  zeitigen  Wertes  des  Gutes  versichern  lassen,  zumal 
wenn  dessen  Beleihungsfähigkeit  im  Hinblick  auf  die  für 
später  zu  erwartende  Wertserhöhung  noch  um  etwas  über 
das  bei  Realkreditinstituten  übliche  Mass  hinaus  erweitert 
wird.  Bei  höherer  Verschuldung  muss  dagegen  dieses  Aus- 
kunftsmittel in  der  Regel  vollständig  versagen,  und  w^enn 
man  in  solchen  Fällen  den  Abschluss  des  Kreditgeschäftes 
solange  hinausschieben  wollte,  bis  die  Meliorations-Anlagen 
fertiggestellt  sind  und  in  der  durch  sie  herbeigeführten 
Wertsteigerung  des  Bodens  ein  neues  Pfandobjekt  verfügbar 
geworden  ist,  so  dürfte  dem  Landwirte  damit  zumeist  sehr 
wenig  gedient  sein.  Dieser  wird  einmal  schon  während 
der  Bauzeit  Geldmittel  benötigen  und  sich  ausserdem  an  die 
Ausführung  eines  geplanten  Unternehmens  überhaupt  kaum 
heranwagen,  wenn  ihm  nicht  für  den  Fall  der  ordnungsmässigen 
Vollendung  desselben  der  Erhalt  einer  den  aufzuwendenden 
Kosten  entsprechenden  Summe  in  aller  Form  zugesichert  ist. 

Ein  derartiges  Versprechen  kann  ihm  aber  die  Kredit- 
organisation wohl  geben,  wenn  sie  die  Beleihung  auf  das  Ziel 
der  Bodenverbesserung  ausdehnt  bezw.  deren  künftigen  Erfolg 
gewissermassen  im  voraus  diskontiert,  doch  ist  hierzu  natür- 
lich erforderlich,  dass  einmal  dieser  sich  in  völlig  einwandfreier 
Weise  zahlenmässig  abschätzen  lässt  und  zweitens  mit  Sicher- 
heit angenommen  werden  kann,  dass  er  ein  genügendes 
Äquivalent  für  den  veranschlagten  Aufwand  zu  bieten  vermag. 
Mit  anderen  Worten  wäre  also  die  Führung  des  Rentabilitäts- 
nachweises vom  Darlehnssucher  zu  verlangen  und  die  Richtig- 
keit der  von  diesem  bezw.  seinen  Beauftragten  gemachten 


1)  Vergl.  S.  25. 
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Ang-aben  und  aufgestellten  Berechnungen  durch  eine  sorgfältige 
Überprüfung  derselben  seitens  geeigneter  Sachverständiger 
zu  konstatieren. 

Die  Antizipation  des  Mehrwertes  kann  nun  in  der 
Weise  erfolgen,  dass  er  einfach  dem  besonders  für  sich  aus- 
gemittelten  zeitigen  Liegenschaftswerte  zugeschlagen  wird 
und  mit  diesem  zusammen  den  Massstab  für  die  Kredit- 
bemessung bildet,  doch  ist  die  Anwendung  dieses  Verfahrens 
mit  sehr  erheblichen  Missständen  verbunden  und  erAveist  sich 
überhaupt  nur  in  den  seltensten  Fällen  als  wirklich  praktisch 
durchführbar.  Da  nämlich  das  Meliorationskapital  mit  Eang- 
stellung  hinter  den  Forderungen  der  bereits  vorhandenen 
Gläubiger  eingetragen  werden  muss,  so  erfahren  diese  eine 
durchaus  unverdiente  Verstärkung  ihres  seitherigen  Unter- 
pfandes um  den  durch  jenes  geschaffenen  neuen  Wert,^) 
welcher  aber  seinerseits,  da  unter  diesen  Verhältnissen  eine 
Sicherheitsgrenze  natürlich  nicht  zu  entbehren  sein  wird, 
immer  nur  zum  kleinsten  Teile  mitbeliehen  werden  kann, 
wenn  er  nicht  gerade  im  Verhältnis  zum  übrigen  Gutswerte 
ganz  aussergewöhnlich  hoch  ist. 

Wesentlich  erleichtert  dürfte  also  hierdurch  dem  stark- 
verschuldeten Landwirte  die  Darlehnsbeschaffung  zu  Zwecken 
der  Bodenkultur  kaum  werden,  wohl  aber  lässt  sich  dies  mit 
Hilfe  eines  bereits  bei  früherer  Gelegenheit  erwähnten  Modus 
erreichen,  welcher  die  künftige  Wertssteigerung  als  ein  völlig 
neues  Pfandobjekt  betrachtet  und  demzufolge  dem  zu 
deren  Herbeiführung  aufgenommenen  Betrage  unter  gewissen 
Bedingungen  die  Priorität  vor  den  Ansprüchen  der  vorein- 
getragenen Realberechtigten  einräumt.^)  Freilich  wird  es 
auch  dabei  noch  sehr  darauf  ankommen,  von  welchen  Voraus- 
setzungen die  Postlozierung  des  letzteren  gesetzlich  abhängig 
gemacht  ist,  denn  wenn  ihnen  die  Geltendmachung  eines 
unbeschränkten  und  nicht  durch  Anwendung  von  Zwang  zu 
beseitigenden  Einspruchsrechtes  hiergegen  zugestanden  worden 
ist,  so  kann  der  praktische  Nutzen  der  ganzen  Massregel  sehr 
leicht  auf  ein  Minimum  zusammenschrumpfen,  wenn  auch  im 
übrigen  die  weitgehendsten  Garantien  geboten  sein  mögen, 
dass  den  Interessen  weichender  Hypothekarier  durch  die 
beregte  Vorrangsbewilligung  keinerlei  Eintrag  getan  wird. 

Die  Aushändigung  und  Eintragung  der  unter  den  letzt- 
hin erörterten  Bedingungen  zugesicherten  Darlehen  darf  streng 


1)  Vergl.  Seite  34. 

2)  Vergl.  Seite  34. 
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genommen  eigentlich  stets  erst  dann  erfolgen,  wenn  die  ihnen 
zu  gründe  gelegte  Sicherheit  tatsächlich  vorhanden  ist,  die 
Meliorations-Anlagen  also  bereits  fertiggestellt  sind,  doch 
dürfte  die  formelle  Zusicherung  der  späteren  Zahlung  einer 
bestimmten  Summe  in  der  Regel  schon  genügen,  um  dem 
Landwirte  die  Flüssigmachung  der  ihm  bis  dahin  notwendigen 
Geldmittel  im  Wege  des  Personalkredits  zu  gestatten.  Bei 
umfangreicheren  Unternehmungen,  welche  in  verschiedenen 
selbständigen,  je  für  sich  schon  eine  Wertsvermehrung  ver- 
bürgenden Abschnitten  zur  Ausführung  kommen,  würde  sich 
überdies  unschwer  Gelegenheit  bieten,  die  Effektuierung  des 
Kreditgeschäftes  ratenweise  entsprechend  dem  allmählichen 
Fortschreiten  der  Arbeiten  zu  bewirken.  Notwendig  ist 
natürlich  stets,  dass  der  im  voraus  berechnete  Mehrwert  auch 
wirklich  erzielt  wird  und  den  betreffenden  Liegenschaften 
bis  zum  völligen  Abtrage  der  Schuld  resp.  bis  zum  AVieder- 
einrücken  der  postlozierten  Gläubiger  in  ihre  frühere  Stellung 
im  nötigen  Umfange  erhalten  bleibt.  ^)  Der  Erborger  muss 
deshalb  die  projektierten  Anlagen  plangemäss  in  solider, 
zweckentsprechender  Weise  herstellen  und  sich  verbindlich 
machen,  für  die  weitere  Erhallung  derselben  in  ordnungs- 
mässigem  Zustande  Sorge  zu  tragen,  während  der  Kredit- 
geberin die  Befugnis  einzuräuaien  ist,  die  Erfüllung  dieser 
Verpflichtungen  nötigenfalls  durch  ihre  Beauftragten  kon- 
statieren bezw.  überwachen  zu  lassen. 


5.   Die  Organisation  der  Melioraiionskreditinsiitute. 

Fasst  man  auf  Grund  der  in  den  vorhergehenden  Ab- 
schnitten stattgehabten  Untersuchungen  noch  einmal  alle 
diejenigen  Anforderungen,  welche  an  ein  speziell  mit  der 
Pflege  des  Meliorationskredits  betrautes  Institut  billigerweise 
gestellt  w^erden  können,  kurz  zusammen,  so  würden  dessen 
Einrichtungen  im  grossen  und  ganzen  etwa  folgendes  Bild 
bieten  müssen. 

Der  Wirkungskreis  der  Anstalt  hat  sich  in  Ansehung 
der  Kreditnehmer  auf  die  Hingabe  von  Kapitalien  an  einzelne 
Grundbesitzer,  Kommunen  und  Korporationen  des  öffentlichen 
wie  des  privaten  Rechtes  zu  erstrecken,'^)  während  der  Kreis 
der  Darlehnszwecke  sämtliche  Formen  der  Melioration,  aber 


1)  Vergl.  Seite  34. 

2)  Vergl.  Seite  24. 
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auch  möglichst  alle  verwandten  Unternehnmugen  zu  um- 
schliessen  haben  wird,  welche  für  ihren  örtlichen  Geschäftsbezirk 
wesentliche  Bedeutung  besitzen.  Dabei  sollen  Betriebsmittel 
stets  in  einem  solchen  Umfange  zur  Verfügung  stehen,  dass 
allen  überhaupt  als  berechtigt  anzuerkennenden  Kreditgesuchen 
sofort  in  vollem  Umfange  entsprochen  werden  kann,  und  wird 
die  Institutsverwaltuug  unter  diesen  Umständen  Antragsteller, 
welche  sämtlichen  von  ihnen  zu  verlangenden  Bedingungen 
zu  genügen  vermögen,  auch  nicht  ohne  weiteres  abweisen 
dürfen,  sondern  nur  in  dem  Falle,  dass  sichbesondere,  gewichtige 
Gründe  dafür  geltend  machen  lassen, 

Kommunen  sowie  Genossenschaften  und  Ver- 
bände des  öffentlichen  Rechtes  werden  in  der  Regel 
von  der  Bestellung  eines  Spezialpfandes  für  empfangene 
Darlehen  zu  entbinden  sein,  sofern  sie  genügende  Belege 
bezüglich  der  Ordnung  ihres  Geldhaushalts  sowie  nötigenfalls 
für  das  Vorhandensein  gehöriger  Prästationsfähigkeit  beizu- 
bringen im  Stande  sind.  2)  Empfehlen  würde  es  sich  jedoch 
vielleicht,  ihnen  ein  Anrecht  auf  die  ausnahmslose  Einräumung 
dieser  Vergünstigung  nicht  prinzipiell  zuzugestehen,  da 
immerhin  Fälle,  in  denen  das  Interesse  der  Gläubigerin  eine 
solidere  Basis  für  die  Kredithingabe  verlangt,  nicht  ganz 
ausserhalb  des  Bereiches  aller  Möglichkeit  liegen  dürften.  2) 
Erscheint  ein  Verzicht  auf  die  förmliche  reale  Versicherung 
der  Schuld  nicht  angängig,  so  wird  diese  entweder  auf  dem 
liegenschaftlichen  Besitz  der  Assoziation  bezw.  Gemeinde  selbst 
oder  auf  demjenigen  aller  ihr  Angehörenden  resp.  einzelner 
besonders  dazu  qualifizierter  eingetragen  werden  müssen,  eine 
Bedingung,  welche  den  „freien"  Vereinigungen  natür- 
licherweise durchweg  aufzuerlegen  sein  wird.*) 

Möglicherweise  Hesse  sich  allerdings  die  Immobiliar- 
verpfändung unter  Umständen  durch  die  solidarische,  selbst- 
schuldnerische Verhaftung  aller  oder  einzelner  Genossen  bezw. 
Gemeindemitglieder  5)  ersetzen,  da  sie  nicht  selten  auf  recht 
erhebliche  Schwierigkeiten  Stessen  wird,  während  die  letztere 
unter  den  nämlichen  Verhältnissen  vielleicht  weder  zu  irgend 
welchen  Bedenken  Anlass  bietet  noch  als  undurchführbar 
anzusehen  ist.  Einer  völligen  Befreiung  von  spezieller 
Sicherheitsleistung   kommt   endlich   noch  das  bei  früherer 


1)  Vergl.  Seite  15|16. 

2)  Vergl.  Seite  28  bezw.  29. 

3)  Vergl.  Seite  28. 

4)  Vergl.  Seite  26. 

5)  Vergl.  Seite  27. 
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Gelegeuheit  erwähnte  Verfahren  der  direkten  Belastung  der 
einzelnen  Beteiligten  mit  der  auf  sie  entfallenden  Quote  des 
Ivonmuinalen  bezw.  genossenschaftlichen  Aufwandes  gleich, 
denn  derartige  Verbindlichkeiten  erhalten  den  Vorrang  vor 
den  Forderungen  der  vorhandenen  Privatgläubiger  zwangsweise 
eingeräumt  und  sind  weder  ihrer  rechtlichen  Natur  noch  ihrem 
Umfange  nach  wesentlich  von  den  Beiträgen  verschieden, 
welche  ohne  eine  solche  Repartition  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  der  kontrahierten  Schuld  im  gleichen  Falle  an  die 
Organisation  selbst  abgeführt  werden  niüssten.^) 

Privatpersonen  haben  empfangene  Darlehen  selbst- 
verständlich stets  mit  ihrem  Grundeigentum  sicherzustellen 
unter  Bedingungen,  welche  jedenfalls  auf  die  Verwendung 
derselben  zur  Herbeiführung  nachhaltiger  Ertragssteigerungen 
hinlänglich  Rücksicht  nehmen  müssen,  im  einzelnen  jedoch 
sehr  verschiedenartig  gestaltet  sein  können.  Über  den  Modus 
der  Verunterpfändung  werden  bei  jedem  Institute  vor  allen 
Dingen  die  Art  und  Weise  der  Regelung  des  Kreditrechtes 
und  der  Kreditorganisation  sowie  die  allgemeine  Lage  der 
ländlichen  Bevölkerung,  speziell  der  Umfang  ihrer  durch- 
schnittlichen Verschuldung  in  dem  betreffenden  Staatsgebiete 
zu  entscheiden  haben.  In  letzter  Linie  wird  es  aber 
schliesslich  von  dem  Grade  des  Interesses,  welches  die  gesetz- 
gebenden Faktoren  einer  intensiven  Beförderung  der  Boden- 
kultur entgegenbringen,  abhängig  sein,  ob  auch  wirklich  ein 
Verfahren  gewählt  wird,  das  einzelnen  Landwirten  die  jeder- 
zeitige Entnahme  von  Meliorationskapitalien  —  vielleicht 
abgesehen  von  besonderen  Ausnahmefällen  —  unter  allen 
Verhältnissen  gestattet.^)  Letztere  Möglichkeit  sollte  ihnen 
eigentlich  stets  garantiert  sein,  da  sonst  die  Gemeinden  und 
Genossenschaften  eine  tatsächliche  Bevorzugung  erfahren 
würden,  doch  stösst  die  praktische  Durchführung  des  Grund- 
satzes, dass  allen  Kategorien  der  Kreditsuchenden  ein  gleich- 
mässiger  Anspruch  auf  Berücksichtigung  zuzugestehen  ist,  gerade 
in  dieser  Richtung  hin  nicht  selten  auf  sehr  erhebliche 
Hindernisse,  welche,  wie  schon  mehrfach  hervorgehoben  wurde, 
namentlich  in  einer  verhältnismässig  starken  Belastung  der 
Landstellen  mit  Besitzschulden  zu  bestehen  pflegen.^) 

In  einem  Lande,  welchem  gemeinnützige  Organisationen 
des  Bodenkredits  vollkommen  abgehen,  könnte  ja  allerdings 


1)  Vergl.  Seite  28  bezw.  29|30. 

2)  Vergl.  Seite  25. 

3)  Vergl.  Seite  24  bezw.  40. 
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ein  mit  der  Pflege  des  Meliorationskredits  betrautes  Institut 
seine  Aufgabe  lediglich  darin  erblicken,  den  Grundbesitzern 
Gelegenheit  zur  Aufnahme  wohlfeiler  Darlehen  unter  an- 
gemessenen Bedingungen  zu  bieten,  ohne  auf  eine  besondere 
Erleichterung  der  Sicherheitsleistung  irgendwie  Bedacht  zu 
nehmen.  Als  weit  wichtiger  erweisen  dürfte  sich  aber  in  der 
Regel  die  Ermöglichung  der  Kapitalbeschaffung  zu  Zwecken 
der  Bodenverbesserung  in  solchen  Fällen,  in  denen  die  luan- 
spruchnahme  einer  Grundkreditbank  mit  Rücksicht  auf  deren 
Beleihungsgrenze  gänzlich  ausgeschlossen  erscheint  und  mit 
dem  Abschluss  des  Kreditgeschäftes  auch  nicht  solange  ge- 
wartet werden  kann,  bis  nach  Vollendung  der  geplanten 
iVrbeiten  ein  neues  Pfandobjekt  in  Gestalt  der  durch  diese 
bewirkten  dauernden  Steigerung  des  Wertes  der  betreffenden 
Liegenschaften  verfügbar  geworden  ist,^)  das  ohnehin  den 
von  jener  zu  stellenden  Anforderungen  vielleicht  auch  nicht 
einmal  in  genügendem  Masse  entsprechen  würde. 

Das  Mittel  hierzu  bietet  nach  den  diesbezüghchen  Aus- 
führungen im  vorhergehenden  Abschnitte  die  Antizipation  des 
beregten  Mehrwertes,  welche  natürlich  stets  voraussetzt,  dass 
das  zu  finanzierende  Unternehmen  überhaupt  nach  seiner 
Beschaffenheit  und  den  örtlichen  Verhältnissen  sowohl  kosten- 
mässig  wie  in  seinem  Erfolge  einigermassen  übersehen  werden 
kann  und  mit  Sicherheit  eine  Vermehrung  des  Wertes  der 
von  ihm  direkt  berührten  Landflächen  zum  mindesten  in 
Höhe  des  veranschlagten  Aufwandes  mit  Sicherheit  erwarten 
lässt.2)  Kommen  dagegen  Veranstaltungen  in  Frage,  welche 
vollkommen  hinreichende  reale  Anhaltspunkte  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  zu  bieten  vermögen,  so  kann  auch  der  Beleihung 
nur  der  vorhandene  zeitige  Gutswert  zu  Grunde  gelegt,  die 
Sicherheitsgrenze  dabei  allerdings  vielleicht  etwas  weiter  ge- 
zogen werden,  als  es  bei  den  gemeinnützigen  Besitzkredit- 
instituten in  der  Regel  der  Fall  zu  sein  pflegt.  Im  übrigen 
wird  sich  aber  der  Darlehnssucher,  falls  ihm  nicht  gerade 
noch  anderweitige  Immobilien,  welche  als  Unterpfand  zu 
dienen  geeignet  wären,  zur  Verfügung  stehen,  mit  der 
Versicherung  der  Bank  begnügen  müssen,  dass  ihm  nach 
Vollendung  der  Arbeiten  fernere  Kapitalien  bis  zum  Betrage 
der  ihm  tatsächlich  erwachsenen  Kosten  bewilligt  werden 
sollen,  soweit  durch  eine  nochmalige  Taxation  seines  Eigentums 


1)  Vergl.  Seite  40. 

2)  Vergl.  Seite  40. 


—   46  — 


das  Vorhandensein  einer  entsprechenden  Wertssteigerung 
desselben  konstatiert  werden  kann.  ^) 

Die  Antizipation  des  Mehrwertes  selbst  lässt  sich 
einmal  in  der  Weise  vornehmen,  dass  er  zwar  getrennt  von 
dem  zeitigen  Liegenschaftswerte,  eventuell  sogar  nach  anderen 
Prinzipien  wie  dieser,  abgeschätzt  wird,  aber  mit  ihm  zusammen 
den  Massstab  für  die  Kredithingabe  bildet,'^)  oder  es  wird 
wohl  gar  auf  eine  spezielle,  zahlenmässige  Ausmittelung  seines 
IJmfanges  gänzlich  verzichtet  und  einfach  die  Beleihungs- 
fähigkeit  der  Grundstücke  in  ihrem  ursprünglichen  Zustande 
schlechthiu  um  eine  gewisse  Quote  über  den  bei  den  Grund- 
kreditinstituten im  allgemeinen  üblichen  Wertsbruchteil  hinaus 
erweitert/^)  Dieses  Verfahren  hat  ja  allerdings  insofern 
etwas  für  sich,  als  es  die  Interessen  vorhandener  Real- 
berechtigter nicht  berührt,  da  das  Meliorationskapital  mit 
Rangstellung  hinter  deren  Forderungen  eingetragen  wird, 
sich  also  mit  einer  minderen  Sicherheit  begnügen  muss,  doch 
lässt  es  sich  gerade  deswegen  bei  stärkerer  Vorbelastung 
überhaupt  nicht  mehr  anwenden  und  grössere  praktische  Be- 
deutung dürfte  ihm  infolgedessen  in  der  Regel  kaum  zuzu- 
erkennen sein.^) 

Wird  dagegen  die  Wertsvermehrung  als  ein  neues,  be- 
sonderes Pfandobjekt  angesehen  und  die  Darlehusgewährung 
auf  ihr  allein  basiert,  so  hängt  es  namentlich  von  den  Vor- 
aussetzungen ab,  an  welche  die  Postlozierung  der  vorein- 
getragenen Gläubiger  geknüpft  ist,  ob  auf  diese  Weise  auch 
dem  hochverschuldeten  Landwirte  noch  wirklich  Hülfe  gebracht 
werden  kann.^)  Am  vollkommensten  wird  diese  Möglichkeit 
jedenfalls  dann  gegeben  sein,  wenn  die  Prioritätseinräumung 
zwangsweise  zu  erfolgen  hat,  sofern  nur  genügende  Garantien 
dafür,  dass  die  Rechte  der  weichenden  Hypothekinhaber  in 
vollem  Umfange  gewahrt  bleiben,  als  vorhanden  zu  erachten 
sind.  Ist  dagegen  die  Rangausweichung  nicht  obligatorisch 
gemacht  sondern  nur  zugelassen,  indem  die  Gläubiger  in 
jedem  Falle  um  ihre  Einwilligung  angegangen  werden  müssen, 
so  erhalten  diese,  zumal  wenn  von  ihnen  erhobene  Einsprüche 
nicht  etwa  in  einem  auf  Veranlassung  des  Kreditsuchenden 
einzuleitenden  speziellen  Verfahren  durch  unanfechtbaren 
Beschluss  einer  öffentlichen  Behörde  annulliert  werden  können^ 


1)  Vergl.  Seite  40. 

2)  Vergl.  Seite  41. 

3)  Vergl.  Seite  40. 

4)  Vergl.  Seite  4L 

5)  Vergl.  Seite  41. 
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eine  Waffe  in  die  Hand,  mit  deren  Hülfe  sie  die  Vornahme 
von  Meliorationsarbeiten  seitens  ihrer  Schuldner  jederzeit 
nach  freiem  Belieben  zu  verhindern  im  stände  sind.^)  Selbst 
wenn  es  ihnen  um  die  Sicherheit  ihrer  Forderungen  nicht 
zu  tun  sein  sollte,  so  liegt  doch  immerhin  die  Gefahr  sehr 
nahe,  dass  sie  sich  zu  einem  Zugeständnis,  für  welches  ihnen 
keinerlei  Äquivalent  in  Aussicht  gestellt  wird,  nicht  ohne 
weiteres  verstehen  werden.  Befindet  sich  vollends  gar  ein 
erheblicher  Teil  der  erststelligen  ländlichen  Hypotheken  in 
der  Hand  von  Instituten,  welche  mit  Eücksicht  auf  ihre 
eigenen  Beleihungsvorschriften  sich  jeglicher  Postlozierung 
prinzipiell  widersetzen  müssten,  so  wird  von  der  ganzen 
Massregel  kaum  ein  wesentlicher  Nutzen  zu  erwarten  sein, 
was  aber  andererseits  beim  Vorherrschen  der  kündbaren 
Realkreditverpflichtungen  überhaupt  stets  der  Fall  sein  würde, 
da  deren  Inhabern  gegenüber  von  der  Anwendung  irgend- 
welchen Zwanges  natürlich  keine  Eede  sein  kann. 

Hinsichtlich  der  Form  der  SicherheitsleistuDg  wäre  zu 
bemerken,  dass  an  Stelle  der  bei  der  Besitzkreditgewährung 
üblichen  hypothekarischen  Eintragung  des  aufgenommenen 
Kapitals  von  den  Melioratiouskreditinstituten  häufig  die  Be- 
lastung der  als  Unterpfand  angebotenen  Grundstücke  mit 
Renten  angewandt  wird,  welche  aber  selbstverständlich 
nicht  etwa  „ewige"  sein  können,  sondern  eine  feste,  zur 
allmählichen  Tilgung  des  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Schuld-, 
betragest)  bestimmte  Quote  in  sich  schliessen  müssen  und 
nach  deren  Beendigung  wieder  zur  Löschung  gebracht  werden. 
Dieser  Modus  würde  ja  jedenfalls  der  Tatsache,  dass  das  in 
Meliorationen  angelegte  Kapital  niemals  wieder  in  ungetrennter 
Summe  zum  Vorschein  kommt,  sondern  sich  nur  in  Gestalt 
einer  Reihe  von  bisweilen  allerdings  sehr  hohen  Jahresrenten 
wiedergewinnen  lässt,^)  am  allerbesten  Rechnung  tragen  und 
bietet  auch  dem  Erborger  den  Vorteil,  dass  bei  eventuellem 
Unvermögen  zur  Entrichtung  der  laufenden  Leistungen  nicht 
das  Darlehen  als  solches  fällig  wird,"^)  sondern  immer  nur 
die  Rückstände  an  ersteren  beigetrieben  w^erden  können,  für 
welche  sich  die  Gläubigerin  nötigenfalls  schon  im  Wege  der 
Mobiliarexekution  Befriedigung  zu  verschaffen  vermag.  Vor- 
aussetzung ist  dabei  allerdings,  dass,  wenn  auch  dem  Schuldner 
das  Recht  zur  jederzeitigen  freiwilligen  Ablösung  der  Rente 

1)  Vergl.  Seite  41. 

2)  Vergl.  Seite  36. 

3)  Vergl.  Seite  37. 

4)  Vergl.  Seite  36  sowie  im  folgenden  Seite  57. 
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zuzugestehen  sein  wird,^)  doch  der  Kreditgeberin  nicht  die 
Befugnis  eingeräumt  werden  darf,  ihn  wenigstens  in  be- 
sonderen Ausnahmefällen  dazu  zwingen  zu  können,  denn 
sonst  würde  die  Form  der  Verpflichtung  im  wesentlichen 
nur  die  Merkmale  der  bedingt  unkündbaren  Amortisations- 
hypothek an  sich  tragen. 

Soll  das  Institut  im  stände  sein,  allen  überhaupt  als 
berechtigt  anzuerkennenden  Gesuchen  um  Gewährung  von 
Meliorationsdarlehen  in  jedweder  Höhe  zu  entsprechen,  so 
werden  ihm  notwendigerweise  auch  Betriebsmittel  in  sozu- 
sagen unbeschränktem  Umfange  zur  Verfügung  gestellt  werden 
müssen.  Bisweilen  dürfte  allerdings  schon  seine  Ausstattung 
mit  einem  grösseren,  nötigenfalls  noch  durch  besondere  Zu- 
schüsse zu  verstärkenden  Eigenfonds  ^)  genügen,  wenn  sich 
nach  Lage  der  Verhältnisse  annehmen  lässt,  dass  die  Benutzung 
niemals  erheblichere  Dimensionen  erreichen  wird,  doch  kann 
die  sofortige,  unterschiedslose  Berücksichtigung  aller  Kredit- 
bedürftigen in  der  Regel  nur  durch  die  Möglichkeit  der 
Inanspruchnahme  fremder  Kapitalien  im  Wege  der  Ausgabe 
irgend  eines  marktgängigen  Wertpapieres  in  vollkommener 
Weise  sichergestellt  werden.*)  Freilich  dürfen  dieser 
Obligationenemission  keine  wirklich  hindernden  Schranken 
gezogen  sein,  von  denen  unter  Umständen  ein  Stocken  oder 
ein  völliger  Stillstand  des  Ausleihverkehres  befürchtet  werden 
-müsste,^)  sondern  sie  wird  ihre  zahlenmässige  Begrenzung 
lediglich  in  dem  Betrags  der  jeweils  ausstehenden  Darlehns- 
forderungen  zu  finden  haben  und  kann  dann  in  dem  gleichen 
Masse  betrieben  werden,  in  welchem  sich  die  Beschaffung 
von  Geldmitteln  zur  Effektuierung  neuer  Kreditgeschäfte 
erforderlich  macht.  ^) 

Die  Schuldverschreibungen  selbst  werden  entsprechend 
dem  Prinzip  der  absoluten  Konformität  des  genommenen  und 
gewährten  Kredits  seitens  der  Inhaber  unkündbar  sein,  im 
übrigen  aber  einer  regelmässigen  Tilgung  unterworfen  werden 
müssen,  welche  gewöhnlich  derjenigen  der  ausgeliehenen 
Kapitalien  parallel  zu  gehen  pflegt.'^)  Diese  Amortisation 
wird  entweder  durch  Auslosung  zum  Nennwerte  oder  frei- 


1)  Vergl.  Seite  35. 

2)  Verg-l.  Seite  15  bezw.  43. 

3)  Vergl.  Seite  17. 

4)  Vergl.  Seite  15. 

5)  Vergl,  Seite  16. 

6)  Vergl.  Seite  15. 

7)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  55. 
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häüdigen  Ankauf  eines  entsprechenden  ObligationenquantuiUö 
nach  Wahl  des  emittierenden  Institutes  zu  bewirken  sein, 
welches  das  letztere  Verfahren  im  allgemeinen  natürlich  nur 
dann  wählen  dürfte,  wenn  die  Papiere  an  der  Börse  mit 
einem  Disagio  gehandelt  werden  und  demzufolge  bei  ihrer 
Hereinnahme  ein  Kursgewinn  erzielt  werden  kann.  Ausserdem 
muss  ihm  auch  noch  die  Befugnis  eingeräumt  werden,  zwecks 
Durchführung  von  Konversionen  ganze  Serien  zur  Rück- 
zahlung aufzurufen,  falls  ein  Weichen  des  Zinsfusses  bezw. 
ein  allgemeines  Ansuchen  der  Schuldner  um  Herabminderung 
ihrer  laufenden  Leistungen  eine  derartige  Massregel  als 
erforderlich  erscheinen  lässt. 

Da  die  Meliorationskreditanstalten  stets  nur  zur  Aus- 
führung ganz  bestimmter,  durch  Gesetz  bezw.  ihr  Statut 
namhaft  gemachter  Unternehmungen  Geldmittel  bewilligen 
sollen,  so  müssen  sie  natürlich  die  Bedingung  stellen,  dass 
der  Darlehnssucher  in  seinem  Antrage  die  erforderlichen 
Aufschlüsse  über  die  Bestimmung  der  verlangten  Summe 
giebt  und  deren  ordnungsgemässe  Verwendung  binnen 
einer  gewissen  Frist  nach  dem  Abschluss  des  Kreditgeschäftes 
nachweist.  Selbstverständlich  darf  das  zu  gewährende  Kapital 
dann  auch  niemals  den  Betrag  des  zur  Herstellung  der  pro- 
jektierten Anlagen  erforderlichen  Aufwandes  übersteigen,^) 
über  dessen  mutmasslichen  Umfang  deshalb. durch  Einreichung 
eines  detaillierten  Voranschlages  genügende  Auskunft  zu 
bieten  sein  wird.  Letzteres  dürfte  allerdings  in  allen  den- 
jenigen Fällen,  in  welchen  sich  die  Bestellung  einer  besonderen 
Sicherheit  unter  Antizipation  des  künftigen  Mehrwertes  not- 
wendig macht,  schon  aus  dem  Grunde  verlangt  w^erden,  weil 
die  Anwendung  dieses  Verfahrens  das  Eintreten  einer  den 
Kosten  zum  mindesten  äquivalenten  Ertragssteigerung  voraus- 
setzt, ^)  weiches  vom  Erborger  in  der  Regel  durch  Vorlegung 
eines  von  sachverständiger  Seite  ausgearbeiteten  vollständigen 
Planes  der  in  Aussicht  genommenen  Einrichtungen  nebst 
Rentabilitätsberechnung  nachgewiesen  werden  muss. 

Die  eingehenden  Darlehnsgesuche  bezw.  ihre  Be- 
gründungen sind  nötigenfalls  von  der  Direktion  der  Anstalt 
einer  sorgfältigen,  eventuell  nnter  Hinzuziehung  von  Sach- 
verständigen vorzunehmenden  Prüfung  zu  unterziehen,^) 
welche  namentlich  festzustellen  haben  wird,  ob  die  in  Aussicht 
genommenen  Anlagen  als  zweckmässig  projektiert  zu  erachten 

1)  Vergl.  Seite  39. 

2)  Vergl.  Seite  40. 
3j  Vergl.  Seite  41. 
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und  überhaupt  der  Art  sind,  dass  ein  Steigen  der  Erträgnisse 
der  von  ihnen  zu  berührenden  Liegenschaften  in  dem  an- 
gegebenen bezw,  erforderlichen  Umfange  auch  wirklich  mit 
Sicherheit  erwartet  werden  kann.  Dafür,  dass  die  beregte 
Wertserhöhung  dann  auch  tatsächlich  erreicht  wird,  hat  die 
Kreditgeberin  in  der  Weise  Sorge  zu  tragen,  dass  sie  je  nach 
den  Umständen  entweder  die  betreffenden  Arbeiten  durch 
Beauftragte  überwachen  lässt  oder  wenigstens  die  Konstatierung 
ihrer  soliden  und  planmässigen  Ausführung  resp.  der  ordnungs- 
gemässen Vollendung  des  Unternehmens  durch  einen  geeigneten 
Sachverständigen  zur  Bedingung  macht.  ^)  Vermag  eine 
beabsichtigte  Melioration  aus  irgend  welchen  Gründen  völlig 
ausreichende  Anhaltspunkte  für  die  zahlenmässige  Abschätzung 
ihres  künftigen  Erfolges  nicht  zu  bieten,  so  wird  sich  in  der 
Eegel  natürlich  erst  nach  ihrer  Ausführung  auf  grund  einer 
besonderen,  durch  seitens  der  Bank  designierte  Vertrauens- 
männer vorzunehmenden  Taxation  des  Umfanges  der  erzielten 
Wertssteigerung  feststellen  lassen,  ob  und  inwieweit  auf  dieser 
ganz  oder  teilweise  basierende  Kapitalbewilligungen  als 
zulässig  erachtet  werden  können. 

Im  Interesse  der  Sicherheit  der  Forderungen  des  In- 
stitutes selbst  bezw.  derjenigen  ihm  im  Range  ausgewichener 
Hypothekgläubiger  müssen  endlich  genügende  Garantien  dafür 
geschaffen  werden,  dass  die  einmal  herbeigeführte  Verbesserung 
der  Bodensubstanz  sich  auch  von  längerer  Dauer  erweist  und 
der  Mehrwert  bis  zur  Beendigung  des  Abtrags  der  Schuld 
stets  in  dem  gleichen  Masse  wie  hei  der  Aufnahme  derselben 
als  Pfandobjekt  zu  dienen  vermag.  Die  Erborger  müssen 
sich  deshalb  gewöhnlich  verbindlich  machen,  die  erstellten 
Einrichtungen  bis  zur  völligen  Tilgung  des  aufgenommenen 
Darlehns  fortdauernd  in  ordnungsmässigem  Zustande 
zu  erhalten,  während  die  Direktion  des  Institutes  befugt  ist, 
eine  dahingehende  laufende  Überwachung  der  von  ihr 
finanzierten  Meliorationen  durch  eigens  zu  diesem  Zwecke 
bestellte  Kommissare  ausüben  zu  lassen.^)  Kommt  der  Eigen- 
tümer eines  belasteten  Grundstücks  geschehener  Aufforderung 
ungeachtet  der  vorerwähnten  Verpflichtung  nicht  in  gehöriger 
Weise  nach,  so  ist  ihm  entweder  das  angeliehene  Kapital 
unverzüglich  aufzukündigen  oder  die  notwendigen  Wieder- 
herstellungen werden  auf  Kosten  des  Säumigen  durch  die 
Gläubigerin  selbst  veranlasst,  deren  Recht  zur  Kontrolle  ohne 


1)  Vergl.  Seite  42. 

2)  Vergl.  Seite  42. 
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die  Möglichkeit  der  Anwendung  solcher  Zwangsmittel  ja  sehr 
wenig  praktischen  Wert  besitzen  würde.  l3ie  Aufstellung 
von  Bestimmungen  vorstehender  Art  wird  sich  allerdings  im 
wesentlichen  nur  für  den  Verkehr  mit  Privatpersonen  namentlich 
bei  spezieller  Sicherheitsleistung  auf  Basis  des  Mehrwertes 
als  angezeigt  erweisen,  da  bei  Gemeinden  und  öffentlichen 
Kulturverbänden  eine  Garantie  für  die  zweckentsprechende 
Verwendung  der  gewährten  Gelder  schon  in  deren  Verfassung 
und  Aufgabe  selbst  gelegen  ist  und,  soweit  es  einer  Über- 
wachung bedarf,  diese  in  erster  Linie  den  ordentlichen 
kommunalen  bezw.  genossenschaftlichen  Aufsichtsbehörden 
obliegt. 

Kleinere  Darlehen  erhält  der  Erborger  gewöhnlich  in 
einer  Summe,  grössere  dagegen  zumeist  in  Raten  nach 
Massgabe  des  Fortschreitens  der  Arbeiten  bezw.  des  jeweiligen 
Geldbedarfs,  welchen  er  nötigenfalls  auf  Grund  einer  von 
sachverständiger  Seite  aufgestellten  Bescheinigung  über  die 
Höhe  der  bereits  aufgewandten  Kapitalien  nachzuweisen  hat. 
Bei  Antizipation  des  Mehrwertes  wird  allerdings  die  Aus- 
zahlung des  ganzen  bewilligten  Betrages  resp.  des  durch  das 
Gut  in  seinem  zeitigen  Zustande  nicht  mehr  gedeckten  Teiles 
desselben  in  der  Regel  erst  dann  erfolgen  können,  wenn 
dieser  nach  Vollendung  der  geplanten  Anlagen  als  vorhanden 
zu  erachten  ist,  doch  dürfte  die  formelle  Zusicherung  der 
Bank,  nach  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  eine  bestimmte 
Summe  zu  gewähren,  im  allgemeinen  wohl  schon  genügen, 
um  dem  soliden,  vertrauenswürdigen  Landwirte  die  Flüssig- 
machung der  bis  dahin  benötigten  Gelder  durch  Aufnahme 
von  Personal-(Zwischen-)Kredit  zu  ermöglichen.  Über- 
dies würde  dem  kaum  etwas  im  Wege  stehen,  dass  bei 
umfangreicheren  Unternehmungen,  welche  eine  reale  Teilung 
zulassen,  die  Aushändigung  sich  ratenweise  entsprechend  der 
Fertigstellung  einzelner  Partien,  welche  für  sich  bereits  eine 
Wertssteigerung  herbeizuführen  vermögen,  vollzieht,  nur  muss 
dann  der  Schuldner  vor  Erhalt  eines  weiteren  Teilbetrages 
die  bestimmungsgemässe  Verwendung  des  zuvor  empfangenen 
sowie  die  plan-  und  ordnungsmässige  Ausführung  eines  neuen, 
selbständigen  Abschnittes  des  Meliorationswerkes  in  der  ge- 
hörigen Weise  konstatieren  lassen.^) 

Die  Auszahlung  der  zugesicherten  Kapitalien  wird 
entweder  stets  in  bar  und  zwar  in  voller  Höhe  ihres  Nomi- 


1)  Vergl.  Seite  27  bezw.  29. 

2)  Vergl.  Seite  42. 


4« 


—  52 


halbetrages  (reines  Bardarlehn)  oder  ausschliesslich  durch 
Hingabe  von  Obligationen  zum  Nennwerte  (reines  Briefdarlehn), 
bewirkt.  Häufiger  kommt  jedoch  eine  Zwischenform  zur 
Anwendung,  bei  welcher  die  Anstalt  ermächtigt  ist,  den  Er- 
borger  nach  Massgabe  des  Kursstandes  der  jeweils  zur  Aus- 
gabe gelangenden  Schuldverschreibungen  bald  mit  solchen, 
bald  mit  barem  Gelde  abzufinden  (Optionsdarlehn).  Über- 
schiessende  Spitzen,  welche  sich  überhaupt  nicht  in  Papieren 
ausdrücken  lassen,  müssen  natürlich  immer  in  bar,  wenn 
auch  eventuell  unter  Abzug  eines  fiktiven  Disagios  gewährt 
werden  und  hält  sich  dann  das  Institut  für  die  auf  diese 
Weise  verausgabten  Summen  durch  Ausfertigung  und  Ver- 
wertung eines  entsprechenden  Obligationenquantums  für  eigene 
Rechnung  schadlos.  Zur  Annahme  von  Schuldverschreibungen 
in  natura  braucht  übrigens  der  Kreditempfäuger  keineswegs 
verpflichtet  zu  sein,  sondern  es  wird  ihm  häufig  das  Recht 
zugebilligt,  deren  Versilberung  unmittelbar  durch  die  Gläu- 
bigerin selbst  zu  beantragen,  welche  ihm  unter  diesen  Um- 
ständen sein  Darlehen  zwar  ebenfalls  in  bar,  jedoch  unter 
Absetzung  des  beim  Obligationenverkauf  entstandenen  Kurs- 
verlustes sowie  der  Begebungsunkosten  ausbezahlt. 

Das  System  der  Brief-  bezw.  Optionsschuld  hat  allerdings 
für  den  Elrborger  insofern  einen  gewissen  Nachteil  im  Gefolge, 
als  er,  sobald  die  betreffenden  Papiere  unter  pari  notieren, 
nicht  mehr  den  ganzen  von  ihm  zur  Durchführung  seiner 
Melioration  verlangten  Betrag  in  bar  in  die  Hand  bekommt 
und,  da  letzterer  bekanntlich  die  aufzuwendenden  Kosten  nicht 
übersteigen  soll,^)  diese  mit  der  erhaltenen  Summe  auch  nicht 
voll  zu  bestreiten  vermag,  woran  ihm  aber  vielleicht  gerade 
sehr  viel  gelegen  sein  kann.  Diesem  Missstande  lässt  sich 
jedoch  dadurch  vorbeugen,  dass  entweder  die  Einstellung  des 
auf  Grund  des  Kursstandes  der  Schuldverschreibungen  zur 
Zeit  der  Einreichung  des  Kreditgesuches  errechneten  mut- 
masslichen Disagios  in  den  Kostenvoranschlag  gestattet 
oder  zur  Ausgleichung  der  Ijei  deren  Veräusserung  tatsächlich 
erlittenen  Einbusse  auf  Wunsch  ein  binnen  kurzer  Frist  zu 
amortisierendes  Ergänzungsdarlehn  gewährt  wird.  Mit 
Hilfe  des  ersteren  Verfahrens  kann  der  Kursverlust  natürlich 
zumeist  nur  annähernd  gedeckt  werden,  bei  Anwendung  des 
letzteren  dagegen  seinem  gesamten  Umfange  nach,  doch  setzt 
dieses  wieder  voraus,  dass  dem  Institute  überhaupt  die 
nötigen  Geldmittel  zar  Hingabe  derartiger  Zusatzkapitalien 
zur  Verfügung  stehen. 

1)  Vergl.  Seite  49. 
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Die  Art  und  Weise,  in  welcher  der  von  der  Bank  zu 
erhebende  Aktivzins  auszumitteln  sein  wird,  ist  in  erster 
Linie  durch  den  für  die  Auszahlung-  der  Darlehnsvaluten 
massgebenden  Modus  bedingt.  Erfolgt  letztere  ausschliesslich 
durch  Hingabe  von  Schuldverschreibungen  zum  Nennwerte 
oder  wenigstens  nur  insoweit  in  barem  Gelde,  als  deren  Kurs- 
stand eine  Verwertung  zum  mindesten  al  pari  gestattet,  so 
wird  selbstverständlich  stets  der  nominelle  Obligationenzinsfuss 
als  Basis  zu  dienen  haben.  Beim  System  des  prinzipiellen 
Bardarlehns  können  dagegen  die  Selbstkosten  des  Institutes 
natürlich  keine  feste  Grösse  darstellen,  sondern  sie  werden 
dem  realen  Zins,  welche  für  die  jeweils  vermittels  der  Emission 
von  Wertpapieren  neu  angeliehenen  fremden  Kapitalien  zu 
zahlen  ist,  nötigenfalls  unter  Zuschlag  einer  angemessenen 
Quote  zur  Tilgung  etwa  dabei  entstandener  Kursverluste  zu 
entsprechen  haben  und  müssten  demzufolge  streng  genommen, 
eigentlich  für  jedes  Kreditgeschäft  besonders  berechnet  werden: 
Hiervon  wird  nun  allerdings  in  der  Eegel  abgesehen,  indem 
man  sich  gewöhnlich  damit  zu  begnügen  pflegt,  einfach  von 
Zeit  zu  Zeit  nach  Massgabe  der  Geldmarktlage  eine  generelle 
Eate  aufzustellen  und  nach  dieser  dann  die  laufende  Leistung 
für  alle  Darlehen,  welche  bis  zu  einer  anderweitigen  Fest- 
setzung bewilligt  werden,  zu  bemessen. 

Ein  solches  Verfahren  setzt  jedoch,  wenn  es  sich  als 
zweckmässig  erweisen  soll,  voraus,  dass  der  Kontakt  mit  dem 
Kapitalmarkte  stets  aufrecht  erhalten  bleibt  und  das  Institut 
sowohl  seiner  Verfassung  nach  überhaupt  in  der  Lage  als 
auch  bestrebt  ist,  mit  seinen  Normierungen  den  fortwährenden 
Schwankungen  des  Landeszinsfusses  beständig  in  dem  er- 
forderlichen Masse  zu  folgen.  Versucht  es  dagegen,  sich 
abwärts  gerichteten  Bewegungen  desselben  allzulange  zu 
widersetzen,  so  würde  den  Kreditbedürftigen  die  Darlehns- 
aufnahme  über  Gebühr  verteuert  werden,  und  wenn  es  dem 
Eintreten  einer  allmählichen  Versteifung  des  Geldstandes  nicht 
zur  Zeit  Eechnung  tragen  wollte,  so  müssten  ihm  selbst  beim 
Ausleihgeschäft  schliesslich  direkte  Verluste  erwachsen,  ein 
Fall,  der  allerdings  wohl  weit  seltener  zu  erwarten  sein  dürfte 
wie  der  ersterwähnte. 

Der  bei  früherer  Gelegenheit  erhobenen  Forderung,  dass 
zu  Zwecken  der  Bodenverbesserung  Geldmittel  so  billig  wie 
nur  irgend  möglich  hinzugeben  sind,^)  liesse  sich  ja  am  besten 
in  der  Weise  Rechnung  tragen,  dass  als  Aktivzins  die  gleiche 


1)  Vergl.  Seite  39. 
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Quote  erhoben  wird,  welche  die  Anstalt  für  die  ihrerseits 
angeliehenen  Fremdkapitalien  zu  zahlen  hat,  denn  ein  Hinab- 
gehen unter  den  jeweiligen  Landeszinsfuss,  wie  er  im  Verkaufs- 
kurs der  verausgabten  Obligationen  zum  Ausdruck  gelangt, 
wäre  nur  im  Wege  der  direkten  Subventionierung  möglich, 
welche  aber  eigentlich  nicht  mehr  als  Aufgabe  eines  regulären 
Meliorationskreditinstitutes  anzusehen  ist.  ^)  In  die  beregten 
Selbstkosten  ist  nun  freilich  noch  nicht  einmal  der  laufende 
Regieaufwand  mit  einkalkuliert  und,  wenn  dieser  nicht  aus 
irgendwelchen  direkt  hierzu  bestimmten  Zuschüssen  bestritten 
werden  kann,  sondern  mit  Hilfe  der  Erträgnisse  des  Ausleih- 
geschäftes selbst  gedeckt  werden  soll,  so  wird  sich  die  Ein- 
ziehung eines  besonderen  Geschäftsunkostenbeitrages 
von  den  Schuldnern  kaum  vermeiden  lassen.  2)  Zu  diesem 
Behufe  wird  den  letzteren  gewöhnlich  eine  feste,  prozentuelle 
Extraleistung  auferlegt,  welche  bald  von  dem  ursprünglich 
aufgenommenen  Darlehnskapital,  bald  nur  von  dem  noch 
ausstehenden  ungetilgten  Eeste  desselben  erhoben  wird,  welch 
letzterer  Modus  nicht  nur  für  den  Erborger  vorteilhafter 
sondern  auch  überhaupt  für  angemessener  zu  erachten  ist. 
Will  man  dabei  lediglich  die  Mittel  zur  Deckung  wirklich 
entstandener  Auslagen  gewinnen,  so  muss  deren  Betrag  all- 
jährlich auf  die  gesamten  vorhandenen  Schuldposten  verhältnis- 
mässig repartiert  werden  und  zuviel  einbezahlte  Summen 
lassen  sich  dann  eventuell  zu  einer  ausserordentlichen 
Amortisation  der  letzteren  benutzen. 

Schliesst  auch  das  Fehlen  jeder  nennenswerten  Differenz 
zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  die  Möglichkeit  der  Erzielung 
grösserer  regelmässiger  Gewinne  vollkommen  aus,  so  werden 
sich  doch  bei  der  Versilberung  von  Obligationen  über  pari 
bezw.  der  Tilgung  von  solchen  im  Wege  des  freihändigen 
Ankaufs  unter  dem  Nennwerte,  infolge  des  Verfalls  von 
Zinsscheinen  und  zur  Rückzahlung  aufgerufener  Schuld- 
verschreibungen etc.  gewisse  kleinere  Einnahmen  mehr 
zufälligen  Charakters  ergeben.  Diese  können  nebst  Zins  und 
Zinseszins  je  nach  den  Umständen  entweder  zur  Aufsammlung 
einer  besonderen  Rücklage,  mit  deren  Hilfe  eventuelle 
Verluste  zu  bestreiten  sein  würden,  oder  eines  eigenen  Ver- 
mögens Verwendung  finden  oder  endlich  die  Mittel  zur 
Gewährung  von  Ergänzungsdarlehen  ^)  liefern.  Unter  gewissen 
Verhältnissen  kann  über  sie  auch  zu  gunsten  der  Kredit- 

1)  Vergl.  Seite  17. 

2)  Vergl  Seite  16. 

3)  Vergl.  Seite  52. 
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nehmer  in  der  Weise  verfügt  werden,  dass  entweder  die 
gesamten  Überschüsse  der  genannten  Art  oder  wenigstens 
die  laufenden  Erträgnisse  ihrer  festen  Belegung  zur  Herab- 
minderung resp.  gänzlichen  Übernahme  der  Verwaltungs- 
kostenbeiträge oder  zur  Verstärkung  des  regelmässigen  Abtrags 
der  Darlehen  benutzt  werden. 

Im  Hinblick  auf  die  Wesenseigentümlichkeiten  des 
Meliorationskredits  müssen  die  speziell  mit  dessen  Pflege 
betrauten  Anstalten  den  Erborgern  eine  planmässige  Amor- 
tisation der  aufgenommenen  Kapitalien  nach  Massgabe 
der  voraussichtlichen  Dauer  bezw.  der  allmählichen  Abnutzung 
der  mit  deren  Hülfe  erstellten  Anlagen  stets  zur  Bedingung 
machen.  Speziell  bei  Basierung  der  Darlehnsgewährung  aus- 
schliesslich auf  den  Mehrwert  und  damit  verbundener  priori- 
tätischer Eintragung  der  Forderungen  des  Institutes  kann 
nur  auf  diese  Weise  den  weichenden  Gläubigern  eine  strikte 
Garantie  dafür  geboten  werden,  dass  die  Tilgung  sich  zum 
wenigsten  parallel  der  fortschreitenden  Wertsverminderung 
des  Pfandobjektes  vollzieht  und  jedenfalls  nicht  später  ihr 
Ende  erreicht  als  die  nachhaltig  ertragsteigernde  Wirkung 
der  betreffenden  Einrichtungen.^) 

Diesem  Prinzip  der  abgestuften  Amortisation  lässt 
sich  allerdings  nur  dadurch  im  erforderlichen  Umfange 
Rechnung  tragen,  dass  neben  einem  generellen  Minimal- 
tilgungssatze,  an  welchem  unter  allen  Umständen  festgehalten 
werden  muss,  noch  für  jede  Meliorationsgattung  von  einiger 
Wichtigkeit,  deren  Charakter  eine  schnellere  Heimzahlung 
zur  Notwendigkeit  macht,  eine  besondere,  höhere  Mindest- 
quote zur  Aufstellung  kommt.  Im  übrigen  wird  es  aber  dem 
Kreditsuchenden  unbenommen  bleiben  müssen,  die  obligatorische 
Abtragsfrist  noch  nach  freiem  Ermessen  abzukürzen,  und 
vielleicht  dürften  auch  besondere,  im  einzelnen  Falle  eine 
aussergewöhnlich  rasche  Abnutzung  der  Anlagen  bedingende 
Verhältnisse  oder  ungemein  starke  Steigerungen  der  Boden- 
produktion herbeiführende  Meliorationen  die  Forderung  nach 
Auferlegung  einer  höheren  Rate  als  nicht  ganz  unberechtigt 
erscheinen  lassen.  Eine  solche  Massregel  würde  sowohl  im 
Interesse  möglichster  Schuldentlastung  des  ländlichen  Grund- 
besitzes wie  in  demjenigen  postlozierter  Realberechtigter  als 
höchst  zweckmässig  zu  erachten  sein,  doch  ist  dabei  stets 
zu  berücksichtigen,  dass  die  zu  vereinbarende  Jahresrente 
niemals  ein  solches  Mass  erreichen  darf,  dass  sie  —  theoretisch 


1)  Vergl,  Seite  36, 
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wenigstens  —  unleistbar  wird,  d.  h.  in  dem  grösseren  Rein- 
erträge, welchen  die  Liegenschaften  infolge  der  stattgehabten 
Verbesserung  ihrer  Substanz  erbringen,  nicht  mehr  ein  völlig 
genügendes  Äquivalent  zu  finden  vermag. 

Während  die  Zahlung  der  ausbedungenen  Verzinsung 
stets  unmittelbar  nach  der  Aushändigung  der  Darlehns- 
kapitalien  ihren  Anfang  zu  nehmen  hat,  wenn  die  Kredit- 
gewährung nicht  etwa  mit  einer  direkten  Subventionierung 
verknüpft  worden  ist,^)  wird  es  sich  unter  Umständen 
empfehlen,  den  Beginn  der  planmässigen  Amortisation  noch 
um  einige  Zeit  hinauszuschieben.  Dieser  Nachsicht  bedarf 
der  Schuldner  natürlich  umso  mehr,  je  höher  die  vereinbarte 
Tilgungsquote  ist,  denn  dementsprechend  müssen  auch  die 
Schwierigkeiten  zunehmen,  welche  ihm  eventuell  daraus  er- 
wachsen können,  dass  er  zur  Entrichtung  dieser  Leistung 
schon  in  einem  Stadium  angehalten  wird,  in  welchem  ihm  zu 
deren  Aufbringung  noch  keinerlei  Einnahmen  zur  Verfügung 
stehen.  Eigentlich  sollte  sich  deshalb  das  Institut  überhaupt 
durchweg  solange  mit  der  Einhebung  der  einfachen  Ver- 
zinsung begnügen,  bis  die  geplanten  Anlagen  vollendet  sind 
resp.  das  Eintreten  eines  Erfolges  sich  bereits  in  einem  An- 
steigen der  Produktion  der  von  ihnen  berührten  Landflächen 
dokumentiert,  und  auf  jeden  Fall  wird  ihm  wenigstens  die 
Möglichkeit,  dem  Kreditnehmer  auf  Ansuchen  aus  Billigkeits- 
gründen einige  Freijahre  zuzugestehen,  prinzipiell  gewahrt 
bleiben  müssen.^)  Mit  Rücksicht  auf  den  im  allgemeinen 
ziemlich  schwankenden  Umfang  der  Erträgnisse  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  erscheint  es  endlich  vielleicht  noch 
als  angebracht,  in  den  generellen  Darlehnsbedingungen  Modi- 
fikationen der  Amortisation  während  der  Dauer  derselben 
innerhalb  gewisser  Grenzen  ausdrücklich  für  zulässig  zu  er- 
klären. Verstärkungen  des  Abtrags  werden  ja  jederzeit  ohne 
irgendwelche  Bedenken  gestattet  werden  können,  Ver- 
minderungen allerdings  nur  mit  der  Einschränkung,  dass 
unter  den  einschlägigen  obligatorischen  Minimalsatz  auf  keinen 
Fall  hinabgegangen  werden  darf  bezw.  die  diesem  zu  Grunde 
liegende  Tilgungsfrist  unbedingt  eingehalten  werden  muss. 

Die  Forderung  nach  Unkündbarkeit  des  Meliorations- 
kredits resultiert,  wie  bereits  bei  früherer  Gelegenheit  be- 
merkt wurde,  aus  dem  Unvermögen,  die  auf  nachhaltige 
Bodenverbesserungen  verwandten  Geldmittel  selbst  bei  sehr 


1)  Vergl.  Seite  16. 

2)  Vergl.  Seite  37. 
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stärken  Ertragssteigerungen  in  ungetrennter  Summe  wieder 
von  den  Grundstücken  zu  lösen.  Da  deren  Eeproduktion 
sich  lediglich  in  Gestalt  einer  grösseren  Anzahl  aufeinander- 
folgender Jahresrenten  vollziehen  kann,  so  wird  sich  auch 
ihre  Eückzahlung  nur  ganz  allmählich  im  Wege  plan  massiger 
Amortisation  bewirken  lassen,  welche  aber,  wenn  sie  nicht 
Störungen  und  Unterbrechungen  erfahren  soll,  wiederum  mit 
der  vertraglich  zugesicherten  Unablöslichkeit  des  Kapitales 
Hand  in  Hand  gehen  muss.^) 

Letztere  dürfte  allerdings  im  allgemeinen  nur  beim 
System  der  reinen  Eentenschuld  eine  völlig  absolute  sein,  2) 
während  sie  im  übrigen  an  die  Voraussetzung  geknüpft  er- 
scheint, dass  der  Erborger  den  ihm  obliegenden  Verpflichtungen 
jederzeit  pünktlich  nachkommt.  Demgemäss  pflegt  der  Kredit- 
geberin gewöhnlich  das  Eecht  eingeräumt  zu  werden,  in  ge- 
wissen, durch  Gesetz  oder  Statut  besonders  namhaft  gemachten 
Ausnahmefällen  die  Eückzahlung  der  sonst  unkündbaren 
Hypotheken  bezw.  die  Ablösung  gleichartiger  Eenten  zu 
verlangen,  wenn  und  soweit  dies  im  Hinblick  auf  eine  mögliche 
Gefährdung  der  Sicherheit  ihrer  Forderungen  als  notwendig 
zu  erachten  ist.  3)  Von  beregter  Befugnis  wäre  namentlich 
dann  Gebrauch  zu  machen,  wenn  der  Schuldner  in  Konkurs 
gerät,  das  Zwangsvollstreckungsverfahren  in  verpfändete 
Grundstücke  eingeleitet  oder  ein  Teil  derselben  ohne  Er- 
laubnis veräussert  wird  oder  endlich  überhaupt  der  Wert 
des  Unterpfandes  aus  irgend  welchen  Ursachen  wesentliche 
Verminderungen  erleidet,  auch  bildet  sie  ein  sehr  wirksames 
Drohmittel  gegenüber  Darlehnsnehmern ,  welche  mit  der 
Entrichtung  der  vertraglichen  Annuitäten  längere  Zeit  hin- 
durch im  Eückstande  bleiben  oder  die  ihnen  auferlegte 
ordnungsgemässe  Instandhaltung  der  Meliorationsanlagen  ver- 
absäumen. 

Freilich  könnte  eine  rücksichtslose  Anwendung  dieser 
Massregel  seitens  der  Anstalt  nur  allzuleicht  zu  durchaus 
unbilligen  Härten  Veranlassung  geben,  denn  w^enn  es  auch 
angezeigt  erscheinen  mag,  gegen  wirklich  in  gröblicher  Weise 
Nachlässige  mit  aller  Schärfe  vorzugehen,  so  wird  doch 
jedenfalls  mit  denjenigen,  welche  infolge  vielleicht  nur  ganz 
vorübergehender  Leistungsunfähigkeit  ihre  Verbindlichkeiten 
nicht  pünktlich  zu  erfüllen  vermögen,  einige  Nachsicht  geübt 

1)  Vergl.  Seite  34. 

2)  Vergl.  Seite  47. 

3)  Vergl.  Seite  36. 

4)  Vergl.  Seite  36. 
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werden  müssen.  Namentlich  wenn  der  Verpflichtete  infolge 
iinverschnldeter  Unglücksfälle  als  Viehsterben,  Misswachs, 
Überschwemmungen,  Beschädigung  oder  Zerstörung  der  Melio- 
rations-Anlagen "durch  höhere  Gewalt  etc.  in  Verlegenheiten 
gerät,  würde  es  einer  gemeinnützigen  Kreditorganisation 
schlecht  anstehen,  wenn  sie  aus  solchem  Anlasse  zur  uner- 
bittlichen üläubigerin  werden  und  ihn  womöglich  gar  von 
Haus  und  Hof  vertreiben  wollte.  Sie  soll  ihn  vielmehr  unter 
derartigen  Umständen  möglichst  im  Grundbesitze  zu  erhalten 
suchen  uud  zu  diesem  Behufe  auf  gehörig  begründeten  Antrag 
hin  einen  stund ungsmässigen  Aufschub  fälliger  Leistungen 
innerhalb  gewisser  Grenzen  bewilligen,  sofern  dieselben  nicht 
überhaupt  durch  Subventionierungen  aus  öffentlichen  Mitteln  i) 
einige  Zeit  hindurch  gänzlich  oder  teilweise  gedeckt  werden 
können. 

Muss  nun  auch  der  Erborger  nach  Möglichkeit  vor  den 
Gefahren  Schutz  finden,  welche  die  Aufnahme  eines  seitens 
des  Kreditgebers  jederzeit  kündbaren  Darlehns  unter  Um- 
ständen für  ihn  zur  Folge  haben  würde,  so  darf  doch  ihm 
selbst  das  Recht  zur  beliebigen  Abstossung  von  Meliorations- 
Darlehen  in  keiner  Weise  geschmälert  werden.  Wie  im 
vorhergehenden  Abschnitte  dargestellt,  handelt  es  sich  in 
solchen  Fällen  gewöhnlich  gar  nicht  darum,  dem  Boden  ein 
grösseres  Kapital  zu  entnehmen,  sondern  diese  Küudigungs- 
befugnis  bildet  lediglich  das  Mittel,  um  dem  gegen  Erhöhungen 
seiner  laufenden  Leistung  ja  vollkommen  gesicherten  Schuldner 
auch  die  Vorteile  eines  Herabgehens  des  Zinsfusses  unver- 
züglich zugänglich  zu  machen,  und  hat  deshalb  als  absolut 
notwendiges  Erfordernis  des  seitens  des  Gläubigers  unkünd- 
baren Amortisations-Darlehns  zu  gelten.^)  Voraussetzung  ist 
dabei  allerdings  stets,  dass  nicht  nur  letzteres  fest  hingegeben 
wird  sondern  auch  die  hierfür  zu  entrichtende  Verzinsung 
irgendwelchen  Veränderungen  nicht  unterworfen  ist,  was  ja 
in  der  Regel  der  Fall  zu  sein  pflegt  und  auch  bei  den  früheren 
Erörterungen  über  die  Art  und  Weise  der  Bemessung  derselben 
angenommen  wurde. -^j  Bei  dem  namentlich  durch  die  Emission 
beiderseits  kündbarer  Obligationen  bedingten  Systeme  des 
variablen  Zinsfusses,  welches  entweder  die  im  Laufe  eines 
Jahres  von  der  Anstalt  gezahlten  Passivzinsen  mit  Ende 
desselben  auf  die  Gesamtheit  der  ausstehenden  Schuld- 
forderungen   verhältnismässig    repartiert    oder  wenigstens 

1)  Vergl.  Seite  20. 

2)  Vergl.  Seite  35. 

3)  Vergl.  Seite  53  und  folgende. 
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Modifikationen  des  bei  Abschluss  des  Kreditgeschäftes  ver- 
einbarten Zinses  zulässt,  würde  dagegen  dem  Grundbesitzer 
der  grosse  Nachteil  erwachsen,  dass  er  über  das  Mass  seiner 
künftigen  Verbindlichkeiten  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
völlig  im  unklaren  bleibt,  und  sein  Kündigungsrecht  bietet 
ihm  unter  solchen  Verhältnissen  weiter  nichts  als  die  praktisch 
wohl  kaum  sehr  bedeutsame  Möglichkeit,  sich  eventuellen 
Zinsfusserhöhungen  durch  Lösung  des  Schuldverhältnisses  zu 
entziehen. 

Die  vorstehend  erwähnte  Befugnis,  den  ganzen  noch 
ungetilgten  Darlehnsrest  vor  allem  zur  Durchführung  von 
Konversionen  aufkündigen  zu  können,  muss  endlich  noch 
durch  diejenige  zur  Leistung  von  Abzahlungen  bezw.  zur 
Entrichtung  einer  Anzahl  unmittelbar  nach  einander  fällig 
werdender  Tilgungsbeiträge  in  einer  Summe  ergänzt  werden. 
Letztere  erscheint  eigentlich  nur  als  ein  Ausfluss  der 
Forderung  nach  einer  gewissen  Beweglichkeit  der  Amor- 
tisation, denn  sie  eröffnet  dem  Landwirte  eine  Gelegenheit, 
in  Jahren  mit  günstigem  Geschäftsabschlüsse  einmal  einen 
grösseren  als  den  planmässigen  Abtrag  zu  leisten,  ohne  sich 
hierzu  für  längere  Zeit  durch  eine  entsprechende  förmliche 
Heraufsetzung  der  Tilgungsquote  zu  verpflichten.'^) 

Die  gänzliche  Abstossung  von  Darlehen  wie  die  Leistung 
von  teil  weisen  Heimzahlungen  kann  bisweilen  jederzeit  er- 
folgen, ohne  dass  dazu  die  vorherige  Erfüllung  irgendwelcher 
Formalitäten  erforderlich  wäre,  nur  pflegen  dann  die  laufenden 
Leistungen  bis  zum  nächsten  Zinstermine  noch  in  voller  Höhe 
erhoben  zu  werden  bezw.  die  abgetragenen  Summen  erst  an 
diesem  zur  Verrechnung  zu  kommen.  Wird  dagegen  die 
Einhaltung  einer  bestimmten  Kündigungsfrist  verlangt  und 
können  Zahlungen  der  beregten  Art  überhaupt  nur  zum 
Quartal-  bezw.  Semestralanfange  bewirkt  werden,  so  würden 
ja  dem  Schuldner  an  sich  etwas  ungünstigere  Bedingungen 
auferlegt  sein,  doch  Hesse  sich  dies  einigermassen  wieder 
dadurch  ausgleichen,  dass  er  von  der  strikten  Befolgung  der 
erwähnten  Vorschriften  entbunden  wird,  wenn  die  Instituts- 
verwaltung eine  Möglichkeit  zur  baldigen  Wiederbelegung 
der  zurückzugebenden  Kapitalien  vor  sich  sieht.  Kommen 
fernerhin  Brief darlehen  in  Frage,  so  muss  es  dem  Erborger 
aus  Billigkeitsgründen  anheimgestellt  bleiben,  dieselben  nach 
freier  Wahl  entweder  in  barem  Gelde  oder  in  entsprechend 


1)  Vergl.  Seite  35. 

2)  Vergl.  Seite  55. 
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verzinslichen  Obligationen  zum  Nennwerte  zurückzuzahlen, 
denn  da  er  die  bei  der  Versilberung  der  ihm  s.  Zt  aus- 
gehändigten Papiere  entstandene  Kursdifferenz  zu  tragen 
hatte,  ^)  so  darf  ihm  auch  die  Möglichkeit,  diesen  Verlust 
nun  durch  Wiederankauf  von  solchen  zu  decken,  jedenfalls 
nicht  verschlossen  werden.  Die  Bank  erleidet  ja  dabei  auch 
keinerlei  Einbussen,  sondern  muss  nur  auf  den  Gewinn  ver- 
zichten, den  sie  bei  Barzahlung  durch  freihändigen  Rückkauf 
unter  pari  gebändelter  Obligationen  erzielt  haben  würde. 


6.  Die  Notwendigkeit 
besonderer  Meliorationskreditinstitute. 

Besonderen  Anstalten  muss  die  Pflege  des  Melio' 
rationskredits  namenthch  deshalb  anvertraut  werden,  2)  wei^ 
angesichts  der  ungemein  grossen  wirtschaftlichen  Bedeutung 
der  Kulturunternehmungen  die  Darlehnsbeschaffung  zu  der- 
artigen Zwecken  nicht  auf  das  ungeregelte  und  schwankende 
Angebot  von  privatem  Leihkapital  angewiesen  bleiben 
darf,  sondern  deren  jederzeitige  bequeme  Möglichkeit  durch 
Einschiebung  geeigneter  Vermittlungsorgane  zwischen  die 
Kreditbedürftigen  und  das  anlagesuchende  Publikum  in  voll- 
kommenster Weise  garantiert  werden  muss.  Überdies  erweist 
sich  die  Schuldverpflichtung  in  Form  der  Individual- 
hypothek,  so  sehr  sie  auch  der  Neigung  der  Landbau  treibenden 
Bevölkerung  entsprechen  mag,  für  die  Aufnahme  von  Melio- 
rationskapitalien so  ungeeignet  wie  nur  irgend  möglich,  da 
sie  ganz  überwiegend  kündbar  und  unamortisabel  eingegangen 
zu  werden  pflegt,  denn  im  Interesse  des  Privatmannes  wird 
es  natürlich  ebensosehr  gelegen  sein,  sich  jedwedes  Steigen 
des  Zinsfusses  unverzüglich  zu  nutze  machen  zu  können, 3) 
als  die  Verminderung  des  hingegebenen  Betrages  durch 
Amortisation  in  kleinen  Raten,  deren  Wiederbelegung  ihm 
nur  Schwierigkeiten  bereiten  würde,  prinzipiell  auszuschliessen. 
Alle  Vorteile  liegen  demnach  auf  Seiten  des  Gläubigers, 
welcher  kraft  des  ihm  zustehenden  unbeschränkten  Kündigungs- 
rechtes dem  Schuldner  die  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung 
suveräu  zu  diktieren  vermag  und  ihn  überhaupt  in  einem 
stetigen  Abhängigkeitsverhältnis   erhält,  welches  wiederum 


1)  Verg-1.  Seite  52. 

2)  Vergl.  Seite  39. 

3)  Vergl.  Seite  35, 
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mit  Notwendigkeit  zu  einem  Zustande  dauernder  Unsicherheit 
Veranlassung-  geben  muss.  ^) 

Aus  den  gleichen  Gründen  würde  ausserdem  in  der 
Eegel  die  Inanspruchnahme  aller  derjenigen  Körperschaften 
und  Anstalten  zu  verwerfen  sein,  welche  die  Darlehns- 
gewährung  nicht  als  S elbstzweck  betreiben,  sondern  in  ihr 
lediglich  das  geeignetste  Mittel  erblicken,  um  vorhandene 
Geldbestände  bei  möglichster  Sicherheit  des  Kapitalstocks  auf 
längere  Zeit  hin  gewinnbringend  zu  verwerten.  In  diese 
Kategorie  gehören  namentlich  Kirchen-  und  Schulgemeinden 
sowie  gemeinnützige  Institute  und  milde  Stiftungen,  welche 
grössere,  zur  freien  Verwendung  verfügbare  Fonds  besitzen, 
aber  auch  bei  den  Versicherungsbanken,  Depositenämtern  und 
Sparkassen  bildet  das  Ausleihgeschäft  ebenfalls  nicht  das  Ziel 
der  Organisation,  sondern  es  soll  ausschliesslich  die  Nutzbar- 
machung der  im  Einlageverkehr  etc.  zufliessenden  Summen 
ermöglichen.  Sein  Umfang  wird  demzufolge  durch  das  Mass 
der  letzteren  und  nicht  durch  dasjenige  des  jeweils  auftretenden 
Bedürfnisses  nach  Realkredit,  wie  es  dessen  vollständige  Be- 
friedigung in  jedweder  Höhe^)  voraussetzen  würde,  bestimmt, 
auch  dürfte  überhaupt  im-  allgemeinen  der  Entfaltung  dieses 
ganzen  Geschäftszweiges  nur  ein  nebensächliches  Interesse 
zugewandt  werden,  sofern  nicht  das  Vorhandensein  sehr 
starker  Konkurrenz  dazu  zwingt,  die  Bedingungen  der  Dar- 
lehnsgewährung  mehr  und  mehr  denen  der  regulären  Grund- 
kreditinstitute anzunähern. 

Hierbei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  gerade  die 
Sparkassen  sich  niemals  in  der  Lage  befinden  werden,  dem 
ländlichen  Grundbesitz  ganz  allgemein  die  Wohltat  des  un- 
kündbaren Amortisations-Darlehens  zugänglich  zu  machen, 
selbst  wenn  sie  dies  wirklich  durchweg  wollten.  Da  sie 
Betriebsmittel  eigentlich  nur  in  Gestalt  jederzeit  kündbarer 
Depositen  erhalten,  so  können  sie  eben  ihre  Kapitalien  auch 
nicht  in  grösserem  Massstabe  auf  lange  Zeit  hin  unkündbar 
festlegen,  wenn  sie  nicht  Gefahr  laufen  wollen,  bei  stärkeren 
als  den  gewöhnlichen  Abforderungen  der  Einleger  in  Zahlungs- 
schwierigkeiten zu  geraten  oder  bei  einem  Steigen  desZinsfosses, 
dessen  Vorteile  sie  den  letzteren  schliesslich  nicht  allzu  lange 
vorenthalten  können,  direkt  mit  Verlust  arbeiten  zu  müssen. 
Zur  Gewährung  von  rationellem  Meliorationskredit  erweisen 
sie  sich  wie  überhaupt  alle  Anstalten,  welche  vornehmlich 


1)  Vergl.  Seite  34|35. 

2)  Vergl.  Seite  43  bezw.  48. 
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dem  kleinen  Sparverkehr  dienen,  als  vollständig"  ungeeignet, 
indem  sie  noch  nicht  einmal  den  elementarsten  Anforderungen, 
welche  au  eine  solche  zu  stellen  sind,  zu  genügen  vermögen. 

Die  Einführung  des  Systems  der  unkündbaren  Amorti- 
sationsschuld als  Obligatorium  setzt  stets  das  Vorhandensein 
besonderer  Organisationen  des  Realkredits  voraus, 
welche  die  zum  Betriebe  des  Ausleihgeschäftes  erforderlichen 
Mittel  im  Wege  der  Emission  irgendwelcher,  durch  ein  ent- 
sprechendes Quantum  ausstehender  Hypothekforderungen 
sichergestellter,  marktgängiger  Wertpapiere  aufnehmen  und  sich 
infolgedessen,  sofern  ihnen  dabei  keine  tatsächlich  hindernden 
Schranken  gezogen  sind,  in  der  Lage  befinden,  jedwedem 
Kreditbedürfnisse  sofort  in  vollem  Umfange  zu  entsprechen.  ^) 
Da  die  Inhaber  dieser  Schuldverschreibungen  zur  Aufkündigung 
derselben  in  der  Regel  nicht  berechtigt  sind,  so  können  sich 
die  Institute  unbedenklich  auf  eine  amortisationsweise  Rück- 
zahlung der  ausgeliehenen  Kapitalien  in  kleinen  Beträgen 
einlassen,  während  ihnen  andererseits  die  räumliche  Aus- 
dehnung ihres  Wirkungskreises  und  die  bankmässige  Ein- 
richtung ihres  Geschäftsbetriebes  die  Möglichkeit  bieten, 
eingehende  Tilgungsquoten  sowie  ausserordentliche  Abträge^) 
sofort  wieder  verzinslich  zu  belegen.  Ausserdem  dürfte  sich 
überhaupt  bei  ihnen  in  Anbetracht  des  Umstandes,  dass  sie 
in  der  Pflege  des  Immobiliarkredits  ihre  eigenste  Aufgabe 
erblicken,  ganz  von  selbst  das  berufsmässige  Bestreben  geltend 
machen,  die  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung  soviel  wie 
möglich  den  Eigenarten  des  verlangten  Kredits  resp.  den 
besonderen  Verhältnissen  der  um  solchen  Nachsuchenden 
anzupassen. 

Ein  sehr  wesentlicher  Unterschied  würde  jedoch  zu 
machen  sein  zwischen  den  gemeinnützigen  und  den  privat- 
wirtschaftlichen, d.  h.  geldkapitalistisch  organisierten 
Anstalten,  als  deren  Hauptvertreter  die  zumeist  in  der  Form 
von  Aktienunternehmungen  begründeten  Hypothekenbanken 
zu  gelten  haben,  denn  für  diese  letzteren  wird  die  Erzielung 
eines  möglichst  hohen  Gewinnes  beim  Ausleihgeschäft  durch 
jederzeit  günstigste  Kapitalbelegung  im  Interesse  der  Aktionäre 
selbstverständlich  stets  oberstes  leitendes  Geschäftsprinzip 
bleiben  müssen.  Infolge  dieses  gewissermassen  rein  spekulativen 
Charakters  ihrer  Tätigkeit  können  sie  aber  nicht  einmal  als 
vollkommen  zweckentsprechende  Organisationen  des  Besitz- 


1)  Vergl.  Seite  15  bezw.  48. 

2)  Vergl.  Seite  35  bezw.  59. 
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kredits  angesprochen  werden  und  für  die  Kapitalhingabe  zü 
Zwecken  der  Bodenkultur  erweisen  sie  sich  natürlich  als 
gänzlich  ungeeignet,  da  diese  sich  in  rationeller  Weise  eigent- 
lich nur  auf  dem  Grundsatze  des  Nichtverdienens  aufbauen 
lässt,  ^)  ein  Verzicht  auf  Gewinn  beim  Betriebe  dieses 
Geschäftszweiges  indessen  von  ihnen  schwerlich  zugestanden 
werden  wird  und  auch  schliesslich  kaum  ohne  weiteres  ver- 
langt werden  kann. 

Demgegenüber  ist  für  die  gemeinwirtschaftlichen  Institute 
charakteristisch,  dass  bei  ihnen  Gesichtspunkte  des  Erwerbes 
mehr  oder  weniger  vollständig  in  den  Hintergrund  treten, 
indem  im  Interesse  billigster  Kredithingabe  von  der  Erzielung 
grösserer  Überschüsse  prinzipiell  Abstand  genommen  wird 
und  demzufolge  die  Differenz  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins 
nur  so  hoch  zu  sein  braucht  als  notwendig  ist,  um  die 
laufenden  Verwaltungsunkosten  zu  bestreiten  und  eine  ge- 
nügende Rücklage  zur  Deckung  eventueller  Verluste  aufzu- 
sammeln. 2)  Überhaupt  bieten  sie,  da  sie  die  Kreditgewährung 
eben  nicht  als  ein  lukratives  Geschäft  betreiben,  sondern 
lediglich  dem  öffentlichen  Wohle  zu  dienen  bestrebt  sind,  die 
Garantie,  dass  dem  Grundbesitzer  auch  wirklich  alle  sachlich 
angemessenen  Erleichterungen  und  Vergünstigungen  eingeräumt 
werden,  welche  als  mit  der  Sicherheit  ihrer  Forderungen 
irgendwie  verträglich  erscheinen.  Nur  im  Rahmen  derartiger, 
auf  dem  Grundsatze  der  Gemein  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes 
aufgebauter  Organisationen  kann  den  Bedürfnissen  der  Land- 
wirtschaft in  völlig  uneigennütziger  Weise  Rechnung  getragen 
und  damit  im  weitesten  Umfange  der  allerersten  Anforderung 
entsprochen  worden,  welche  an  ein  zweckmässig  ausgestaltetes 
Meliorationskreditinstitut  unbedingt  gestellt  werden  muss. 

Die  nichtspekulativen  Realkreditanstalten  lassen  sich 
wieder  in  zwei  grosse  Gruppen  teilen,  deren  eine  durch  die 
auf  korporativer  Grundlage  beruhenden,  als  deren  Haupt- 
vertreter die  landschaftlichen  und  landschafts ähnlichen 
Kreditverbände  zu  gelten  haben,  repräsentiert  wird, 
während  die  andere  die  sogenannten  Landeskreditkassen 
und  sonstige,  diesen  verwandte  öffentliche  Banken  umfasst, 
welche  entweder  vom  Staate  selbst  oder  von  Provinzial-  bezw. 
grösseren  Kommunalverbänden  betrieben  werden.  Was  zunächst 
die  Landschaften  anbetrifft,  so  stellen  diese  mit  der  Befugnis 
zur  autonomen  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  ausgestattete 


1)  Vergl.  Seite  39. 

2)  Vergl  Seite  16  bezw.  54. 


Assoziationen  von  Grundbesitzern  dar,  welche  sich  gebildet 
haben,  um  auf  Basis  einer  Art  subsidiären  Haftung  der 
Mitglieder  für  die  Verbindlichkeiten  der  Körperschaft  die 
Beschaffung  von  ßealkredit  für  die  Besitzungen  der  Vereins- 
genossen zu  vermitteln.  Demzufolge  gewähren  sie  aber 
Kapitalien  auch  nur  gegen  hypothekarischen  Versatz  von 
land-  bezw.  forstwirtschaftlich  benutzten  Grundstücken,  so 
dass  im  allgemeinen  sowohl  Gemeindeverbände  wie  Kultur- 
genossenschaften auf  ihre  Inanspruchnahme  von  vornherein 
verzichten  müssen,^)  falls  sie  es  nicht  etwa  für  zweckmässig 
erachtet  haben,  sich  über  den  Rahmen  ihrer  eigentlichen 
Tätigkeit  hinaus  noch  speziell  mit  dem  Korporationskredit- 
geschäft zu  befassen,  wozu  ja  vielleicht  hinreichende  Ver- 
anlassung, zumeist  aber  wohl  kaum  grosse  Neigung  vorhanden 
sein  dürfte. 

Überdies  beleihen  die  Landschaften  prinzipiell  nur  solche 
Güter,  deren  Taxwert  bezw.  Katastralreinertrag  ein  gewisses, 
durch  die  Satzungen  vorgeschriebenes  Minimum  erreicht, 
welches  heutzutage  allerdings  zumeist  derart  niedrig  bemessen 
ist,  dass  ihr  Kredit  in  der  Kegel  nur  den  Eigentümern  von 
nicht  spannfähigen  bezw.  Parzellenbetrieben  verschlossen  sein 
wird.  Da  solche  jedoch  als  selbständige  Unternehmer  von 
Meliorationsarbeiten  so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht  kommen 
können,  so  dürfte  sich  dieser  Einschränkung  kaum  irgend- 
welche praktische  Bedeutung  beimessen  lassen.  Von  Wichtig- 
keit ist  dagegen  der  Umstand,  dass  die  Anstalten  gegenwärtig 
ihren  früheren  aristokratischen  Charakter,  wie  er  sich  nament- 
lich in  der  ausschliesslichen  Bepfandbriefung  von  ritterschaft- 
lichen Gütern  äusserte,  nahezu  vollständig  abgestreift  haben, 
um  sich  mehr  und  mehr  der  Befriedigung  des  Kreditbedürfnisses 
möglichst  aller  Schichten  der  '  ländlichen  Bevölkerung  zu 
widmen.  Dabei  ist  freilich  nicht  zu  leugnen,  dass  ihre 
Organisation  im  wesentlichen  doch  nur  auf  den  Verkehr  mit 
dem  Grossbesitz  zugeschnitten  geblieben  ist  und  ihre  Benutzung 
seitens  kleinerer  Landwirte  infolgedessen  nicht  selten  mit 
gewissen  Schwierigkeiten  zu  rechnen  hat,  von  ihnen  selbst 
vielleicht  auch  gar  nicht  einmal  besonders  kultiviert  wird. 

Das  allerwesenthchste  Hindernis  für  die  Inanspruchnahme 
der  Landschaften  zur  Finanzierung  von  Meliorations-Unter- 
nehmungen einzelner  Grundeigentümer  ist  aber  jedenfalls  in 
den  bei  ihnen  üblichen  Vorschriften  über  die  Sicherstellung 
hinzuleihender  Geldmittel  zu  erblicken,  da  sie  in  ihrer  Eigen- 


1)  Vergi.  Seite  25  und  folgende. 


Schaft  als  gemeinnützige  Organisationen  des  Besitzkredits 
zwar  das  sachlich  gebotene  Darlehnsbedürfnis  zu  befriedigen 
bestrebt  sind,  sich  jedoch  der  Ausnutzung  jedweden  ungesunden 
Kredites  als  völlig  unzugänglich  erweisen,  Sie  verlangen 
deshalb  einerseits,  dass  die  Pfandbriefschulden  ausschliesslich 
an  erster  Stelle  zur  hypothekarischen  Eintragung  kommen, 
und  andererseits  ist  ihnen  statutarisch  eine  feste  Beleihungs- 
grenze  gezogen,  welche,  soweit  sie  nicht  durch  einen  Grund- 
steuermultiplikator gegeben,  gewöhnlich  auf  %  des  Schätzungs- 
wertes der  Pfandobjekte  festgesetzt  ist.  Letztere  würde  ja 
an  sich  Gelegenheit  zu  verhältnismässig  umfangreicher 
Kapitalaufnahme  bieten,  doch  vollzieht  sich  die  Taxation  der 
Liegenschaften  nach  einem  ziemlich  komplizierten  und  deshalb 
nicht  selten  mit  erheblichen  Kosten  sowie  beträchtlichem 
Zeitaufwand  verknüpften  Verfahren  auf  Grund  von  Prinzipien, 
deren  Anwendung  in  der  Eegel  die  Ermittelung  eines  weit 
niedrigeren  als  des  eigentlichen  Ertragswertes  des  Gutes  zur 
Folge  hat. 

Erscheint  unter  diesen  Umständen  ein  Grundstück,  auf 
welchem  Meliorationen  stattfinden  sollen,  bereits  mit  ander- 
weitigen Privatschulden  behaftet,  so  ist,  da  das  Pfandbrief- 
darlehn  unbedingt  an  erster  Stelle  zu  stehen  kommen  muss, 
zunächst  einmal  notwendig,  dass  die  Landschaft  entweder 
diese  Vorhypotheken  gleich  mit  übernimmt  oder  doch  die 
Priorität  für  ihre  Forderung  vor  denselben  eingeräumt  erhält. 
Ersteres  würde  freilich  stets  und  letzteres  wenigstens  in  der 
Eegel^)  einen  nur  mässigen  Umfang  der  bereits  vorhandenen 
Belastung  voraussetzen,  wohingegen,  wenn  diese  sich  bereits 
der  oben  angegebenen  Sicherheitsgrenze  nähert,  von  einem 
landschaftlichen  Kreditverband  zur  Ausführung  geplanter 
Bodenverbesserungen  Geldmittel  nicht  mehr  erwartet  werden 
können,  da  derselbe  die  Kapitalbewilligung  stets  auf  den 
Wert  der  Liegenschaften  in  ihrem  zeitigen  Zustande  basiert 
und  eine  Mitberücksichtigung  des  künftigen  Mehrwertes, 
welche  ihm  nach  Lage  der  Verhältnisse  auch  kaum  zugemutet 
werden  darf,  nicht  vorzunehmen  vermag. 

Vielleicht  könnte  ja  nach  Vollendung  der  Arbeiten  zur 
Bestreitung  der  Kosten  derselben  auf  Grund  einer  Abschätzung 
des  nunmehr  vorhandenen  Gesamtwertes  weiterer  Kredit 
gewährt  werden,  doch  würde  dies  auch  wieder  eine  mässige 

1)  Vergl.  Seite  38. 

2)  Natürlich  ganz  abgesehen  von  den  gewiss  sehr  zahlreichen 
Fällen,  in  denen  die  Rangausweichung  prinzipiell  verweigert  werden 
würde. 
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Vorverschuldimg  voraussetzen,  während  in  Wirklichkeit  der 
Fall,  dass  auf  den  Gütern  ausser  deren  voller  landschaftlicher 
Beleihung  noch  Individualhypotheken  an  2.  Stelle  eingetragen 
stehen,  durchaus  nicht  zu  den  Seltenheiten  gehören  dürfte. 
Ausserdem  wäre  damit  für  den  meliorationslustigen  Grund- 
besitzer auch  nur  wenig  gewonnen,  da  dieser  gewöhnlich 
überhaupt  erst  dann  an  die  Erstellung  projektierter  Anlagen 
herantreten  wird,  wenn  er  die  absolute  Gewissheit  besitzt, 
dass  ihm  zur  völligen  Deckung  des  dazu  nötigen  Aufwandes 
späterhin  Kapital  in  ausreichendem  Umfange  zur  Verfügung 
steht.  1) 

Den  an  ein  Meliorationsdarlehn  unbedingt  zu  knüpfenden 
Tilgungszwang  schliessen  allerdings  auch  die  Ausleih- 
bedingungen der  Landschaften  ein,  doch  verlangen  diese  als 
Organisationen  des  Besitzkredits  grundsätzlich  nur  eine  Amor- 
tisation in  Höhe  der  durch  die  Satzungen  vorgeschriebenen 
generellen  Mindestquote,  welche  natürlicherweise  immer  nur 
eine  sehr  mässige  sein  kanu.  Dem  Erborger  ist  es  zwar 
unbenommen,  die  Heimzahlung  seiner  Schuld  durch  Leistung 
besonderer  Zuschüsse  zu  beschleunigen,  doch  bleibt  dies  völlig 
seinem  freien  Belieben  überlassen  und  eine  dahingehende 
Verpflichtung  kann  ihm  jedenfalls  nicht  auferlegt  werden, 
so  dass  irgendwelche  Garantien  für  eine  dem  besonderen 
Verwendungszweck  der  hingeliehenen  Kapitalien  bezw.  der 
Dauer  des  Wirksarableibens  der  mit  ihrer  Hilfe  getroffenen 
Einrichtungen  entsprechende  Bemessung  des  Abtrags^)  als  in 
keiner  Weise  vorhanden  zu  erachten  sind.  Fehlen  Bestimmungen, 
welche  eine  derartige  Differenzierung  der  Tilgungsraten  zum 
unbedingten  Erfordernis  machen,  so  wird  sich  in  den  Kreisen 
der  Darlehnsnehmer  zumeist  das  Bestreben  zeigen,  den  zulässig 
niedrigsten  Satz  zu  wählen,  welcher  —  nach  den  in  praxi 
gemachten  Erfahrungen  zu  schliessen  —  für  amortisable 
Hypotheken  der  Grundkreditinstitute  auch  ganz  überwiegend 
vereinbart  zu  werden  scheint. 

Aus  alledem  geht  hervor,  dass  die  Landschaften  sich 
zur  Darlehnsgewährung  zu  Zwecken  der  Bodenverbesserung 
als  sehr  wenig  geeignet  erweisen,  namentlich  da  sie  im  all- 
gemeinen nur  mit  einzelnen  Grundbesitzern  in  Verkehr  treten 
können,  diesen  aber  ihr  Kredit  bei  schon  einigermassen  hoher 
Vorbelastung  ebenfalls  verschlossen  bleiben  muss.  Da  ihre 
Aufgaben  auf  wesentlich  anderem  Gebiete  liegen  wie  die- 


1)  Vergl.  Seite  40. 

2)  Vergl.  Seite  55. 
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jenigen  der  eigentlichen  Meliorationskreditinstitute,  so  können 
sie  auch  keineswegs  als  genügender  Ersatz  für  diese  angesehen 
werden,  bedürfen  vielmehr  gerade  der  Ergänzung  durch  der- 
artige Organisationen,  wenn  den  Bedürfnissen  der  Landeskultur 
in  wünschenswertem  Umfange  Rechnung  getragen  werden 
soll.^)  Aus  diesem  Grunde  und  in  Anbetracht  des  Umstandes, 
dass  ihre  Mängel  im  grossen  und  ganzen  doch  ziemlich  gleich- 
artiger Natur  sind,  ist  auch  auf  ihre  eingehende  länder-  resp. 
provinzweise  Behandlung  in  den  folgenden  Teilen  der  Arbeit 
gänzlich  verzichtet  worden. 

Nun  Hesse  sich  ja  allerdings  noch  die  Frage  auf  werfen, 
ob  es  nicht  möglich  sei,  nach  dem  Muster  der  Landschaften 
Vereinigungen  ins  Leben  zu  rufen,  welche  auf  Grund  einer 
gewissen  Haftung  ihrer  Mitglieder  für  die  Verbindlichkeiten 
der  Gesamtheit  die  Beschaffung  von  Kredit  zur  Meliorierung 
des  Eigentums  der  ersteren  zu  vermitteln  in  der  Lage  wären. 
Ein  derartiges  Beginnen  müsste  indessen  als  völlig  aussichtslos 
bezeichnet  werden,  denn  obwohl  für  die  Bildung  von  land- 
schaftlichen Kreditverbänden  die  Verhältnisse  insofern  ungleich 
günstiger  liegen,  als  hierbei  nur  mit  einer  doch  immerhin 
ziemlich  homogenen  Masse  von  grösseren  Grundbesitzern  zu 
rechnen  ist,  auch  ein  gewisses  Ausmass  von  Besitzkredit  Jahr 
für  Jahr  ununterbrochen  verlangt  zu  werden  pflegt,  so  ist 
dieselbe  doch  nicht  selten  nur  unter  erheblichen  Schwierig- 
keiten durch  energische  Förderung  seitens  des  Staates  be- 
werkstelligt worden.  Meliorationskredit  wird  dagegen  sowohl 
von  einzelnen  Landwirten  wie  von  Gemeinden  und  Kultur- 
korporationen begehrt, 2)  und  da  von  den  ersteren  für  einen 
eventuellen  Beitritt  eigentlich  nur  die  hochverschuldeten  in 
Betracht  kommen  könnten,  so  würde  sozusagen  fast  das 
gesamte  Risiko  von  den  letzteren  zu  tragen  sein,  die  sich 
hierzu  aber  kaum  ohne  weiteres  bereit  finden  lassen  dürften. 
Ausserdem  pflegt  das  Bedürfnis  nach  Meliorationskredit  be- 
ständigen Schwankungen  zu  unterliegen,  da  die  Vornahme 
von  Bodenverbesserungen  von  einer  ganzen  Reihe  von  Be- 
dingungen und  Zufälligkeiten  abhängig  ist,  welche  auf  den 
Umfang  der  unproduktiven  Real-Verschuldung  keinen  sehr 
merklichen  Einfluss  auszuüben  vermögen.  Unter  diesen 
Umständen  werden  sich  einigermassen  sichere  Schlüsse  auf 
das  Mass  der  künftigen  Inanspruchnahme  einer  geplanten 
Anstalt  ebensowenig  ziehen  lassen,  wie  auf  die  Möglichkeit 


1)  Vergl.  Seite  24  bezw.  39. 

2)  Vergl.  Seite  23|24. 
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der  Zusammenbringung  des  zur  Eröffnung  des  Betriebes  not- 
wendigen Garantie-Anlehnskapitals  gerechnet  werden  darf  und 
die  Begründung  von  Zwangskorporationen  nach  dem  Vorbilde 
der  älteren  Landschaften  würde  sich  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse natürlich  als  vollkommen  undurchführbar  erweisen. 

Von  den  gemeinnützigen  Organisationen  des  Betriebs- 
kredits, wie  sie  namentlich  durch  die  Spar-  und  Dar- 
lehnsve reine  nach  Raiffeisenschem  System  repräsentiert 
werden,  ist  eine  besondere  Pflege  des  Meliorationskredits 
selbstverständlich  nicht  zu  verlangen,  da  die  ihnen  zur 
Verfügung  stehenden  Mittel  sich  fast  ausschliesslich  aus 
jederzeit  rückziehbaren  bezw.  mit  kurzer  Frist  kündbaren 
Depositen  zusammensetzen,  eine  feste  Belegung  derselben 
infolgedessen  nach  Möglichkeit  vermieden  werden  muss.  ^) 
Wohl  geben  auch  diese  lokalen  Kreditgenossenschaften  in 
praxi  vielfach  Amortisationsdarlehen  gegen  hypothekarischen 
Versatz  von  Grundstücken  zu  Bodenverbesserungen,  Bauten 
und  dergleichen,  doch  dürfte  es  sich  dabei  in  der  Regel  nur 
um  kleinere,  rasch  zu  tilgende  Beträge  handeln,  und  voraus- 
zusetzen ist  wohl  stets  der  Anschluss  an  eine  grosse,  zentrale 
Geldausgleichstelle,  auf  welche  sich  bei  eventuellen,  vorüber- 
gehenden Geldverlegenheiten  zurückgreifen  lassen  würde. 
Als  völlig  unbedenklich  wird  es  dagegen  zu  erachten  sein, 
wenn  die  beregten  Vereine  die  Gewährung  des  bei  Mehr- 
wertsantizipationen erforderlichen  Zwischenkredits  gegen 
Personalsicherheit übernehmen  wollten,  womit  sich  im 
übrigen  auch  die  den  Landschaften  angegliederten  Darlehns- 
kassen  sowie  verschiedene  anderweitige  öffentliche  Banken 
befassen  könnten,  welche  Geldmittel  gegen  Bürgschaft  bezw. 
Faustpfand  ausleihen.  Für  den  Verkehr  mit  Kulturkorporationen 
würden  endlich  noch  die  in  Gestalt  von  Assoziationen  der 
lokalen  Darlehnskassen  begründeten  Geldinstitute  nicht  speku- 
lativen Charakters,  die  sogenannten  Genossenschaftsbanken, 
in  Betracht  kommen,  welche  auch  tatsächlich  namentlich  an 
Molkerei-,  Brennerei-,  Obst-  und  Gemüseverwertungsgenossen- 
schaften langfristige,  amortisable  Darlehen  gegen  Verpfändung 
von  Immobilien  oder  solidarische  Bürgschaft  zu  Bauzwecken 
bewilligen,  doch  können  diese  ebenfalls  immer  nur  einen 
verhältnismässig  kleinen  Teil  ihrer  Kapitalbestände  ohne 
Gefahr  auf  längere  Zeit  hin  unkündbar  festlegen. 

Die  Errichtung  von  staatlichen  bezw.  provinziellen 
Realkreditinstituten  erweist  sich  überall  da  als  Not- 


1)  Vergl.  Seite  61. 

2)  Vergl  Seite  42  bezw.  51. 


—    69  - 


wendigkeit,  wo  es  im  Hinblick  auf  den  ßildungsstand,  die 
Entschlussfähigkeit  und  wirtschaftliche  Lage  der  nächst- 
beteiligten Bodeneigentümer  als  völlig  aussichtslos  erscheinen 
würde,  dieselben  zur  gegebenen  Zeit  etwa  auf  den  Weg  der 
Selbsthülfe  zu  verweisen,  die  Befriedigung  des  Kapitalbedarfs 
der  Landwirtschaft  andererseits  aber  auch  nicht  eventuell 
vorhandenen  privatwirtschaftlichen  Organisationen  oder  gar 
der  mehr  oder  minder  zufälligen  Bereitwilligkeit  des  anlage- 
suchenden Publikums  direkt  überlasssn  werden  soll.  In 
Deutschland  sind  allerdings  die  meisten  Anstalten  der  beregten 
Art  im  Zusammenhange  mit  der  Grund entlastung  als 
Ablösungskassen  entstanden,  doch  wurden  diese  sehr  bald 
auch  mit  der  Pflege  des  ländlichen  wie  des  städtischen 
Hypothekarkredits  betraut,  welche  gegenwärtig  von  nahezu 
allen  Banken  als  vornehmste  Aufgabe  betrachtet  wird. 

Bemerkenswert  ist  dabei,  dass  sie  eine  besondere  Methode 
und  Technik  der  Gre Währung  von  Massendarlehen  an  alle 
Grössenkategorien  des  Grundbesitzes  herausgebildet  haben, 
welche  sich  in  der  Hauptsache  durch  eine  Lokalisierung  des 
Ausleihgeschäftes  vermittels  der  Einrichtung  eines  möglichst 
engmaschigen  Netzes  von  einer  einheitlichen  Zentralleitung 
unterstehenden  Agenturen  in  allen  Gegenden  ihres  Wirkungs- 
kreises als  örtlicher  Vermittelungsorgane  zwischen  Institut 
und  Kreditbedürftigen  charakterisiert,  denn  infolge  dieses 
Umstandes  sind  sie  in  der  Lage,  ihre  Dienste  namentlich 
auch  der  bäuerlichen  Bevölkerung  sowie  überhaupt  dem  kleinen 
Manne  auf  das  bereitwilligste  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Letzteres  würde  aber  gegenüber  der  Kreditgewährung  der 
Landschaften,  welche  sich  ja  in  ihrer  Organisation  im  wesent- 
lichen nur  den  speziellen  Bedürfnissen  des  Grossbesitzes 
anpassen,  ^)  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Vorzug  bedeuten, 
auch  können  die  Anstalten,  da  subsidiär  hinter  ihnen  stets 
noch  die  staatliche  bezw.  provinzielle  Garantie  steht,  bei  der 
Festsetzung  der  den  Erborgern  aufzuerlegenden  Bedingungen 
sich  im  allgemeinen  doch  etwas  entgegenkommender  zeigen 
als  jene,  die  lediglich  auf  der  immerhin  einigermassen 
unsicheren  genossenschaftlichen  Haftung  der  Mitglieder 
basieren  2)  und  sich  deshalb  zu  einer  sehr  vorsichtigen  und 
möglichst  auf  die  eigene  finanzielle  Stärkung  bedachten  Dar- 
lehnspolitik  genötigt  sehen  werden. 

Andererseits  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  auch 
die  sogenannten  Landeskreditkassen  nicht  immer  als  rein 

1)  Vergl.  Seite  64. 

2)  Vergl.  Seite  64. 
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gemeinnützige  Organisationen  anzusprechen  sind,  indem  sie 
bisweilen  doch  grössere,  zu  freier  Verwendung  oder  wenigstens 
zu  bestimmten  nützlichen  Zwecken  verfügbare  Überschüsse 
erbringen  sollen.  Hierin  mag  ja  freilich  eine  Art  Äquivalent 
für  die  von  der  Allgemeinheit  geleistete  Garantie,  welche 
indessen  bei  der  im  grossen  und  ganzen  doch  äusserst 
soliden  Geschäftsgebahrung  der  Institute  kaum  mehr  als  eine 
nominelle  sein  dürfte,  erblickt  werden  können,  indessen  erhält 
die  Kreditgewährung  dadurch  unzweifelhaft  einen  gewisser- 
massen  halbspekulativen  Charakter,  zumal  die  Gefahr  nicht 
sehr  fern  liegt,  dass  in  dem  allerdings  leicht  begreiflichen 
Bestreben,  die  Steuerlasten  zu  mindern  oder  trotz  des  Auf- 
tretens verstärkter  Anforderungen  nicht  zu  erhöhen,  auf  die 
Erzielung  möglichst  hoher  Gewinne  zu  Ungunsten  der  Dar- 
lehnsnehmer  hingearbeitet  wird.  Vom  Vorhandensein  eines 
eigentlichen  Erwerbsinteresses  kann  dagegen  wohl  kaum 
gesprochen  werden,  wenn  die  Erträgnisse  der  Banken  nur 
dazu  bestimmt  sind,  denselben  die  Aufsammlung  eines  ge- 
nügenden Keservefonds  zur  Deckung  eventueller  Verluste  zu 
ermöglichen,  und  die  Summen,  welche  unter  Umständen  an 
öffentliche  Kassen  abgeführt  werden  müssen,  weiter  nichts  als 
eine  angemessene  Verzinsung  hingeliehener  Betriebskapitalien 
bezw.  sonstiger  zur  Belegung  überlassener  Fonds  darstellen. 

Rein  in  ihrer  Eigenschaft  als  Realkreditinstitute 
für  den  ländlichen  Grundbesitz  betrachtet  dürften  sich 
allerdings  die  Landeskreditkassen  kaum  in  erheblicherem 
Umfange  zur  Hingabe  von  Meliorationskapitalien  geeignet 
erweisen  wie  die  landschaftlichen  Kreditverbände,  denn  im 
grossen  und  ganzen  werden  ihnen,  wenn  auch  vielleicht  in 
etwas  abgeschwächtem  Masse,  doch  die  nämlichen  Mängel 
wie  diesen  anhaften.  Ihre  Tätigkeit  pflegt  allerdings  ge- 
wöhnlich weit  vielseitiger  zu  sein  und  erstreckt  sich,  ab- 
gesehen vom  Verkehr  mit  städtischen  Grundeigentümern,^) 
namentlich  noch  auf  die  Pflege  des  Korporationskredits  — 
ein  Begriff,  der  freilich  eine  sehr  verschiedenartige  Abgrenzung 
erfahren  hat  —  sowie  des  Depositengeschäftes  und  zeitweise 
verfügbare  Mittel  können  sie  häufig  selbst  durch  Gewährung 
kurzfristiger  Darlehen  gegen  Lombardsicherheit  oder  Bürg- 
schaft nutzbringend  anlegen.^)  Gerade  als  Institute  des 
Staates  oder  von  Körperschaften,  welche  sich  wie  dieser  der 
Beförderung  der  Landeskultur  zu  widmen  haben,  lassen  sie 


1)  Vergl.  Seite  68. 

2)  Vergl.  Seite  68. 
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sich  endlich,  wie  es  in  praxi  tatsächlich  mehrfach  geschehen 
ist,  unschwer  mit  speziellen  Einrichtungen  versehen,  welche 
entweder  die  Aufnahme  von  Geldmitteln  zu  Zwecken  der 
ßodenverbesserung  zu  einer  ganz  besonders  wohlfeilen 
gestalten  oder  dieselbe  den  hochverschuldeten  Landwirten, 
welche  ihren  anstaltsmässigen  Realkredit  bereits  erschöpft 
haben,  in  wirksamer  Weise  erleichtern  sollen.  Aus  diesem 
Grunde  ist  es  auch  für  notwendig  erachtet  worden,  in  den 
speziellen  Teilen  der  Arbeit  eingehende  Untersuchungen  an- 
zustellen, ob  und  inwieweit  die  bestehenden  staatKchen  bezw. 
provinziellen  Grundkreditanstalten  vermöge  gewisser  Be- 
stimmungen in  ihren  Statuten  bezw.  den  sie  betreffenden 
Gesetzen  befähigt  erscheinen,  sich  den  Betrieb  des  Melio- 
rationskreditgeschäftes zur  bestimmungsmässigen  Aufgabe  zu 
machen. 

Existieren  in  einem  Staatsgebiete  keine  Landeskredit- 
kassen  resp.  ähnliche  öffentliche  Banken  oder  ist  es  aus 
irgend  welchen  Gründen  nicht  für  opportun  erachtet  worden, 
denselben  direkt  die  Pflege  des  Meliorationskredits  zu  über- 
tragen, so  werden,  da  die  Grundbesitzer  aus  an  früherer 
Stelle  dargelegten  Gründen  nicht  auf  den  Weg  der  Selbst- 
hülfe verwiesen  werden  können,  ^)  notwendigerweise  besondere 
Organisationen  in  Gestalt  der  sogenannten  Landeskultur- 
Rentenbanken  ins  Leben  gerufen  werden  müssen,  wenn 
dem  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft  nach  Produktivkapital 
in  wünschenswertem  Umfange  sowie  unter  angemessenen 
Bedingungen  Rechnung  getragen  werden  soll.  Dass  dieselben 
unbedingt  öffentliche,  mit  subsidiärer  staatlicher  bezw.  pro- 
vinzieller Garantie  ausgestattete  Institute  sein  müssen,  erweist 
sich  in  mehrfacher  Hinsicht  als  von  grosser  Wichtigkeit. 
Infolge  dieses  Umstandes  wird  es  namentlich  möglich,  sie 
mit  gewissen,  aus  dem  allgemeinen  Interesse  an  der  Be- 
förderung der  Bodenkultur  abzuleitenden  Privilegien, 
insbesondere  demjenigen  der  Stempel-  und  Gebührenfreiheit 2) 
zu  versehen,  ihnen  aber  auch  die  Befugnis  zu  erteilen,  die 
laufenden  Leistungen  der  Schuldner  durch  Vermittelung  der 
Steuerbehörden  zu  erheben  und  Ausstände  erforderlichenfalls 
im  Wege  des  Verwaltungszwangsverfahrens  beizutreiben, 
x^usserdem  können  den  Darlehnsnehmern  nötigenfalls  Ver- 
günstigungen eingeräumt  werden,  wie  sie  ihnen  kein  spekulativ 
oder  gemeinnützig -korporatives  Institut  zu  bieten  vermag, 


1)  Vergl.  Seite  67. 

2)  Vergl.  Seite  17, 
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indem  ganz  abgesehen  davon,  dass  auf  die  Erzielung  grösserer, 
regelmässiger  Gewinne  beim  Ausleihgeschäft  prinzipiell 
Verzicht  zu  leisten  ist,  auch  der  laufende  Regieaufwand 
aus  öffentlichen  Mitteln  bestritten  und  vielleicht  gar  der 
Aktivzins  noch  etwas  niedriger  angesetzt  wird  wie  der 
Passivzins.  ^) 

Eine  derartige  direkte  Subventionierung  braucht  indessen 
keineswegs  von  den  Landeskultur-Rentenbanken  selbst  aus- 
zugehen, zu  deren  Aufgaben  sie  ja  streng  genommen  gar 
nicht  gehört,  3)  sondern  sie  lässt  sich  in  sehr  praktischer  Weise 
durch  eine  engere  Verbindung  derselben  mit  vorhandenen 
Meliorationsfonds  durchführen,  welche  in  der  Hauptsache 
darin  zum  Ausdruck  zu  kommen  haben  würde,  dass  Kapital- 
bewilligungen zwar  nur  auf  Basis  der  Selbstkosten  erfolgen, 
zum  mindesten  bei  allen  einer  besonderen  Unterstützung  für 
wert  zu  erachtenden  Unternehmungen  aber  ein  mehr  oder 
weniger  grosser  Teil  der  Verzinsung  resp.  Amortisation  ge- 
wisse Zeit  hindurch  oder  dauernd  aus  einem  Meliorationsfonds 
gedeckt  wird.*)  Als  weiterer  Vorzug  öffentlicher  Anstalten 
könnte  endlich  noch  angeführt  werden,  dass  diese  bei  der 
ländlichen  Bevölkerung  unstreitig  das  grösste  Vertrauen 
finden  dürften  und  ausserdem  ein  wohlbegründetes  Anrecht 
auf  tatkräftigste  Unterstützung  seitens  der  Organe  des  Staates 
und  der  Selbstverwaltung,  namentlich  der  Funktionäre  des 
kulturtechnischen  Dienstes,  der  Auseinandersetzungsbehörden 
und  dergleichen  besitzen,  aber  auch  unschwer  im  stände  sein 
werden,  die  Interessenvertretungen,  Vereine  und  sonstigen 
Organisationen  der  Landwirtschaft  zur  Mithülfe  bei  ihren 
Geschäften  zu  gewinnen.  Demzufolge  wird  sich  einmal  ein 
beträchtlicher  Teil  der  Arbeit  unentgeltlich  leisten  sowie  das 
Darlehnsgeschäft  selbst  in  wünschenswerter  Weise  lokalisieren 
lassen,  vor  allem  dürfte  aber  dadurch  die  Beschaffung  ein- 
wandfreier Unterlagen  für  die  Beurteilung  der  Qualität  als 
Unterpfand  angebotener  Wertobjekte  wie  der  persönlichen 
Verhältnisse  der  Kreditsuchenden  und  die  laufende  Über- 
wachung der  Sicherheit  hingeliehener  Kapitalien  ganz 
wesentlich  erleichtert  werden. 

Der  geographische  Wirkungskreis  der  Landeskultur- 
Rentenbanken  wird  selbstverständlich  stets  durch  das  Gebiet 
des  Staates  bezw.  des  Selbstverwaltungskörpers,  von  welchem 

1)  Vergl.  Seite  54. 

2)  Vergl  Seite  16. 

3)  Vergl.  Seite  23  bezw.  54. 

4)  Vergl.  Seite  18. 
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sie  errichtet  und  betrieben  werden,  bestimmt  sein,  während 
der  sachliche  sich  in  der  Regel  wieder  in  einen  engeren 
und  einen  weiteren  Teil  zerlegen  lässt.  Der  erstere  umfasst 
die  Gewährung  von  Darlehen  zu  Zwecken  der  Bodenmelioratiou 
selbst  sowie  zu  allen  ähnlichen  Unternehmungen,  welche  in 
irgend  einer  Weise  unmittelbar  zur  Hebung  des  Standes  der 
Bodenkultur  beizutragen  vermögen,  i)  Hierin  haben  die  An- 
stalten auf  jeden  Fall  ihre  eigenste  und  vornehmste  Aufgabe 
zu  erblicken,  welche  ihnen  deshalb  auch  so  wenig  wie  nur 
irgend  möglich  beschränkt  werden  sollte  und  unter  Umständen 
noch  mit  einer  allgemeinen  oder  teilweisen  Subventionierung 
zu  verknüpfen  sein  wird.  Nicht  selten  dürfte  es  sich  jedoch 
als  notwendig  oder  zweckmässig  erweisen,  sie  darüber  hinaus 
noch  mit  der  Finanzierung  anderweitiger  Veranstaltungen 
nicht  spezifisch  landwirtschaftlicher  Natur  zu  betrauen,  welche 
jedoch  an  die  Kapitalhingabe  nahezu  die  gleichen  Anforderungen 
stellen  und,  weil  ebenfalls  in  öffentlichem  Interesse  gelegen, 
einer  besonderen  Beförderung  für  wert  zu  erachten  sind. 
Namentlich  in  Ländern,  denen  nicht-spekulative  Organisationen 
des  Korporationskredits  vollkommen  abgehen,  werden  sich 
die  Banken  als  Institute,  welche,  wenn  auch  streng  genommen 
nur  in  sehr  einseitiger  Weise,  dem  Gemeinwohl  zu  dienen 
bestimmt  sind,  zur  Unterstützung  nützlicher  Unternehmungen 
von  Kommunen,  genossenschaftlicher  Verbände  und  sonstiger 
öffentlicher  Körperschaften,  die  an  eine  geeignetere  Kredit- 
quelle nicht  verwiesen  werden  können,  unschwer  in  weitestem 
Umfange  heranziehen  lassen. 

Freilich  wird  auch  ein  nach  Lage  der  Verhältnisse 
bestorganisiertes  Melioratiouskreditinstitut ,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  es  sich,  wie  eigentlich  fast  jede  zum  Wohle  der 
ländlichen  Bevölkerung  getroffene  Einrichtung,  deren  all- 
gemeines Vertrauen  in  der  Regel  nur  ganz  allmählich  zu 
erwerben  vermag,  nicht  immer  im  stände  sein,  den  an  seine 
Begründung  geknüpften  Erwartungen  voll  und  ganz  zu  ent- 
sprechen. Hieran  mag  unter  Umständen  wenigstens  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  seine  Geschäftsführung  selbst  die 
Schuld  tragen,  wenn  sie  —  eine  Gefahr,  die  bei  einer  öffent- 
lichen Anstalt  wiederum  sehr  nahe  liegt  —  allzu  bureaukratisch 
schwerfällig  und  schablonenhaft  vollzogen  wird  und  infolge- 
dessen auf  die  Bedürfnisse  der  Kreditsucher  bezw.  die 
Anforderungen  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  nicht  in 


1)  Vergl.  Seite  42|43. 
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gehörigem  Masse  Rücksicht  nimmt.  Diesem  Mangel  wird 
sich  kaum  vollständig  abhelfen  lassen,  da  er  eben  in  der 
Natur  der  Banken  selbst  begründet  liegt,  doch  dürfte  er 
jedenfalls  weit  weniger  krass  in  Erscheinung  treten,  wenn 
deren  Verwaltung,  soweit  dies  erforderlich,  kollegiahsch  durch 
eigens  zu  diesem  Zwecke  gebildete  Kommissionen  geführt 
wird,  in  denen  auch  die  Landwirtschaft  selbst  eine  angemessene 
Vertretung  besitzt,  oder  wenn  ihren  Direktionen  besondere, 
eventuell  von  den  landwirtschaftlichen  '  Vereinen  bezw. 
Interessenorganisatiönen  zu  wählende  Beiräte  zur  Seite  ge- 
stellt werden,  welche  in  bestimmten  Angelegenheiten  gehört 
werden  müssen,  aber  auch  von  sich  aus  zur  Antragstellung 
berechtigt  sind. 

Eine  weit  wichtigere  Ursache  mangelnder  Inanspruch- 
nahme ist  jedoch  zweifellos  darin  zu  suchen,  dass  die  Institute 
in  den  interessierten  Kreisen  oft  genug  viel  zu  wenig  bekannt 
sind,  um  eine  ihrer  Bedeutung  entsprechende  Würdigung  und 
Benutzung  finden  zu  können.  Notwendig  ist  daher,  dass  für 
sie  seitens  dazu  geeigneter  Organe,  namentlich  der  landwirt- 
schaftlichen Vereinigungen  und  der  Funktionäre  des  kultur- 
techuischen  Dienstes  genügende  Propaganda  gemacht  wird,^) 
damit  die  Grundbesitzer  über  ihren  Charakter  und  ihre 
Einrichtungen  aufgeklärt  sowie  über  die  Bedingungen  ihrer 
Darlehnsge Währung  bezw.  deren  mannigfache  Vorzüge  unter- 
richtet werden.  Endlich  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  das 
Meliorationskreditinstitut  immer  nur  ein  Glied  in  einer  langen 
Kette  einander  ergänzender  Veranstaltungen  bildet,  welche 
vom  Staate  zum  Wohle  der  landbautreibenden  Bevölkerung 
getroffen  werden  müssen,  und  bei  der  Beförderung  der 
Landeskultur  eigentlich  erst  als  sekundärer  Faktor  in  Betracht 
kommt.  Seine  Tätigkeit  basiert  ja  natürlich  auf  dem  Vor- 
handensein eines  gewissen  Bedürfnisses  nach  Meliorations- 
kapitalien, doch  wird  ein  solches  trotz  vielleicht  allgemein 
anerkannter  Notwendigkeit  von  Bodenverbesserungen  mehr 
oder  weniger  vollständig  fehlen,  wenn  die  der  Ausführung 
derartiger  Arbeiten  entgegenstehenden  sonstigen  Hindernisse 
nicht  durch  ein  zweckentsprechendes  Eingreifen  der  öffentlichen 
Gewalten,  von  welchem  bereits  in  einem  früheren  Abschnitte 
kurz  gehandelt  worden  ist,  beseitigt  werden. 


1)  Vergl.  Seite  11. 


Die  Organisation  des  Meliorationskredits 
in  der  Preussisehen  Monarchie. 


1.  staatliche  Einrichtungen. 

Gemäss  der  in  der  Einleitung  aufgestellten  Disposition 
wäre  nunmehr  in  einem  zweiten  Abschnitt  das  Meliorations- 
kreditwesen der  Preussisehen  Monarchie  in  eingehender  Weise 
zu  behandeln  1)  und  lassen  sich  die  Gesichtspunkte,  nach  denen 
hierbei  vorgegangen  werden  soll,  etwa  folgendermassen 
präzisieren.  Vor  allen  Dingen  hat  es  sich  natürlich  um  eine 
kritische  Betrachtung  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879,  betr. 
die  Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken,  sowie  der 
auf  Grund  und  nach  Massgabe  desselben  ins  Leben  gerufenen 
Institute  zu  handeln,  während  an  zweiter  Stelle  zu  unter- 
suchen sein  wird,  ob  und  inwieweit  die  Organisation  der 
übrigen  im  preussisehen  Staate  vorhandenen  provinziellen 
Kreditanstalten  dieselben  zur  Gewährung  von  Meliorationskredit 
befähigt  erscheinen  lässt^)  und  ihre  Einrichtungen  den 
Meliorations-Unternehmern  die  gleichen  Vorteile  zu  bieten 
vermögen,  deren  sie  bei  der  Inanspruchnahme  einer  Landes- 
kultur-Eentenbank  teilhaftig  werden  würden.  Nun  dürfte  es 
freilich  nicht  immer  genügen,  lediglich  an  Hand  der  für  die 
in  Betracht  kommenden  Institute  erlassenen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Reglemente  etc.  deren  mehr  oder  minder  grosse 
Eignung  für  die  sachgemässe  Finanzierung  von  Kulturarbeiten 
festzustellen,  sondern  häufig  wird  es  erforderlich  sein,  als 
Ergänzung  noch  die  Verwaltungs-  und  Geschäftsberichte 
heranzuziehen,  welche  oft  genug  infolge  des  ümstandes,  dass 
sich  nur  aus  ihnen  ein  klares  Bild  der  praktischen  Anwendung 
und  Auslegung  der  von  jenen  aufgestellten,  mitunter  sehr 


1)  Vergl.  Seite  2. 

2)  Vergl.  Seite  71. 
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allg-emein  gehaltenen  Vorschriften  gewinnen  lässt,  erst  die 
strikte  Durchführung  der  gestellten  Aufgabe  ermöglichen. 

Ausserdem  ist  aber  auch  eine  kurze  Erörterung  über 
die  Gestaltung  der  Geschäftstätigkeit  der  einzelnen  zur  Be- 
handlung gekommenen  Anstalten  für  notwendig  erachtet 
worden,  bei  welcher  es  sich  vor  allem  darum  handeln  musste, 
auf  Grund  der  allerdings  meist  nur  sehr  unvollständigen  ein- 
schlägigen Angaben  in  den  Eechenschaftsberichten  festzu- 
stellen, ob  und  in  welchem  Umfange  eine  Darlehnsgewährung 
zu  Meliorationszwecken  —  eventl.  nach  Massgabe  dieserhalb 
getroffener  Sonderbestimmungen  -  stattgefunden  hat.  Freihch 
ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  das  Mass  der  Benutzung 
diesbezüglicher  Einrichtungen  von  einer  ganzen  Reihe  hier 
nicht  weiter  zu  erörternder  Faktoren  abhängig  ist  und  für 
die  Beurteilung  der  Notwendigkeit  und  Zweckmässigkeit 
derselben  als  keineswegs  allein  massgebend  angesehen 
werden  kann,  doch  dürften  die  erzielten  Resultate  immerhin 
gewisse  Anhaltspunkte  in  dieser  Beziehung  bieten  und 
unter  Umständen  eine  wertvolle  Ergänzung  der  theore- 
tischen Beweisführung  abgeben.  Eine  letzte  Aufgabe  wird 
endlich  darin  zu  bestehen  haben,  kurz  aller  weiteren  Mass- 
nahmen Erwähnung  zu  tun,  welche  ausser  der  Errichtung 
besonderer  Landeskultur-Rentenbanken  und  der  zweckent- 
sprechenden Ausgestaltung  der  Organisation  anderweitiger 
öffentlicher  Kreditinstitute  zur  Erleichterung  der  Beschaffung 
von  Meliorationskapitalien  getroffen  worden  sind,^  um  eine 
wenigstens  annähernd  vollständige  Übersicht  über  die  gesamten 
im  preussischen  Staate  zu  diesem  Behufe  vorhandenen  Ein- 
richtungen zu  erhalten,  welche  allein  eine  genügende  Grundlage 
für  die  Beurteilung  des  Wertes  einer  einzelnen  Gruppe 
derselben  darzubieten  als  geeignet  zu  erachten  ist. 

Die  Behandlung  des  Stoffes  nach  den  vorstehend  an- 
gegebenen Gesichtspunkten  wird  nun  allerdings  die  Monarchie 
nicht  als  ein  Ganzes  zu  erfassen,  vielmehr  für  die  einzelnen 
Teile  derselben  gesondert  vor  sich  zu  gehen  haben.  Dies 
erweist  sich  namentlich  deshalb  als  Notwendigkeit,  weil  gerade 
auf  dem  hier  in  Rede  stehenden  Gebiete  der  Einfluss  der  den 
Provinzen  verliehenen  Selbstverwaltungs-Befugnisse  sich  in 
besonders  charakteristischer  Weise  geltend  gemacht  hat,  indem 
die  in  den  Vertretungen  der  einzelnen  Provinzial-Verbände 
massgebenden  Anschauungen  und  Strömungen  in  Verbindung 
mit  den  nicht  unbeträchtlichen  Unterschieden  inbezug  auf 


1)  Vergl.  Seite  15, 
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wirtschaftliche  Verhältnisse,  Stand  der  Bodenkultur,  Boden- 
beschaffeuheit,  Grundbesitzverteiluug  und  dergl.  zu  einer 
weitgehenden  Differenzierung  der  im  folgenden  zu  betrachten- 
den Einrichtungen  geführt  haben.  Ausserdem  ist  es  aber 
auch  nur  durch  eine  dementsprechende  Zusammenfassung 
derselben  möglich,  einen  für  die  Kritisierung  der  Verhältnisse 
in  den  einzelnen  Landesteilen  benutzbaren  Überblick  zu 
erhalten. 

Nebendem  muss  allerdings  auch  der  Tätigkeit  des 
Staates  Erwähnung  getan  werden,  denn  einerseits  hat  dieser 
durch  Übertragung  gewisser  diesbezüglicher  Aufgaben  an  die 
Proviuzial-Verbände  nicht  etwa  auf  die  finanzielle  Unter- 
stützung von  Meliorationsarbeiten  prinzipiell  Verzicht  geleistet 
und  andererseits  entbehren  auch  die  Veranstaltungen  der 
ersteren  keineswegs  der  staatlichen  Beeinflussung.  Die 
gegenwärtigen  Einrichtungen  der  Provinzen  sind  vielmehr 
ganz  überwiegend  entweder  in  Gemeinschaft  mit  dem  Staate 
getroffen  oder  ihnen  als  ursprünglich  staatliche  unter  Auf- 
erlegung gewisser  Verpflichtungen  und  Vorbehalt  gewisser 
Eechte  übergeben  oder  endlich  solche,  welche  auf  Grund 
gesetzlicher  Normativvorschriften  des  Staates  ins  Leben  ge- 
rufen und  organisiert  worden  sind.  Zunächst  wird  es  sich 
deshalb  um  eine  Betrachtung  der  Massregeln  des  letzteren 
in  jetziger  und  früherer  Zeit  zu  handeln  haben,  die  nebenbei 
auch  eine  gewisse  Einteilung  der  verschiedenen  in  den  einzelnen 
Provinzen  bestehenden  Veranstaltungen  ergiebt,  auf  welche 
sodann  in  den  folgenden  Kapiteln  näher  eingegangen  worden  ist. 

1.  Notstands-Gesetzgebung. ^) 

Von  den  zahlreichen  gesetzgeberischen  Massnahmen, 
welche  in  Preussen  zur  Abhilfe  von  in  gewissen  Landesteilen 
auftretenden  Notständen  getroffen  wurden,  stellen  doch  nur 
verhältnismässig  wenige  Geldmittel  zur  Subventionierung  von 
Meliorations-Unternehmungen  zur  Verfügung.  Die  meisten 
dieser  „Notstands- "Gesetze  sind  eben  zur  Beseitigung  der 
Folgen  grosser  Überschwrem mungen  erlassen  worden  und  die 
durch  sie  bewilligten  Summen  dementsprechend  ausser  zur 
Unterstützung  einzelner  Geschädigter  behufs  Sicherung  ihrer 
wirtschaftlichen  Existenz  in  der  Regel  nur  noch  zur  Wieder- 
herstellung zerstörter  oder  beschädigter  gemeinnütziger  Ein- 
richtungen, insbesondere  von  Wasserschutzanlagen  sowie  zur 
eventuellen  Verstärkung  und  Neuanlegung  von  solchen  bestimmt. 


1)  Vergl.  Seite  19|20  sowie  die  einschlägigen  preussischen  Gresetze. 
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Wenn  deshalb  auf  Grund  dieser  Gesetze  biswellen  auch 
Meliorations-Ünternehmeru,  namentlich  Wassergenossenschaften 
Unterstützungen  zu  teil  geworden  sind,  so  kann  es  sich  dabei 
nur  um  die  Erleichterung  der  Reparatur  bestehender,  durch 
die  Hochwasser  in  Mitleidenschaft  gezogener  Anlagen,  aber 
niemals  um  die  Beförderung  der  Ausführung  neuer  produktiver 
Arbeiten  gehandelt  haben. 

Speziell  zu  letzterem  Zwecke  werden  dagegen  durch 
einige  weiteren  Gesetze  Mittel  zur  Verfügung  gestellt,  welche 
Notständen,  die  sich  in  Gegenden  mit  wenig  entwickelten 
Verkehrsverhältnissen  und  niedrigem  Stande  der  Landeskultur 
infolge  von  Missernten  herausgebildet  hatten,  abzuhelfen  sowie 
deren  künftiger  Wiederkehr  nach  Möglichkeit  vorzubeugen 
bestimmt  waren.  In  diese  zweite,  weniger  zahlreiche  Kategorie 
gehören  zunächst  die  beiden  ältesten  preussischen  Notstands- 
gesetze, das  Gesetz,  betr.  die  Abhilfe  des  in  den  Reg.-Bez. 
Königsberg  und  Gumbinuen  herrschenden  Notstandes,  vom 
23.  Dezember  1867  und  dasjenige  vom  3.  März  1868,  betr. 
die  Verstärkung  der  Geldmittel  zur  Abhilfe  des  in  den  Reg.- 
Bez.  Königsberg  und  Gumbinuen  herrschenden  Notstandes. 
Durch  ersteres  wurde  vom  Staate  ein  Betrag  von  2228000  Tlr.  ^) 
zur  Gewährung  von  Darlehen  an  Kreis  verbände,  Unter- 
nehmer landwirtschaftlicher  Meliorationen  und 
kleinere  ländliche  Grundbesitzer  ausgeworfen,  während  die 
durch  das  Ergänzungsgesetz  bereitgestellten  3  Millionen  Taler 
in  erster  Linie  zur  Beschaffung  von  Saatfrüchten  für  die 
nächste  Feldbestellung,  in  Fällen  dringenden  Bedürfnisses 
jedoch  auch  zur  Leistung  anderweitiger,  zur  Abhilfe  der 
herrschenden  Kalamität  erforderlicher  Ausgaben  bestimmt 
waren.  Diese  ostpreussische  Hilfsaktion  umfasst  also  Mass- 
regeln sowohl  zur  Beseitigung  des  bestehenden  Notstandes 
als  auch  zur  möglichsten  Verhinderung  seiner  späteren 
Wiederkehr,  ohne  aber  auf  letztere  besonderes  Gewicht  zu 
legen  und  sie  derart  umfassend  zu  gestalten,  wie  es  nachmals 
aus  einem  ähnlichen  Anlasse  für  Oberschlesien  geschehen  ist. 

Das  staatliche  Eintreten  für  dieses  Gebiet  beginnt  mit 
dem  Gesetze  vom  3.  Februar  1880,  betr.  die  Bewilligung  von 
Geldmitteln  zur  Beseitigung  des  durch  Überschwemmung  und 
Missernte  herbeigeführten  Notstandes  in  Oberschlesien,  welches 
hier  allerdings  nicht  weiter  in  Betracht  kommt,  da  die  bereit- 
gestellten Summen  „zur  Unterstützung  der  Betroffenen  mit 
Lebensmitteln,  Beschaffung  von  Futter  zur  Durchwinterung 


1)  Im  Maximum, 
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des  Viehs,  Gewährung  von  Saatgut  und  Eröffnung  von 
Arbeitsgelegenheit"  Verwendung  finden,  also  lediglich  der 
unmittelbaren  Hilfeleistung  dienen  sollten.  Vorbeugungs- 
niassregeln  sind  erst  durch  das  spätere  Gesetz,  betr.  die 
Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Hebung  der  wirt- 
schaftlichen Lage  in  den  notleidenden  Teilen  des  Reg.- 
Bez.  Oppeln,  vom  23.  Februar  1881  getroffen  worden,  welches 
einen  Betrag  von  16  Millionen  Mark^)  hauptsächlich  zur 
Unterstützung  landwirtschaftlicher  Kulturarbeiten  zur  Ver- 
fügung stellte. 

In  erster  Linie  handelte  es  sich  um  die  Subventionierung 
von  Ent-  und  Bewässerungsunternehmungen  neuzubildender 
öffentlicher  Wassergenossenschaften,  zu  welchem  Behufe 
ursprünglich  ein  Betrag  von  nicht  weniger  als  10  Millionen 
Mark!)  vorgesehen  war,  der  allerdings  durch  ein  Nachtrags- 
gesetz vom  1.  Mai  1889  um  2,200,000  Mark^)  ermässigt 
wurde.  Der  grössere  Teil  dieses  Abstriches  sollte  zur 
energischeren  Unterstützung  von  Flussregulierungen,  wofür 
anfangs  nur  800,000  Mark^)  ausgeworfen  waren,  Verwendung 
finden,  der  Rest  dagegen  zur  Verstärkung  einer  Summe  von 
300,000  Mark^)  „zur  Förderung  von  Folgeeinrichtungen  bei 
Gemeinheitsteilungen  und  Zusammenlegungen"  dienen.  Mit 
Einschluss  eines  letzten  Postens  von  60,000  Mark')  zur 
Unterstützung  der  Ent-  und  Bewässeruugsunternehmungen 
„solcher  Kleingrundbesitzer,  welche  au  die  neuzubildenden 
Wassergenossenschaften  nicht  angeschlossen  werden  können", 
sind  also  insgesamt  11,160,000  Mark^)  für  hier  in  Betracht 
zu  ziehende  Zwecke  bewilligt  worden.  Ausserdem  sollten 
auch  noch  die  Kosten  der  Vorarbeiten  für  die  Ent-  und  Be- 
wässerungen sowie  die  Flusskorrektionen  aus  der  Staatskasse 
bestritten  werden  und  die  aus  Anlass  des  Gesetzes  statt- 
findenden Akte  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  einschliesslich 
der  grundbuchrichteriichen  Tätigkeit  Stempel-  und  gebühren- 
frei erfolgen.  2) 

Die  Subventionierung  selbst  sollte  für  die  öffentUchen 
Ent-  und  Bewässerungsgenossenschaften  ausschliesslich  in  der 
Gewährung  von  Amortisationsdarlehen  zu  mässigem  Zinsfusse 
bestehen,'"^)  während  die  Unternehmer  von  Flussregulierungen 
—  als  solche  kommen  laut  Gesetz  ausser  Kommunalverbänden 
nur  noch  Körperschaften  öffentlichen  Rechtes  in  Betracht  — 

1)  Im  Maximum. 

2)  Vergl.  Seite  17. 

3)  Vergl.  Seite  18.    Im  günstigsten  Falle  3^/^  Verzinsung  und 
Amortisation  nach  Ablauf  von  5  Freijahren. 
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ausnahmsweise,  im  Falle  des  Bedürfnisses,  auch  von  der 
Verpflichtung*  zur  Rückzahlung  der  erhaltenen  Summen  ent- 
bunden werden  durften.  Für  „Folgeeinrichtungen"  sowie 
Ent-  und  Bewässerungsunternehmungeu  von  Kleingrund- 
besitzern warea  dagegen  lediglich  Beihülfen  ohne  Auflage 
der  Rückgewähr  vorgesehen,  in  einem  Betrage,  der  natürlich 
keineswegs  die  gesamten  Kosten  der  betreffenden  Anlagen 
zu  decken  bestimmt  sein  konnte,  sondern  gewissermassen  als 
eine  Art  Ermunterungsprämie  angesehen  werden  muss.  ^) 
Über  den  höchst  wohltätigen  Einfluss,  welchen  dieses  Gesetz 
auf  die  Landeskultur  der  notleidenden  Distrikte  ausgeübt  hat, 
braucht  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  gehandelt  zu  werden, 
da  hierüber  bereits  von  Hermes  im  Artikel  „Landeskultur- 
Rentenbanken"  des  Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften 
näheres  berichtet  worden  ist. 

2.  Meliorations-Fouds  etc.^) 

Bis  zum  Jahre  1876  war  die  regelmässige  Subventio- 
nierung von  Meliorationen  lediglich  Aufgabe  des  Staates  und 
erfolgte,  wenn  es  sich  um  besonders  wichtige  Unternehmungen 
grösseren  Umfanges  handelte,  durch  Bereitstellung  von  Geld- 
mitteln im  Extraordinarium  des  Staatshaushalts-Etats  unter 
Angabe  des  Verwendungszwecks,  andernfalls  aus  den  Beständen 
des  allgemeinen  Meliorationsfonds  und  des  Rückeinnahme- 
Meliorationsfonds.^)  Ausserdem  bestanden  für  gewisse  Teile 
der  Monarchie  noch  einige  vom  Staate  mit  einem  eisernen 
Betriebskapital  ausgerüstete  provinzielle  Meliorationsfonds  von 
untergeordneter  Bedeutung.  Zur  Dotierung  des  allgemeinen 
Fonds  wurden  seit  1850  alljährlich  stetig  steigende  Beträge 
in  den  Staats-Haushaltsplan  eingestellt,  Avelche  im  Jahre  1875 
die  ansehnliche  Höhe  von  3,224,850  Mark  erreichten  und 
unter  den  ausserordentlichen  Ausgaben  des  Landwirtschafts- 
ministeriums figurierten,  mit  Ausnahme  einer  runden  Summe 
von  750,000  Mark,  welche  seit  1864  auf  das  Ordinarium 
übertragen  worden  war.  Auch  diejenigen  Mittel,  welche  der 
Staatskasse  infolge  allmählicher  Tilgung  resp.  Rückzahlung 
der  aus  diesem  Fonds  gewährten  Darlehen  zuflössen,  konnten 
von   neuem    zur   Subventionierung   verwandt   werden;  sie 


1)  Vergl.   Seite   21|22.    Kleinbäuerliche   Besitzer   sollten  im 
Maximum  40  Mark  pro  ha  der  zu  meliorierenden  Fläche  erhalten. 

2)  Vergl.  insbes.  Schober,  Die  Landeskultur-Renten  banken  in 
Preussen,  Sachsen  und  Hessen.   Anm.  auf  Seite  5|6. 

3)  Vergl.  Seite  20. 


bildeten  seit  1853  den  Eückeinnahme-Meliorationsfonds,  welcher 
Ende  1875  einen  Bestand  von  213,266  Mark  in  bar  und 
9,058,771  Mark  in  ausstehenden  Darlehnsforderun^eu  aufwies. 

Diese  Verhältnisse  hatten  indessen  schon  vor  dem 
letztgenannten  Jahre  insofern  Modifikationen  erfahren,  als 
den  für  die  1866  neuerworbenen  Gebiete  gebildeten  Verbänden 
der  Selbstverwaltung  bereits  die  Verpflichtung  zur  Unter- 
stützung gewisser  Meliorationsunternehmungen  gesetzlich  auf- 
erlegt worden  war,  und  sie  wurden  einer  durchgreifenden 
Umgestaltung  durch  das  Dotationsgesetz  vom  8.  Juli  1875^) 
unterzogen,  dessen  §  4  Ziffer  2  auch  den  übrigen  Provinzen 
die  „Beförderung  von  Landesmeliorationen,  soweit  sie  nach 
Zweck  und  Umfang  nicht  über  das  provinzielle  Interesse 
hinausgehende  Bedeutung  haben",  übertrug.'-^)  Zur  Bestreitung 
der  hierdurch  erforderhch  werdenden  Ausgaben  erhielten  sie 
als  einen  Teil  ihrer  Dotationsrente  das  bisherige  Ordinarium 
des  Meliorationsfonds  im  Betrage  von  750000  Mark,  ohne 
dass  jedoch  bestimmte  Vorschriften  über  die  Höhe  ihrer  all- 
jähdichen  diesbezüglichen  Aufwendungen  gemacht  worden 
wären,  wenn  auch  stillschweigend  angenommen  wurde,  dass 
die  einzelnen  Provinzialverbände  zur  Förderung  landwirtschaft- 
licher Verbesserungen  mindestens  denjenigen  Betrag  im  Etat 
auswerfen  würden,  welchen  sie  als  ihren  Anteil  an  den  oben- 
erwähnten 750000  Mark  anzusehen  hatten. 

Ferner  gingen,  •'^)  soweit  dies  nicht  bereits  geschehen 
war,  die  für  die  Provinzen  Preussen,  Brandenburg,  Pommern 
und  Rheinland  bezw.  einzelne  Teile  derselben  vorhandenen 
Provinzial-Meliorationsfonds  in  das  Eigentum  und  die  Ver- 
waltung der  betreffenden  Selbstverwaltungskorporationen  über, 
welche  dagegen  die  Verpflichtung  übernahmen,  dieselben  auch 
weiterhin  zur  Gewährung  von  Darlehen  zu  dauernden  Boden- 
verbesserungen und  verwandten  Zwecken^)  in  denjenigen 
Gebieten,  für  welche  sie  bisher  bestimmt  gewesen  waren,  zu 
verwenden;  über  das  Zinserträgnis  erhielten  sie  allerdings 
freie  Verfügung. 

Das  Extraordinarium  des  bisherigen  allgemeinen  Meli- 
orationsfonds verblieb  dem  Staate,  welcher  vor  allem  einen 


1)  Eigentlich:  Ges.,  betr.  die  Ausführung  der  §§  5  und  6  des 
Ges.  vom  80.  April  1873  wegen  der  Dotation  der  Provinzial-  und 
Kreisverbände. 

2)  Vergl.  Seite  77. 

3}  Laut  §  10  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1875. 
4)  Waldanlagen,    Obstbaumplantagen    und    sonstige  Baum- 
pflanzungen, Verbesserungen  des  Wirtschaftsbetriebes  etc. 
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J^onds  zur  Bestreitung  der  Kosten  von  Vorarbeiten  für 
gemeinnützige  Meliorationen  in  der  Hand  behalten,  sich 
überhaupt  auch  fernerhin  an  der  Unterstützung  von  Kultur- 
unternehmungen, insbesondere  solchen  grösseren  Massstabes 
beteiligen  wollte,  i)  Hierbei  befolgt  er  aber  gegenwärtig  die 
Praxis,  in  der  Eegel  nur  diejenigen  zu  subventionieren,  für 
welche  seitens  der  in  Betracht  kommenden  Provinzial-Verbände 
ebenfalls  angemessene  Aufwendungen  gemacht  werden,  wenn 
auch  dieses  Verfahren,  zumal  sofern  Anlagen  von  bedeuten- 
derem Umfange  in  Frage  kamen,  nicht  selten  zu  Klagen  der 
letzteren  Anlass  gegeben  hat,  die  sich  in  solchen  Fällen  zu 
nicht  unbeträchtlichen  ausserordentlichen  Ausgaben  gewisser- 
massen  moralisch  verpflichtet  sahen. 

Den  gleichen  Modus  wendet  der  Staat  auch  bei  der 
Verteilung  der  beiden  Fonds  an,  welche  seit  einiger  Zeit 
„zur  ausserordentlichen  Förderung  der  Land-  und  Forstwirt- 
schaft" im  Extraordinarium  des  Staatshaushalts-Etats  er- 
scheinen und  von  denen  der  eine  für  die  östliche,  der  andere, 
einige  Jahre  später  begründete,  für  die  westliche  Hälfte  der 
Monarchie  bestimmt  ist.  Mit  Unterstützungen  aus  denselben 
können  prinzipiell  nur  solche  Provinzen  bedacht  werden, 
welche  sich  verpflichten,  in  einem  angemessenen  Verhältnis 
zu  dem  für  ihr  Gebiet  in  Aussicht  genommenen  staatlichen 
Aufwand  Geldmittel  zum  gleichen  Zwecke  bereitzustellen, 
ohne  jedoch  dabei  eine  Verkürzung  ihrer  zur  Förderung  von 
Meliorationsunternehmungen  bestimmten  ordentlichen  Fonds 
eintreten  zu  lassen.  In  der  Regel  haben  sie  die  Hälfte  der 
jährlichen  Dotierung  der  auf  diese  Weise  gebildeten  gemein- 
samen Fonds  ^)  aufzubringen,  einige  weniger  leistungsfähige 
indessen  nur  ^/g,  während  Brandenburg  und  Schleswig-Holstein 
zur  Zeit  überhaupt  noch  nicht  beteiligt  sind. 

3.    Provinzial-Hilf  skassen.^) 

Als  Organisationen,  welche  eventuell  für  die  reguläre 
Kreditgewährung  zu  Meliorationszwecken  in  Betracht  kommen 
können,  wären  —  abgesehen  von  den  Landeskultur-Renten- 
banken selbst  —  die  Landeskreditkassen  und  die  Provinzial- 
Hilfskassen  zu  nennen.  Institute  letztgenannter  Art  wurden 
auf  Grund  der  Königlichen  Botschaft  vom  7.  April  1847  und 


1)  Vergl.  Seite  77. 

2)  Vergl.  Seite  77. 

3)  Vergl.  insbes.  Hecht,  Der  europäische  Bodenkredit.  1.  Band, 
Seite  270. 
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des  Abschiedes  an  die  zum  Vereinigten  Landtage  versammelten 
Stände  vom  24.  Juli  desselben  Jahres  zur  Beförderung  der 
Kultur  und  des  Verkehrs  sowie  des  Sparkassenwesens  in  der 
Monarchie  für  das  Gebiet  sämtlicher  zu  jener  Zeit  bestehender 
provinzial-  bezw.  kommunalständischer  Verbände  ins  Leben 
gerufen  und  vom  Staate  mit  einem  zinsfrei  gewährten  Betriebs- 
kapital von  insgesamt  2^/2  Millionen  Talern  unter  Vorbehalt 
der  Zurückziehung  desselben  bei  nicht  statutengem ässer 
Verwendung  oder  nach  erfolgtem  Anwachsen  auf  das  Doppelte 
ausgerüstet.  Durch  das  bereits  erwähnte  Dotationsgesetz 
vom  8.  Juli  1875^)  sind  dann  diese  Fundationskapitalien 
samt  den  ihnen  aus  dem  Zinsgewinn  im  Laufe  der  Jahre 
zugewachsenen  Summen  unter  Aufhebung  des  obigen  Vor- 
behaltes den  betreffenden  Provinzen  als  Eigentum  überwiesen 
worden,  unter  Auferlegung  der  Verpflichtung,''^)  die  erhaltenen 
Beträge  auch  weiterhin  als  Kapitalbestand  zur  Gewährung 
von  Darlehen  zu  erhalten  und  nach  etwa  stattgehabten 
Verlusten  ohne  weiteres  auf  die  alte  Höhe  zu  ergänzen. 
Das  Zinserträgnis  soll,  soweit  es  nicht  etwa  hierdurch  ab- 
sorbiert wird,  zu  gemeinnützigen  Zwecken  im  Interesse  des 
Provinzialverbandes ^)  Verwendung  finden,  ohne  dass  jedoch 
über  die  Art  und  Weise  derselben  nähere  Vorschriften  erlassen 
worden  wären. 

Hinsichtlich  der  Organisation  lassen  sich  bei  obigen 
Instituten  gegenwärtig  zwei  Haupttypen  unterscheiden,  w^elche 
durch  die  Art  und  das  Mass  der  vorhandenen  Betriebsmittel 
bedingt  sind.  Dem  einen  Teile  stehen  nämlich  zur  Gewährung 
von  Darlehen  ausser  dem  eigenen  Vermögen  höchstens  noch 
gewisse  Kapitalien  zur  Verfügung,  welche  durch  Anleihen 
bei  dem  Provinzialverbande  oder  durch  Annahme  von  Depositen 
aus  öffentlichen  Kassen  beschafft  wurden.  Die  übrigen  sind 
dagegen  zur  Ausgabe  von  Inhaber-Schuldverschreibungen*) 
übergegangen  und  infolgedessen  in  der  Lage,Kreditanf  orderungen 
in  jedweder  Höhe  zu  genügen,  während  von  einem  bedeuten- 
deren Umfange  der  Tätigkeit  der  ersterwähnten  natürlich 
keine  Rede  sein  kann.  Allerdings  ist  diese  Obligationen- 
emission keine  schrankenlose,  da  es  die  Staatsregierung  aus 

1)  Laut  dessen  §§  8  und  9. 

2)  Vergl.  Seite  77. 

3)  Der  Geschäftsbetrieb  der  Kassen  soll  sich  indessen  nicht 
nach  den  Gesichtspunkten  einer  Einnahmequelle  gestalten  und  auf 
Erzielung  grösserer  Überschüsse  für  andere  Provinzialzwecke  ab- 
zielen. Vergl.  Ministerialerlass  an  den  Oberpräsidenten  von  Posen 
vom  25.  Februar  1895. 

4)  Provinzial-Anleihescheine  bezw.  Hilfskassen-Obligationen. 
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prinzipiellen  Gründen  wiederholt  abgelehnt  hat,  den  Provinzial- 
verbänden  Anleihen  für  Zwecke  ihrer  Hilfskassen  in  lediglich 
von  der  Höhe  der  ausstehenden  Darlehnsforderungen  abhängigen 
Summen^)  zu  verstatten,  vielmehr  stets  nur  die  Erlaubnis 
zur  Ausfertigung  eines  bestimmten,  zur  Deckung  der  voraus- 
sichtlichen Bedürfnisse  der  nächsten  Zeit  hinreichenden 
Betrages  von  Schuldverschreibungen  erteilt.  Wird  es  also 
vom  Provinzial-Landtage  verabsäumt,  rechtzeitig  vor  dessen 
gänzlicher  Erschöpfung  das  Gesuch  um  Genehmigung  eines 
weiteren  Anlehns  an  die  Eegierung  zu  richten,  so  ist,  ganz 
abgesehen  von  der  immerhin  nicht  ganz  undenkbaren  Möglich- 
keit, dass  ein  solches  abschläglich  beschieden  werden  könnte, 
in  der  Tat  die  Gefahr  vorhanden,  dass  die  Kreditgewährung 
einmal  völlig  ins  Stocken  gerät. 

Die  Hilfskassen  geben  Darlehen  an  Kommunen,  Korpo- 
rationen und  Anstalten,  insbesondere  solche  öffentlichen 
Kechtes  sowie  an  Privatpersonen,  jedoch  stets  nur  zu  be- 
stimmten, im  Statut  näher  bezeichneten  Zwecken  mehr  oder 
weniger  gemeinnütziger  Natur,  deren  Abgrenzung  allerdings 
in  keineswegs  ganz  gleichmässiger  Weise  vorgenommen  worden 
ist.  Immerhin  lässt  sich  konstatieren,  dass  sie  eigentlich 
fast  sämtlich  für  eine  allgemeine  Meliorationskredit-Gewährung 
auf  breiter  Grundlage  in  Betracht  kommen  könnten,  wenn 
eben  nicht  diejenigen,  welche  mit  beschränkten  Betriebsmitteln 
arbeiten ,  überhaupt  nur  nach  Massgabe  der  verfügbaren 
Geldbestände  Kapitalien  auszuleihen  in  der  Lage  wären. 
Dieser  Umstand  veranlasst  sie  aber  auch  weiterhin,  ihre 
Tätigkeit  im  wesentlichen  allein  auf  die  Befriedigung  des 
Kreditbedürfnisses  kleinerer  Gemeinden  und  gewisser  gemein- 
nütziger Anstalten  zu  erstrecken,  so  dass  Kulturgenossen- 
schaften höchst  selten  und  einzelne  Landwirte  nur  in  ganz 
aussergewöhnlichen  Fällen  Geldmittel  zur  Ausführung  von 
Meliorationen  oder  ähnlicher  Unternehmungen  werden  erhalten 
können.  Eine  gleichmässige  Berücksichtigung  aller  Kategorien 
der  Darlehnsnehmer  wird  sich  deshalb  nur  bei  den  Obligationen 
ausgebenden  Instituten  durchführen  lassen,  für  welche 
zwingende  Gründe  zu  Einschränkungen  obiger  Art  im 
allgemeinen  nicht  vorliegen  dürften. 


1)  Vergl.  Seite  48. 
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4.  Landeskreditkassen.^) 

Wie  die  Provinzial-Hilfskassen,  so  geben  auch  die  von 
Hecht  als  Landeskreditkassen  bezeichneten  Anstalten  Darlehen 
an  Kommunen,  Korporationen  und  auf  ländlichen,  zum  Teil 
auch  städtischen  Grundbesitz,^)  aber  ohne  Beschränkung-  auf 
bestimmte,  in  den  Statuten  genannte  Zwecke  und  Unter- 
nehmungen, wie  es  bei  jenen  der  Fall  ist.  Zum  Teil  sind 
sie  überhaupt  aus  Hilfskassen  hervorgegangen,  welche  behufs 
besserer  Organisation  speziell  des  ländlichen  Grundkredit- 
wesens zu  modernen  Geldinstituten  mit  umfassendem  Wirkungs- 
kreise ausgebaut  wurden  und  bei  diesem  Anlasse  ihren  alten, 
Missdeutungen  ausgesetzten  Namen  mit  einer  treffenderen 
Bezeichnung  vertauschten. 

Auf  diese  Weise  sind  die  Landesbanken  Westfalens  und 
der  Eheinprovinz  entstanden,  während  die  übrigen,  die 
Hannoversche  Landeskreditanstalt,  die  Landeskreditkasse  zu 
Kassel  und  die  Nassauische  Landesbank  zu  Wiesbaden  ih 
weit  früherer  Zeit  hauptsächlich  zur  Vermittelung  der  Grund- 
entlastung ins  Leben  gerufen  wurden.^)  Sie  waren  ursprünglich 
staatliche  Institute,  die  indessen  nach  der  Annexion  der 
betreffenden  Landesteile  im  Jahre  1866  durch  Gesetze  vom 
25.  Dezember  1869  den  für  deren  Gebiet  gebildeten  Selbst- 
verwaltungs-Verbänden überwiesen  wurden,^)  da  die  preussische 
Regierung  ihre  Übernahme  bezw.  dauernde  Ausstattung  mit 
subsidiärer  Staatsgarantie  aus  verfassungsrechtlichen  Gründen 
ablehnen  zu  müssen  glaubte. 5)  Von  den  erstgenannten  beiden 
Landesbanken  unterscheiden  sie  sich  insbesondere  dadurch, 
dass  sie  zur  Beschaffung  der  erforderlichen  Betriebskapitalien 
eigene,  aber  von  den  betreffenden  Selbstverwaltungskorpora- 
tionen garantierte  Schuldverschreibungen  in  einem  lediglich 
durch  den  Betrag  der  ausstehenden  Darlehen  begrenzten 
Umfange  in  den  Verkehr  bringen,  während  jene  Provinzial- 
Anleihescheine  verwenden,  bei  deren  Emission  sie  sich  ähnliche 
Beschränkungen  gefallen  lassen  müssen  wie  die  Provinzial- 
Hilfskassen.ö) 

Ausser  diesen  fünf  Instituten  könnte  vielleicht  noch  die 
Spar-  und  Leihkasse  für  die  HohenzoUernschen  Lande  genannt 

1)  Vergl.  insbes.  Hecht,  Die  Organisation  des  Bodenkredits  in 
Deutschland.    I.  Abteihmg.  Bd.  1.  Einleitung. 

2)  Vergl.  Seite  70. 

3)  Vergl.  Seite  69. 

4)  Vergl.  Seite  77. 

5)  G-esttttzt  auf  Artikel  103  der  Verfassungs-Urkunde  vom 
31.  Januar  1850. 

6)  LVergl  Seite  83|84. 


—    86  — 


werden,  welche  allerdings  von  Hecht  nicht  den  Landeskredit- 
kassen  zugerechnet  wird,  da  sie  durchaus  den  Charakter 
einer  „Spar-  und  Leihkasse"  trage. i)  Andererseits  hat  ihr 
aber  die  Staatsregierung  insofern  dieselbe  Qualität  wie  oben- 
genannten Anstalten  zuerkannt,  als  ihr  gleich  jenen  auf  Grund 
und  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  3.  August  1897,  betr. 
die  Zwangsvollstreckung  aus  Forderungen  landschaftlicher 
(ritterschaftlicher)  Kreditanstalten,  zur  Beitreibung  fälliger 
Forderungen  an  Darlehnskapitalien  etc.  ein  eigenes  Zwangs- 
vollstreckungsrecht verliehen  worden  ist. 

5.  Landeskultur-Rentenbanken.") 

Die  Landeskultur-Eentenbanken  sind  wie  die  Provinzial- 
Hilfskassen  und  Landeskreditkassen  Anstalten  der  Provinzial- 
bezw.  Landeskomniunalverbände,  doch  hat  zu  ihrer  Begründung 
der  Staat  durch  Erlass  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879,  betr. 
die  Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken,  den  Anstoss 
gegeben. 3)  Nicht  uninteressant  ist  die  Vorgeschichte  des- 
selben, welche  uns  in  eine  Zeit  zurückführt,  in  der  die 
Überzeugung  von  den  grossen  Vorteilen  der  Drainage,  über 
die  bis  in  die  60  er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  hinein 
vielerorts  noch  sehr  skeptisch  geurteilt  worden  war,  endgültig 
zum  Durchbruch  gelangte  und  eine  lebhafte  Agitation  in 
landwirtschaftlichen  Kreisen  zur  Beseitigung  gewisser  Hinder- 
nisse zur  Folge  hatte,  welche  sich  der  Ausführung  derartiger 
Kultur-Unternehmungen  in  den  Weg  stellten.  Eingeleitet 
wird  diese  Bewegung  durch  einen  Aufsehen  erregenden 
Artikel  „Drainieren  oder  hungern"  in  Band  XVII,  Heft  9 
der  „Neuen  landwirtschaftlichen  Zeitung"  vom  Jahre  1868,^) 
dessen  Forderungen  und  Behauptungen  ganz  allgemein  Beifall 
gefunden  haben  müssen,  denn  seit  seinem  Erscheinen  beginnen 
einzelne  Interessenten  wie  landwirtschaftliche  Vereine  be- 
sonders der  östlichen  Provinzen  Regierung  und  Landtag  mit 
Petitionen  zu  überschütten,  in  welchen  der  Erlass  eines 
Drainagegesetzes  und  die  Bereitstellung  von  Geldmitteln  für 
Meliorationszwecke  durch  Errichtung  zweckentsprechend  or- 
ganisierter  Kreditanstalten    gefordert    wurde.     Alle  diese 

1)  Vergl.  Hecht,  Der  europ.  Bodenkredit.  1.  Bd.  Seite  168|169. 

2)  Vergl.  Schober,  Die  Landesk.-Rentenb.  etc.;  Art.  „Landes- 
kultur-Rentenbanken" im  Handw.  der  Staatsw.;  Denkschrift  der 
Landwirtschaftskammer  für  die  Provinz  Sachsen  betr.  die  Errichtung 
einer  Landeskultur-Rentenbank. 

3)  Vergl.  Seite  77. 

4)  Auszugsweise  abgedruckt  bei  Schober,  Seite  8|12. 
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Petitionen  nahmen  entweder  direkt  auf  obigen  Artikel  Bezug* 
oder  sie  bedienen  sich  doch  seiner  mehr  oder  weniger  wörtlich 
zur  Argumentation,  unterlassen  auch  nicht  darauf  hinzuweisen, 
dass  in  anderen  Ländern  längst  Massregeln  zur  energischen 
Förderung  der  Drainage  getroffen  worden  seien  und  ins- 
besondere das  benachbarte  Königreich  Sachsen  bereits  ein 
vorzüglich  arbeitendes  Meliorationskreditinstitut  in  Gestalt 
seiner  1861  errichteten  Landeskultur-Rentenbank  besitze. 

In  Preussen  war  allerdings  zur  Erleichterung  der 
Drainage,  über  die  sich  noch  im  Jahre  1860  der  damalige 
Landwirtschaftsminister  recht  abfällig  geäussert  hatte,  sehr 
wenig  geschehen.  Insbesondere  erschien  das  Wassergesetz 
vom  n.  Mai  1853,  welches  die  Bildung  einer  Drainage- 
genossenschaft  noch  von  der  freiwilligen  Zustimmung 
sämtlicher  Interessenten  abhängig  machte,^)  einer  Revision 
dringend  bedürftig  und  die  Begründung  besonderer  Meliorations- 
kreditanstalten vor  allem  in  Interesse  der  zahlreichen  Grund- 
besitzer, welche  selbständig  Drainageanlagen  auszuführen  in 
der  Lage  sind,  angebracht,  da  diese  als  Privatleute  von  der 
Subventionieruug  aus  Staatsmitteln  2)  ausdrücklich  ausge- 
schlossen waren. 

Ehe  die  in  obigem  Artikel  bezw.  den  durch  ihn  ver- 
anlassten Petitionen  geäusserten  Wünsche  in  Erfüllung  gingen, 
sollte  allerdings  noch  mehr  als  ein  Jahrzehnt  verstreichen, 
denn  erst,  als  das  Abgeordnetenhaus  auf  den  Vorschlag  seiner 
Agrarkommission  hin  durch  Beschluss  vom  12.  Juni  1875  die 
Staatsregierung  direkt  zur  Vorlegung  eines  Gesetzes  betr.  die 
Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken  aufgefordert  hatte, 
sah  sich  diese  zur  Ausarbeitung  eines  diesbezüglichen  Ent- 
wurfes veranlasst,  welcher  am  23.  November  1878  an  den 
Landtag  gelangte.  Von  diesem  wurde  er  mit  einigen  un- 
wesentlichen Abänderungen  und  einer  erheblichen  Erweiterung 
infolge  der  Einfügung  von  22  neuen  Paragraphen,  welche 
durch  das  Abgeordnetenhaus  ins  Werk  gesetzt  worden  war, 
am  19.  Februar  1879  endgültig  angenommen,  worauf  unterm 
13.  Mai  1879  die  landesherrliche  Bestätigung  erfolgte.  In 
den  ihm  beigegebenen  Motiven  wird  das  Gesetz  als  Glied 
einer  Kette  einander  ergänzender  Massregeln  bezeichnet,  von 
deren  Gesamtheit  die  Staatsregierung  eine  Steigerung  der 
Produktionsfähigkeit  des  Landes  weit  über  das  gegenwärtige 
Mass  hinaus  erhoffe.  3) 

1)  Vergl.  Seite  9. 

2)  Vergl.  Seite  80. 

3)  Vergl.  Seite  74. 
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Der  Begründung-  staatlicher  Kreditinstitute  Imtte  letztere 
allerdings  durchaus  ablehnend  gegenübergestanden  und  wurde 
infolgedessen  auch  durch  obiges  Gesetz  den  Provinzial-  bezw. 
Landeskommunalverbänden  die  Befugnis  zur  Errichtung  von 
Landeskultur-Rentenbanken  übertragen,  ohne  dass  ihnen  jedoch 
eine  Verpflichtung  hierzu  auferlegt  worden  wäre,  da  man 
von  einer  solchen  im  Hinblick  auf  die  durchaus  verschiedenen 
Verhältnisse  in  den  einzelnen  Landesteilen  und  die  Möglich- 
keit mangelnden  Bedürfnisses  in  manchen  derselben  absehen 
zu  müssen  glaubte.  Die  Entscheidung  ist  in  die  Hand  der 
Provinzial-  bezw.  Kommunallandtage  gelegt,  welche  anderer- 
seits auch  wieder  berechtigt  sind,  vorbehaltlich  landesherrlicher 
Genehmigung  über  die  Aufhebung  von  ihnen  ins  Leben  ge- 
rufener Banken  zu  beschliessen. 

Vorausgesehen  zu  sein  scheint  indessen,  dass  die  Provinzen 
sich  nicht  ohne  weiteres  zu  derartigen  Einrichtungen  bereit 
finden  lassen  würden,  wenigstens  wird  in  den  Motiven  der 
Versuch  gemacht,  einerseits  Bedenken,  welche  gegen  dieselben 
geltend  gemacht  werden  konnten,  zu  zerstreuen  sowie  anderer- 
seits ihre  Vorzüge  und  ihren  Nutzen  recht  ins  Licht  zu  rücken. 
Vor  allem  wird  darauf  hingewiesen,  dass  erhebliche  Kosten 
und  Gefahren  mit  dem  Betrieb  einer  Landeskultur-Rentenbank 
keineswegs  verknüpft  seien,  da  deren  Organisation  bei  vor- 
.  sichtiger  Geschäftsgebahrung  die  Möglichkeit  grösserer  Verluste 
sozusagen  völlig  ausschliesse  und  durch  ihren  Anschluss  an 
bereits  bestehende  Kreditinstitute  verwandter  Art,^)  sei  es 
durch  Übertragung  der  Verwaltung  an  dieselben  oder  durch 
statutarische  Eingliederung  als  besondere  Abteilung,  die 
Regieunkosten  auf  ein  Minimum  herabgedrückt  werden  könnten. 
Ausserdem  wurde  hervorgehoben,  dass  die  Landeskultur- 
Rentenbanken  eine  weit  zweckmässigere  Verwendung  der 
provinziellen  Meliorationsf onds gestatten  und  in  Verbindung 
mit  diesen  sowie  den  staatlichen  Aufwendungen  für  Boden- 
verbesserungenes  ermöglichen  würden,  jedem  berechtigten 
Bedürfnis  nach  Meliorationskapital  zu  genügen,  ohne  dass 
dabei  direkte  Mittel  des  Staates  und  der  Provinzen  in  grossem 
Massstabe  festgelegt  werden  müssten.^) 

Die  Organisation   und  Verwaltung  der  einzelnen  ins 
Leben  tretenden  Banken  ist  im  Rahmen  der  durch  das  Gesetz 


1)  Vergl.  Seite  76|77. 

2)  Provinzial-Hilfskassen. 

3)  Vergl.  Seite  81. 

4)  Vergl.  Seite  82. 

5)  Vergl.  Seite  72. 


—    89  — 


geg-ebeneu  Normativbestimmmig-en,  welche  im  folgenden  zur 
Behandlung  gelangen  sollen,  von  den  betreffenden  Provinzial- 
Verbänden  durch  ein  spezielles  Statut  zu  regeln,  kann  daher 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  auf  die  lokalen  Verhältnisse 
und  Bedürfnisse  Rücksicht  nehmen.  ^)  Da  aber  diese  Spezial- 
statuteu  der  landesherrlichen  Bestätigung  bedürfen,  so  sind 
andererseits  auch  die  erforderlichen  Garantieen  dafür  geboten, 
dass  unzulässige  Abweichungen  von  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften nicht  stattfinden  können  und  eine  nach  Ansicht  der 
Staatsregierung  fälschliche  Auslegung  derselben  unmöglich  ist. 

An  Privilegien  gewährt  das  Gesetz  den  Anstalten  die 
Befugnis,  Inhaber-Schuldverschreibungen  in  Höhe  der  zur 
Auszahlung  gelangenden  Darlehnsbeträge  auszugeben^)  und 
rückständige  Leistungen  der  Schuldner  im  Wege  des  Ver- 
waltungs-Zwangsverfahrens beizutreiben,  ^)  auch  ist  ihnen  die 
dem  Fiskus  zustehende  Stempelfreiheit  sowie  Gebührenfreiheit 
der  anlässlich  der  Sicherheitsbestellung  erforderlichen  Ein- 
tragungen in  das  Grundbuch'^)  zuerkannt  worden. 

(Wirkungskreis.)  Darlehen  dürfen  laut  §  1  des  Gesetzes 
bewilligt  werden 

1.  zur  Förderung  der  Bodenkultur,  insbes.  zu  Ent- 
wässerungs-  (Drainage-)  und  Bewässerungsanlagen,  zur 
Anlegung  und  Regulierung  von  Wegen,  <^)  zu  Waldkultureu 
und  Urbarmachungen,  zur  Errichtung  neuer  ländlicher  Wirt- 
schaften, ^) 

2.  zu  Uferschutzaulagen, 

3.  zur  Anlegung,  Benutzung  oder  Unterhaltung  von 
Deichen  und  dazu  gehöriger  Sicheruugs-  und  Meliorations- 
Anlagen, 

4.  zur  Anlegung,  Benutzung  oder  Unterhaltung  von 
Wasserläufen  oder  Sammelbecken,  zur  Herstellung  und  Ver- 
besserung von  Wasserstrassen  (Flössereien)  und  anderer 
Schiffahrtsanlagen. 


1)  Vergl.  Seite  76177. 

2)  Vergl.  Seite  48. 

3)  Vergl.  Seite  71. 

4)  Auf  die  Löschimg  derselben  ist  die  Gebührenfreilieit  nicht 
ausgedehnt,  es  werden  also  deren  Kosten  dem  Schuldner  zur 
Last  fallen. 

5)  Vergl.  Seite  71. 

6)  Hierunter  sind  nicht  öffentliche  Kommunikationswege 
sondern  Wirtschaftswege  zur  besseren  Zugänglichmachung  von  Grund- 
stücken zu  verstehen.    Vergl.  Mot. 

7)  Hierzu  zählen  die  Motive  auch  die  hei  Flui'bereinigungen 
vorkommenden  Ausbaue, 
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Die  Aufg-aben  der  Banken  sind  also  erheblich  weiter 
g-efasst  wie  diejenigen  blosser  Meliorationskreditinstitute  ^)  und 
zwar  ist  der  Grund  hierfür  hauptsächlich  in  dem  Umstände 
zu  suchen,  dass  das  Landeskultur-Eentenbankgesetz  gewisser- 
massen  als  eine  Ergänzung  das  dem  Landtage  zur  gleichen 
Zeit  vorgelegten  Gesetzes,  betr.  die  Errichtung  von  Wasser- 
genossenschaften, vom  1.  April  1879  angesehen  wurde, 
infolgedessen  auch  gewisse  Unternehmungen,  für  welche  die 
Bildung  derartiger  Genossenschaften  vorgesehen  war,  Auf- 
nahme finden  mussten,  obgleich  sie  an  sich  keineswegs  auf 
eine  Verbesserung  der  Landeskultur  abzielen.  Insbesondere 
trifft  dies  hinsichtlich  der  oben  aufgeführten  Ziffer  4  zu, 
deren  Inhalt  dem  §  1  des  Gesetzes  vom  1.  April  1879 
wortgetreu  entnommen  ist,  2)  während  Ziffer  3  hauptsächlich 
im  Interesse  der  öffentlich-rechtlichen  Deichkorporationen 
eingefügt  wurde. 

Der  weitgehendsten  Auslegung  erscheint  der  unter 
Ziffer  1  gebrauchte  Ausdruck  „Förderung  der  Bodenkultur" 
fähig,  da  der  Gesetzgeber  auf  eine  strikte  Begrenzung  des- 
selben durch  namentliche  Aufzählung  sämtlicher  Unter- 
nehmungen, welche  eine  unmittelbare  oder  mittelbare  Ver- 
besserung der  Bodenkultur  herbeizuführen  geeignet  erscheinen, 
mit  voller  Absicht  verzichtet  hat.  Es  werden  vielmehr  nur 
die  wichtigsten  Kategorien  derselben  gewissermassen  als 
Beispiel  aufgeführt,  während  es  im  übrigen  den  Provinzial- 
Verbänden  vorbehalten  bleibt,  in  den  speziellen  Statuten 
Erweiterungen  des  genannten  Begriffes  vorzunehmen  oder 
solche  durch  eine  dem  Gesetz  analoge  Fassung  für  die  Praxis 
ihrer  Anstalten  als  zulässig  zu  erklären.  Sie  sind  freilich 
auch  zum  Gegenteil  befugt  und  können  einzelne  dieser 
beispielsweise  erwähnten  Unternehmungen  von  der  Aufnahme 
in  die  Satzungen  ausschliessen,  gleichwie  es  ihnen  überhaupt 
frei  steht,  die  Tätigkeit  ihrer  Landeskultur-Rentenbanken  auf 
die  Förderung  eines  oder  mehrerer  der  oben  aufgeführten 
Zwecke  zu  beschränken,  also  etwa  nur  diejenigen  heraus- 
zugreifen, welche  sie  im  Hinblick  auf  die  provinzielleninteressen 
und  Verhältnisse  für  wichtig  genug  erachten. 

So  angebracht  es  nun  auch  erscheinen  mag,  den  Provinzial- 
verbänden  hinsichtlich  der  Organisation  ihrer  Institute  mög- 


1)  Vergl.  Seite  73. 

2)  Unter  „Wasserläufen  und  Sammelbecken"  verstehen  die 
Motive  allerdings  auch  Pumpstationen  und  Wasserversorgungsanlagen 
für  wasserarme  Ortschaften,  denen  eine  gewisse  Wichtigkeit  für  die 
allgemeine  Landeskultur  nicht  abgesprochen  werden  kann. 
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lichste  Freiheit  zu  gewähren,  so  lässt  sich  doch  andererseits 
nicht  leugnen,  dass  die  vorstehende  Bestimmung  auch  wieder 
eine  gewisse  Gefahr  in  sich  birgt,  denn  es  ist  nicht  die 
geringste  Garantie  dafür  vorhanden,  dass  unzweckmässige 
Einschränkungen  des  Wirkungskreises  stets  vermieden  werden 
und  nicht  etwa  vielleicht  gerade  diejenigen  Unternehmungs- 
forraen,  welche  der  Förderung  am  dringendsten  bedürfen, 
keine  Aufnahme  finden. 

(Betriebsmittel.)  Staatliche  oder  provinzielle  Geldmittel 
stehen  den  Landeskultur-Rentenbanken  zur  Darlehnsgewährung 
nicht  zur  Verfügung,  sondern  die  erforderlichen  Betriebs- 
kapitalien sind  ausschliesslich  durch  Emission  von  Inhaber- 
Schuldverschreibungen  -  Landeskultur-Rentenbriefe  genannt  - 
zu  beschaffen.  Derartige  Papiere  dürfen  sie  —  nach  dem 
Nennwerte  berechnet  —  änsserstenfalls  in  Höhe  des  Betrages 
der  ausstehenden  Darlehnsf orderungen  im  Umlauf  haben,  ^) 
ohne  dabei  jedoch  der  gleichen  Beschränkung  auf  bestimmte 
Summen  unterworfen  zu  sein  wie  die  Provinzial-Hilfskasson,  2) 
so  dass  sie  in  dieser  Beziehung  einen  praktisch  allerdings 
nicht  allzu  hoch  zu  veranschlagenden  Vorzug  vor  denselben 
gemessen.  Seitens  der  Inhaber  sind  die  Rentenbriefe  natürlich 
nicht  kündbar,  dagegen  sind  die  Banken  gesetzlich  verpflichtet, 
halbiährlich  durch  Auslosung  al  pari  oder  freihändigen 
Rückkauf  einen  solchen  Betrag  derselben  zu  tilgen,  welcher 
dem  Nennwerte  nach  berechnet  der  Summe  der  eingegangenen 
Tilgungsquoten^)  und  ausserordentlichen Kapitalrückzahlungen^) 
gleichkommt.^) 

(Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.)  Die  Aus- 
händigung der  Darlehnsvaluten  kann  nach  freier  Wahl  der 
Anstalten  durch  Hingabe  von  Rentenbriefen  zum  Nennwert 
oder  von  barem  Gelde  bewirkt  werden,  ß)  Hierdurch  wird  es 
ihnen  möglich,  grösseren  Kursverlusten,  wie  sie  bei  aus- 
schliesslicher Barzahlung  unvermeidlich  sein  würden,  aus  dem 
Wege  zu  gehen,  denn  natürlich  werden  sie  das  letzterwähnte 
Verfahren  in  der  Regel  nur  dann  einschlagen,  wenn  ihnen 
der  Kursstand  der  Rentenbriefe  die  Erzielung  eines  Agio- 
gewinnes bei  deren  Begebung  gewährleistet,  andernfalls  aber 
dieselben  dem  Erborger  in  natura  verabfolgen.    Nicht  aus- 


1)  Vergl.  Seite  89. 

2)  Vergl.  Seite  83|84  bezw.  85. 

3)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  93  bezw.  107. 

4)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  94. 

5)  Vergl.  Seite  48. 

6)  Vergl.  Seite  52. 
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g-eschlossen  ist  dabei,  dass  unter  g-ewissen  VerhältDissen 
eiue  Kombiuatiou  beider  Systeme  Platz  greift,  so  z.  ß.,  wenn 
ein  Schnldkapital  in  Raten  zur  Auszahlung-  gelangt^)  und  der 
Kurs  der  Eentenbriefe  sich  währenddem  teils  unter,  teils  über 
pari  bewegt.  Ausserdem  wird  es  sich  gar  nicht  umgehen 
lassen,  bei  Darlehen,  welche  in  Rentenbriefen  gegeben  werden 
sollen,  aber  über  Beträge  lauten,  die  in  solchen  nicht  vollständig 
ausgedrückt  werden  können,^)  die  Auszahlung  der  über- 
schiessenden  Kapitalspitzen  imuier  in  bar  zu  bewirken.^) 

Eine  derartige  Sicherung  der  Landeskultur-Rentenbanken 
gegen  Kursverluste  erscheint  allerdings  insofern  dringend 
geboten,  als  ihre  Organisation  die  Erzielung  eines  regelmässigen 
Gewinnes  vollkommen  unmöglich  macht.  Für  andere  Real- 
kreditinstitute ergiebt  sich  ein  solcher  aus  der  mehr  oder 
weniger  grossen  Differenz  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins, 
während  die  in  Behandlung  stehenden  Anstalten  beide  auf 
gleicher  Höhe  zu  halten  gezwungen  sind,  indem  ihre  Renten- 
briefe zu  demselben  Zinsfusse  ausgefertigt  werden  müssen, 
welcher  für  das  Darlehn,  behufs  dessen  Auszahlung  sie  in 
Verkehr  gegeben  werden,  zu  entrichten  ist.^)  Um  jedoch 
eine  im  Interesse  der  Kreditbedürftigen'  unzweckmässig  hohe 
Fixierung  der  Zinsleistung  zu  verhindern,  ist  dieselbe  durch 
Gesetz  auf  im  Maximum  41/2%^  bemessen  worden,  ein  Satz, 
den  man  auf  Grund  der  damaligen  Geldmarktverhältnisse 
für  ausreichend  erachtete,  den  Kurs  der  Rentenbriefe  auch 
in  schlechten  Zeiten  mindestens  auf  pari  zu  erhalten  und 
dementsprechend  der  Möglichkeit  von  Verlusten  an  Kapital- 
substanz für  den  Darlehnsnehmer  vorzubeugen. 

Hierbei  wäre  indessen  zu  berücksichtigen,  dass  dem 
letzteren,  wenn  er,  um  über  den  vollen  Betrag  des  nach- 
gesuchten Schuldkapitals  bei  dessen  Empfangnahme  in  bar 
verfügen  zu  können,  einen  Zinsfuss  für  dasselbe  wählen  muss, 
zu  welchem  sich  Rentenbriefe  über  pari  begeben  lassen,  ein 
anderer  erheblicher  Nachteil  erwächst.  Er  erhält  in  diesem 
Falle  nur  den  Nennwert  und  nicht  den  realen  Wert  derselben 
und  hat,  zumal  der  letztere  bei  der  stets  drohenden  Gefahr 
eines  Kursverlustes  infolge  von  Auslosung  al  pari  verhältnis- 
mässig geringer  zu  sein  pflegt  wie  bei  niedriger  verzinslichen 


1)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  99  bezw.  106. 

2)  Der  kleinste  Abschnitt  derselben  lautet  über  200  Mark, 

3)  Verd-  Seite  52. 

4)  Vergl.  Seite  53|54. 

5)  Vergl.  Motive. 
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Papieren,  die  Vermeidung"  eines  vielleicht  gar  nicht  einmal 
sehr  bedeutenden  Disagios  mit  einer  unverhältnismässig  hohen 
Ziusleistung  zu  bezahlen.  Andere  Kreditinstitute  suchen  dem 
namentlich  durch  Gewährung*  von  Ergänzungsdarlehen  vor- 
zubeugen/) doch  ist  diese  Einrichtung  für  die  Landeskultur- 
Rentenbankeu  nicht  adoptiert  worden,  allerdings  hätte  sie, 
da  denselben  eig-ene  Mittel  hierfür  nicht  zu  Gebote  stehen, 
auch  nur  mittels  Zuhilfenahme  anderweitiger  Geldquellen 
getroffen  werden  können. 

Gemäss  den  an  eine  rationelle  Meliorationskredit- 
Gewährung  zu  stellenden  Anforderungen  ist  das  Prinzip  der 
Zwangsaraortisation  angenommen  worden,'^)  doch  dürfte  das 
g-esetzliche  Tilgungsminimum  von  ^/g  %  ohne  Zweifel  als  in 
jeder  Hinsicht  unzureichend  zu  erachten  sein.  Ein  derartiger 
allgemeiner  und  noch  dazu  ziemlich  geringfügiger  Satz  mag 
wohl  für  Besitzkreditinstitute •'^)  am  Platze  sein,  nicht  aber 
für  die  Landeskultur-Rentenbanken,  welche  lediglich  zur 
Ausführung  bestimmter  Anlagen  und  Bauten  Darlehen  geben 
sollen  und  deshalb  auch  zum  mindesten  eine  der  Natur  bezw. 
Dauer  derselben  Rechnung  tragende  Tilgung  zur  Bedingung 
machen  müssen.  Dieselbe  wäre  demnach  entsprechend  dem 
Charakter  der  verschiedenen  im  §  1  des  Gesetzes  genanntea 
Unternehmungen  zu  spezialisieren  gewesen  und  es  hätten 
wenigstens  für  deren  Hauptgattungen  besondere  Amortisations- 
Minima  aufgestellt  werden  müssen.^)  Hierauf  ist  indessen 
im  Gesetz  nicht  eingegangen  sondern  lediglich  die  obener- 
wähnte ziemlich  geringfügige  generelle  Quote  vorgeschrieben 
worden,  während  es  im  übrigen  den  Provinzialverbänden 
anheimgegeben  ist,  dieselbe  eventuell  auch  höher  zu  bemessen 
und  ausserdem  für  gewisse  Anlagen  einen  stärkeren  Mindest- 
abtrag durch  die  speziellen  Statuten  vorzuschreiben.  Da 
jedoch  ein  diesbezügliches  Obligatorium  nicht  ausgesprochen 
wird,  so  kam  es,  dass  für  keine  der  bestehenden  Anstalten^) 
von  letzterer  Befugnis  Gebrauch  gemacht  wurde,  infolgedessen 
auch  eine  strikte  Garantie  für  eine  stets  genügend  hohe 
Bemessung  der  Amortisation  in  der  Praxis  nicht  vorhanden  ist. 

Die  Tilgung  selbst  soll  in  der  allgemein  üblichen  Weise 
unter  Mitverwendung  der  „ersparten"  Zinsen  erfolgen,  so 
dass  die  Gesamtleistung  des  Schuldners,  für  welche  die 


1)  Vergl.  Seite  52. 

2)  Vergl.  Seite  55. 

3)  Vergl.  Seite  66. 

4)  Vergl.  Seite  55. 

5)  Vergl.  deren  spezielle  Statuten. 
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Bezeichnung'  „Landeskultur-Rente"  gewählt  ist,  bis  zum 
völligen  Abtrag  seiner  Verpflichtung  die  gleiche  Höhe  bei- 
behält.^) Die  Frage,  ob  während  des  Verlaufes  der  Amor- 
tisation eine  dauernde  Verstärkung  oder  Ermässigung  derselben 
durch  Änderung  der  Quote  als  zulässig  zu  erachten  ist  oder 
nicht,  wird  im  Gesetze  gar  nicht  berührt,  dagegen  sind 
ausserordentliche  Abzahlungen  in  Beträgen  von  500  Mark 
und  mehr  sowie  die  Rückgabe  des  gesamten  Darlehnsrestes 
in  einer  Summe  als  zu  jeder  Zeit  statthaft  erklärt  worden. 2) 
Einer  besonderen  vorherigen  Aufkündigung  seitens  des 
Schuldners  bedarf  es  in  solchen  Fällen  nicht,  doch  hat  der- 
selbe seine  bisherigen  Leistungen  für  das  laufende  Halbjahr 
noch  in  voller  Höhe  zu  entrichten.  Es  ist  ihm  freigestellt, 
derartige  ausserordentliche  Abträge,  über  welche  ihm  seitens 
der  Banken  löschungsfähige  Quittung  erteilt  werden  muss,^) 
ausser  in  barem  Oelde  auch  in  entsprechenden  Rentenbriefen 
zum  Nennwert  zu  bewirken,^)  so  dass  ihm  für  den  Fall,  dass 
letztere  unter  pari  notieren,  die  Möglichkeit  geboten  ist,  durch 
Hingabe  von  solchen  eine  dem  Diagio  abzüglich  der  Ankaufs- 
spesen entsprechende  Summe  zu  ersparen,  welche  andernfalls 
einen  Gewinn  der  Gläubigerin  bilden  würde- ^) 

Die  Banken  selbst  dürfen  natürlich  die  Rückzahlung 
von  ihnen  ausgeliehener  Kapitalien  in  der  Regel  nicht  ver- 
langen, doch  ist  ihnen  immerhin  für  gewisse  Ausnahmefälle 
eine  Kündigungsbefugnis  eingeräumt  worden.  Laut  §  5  des 
Gesetzes  haben  sie  das  Recht,  die  Rückgabe  eines  Darlehns 
bezw.  dessen  ungetilgten  Restes  nach  6  Monate  zuvor  erfolgter 
Kündigung  zu  verlangen, 

L  wenn  der  Schuldner  seinen  Statuten-  und  vertrags- 
mässigen  Verpflichtungen  nach  geschehener  Aufforderung 
seitens  der  Direktion  nicht  nachkommt, 

2.  wenn  der  verpfändete  Grundbesitz  oder  ein  Teil  des- 
selben im  Wege  der  Exekution  zur  Sequestration,  Administration 
oder  Subhastation  gebracht  oder  auch  nur  ein  derartiges 
Verfahren  eingeleitet,  sowie  wenn  die  Reclitsgiltigkeit  oder 
der  Rang  der  bestellten  Hypothek  bestritten  wird, 

3.  wenn  der  Schuldner  in  Konkurs  gerät, 


1)  Vergl.  Seite  36. 

2)  Vergl,  Seite  58. 

3)  Vergl.  die  speziellen  Statuten. 

4)  Vergl.  Seite  59|60. 

5)  Vergl.  Seite  60. 
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4.  wenn  der  Nachfolger  im  Besitz  dem  Verlangen  der 
Direktion,  in  die  persönliche  Verbindlichkeit  des  Darlehns- 
nehmers  einzutreten,  nicht  nachkommt, 

Da  die  Kreditgewährung  der  Landeskultur-Rentenbanken, 
wie  bereits  an  früherer  Stelle  hervorgehoben  wurde,  einen 
regelmässigen  Gewinn  völlig  ausschliesst ,  so  können  sie 
natürlich  auch  ihren  Verwaltungsaufwand  nicht  aus  eigenen 
Mitteln  bestreiten,  und  fiele  derselbe,  da  der  Staat  keinerlei 
Zuschüsse  leistet,  den  Pro vinzial- Verbänden  zur  Last.  Da 
diese  sich  aber  vielleicht  im  Hinblick  auf  die  ihnen  hieraus 
erwachsenden  Kosten  der  Errichtung  derartiger  Anstalten 
abgeneigt  zeigen  würden^  go  jg^  ihnen  die  Befugnis  erteilt 
worden,  einen  Verwaltungskostenbeitrag ^)  von  höchstens  l/ö^/o 
der  ursprünglichen  Darlehnssumme  als  Zuschlag  zur  Landes- 
kultur-Eente  alljährlich  von  den  Schuldnern  zu  erheben. 
Sobald  jedoch  der  Reservefonds  der  Banken  eine  Höhe  von 
5^/0  des  Betrages  der  ausstehenden  Forderungen  erreicht 
hat,  wird  sein  Zinserträgnis  zur  Deckung  der  Geschäfts- 
unkosten verfügbar  und  muss  dann  in  erster  Linie  zur 
Herabminderung  oder  Beseitigung  dieser  Nebenleistung  Ver- 
wendung finden. 

Der  Reservefonds^  wird  zur  Deckung  etwaiger  Ausfälle 
an  Rente  ^)  aus  denjenigen  Gewinnen  gebildet,  welche  durch 
zinstragende  Belegung  zeitweise  verfügbarer  Kassenbestände, 
An-  und  Verkauf  von  Rentenbriefen,  Verjährung  von  solchen 
und  von  Zinsscheinen  erzielt  werden,  und  ist  in  mündel- 
sicheren Wertpapieren  anzulegen,  deren  Zinsen  ihm  gleichfalls 
zuwachsen.  5)  Hat  er  aber  die  obengenannte  Höhe  erreicht, 
so  findet,  abgesehen  von  Ergänzungen  nach  stattgehabten 
Verlusten,  eine  weitere  Speisung  nicht  mehr  statt,  indem 
nun  die  Zinsen  in  der  angegebenen  Weise  verwandt  werden 
müssen  und  sonstige  Überschüsse  dem  Provinzialverbande 
überwiesen  werden. Dass  jedoch  dieser  Fall  in  absehbarer 
Zeit  nach  der  Errichtung  einer  Landeskultur -Rentenbank 
eintreten  wird,  dürfte  bei  der  Zufälligkeit  und  zweifellos  nur 
geringen  Höhe  der  jährlichen  Einnahmen  des  Reservefonds 
füglich  zu  bezweifeln  sein,  und  die  den  Schuldnern  zugedachte 

1)  Vergl.  Seite  57. 

2)  Vergl.  Seite  88. 

3)  Vergl.  Seite  54. 

4)  Falls  er  dazu  nicht  hinreicht,  muss  der  Provinzial-Verband 
eintreten. 

5)  Vergl.  Seite  54. 

6)  Wie  auch  der  gesamte  nach  einer  Liquidation  der  Banken 
verbleibende  Betrag  des  Reservefonds. 
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Erleichterung'  erscheint  infolgedessen  als  einigermassen  frag- 
würdiger Natur. 

(Sicherheitsbestellung.)  Haben  schon  die  bisher  er- 
örterten Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  hier 
und  da  zu  Ausstellungen  Anlass  gegeben,  so  liegt  doch  seine 
Hanptschwäche  unzweifelhaft  in  den  nachstehend  behandelten 
Vorschriften  über  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Sicher- 
stellung der  seitens  der  Landeskultur-Rentenbanken  gewährten 
Kapitalien  zu  erfolgen  hat.  Gewissermassen  als  ein  Schutz 
negativer  Art  gegen  Verluste  ist  zunächst  der  Umstand  an- 
zusehen, dass  eine  Verpflichtung  der  Anstalten  zur  Berück- 
sichtigung aller  Kreditgesuche,  welche  den  diesbezüglich  zu 
stellenden  Anforderungen  entsprechen,^)  gesetzlich  nicht 
stipuliert  ist  und  durch  die  speziellen  Statuten  sogar  direkt 
abgelehnt  wird.  Sie  sind  infolgedessen  berechtigt,  alle  ihnen 
bedenklich  erscheinenden  Geschäfte  ohne  Angabe  von  Gründen 
von  der  Hand  zu  weisen,  doch  ist,  um  zu  verhindern,  dass 
eventuell  mit  dieser  Befugnis  Missbrauch  getrieben  wird,  den 
abschläglich  beschiedenen  Darlehnsbedürftigen  das  Recht 
eingeräumt  worden,  gegen  den  Beschluss  der  Bankverwaltung 
Beschwerde  beim  Provinzial-Ausschuss  einzulegen.'^) 

Im  übrigen  sind  die  Anstalten  ermächtigt,  Stadt-  und 
Landgemeinden,  öffentliche  Wassergenossenschaften,^)  Wald- 
genossenschaften ^)  sowie  Deichverbände  5)  von  der  Beibringung 
eines  Spezialpfandes  zu  entbinden,  ohne  dass  ihnen  jedoch 
damit  eine  direkte  Verpflichtung  zur  Einräumung  dieser  Ver- 
günstigung auferlegt  worden  wäre.  Sie  besitzen  vielmehr 
die  Befugnis,  in  derartigen  Fällen  ganz  nach  eigenem  Er- 
messen zu  handeln  und,  sofern  sie  dies  für  notwendig  erachten, 
auch  von  Körperschaften  öffentlich-rechtlichen  Charakters  die 
Leistung  einer  speziellen  Sicherheit  zu  verlangen,  welche 


1)  Vergl.  Seite  15|16  bezw.  43. 

2)  Vergl.  die  speziellen  Statuten. 

3)  Im  Sinne  des  Ges.  v.  1.  April  1879,  betr.  die  Bildung  von 
Wassergenossenschaften. 

4)  Im  Sinne  des  Ges.  v.  6.  Juli  1875,  betr.  Sclmtzwaldungen 
und  die  Errichtung  von  Waldgenossenschaften. 

5)  Hierunter  sind  zu  verstehen  die  nach  Massgabe  des  Ges. 
V.  28.  Januar  1848  über  das  Deichwesen  und  des  Ges.  v.  11.  April 
1872,  betr.  die  Ausdehnung  des  Ges.  v.  28.  Januar  1848  über  das 
Deichweisen  auf  die  Prov.  Schlesw.-Holst.  und  Hannover,  gebildeten 
Deichkorporationen  sowie  diejenigen  Deichgenossenschaften,  welche, 
ohne  dem  Geltungsbereich  dieser  Gesetze  anzugehören,  auf  Grund 
bestehender  Partikularrechte  mit  Korporations-Rechten  ausgestattet 
sind  und  deren  Organisation  durch  landesherrlich  vollzogenes  Statut 
geordnet  ist.   Vergl.  Mot. 


von  freien  Wassergenossenschaften^)  und  einzelnen  Grund- 
besitzern natürlich  durchweg  zu  fordern  sein  wird.^) 

Die  Bestellung  einer  solchen  ist  ausschliesslich  durch 
Eintragung  einer  Hypothek  oder  Grundschuld  auf  „land-  oder 
forstwirtschaftlich  benutzbaren"  Grundstücken  zu  bewirken, 
welche  innerhalb  des  25  fachen  Betrages  des  Katastralrein- 
ertrages  oder  der  Hälfte  des  Wertes  der  betreffenden  Liegen- 
schaften zu  stehen  kommen  muss.  Demgemäss  ergiebt  sich 
für  die  Kreditbedürftigen  der  Vorteil,  dass  eine  Werts- 
ermittelung durch  besondere  Taxation,  welche  eigentlich  stets 
mit  Kosten  und  Weiterungen  verknüpft  zu  sein  pflegt,  nur 
dann  notwendig  wird,  wenn  die  geforderte  Darlehnssumme 
durch  das  erwähnte  Vielfache  des  Grundsteuerreinertrages 
nicht  mehr  völlig  gedeckt  werden  kann.  Zu  bemerken  ist 
nun  freilich,  dass  diese  Einrichtung,  welche  sich  auch  bei 
Landschaften,  Provinzial-Hülfskassen  etc.  findet,  3)  in  dem 
in  Behandlung  stehenden  Gesetze  besser  einigen  Modifikationen 
hätte  unterworfen  werden  sollen,  da  dieses  für  den  ganzen 
Umfang  der  Monarchie  erlassen  worden  ist,  während  der 
Wirkungskreis  jener  Institute  sich  auf  eine  einzige  Provinz 
oder  auch  wohl  nur  gewisse  Teile  einer  solchen  beschränkt. 
Letztere  sind  ja  allenfalls  noch  in  der  Lage,  einen  einiger- 
massen  zweckentsprechenden  Multiplikator  für  ihren  ganzen 
Geschäftsbezirk  zur  Anwendung  zu  bringen,  dagegen  weist 
das  durchschnittliche  Verhältnis  des  katastrierten  zum  wirk- 
lichen Eeinertrage  von  Provinz  zu  Provinz  derartige  Ver- 
schiedenheiten auf,  dass  ein  genereller  Satz,  wie  er  in  dem 
Gesetze  aufgestellt  wird,  keinesfalls  als  ausreichend  erachtet 
werden  kann.  Streng  genommen  wird  derselbe  mit  Rücksicht 
auf  die  Sicherheit  der  Darlehen  so  niedrig  angesetzt  werden 
müssen,  dass  er  auch  für  diejenigen  Gebiete,  in  welchen  der 
durchschnittliche  Wert  der  Grundstücke  das  geringste  Viel- 
fache des  Katastralreinertrages  derselben  darstellt,  noch  als 
angemessen  erachtet  werden  kann;  dadurch  werden  aber 
natürlich  wieder  solche  Gegenden  benachteiligt,  für  welche 
eine  wesentlich  höhere  Normierung  am  Platze  wäre. 

Die  Eegierungs-Vorlage  wollte  überhaupt  nur  bis  zum 
22  fachen  Reinertrage  gehen,  doch  war  man  in  der  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses  fast  durchweg  der  Ansicht,  dass 
diese  Grenze  allzu  enge  gezogen  sei,  und  einigte  sich  schliesslich 

1)  Im  Sinne  des  Ges.  v.  1.  April  1879,  betr.  die  Bildung  von 
Wassergenossenschaften. 

2)  Vergl.  Seite  43. 

3)  Vergl.  Seite  65. 
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auf  die  Fixierung*  des  25  fachen.  Als  zu  weitgehend  wurden 
dagegen  zwei  Anträge  abgelehnt,  deren  einer  den  32  fachen 
Keinertrag  als  Beleihungsgrenze  angenommen  wissen  wollte, 
während  der  andere  vorschlug,  von  einer  gesetzlichen 
Normierung  derselben  in  dieser  Hinsicht  völlig  abzusehen 
und  entsprechende  Festsetzungen  den  speziellen  Statuten  — 
also  den  Provinzial-Verbänden  —  zu  überlassen.  Das  richtigste 
wäre  es  auch  wohl  gewesen,  den  letzteren  Weg  einzuschlagen 
und  den  genannten  Körperschaften  die  Befugnis  zu  erteilen, 
die  Bemessung  des  MultipHkators  nach  Massgabe  der  innerhalb 
ihres  Gebietes  herrschenden  Verhältnisse  bezw.  der  Satzungen 
der  dort  wirkenden  gemeinnützigen  Kreditanstalten  selbst 
vorzunehmen. 

Die  Ermittelung  des  tatsächlichen  Wertes  der  Liegen- 
schaften kann  entweder  durch  besondere  Schätzung^)  der 
Landeskultur -Rentenbanken  selbst,  über  deren  Grundsätze 
in  den  speziellen  Satzungen  näheres  bestimmt  werden  muss, 
oder  durch  Taxe  land-  bezw.  ritterschaftlicher  Kreditanstalten 
erfolgen*  Letzteres  konnte  ohne  Bedenken  zugelassen  werden, 
da  die  Taxprinzipien  dieser  Institute  die  weitgehendsten 
Garantien  für  die  Sicherheit  eines  Darlehns  zu  bieten  ver- 
mögen, welches  innerhalb  der  ersten  Hälfte  des  mit  ihrer 
Hülfe  gefundenen  Grundstückswertes  zu  stehen  kommt.  Die 
Schätzung  der  Landschaften  pflegt  gemeinhin  so  erheblich 
hinter  dem  tatsächlichen  Werte  der  Liegenschaften  zurück- 
zubleiben, dass  sie  selbst  bei  aller  Solidität  ihrer  Geschäfts- 
führung doch  eine  viel  weitere  Beleihungsgrenze,  als  sie  den 
Landeskultur -Rentenbanken  vorgeschrieben  ist,  noch  für 
ungefährlich  erachten.^) 

Wesentlich  günstigere  Bestimmungen  als  die  vorstehend 
erwähnten  sind  durch  das  Gesetz  für  Kapitalaufnahmen  „zur 
Förderung  der  Bodenkultur"  der  als  Unterpfand  angebotenen 
Grundstücke  bezw.  eines  Teiles  derselben  getroffen  worden, 
indem  in  solchen  Fällen  bei  der  Wertsermittelung,  sofern 
dieselbe  durch  Taxation  der  Landeskultur-Rentenbank  selbst 
erfolgen  soll,  auch  die  durch  das  projektierte  Unternehmen 
nachweislich  zu  erzielende  Wertserhöhung  bei  der  Feststellung 
der  Beleihungsfähigkeit  mitberücksichtigt  werden  kann.  Eine 
tatsächliche  Ausmittelung  des  künftigen  Mehrwertes  ist  jedoch 


1)  Die  Kosten  der  Taxation  und  der  Prüfung  der  Darlehns- 
anträge  fallen  stets  dem  Kreditsuchenden  zur  Last,  gleichgültig  ob 
das  betreffende  Geschäft  zum  Abschluss  kommt  oder  nicht. 

2)  Vergl.  Seite  65. 

3)  Vergl.  Seite  89|90. 
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Dicht  erforderlich,  wenn  das  Darlebn  noch  innerhalb  der  ersten 
'^1^^)  des  durch  die  Austaltstaxe  gefundenen  zeitigen  Wertes 
der  Grundstücke  zu  stehen  kommt,  so  dass  es  sich  bei  diesem 
Modus  nur  um  eine  einfache  Erweiterung  der  Sicherheits- 
grenze handeln  würde.  2)  Sofern  jedoch  die  erforderte  Summe 
auf  diese  Weise  nicht  in  vollem  Umfange  gedeckt  werden 
kann,  ist  die  zu  erwartende  Wertsvermehrung  getrennt  vom 
zeitigen  Werte  nach  besonderen,  in  den  speziellen  Statuten 
näher  anzugebenden  Prinzipien  abzuschätzen  und  kann  dann 
der  aus  beiden  resultierende  zukünftige  Wert  der  Liegen- 
schaften bis  zur  Hälfte  beliehen  werden,^)  Voraussetzung 
für  die  Anwendung  dieses  Verfahrens  würde  allerdings  die 
Annahme  einer  Wertserhöhung  von  mindestens  50 ^/q  sein, 
welche  wohl  nur  in  der  Minderzahl  der  Fälle  erwartet  werden 
kann,  zumal  die  meisten  Meliorationen  nicht  das  gesamte 
Areal  des  als  Pfandobjekt  angebotenen  Gutes,  sondern  nur 
einzelne  Teile  desselben  ergreifen  dürften.  Insoweit  als  das 
Darlehn  nicht  durch  den  zeitigen  Grundstückswert,  sondern 
durch  den  beim  Abschluss  des  Kreditgeschäftes  noch  gar 
nicht  vorhandenen  Mehrwert  versichert  werden  muss,  soll  es 
auch  erst  nach  dessen  Schaffung  zur  Auszahlung  kommen. 
Der  Schuldner  darf  deshalb  denjenigen  Betrag,  welcher  nicht 
mehr  innerhalb  des  25  fachen  Grundsteuerreinertrages  oder 
der  ersten  ^j^  des  zeitigen  Taxwertes  Platz  findet,  erst  dann 
erhalten,  wenn  er  nachgewiesen  hat,*)  dass  sein  Unternehmen 
in  plan-  und  ordnungsmässiger  Weise  zu  Ende  geführt 
worden  ist.  5) 

Nach  obigem  hat  also  das  bereits  an  früherer  Stelle 
kritisierte  Vielfache  des  Katastralreinertrages  nicht  das 
Minimum,  sondern  den  durchschnittlichen  Betrag  des  halben 
Schätzungswertes  darzustellen,  denn  sonst  würde  seine  Ein- 
fügung bei  letzter  Gelegenheit  völlig  widersinnig  sein,  und 
ist  dabei  fernerhin  angenommen  worden,  dass  Fälle,  in  denen 
es  auch  noch  einer  Taxe  übersteigt,  nicht  zu  den  Selten- 
heiten gehören  werden.  In  der  Praxis  mag  sich  dies  nun 
allerdings  höchstens  in  gewissen  Gegenden  mit  verhältnis- 
mässig sehr  hoher  Grundsteuer-Einschätzung  als  zutreffend 


1)  Die  Regierungsvorlage  setzte  hierfür  nur  2/,^  die  Abänderung 
wurde  durch  das  Abgeordnetenhaus  vorgenommen. 

2)  Vergl.  Seite  40  bezw.  46. 

3)  Vergl.  Seite  41  bezw.  46. 

4)  Durch    Gutachten    eines    Sachverständigen.     Vergl.  die 
speziellen  Statuten. 

5)  Vergl.  Seite  50. 
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erweisen,  für  welche  dann  aber  der  gewählte  Multiplikator 
als  entschieden  zu  hoch  gegriffen  bezeichnet  werden  muss, 
da  er  jedenfalls  geeignet  ist,  im  Vergleich  zu  dem  für  die 
Kreditbemessung  massgebenden  Bruchteile  des  ad  hoc  er- 
mittelten tatsächlichen  Wertes  ganz  falsche  Vorstellungen 
von  der  positiven  Sicherung  der  Forderungen  einer  daselbst 
wirkenden  Landeskultur-Rentenbank  zu  erwecken. 

Jede  direkte  Berücksichtigung  der  durch  eine  Melioration 
zu  erzielenden  Wertserhöhung  bei  der  Feststellung  der  Be- 
leihungsgrenze  setzt  natürlich  stets  voraus,  dass  es  möglich 
ist,  den  künftigen  Erfolg  des  projektierten  Unternehmens 
mit  einiger  Sicherheit  abzuschätzen,  Aber  selbst  wenn 
sich  dies  an  Hand  genügender  Erfahrungen  und  einwandfreier 
Beispiele  wirklich  als  angängig  erweisen  sollte,  so  kann  es 
sich  doch  dabei  immer  nur  um  eine  vorläufige  Kombination 
handeln,  deren  Richtigkeit  keineswegs  ausser  allem  Zweifel 
steht.  Infolgedessen  wird  es  auch  nötig  sein,  bei  der  Ab- 
schätzung des  Mehrwertes  mit  allen  Eventualitäten  zu  rechnen 
und  denselben  möglichst  niedrig  anzusetzen,  so  dass  sich  nach 
der  Ausführung  der  Melioration  häufig  ein  weit  erheblicherer 
Wertzuwachs  ergeben  wird  als  vordem  veranschlagt  worden 
war.  Hierauf  hat  das  Gesetz  insofern  Rücksicht  genommen, 
als  es  bestimmt,  dass  Schuldner,  welche  ein  Darlehn  erhalten 
haben,  das  sich  zur  Bestreitung  der  gesamten  Kosten  ihres 
Unternehmens  als  unzureichend  erweist,  nach  Vollendung 
desselben  ein  weiteres  bis  zur  Höhe  ihres  tatsächlichen  Auf- 
wandes erhalten  können.'^)  In  derartigen  Fällen  ist  der 
nunmehrige  Gesamtwert  des  betreffenden  Grundstücks  durch 
eine  neue  Anstaltstaxation  auszumitteln  und  die  Sicherheit 
dann  innerhalb  der  ersten  Hälfte  desselben  als  vorhanden 
zu  erachten. 

Freilich  wird  diese  Vergünstigung  für  den  meliorations- 
lustigen Grundbesitzer  höchstens  dann  praktische  Bedeutung 
gewinnen,  wenn  ihm  die  Möglichkeit  geboten  ist,  sich  die 
zur  Fertigstellung  seiner  Anlagen  erforderlichen  Geldmittel 
durch  Inanspruchnahme  von  Personalkredit  zu  beschaffen.^) 
Dies  gilt  zwar  auch  für  die  tatsächliche  Antizipation  des  zu 
erzielenden  Mehrwertes,  doch  wird  hier  das  in  der  Darlehns- 
bewilligung  enthaltene  formelle  Versprechen  der  Anstalt,  in 
späterer  Zeit  unter  bestimmten  Voraussetzungen  eine  gewisse 
Summe  auszuzahlen,   gewöhnlich  schon  eine  ausreichende 

1)  Vergl.  Seite  40  bezw.  45. 

2)  Vergl.  Seite  45. 

3)  Vergl.  Seite  40. 
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Unterlage  für  die  Aufnahme  eines  kurzfristigen  Darlehns  ab- 
zugeben im  Stande  sein/)  welches  dagegen  bei  letzterwähntem 
Verfahren,  das  an  sich  übrigens  auch  von  Besitzkreditinstituten 
geübt  werden  könnte^)  und  deshalb  kaum  irgendwelchen 
Vorteil  gegenüber  deren  Praxis  zu  bieten  vermag,  lediglich 
beim  Vorhandensein  genügender  persönlicher  Garantien  er- 
hältlich sein  wird. 

Soweit  ein  Schuldkapital  teilweis  durch  den  Mehrwert 
versichert  erscheint,  ist  der  Erborger  verbunden,^)  seine 
Meliorations- Anlagen  für  die  Dauer  des  Abtrags  in  gutem 
Zustande  zu  erhalten,  während  es  den  Landeskultur-Renten- 
banken obliegt,  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  zu  über- 
wachen und  etwa  notwendige  Reparaturen  erforderlichenfalls 
selbst  auf  Kosten  des  Säumigen^)  ausführen  zu  lassen.^) 

Dass  die  vorstehend  erörterten  Bestimmungen  über  die 
Sicherheitsleistung  bei  der  Finanzierung  bodenverbessernder 
Unternehmungen,  welche  als  Bedingungen  der  eigentlichen. 
Meliorationskreditgewährung  auch  den  Vergleichen  der  späteren 
Kapitel^)  in  erster  Linie  zu  gründe  gelegt  werden  sollen,  im 
allgemeinen  keine  sehr  wesentliche  Erleichterung  der  Darlehns- 
beschaffung  bedeuten  können,  bedarf  nach  den  an  früherer 
Stelle  bezüglich  der  Anwendbarkeit  der  Mehrwertsantizipation 
angestellten  Untersuchungen^)  w^ohl  kaum  eines  w^eiteren 
Beweises.  Sie  setzen  eben  immer  eine  nur  mässige  Vor- 
belastung der  Grundstücke  voraus,  welche  die  von  den 
Landeskultur-Rentenbanken  vorzustreckenden  Kapitalien  noch 
innerhalb  der  denselben  vorgeschriebenen  Beleihungsgrenze 
zu  stehen  kommen  lässt,  und  wird  es  infolgedessen  gerade 
für  den  hochverschuldeten  Landwirt,  der  gewissermassen  auf 
die  Benutzung  eines  derartigen  Institutes  angewiesen  ist, 
ausserordentlich  schwer  werden,  von  einem  solchen  überhaupt 
ein  Darlehn  zu  erlangen.  Demgemäss  dürfte  aber  auch  mit 
einer  umfangreicheren  Inanspruchnahme  der  Anstalten  seitens 
einzelner  Grundbesitzer  schwerlich  zu  rechnen  sein,  denn  die 
wenig  verschuldeten  brauchen  sich  ihrer  nicht  zu  bedienen, 
da  sie  ihr  Kreditbedürfnis  auch  bei  anderen  gemeinnützigen 


1)  Vergl.  Seite  42  bezw.  51. 

2)  Vergl.  Seite  65. 

3)  Vergl.  die  speziellen  Statuten. 

4)  Auch  derartige  Leistungen  können  evtl.  im  Wege  der 
Verwaltungsexekution  beigetrieben  werden. 

5)  Vergl.  Seite  42  bezw,  50. 

6)  Vergl.  Seite  75. 

7)  Vergl.  Seite  41  bezw.  46. 


Instituten  zu  befriedigen  in  der  Lage  sind/)  die  hoch  be- 
lasteten können  es  dagegen  gewöhnlich  nicht  und  werden 
sich  oft  genug  gezwungen  sehen,  auf  die  Ausführung  dringend 
notwendiger  Meliorations-Arbeiten  verzichten  zu  müssen, 
sofern  es  ihnen  nicht  gelingt,  die  dazu  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  andere  Weise,  wenn  auch  unter  wesentlich 
ungünstigeren  Bedingungen  zu  beschaffen. 

Käme  eine  hohe  hypothekarische  Belastung  der  Land- 
güter nur  ausnahmsweise  vor,  so  könnte  obigem  Missstande 
wohl  schon  durch  reichliche  Subventionierungen  aus  vor- 
handenen Meliorationsfonds  begegnet  werden.  Da  jedoch  eine 
starke  Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes,  zumal  in 
den  besonders  meliorationsbedürftigen  östlichen  Gegenden 
der  Monarchie,  geradezu  als  Regel  angesehen  w^erden  muss, 
so  Hesse  sich  Abhilfe  in  vollkommener  Weise  jedenfalls  nur 
durch  Meliorationskreditinstitute  mit  einer  diesen  Verhältnissen 
in  zweckentsprechender  Weise  Rechnung  tragenden  Organi- 
sation schaffen.^)  Auf  diesen  Standpunkt  stellten  sich  auch 
fast  alle  den  Erlass  eines  Landeskultur-Rentenbankgesetzes 
fordernden  Petitionen,  ^)  indem  sie  unter  eingehender  Erörterung 
der  Sachlage  darauf  hinwiesen,  dass  den  Grundbesitzern  zur 
Ausführung  von  Drainage- Anlagen  eine  auch  wirklich  erreich- 
bare öffentliche  Kreditquelle  erschlossen  werden  müsse,  und 
zu  diesem  Zwecke  unter  Bezugnahme  auf  im  Auslande  ge- 
troffene Veranstaltungen  —  namentlich  die  Organisation  der 
Kgl.  Sächsischen  Landeskultur-Rentenbank  —  die  gesetzliche 
Einräumung  einer  Zwangspriorität ^)  speziell  für  Drainage- 
darlehen  empfahlen. 

Ähnliche  Forderungen  waren  auch  in  dem  an  früherer 
Stelle  erwähnten  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  vom 
Juni  1875^)  erhoben  worden,  ja  die  Staatsregierung  selbst 
hatte  bei  den  ersten  vorbereitenden  Arbeiten  für  ihren  Gesetz- 
entwurf den  Standpunkt  eingenommen,  dass  die  nach  dem 
Darlehnsvertrage  für  den  Schuldner  sich  ergebende  Leistung 
in  Gestalt  einer  Rentenverpflichtung hypotheziert  werden 
müsse,  welcher  ein  Vorrecht  vor  allen  übrigen  Forderungen 
mit  Ausnahme  anderer  öffentlicher  Lasten  einzuräumen  sei. 
Später  kam  sie  jedoch  zu  der  Ansicht,  dass  von  der  zwangs- 


1)  Vergl.  Seite  24  bezw.  40. 

2)  Vergl.  Seite  25,  39  und  45. 

3)  Vergl.  Seite  86. 

4)  Vergl.  Seite  41  bezw.  46. 

5)  Vergl.  Seite  87. 

6)  Vergl.  Seite  47. 
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weisen  prioritätischen  Eintragimg  der  Laudeskultur-Renten 
besonders  mit  Rücksicht  auf  die  zahlreichen  vorhandenen 
Realkreditinstitute  nicht-spekulativen  Charakters  abgesehen 
werden  müsse,  da  ein  solches  Verfahren  unbedingt  zu  einer 
Verletzung  der  diesen  letzteren  inbetreff  der  Sicherheits- 
bestellung gesetzten  Regulative  führen  würde,  gegen  die  sie 
sich  infolge  der  Unkündbarkeit  ihrer  Darlehen  nicht  durch 
Rückforderong  derselben  schützen  könnten.  Es  wurde  zwar 
noch  der  Versuch  gemacht,  durch  Verhandlungen  mit  den 
Vertretern  der  gemeinnützigen  Kreditanstalten  einen  annehm- 
baren Ausweg  zu  finden,  doch  führten  diese  nicht  zum 
gewünschten  Ziele,  vielmehr  erklärten  die  Delegierten  fast 
sämtlicher  Landschaften,  dass  die  Einräumung  einer  Zwangs- 
priorität unter  den  seitens  der  Regierung  hierfür  in  Aussicht 
genommenen  Formalitäten  eine  Erschütterung  des  Vertrauens 
des  anlagesuchenden  Publikums  zu  der  absoluten  Sicherheit 
der  landschaftlichen  Pfandbriefe  befürchten  lasse,  welche 
die  schlimmsten  Folgen  für  die  Wirksamkeit  ihrer  Anstalten 
mit  sich  bringen  könne. 

Vor  allem  mit  Rücksicht  auf  diese  gewichtigen  Stimmen 
sah  sich  die  Staatsregierung  schliesslich  veranlasst,  in  ihrem 
dem  Landtage  vorgelegten  Entwürfe  auf  die  Eintragung  von 
Renten  und  die  Einräumung  eines  Vorzugsrechtes  für  die- 
selben vollständig  zu  verzichten  und  dafür  einen  anderen 
Modus  der  Sicherheitsbestellung  zu  wählen,  der,  wie  bereits 
dargelegt  wurde,  die  Benutzung  der  Landeskultur-Renten- 
banken seitens  einzelner  Grundbesitzer  als  fast  gänzlich  aus- 
geschlossen erscheinen  lässt. 

(Drainage-Darlehen.)  ^)  Dass  die  Regierungs-Vorlage 
unter  diesen  Umständen  in  Interessentenkreisen  grosse  Ent- 
täuschung hervorrief,  war  ganz  natürlich,  aber  auch  die 
Mehrheit  ,  des  Abgeordnetenhauses  war  mit  der  Hintansetzung 
der  Interessen  der  einzelnen  Landwirte  keineswegs  einverstanden 
und  setzte,  um  auch  ihnen  den  Kredit  der  Landeskultur- 
Rentenbanken  wenigstens  unter  gewissen  Verhältnissen 
zugänglich  zu  machen,  die  Einfügung  von  22  völlig  neuen 
Paragraphen 2)  durch,  welche  besondere  Bestimmungen  hin- 
sichtlich der  Gewährung  von  Darlehen  zu  Drainierungs-Unter- 
nehmungen  enthalten. 

Für  diese  Erweiterung  des  Gesetzes  ist  die  Ansicht 
massgebend  gewesen,  dass  unter  allen  Mitteln  der  Boden- 

1)  Vergi.  insbes.  noch  Aiisführungsgesetz  zum  ß.  G.  B.  vom 
20.  September  1899,  Art.  21,  „Landeskulturrenten". 

2)  Vergl.  Seite  87. 
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melioration  einzig  und  allein  bei  der  Drainage  die  für  eine 
Erleichterung  der  Kapitalentnahme  erforderlichen  Vor- 
bedingungen als  vorhanden  zu  erachten  seien,  indem  nur 
bei  ihr  der  künftige  Erfolg  sich  mit  Sicherheit  vorausberechnen 
lasse/)  dass  sie  aber  auch  in  Anbetracht  ihrer  dringenden 
Notwendigkeit  gegenüber  gewissen  klimatischen  und  Boden- 
verhältnissen eine  energischere  Förderung  verdiene.  Freilich 
über  die  Art  und  Weise,  in  welcher  diese  zu  erfolgen  habe, 
gingen  die  Meinungen  weit  auseinander  und  namentlich  das 
von  verschiedenen  Seiten  geltend  gemachte  Verlangen  nach 
zwangsweiser  prioritätischer  Eintragung  von  Landeskultur- 
Renten  fand  seitens  der  Regierung  wie  auch  in  weiten  Kreisen 
des  Hauses  entschiedenen  Widerspruch,  sogar  deren  Zulässigkeit 
bei  im  Vergleich  zum  Werte  des  zu  beleihenden  Grundstücks 
geringfügigen  Darlehen  wurde  in  3.  Lesung,  allerdings  nur 
mit  einer  Zufallsmehrheit,  verworfen.  2)  Zur  Annahme  gelangte 
schliesslich  ein  Modus,  demzufolge  die  Einräumung  eines 
Vorzugsrechtes  für  zu  übernehmende  Landeskultur- Renten^) 
seitens  des  Kreditsuchers  beantragt  werden  kann,  aber  nur 
dann  erfolgen  darf,  wenn  die  voreingetragenen  Realberechtigten 
sich  damit  einverstanden  erklären.  Überdies  wurde  die  Auf- 
nahme dieser  neugeschaffenen  „Drainagebestimmungen"  in 
die  Spezialstatuten  nicht  obligatorisch  gemacht,  sondern  dem 
freien  Ermessen  der  Provinzial-Verbände  anheimgegeben. 

Viel  gewonnen  wäre  allerdings  für  die  kreditbedürftigen 
Grundbesitzer  auch  bei  einer  förmlichen  diesbezüglichen  Ver- 
pflichtung nicht  gewesen,  da  das  Prinzip  der  freiwilligen 
Zustimmung  vorgehender  Gläubiger  zur  prioritätischen  Ein- 
tragung der  Landeskultur-Renten  den  Nutzen  der  ganzen 
Einrichtung  als  ziemlich  fragwürdig  erscheinen  lässt.  Speziell 
die  gemeinnützigen  Kreditinstitute,  von  denen  doch  ein  recht 
erheblicher  Teil  des  gesamten  ländlichen  Grundbesitzes 
beliehen  ist,  werden  es  mit  Rücksicht  aaf  ihre  Satzungen 
prinzipiell  ablehnen  müssen,  den  Landeskultur-Rentenbanken 
mit  ihren  Forderungen  im  Range  auszuweichen,  und  ob  selbst 
der  in  seiner  Entschliessung  völlig  freie  Privatgläubiger  sich 
hierzu  wenigstens  in  der  Regel  bereit  erklären  wird,  dürfte 
aus  verschiedenen  Gründen  doch  sehr  zu  bezweifeln  sein, 
kommt  allerdings,  da  Individualhypotheken  gemeinhin  jeder- 


1)  Vergl.  Seite  40  bezw.  45. 

2)  Laut  Kommissionsbeschluss  Darlehen,  welche  den  dreifachen 
Betrag  des  Grundsteuerreinertrages  nicht  übersteigen. 

3)  Inklusive  etwaiger  Verwaltungskostenzuschläge. 
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zeit  kündbar  zu  sein  pflegen,  eigentlich  auch  gar  nicht 
weiter  in  Betracht.  ^) 

Die  Einräumung  des  Vorzugsrechtes  erfolgt  unter  Ver- 
mittlung der  Auseinandersetzungsbehörden  auf  Grund  eines 
ziemlich  umständlichen  Verfahrens,  das  sich  in  seinen  Einzel- 
heiten folgenderQiassen  zu  gestalten  hat.  Der  Darlehnssucher 
muss  sich  zunächst  den  Anspruch  auf  P^inräumung  der 
Landeskulturrente  durch  Eintragung  eines  entsprechenden 
Vermerks  in  das  Grundbuch  sichern  und  hat  sodann  einen 
Antrag  auf  Gewährung  des  Vorzugsrechtes  für  dieselbe  unter 
Beifügung  der  für  die  Prüfung  seines  Gesuches  erforderlichen 
Unterlagen''^)  bei  der  zuständigen  Generalkommission  einzu- 
reichen. Letztere  lässt  zunächst —  erforderlichenfalls^)  durch 
Gutachten  besonderer,  zu  diesem  Zwecke  zu  bildender 
„Drainagekommissionen",  deren  Befugnisse  indessen  durch 
das  SpezialStatut  auch  im  Geschäftsbezirk  der  betreffenden 
Bank  tätigen  land-  bezw.  ritterschaftlichen  Kreditverbänden 
übertragen  werden  können  —  feststellen,  wie  hoch  die  durch 
das  geplante  Unternehmen  zu  erzielende  Werts  Vermehrung 
angesetzt  werden  kann  und  ob  dessen  Ausführung  einen  den 
veranschlagten  Kosten  ungefähr  entsprechenden  Aufwand 
verursachen  dürfte. 

Gelangt  die  Generalkommission  zu  der  Überzeugung, 
dass  der  Wert  der  zu  meliorierenden  Liegenschaften  zum 
mindesten  um  den  Betrag  des  letzteren  erhöht  werden  wird, 
so  fordert  sie  durch  öffentliche  Bekanntmachung  und  spezielle 
Benachrichtigung  die  vorhandenen  Realberechtigten  auf, 
etwaige  Einwendungen  gegen  die  beantragte  Gewährung 
des  Vorzugsrechtes  für  die  Landeskulturrente  innerhalb  einer 
Frist  von  6  Wochen  bei  ihr  geltend  zu  machen.  Nach  Ablauf 
dieser  Einspruchsfrist  betrachtet  sie  dann  diejenigen,  welche 
überhaupt  keine  Erklärung  abgegeben  haben,  als  zustimmend 
und  fasst  einen  endgültigen,  unanfechtbaren  Beschluss,  inwie- 
weit im  Falle  der  ordnungsmässigen  Ausführung  des  Drainage- 
Unternehmens  der  Landeskulturrente  die  Priorität  vor  anderen 


1)  Vergl.  Seite  41  bezw.  47. 

2)  Kostenvoranschlag,  vollständiger  Plan  der  projektierten 
Anlage,  Angabe  der  Zeit,  in  welcher  dieselbe  vollendet  sein  soll, 
beglaubigte  Abschrift  des  Grundbuchblattes  des  betreffenden 
Grundstücks. 

3)  Sofern  sie  nicht  schon  mit  Hilfe  des  ihr  zur  Verfügung 
stehenden  Personals  bezw.  auf  Grund  des  Aktenmaterials  über 
anderweitige,  in  Angelegenheiten  der  betreffenden  Feldmark  etwa 
anhängig  gewesene  Geschäfte  (insbes.  Separationen)  ausreichende 
Informationen  für  die  Beurteilung  des  Antrages  gewinnen  kann. 


realen  Rechten  eingeräumt  werden  kann.  Falls  allerdings 
ein  Gläubiger  der  prioritätischen  Eintragung  ausdrücklich 
seine  Zustimmung  versagt  hat,  so  wird  dieselbe  sowohl  vor 
seinem  Ansprüche  wie  auch  allen  voreingetragenen  Forderungen 
unmöglich,  wenn  es  nicht  etwa  gelingt,  den  erhobenen  Wider- 
spruch noch  auf  gütlichem  Wege  ^)  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Die  Eintragung  der  Rente  und  Auszahlung  des  Schuld- 
kapitals seitens  der  Bank  erfolgt  stets  erst  nach  Vollendung 
der  Melioration,  auf  Grund  einer  Bescheinigung  der  Aus- 
einandersetzungsbehörde, dass  die  betreffende  Anlage  in 
ordnungsmässiger  Weise  fertiggestellt  worden  ist.  Bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  wird  also  der  Darlehnssucher  auf  die 
Inanspruchnahme  von  Personalkredit  angewiesen  sein,  dessen 
Beschaffung  ihm  jedoch  in  der  Regel  keine  besonderen 
Schwierigkeiten  bereiten  dürfte,  da  der  Anspruch  auf  Ge- 
währung des  Vorzugsrechtes  gegenüber  späteren  Eintragungen 
durch  eine  entsprechende  Vormerkung  im  Grundbuche  geschützt 
ist  und  er  sich  auf  Grund  des  oben  erwähnten  Beschlusses 
der  Generalkommission  von  der  Landeskultur-Rentenbank  auch 
eine  förmliche  Zusicherung  geben  lassen  kann,  dass  das 
erbetene  Darlehn  nach  Erfüllung  der  erforderlichen  Vor- 
bedingungen gewährt  wird.  Bei  umfangreicheren  Arbeiten 
bietet  sich  ihm  überdies  noch  der  weitere  Vorteil,  dass  ent- 
sprechend der  Fertigstellung  gewisser  Teile  der  Anlagen, 
welche  selbständig  eine  dauernde  Substanzverbesserung 
garantieren,  auch  eine  ratenweise  Auszahlung  der  Darlehen 
für  zulässig  erklärt  ist.  2) 

Das  der  prioritätisch  einzutragenden  Landeskulturrente 
zu  gründe  liegende  Kapital  darf  den  zur  Ausführung  des 
betreffenden  Drainage-Unteruehmens  erforderlichen  Kosten- 
aufwand natürlich  nicht  übersteigen,  muss  sich  aber  auch 
innerhalb  derjenigen  Grenzen  halten,  in  welchen  —  selbst- 
verständlich unter  der  Voraussetzung,  dass  seitens  der 
vorhandenen  Realberechtigten  eine  Rangausweichung  im 
nämlichen  Umfange  zugestanden  wird  —  beim  Angebot 
hypothekarischer  Sicherheitsleistung  nach  Massgabe  der  in 
diesem  Falle  zur  Anwendung  kommenden  Bestimmungen^) 
Geldmittel  gewährt  werden  könnten.  Eine  Möglichkeit,  unter 
gewissen  Umständen  vom  Eigentümer  der  mit  der  Rente 
behafteten  Immobilien  deren  Ablösung  fordern  zu  können, 

1)  In  einer  kommissarischen  Verhandlung  mit  dem  Wider- 
strebenden. 

2)  Vergl.  Seite  42  bezw.  51. 

3)  Vergl.  Seite  98  und  folgende, 
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ist  den  Banken  nicht  eröffnet  worden.  ^)  Dieselbe  muss  viel- 
mehr bei  Dismembrationen  unter  Beobachtung"  der  gesetzlichen 
Vorschriften  über  die  Verteilung*  von  Staatssteuern  auf  die 
einzelnen  Trennstücke  repartiert  werden,  während  bei 
Zwang-sversteigerungen  die  belasteten  Grundstücke,  soweit 
dem  nicht  die  Eechte  vorgehender  Gläubiger  entgegenstehen, 
unter  der  Bedingung  der  Übernahme  der  Eente  ausgeboten 
werden  müssen  und  die  Berechtigte  Ansprüche  auf  Befriedigung 
durch  Kapitalzahlung  aus  den  Kaufgeldern  nicht  zu  erheben 
vermag. 

Die  Maximaldauer  der  Eentenpf licht  ist  allerdings  ver- 
hältnismässig nur  sehr  kurz  bemessen,  denn  da  die  zur 
Amortisation  des  dargeliehenen  Betrages  bestimmte  Quote 
zum  mindesten  4°/^  betragen  soll,  so  dürfte  dessen  planmässige 
Tilgung  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  im  allgemeinen 
nicht  mehr  als  etwa  18  Jahre  in  Anspruch  nehmen.^)  Die 
Wahl  einer  derartig  hohen  Abtragsrate  lässt  sich  wohl  ledig- 
lich aus  dem  Bestreben  rechtfertigen,  den  weichenden  Eeal- 
berechtigten  in  möglichst  kurzer  Zeit  ein  Wiedereinrücken 
in  ihre  frühere  Stellung  zu  ermöglichen.^)  Im  Hinblick  auf 
die  Dauer  der  Drainage-x4.nlagen  bezw.  das  Anhalten  der 
durch  dieselben  bewirkten  Wertsvermehrung  muss  sie  dagegen 
als  entschieden  zu  hoch  gegriffen  bezeichnet  werden,  denn 
vom  technischen  Standpunkte  aus  dürfte  ein  Satz  von  2^1  q 
als  in  der  Eegel  durchaus  angemessen  anzusehen  sein.^)  Als 
sehr  drückend  würde  natürlich  eine  Belastung  in  Höhe  von 
71/2  —  8^/0  des  Schuldkapitals  namentlich  während  desjenigen 
Zeitraumes  empfunden  werden,  in  welchem  ein  Nutzen  aus 
der  Melioration  überhaupt  noch  nicht  zu  erwarten  ist,  also 
die  diesem  Aufwand  entsprechenden  Einkünfte  noch  fehlen. 
Mit  Eücksicht  hierauf  kann  deshalb  laut  Gesetz  den  Landes- 
kultur-Eentenbanken  durch  die  speziellen  Statuten  die  Befugnis 
eingeräumt  werden,  im  ersten  Jahre  von  der  Einforderung 
des  vollen  Betrages  der  Eente  abzusehen  und  die  Leistung 
des  Schuldners  auf  die  blosse  Verzinsung  des  Darlehns  zu 
beschränken.  5) 


1)  Vergl.  Seite  48. 

2)  Die  Löschung  der  Rente  im  Grimdbuche  erfolgt  sodann 
von  Amtswegen  auf  Antrag  der  Landeskultur-Rentenbank  ohne 
weiteres^  Zutun  des  Schuldners. 

3)  Vergl.  Seite  55. 

4)  Vergl.  insbes.  Von  der  Goltz,  Landwirtsch.  Betriebslehre, 
Seite  585. 

5)  Vergl.  Seite  56. 
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^  Selbstverständlich  müssen  den  postlozierten  Realberech- 
tigten ausreichende  Garantien  dafür  geboten  sein,  dass  die 
durch  die  MeUoration  erzielte  Wertserhöhung,  auf  Grund 
deren  der  Landeskulturrente  ein  Vorzugsrecht  vor  ihren 
Forderungen  eingeräumt  wurde,  dem  Pfandgrundstück  auch 
wirklich  erhalten  bleibt.  Die  Direktion  der  Landeskultur- 
Eentenbank  ist  deshalb  verbunden,  darüber  zu  wachen,  dass 
der  Schuldner  seiner  Verpflichtung,  die  Drainage-Anlagen  bis 
zur  Löschung  der  Rente  fortdauernd  in  gutem  Zustande  zu 
erhalten,  gewissenhaft  nachkommt,  und  kann  —  wie  auch 
jeder  zurückgetretene  Gläubiger  —  erforderlichenfalls  ver- 
langen, dass  etwa  notwendige  Reparaturen  auf  Kosten  des 
Darlehnsnehmers  durch  die  Auseinandersetzungsbehörden  ver- 
anlasst werden.  1) 

Vergleicht  man  die  bisher  behandelten  „Drainage- 
bestimmungen"  mit  den  sonstigen  Vorschriften  über  die  Kredit- 
gewährung, so  ergiebt  sich,  dass  erstere  infolge  der  ver- 
mittelnden Tätigkeit  der  Generalkommissionen  den  Darlehns- 
bedürftigen  der  Mühe  überheben,  selbst  mit  den  vorhandenen 
Realberechtigten  ein  Arrangement  treffen  zu  müssen,  welches 
eine  Plazierung  der  La^ideskulturrente  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Sicherheitsgrenze  möglich  macht.  Dazu  dürfte  das 
hierbei  zu  beobachtende  Verfahren,  welches  auf  die  Interessen 
des  voreingetragenen  Gläubigers  für  den  Fall  seines  Rücktrittes 
in  jeder  nur  denkbaren  Weise  Rücksicht  nimmt,  unter  Um- 
ständen vielleicht  doch  etwas  mehr  Aussicht  haben,  ihn  zur 
Einräumung  der  Priorität  zu  bestimmen,  als  ein  direkt  vom 
Schuldner  unternommener  Versuch. 

Dies  ist  aber  auch  der  einzige,  immerhin  ziemlich  frag- 
würdige Vorzug  der  Sonderbestimmungen,  mit  dem  noch  dazu 
verschiedene  Machteile,  vor  allem  die  Belastung  mit  einer 
unverhältnismässig  hohen  Jahresleistung  und  das  Unvermögen, 
vor  Beendigung  der  Arbeiten  einen  Teil  des  Darlehns  aus- 
bezahlt erhalten  zu  können,'^)  gegenüberstehen.  Auch  die 
Publizität  des  Aufgebotsverfahrens,  welche  die  Vermögens- 
verhältnisse des  Kreditsuchenden  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
für  jedermann  offen  legt,  dürfte  geeignet  sein,  noch  manchen 
von  der  Benutzung  beregter  Einrichtung  abzuhalten. 

Etwas  grössere  Bedeutung  liesse  sich  dagegen  einem 
letzten  der  neu  eingefügten  Paragraphen  zuerkennen,  durch 
welchen  die  Eintragung  einer  Landeskulturrente  auf  Lehns- 


1)  Vergl.  Seite  101. 

2)  Abgesehen  von  der  auf  Seite  106  erwähnten  Ausnahme. 
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und  Fideikommissgütern  von  der  Zustimmung  der  Lehns- 
bezw.  Fideikommissnachf olger  und  Agnaten  in  Anbetracht  der 
immer  nur  entfernteren  und  eventuellen  Anrechte  derselben 
auf  die  betreffenden  Grundstücke  unabhängig  gemacht  wird. 
Die  Einräumung  des  Vorzugsrechtes  erfolgt  also  in  diesem 
Falle  zwangsweise,  indem  die  Einwilligung  der  vorgenannten 
Personen,  welche  sonst  nur  im  Wege  eines  unter  den  weit- 
schweifigsten gesetzlichen  Formalitäten  zustande  kommenden 
Familienschlusses  zu  erlangen  wäre,  durch  einen  Beschluss 
der  Auseinandersetzungsbehörde  auf  Grund  des  an  früherer 
Stelle  geschilderten  Verfahrens  ersetzt  wird. 

Da  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879,  dessen  Behandlung 
nunmehr  zu  Ende  geführt  wäre,  lediglich  die  Normen  angiebt, 
nach  deren  Massgabe  die  Errichtung  von  Landeskultur- 
Rentenbanken  seitens  der  Provinzial-Verbände  erfolgen  soll, 
so  ist  oben  im  allgemeinen  nur  eine  Wiedergabe  und 
Kritik  der  einzelnen  Bestimmungen  desselben  für  not- 
wendig erachtet,  von  einem  Eingehen  auf  die  Organisation 
und  den  Geschäftsbetrieb  der  bestehenden  Anstalten  dagegen 
abgesehen  worden.  Letzteres  dürfte  zweckmässiger  bei  den 
nachfolgenden  Untersuchungen  über  die  in  den  einzelnen 
Provinzen  vorhandenen  Meliorationskreditquellen  erfolgen,  da 
andernfalls  die  Übersicht  über  dieselben  erschwert  werden 
müsste  oder  aber  Wiederholungen  unvermeidlich  würden. 


2.  Provinz  Osipreussen.^) 

1.  Meliorations-Fonds. 
Aus  dem  ursprünglich  staatlichen  Provi nzial- Melio- 
rationsfond s'-^)  werden  Subventions-Darlehen  mit  Tilgungs- 
zwang gegeben.  Zu  neuer  Kapitalbelegung  stehen  die 
regelmässigen  Abträge  und  ausserordentlichen  Rückzahlungen 
der  Schuldner  sowie  das  gesamte  Zinserträgnis,  welches  dem 
Fonds  zuwächst,  zur  Verfügung.^)  Bestand  am  1.  April  1903: 
Mk.  241,242,60,  davon  Mk.  230,442,60  ausstehende  Darlehns- 
forderungen. 

1)  Vergl.  Reglement  für  die  Prov.-Hülfsk.  von  Ostpr.  vom 
18.  März/21.  Juni  1885  nebst  Zusatzbestimmungen  vom  25.  Februar/ 
4.  August  1902  und  Nachtrag  vom  25.  Februar/8.  August  1902; 
Verwaltungsbericht  des  Ostpr.  Prov.- Ausschusses  für  das  Kalenderjahr 
1902;  Vorlage  des  Prov.-Ausschusses  an  den  Prov.-Landtag  betr.  den 
Haushaltsplan  für  die  Prov. -Nebenfonds  für  das  Rechnungsjahr  1903. 

2)  Vergl.  Seite  81. 

3)  Vergl.  Seite  22. 
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Der  Landesmeliorationsfouds,^)  zu  dessen  Dotierung' 
alljährlich  60,000  Mark  in  den  Provinzial-Etat  eingestellt 
werden,  findet  ausschliesslich  zur  Unterstützung  solcher 
Meliorations-Unternehmungen  Verwendung,  welche  gleichzeitig 
vom  Staate  aus  dem  sog.  „Flusskorrektionsfonds"  ^)  sub- 
ventioniert werden.  Im  Jahre  1902  wurden  an  Beihülfen 
ohne  Auflage  der  Eückgewähr  zur  Ausführung  von  derartigen 
Anlagen  aus  dem  provinziellen  Fonds  Mk.  63,325  und  aus 
dem  letzterwähnten  staatlichen  Mk.  158,225  gewährt.  Ausser- 
dem sind  während  des  gleichen  Zeitraumes  vom  Staate  noch 
Mk.  41,558  aus  dem  sog.  „Vorarbeitskostenfonds*'-)  zu 
generellen  Vorarbeiten  in  der  Provinz  zur  Verfügung  gestellt 
worden. 

Der  Fonds  zur  Förderung  der  Landwirtschaft^) 
wird  alljährlich  seitens  des  Provinzial -Verbandes  mit 
90,000  Mark  (3/g),  aus  Staatsmitteln  mit  weiteren  150,000  Mark 
(J^jg)  dotiert.  In  der  Hauptsache  dient  er  zur  Hingabe  von 
geschenkweisen  Beihülfen  zu  genossenschaftlichen  Ent-  und 
Bewässerungsanlagen  und  Wasserschutzbauten,  welche  aus 
anderweitigen  Staatsfonds  noch  nicht  unterstützt  wurden, 
sowie  zur  Förderung  solcher  „Folgeeinrichtungen"  von  Melio- 
rationen, deren  Ausführung  nicht  der  Genossenschaft  als 
solcher,  sondern  den  einzelnen  Mitgliedern  obliegt.  Drainage- 
verbände  werden  in  der  Regel  durch  Übernahme  der  Ver- 
zinsung der  Herstellungskosten  ihrer  Anlagen  für  eine  Reihe 
von  Jahren  subventioniert.^) 

2.  Provinzial-Hülfskasse. 
Eine  Landeskultur-Rentenbank  ist  in  der  Provinz  Ost- 
preussen  nicht  ins  Leben  getreten,  sondern  es  sind  der  daselbst 
wirkenden  Provinzial-Hülfskasse  durch  entsprechende  Aus- 
gestaltung ihrer  Einrichtungen  auch  die  Funktionen  eines 
Meliorationskreditinstitutes  übertragen  worden.  Diese  Reor- 
ganisation ist  zwar  an  Hand  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
sowie  der  ihm  beigegebenen  Motive  etc.,  aber  keineswegs 
unter  strikter  Bindung  an  die  Normativvorschriften  desselben 
erfolgt,  da  sich  der  Provinzial- Verband  durch  Verzichtleistung 
auf  die  den  eigentlichen  Landeskultur -Rentenbanken  zu- 
stehenden Privilegien  5)  die  Möglichkeit  gewahrt  hatte,  den 

1)  Vergl.  Seite  81. 

2)  Vergl.  Seite  82. 

3)  Vergl.  Seite  82. 

4)  Vergl.  Seite  18. 

5)  Vergl.  Seite  89. 
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Ausbau  des  Institutes,  ohne  irgend  welchem  lästigen  Zwange 
unterworfen  zu  sein,  ganz  nach  eigenem  Gutdünken  vornehmen 
zu  können. 

Hervorgegangen  ist  letzteres  aus  der  Hülfskasse  der 
ehemaligen  Provinz  Preussen,  welche  ihre  Tätigkeit  nach 
Massgabe  eines  Statutes  vom  27.  September  1853  begonnen 
hat  und  mit  einem  staatlichen  Fundationskapital  in  Höhe 
von  Mk.  1,220,493,31  ausgestattet  worden  war,  das  samt 
den  seit  1853  hinzugewachsenen  Zinsen  im  Betrage  von 
Mk.  452,990,97  auf  Grund  des  Dotationsgesetzes  vom  8.  Juli 
1875  in  das  PJigentum  des  Preussischen  Provinzial- Verbandes 
überging.  1)  Bei  der  Vermögensauseinandersetzung  zwischen 
den  beiden  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  19.  März  1877 
betr.  die  Teilung  der  Provinz  Preussen  neugebildeten  Proviuzial- 
Verbänden  von  Ost-  und  Westpreussen  wurde  laut  §  20  des 
Übereinkommens  zwischen  den  Vertretern  derselben  vom 
13.  Juni/13.  Oktober  1877  das  obenerwähnte  Kapital  in 
der  Weise  geteilt,  dass  von  den  gesamten  Mk.  1,673,484,28 
der  Provinz  Ostpreussen  Mk.  1,008,274,29  zugesprochen 
wurden,  welche  das  Stammkapital  ihrer  jetzigen  Hülfskasse 
darstellen, 

(Wirkungskreis.)  Abgesehen  davon,  dass  ihr  auch  Geld- 
mittel zur  Anlegung  und  Erweiterung  von  Provinzial-Instituten 
seitens  des  Provinzial- Verbandes  entnommen  werden  dürfen, 
gewährt  dieselbe  Darlehen  an  Kreisverbände,  Gemeinden, 2) 
eingetragene  und  nicht  eingetragene  Genossen- 
schaften, soweit  sie  sich  der  für  Genossenschaften  geltenden 
Landesgesetzgebung  unterwerfen,  sonstige  Korporationen 
und  öffentliche  Institute  zu  gemeinnützigen  Einrichtungen 
und  anderweitigen,  ihrer  Bestimmung  und  ihrem  In- 
teresse entsprechenden  Ausgaben,  an  Kreise  und  Ge- 
meinden auch  zur  Verbesserung  ihres  Haushalts.  Ausserdem 
können  Privatpersonen  Kapitalien  erhalten  entweder  als  ge- 
werbliche Unternehmer  zur  Einrichtung,  Verbesserung  und 
Erweiterung  ihrer  Anlagen  und  des  Gewerbebetriebes  oder 
als  ländliche  Grundbesitzer  zu  dauernden  Boden- 
verbesserungen, Waldanlagen,  Obstbaumplantagen 
und  sonstigen  Baumpflanzungen,  zur  Verbesserung  des 
Wirtschaftsbetriebes  und  zur  Hebung  und  Verbesserung  der 
wirtschaftlichen  Lage  im  allgemeinen,  zur  Erhaltung  im 


1)  Vergl.  Seite  83. 

2)  Politische,  Kultus-  und  Scliulgemeiudeii. 
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Grundbesitz  oder  zur  Erhaltung  des  Grundbesitzes  in  der 
Familie.^) 

Bei  dieser  Abgrenzung  des  Umfanges  der  Darlehns- 
gescliäfte  erscheint  eigentlich  die  uneingeschränkte  Hergabe 
von  Äleliorationskredit  bereits  als  vollkommen  zulässig,  doch 
ist  überdies  im  Reglement  noch  ein  weiterer  Passus  enthalten, 
durch  welchen  Genossenschaften  und  Grundbesitzern  die 
Dienste  der  Hülfskasse  „zur  Förderung  ihrer  Wirtschafts- 
zwecke" und  zwar  insbesondere  zu  sämtlichen  im  Gesetze 
vom  13.  Mai  1879  aufgeführten  Unternehmungen  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden.  Er  enthält  also  zum  Teil  eigentlich 
nur  eine  Wiederholung  einiger  der  vorerwähnten  Bestimmungen, 
ausserdem  aber,  und  dies  dürfte  der  Grund  gewesen  sein, 
weshalb  man  eine  solche  nicht  vermieden  hat,  eine,  abgesehen 
von  einer  unwesentlichen  Abweichung  —  es  ist  nur  von 
„Schiffahrtsanlagen  geringerer  Art"  die  Rede  —  völlig  wort- 
getreue Reproduktion  des  §  1  des  Gesetzes  vom  13.  Mai 
1879.'^) 

Hieran  lässt  sich  unschwer  erkennen,  dass  die  Kasse 
in  ihrer  gegenwärtigen  Organisation  tatsächlich  Ersatz  für 
ein  Meliorationskreditinstitut  bieten  soll,  von  dessen  Errichtung 
der  Provinzial-Verband  aus  irgend  welchen  Gründen  absehen 
zu  müssen  glaubte,  und  die  Aufnahme  sämtlicher  Zwecke, 
deren  Förderung  sich  überhaupt  die  Landeskultur-Renten- 
banken angelegen  sein  lassen  können,  erscheint  umso  be- 
merkenswerter, als  bei  letzteren  selbst  gerade  in  dieser 
Beziehung  die  denkbar  weitgehendsten  Einschränkungen  durch 
die  speziellen  Statuten  vorgenommen  werden  können.^) 
Hinsichtlich  der  Abgrenzung  ihres  Wirkungskreises  ist  also 
die  Ostpreussische  Hülfskasse  jedweder  Landeskultur-Renten- 
bank als  vollkommen  ebenbürtig  zu  erachten  und  bietet  speziell 
für  einzelne  Grundbesitzer  überdies  noch  den  weiteren  Vorteil, 
dass  sie  nicht  nur  zu  Meliorationen,  sondern  auch  zu  ander- 
weitigen Verbesserungen  des  Wirtschaftsbetriebes,*)  welche 
vielleicht  in  Verbindung  mit  jenen  vorgenommen  werden 
bezw.  sich  nach  deren  Ausführung  als  notwendig  oder  zweck- 
mässig erweisen,  Geldmittel  gewährt,  so  dass  in  solchen 

1)  Auf  Grund  der  Zusatzbestimm uiigen  vom  25.  Februar/ 
4.  August  1902  können  endlich  noch  Unternehmer  von  Kleinbahnen 
zur  Errichtung,  Verbesserung  und  Erweiterung  der  Anlagen  und  des 
Betriebes  Darlehen  erhalten. 

2)  Vergl.  Seite  89. 

3)  Vergl.  Seite  90. 

4)  Errichtung  neuer  Gebäude  und  industrieller  Etablissements, 
Anschaffung  von  Vieh,  grösseren  Maschinen  etc. 
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Fällen  die  Inanspruchnahme  einer  zweiten  Kreditqiielle  ver- 
mieden werden  kann. 

(Betriebsmittel,  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.) 
Einem  prinzipiellen  Amortisationszwange  sind  die  Darlehen 
des  Institutes  nicht  unterworfen,  sondern  sie  können  auch 
auf  bestimmte  Zeit  als  sog.  „terminliche  Darlehen"  gewährt 
werden,  welche  entweder  nach  Ablauf  der  ausgemachten 
Frist  in  einer  Summe  zurückgegeben  oder  während  derselben 
—  meist  durch  entsprechende  jährliche  Ratenzahlungen  — 
getilgt  werden  müssen.  Bei  der  Meliorationskreditgewährung 
dürfte  indessen  lediglich  die  Form  des  gewöhnlichen  Amorti- 
sations-Darlehns  zur  Anwendung  kommen,  welches  überhaupt, 
soweit  sich  dies  nach  dem  Eechenschaftsbericht  für  1902 
beurteilen  lässt,  durchaus  die  Eegel  zu  bilden  scheint,  denn 
terminliche  wurden  im  genannten  Jahre  nach  Zahl  und  Betrag 
nur  in  verhältnismässig  ganz  unbedeutendem  Umfange  aus- 
gegeben. 

Die  Tilgung  von  Amortisationsschulden  hat  ohne  Rücksicht 
auf  deren  Verwendungszweck  mit  mindestens  I^/q  pro  Jahr 
zu  erfolgen,  so  dass  eine  strikte  Garantie  dafür,  dass  bei 
Meliorationskapitalien  auch  stets  ein  angemessener  Satz  ver- 
einbart wird,  hier  ebensowenig  vorhanden  ist  wie  bei  den- 
jenigen Landeskultur-Rentenbanken,  welche  eine  der  Dauer 
der  verschiedenen  Anlagen  entsprechende  Spezialisierung  der 
ihnen  gesetzlich  vorgeschriebenen  Minimalquote  von  ^2^/0 
unterlassen  haben.  ^)  In  der  Praxis  scheinen  allerdings  bei 
der  Bemessung  der  Abtragsraten  für  die  in  Rede  stehenden 
Darlehen  doch  gewisse  Regeln  seitens  der  Verwaltung  des 
Institutes  zur  Anwendung  gebracht  zu  werden,  wenigstens 
ergiebt  eine  Durchsicht  des  Rechenschaftsberichtes  für  1902 
die  andernfalls  doch  einigermassen  auffällige  Tatsache,  dass 
für  sämtliche  in  diesem  Jahre  Deichverbänden,  Drainage-  und 
Flussregulierungsgenossenschaften  zugesicherte  Kapitalien 
übereinstimmend  eine  Amortisation  in  Höhe  von  2%  ver- 
einbart wurde,  während  anderweitige  Wassergenossenschaften 
etwa  je  zur  Hälfte  mit  1  und  2^/o,  einzelne  Grundbesitzer, 
soweit  sie  die  Dienste  der  Kasse  zur  Ausführung  von  Drainage- 
Anlagen  in  Anspruch  nahmen,  mit  2  und  3^/o  zu  tilgen  hatten. 
Demzufolge  kann  wohl  mit  ziemlicher  Sicherheit  angenommen 
werden,  dass  speziell  bei  letzterwähnter  Meliorationsform  die 
bereits  an  früherer  Stelle^)  als  in  den  meisten  Fällen  aus- 


1)  Vergl.  Seite  93. 

2)  Vergl.  Seite  107. 
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reichend  anerkannte  Quote  von  2^/0  als  Minimalsatz  zit 
gelten  hat. 

Die  Rückzahlung  der  Terminsdarlehen,  welche  in  der 
Regel  allerdings  auch  nicht  allzu  langfristig  zu  sein  pflegen, 
wird  im  allgemeinen  nur  nach  Massgabe  der  diesbezüglichen 
Bestimmungen  der  Schuldurkunde  erfolgen  können,  da  das 
Recht  zur  vorzeitigen  Kündigung  derselben  den  Erborgern 
durch  das  Reglement  nicht  ausdrücklich  garantiert  ist.  Da- 
gegen ist  die  Kasse  verpflichtet,  den  ganzen  Rückstand  eines 
auf  Amortisation  ausgeliehenen  Kapitals  jederzeit  6  Monate 
nach  Aufkündigung  desselben  durch  den  Schuldner  auf- 
zunehmen. Ob  auch  der  ausserordentliche  Abtrag  eines  Teils 
der  restierenden  Verbindlichkeit  und  eine  Erhöhung  oder 
Herabminderung  der  planmässigen  Tilgungsquote  zulässig  ist 
bezw.  vom  Darlehnsnehmer  verlangt  werden  kann,  muss  da- 
gegen als  einigermassen  fraglich  bezeichnet  werden,  da  im 
Reglement  hierüber  keinerlei  Bestimmungen  getroffen  sind, 
und  hätten  dann  die  Landeskultur-Rentenbanken  demgegenüber 
insofern  einen  Vorzug,  als  sie  Abzahlungen  in  Beträgen  von 
500  Mark  an  jederzeit  gestatten  müssen.  Dass  bei  ihnen 
eine  vorherige  Aufkündigung  der  abzustossenden  Summe  nicht 
erforderlich  ist,  dürfte  dagegen  wenig  zu  bedeuten  haben, 
da  eine  entsprechende  Herabminderung  der  vertraglichen 
Leistungen  des  Schuldners  erst  mit  Ende  des  laufenden 
Halbjahrs  eintritt.^) 

Seitens  des  Institutes  selbst  können  die  Darlehen  in 
der  Regel  nicht  zurückverlangt  werden,  doch  ist  ihm  immerhin 
für  gewisse  Ausnahmefälle  die  Befugnis  zur  Einziehung  der- 
selben eingeräumt  worden.  2)  Eine  der  hieraus  resultierenden 
Kündigungsmöglichkeiten  ergiebt  sich  als  Konsequenz  der 
Tatsache,  dass  die  Kreditgewährung  der  Hülfskassen  sich 
stets  nur  auf  bestimmte,  im  Reglement  näher  bezeichnete 
Massnahmen  erstreckt.  Demzufolge  verlangen  sie  in  der 
Regel  nicht  nur,  dass  in  dem  Darlehnsgesuche  der  spezielle 
Zweck,  für  welchen  ihre  Mittel  in  Anspruch  genommen 
werden  sollen,  angegeben  und  über  den  dazu  erforderlichen 
Geldbedarf  eine  genaue  Aufstellung  gemacht  wird,  3)  sondern 
sie  legen  dem  Erborger  noch  weiterhin  die  Verpflichtung  auf, 
innerhalb  einer  ihm  gesetzten  Frist  den  Nachweis  der  be- 


1)  Vergl.  Seite  94. 

2)  Vergl.  Seite  94. 

3)  Bei  Meliorationen  durch  einen  ordnungsmässig  aufgestellten 
Kostenanschlag. 
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Stirn müüg'sg'emässen  Verwendung*  des  erhaltenen  Kapitals  zü 
erbringen.^) 

Wird  dies  verabsäumt,  so  ist  die  Kasse  berechtigt,  das 
letztere  mit  dreimonatlicher  Frist  zu  kündigen,  eine  Befugnis, 
die  ihr  auch  für  den  Fall  zusteht,  dass  ein  verpfändetes 
Grundstück  in  andere  Hände  übergeht.  Ausserdem  kann  sie 
die  sofortige,  gänzliche  oder  teilweise  Rückzahlung  ohne 
weitere  Förmlichkeiten  verlangen,  wenn  der  Schuldner  mit 
seinen  finanziellen  Verpflichtungen  ihr  gegenüber  im  Rück- 
stände geblieben  ist  bezw.  deren  Beitreibung  im  Wege  der 
Zwangsvollstreckung  notwendig  wurde  oder  wenn  das  bestellte 
Unterpfand  infolge  eingetretener  Wertsverminderung  die 
reglementarische  Sicherheit  nicht  mehr  zu  bieten  vermag.  Sind 
auch  diese  Vorrechte  von  den  entsprechenden  für  die  Landes- 
kultur-Rentenbanken massgebenden  Bestimmungen  hinsichtlich 
des  Grundes  zur  ausnahmsweisen  Einziehung  ausstehender 
Forderungen  nicht  sehr  wesentlich  verschieden,  so  ist  doch 
die  Form  der  letzteren  für  den  Schuldner  bedeutend  härter 
als  die  durch  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  vorgeschriebene, 
welche  ihm  stets  eine  sechsmonatliche  Frist  zur  eventuellen 
Flüssigmachung  des  zurückverlangten  Betrages  zuerkennt. 

Zur  Gewährung  von  Darlehen  steht  der  Hülfskasse  in 
erster  Linie  ihr  Stammkapital  im  Betrage  von  Mk.  1,008,274,29^) 
zur  Verfügung,  das  für  sich  allein  der  Geschäftstätigkeit 
natürlich  sehr  enge  Grenzen  ziehen  würde,  zumal  es  eine 
allmähliche  Erhöhung  aus  den  Zinserträgnissen  nicht  erfährt. 
Um  sich  jedoch  Betriebsmittel  in  möglichst  unbeschränktem 
Umfange  verschaffen  zu  können,  ist  sie  wie  auch  andere 
Schwesteranstalten  zur  Ausgabe  von  Provinzial-Anleihescheinen 
übergegangen,  bei  der  sie  sich  gegenüber  den  Landeskultur- 
Rentenbanken  allerdings  insofern  im  Nachteil  befindet,  als 
diese  Reutenbriefe  in  lediglich  von  dem  Betrage  der  aus- 
stehenden Darlehen  abhängiger  Höhe  in  den  Verkehr  bringen 
dürfen,  während  den  Hülfskassen  bezw.  den  betreffenden 
Provinzial-Verbänden  die  zur  Emission  von  Inhaber-Schuld- 
verschreibungen erforderliche  staatliche  Genehmigung  stets 
nur  für  eine  bestimmte  Summe  erteilt  wird.^)  Wenn  also 
nicht  rechtzeitig  vor  Erschöpfung  des  den  Kassen  zur  Ver- 
fügung stehenden  Obligationenmaterials  die  Erlaubnis  zur 
Emission  eines  weiteren  Postens  eingeholt  wird,  so  dürfte 
allerdings  infolge  eintretenden  Mangels  an  Mitteln  ein  Stocken 

1)  Vergl.  Seite  49. 

2)  Vergl.  Seite  III. 

3)  Vergl.  Seite  91. 
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des  Kreditgeschäftes  oder  zum  mindesten  eine  Verlangsamung 
seiner  Abwickelung  bis  zur  Auszahlung  der  Darlehnsvaluta 
unvermeidlich  sein.  ^)  Direkte  Unannehmlichkeiten  können 
ihnen  indessen  hierbei  kaum  erwachsen,  da  sie  ebenso  wie 
die  Landeskultur-Rentenbanken  berechtigt  sind,  Kreditgesuche 
auch  bei  vollkommener  Erfüllung  aller  im  Reglement  vor- 
geschriebenen Anforderungen  ohne  Angabe  von  Gründen 
abzulehnen,  2)  so  dass  sie  sich  in  obigem  Falle  einfach  zu 
einer  Einschränkung  oder  selbst  völligen  Sistierung  des 
Darlehnsgeschäftes  veranlasst  sehen  werden. 

Während  sonst  im  allgemeinen  der  Zinsfuss  für  aus- 
zuleihende Kapitalien  von  den  Provinzial-Hülfskassen  ent- 
sprechend den  Schwankungen  des  Geldmarktes  von  Zeit  zu 
Zeit  nach  freiem  Ermessen  festgesetzt  zu  werden  pflegt,  hat 
sich  die  ostpreussische  durch  Nachtrag  zum  Reglement  vom 
25.  Februar/8.  August  1902  dieses  Rechtes  ausdrücklich 
begeben  und  dafür  den  bei  den  Landeskultur-Rentenbanken 
zur  Anwendung  kommenden  Modus  angenommen,  nach  welchem 
Darlehns-  und  Obligationenzinsfuss  gleich  hoch  gehalten 
werden.'^)  Die  Amortisation  der  Provinzial -Anleihescheine 
erfolgt  dagegen  nicht  nach  Massgabe  der  infolge  planmässiger 
Tilgung  und  anderweitiger  Kapitalrückzahlungen  verfügbar 
werdenden  Summen,*)  sondern  vollzieht  sich  unabhängig  davon 
bei  jeder  einzelnen  Anleihe  in  der  Regel  mit  jährlich  l^Vo 
des  ursprünglichen  Betrages  derselben.  Dieser  Satz  ist  jedoch 
in  den  staatlichen  Genehmigungs-Urkunden  zur  Obligationen- 
Ausgabe  nur  als  Minimum  bezeichnet  und  dem  Provinzial- 
Verbande  das  Recht  vollkommen  gewahrt,  unter  Umständen 
den  Tilgungsstock  zu  verstärken,  wie  es  ihm  auch  gestattet 
ist,  ganze  Emissionen  zwecks  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
derselben  aufzukündigen.  Da  nun  für  den  Abtrag  der  Dar- 
lehen in  vielen  Fällen  eine  höhere  Quote  als  I^Iq  vereinbart 
wird,  5)  ausserdem  auch  das  Eigenkapital  der  Kasse  und  die 
ausserordentlichen  Abzahlungen  in  Rücksicht  gezogen  werden 
müssen,  so  lässt  sich  gewöhnlich  ein  Teil  der  zurückfliessenden 
Beträge  von  neuem  zur  Kapitalbelegung  verwenden,  doch 
wird  in  solchen  Fällen  eine  Ausgabe  von  Anleihescheinen  zu 


1)  Vergl.  Seite  84. 

2)  Verg-1.  Seite  96. 

3)  Vergl  Seite  92. 

4)  Vergl.  Seite  91, 

5)  Die  Amortisation  der  1902  neubewilligten  Darlehen  schwankte 
im  allgemeinen  zwischen  1— 37o)  gi^g  jedoch  in  vereinzelten  Fällen 
bis  zu  10  7o  pi'o  Jahr. 
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entsprechendem  Zinsfusse  gewissermassen  fingiert  und  deren 
Realwert  der  Auszahlung  der  Darlehn s Valuta  zu  gründe 
gelegt. 

Die  Tilgung  der  Obligationen  kann  zwar  je  nach  den 
Kursverhältnissen  entweder  im  Wege  der  Auslosung  oder 
durch  freihändigen  Rückkauf  erfolgen,^)  indessen  hat  die 
Kasse  seit  dem  Jahre  1890  lediglich  von  letzter  Befugnis 
Gebrauch  gemacht,  um,  wie  sie  selbst  sagt,  die  Anleihescheine 
marktgängiger  zu  machen,  weil  der  Zinsverluste  wegen,  welche 
durch  das  Übersehen  von  Auslosungen  entstehen  können, 
Wertpapiere,  die  einer  steten  Auslosung  unterworfen  seien, 
nicht  gern  vom  Publikum  gekauft  würden.  Nebendem  dürfte 
jedoch  auch  der  Umstand,  dass  die  Inhaber  über  pari 
notierender  Obligationen  bei  diesem  Verfahren  keine  Verluste 
durch  die  Einlösung  derselben  zum  Nennwerte  zu  befürchten 
haben,  da  solche  bei  freihändigem  Rückkauf  natürlich  dem 
Institute  selbst  zur  Last  fallen,  einen  günstigen  Einfluss  auf 
die  Kurse  zu  äussern  geeignet  sein. 

Mangels  einer  Differenz  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins, 
welche  zur  Deckung  der  Geschäftsunkosten  Verwendung 
finden  könnte,  ist  die  Kasse  zur  Erhebung  eines  besonderen 
Zuschlages 2)  genötigt,  welcher  gegenwärtig  auf  l^/oo  des 
jeweiügen  Darlehnsrestes  bemessen  ist.  Ausserdem  ist  noch 
8  Jahre  hindurch  ein  Beitrag  zum  Reservefonds  in  Höhe  von 
^/^o/o  des  Schuldkapitals  zu  entrichten,  der  indessen  nur  bei 
Terminsdarlehen  eine  effektive  Mehrbelastung  darstellt,  bei 
Amortisationsdarlehen  dagegen  lediglich  eine  entsprechende 
Verkürzung  der  Tilgungsquote  während  der  genannten  Zeit 
mit  sich  bringt.  Jedenfalls  bedeutet  er  aber  für  den  Schuldner 
einen  ähnlichen  Verlust  wie  der  Erhalt  unter  pari  stehender 
Schuldverschreibungen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  die 
Einbusse  sich  nicht  im  Augenblick  der  Empfangnahme  des 
Darlehns  sofort  für  ihn  fühlbar  macht,  da  ihm  die  zurück- 
zuzahlende Summe  gewissermassen  als  ein  unverzinsliches, 
binnen  kurzer  Frist  zu  amortisierendes  Ergänzungsdarlehn 
noch  für  einige  Zeit  belassen  wird. 

Im  ganzen  betrachtet,  werden  diese  Nebenleistungen 
noch  etwas  niedriger  sein  als  das  bei  den  Landeskultur- 
Rentenbanken  zulässige  Maximum  des  Verwaltungskosten- 
beitrages (Vö^/o)^  zumal  derselbe  bei  letzteren  nicht  nach  dem 
noch  ausstehenden  Reste,  sondern  dem  ursprünglichen  Betrage 
der  Schuld  berechnet  wird.    Stempel-  und  Gebührenfreiheit- 

1)  Vergl.  Seite  91. 

2)  Vergl.  Seite  95» 
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steht  allerdings  den  Hilfs-  und  Landeskreditkassen  im  all- 
gemeinen nicht  zu  und  ergiebt  sich  hieraus  wieder  eine  kleine 
Verteuerung  der  Kreditbeschaffung  für  die  Erborger,  während 
im  übrigen  wie  auch  bei  allen  späteren  Vergleichen  angenommen 
worden  ist,  dass  Landeskultur-Rentenbriefe  sich  jeweils  zu 
dem  nämlichen  Kurse  begeben  lassen  würden  wie  gleich  hoch 
verzinsliche  Provinzial-Anleihescheine  und  dergL 

Die  Darlehen  werden  zwar  grundsätzlich  nur  in  barem 
Gelde  gegeben,  doch  ist  die  Aushändigung  des  vollen  Nenn- 
betrages lediglich  für  den  Fall  vorgesehen,  dass  die  ent- 
sprechenden Obligationen  sich  zu  einem  Kurse  von  nicht 
unter  100  •  25  begeben  lassen.  Stehen  sie  dagegen  niedriger, 
so  fallen  Kursdifferenz  und  Verkaufsspesen  dem  Schuldner 
zur  Last,^)  der  also  im  Vergleich  zu  dem  für  die  Landeskultur- 
Rentenbanken  vorgeschriebenen  Auszahluugsmodus  nur  den 
einen  Vorteil  hat,  dass  er  sich  um  die  Versilberung  der  den 
Gegenwert  seines  Darlehns  repräsentierenden  Papiere  in 
letzterem  Falle  nicht  selbst  zu  bemühen  braucht. 2)  In  der 
Regel  sind  zwar  Disagio  und  Begebungskosten  gleich  bei  der 
Auszahlung  der  Darlehnssumme  von  derselben  in  Abzug  zu 
bringen,  können  aber  dem  Erborger  auf  Wunsch  noch  in 
Gestalt  eines  alljährlich  mit  5^/o  zu  verzinsenden  und  mit 
3%  zu  tilgenden  Ergänzungsdarlehns  belassen  werden,  so 
dass  er  speziell  bei  Meliorationen  mittels  Benutzung  dieser 
Einrichtung  den  ganzen  Kostenbetrag  derselben  mit  dem 
nachgesuchten  Kapital  trotz  dessen  verhältnismässig  niedriger 
Verzinsung  zu  decken  vermag.  3) 

Vorstehende  Vergünstigung  gilt  allerdings  nur  für  die 
3  ^2  ^/üig"eii  Darlehen  der  Kasse,  ist  dagegen  auf  die  ausserdem 
zur  Ausgabe  gelangenden  4^/oigen  nicht  ausgedehnt  worden, 
vielleicht  mit  Rücksicht  darauf,  dass  unter  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  der  Realwert  der  entsprechenden  Obligationen 
deren  Nennwert  in  der  Regel  übersteigen  dürfte.  Grössere 
Bedeutung  muss  ihr  jedoch  schon  mit  Rücksicht  darauf  zu- 
erkannt werden,  dass  bei  einem  Kursstande  der  4%igen 
Papiere  etwas  über  und  der  3^l2^loig^^  etwas  unter  pari, 
wie  er  z.  B.  1902  verzeichnet  wurde,  sich  in  den  Kreisen 
der  Kreditbedürftigen  ganz  naturgemäss  das  Bestreben  geltend 


1)  Demnach  muss  als  fast  selbstverständlich  angenommen 
werden,  dass  ausserordentliche  Heimzahlungen  auch  in  Schuldver- 
schreibungen zum  Nennwerte  geleistet  werden  können,  wenn  auch 
im  Reglement  hierüber  keinerlei  Bestimmungen  getroffen  sind. 

2)  Vergl.  Seite  52. 

3)  Vergl.  Seite  92|93. 


_    110  — 


machen  wird,  wenn  irgend  möglich  die  wesentlich  vorteilhaftere 
niedrigere  Zinsrate  zu  wählen.  In  Übereinstimmung  hiermit 
lässt  sich  konstatieren,  dass  nur  für  einen  ganz  verschwindenden 
Bruchteil  der  im  Jahre  1902  neubewilligten  Darlehen  der 
4^/Qige  Zinsfuss,  welcher  sich  überhaupt  bei  den  Schuldnern 
der  Kasse  nicht  sehr  grosser  Beliebtheit  zu  erfreuen  scheint, 
vereinbart  wurde,  während  der  3^/2%ige  für  noch  etwas 
mehr  als  96  ^/q  des  Gesamtbetrages  derselben  ausbedungen 
worden  ist.  ^) 

Die  vorstehend  erörterten  Bedingungen  der  Kredit- 
gewährung gelten  gleichmässig  für  sämtliche  Darlehnsnehmer 
und  -zwecke  und  finden  demnach  irgendwelche  Bevorzugungen 
oder  Subventionierungen  seitens  des  Institutes  selbst  nicht 
statt,  wohl  aber  steht  es  zu  letzterem  Zwecke  in  einer,  auch 
durch  die  Motive  zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879  warm 
empfohlenen 2)  engeren  Verbindung  mit  den  provinziellen 
Meliorationsfonds,  aus  denen  die  gänzliche  oder  teilweise  ^ 
Verzinsung  von  Hilfskassendarlehen,  welche  an  Gemeinden 
und  Genossenschaften  zur  Ausführung  von  gemeinnützigen 
Meliorationen  und  dergleichen  gegeben  wurden,  bestimmte 
Zeit  hindurch  bestritten  werden  kann.^) 

(Sicherheitsbestellung.)  Von  der  Bestellung  einer  be- 
sonderen Sicherheit  für  erhaltene  Darlehen  ist  der  Provinzial- 
verband  selbstverständlicherweise  prinzipiell  befreit,  doch  wird 
in  der  Regel  auch  bei  Gemeinden,  Korporationen,  Genossen- 
schaften und  öffentlichen  Instituten  hiervon  abgesehen,^) 
sofern  dieselben  genügende  Belege  für  die  Ordnung  ihres 
Geldhaushaltes  ^)  beizubringen  im  stände  sind.^).  Denjenigen 
Genossenschaften,  Verbänden  und  „kleineren  Gemeinden", 
bei  welchen  die  Anstalt  auf  eine  spezielle  Sicherung  der 
vorgestreckten  Summen  nicht  verzichten  zu  dürfen  glaubt, 
kann  sie  jedoch  die  Bedingung  auferlegen,  dass  alle  oder 

1)  Vergi.  Anhang  Tabelle  1. 

2)  Vergl.  Seite  88. 

3)  Aus  dem  Fonds  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  wurden 
beispielsweise  1902  Mk.  32203,30  zu  Zinserlässen  für  Darlehen  an 
Drainagegenossenschaften  bewilligt.    Vergl.  auch  Seite  110. 

4)  Vergl.  Seite  96. 

5)  Etwa  durch  Vorlegung  des  festgesetzten  Etats  oder  der 
letzten  dechargierten  Jahresrechnung. 

6)  Von  Genieinden  kann  erforderlichenfalls  auch  noch  der 
Nachweis  der  Prästationsfähigkeit  verlangt  werden,  wenn  er  nicht 
schon  durch  eine  dem  Darlehnsantrage  beigefügte  Bescheinigung  des 
Landrates  über  die  Grösse  des  zur  Gemeinde  gehörigen  Grund- 
besitzes und  die  Höhe  der  in  ihr  einkommenden  Staatssteuern  ge- 
führt wurde.   Vergl.  Seite  43. 
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einzelne,  von  ihr  auszuwählende  Mitglieder  derselben,  deren 
Solidität  und  Zuverlässigkeit  durch  ein  amtliches  Attest^) 
nachgewiesen  werden  muss,  für  die  Schuld  sich  solidarisch 
verbürgen  oder  hypothekarische  Sicherheit  auf  ihren  Grund- 
stücken bestellen.'-^) 

Mit  der  einzigen  Ausnahme,  dass  speziell  auch  freie 
Wassergenossenschaften  die  Schwierigkeiten,  welche  ihnen 
die  Grundversicherung  wohl  stets  bereiten  dürfte,  unter 
Umständen  durch  das  Angebot  der  solidarischen  Verhaftung 
aller  oder  einzelner  ihnen  Angehörender  vermeiden  könnten,^) 
besagen  ja  diese  Bestimmungen  im  wesentlichen  nichts  anderes 
als  die  entsprechende  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  13.  Mai 
1879,  dagegen  lässt  sich  ein  erheblicher  Unterschied  hin- 
sichtlich der  Art  und  Weise  konstatieren,  in  welcher  die  für 
Privatpersonen  natürlich  obligatorische  SpezialSicherheit  bei- 
zubringen ist.  Während  die  Landeskultur-Rentenbanken 
ausschliesslich  die  Bestellung  einer  Hypothek  oder  Grundschuld 
verlangen,  ist  bei  der  ostpreussischen  Hilfskasse  nebendem 
noch  die  Verpfändung  gewisser  Wertpapiere  sowie  von 
Grundbuchforderungen,*)  welche  in  der  nämlichen,  im  folgenden 
noch  zu  erörternden  Weise  versichert  sind  wie  ihre  eigenen 
Darlehen,  für  zulässig  erklärt  und  ausnahmsweise  kann  sie 
sich  —  bei  ganz  kurzfristigen  Terminsdarlehen  —  selbst  mit 
einer  personalen  Sicherheit  begnügen,  welche  durch  Aus- 
stellung eines  Schuldscheins  oder  Wechsels  unter  selbst- 
schuldnerischer Mitverhaftung  zweier  solider  und  sicherer 
Bürgen  zu  leisten  ist.  Ob  und  inwieweit  eine  oder  die 
andere  dieser  Sicherheiten  zur  P>gänzung  einer  weiteren, 
zur  Deckung  eines  nachgesuchten  Kapitals  nicht  ganz 
genügenden  angeboten  werden  darf,  wird  im  Reglement  nicht 
gesagt  und  muss  deshalb  wohl  angenommen  werden,  dass  ein 
derartiges  Verfahren  nicht  zulässig  sein  würde. 

Abgesehen  von  dem  bereits  erwähnten,  keineswegs 
undenkbaren  Falle,  dass  für  die  Kapitalverpflichtung  eines 
Meliorationsverbandes  sich  dessen  Mitglieder  verhaften,  wird 
allerdings  die  Aufnahme  eigentlicher  Meliorationsschulden  im 
Wege  des  Lombard-  oder  Personalkredits  wohl  nur  ganz 
ausnahmsweise  vorkommen  können.  Die  Befugnis,  Gelder 
auf  kurze  Zeit  gegen  Bürgschaft  auszuleihen,  ist  jedoch  der 
Kasse  ganz  wesentlich  mit  Rücksicht  auf  kreditbedürftige 

1)  Des  Kreisausschusses,  in  Stadtkreisen  des  Magistrats. 

2)  Vergl.  Seite  26|27. 

3)  Vergl.  Seite  43. 

4)  Grundschuld-  und  Hypothekenbriefe. 
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Unternehmer  von  Bodenverbesserungen  verliehen  worden, 
welchen  durch  Gewährung  derartiger  Interims-Darlehen  die 
Möglichkeit  geboten  werden  soll,  mit  der  Ausführung  projek- 
tierter Anlagen  unverzüglich  beginnen  za  können,  ohne  erst 
die  oft  sehr  zeitraubende  Erledigung  der  bei  der  Bestellung 
einer  Realsicherheit  erforderlichen  Formalitäten  abwarten  zu 
müssen. 

Während  die  Grundversicherung  bei  den  Laudeskultur- 
Rentenbankeu  lediglich  mit  „land-  oder  forstwirtschaftlich 
benutzbaren  Grundstücken*'  zu  bewirken  ist,  darf  die  Hilfs- 
kasse, welche  ja  auch  an  Gewerbetreibende  Kredit  geben 
soll,  sowohl  ländliche  wie  städtische  Immobilien  und 
industrielle  Etablissements  beleihen,  indessen  scheint  es 
einigermassen  fraglich,  ob  Wertobjekte  dieser  Art  unter 
Umständen  zur  Sicherheitsleistung  für  ein  Meliorations-Darlehu 
mit  herangezogen  werden  können.  Selbst  wenn  aber  dem 
an  sich  nichts  im  Wege  stehen  würde,  dürften  solche  Fälle 
doch  wohl  nur  selten  vorkommen,  und  mag  sich  deshalb  die 
nachfolgende  Erörterung  auf  die  Behandlung  der  für  die 
Beleihung  ländlicher  Grundstücke  massgebenden  Vorschriften 
beschränken. 

Auf  solchen  muss  eine  für  die  Kasse  zu  bestellende 
Hypothek  innerhalb  des  25  fachen,  ausnahmsweise  sogar 
sofachen  Katastr airein ertrages  oder  der  ersten  ^/g  einer 
landschaftlichen  Taxe  eingetragen  werden.  Ihre  Beleihuugs- 
würdigkeit  ist  demnach  selbst  bei  Kapitalentnahmen  zu 
dauernden  Bodenverbesserungen  noch  um  ^/i2  des  Wertes 
höher  angesetzt  als  bei  einer  Landeskultur-Rentenbank,  welche 
die  nämlichen  Schätzungsgrundsätze  anwendet,  sofern  nicht 
das  projektierte  Unternehmen  eine  Erhöhung  des  Wertes  der 
als  Pfand  angebotenen  Liegenschaften  um  mindestens  2  Dritt- 
teile in  sichere  Aussicht  stellt  und  infolgedessen  die  tatsäch- 
liche Ausmittelung  der  zu  erwartenden  Ertragssteigerung  als 
angezeigt  erscheinen  lässt.^)  Dabei  ist  aber  noch  zu  berück- 
sichtigen, dass  laut  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  als  Sicherheit 
für  Darlehen,  welche  zur  Ausführung  bodenverbessernder 
Arbeiten  bestimmt  sind,  nur  die  von  diesen  selbst  ganz  oder 
teilweise  ergriffenen  Grundstücke  dienen  können,^)  während 
die  Hilfskasse  in  solchen  Fällen  der  Mitverpfändung  ander- 
weitiger Immobilien  nichts  in  den  Weg  legen  würde.  Zweifellos 

1)  Gebäude  und  Landparzellen,  welche  zu  denselben  gehören 
und  einer  landwirtschaftlichen  Nutzung  nicht  unterliegen. 

2)  Vergl.  Seite  99. 

3)  Vergl.  Seite  98. 


ist  also  jedenfalls,  dass  die  Beleihung'SgTundsätze  der  letzteren 
im  allgemeinen  dem  Bedürfnis  nach  Meliorationskredit  grösseres 
Entgegenkommen,  zeigen  als  diejenigen  der  Landeskultur- 
Rentenbanken,  zumal  eine  so  beträchtliche  Steigerung  des 
gesamten  Liegenschaftswertes  wie  die  oben  angegebene 
wohl  nur  von  den  wenigsten  Anlagen  zu  erwarten  sein  dürfte.^) 

(Drainage-Darlehen.)  Überdies  enthält  das  Reglement 
der  ostpreussischen  Provinzial-Hilfskasse  noch  gewisse  Spezial- 
bestimmungeu  für  die  Darlehnsgewährung  zu  Zwecken  der 
Drainage,  welche  sich  jedoch  in  wesentlich  anderer  Richtung  be- 
wegen wie  diejenigen  des  Landeskultur-Rentenbank-Gesetzes, ^) 
wenn  auch  der  Endzweck  insofern  der  gleiche  ist,  als  auch 
sie  dem  hochverschuldeten  Grundbesitzer  eine  wirklich 
erreichbare  Kreditquelle  erschliessen  sollen.  Während  durcli 
jene  lediglich  ein  amtliches  Verfahren  geschaffen  wird,  welches 
die  voreingetragenen  Gläubiger  auf  gütlichem  Wege  zu  ver- 
anlassen sucht,  mit  ihren  Forderungen  der  zu  bestellenden 
Landeskulturrente  im  Range  auszuweichen,  um  deren  Plazierung 
innerhalb  der  gesetzlichen  Sicherheitsgrenze  zu  ermöglichen, 
erweitert  die  Hllfskasse  diese  selbst,  indem  sie  bei  der  Fest- 
stellung der  Beleihungsfähigkeit  der  Pfandobjekte  die  effektive 
Mitberücksichtigung  des  durch  das  projektierte  Unternehmen 
zu  erzielenden  Mehrwertes,  soweit  er  die  Herstellungskosten 
der  Anlagen  nicht  übersteigt,  gestattet. 

Dieses  Verfahren  ist  nun  allerdings  bei  den  Landeskultur- 
Rentenbanken  hinsichtlich  aller  dauernden  Bodenverbesserungen, 
bei  denen  sich  überhaupt  eine  einwandfreie  Abschätzung  der 
zu  erwartenden  Ertragssteigerung  durchführen  lässt,  als 
zulässig  erklärt,  bietet  aber,  da  bei  seiner  Anwendung  das 
Darlehn  innerhalb  der  ersten  Hälfte  des  ermittelten  Gesamt- 
wertes der  Liegenschaften  zu  stehen  kommen  muss,  wie  oben 
bemerkt,  nur  in  den  seltensten  Fällen  einen  Vorteil  gegenüber 
der  allgemeinen  Kreditgewährung  der  Hilfskasse,  welche 
ihrerseits  bei  Drainagen  den  künftigen  Mehrwert  ebenso  wie 
den  zur  Zeit  vorhandenen  bis  zu  ^/^  beleiht,  sofern  nur  ihre 
Forderung  noch  innerhalb  des  vollen  Betrages  des  letzteren 
zur  Eintragung  kommen  kann.  Diese  Bestimmung  besagt 
ungefähr  das  nämliche  wie  das  während  der  Beratung  des 
Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  im  xibgeordnetenhause  laut  ge- 
wordene Verlangen,  dass  Rentenbriefe  —  ausschliesslich  zu 
Drainagezwecken  —  noch  als  genügend  sichergestellt  erachtet 


1)  Vergl.  Seite  99. 

2}  Vergl.  Seite  103  und  folgende. 


—    123  — 


werden  sollten,  wenn  sie  unmittelbar  hinter  zwei  Drittteilen 
des  landschaftlichen  Taxwertes  zu  stehen  kämen,  ohne  diesen 
jedoch  zu  überschreiten.^) 

Die  Festsetzung  der  bei  der  Kreditberaessung'  zu  berück- 
sichtigenden Wertserhöhung  erfolgt  nach  freiem  Ermessen 
des  Institutes  auf  Grund  der  Abschätzung  einer  ad  hoc 
gebildeten  Taxkommission  nach  nochmaliger  Überprüfung 
derselben  durch  eine  Eevisionskommission  und  hat  sich  der 
Schuldner  hinsichtlich  der  Ausführung  seiner  Anlagen  einer 
ähnlichen  Kontrolle  zu  unterwerfen,  wie  sie  von  den  Landes- 
kultur-Eentenbanken  unter  den  nämlichen  Verhältnissen  geübt 
wird. 2)  Gleichwie  bei  diesen  ist  die  Auszahlung  desjenigen 
Teiles  der  Darlehen,  welcher  über  die  durch  das  Pfand- 
grundstück in  seinem  ursprünglichen  Zustande  gebotene 
Sicherheit  hinausgeht,  vom  Nachweis  der  ordnungsgemässen 
Vollendung  der  Melioration  abhängig  gemacht, 3)  doch  kann 
bis  zur  Erbringung  desselben,  sofern  dies  nach  Lage  des 
Falls  als  notwendig  erachtet  wird,  auch  eine  grössere  Summe, 
ja  selbst  der  gesamte  Betrag  des  Schuldkapitals  einbehalteu 
werden.  Bestimmte  Vorschriften  inbetreff  der  Amortisation 
sind  nur  hinsichtlich  der  durch  den  erzielten  Mehrwert  selbst 
versicherten  Beträge  getroffen  worden,  welche  einer  jährlichen 
Tilgung  in  Höhe  von  mindestens  4ö/q  unterworfen  werden 
müssen,  also  in  dieser  Beziehung  der  nämlichen  Bedingung 
unterliegen  wie  bei  den  Landeskultur-Rentenbanken  das  ganze 
Drainagedarlehen.^) 

Leider  ist  aus  dem  vorliegenden  Material  nicht  zu  er- 
sehen, ob  und  in  welchem  Umfange  Kapital-Entnahmen  auf 
Grund  dieser  Spezialvorschriften  stattgefunden  haben,  so  dass 
sich  die  Frage,  ob  denselben  grössere  praktische  Bedeutung 
beizumessen  ist,  auch  nicht  ohne  weiteres  beantworten  lässt. 
Jedenfalls  haben  sie  aber  vor  den  entsprechenden  Sonder- 
bestimmungen des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  den  unbestreit- 
baren Vorzug  voraus,  dass  auf  ihre  Anwendung  schliesslich 
jeder  kreditbedüiftige  Allodialbesitzer  Anspruch  machen  kann, 
während  erstere  selbst  im  günstigsten  Falle  nur  denjenigen 
zu  Gute  kommen,  deren  Gläubiger  auch  wirklich  in  der  Lage 
sind,  in  die  Einräumung  des  Vorzugsrechtes  für  die  Landes- 
kulturrente willigen  zu  können.  5)    Gerade  für  das  kapital- 

1)  Vergl.  Schober,  Die  Landesk.-Rentenb.  etc.  Seite  20. 

2)  Vergl.  Seite  101. 

3)  Vergl.  Seite  99. 

4)  Vergl.  Seite  107. 

5)  Vergl.  Seite  47. 
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schwache  Ostpreussen,  wo  bei  verhältnismässig  starker  Ver- 
schuldung des  ländlichen  Grundbesitzes  in  vielen  Gegenden 
privates  Leihkapital  nur  sehr  schwer  erhältlich  ist  und 
dementsprechend  der  Institutskredit  eine  hervorragende  Rolle 
spielt,  dürfte  dieser  Umstand  von  besonderer  Wichtigkeit  sein. 

Der  ganze  unleugbare  Vorzug,  welchen  eine  Landeskultur- 
Rentenbank  gegenüber  dem  in  Rede  stehenden  Institute 
besitzen  würde,  reduziert  sich  demnach  auf  die  für  die 
ßeleihung  von  Lehns-  und  Fideikommissgütern  massgebenden 
Drainagebestimmungen,^)  während  im  übrigenihre  Bedingungen, 
vielleicht  abgesehen  von  einigen  unwesentlichen  Kleinigkeiten, 
für  den  Kreditsuchenden  nach  keiner  Seite  hin  günstiger  sein 
könnten,  unter  manchen  Verhältnissen  sogar  die  Benutzung 
des  letzteren  unbedingt  vorzuziehen  sein  würde. 

(Wirksamkeit.)  Da  anerkanntermassen  in  der  Provinz 
Ostpreussen  dringend  notwendige  Bodenverbesserungen  noch 
in  sehr  grosser  Zahl  der  Erledigung  harren,  so  ist  es  nicht 
verwunderlich,  dass  die  Meliorationskreditgewährung  ihrer 
Hülfskasse  einen  ganz  erheblichen  Umfang  angenommen  hat, 
doch  erfuhr  auch  der  gesamte  sonstige  Darlehnsverkehr  eine 
Ausdehnung  wie  bei  fast  keiner  einzigen  Schwesteranstalt. 
Dennoch  wurde  das  Kreditgeschäft  mit  einer  solchen  Vorsicht 
betrieben,  dass  trotz  der  verhältnismässig  sehr  weit  gezogenen 
Sicherheitsgrenze  Kapitalverluste  nur  in  ganz  vereinzelten 
Fällen  und  niemals  sehr  beträchtlicher  Höhe  zu  verzeichnen 
waren. 

Am  1.  Dezember  1902  hatte  die  Hülfskasse 
Mk.  84,846,400  3V2%ig"e  und  11,015,000  40/oige  Anleihe- 
scheine im  Umlauf,  während  zur  gleichen  Zeit  an  Darlehns- 
forderungen  Mk.  83,104,114,05  zu  31/2%  und  11,578,655,12 
zu  4%  ausstanden. 


Es  schuldeten  ihr 

der  Provinzial-Verband  Mk.  9,844,250.67 

34  Kreise  „  17,511,637.65 

64  Stadtgemeinden  „  25,022,679.06 

1026  Landgeraeinden  .........  4,495,336.65 

250  Kirchengemeiuden  „  3,402,140.94 

217  Schulverbände  „  938,432.21 

36  sonstige  Korporationen  „  2,220,119.65 

10  Deichverbände  „  2,478,625.88 

159  Drainagegenossenschaf ten    .    .    „  10,167,705.17 


1)  Vergl.  Seite  108|109. 


56  Ent-  und  Bewässerungsgenossen 
Schäften   

31  Meliorationsgenossenschaften 

22  Flussregulierungsgenossen- 
schaften  

63  Molkereigenossenschaften 

10  Brennereigenossenschaften 

71  Darlehnskassenvereine  . 

26  sonstige  Genossenschaften 

25  Handelsgesellschaften 
379  Einzelpersonen  .    .    .  . 


Mk.  1,386,485.59 
579,735.98 

338,641.59 
„  2,288,089.97 

544,850.01 
„  2,142,917.75 
,„  2,489,751.88 
„  1,442,195.40 
„  7,389,173.12 


2,480  Darlehnsnehmer  (inkl.  Prov.-Verbaud)  Mk.  94,682,769,17 

Aus  vorstehender  Zusammenstellung  ergiebt  sich,  dass 
die  Haupttätigkeit  der  Anstalt  in  der  Befriedigung  des 
Geldbedarfs  von  Gemeinden  und  öffentlich-  rechtlichen  Korpo- 
rationen besteht,  für  welche  sie  allerdings  auch  die  natur- 
gemässe  Kreditquelle  darstellt,  sofern  ihnen  der  Umfang  ihrer 
Bedürfnisse  nicht  die  Emission  eigener  Schuldverschreibungen 
als  ratsam  erscheinen  lässt.  Weit  weniger  bedeutend,  wenn 
auch  immerhin  nicht  ganz  unbeträchtlich  ist  daneben  die 
Beteiligung  von  Privatpersonen  sowie  der  Körperschaften 
privaten  Rechtes,  denen  indessen  in  den  meisten  Fällen  noch 
anderweitige  gemeinnützige  Anstalten  zur  Entnahme  von 
Kapitalien  zur  Verfügung  stehen,  so  dass  für  sie  die  Be- 
nutzung der  Hülfskasse  wenigstens  in  der  Regel  nur  unter 
ganz  besonderen  Umständen  in  Frage  kommen  würde. 

Schon  an  Hand  des  Charakters  der  Schuldner  lässt 
sich  fernerhin  feststellen,  dass  ein  recht  erheblicher  Teil  der 
Forderungen  in  Meliorations-Üarlehen  angelegt  ist,  denn  allein 
Wassergenossenschaften  schuldeten  dem  Institute  nicht  weniger 
als  Mk.  12,472,568,33,  also  ungefähr  13%  der  gesamten 
Aussenstände.  Leider  lassen  sich,  von  dem  Anteil  der 
Deichkorporationen  abgesehen,  infolge  Fehlens  der  erforder- 
lichen statistischen  Unterlagen  hinsichtlich  der  sonstigen 
Meliorationskreditgewährung  keine  entsprechenden  Zahlen 
beibringen,  doch  ergiebt  eine  anderweitige  Aufstellung  der 
Kasse,  dass  einschliesslich  der  bereits  getilgten  sowie  der 
bewilligten,  aber  noch  nicht  oder  erst  teilweise  abgehobenen 
Summen  an  Privatpersonen  insgesamt  472  Darlehen  über 
Mk.  10,954,030,76  gegeben  worden  sind,  wovon  103  mit 
einem  Betrage  von  Mk.  1,904,384, —  zur  Ausführung  von 
Drainagen  und  sonstiger  Meliorationen  bestimmt  waren,  so 
dass  sich  auch  eine  nicht  unerhebliche  Kapitalentnahme  seitens 


einzelner  Grundbesitzer  konstatieren  lässt.  Dass  die  Anstalt 
ausserdem  auch  noch  von  Gemeinden  zu  den  nämlichen 
Zwecken  in  Anspruch  genommen  wird,  erg-iebt  sich  aus  der 
beigegebenen  Übersicht  über  die  im  Jahre  1902  erfolgten 
Darlehnsbewilligungen/)  laut  welcher  nicht  nur  politische, 
sondern  sogar  auch  Schul-  und  Kirchengemeinden  Geldmittel 
zu  Meliorationen  und  ähnlichen  Unternehmungen  erhielten, 
die  bei  den  letzteren  in  der  Drainage  ihres  Pfarr-  bezw. 
Schullandes  bestanden. 

Im  übrigen  bietet  diese  Tabelle  genau  das  nämliche 
Bild  wie  die  an  früherer  Stelle  über  die  Wirksamkeit  des 
Institutes  gemachte  Aufstellung,  zeigt  insbesondere  auch 
das  gleiche,  verhältnismässig  starke  Auftreten  von  Meliorations- 
Darlehen  sowie  unter  diesen  wieder  der  zu  Drainagezwecken 
aufgenommenen  und  bildet  fernerhin  einen  Beweis  dafür, 
dass  das  Bedürfnis  nach  Meliorationskredit  in  der  Provinz 
Ostpreussen  noch  sehr  gross  sein  muss,^)  die  Hülfskasse 
demnach  wohl  auch  weiterhin  eine  ausgebreitete  Tätigkeit 
auf  diesem  Gebiete  zu  entfalten  in  der  Lage  sein  wird. 


3.  Provinz  Wesipreussen.^) 

1.  Melioratious-Fonds. 

Vorhanden  ist  ein  Landesmeliorationsfonds,  zu 
dessen  Dotierung  alljährlich  40,000  Mark  im  Provinzial-Etat 
ausgeworfen  werden.  Ausserdem  ein  aus  staatlichen  (^/g) 
und  provinziellen  (^/g)  Mitteln  gebildeter  Fonds  mit 
einem  jährlichen  Gesamtzuschuss  im  Betrage  von  64,000  Mark, 
welcher  zur  Gewährung  von  geschenkweisen  Beihülfen  an 
Wassergenossenschaften  und  kleinere  Grundbesitzer  verwandt 
wird.  Letztere  sollen  jedoch  nur  dann  unterstützt  werden, 
wenn  die  betreffende  Melioration  als  Vorbild  zu  dienen  ge- 


1)  Siehe  Tabelle  1. 

2)  Diesbezüglich  wäre  namentlich  auch  noch  auf  die  Vorstellung 
des  Prov.-Landtags  vom  26.  Februar  1901,  durch  welche  erbeten 
wurde,  „unserer  Provinz  das  zu  gewähren,  was  ihr  am  meisten  Not 
tut",  zu  verweisen,  die  unter  Ziffer  2  eine  „Verstärkung  des  Staats- 
zuschusses für  Meliorations- Ausführungen,  ohne  eine  entsprechende  Er- 
höhung des  Beitrages  der  Provinz  zur  Bedingung  zu  machen",  wünscht. 

3)  Vergl.  Reglement  für  den  Westpr.  Prov.-Hülfskassen-  und 
Meliorationsfonds  vom  18.  März/21.  Juli  1882  nebst  Nachträgen 
vom  8.  März/14.  JuU  1900  und  13.  März/9.  Mai  1901;  Verwaltungs- 
berichte des  Westpr.  Prov.-Ausschusses  für  die  Jahre  1893  bis  1902. 


eig-net  ist  und  die  Bildung  einer  Wassergenossenschaft  sich 
als  unausführbar  erweist.  Unternehmungen,  für  welche  be- 
reits aus  einem  staatlichen  Fonds  Geldmittel  zur  Verfügung 
gestellt  wurden,  bleiben  in  der  Regel,  sofern  aber  die  Be- 
willigung aus  dem  Flusskorrektionsfonds  ^)  erfolgte,  prinzipiell 
unberücksichtigt.  Hinsichtlich  der  Behandlung  der  Drainage- 
genossenschaften  gelten  die  nämlichen  Bestimmungen  wie  in 
Ostpreussen.  2) 

2.  Provinzial-Hülfskasse. 

Bei  der  Auflösung  der  preussischen  Hülfskasse-^)  hat 
die  Provinz  Westpreussen  aus  dem  Stammvermögen  derselben 
eine  Summe  von  Mk.  665,210, —  überwiesen  erhalten,  welche 
sie  vom  1.  April  1882  ab  mit  dem  ihr  auf  Grund  von  §  21 
des  Übereinkommens  zwischen  den  Vertretern  Ost-  und  West- 
preussens  vom  13.  Juni/1 3.  Oktober  1877*)  zugesprochenen 
Teile  des  ehemals  staatlichen  preussischen  landwirtschaftlichen 
Meliorationsf  onds  zu  einem  „Provinzialhülfskassen-  und 
Meliorationsfonds"  vereinigte.  Letzterer  enthält  demnach 
sowohl  das  eigentliche  Stammkapital  der  westpreussischen 
Hülfskasse  als  einen  weiteren  Betrag  in  Höhe  von  Mk.  161,105,10, 
welcher  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  §  10  des  Dota- 
tionsgesetzes vom  8.  Juli  1875  für  die  Subventionierung  von 
Meliorations- Unternehmungen  reserviert  bleiben  muss^j  und 
über  dessen  Verwendung  demzufolge  auch  besondere  Be- 
stimmungen im  Reglement  enthalten  sind. 

(Meliorationskreditgewährung.)  Darlehen  können  unter 
anderem  gegeben  werden  an  Kreise,  Gemeinden  und  sonstige 
kommunale  Verbände  zu  gemeinnützigen  Einrichtungen 
und  Anstalten,  zur  Verbesserung  ihres  Haushaltes  sowie 
zu  sonstigen  ihrer  Bestimmung  und  ihrem  Interesse 
entsprechenden  Ausgaben,  desgleichen  an  Stiftungen, 
Korporationen  und  öffentliche  Genossenschaften  zur 
Beförderung  gemeinnütziger  Zwecke,  an  Genossen- 
schaften und  Grundbesitzer  zu  Waldanlagen,  Obst- 
und  sonstigen  Baumpflanzungen,  Verbesserungen  des 

1)  Vergl.  Seite  110. 

2)  Vergl.  Seite  110. 

3)  Vergl.  Seite  III. 

4)  Vergl.  Seite  III. 

5)  Derselbe  wurde  der  Prov.  Preussen  durch  Landtagsabschied 
an  die  Provinzialstände  vom  19.  Januar  1835  verliehen  und  ging  in 
Gemässheit  der  §§  10  und  17  des  Dotat.-Ges.  vom  8.  Juli  1875  in 
das  Eigentum  des  Prov.-Verbandes  über. 

6)  Vergl.  Seite  81. 
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Wirtschaftsbetriebes  sowie  dauernden  Bodenve  r  besser - 
uugen  aller  Art.  Derageniäss  wäre  die  westprenssische 
Kasse  an  sich  zur  Meliorationskreditgewährung  in  keineswegs 
geringerem  Umfange  befähigt  wie  die  ostpreussische,  obschon 
ihr  Wirkungskreis  im  übrigen  etwas  enger  gefasst  und  ins- 
besondere nicht  direkt  auf  die  Förderung  der  in  §  1  des 
Landeskultur-Rentenbankgesetzes  aufgeführten  Zwecke  aus- 
gedehnt worden  ist. 

(Betriebsmittel,  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.) 
Die  Darlehen  der  Anstalt  müssen  entweder  in  der  allgemein 
üblichen  Weise  amortisiert  oder  innerhalb  einer  zu  verein- 
barenden Periode  zurückgezahlt  werden/)  auch  sind  noch 
sog.  „Kündigungsdarlehen"  zulässig,  welche  auf  unbestimmte 
Frist  gewährt  werden  und  vom  Erborger  wie  von  der 
Gläubigerin  selbst  jederzeit  zur  Rückgabe  nach  Ablauf  eines 
in  der  Schuldurkunde  festzusetzenden  Termins  aufgekündigt 
werden  können.  Aus  der  beigegebenen  Übersicht  über  die 
RückZahlungsbedingungen  der  in  den  Jahren  1893—1902 
neubewilligten  Kapitalien^)  ergiebt  sich  indessen,  dass  plan- 
mässige  Amortisation  für  den  weitaus  grössten  Teil  derselben 
ausbedungen  und  sogar  bei  der  Aufnahme  verhältnismässig 
sehr  kurzfristiger  Darlehen  jedwedem  anderen  Modus  vor- 
gezogen wurde. 

Das  allgemeine  Tilgungsminimum  steht  mit  ^/4^/o  in  der 
Mitte  zwischen  den  entsprechenden  Raten  des  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  und  der  ostpreussischen  Hülfskasse,  doch 
dürfte  wie  bei  dieser  für  Meliorationsdarlehen  stets  eine 
einigermassen  angemessene  Rate  ausgemacht  werden,^) 
wenigstens  hatten  laut  obenerwähnter  Tabelle  3  Wasser- 
genossenschaften durchweg  zum  mindesten  1  ^,  4^1^  2U  entrichten. 
Amortisationsschulden  können  vom  Erborger  jederzeit  nach 
6  Monate  zuvor  erfolgter  Kündigung  zurückgezahlt  werden, 
dagegen  erscheint  es  zweifelhaft,  ob  auch  Teilbeträge  unter 
den  nämlichen  Bedingungen  abgestossen  werden  können  oder 
eine  Verstärkung  bezw.  Verringerung  des  planmässigen  Ab- 
trags zulässig  ist,  da  das  Reglement  hierüber  keinerlei  Auf- 
schlüsse gewährt.  Seitens  des  Institutes  sind  die  Darlehen 
nur  in  gewissen  Ausnahmefällen  kündbar,  und  zwar  mit 
3  monatlicher  Frist,  wenn  der  Verwendungsnachweis  nicht 
innerhalb  der  festgesetzten  Zeit  erbracht  oder  das  Kapital 
ganz  resp.  teilweise  zu  nicht  bestimmungsgemässen  Zwecken 

1)  Vergi.  Seite  113. 

2)  Siehe  Tabelle  3. 

3)  Vergl.  Seite  113. 
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verwandt  wurde,  ^)  wenn  der  Darlehnsnehmer  sich  Unpünkt- 
lichkeiten  bei  der  Eutrichtung  seiner  vertraglichen  Ver- 
pflichtungen zu  Schulden  kommen  liess  oder  die  Bedingungen 
der  Sicherheit,  welche  bei  der  Bewilligung  erfordert  oder 
vorausgesetzt  wurden,  nicht  mehr  voll  erfüllt  werden.  Sofortige 
Rückzahlung  kann  verlangt  werden,  wenn  die  laufenden 
Leistungen  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  beigetrieben 
werden  mussten  oder  das  Pfandgrundstück  eine  erhebliche 
Wertsverminderung  erlitten  hat.  In  geeigneten  Fällen  kann 
sich  übrigens  die  Kasse  mit  der  Rückforderung  eines  gewissen 
Teilbetrages  begnügen,  ist  dann  aber  verbunden,  auf  Wunsch 
des  Schuldners  den  gesamten  Rest  seiner  Verpflichtung  auf- 
zunehmen. 

Wie  das  ostpreussische,  so  verschafft  sich  auch  das 
westpreussische  Institut  die  zur  Kreditgewährung  erforderlichen 
Mittel  in  der  Hauptsache  durch  Ausgabe  von  Provinzial-. 
Anleihescheinen  unter  den  bei  jenem  ausführlich  erörterten 
Bedingungen  und  Einschränkungen, 2)  bringt  auch  die  Papiere 
ausschliesslich  selbst  zur  Versilberung,  welche  jedoch  durch 
Unterbringung  grösserer  Posten  im  Wege  des  Submissions- 
verfahrens zu  erfolgen  pflegt,  während  die  ersterwähnte  Kasse 
den  weitaus  grössten  Teil  an  der  Berliner  Börse  kommissions- 
weise verkaufen  lässt.  Die  Auszahlung  der  Darlehnsvaluten 
erfolgt  demnach  bei  beiden  stets  in  barem  Gelde  und  zwar 
entweder  in  Raten  oder  in  einer  Summe,  doch  hat  sich  das 
westpreussische  Institut  bei  ersterem  Modus  ausdrücklich  die 
Befugnis  gewahrt,  die  Aushändigung  weiterer  Teilbeträge 
vom  Nachweis  der  ordnungsgemässen  Verwendung  der  früher 
gezahlten  abhängig  machen  zu  können. 

Irgendwelche  direkten  Beziehungen  zwischen  Obligationen- 
und  Darlehnszinsfuss  bestehen  nicht,  sondern  letzterer  wird 
völlig  unabhängig  von  jenem  durch  den  Provinzial-Ausschuss 
festgesetzt^)  und  schliesst  auch  alle  sonstigen  Leistungen  des 
Schuldners  mit  ein,  die  bei  den  Landeskultur-Rentenbanken 
und  der  ostpreussischen  Kasse  separat  berechnet  werden. 
Ausserdem  ist  auch  nicht  wie  bei  dieser  eine  gleichmässige 
Behandlung  aller  Kreditnehmer  vorgeschrieben,*)  vielmehr 
hatten  gemäss  der  letzten  allgemeinen  Normierung  vom 
25.  Juli  1888  zu  entrichten: 


1)  Vergl,  Seite  114|115. 

2)  Vergl.  Seite  115. 

3)  Vergl.  Seite  116. 

4)  Vergl.  Seite  119. 
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Der  Provinzial-Verband  und  Kreise  ....  4  ^/q, 
Gemeinden,  Genossenschaften  und  Stiftungen  .  4^4^/0, 
Privatpersonen  ^^U^lo 

bei  barer  Auszahlung  der  Darlehen  in  voller  IJöhe  ihres 
Nennbetrages. 

Die  besondere  Begünstigung  des  Provinzial-Verbandes 
Hesse  sich  ja  damit  motivieren,  dass  demselben  die  gesamten 
Überschüsse  der  Kasse,  soweit  sie  nicht  zur  Speisung  des 
Reservefonds  etc.  Verwendung  zu  finden  haben,  zur  freien 
Verfügung  überwiesen  werden/)  ihm  infolgedessen  auch  ein 
Beitrag  zu  den  Verwaltungskosten  nicht  in  Anrechnung  ge- 
bracht zu  werden  braucht.  Dagegen  lässt  sich  keine  be- 
friedigende Erklärung  dafür  auffinden,  dass  Private  ein 
volles  halbes  Prozent  mehr  zahlen  sollen  als  Gemeinden  und 
Korporationen,  denn  da  letztere  ganz  allgemein  das  Gros  der 
Schuldner  der  Hülfskassen  zu  bilden  pflegen,  so  muss  doch 
wohl  als  Regel  angenommen  werden,  dass  das  Institut  bei 
der  für  sie  festgesetzten  Zinsrate  zum  wenigsten  auf  seine 
Kosten  kommt.  Es  ist  demnach  nur  zu  luutmassen,  dass  aus 
irgendwelchen  Gründen  Ausleihungen  an  Einzelpersonen  in 
grösserem  Massstabe  überhaupt  nicht  beabsichtigt  waren  und 
diese  durch  Festsetzung  einer  Linverhältnismässig  hohen 
Leistung  von  der  Benutzung  der  Kasse  möglichst  abgehalten 
werden  sollten. 

Ausserdem  wäre  zu  bemerken,  dass  beim  System  des 
reinen  Bardarlehns  der  Aktivzins  natürlich  stets  nach  den 
Selbstkosten  der  jeweils  durch  Begebung  von  Obligationen- 
material beschafften  fremden  Gelder,  eventuell  unter  Mit- 
berücksichtigung hierbei  entstandener  Disagioverluste,  berechnet 
werden  muss.  Auf  bleibend  rationeller  Höhe  wird  er  deshalb 
auch  nur  dann  erhalten  werden  können,  wenn  er  bei  jeder 
grösseren,  anhaltenden  Veränderung  des  Kurses  der  Schuld- 
verschreibungen eine  entsprechende  Neunormierung  erfährt, 
da  andernfalls  der  unumgänglich  notwendige  Kontakt  mit  den 
tatsächlichen  Geldmarktverhältnissen  verloren  gehen  würde. ^) 
Bei  der  westpreussischen  Hülfskasse  haben  indessen  die  im 
Jahre  1888  festgesetzten  Zinsraten  bis  Anfang  1900  in  vollem 
Umfange  Geltung  behalten,-'^)  obwohl  innerhalb  dieses  Zeit- 
raumes nicht  nur  Perioden  zu  verzeichnen  waren,  während 


1)  Vergl.  Seite  83. 

2)  Vergl.  Seite  53. 

3)  Vergl.  Tabelle  2.  Bei  den  Anleihen  des  Prov.-Verbandes  ist 
allerdings  von  der  4^|oigen  Quote  einige  Male  abgewichen  worden. 


deren  4%ig'e  Obligationen  unter  pari  notiert  wurden,  sondern 
auch  solche,  während  deren  3^2^^^  "c>ch  über  dem  Nennwert 
begeben  werden  konnten.  Wenn  also  bei  einem  Darlehns- 
zinsfuss  von  4^4^/0  in  ersterem  Falle  direkte  Verluste  sich 
vielleicht  gerade  noch  vermeiden  liessen,  so  war  andererseits 
im  letzteren  von  etwaigen  Kursgewinnen  ganz  abgesehen 
eine  Spannung  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  von  nicht 
weniger  als  ^/4\  vorhanden. 

Nun  sind  zwar  die  durch  Verkauf  von  4  ^/o igen  Anleihe- 
scheinen beschafften  Gelder  von  der  Kasse  in  der  Tat  nur 
um  0,148  niedriger  zu  verzinsen  als  die  entsprechenden 
Darlehen,  doch  wurden  derartige  Papiere  nur  während  weniger 
Jahre  mit  sehr  ungünstigem  Geldstande  in  nicht  allzu  be- 
deutendem Umfange  auf  den  Markt  gebracht.  In  der  Haupt- 
sache sind  vielmehr  3V2%ig"6  Obligationen  zur  Ausgabe 
gelangt,  1)  welche,  da  der  reale  Zins  für  die  eine  Emission 
nur  3,536 ^/q,  für  die  andere  3,593%  ausmacht,  im  Durch- 
schnitt mit  einem  verhältnismässig  sehr  geringen  Disagio 
verwertet  werden  konnten.  Hieraus  ergiebt  sich  aber,  dass 
in  Zeiten  günstiger  Kursverhältnisse  der  Anlagepapiere  die 
Darlehnsentnahme  durch  Beibehaltung  eines  unverhältnismässig 
hohen  Aktivzinses  erschwert  wurde  und  der  ständige  Satz 
von  4^4%  auch  als  Durchschnittsmittel  für  die  ganze  Periode 
von  1888 — 1900  genommen  immer  noch  als  zu  hoch  gegriffen 
angesehen  werden  muss. 

Um  die  Benutzung  der  Kasse  auch  Privatpersonen  zu 
ermöglichen,  wurde  nun  zwar  für  diese  unterm  6.  Februar  1900 
der  Zinsfuss  von  4^/4  auf  4^/4^/0  ermässigt,  also  gleich  dem 
für  Gemeinden  etc.  geltenden  bemessen,  da  im  übrigen  die 
1888  festgesetzten  Raten  in  Kraft  blieben.  Gleichzeitig 
beschloss  aber  der  Provinzial-Landtag  die  Einfügung  einer 
neuen  Bestimmung  in  das  Reglement,  derzufolge  dem  Erborger 
für  den  Fall,  dass  die  zur  Auszahlung  seines  Darlehns  er- 
forderlichen Mittel  durch  Verkauf  von  Provinzial- Anleihe- 
scheinen beschafft  und  diese  unter  100.25  begeben  werden 
mussten,  die  Kursdifferenz  in  Rechnung  zu  stellen  ist. 
Letztere  soll  allerdings  nicht  sofort  bei  der  Aushändigung 
des  Schuldkapitals  in  Abzug  gebracht,  sondern  aus  den  ersten 
für  dieses  eingehenden  Amortisationsraten  getilgt  und  während- 
dem mit  5^/0  verzinst  werden. 2)  Sofern  eine  Versilberung 
4%iger  Papiere  in  Frage  kommt,  liessen  sich  Bedenken 

1)  In  Umlauf  befanden  sich  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres 
1901|2  Mk.  2,000,000  4"|oige  und  Mk.  14,850,000  Siia^loige  Oblig. 

2)  Vergl.  Seite  117  bezw.  118. 
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gegen  diese  Vorschrift  wohl  kaum  geltend  machen,  da  aber 
im  Reglement  nichts  darüber  gesagt  wird,  dass  sie  nur  für 
eine  bestimmte  Gattung  von  Obligationen  Geltung  besitzen 
soll,  so  scheint  sie  auch  bei  der  Ausgabe  von  3 1/2^/0 igen, 
welche  überdies  zu  jener  Zeit  allein  in  Frage  kam,  anwend- 
bar zu  sein  und  würde  in  diesem  Falle  allerdings  dem 
Schuldner  eine  ganz  unbillige  Leistung  auferlegen,  der  Kasse 
freilich  den  Bezug  eines  ihre  Selbstkosten  um  volle  ^/^o^^ 
übersteigenden  Zinses  garantieren. 

(Meliorations -Darlehen.)  Neben  diesen  allgemeinen 
Bestimmungen  existieren  noch  besondere,  den  Darlehnsoehmern 
weit  günstigere  Vorschriften  bezüglich  der  Unterstützung 
von  Meliorations-Unternehmungen,  welche  allerdings  nur  in 
sehr  beschränktem  Umfange  betrieben  wird  und  in  der  Haupt- 
sache lediglich  die  Belegung  des  dem  Stammvermögen  der 
Kasse  einverleibten  westpreussischen  Anteils  an  dem  ehe- 
maligen preussischen  Meliorationsf onds  ^)  bezweckt.  Es  handelt 
sich  hierbei  vor  allem  um  die  Subventionierung  von  Genossen- 
schaften, welche  sich  zur  Ausführung  von  Landesmeliorationen 
auf  Grund  eines  landesherrlich  bezw.  ministeriell  genehmigten 
Statutes  gebildet  haben,  insbesondere  von  Deichverbänden 
sowie  Ent-  und  Bewässerungsgenossenschaften,  also  von 
Unternehmungen,  denen  schon  an  sich  ein  gemeinnütziger 
bezw.  gemeinwirtschaftlicher  Charakter  nicht  abgesprochen 
werden  kann,  während  einzelne  Grundbesitzer  nur  insoweit 
Berücksichtigung  finden  sollen,  als  ihre  Anlagen  „vod  hervor- 
ragender Nützlichkeit  oder  als  nachahmungswürdiges  Beispiel 
zu  dienen  geeignet  sind".^) 

Strikte  Normen  inbetreff  der  Höhe  des  Zinsfusses  für 
derartige  Darlehen  sind  im  Reglement  nicht  angegeben, 
sondern  die  Bemessung  desselben  hat  bei  jeder  einzelnen 
Bewilligung  nach  Massgabe  der  besonderen  in  dem  betreffen- 
den Falle  obwaltenden  Verhältnisse  zu  erfolgen,  muss  aber 
jedenfalls  einen  niedrigeren  Satz  ergeben,  als  er  im  allgemeinen 
seitens  der  Hilfskasse  gefordert  wird,  auch  kann  nebendem 
festgesetzt  werden,  dass  die  Verzinsung  erst  nach  Ablauf 
einer  Reihe  von  Freijahren  ^)  ihren  Anfang  zu  nehmen  hat. 
Ausnahmsweise  soll  sogar  prinzipielle  Zinsfreiheit  eingeräumt 
werden  dürfen,  doch  ergiebt  sich  aus  Tabelle  2,  dass  ein 
derartiger  Fall  von  1893  an  nicht  zu  verzeichnen  gewesen 


1)  Vergl.  Seite  127. 

2)  Vergl.  Seite  21. 

3)  Vergl.  Seite  18. 
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ist  und  in  der  Hauptsache  an  Genossenschaften  wie  Private 
Kapitalien  zu  3  und  3^/2%  gegeben  worden  sind.  Für  die 
Amortisation  ist  im  Minimum  eine  Quote  von  1%  pro  Jahr 
vorgeschrieben,  doch  wird  —  nach  Tabelle  3  zu  urteilen  — 
den  Schuldnern  in  der  Eegel  eine  erheblich  höhere  Tilgung 
zur  Bedingung  gemacht,  welche  wohl  der  voraussichtlichen 
Dauer  der  betreffenden  i^nlagen  einigermassen  entsprechen 
dürfte. 

Im  übrigen  sind  die  Erborger  als  Subventions-Empfänger 
verpflichtet,  die  bestimmungs-  und  ordnungsgemässe  Ver- 
wendung der  erhaltenen  Gelder  durch  Bescheinigung  eines 
qualifizierten  Sachverständigen  nachzuweisen,  während  der 
Hilfskasse  die  Befugnis  zusteht,  die  Ausführung  der  Arbeiten 
überwachen  zu  lassen  und  bei  etwa  sich  ergebenden  Ab- 
weichungen vom  Meliorationsplane  oder  wesentlichen  Mängeln 
der  Anlage  nicht  nur  die  Auszahlung  weiterer  Darlehnsraten 
bis  zur  Beseitigung  ihrer  Anstände  zu  inhibieren,  sondern 
unter  Umständen  auch  die  sofortige  Rückgabe  der  bereits 
gezahlten  Beträge  zu  verlangen.^) 

(Sicherheitsbestellung*)  Ähnlich  wie  bei  dem  ost- 
preussischen  Institute  dürfen  Kreise,  Gemeinden  und  öffentliche 
Genossenschaften  von  der  Bestellung  eines  besonderen  Unter- 
pfandes für  Hilfskassendarlehen  entbunden  werden,  sofern  sie 
genügende  Ausweise  über  die  Ordnung  ihres  Geldhaushaltes 
beizubringen  vermögen,  auch  kann  wie  bei  jenem  die  spezielle 
Sicherstellung  durch  Verpfändung  gewisser  Wertpapiere, 
Grundschuld-  und  Hypothekenbriefe  sowie  durch  hypothe- 
karische Eintragung  der  Schuld  auf  städtischem  und  ländlichem 
Grundbesitz  erfolgen. 2)  Nicht  zulässig  ist  dagegen  die  Ge- 
währung von  kurzfristigen  Interimsdarlehen  gegen  persönliche 
Sicherheit  zur  vorläufigen  Inangriffnahme  von  Meliorations- 
Arbeiten.3) 

Während  die  ostpreussische  Hilfskasse  ländliche  Grund- 
stücke im  allgemeinen  bis  zum  25  bezw.  30  fachen  Betrage 
des  Katastralreinertrages  oder  bis  zu  fünf  Sechsteln  des 
landschaftlichen  Taxwertes  beleihen  kann,  ist  bei  der  west- 
preussischen  die  Sicherheitsgrenze  für  derartige  Pfandobjekte 
erheblich  enger  gezogen  worden,  indem  von  der  Aufstellung 
eines  Grundsteuer-Multiplikators  gänzlich  abgesehen,  im 
übrigen  aber  bestimmt  wird,  dass  die  Forderungen  des  Institutes 


1)  Vergl.  Seite  18. 

2)  Vergl.  Seite  1191120. 

3)  Vergl.  Seite  121. 
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innerhalb  der  ersten  ^j^  des  von  ihm  selbst  an  Hand  einer  dem 
Darlehnsgesuche  beizufügenden  Taxe  festgesetzten  Wertes 
der  betreffenden  Liegenschaften  zu  stehen  kommen  müssen. 
Die  Beleihungswürdigkeit  wäre  demnach,  sofern  die  Ab- 
schätzung auf  Grund  der  bei  land-  und  ritterschaftlichen 
Kreditanstalten  massgebenden  Taxprinzipien  zu  erfolgen  hat, 
nur  ebenso  hoch  angenommen  wie  bei  diesen  selbst^)  und 
die  Hilfskasse  infolgedessen  ausser  stände,  einem  Grund- 
besitzer noch  nach  völliger  Erschöpfung  seines  landschaftlichen 
Kredites  Geldmittel  zur  Ausführung  von  Meliorationen  vor- 
zustrecken, 2)  zumal  auch  keinerlei  Bestimmungen  getroffen 
worden  sind,  welche  in  solchen  Fällen  eventuell  eine  Mit- 
berücksichtigung der  von  dem  betreffenden  Unternehmen  zu 
erwartenden  Wertsvermehrung  bei  der  Kreditbemessung 
gestatten  würden. 

Aus  alledem  geht  hervor,  dass  die  westpreussische 
Hilfskasse  die  Darlehn sge Währung  zu  Meliorationszwecken 
zwar  im  Hinblick  auf  die  reglementarische  Abgrenzung  ihres 
Wirkungskreises  und  das  Mass  der  ihr  zur  Verfügung  stehenden 
Betriebsmittel  in  sozusagen  unbeschränktem  Umfange  betreiben 
könnte,  ihre  Inanspruchnahme  zu  derartigen  Aufgaben  aber 
einzelnen  Landwirten  in  der  Regel  schon  infolge  der  an 
dieselben  inbetreff  der  Sicherheitsleistung  zu  stellenden  An- 
forderungen unmöglich  gemacht  wird.  Für  Gemeinden  und 
genossenschaftliche  Verbände  öffentlich-rechtlichen  Charakters 
ergeben  sich  zwar  in  dieser  Hinsicht  keinerlei  Schwierigkeiten 
besonderer  Art,  wohl  aber  wird  auch  ihnen  die  seitens  der 
Kasse  behebte  Zinspolitik,  welche  wenigstens  bisher  deren 
Kredit  im  allgemeinen  über  Gebühr  teuer  erscheinen  Hess, 
eine  ausgedehnte  Benutzung  derselben  verbieten. 

Muss  das  Institut  unter  diesen  Umständen  als  ausser 
stände  angesehen  werden,  auch  nur  den  bescheidensten,  au 
eine  rationelle  Meliorationskreditgewährung  zu  stellenden 
Ansprüchen  zu  genügen,  so  kann  es  natürlicherweise  auch 
keinen  Ersatz  für  eine  Landeskultur-Rentenbauk  bieten,  würde 
vielmehr  einer  solchen  ohne  erhebliche  Änderung  seiner 
Organisation  und  Geschäftsgebahrung  wohl  kaum  in  nennens- 
wertem Umfange  Konkurrenz  machen  können. 

(Wirksamkeit.)  Dass  die  von  ihm  befolgte  Zinspolitik 
tatsächlich  einen  weitgehenden  Einfluss  auf  die  Gestaltung 
des  Darlehnsverkehres  ausgeübt  hat,  geht  aus  nachstehender 


1)  Vergl.  Seite  65. 

2)  Vergl.  Seite  45. 
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Tabelle  hervor,  welche  eine  Übersicht  über  die  zu  Schluss 
eines  jeden  der  11  letzten  Rechnungsjahre  vorhanden  ge- 
wesenen Aussenstände,  spezifiziert  nach  den  wichtigsten 
Kategorien  der  Schuldner,  bietet.  Nach  Abzug  der  bereits 
amortisierten  und  anderweitig  zurückgezahlten  Beträge 
waren  ausgeliehen: 


An 


Ende 


1891 

92 

1892 

93 

1893 

94 

1894 

95 

1895 

96 

1896 

97 

1897 

98 

1898 

99 

1899 

00 

1900 

Ol 

1901 

02 

Gemeinden 
Mk. 


1,003,499.20 
1,041,882.02 
1,080,848.36 
1,135,223.62 
1,158,797.04 
1,066,909.45 
1,042,880.44 
970,259.82 
921,169.24 
1,330,474.80 
1,258,500.39 


Genossenschaften, 
Gesellschaften 
und  Stiftungen 
Mk. 


749,060.95 
738,183.08 
727,550.11 
696,643.46 
397,311.99 
449,977.06 
466,526.40 
480,204.33 
511,884.86 
591,262.21 
617,820.87 


Kor- 
porationen 
Mk. 

4,487,269.96 
4,763,345.97 
5.554,419.15 
6,570,243.40 
7,825,167.99 
8,809,982.93 
10,295,987.11 
11,231,567.19 
12,162,570.85 
13,346,262.22 
14,462,940.37 


Privat- 
personen 
Mk. 

31,160.18 
36,754.51 
33,772.12 
36,820.59 
44,239.58 
47,910.47 
45,469.88 
56,804.44 
67,117.97 
44,517.55 
30,908.51 


Total 
Mk. 


6,270,990.29 
6,580,165.58 
7,396,589.74 
8,438,931.07 
9,425,516.60 
10,374,779.91 
11,850,863.83 
12,738,835.78 
13,662,742.92 
15,312,516.78 
16,370,170.14 


Lässt  sich  nun  auch  an  Hand  dieser  Zusammenstellung 
ein  fortdauerndes  Anwachsen  der  ausstehenden  Forderungen 
von  Jahr  zu  Jahr  konstatieren,  so  entfällt  diese  Zunahme 
doch  fast  ausschliesslich  auf  die  an  „Korporationen"  gegebenen 
Darlehen,  welche  so  ziemlich  mit  der  Schuld  des  Provinzial- 
Verbandes  identisch  sein  dürften\  da  von  sonstigen  Körper- 
schaften nur  einige  wenige  Kreisverbände  in  nicht  sehr 
erheblichem  Umfange  den  Kredit  der  Kasse  in  Anspruch 
genommen  haben. ^)  Während  die  dem  Provinzial-Verbande 
vorgeschossene  Summe,  welche  bereits  zu  Beginn  der  in 
Betracht  gezogenen  Periode  die  gesamten  übrigen  Forderungen 
etwa  um  das  Doppelte  übertraf,  sich  mit  Schluss  derselben 
mehr  als  verdreifacht  hatte,  ist  andererseits  ein  verhältnis- 
mässig ganz  unbedeutendes  Anwachsen  der  Gemeindedarlehen, 
hinsichtlich  der  an  Genossenschaften  etc.  dargeliehenen 
Kapitalien  sogar  eine  direkte  Abnahme  festzustellen,  da  beide 
Kategorien  in  den  ersten  Jahren  des  obenerwähnten  Zeit- 
raumes eine  stetige  Herabminderung  erfuhren,  welche  erst 
gegen  Ende  derselben  einer  abermaligen  Zunahme  Platz 
machte.  Die  Ursache  dieser  eigentümlichen  Erscheinung 
dürfte  wohl  lediglich  in  dem  unentwegten  Festhalten  an  dem 


1)  Siehe  Tabelle  2, 


—  136 


einmal  aufgestelltem  Zinssätze  ohne  Rücksichtnahme  auf  die 
jeweiligen  Geldmarktverhältnisse  zu  erblicken  sein,  falls  man 
nicht  geradezu  annehmen  will,  dass  das  Institut  aus  irgend- 
welchen Gründen  einer  Erweiterung  seines  Geschäftsverkehrs 
absolut  kein  Interesse  entgegengebracht,  wenn  nicht  gar 
einer  solchen  direkt  widerstrebt  hat. 

Ferner  wäre  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  über  die 
zur  Subventionierung  von  Meliorationsunternehmungen  aus- 
geliehenen Gelder  besondere  Rechnung  nicht  geführt  wird, 
dieselben  also  in  dem  Zahlenmaterial  der  vorstehenden  Tabelle 
mit  enthalten  sind.  Ist  nun  auch  ihre  scharfe  Trennung 
von  den  eigentlichen  Darlehen  infolge  Fehleus  geeigneter 
statistischer  Unterlagen  nicht  durchführbar,  so  bietet  doch 
die  bereits  mehrfach  angezogene  Übersicht  über  die  in  den 
Jahren  1893 — 1902  zur  Auszahlung  gelangten  Summen,  deren 
Empfänger  und  Verzinsung^)  eine  Reihe  von  Anhaltspunkten 
für  die  Abschätzung  ihres  Betrages  und  lässt  insbesondere 
erkennen,  dass  die  Kasse  während  dieser  ganzen  Zeit  über- 
haupt nicht  in  die  Lage  gekommen  ist,  im  regulären  Geschäfts- 
verkehr an  Privatpersonen  Kredit  zu  gewähren,  sondern  an 
diese  lediglich  Unterstützungen  zu  dauernden  Boden- 
verbesserungen und  ähnlichen  Arbeiten  bewilligt  hat.  Derartige 
Subventionierungen  dürften  aber  auch  einen  keineswegs 
unwesentlichen  Prozentsatz  der  von  Genossenschaften  etc. 
geschuldeten  Summen  ausmachen,  welcher  jedenfalls  die 
eigentlichen  Meliorationsdarlehen,  deren  Empfänger  wohl  fast 
ausschliesslich  in  der  nämlichen  Kategorie  der  Schuldner 
gesucht  werden  müssen,  an  Höhe  erheblich  hinter  sich  lässt. 

Die  Errichtung  einer  Landeskultur-Rentenbank  ist  bisher 
in  Westpreussen  noch  nicht  angeregt  worden,^)  obwohl  für 
eine  solche  durch  die  Provinzial-Hilfskasse,  welche  in  der 
Hauptsache  nur  die  Unterbringung  und  den  Dienst  der  An- 
leihen des  Provinzial-Verbandes  selbst  besorgt,  in  keiner 
Hinsicht  Ersatz  geboten  wird.  Dass  jedoch  das  in  der  Provinz 
herrschende  Bedürfnis  nach  Meliorationskredit  behufs  seiner 
Befriedigung  noch  besondere  Massnahmen  rechtfertigen  würde, 
geht  aus  einer  Zuschrift  der  westpreussischen  Landwirtschafts- 
kammer^)  hervor,  in  welcher  unter  anderem  ausgeführt  wird,  dass 
eine  Landeskultur-Rentenbank  in  der  Provinz  ganz  entschieden 
genügend  in  Anspruch  genommen  werden  würde,  falls  sie  bei  der 
Darlehnsgewährung  „nicht  zu  schwierig  und  zu  teuer"  wäre. 

1)  Siehe  Tabelle  2. 

2)  Laut  Schreiben  der  Prov.-Verwaltung  vom  13.  Novbr.  1903, 

3)  Vom  11.  März  1904. 
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4.    Provinz  Pommern. ^) 

1.   Pr  0  vi  nz i  al  -  Hi  1  f  s  k  a  s  s  e. 

Die  Provinzial-Hilfskasse  von  Pommern  ist  gemäss  §  4 
des  Gesetzes  vom  18.  Januar  1881,  betr.  die  Aufhebung-  der 
kommunalständischen  Verbändein  der  Provinz  Pommern,  durch 
Vereinig-ung"  der  Hilfskassen  von  Altpommern  und  Neuvor- 
pommern mit  Rügen  gebildet  worden.  Diese  beiden  Institate 
hatten  bei  ihrer  Errichtung  ein  staatliches  Fundationskapital 
von  161,000  bezw.  31,000  Talern  erhalten,  das  sich  alljährlich 
am  ^4  des  Zinserträgnisses  vermehrte  und  beim  Inkrafttreten 
des  Dotationsgesetzes  vom  8.  Juli  1875  auf  Mk.  715,170 
bezw.  108,349  angewachsen  war.  Im  Jahre  1879  wurde  der 
altpom morschen  Kasse  noch  der  Anteil  der  Kreise  Dramburg 
und  Schievelbein  an  dem  Stammkapital  der  Hilfskasse  des 
kommuoalständischen  Verbandes  der  Neumark ^)  im  Betrage 
von  Mk.  31,561.27  überwiesen  und  ihr  Gesamtvermögen  bei 
der  Übernahme  durch  den  Pro vinzial- Verband  auf  800000  Mk., 
dasjenige  der  neuvorpommerschen  dagegen  auf  110,000  Mark 
berechnet,  so  dass  die  nunmehrige  Provinzial-Hilfskasse  ihre 
Tätigkeit  mit  einem  eigenen  Fonds  in  Höhe  von  910,000  Mark 
begann.^) 

(Meliorationskreditgew^ährung.)  Darlehen  können  gewährt 
werden  unter  anderem  an  Kreise,  kommunale  Verbände, 
Kirchen-  und  Schulgemeinden  zur  Tilgung  ihrer  Schulden  oder 
zur  Herabsetzung  des  Zinsfusses  derselben,  zur  Verbesserung 
ihres  Haushaltes,  zu  Bauten  für  Kirchen-,  Hospital-  und 
Schulzwecke,  zu  Wegeanlagen,  Wasserbauten  und  ähn- 
lichen gemeinnützigen  Unternehmungen  sowie  zur 
Abhilfe  eines  augenblicklichen  Notstandes,  an  Genossen- 
schaften und  Grundbesitzer  zur  Ausführung  von  ge- 
meinnützigen Kulturverbesserungen.  Die  Hingabe  von 
Meliorationskredit  wäre  demnach  sowohl  an  Wald-,  Wasser-  und 
Deichgenossenschaften,  deren  Unternehmungen  im  allgemeinen 
stets  ein  gewisser  gemeinnütziger,  zum  mindesten  aber 
gern  ein  wirtschaftlicher  Charakter^)  zugebilligt  werden  muss, 
als  auch  an  Kommunen  ohne  irgendwelche  wesentliche  Ein- 

1)  Vergl.  Reglement  für  die  Pomm.  Prov. -Hilfskasse  vom 
18.  März/26.  April  1881;  Reglement  für  den  Pomm.  Meliorationsfonds 
vom  17.  März/24.  April  1881  nebst  Änderung  infolge  Beschlusses  des 
Prov.-Landtages  vom  4.  März  1896;  Verwaltungsberichte  des  Pomm. 
Prov.-Ausschusses  für  die  Jahre  1900|1901  und  1901. 

2)  Bezüglich  dieser  siehe  im  folgenden  Prov.  Brandenburg. 

3}  Laut  Mitteilung  der  Prov.- Verwaltung  vom  29.  Oktober  1903. 
4)  Vergl.  Seite  132. 


—    138  — 


schräükung  möglich,  während  Ausleihungen  dieser  Art  an 
einzelne  Landwirte  wohl  nur  ausnahmsweise  zulässig  sein 
würden,  sofern  nicht  der  Begriff  der  Gemeinnützigkeit  auch 
bei  privaten  Anlagen  eine  sehr  weitgehende  Auslegung  erfährt, 
was  an  sich  allerdings  als  keineswegs  ausgeschlossen  er- 
scheinen dürfte. 

Als  von  wirklich  entscheidendei*  Bedeutung  für  die 
gesamte  tatsächliche  Inanspruchnahme  des  Institutes  sind 
jedoch  erst  einige  weitere  Vorschriften  des  Reglementes  zu 
erachten,  deren  eine  besagt,  dass  bei  Konkurrenz  mehrerer 
gehörig  begründeter  Kreditgesuche,  deren  gleichzeitige  Be- 
willigung infolge  Mangels  an  Geldmitteln  unmöglich  ist,  in 
der  Regel  die  öffentlichen  Korporationen  Anspruch  auf 
vorzugsweise  Befriedigung  haben  sollen.  Eine  zweite  verleiht 
überdies  dem  Provinzial-Landtage  die  Befugnis,  für  die 
Kapitalgewährung  zu  gewissen,  als  weniger  Wichtiger  erach- 
teten Zwecken,  unter  denen  sich  auch  die  obenerwähnten 
„gemeinnützigen  Kulturverbesserungen"  befinden,  ein  Maximum 
und  Minimum  der  an  einen  Empfänger  auszuleihenden  Beträge 
festzusetzen  und  unter  Umständen  anzuordnen,  dass  in  der- 
artigen Darlehen  nur  ein  bestimmter  Bruchteil  der  Kapital- 
bestände angelegt  werden  darf. 

Da  diese  Bestimmungen  sich  mit  Rücksicht  auf  die 
sonstigen  obwaltenden  Verhältnisse  gar  nicht  anders  als  dahin 
deuten  lassen,  dass  die  Hilfskasse  ihre  Tätigkeit  in  der 
Hauptsache  auf  die  ihr  eigenste  Aufgabe,  die  Befriedigung 
des  Geldbedarfs  kleiner  Gemeinden,  allenfalls  noch  gewisser 
Korporationen  und  Anstalten  beschränken  soll,  so  wird  sie 
auch  an  Wassergenossenschaften  etc.  in  grösserem  Umfange 
Darlehen  nicht  bewilligen  und  demnach  ihr  Kredit  zur  Aus- 
führung von  Meliorationen  überhaupt  nur  in  Ausnahmefällen 
in  Anspruch  genommen  werden  können.^) 

(Betriebsmittel,  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.) 
Eine  derartig  enge  Umgrenzung  des  regulären  Wirkungskreises 
erscheint  allerdings  im  Hinblick  auf  das  Mass  der  zu  Neu- 
ausleihungen verfügbaren  Mittel  als  dringend  erforderlich, 
da  das  Institut  zu  den  Hilfskassen  mit  beschränktem  Geschäfts- 
betriebe gehört,  denen  der  Weg  der  Obligationenemission  zur 
Beschaffung  von  Betriebskapitalien  nicht  eröffnet  worden 
ist. 2)  Nun  räumt  ihm  zwar  das  Reglement  die  Befugnis  ein, 
aus  anderen  Provinzialfonds  sowie  den  Kassen  der  Kreise, 


1)  Vergl.  Seite  84. 

2)  Vergl,  Seite  83. 
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Gemeinden  und  öffentlicher  Institute,  insbesondere  der  mit 
staatlicher  Genehmigung-  errichteten  Sparanstalten  Gelder 
gegen  Verzinsung  anzuleihen,  doch  wird  in  der  Praxis  hiervon 
überhaupt  kein  Gebrauch  gemacht,  so  dass  sich  die  ganze 
Tätigkeit  der  Kasse  auf  die  Belegung  ihres  eigenen  Stamin- 
vermögens  beschränken  muss. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  natürlich  von  grosser 
Bedeutung,  dass  eine  fortdauernde  Verstärkung  des  letzteren 
durch  regelmässige,  jährliche  Zuweisungen  vorgesehen  ist 
und  auch  im  übrigen  verschiedene  Einrichtungen  getroffen 
worden  sind,  durch  welche  das  Zurückfliessen  der  ausgeliehenen 
Summen  nach  Möglichkeit  erleichtert  und  beschleunigt  werden 
soll.  In  letzter  Hinsicht  steht  der  Kasse,  abgesehen  von 
gewissen  Bestimmungen  über  die  Tilgung  und  Rückzahlung 
der  Darlehen,^)  vor  allem  das  Recht  zu,  ihre  Forderungen 
ohne  Gewährleistung  an  Dritte  gegen  Barzahlung  zu  zedieren, 
und  zur  Vergrösserung  des  Eigenkapitals  findet  bis  auf 
weiteres  alljährlich  das  gesamte  Zinserträgnis  2)  Verwendung. 
Besondere  Reserven  werden  infolgedessen  nicht  aufgesammelt 
und  etwaige  Verluste  direkt  aus  dem  Stammvermögen  gedeckt,^) 
das  Ende  März  1903  einen  Bestand  von  2,326,726.41  Märk 
aufwies.*) 

Bei  einem  Arbeiten  mit  ausschliesslich  eigenen  Betriebs- 
mitteln ist  natürlich  bei  der  Festsetzung  des  Zinsfusses 
keinerlei  Rücksichtnahme  auf  die  Selbstkosten  angelieheiier 
fremder  Gelder  erforderlich.  Derselbe  kann  deshalb  ohne 
irgendwelche  Bedenken  niedriger  bemessen  werden  als  es  bei 
diesen  angängig  erscheint  und  beträgt  zur  Zeit  nur  31/2%^ 
ohne  dass  ausserdem  noch  irgendwelche  Nebenleistungen  er- 
hoben würden.  Im  Hinblick  auf  ihre  Wohlfeilheit  entspräche 
demnach  die  Kasse  wohl  den  weitgehendsten  Anforderungen, 
welche  in  dieser  Hinsicht  an  eine  nicht  subventionsmässige 
Meliorationskreditgewährung  gestellt  werden  können. 

Die  vertragliche  Rückzahlung  der  Darlehen  erfolgt  auf 
Kündigung  oder  zu  im  "voraus  bestimmten  Terminen,  in  den 
weitaus  meisten  Fällen  aber  im  Wege  der  planmässigen 
Amortisation,^)  für  welche  eine  Minimalquote  von  l^/o  pro 
Jahr  vorgeschrieben  ist.  Während  jedoch  bei  den  bisher 
behandelten  Anstalten  im  übrigen  Tilgungssätze  in  jeder 


1)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  140. 

2)  Nach  Abzug  von  2\  für  Verwaltungsunkosten. 

3)  Vergl.  Seite  83. 

4)  Laut  Mitteilung  der  Prov.-Verwaltung  vom  29.  Oktober  1903. 

5)  Ver^l  Sexte  128. 


^-  no  ^  - 

beliebig-en  Höhe  vereinbart  werden  können,  stellt  die  pornmer- 
sche  Hilfskasse  lediglich  die  3  Raten  von  1,  2  und  zur 
Wahl  und  verlangt  überdies,  dass,  sofern  die  Beendigung  des 
Abtrags  innerhalb  der  kürzesten  Frist  nicht  gewünscht  wird, 
im  Darlehnsgesuche  besondere  Gründe,  welche  ein  Hinaus- 
gehen über  dieselbe  rechtfertigen,  namhaft  gemacht  werden. 
Als  Leistung  des  Schuldners  soll  demnach  im  Interesse  eines 
baldigen  Zurückfliessens  der  ausgeliehenen  Kapitalien  möglichst 
das  Maximum  angenommen  werden,  wenn  auch  —  nach  den 
vorliegenden  Verwaltungsberichten  zu  schliessen  —  bei  dem 
gegenwärtigen  Zinsfusse  von  3V2°/o  ^i^^  Annuität  in  Höhe 
von  7^2^/0)  ^^^^  welcher  sich  die  Schuld  in  etwa  18^2  Jahren 
tilgen  Hesse,  keineswegs  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  aus- 
bedungen zu  werden  scheint. 

Das  Recht,  die  Darlehen  nach  6  Monate  zuvor  erfolgter 
Aufkündigung  zurückzugeben,  ist  den  Schuldnern  bei  allen 
Arten  derselben  gewährleistet,  auch  kann  die  Kasse  eine 
Verstärkung  der  Amortisation  sowie  Zahlungen  vor  Ablauf 
der  Kündigungsfrist  und  Teilzahlungen  jederzeit  gestatten. 
Sie  selbst  darf  Termins-  und  Amortisationsdarlehen  in  der 
Regel  nicht  zurückverlangen,  doch  steht  ihr  ausnahmsweise, 
abgesehen  von  den  ,.in  den  Gesetzen  vorgesehenen  Fällen", 
die  Befugnis  zur  Kündigung  derselben  mit  dreimonatlicher 
Frist  zu,  wenn  der  Schuldner  sich  Unpünktlichkeiten  bei  der 
Leistung  der  ihm  obliegenden  Zahlungen  zu  Schulden  kommen 
Hess,  die  Erbringung  des  Verwendungsnachweises  innerhalb 
der  ihm  gestellten  Frist  versäumte  oder  gar  die  erhaltene 
Summe  ganz  oder  teilweise  zu  nicht  bestimmungsgemässen 
Zwecken  verwendete.^) 

(Sicherheitsbestellung.)  Die  Befugnis,  selbst  vollkommen 
einwandfrei  begründete  Kreditgesuche  ohne  weiteres  abweisen 
zu  können,  steht  wie  überhaupt  sämtlichen  Hilfskassen  auch 
der  pommerschen  zu,^)  ist  jedoch  bei  ihr  eigentlich  nur  im 
Hinblick  auf  den  geringen  Umfang  der  zur  Gewährung  neuer 
Darlehen  verfügbaren  Mittel  von  Bedeutung,  da  sie  sich  an 
die  nachstehenden  reglementarischen  Bestimmungen  betreffs 
der  Sicherheitsleistung  nicht  strikt  zu  halten  braucht,  sondern 
in  bedenklich  scheinenden  Fällen  auch  höhere  Anforderungen 
zu  stellen  berechtigt  ist. 

Kreisen,  kommunalen  Verbänden,  Schul-  und  Kultus- 
gemeinden kann  die  Beibringung  eines  Spezialpfandes  erlassen 


1)  Vergl.  Seite  115. 

2)  Vergl.  Seite  116. 


werden,  wenn  und  soweit  sie  genügende  Ausweise  über  die 
Ordnung  ihres  Geldhaushaltes  vorzulegen  vermögen,  und  soll 
die  nämliche  Vergünstigung  auch  denjenigen  Gesellschaften, 
Vereinen  und  Genossenschaften  zu  teil  werden,  deren 
Organisation  als  solche  schon  genügende  Garantien  für 
die  Sicherheit  ihrer  Anlehen  zu  bieten  vermag.  Spezial- 
sich erheit  ist  durch  hypothekarische  Eintragung  der  Schuld 
auf  ländlichem  oder  städtischem  Grundbesitz,  Verpfändung 
von  mündelsicheren  Wertpapieren  oder  gewisser  Grundbuch- 
forderungen ^)  oder  endlich  durch  selbstschuldnerische  Bürg- 
schaft angesessener,  als  solide  und  zuverlässig  anerkannter 
Provinzialangehöriger,  wenn  über  die  betreffende  Verbindlich- 
keit Wechsel  ausgestellt  werden,  zu  leisten  u^ad  würde 
infolgedessen  an  sich  weder  dem  einzelnen  Landwirte  die 
Aufnahme  eines  kurzfristigen  Interimsdarlehns  noch  einer 
freien  Wassergenossenschaft  die  Kapitaldeckung  durch  soli; 
darische  Verhaftung  aller  oder  einzelner  Mitglieder  verwehrt  sein. 

Die  Beleihungsfähigkeit  ländlicher  Immobilien  ist  noch 
etwas  höher  angesetzt  als  im  allgemeinen  durch  das  Gesetz 
vom  13.  Mai  1879  bei  dauernden  Bodenverbesserungen,  da 
die  Forderungen  der  Kasse  innerhalb  der  ersten  ^j^  des 
Grundstückswertes  als  sicher  erachtet  werden  sollen,  so  dass 
eine  Landeskultur-Rentenbank  eigentlich  nur  in  denjenigen, 
ganz  gewiss  nicht  die  Regel  bildenden  Fällen  günstigere 
Bedingungen  zu  bieten  vermöchte,  in  denen  die  projektierte 
Melioration  eine  Steigerung  des  zeitigen  Gesamtwertes  der 
als  Pfand  angebotenen  Liegenschaften  um  mehr  als  60*^/q  in 
Aussicht  stellt  und  demnach  die  tatsächliche  Berücksichtigung 
derselben  bei  der  Kreditbemessung  als  angezeigt  erscheinen 
lässt.^)  Überdies  soll  als  Wert  „vorbehaltlich  anderweitiger 
Ermittelung  durch  Texen  und  andere  Nachweise"  in  der 
Regel  in  Neuvorpommern  und  Rügen ^)  das  SOfache,  in  den 
übrigen  Teilen  der  Provinz  das  40fache  des  Katastralrein- 
ertrages  zuzüglich  des  halben  Betrages  des  Gebäudesteuer- 
Nutzungswertes  angenommen  werden,  während  sowohl  nach 
landschaftlichen  Schätzungsgrundsätzen  wie  auch  den  Be- 
stimmungen des  Laudeskultur-Rentenbankgesetzes  der  Wert 
der  zu  Feldgütern  gehörigen  Baulichkeiten  etc.  prinzipiell 
ausser  acht  gelassen  werden  muss.  Ob  allerdings  ein  analoges 
Verfahren  auch  dann  zur  Anwendung  kommen  darf,  wenn  die 
Berechnung  der  Beleihungsfähigkeit  auf  Grund  einer  Taxation 

1)  Vergl.  Seite  120  Anmerkung  4. 

2)  Vergl.  Seite  99. 

3)  Reg.-Bez.  Stralsund. 
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erfolgeil  soll,  oder  ob,  was  im  Hinblick  auf  die  verhältnismässig 
weit  gezogene  Sicherheitsgrenze  nicht  ganz  ausgeschlossen 
erscheint,  in  st)lchen  Fällen  lediglich  die  Taxprinzipien  der 
Pom  morschen  Landschaft  als  massgebend  anerkannt  werden, 
muss  freilich  dahingestellt  bleiben. 

Dass  zwei  nicht  unbeträchtlich  von  einander  abweichende 
Grundsteuermultiplikatoren  der  Wertsermittelung  innerhalb 
einer  einzigen  Provinz  zu  Grunde  gelegt  werden  mussten, 
erklärt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  sich  in  deren  Gebiet 
zur  Zeit  der  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1861 
betr.  die  anderweitige  Regelung  der  Grundsteuer  vorgenommenen 
Katastrierung  zwei  besondere  Selbstverwaltungs-Körperschaften 
teilten,  1)  liefert  daneben  aber  auch  einen  Beweis  für  die  bei 
früherer  Gelegenheit  vertretene  Ansicht,  dass  ein  für  die 
ganze  Monarchie  geltender  iNormalsatz,  wie  ihn  das  Gesetz 
vom  13.  Mai  1879  aufzustellen  versuchte,  nur  in  den  wenigsten 
Gegenden  den  tatsächlichen  Verhältnissen  einigermassen 
gerecht  zu  werden  vermag.^) 

Mögen  nun  auch  die  Bedingungen  der  pommerschen 
Hilfskasse  gegenüber  der  Darlehnsgewährung  der  Landes- 
kultur-Rentenbanken au  sich  gewisse  Vorzüge  aufweisen,  so 
kann  sie  doch  in  der  Praxis  infolge  des  beschränkten  Umfanges 
ihrer  Betriebsmittel  und  der  dadurch  gebotenen  engen  Be- 
grenzung des  Geschäftsverkehres,  insbesondere  im  Hinblick 
auf  den  Charakter  der  Darlehnssuchenden,  für  eine  umfang- 
reichere Entnahme  von  Melioratiouskredit  nicht  in  Betracht 
kommen.  Nach  den  vorliegenden  Verwaltungsberichten  zu 
urteilen,  finden  Ausleihungen  im  allgemeinen  nur  an  kleinere 
Stadt-  und  Land-,  Schul-  und  Kultusgemeinden  statt,  so  dass 
sowohl  Privatpersonen  als  auch  alle  vorstehend  nicht  erwähnten 
Körperschaften  von  der  regulären  Darlehnsgewährung  völlig 
ausgeschlossen  erscheinen. 

Demgemäss  wird  Meliorationskredit  wohl  überhaupt  nur 
an  Gemeindeverbände,  welche  ja  laut  Reglement  auch  speziell 
bei  „Wasserbauten"  unterstützt  werden  sollen,^)  gegeben 
werden  können,  während  Kulturgeuossenschaften  sowie  einzelne 
Grundbesitzer  in  der  Hauptsache  auf  die  Inanspruchnahme 
des  „Meliorationsfonds  der  Provinz  Pommern"  angewiesen 
sind,  welcher  im  folgenden  zu  behandeln  sein  wird.  Wesentlich 
mit  Rücksicht  auf  diesen  ist  auch  von  einer  eingehenden 
Erörterung  über  die  Organisation  der  Hilfskasse,  welche  im 

1)  Vergl.  Seite  137. 

2)  Vergl.  Seite  97. 

3)  Vergl.  Seite  137. 
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übrigen  ziemlich  überflüssig  erscheinen  dürfte,  nicht  abgesehen 
worden,  da  die  Grundsätze  der  Darlehnsgewährung,  welche 
für  sie  aufgestellt  sind,  im  wesentlichen  auch  für  jenen 
Fonds  gelten,  soweit  nicht  der  besondere  Verwendungszweck 
desselben  gewisse  Abweichungen  erforderlich  gemacht  hat. 

2.  Melioratious-Fonds. 

Der  Meliorations-Fonds  der  Provinz  Pommern 
ist  gemäss  §  8  des  Gesetzes  vom  18.  Januar  1881,  betr.  die 
Aufhebung  der  kommunalständischen  Verbände  in  der  Provinz 
Pommern  durch  Vereinigung  der  beiden,  für  die  Regierungs- 
bezirke Stettin  und  Köslin  bestimmten,  ursprünglich  staatlichen 
Meliorationsfonds  gebildet  worden  und  mit  einem  Stamm- 
vermögen in  Höhe  von  1,780,000  Mark  ausgestattet.  Verwandt 
werden  soll  er  zur  Unterstützung  von  dauernden  Boden- 
verbesserungen aller  Art,  Waldanlageu,  Obstbaumplantagen 
sowie  sonstiger  Baumpflanzungen  und  Verbesserungen  des 
Wirtschaftsbetriebes, 2)  doch  können  nebendem  auch  Darlehen 
„behufs  Vornahme  von  Kolonisationen  zur  Gründung  bäuer- 
hcher  Stellen  von  mindestens  20  ha  Mittelboden  für  jede 
Stelle,  wovon  die  Hälfte  zum  sofortigen  Anbau  geeignet  ist", 
bewilligt  werden. 3)  Vorbedingung  ist  stets,  dass  das  projek- 
tierte Meliorations-Unternehmen  eine  mindestens  6%  ige 
Verzinsung  seiner  Kosten  in  sichere  Aussicht  stellt,  was 
durch  eine  von  sachverständiger  Seite  auszuarbeitende 
Rentabilitätsberechnung,  welche  dem  Kreditgesuche  beigefügt 
sein  muss,  nachzuweisen  ist.*) 

Ähnlich  wie  bei  der  Hilfskasse  sollen  die  Darlehns- 
bedürftigen  im  Falle  des  Vorliegens  mehrerer  Anträge,  deren 
gleichzeitige  Bewilligung  im  Hinblick  auf  das  Mass  der  zu 
Neuausleihungen  verfügbaren  Kapitalien  unmöglich  erscheint, 
in  einer  bestimmten,  durch  das  Reglement  vorgeschriebenen 
Reihenfolge  Berücksichtigung  finden.-^)    Während  aber  von 

1)  Vergl.  Seite.  137. 

2)  Vergl.  Seite  81. 

3)  Prinzipiell  ausgeschlossen  ist  die  Hergabe  von  Geldmitteln 
„zum  Auf  karren  von  Erde,  Mergel  und  Kalk,  zur  Beschaffung  und 
von  Verwendung  von  Düngemitteln  wie  auch  zur  Reinigung  des  Bodens 
Steinen"  und  zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für  Meliorations-Anlagen, 
w^elche  bei  Einreichung  des  Darlehnsantrages  bereits  vollendet  waren. 

4)  Vergl.  Seite  49.  Sofern  allerdings  das  nachgesuchte  Darlehn 
den  Betrag  von  1200  Mark  nicht  übersteigt,  kann  auf  die  Beibringung 
dieses  Nachweises  ebenso  wie  auf  die  Einreichung  eines  detaillierten 
Planes  und  speziellen  Kostenanschlages  verzichtet  werden. 

5)  Vergl.  Seite  138. 
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jener  den  Öffentlichen  Korporationen  der  Vorzug  eingeräumt 
wird,  hat  der  Meliorationsfonds  in  erster  Linie  zur  Sub- 
ventionierung einzelner  Grundbesitzer  Verwendung  zu 
finden,  von  denen  wiederum  zunächst  diejenigen  zu  befriedigen 
sind,  welche  die  Kosten  ihrer  Unternehmung  nicht  aus  eigener 
Tasche  bestreiten  können.  Genossenschaften,  Korporationen 
und  juristische  Personen  sollen  zwar  für  die  Hergabe  von 
Geldmitteln  in  der  Regel  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht 
kommen,  doch  bedeutet  für  sie  die  Bevorzugung  einzelner 
Landwirte  keineswegs  eine  tatsächliche  Ausschliessung  von 
jeglicher  Unterstützung  aus  dem  Fonds,  da  —  wenigstens 
in  den  Etatsjahren  1900  und  1901  —  Darlehen  in  nicht 
unbeträchtlichem  Umfange  speziell  auch  an  Wassergenossen- 
schaften bewilligt  werden  konnten. 

Gegenüber  der  Kreditgewährung  der  Landeskultur- 
Rentenbanken  bietet  die  Subventionierung  aus  dem  Fonds 
schon  insofern  einen  Vorteil,  als  während  der  ersten  3,  bei 
Drainagedarlehen  allerdings  nur  2  Jahre  irgendw^elche 
Leistungen  überhaupt  nicht  erhoben  werden,')  mit  der  Ent- 
richtung der  vertragsmässigen  Verpflichtungen  also  in  der 
Regel  erst  dann  zu  beginnen  sein  wird,  wenn  die  projektierten 
Anlagen  vollendet  sind  und  deren  Wirkung  sich  bereits  in 
höheren  Erträgen  der  betreffenden  Grundstücke  zu  äussern 
anfängt.  Ausserdem  ist  aber  auch  die  Verzinsung  selbst  seit 
dem  1.  April  1896  für  sämtliche  Darlehen  auf  nur  3%  fest- 
gesetzt worden,  also  auf  jeden  Fall  nicht  unwesentlich 
niedriger,  als  sie  von  einem  mit  fremden  Kapitalien  arbeitenden 
Institute  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  mit  Rücksicht 
auf  die  Selbstkosten  bemessen  werden  könnte. 

Die  jährliche  Amortisation  soll  im  allgemeinen 
1^/2%,  bei  Drainagedarlehen  dagegen  4 \  betragen  und  ent- 
spricht demnach  für  letztere  dem  in  den  Sonderbestimmungen 
des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  aufgestellten  Minimalsatze, 2) 
doch  ist  die  Gesamtleistung  des  Schuldners  (7%)  infolge  des 
niedrigeren  Zinsfusses  beträchtlich  geringer  als  bei  Inanspruch- 
nahme einer  Landeskultur-Rentenbank  auf  Grund  der  bei 
„Drainagedarlehen"  anwendbaren  Spezialvorschriften.  Letztere 
sind  nun  allerdings  in  fast  jeder  Hinsicht  fakultativ 3)  und 
die  allgemeine  Kreditgewährung  der.  Anstalten  würde  wenig- 
stens für  Drainage-Unternehmer  eine  erheblich  geringere  jähr- 
liche Verpflichtung  zur  Folge  haben  als  die  Subventionierung 

1)  Vergl.  Seite  132. 

2)  Vergl.  Seite  107. 

3)  Vergl.  Seite  104. 


aus  dem  Fonds.  Sie  würde  aber,  sofern  anderweitige  Meli- 
orationen in  Frage  kommen,  im  Falle  der  Erhebung  eines 
Verwaltungskostenbeitrages  von  ^5^/0  selbst  bei  Paristand 
der  372%ig"6u  Rentenbriefe  und  Vereinbarung  der  niedrigsten 
Amortisationsrate  (^/2%)  eine  nur  um  etwa  ^/lo^/o  niedrigere 
x\nnuität  ergeben  als  für  Unterstützungen  aus  jenem  aus- 
bedungen wird,  die  aber  ungefähr  20  Jahre  früher  getilgt 
sein  würden  als  das  Landeskultur-Rentenbankdarlehn,  da  ihr 
planmässiger  Abtrag  nur  ca.  37  Jahre  erfordert.  Dass  die 
vorerwähnten  Amortisationsquoten  von  l^/g  und  4^/o  als 
Minima  zu  gelten  haben,  wird  im  Reglement  nicht  gesagt 
und  ist  deshalb  anzunehmen,  dass  im  allgemeinen  eine  stärkere 
Tilgung  nicht  vereinbart  wird.  Eine  Erhöhung  der  Raten 
während  des  Verlaufes  der  Amortisation  ist  indessen  aus- 
drücklich gestattet,  nur  muss  dieselbe  im  Minimum  1/2^/0 
betragen  und  ist  dann  auch  eine  spätere  Wiederermässigung 
nicht  zulässig. 

Ausserdem  sind  die  Schuldner  berechtigt,  ihre  Darlehen 
zu  jeder  Zeit,  ohne  dass  eine  förmliche  Kündigung  voraus- 
gehen müsste,  gänzlich  abzustossen  oder  teilweise  Rück- 
zahlungen^) zu  leisten,  doch  gehen  sie  für  den  Fall,  dass  ihre 
Melioration  überhaupt  noch  nicht  zur  Ausführung  gelangt  ist, 
der  „Benefizien  der  Darlehnsbewilligung"  verlustig  und  müssen 
die  erhaltenen  Summen  vom  Empfangstage  an  mit  5^/o  ver- 
zinsen. Der  Verwaltung  des  Fonds  ist  dagegen  eine 
Kündigungsbefugnis  nur  in  ungefähr  dem  nämlichen  Umfange 
wie  der  Hilfskasse  eingeräumt  worden,^)  wobei  der  Erborger, 
sofern  die  Einziehung  erfolgte,  weil  das  Unternehmen  nicht 
innerhalb  der  vorgeschriebenen  Zeit  plan-  und  anschlaggemäss 
vollendet  oder  der  diesbezügliche  Nachweis  nicht  innerhalb 
der  gesetzten  Frist  geführt  wurde,  stets,  wenn  dagegen  die 
unpünktliche  Zahlung  der  vertraglichen  Leistungen  den 
Kündigungsgrund  bildete,  nur  für  den  Fall,  dass  die  Melioration 
noch  nicht  zu  Ende  geführt  wurde,  der  „Benefizien  der 
Darlehnsbewilligung"  verlustig  geht. 

Hinsichtlich  der  Zusicherung  und  Auszahlung  von  Unter- 
stützungen ist  ein  wesentlich  anderes  Verfahren  vorgeschrieben, 
als  es  bei  der  Hilfskasse  und  überhaupt  bei  regulären  Kredit- 
instituten zur  Anwendung  gelangt.  Erstere  erfolgt  nämlich 
nicht  fortlaufend  entsprechend  dem  Eingehen  neuer  Anträge, 
sondern  sämtliche  Kreditbedürftigen,  welche   eine  Berück- 


1)  In  durch  100  teilbaren  Beträgen  von  nicht  unter  300  Mark. 

2)  Vergl.  Seite  140. 
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sichtigung .  ihrer  Gesuche  für  das  folgende  Jahr  wünschen, 
haben  dieselben  nebst  allen  erforderlichen  Unterlagen  bis 
zum  1.  Oktober  der  Verwaltung  des  Fonds  einzureichen, 
welche  nach  Prüfung  sämtHcher  Eingänge  über  alle  in 
Ordnung  befundenen  auf*  ein  Mal  nach  freiem  Ermessen 
entscheidet.  Allerdings  dürfte  es  auch  nur  bei  diesem  Modus 
möglich  sein,  die  gewissen  Darlehnssuchern  durch  das  Regle- 
ment garantierten  Bevorzugungen^)  denselben  auch  wirklich 
in  vollem  Umfange  zu  teil  werden  zu  lassen. 

Die  Auszahlung  der  Schuldkapitahen  soll,  sofern  dieselben 
den  Betrag  von  1200  Mark  übersteigen,  in  der  Regel  in 
Raten  erfolgen  und  darf  die  Aushändigung  weiterer  Teilbeträge 
erst  dann  stattfinden,  wenn  die  mit  den  früher  gezahlten 
Geldern  zu  erstellenden  Anlagen  plan-  und  anschlaggemäss 
vollendet  worden  sind.  Hierüber  sowie  über  die  Ausführung 
der  ganzen  Melioration  soll  durch  Sachverständige  die  nötige 
Kontrolle^)  ausgeübt  werden,  auch  kann  die  Bewilligung  eines 
Darlehns  überhaupt  auf  grund  der  Bedingung  erfolgen,  dass 
die  gesamten  Arbeiten  unter  der  Leitung  oder  Aufsicht  eines 
von  der  Verwaltung  des  t'onds  zu  bestellenden  Kommissars 
vorgenommen  werden.''^) 

Inbetreff  der  Sicherstellung  der  Subventionen  gelten  im 
allgemeinen  die  nämlichen  Vorschriften  wie  bei  der  Hilfskasse,  ^) 
doch  soll  die  Beibringung  einer  Bürgschaft  oder  eines  Faust- 
pfandes nur  in  Ausnahmefällen  zulässig  sein  und  in  der 
Regel  Grundversicherung  verlangt  werden.  Da  diese  durch 
Eintragung  der  Schuld  auf  ländlichem  wie  städtischem  Grund- 
besitz erfolgen  kann,  so  ist  anzunehmen,  dass  unter  Umständen 
neben  dem  Feldgute,  auf  welchem  die  Melioration  stattfinden 
soll,  nicht  nur  anderweitige  ländliche  Immobilien  sondern  auch 
Hausgrundstücke,  industrielle  Etablissements  und  dergleichen 
mit  als  Unterpfand  angeboten  werden  können,  was  bei  den 
Landeskultur-Rentenbanken  bekanntlich  nicht  angängig  wäre. 
Nicht  vorgesehen  ist  dagegen  eine  Mitberücksichtigung  des 
künftigen  Mehrwertes  bei  der  Feststellung  der  Beleihungs- 
fähigkeit  der  Liegenschaften,  obgleich  sich  dessen  Abschätzung 
auf  Grund  der  denDarlehnsgesuchen  in  der  Regel  beizugebenden 
Rentabilitätsberechnung  wohl  unschwer  vornehmen  liesse. 

Da  das  Zinserträgnis  des  Fonds  demselben  nicht  zu- 
geschlagen wird,  sondern  zwar  zu  ähnlichen,  aber  doch  nicht 
völlig  den  gleichen  Zwecken  Verwendung  zu  finden  hat  wie 

1)  Vergl.  Seite  144. 

2)  Auf  Kosten  des  Erborgers. 

3)  Vergl.  Seite  140|141. 
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dieser  selbst,  so  stehen  zu  Neuausleihung-en  lediglich  die 
durch  regelmässige  Tilgung  und  ausserordentlichen  Abtrag 
zurückfliessenden  Summen  zur  Verfügung.  Wie  wenig  diese 
jedoch  zur  Befriedigung  der  gesamten  an  den  Fonds  heran- 
tretenden Anforderungen  genügen,  erhellt  aus  der  Tatsache, 
dass  nach  den  Bewilligungen  des  Jahres  1901  nicht  nur  über 
die  im  nächsten  Etatsjahre  sondern  auch  in  den  beiden 
folgenden  voraussichtlich  freiwerdenden  Geldmittel  in  vollem 
Umfange  verfügt  war  und  neue  Gesuche  erst  wieder  für  1905 
auf  Berücksichtigung  zu  rechnen  hatten.  Es  ist  demnach 
klar  ersichtlich,  dass  die  Geldbestände  zur  Hergabe  aller 
überhaupt  in  der  Provinz  zu  Meliorationszwecken  benötigten 
Kapitalien  nicht  im  entferntesten  genügen,  der  Fonds  also, 
zumal  ihn  die  im  folgenden  noch  zu  behandelnden  Einrich- 
tungen durchaus  nicht  etwa  zu  ergänzen  vermögen,  einiger- 
massen  hinreichenden  Ersatz  für  ein  besonderes  Meliorations- . 
kreditinstitut  nicht  zu  bieten  vermag  und  die  Errichtung 
eines  solchen  an  sich  als  keineswegs  überflüssig  bezeichnet 
werden  kann. 

Das  Zinserträgnis  des  Pommerschen  Meliorationsfonds 
fliesst^)  laut  Beschluss  des  22.  Provinzial-Landtages  vom 
4.  März  1896^)  in  den  sogenannten  Zinsenfonds,  welchem 
ausserdem  noch  seine  eigenen  Zinsen  zuwachsen.  Im  all- 
gemeinen soll  er  in  der  gleichen  Weise  wie  der  Hauptfonds 
verwandt  werden,  nur  können  den  Erborgern  auf  Antrag 
etwas  günstigere  Bedingungen  hinsichtlich  Sicherstellung, 
Verzinsung  und  Amortisation  eingeräumt  werden,  als  sie  bei 
der  Subventionierung  aus  jenem  zulässig  sind.  Diesbezügliche 
Erleichterungen  sollen  aber  lediglich  kommunalen,  korpo- 
rativen und  wirtschaftlichen  Verbänden  und  auch 
diesen  nur  insoweit,  als  es  aus  besonderen  Gründen  von 
allgemein  wirtschaftlichem  Interesse  als  zweckmässig  erscheint, 
bewilligt  werden,  während  einzelne  Grundbesitzer  hiervon 
prinzipiell  ausgeschlossen  sind  und  für  die  Benutzung  des 
Fonds  deshalb  auch  kaum  in  Frage  kommen  dürften.  Ende 
März  1902  wies  derselbe  einen  Bestand  von  255,192.34  Mark 
auf,  darunter  219,574.55  Mark  ausstehende  Darlehns- 
forderungen. 

Endlich  besteht  noch  seit  dem  Jahre  1900  ein  ausser- 
ordentlicher Meliorationsfonds,  welcher  gegenwärtig 


1)  Soweit  es  nicht  zur  Deckung  etwaiger  Verluste  an  Darlehns- 
substanz  dienen  muss. 

2)  Nach  Abzug  von  2%  für  Verwaltungsunkosten. 

10* 
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von  Staat  und  Provinz  alljährlich  mit  je  40,000  Mark  dotiert 
und  in  ungefähr  der  nämlichen  Weise  verwandt  wird  wie 
die  in  den  früher  behandelten  Provinzen  bestehenden  gleich- 
artigen Fonds.  ^) 

3.    Landeskultur-Ren  tenbank-Frage. 

Mit  der  Frage  der  Errichtung  einer  Landeskultur- 
Rentenbank  hat  sich  der  pommersche  Provinzial-Landtag 
zweimal  zu  beschäftigen  gehabt,^)  indem  ihm  im  Jahre  1880 
ein  direkter  diesbezüglicher  Entwurf  vorgelegt  und  1886 
seitens  der  Pommerschen  Ökonomischen  Gesellschaft  ein 
Gesuch  um  Begründung  einer  derartigen  Anstalt  unterbreitet 
wurde.  Wenn  er  allerdings  seine  ablehnende  Stellung  in 
beiden  Fällen  damit  motivieren  zu  müssen  glaubte,  dass  ein 
Bedürfnis  nach  einem  speziellen  Meliorationskreditinstitut  in 
der  Provinz  nicht  vorhanden  sei,  so  muss  dies  im  Hinblick 
auf  die  Tatsache,  dass  in  derselben  auch  jetzt  noch  weite 
meliorationsbedürftige  Flächen  vorhanden  sind, 3)  als  einiger- 
massen  auffällig  erscheinen  und  in  Wirklichkeit  dürften  wohl 
auch  andere  Beweggründe  von  gewichtigem  Einfluss  auf  seine 
Haltung  gewesen  sein. 

Dass  jedenfalls  die  vorhandenen  Einrichtungen  zur 
vollkommenen  Befriedigung  des  gesamten  Bedürfnisses  nach 
Meliorationskredit  nicht  genügen,  hat  übrigens  der  Provinzial- 
Landtag  in  jüngster  Zeit  selbst  anerkannt,  indem  er  am 
18.  März  1904  den  Beschluss  fasste,  die  beiden  ordentlichen 
Meliorationsfonds  um  einen  Betrag  von  800,000  Mark  aus 
den  Beständen  des  Eisenbahn-Baufonds  zu  verstärken.'^) 

5.    Provinz  Posen.^) 

1.  Meliorations-Fonds. 
Vorhanden  sind  ein  Landesmeliorationsfonds  mit 
einem  jährlichen  Etatssoll  im  Betrage  von  63,000  Mark  zur 
Gewährung  nicht  rückzahlbarer  Beihilfen  an  unterstützungs- 
bedürftige Meliorations-  und  Wassergenossenschaften  sowie 

1)  Vergl.  Seite  110  bezw.  1261127. 

2)  Laut  Mitteilung  der  Prov.-Verwaltung  vom  29.  Oktober  1903. 

3)  Laut  Schreiben  der  Landwirtschaftskammer  für  die  Prov. 
Pommern,  Abt.  für  Kreditwesen,  vom  9.  April  1904. 

4)  Vergl.  Schober,  Die  Landesk.-Rentenb.  etc.;  Denkschrift  der 
Landwirtschaftskammer  für  die  Prov.  Sachsen;  Art.  „Landeskultur- 
Rentenbanken"  im  Handw.  der  Staatsw.;  Statut  der  Prov.-Hilfsk. 
yon  Posen  vom  11.  Juli  1888  nebst  Nachtrag  vom  15.  März  1899; 
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ein  aus  staatlichen  (^/g)  und  provinziellen  (^/g)  Mitteln  ge- 
bildeterausserordentlicher  Meliorationsfonds/)  welcher 
für  das  Eechnungsjahr  J900  mit  insgesamt  64,000,  für  1901 
mit  96,000  Mark  dotiert  wurde. 

2.  Provinzial-Hilfskasse. 

Die  Provinzial-Hilfskasse  von  Posen  hat  ihre  Wirksam- 
keit nach  Massgabe  eines  Statutes  vom  11.  Oktober  1852  und 
mit  einem  staatlichen  Fundationskapital  von  630,000  Mark 
begonnen,  welch  letzteres  nebst  den  ihm  seit  1853  zu- 
gewachsenen Zinsen  im  Betrage  von  483,800  Mark  auf  grund 
der  §§  8  und  17  des  Dotationsgesetzes  vom  8.  Juli  1875  dem 
Posener  provinzialständischen  Verbände  als  Eigentum  über- 
wiesen wurde. 2)  Der  Stammfonds  des  Institutes  beläuft  sich 
demnach  auf  1,113,800  Mark,  wozu  noch  die  auf  grund  der 
obenerwähnten  Satzungen  bis  Ende  September  1888  an-  ^ 
gesammelten  Gewinne  aus  dem  An-  und  Verkauf  von  Wert- 
papieren, an  Provision  etc.  in  Höhe  von  67,872.21  Mark 
getreten  sind.^) 

Trotzdem  Posen  zu  den  wenigen  Provinzen  gehört,  in 
welchen  tatsächlich  eine  Landeskultur-Rentenbank  ins  Leben 
getreten  ist,  hat  man  es  doch  noch  für  nötig  erachtet,  die 
Organisation  der  Hilfskasse  einer  derartigen  Umgestaltung 
zu  unterziehen,  dass  diese  ebenfalls  im  stände  ist,  die  Funk- 
tionen eines  speziellen  Meliorationskreditinstitutes  zu  erfüllen. 
Dabei  lässt  sich  vielfach  eine  so  auffallende  Ähnlichkeit 
zwischen  ihren  Einrichtungen  und  denjenigen  der  ostpreussischen 
Schwesteranstalt  konstatieren,  dass  es  wohl  kaum  einem 
Zweifel  unterliegen  kann,  dass  deren  Statut,  welches  einige 
Jahre  früher  erlassen  wurde  als  das  posener,  für  letzteres 
als  Muster  gedient  hat. 


Bestimmungen  für  den  Einlageverkehr  bei  der  Prov.-Hilfsk.  von 
Posen  vom  12.  Mai  1889;  Statut  der  Landesk.-Rentenb.  für  die  Prov. 
Posen  vom  17.  Juni  1885  nebst  Nachtrag  vom  29.  August  1902; 
Spezielle  Verwaltungsberichte  der  Prov.-Hilfsk.  und  Landesk.-Rentenb. 
für  die  Jahre  1897|98— 1901;  Verwaltungsberichte  des  Prov.-Aus- 
schusses  für  die  Etatsjahre  1900  und  1901. 

1)  Vergl.  Seite  110  bezw.  126|127. 

2)  Vergl.  Seite  83. 

3)  Eine  allmähliche  Verstärkung  des  Eigenkapitals  aus  den 
jährlichen  Betriebsüberschüssen  ist  durch  das  Statut  nicht  vorgesehen, 
nur  sollen  ihm,  sobald  der  Reservefonds  den  Betrag  von  S\  der 
ausstehenden  Forderungen  übersteigt,  die  überschiessenden  Bestände 
desselben  zufliessen. 
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(Wirkungskreis.)  Eine  absolute  Konformität  weisen  vor 
allem  die  beiderseitigen  Bestimmungen  über  die  Art  der  zu 
betreibenden  Darlehnsgeschäfte  auf,  i)  wenn  auch  der  dies- 
bezügliche Wortlaut  der  posener  Satzungen  etwas  gedrängter 
gefasst  ist,  um  die  bei  den  ostpreussischen  bemerkten 
Wiederholungen  zu  vermeiden,  welche  sich  infolge  des  Um- 
standes  ergaben,  dass  zwar  der  §  1  des  Landeskulturrenten- 
bankgesetzes  als  besonderer  Passus  aufgenommen  wurde,  aber 
auch  noch  im  übrigen  von  einer  Hergabe  von  Kapitalien  zu 
Meliorationszwecken  die  Rede  ist. 2) 

(Betriebsmittel,  Bedingungen  der  Darlehusgewährung.) 
Aus  der  beigegebenen  Übersicht  über  die  Rückzahlungs- 
bedingungen  der  in  den  Jahren  1897 — 1901  neubewilligten 
Darlehen  3)  geht  hervor,  dass  für  den  weitaus  grössten  Teil 
derselben  planmässige  Amortisation  vereinbart  wurde,  daneben 
aber  auch,  freilich  nur  in  ziemlich  unbedeutendem  Umfange, 
Ausleihungen  auf  bestimmte  Zeit  teils  mit,  teils  ohne  Ver- 
pflichtung zu  ratenweiser  Rückerstattung  vorkamen.  Der 
erstere  Modus  dürfte  deshalb  bei  der  posener  Hilfskasse 
ebenso  die  Regel  bilden  wie  bei  den  vor  ihr  behandelten 
gleichartigen  Anstalten.^)  Dabei  soll  die  jährliche  Tilgung 
laut  Statut  nicht  unter  1%  betragen  und  wird  auch  in  der 
Praxis  an  dieser  Rate  als  Minimum  festgehalten,  sofern  es 
sich  um  Darlehen  handelt,  welche  auf  ländlichen  Grundstücken 
hypothekarisch  eingetragen  werden  sollen.^)  Wird  dagegen 
städtischer  Grundbesitz  als  Sicherheit  angeboten,  so  pflegt 
zum  wenigsten  ein  2^/oiger  Abtrag  ausbedungen  zu  werden,^) 
welcher  —  nach  Tabelle  5  zu  schliessen  —  auch  von  Wasser- 
genossenschaften als  Mindestsatz  verlangt  zu  werden  scheint.^) 
Die  gänzliche  Rückgabe  eines  Amortisationsdarlehns  in  einer 
Summe  ist  dem  Schuldner  6  Monate  nach  seinerseits  ein- 
gelegter Kündigung  jederzeit  gestattet,  teilweise  Abträge 
anzunehmen  ist  die  Kasse  dagegen  zwar  berechtigt,  aber 
nicht  verpflichtet,  während  ihr  selbst  die  Einziehung  der- 


1)  Der  erst  nach  Inkrafttreten  des  posener  Status  dem  ost- 
preussischen eingefügte  Zusatz,  dass  Darlehen  auch  an  Kleinbahn- 
Unternehmungen  gegeben  werden  können,  ist  allerdings  für  ersteres 
nicht  akzeptiert  worden. 

2)  Vergl.  Seite  112. 

3)  Siehe  Tabelle  5. 

4)  Vergl.  Seite  113  bezw.  128. 

5)  Laut  Schreiben  der  Direktion  der  Hilfsk,  vom  21.  Novbr.  1903. 

6)  Laut  vorstehendem  Schreiben.   Vergl.  auch  Tabelle  5. 

7)  Vergl.  Seite  113, 
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artiger  Forderungen  nur  in  ungefähr  den  nämlichen  Aus- 
nahmefällen gestattet  ist  wie  den  vorbehandelten  Instituten. 

Die  erforderlichen  Betriebsmittel  werden  in  der  Haupt- 
sache durch  Emission  von  Provinzial-Anleihescheinen,  zum 
kleineren  Teile  durch  Annahme  verzinslicher  Depositen  aus 
Provinzialfonds,  den  Kassen  der  Gemeinden,  öffentlicher 
Sparanstalten  und  Institute  beschafft. Die  Befugnis  zu 
letzterem  steht  demnach  nicht  blos  auf  dem  Papiere  wie  bei 
der  pom morschen  Schwesteranstalt,^)  sondern  es  wird  von  ihr 
tatsächlich  in  immerhin  nennenswertem  Umfange^)  Gebrauch 
gemacht,  und  die  Hilfskasse  erscheint  infolgedessen  nicht  nur 
als  Kreditgeberin  vorgenannter  Körperschaften  sondern  bietet 
ihnen  gleichzeitig  auch  Gelegenheit  zu  nutzbringender  Belegung 
vorübergehend  verfügbarer  Geldbestände. 

Nun  bedeutet  allerdings  der  Betrieb  des  Depositen- 
geschäftes ohne  dessen  scharfe  Trennung  vom  Ausleihverkehr 
einen  Verstoss  gegen  das  Prinzip,  jederzeit  kündbare  Passiv- 
kapitalien nicht  zurHergabe  langfristiger  Darlehen  zu  verwenden," 
welche  nur  in  Ausnahmefällen  gekündigt  werden  können,^) 
dürfte  jedoch  zu  ernstlichen  Bedenken  wohl  kaum  Anlass 
geben,  da  die  Kasse  in  der  Pegel  stets  in  der  Lage  sein 
wird,  die  zurückverlangten  Gelder  erforderlichenfalls  durch 
Hin  ausgäbe  von  Obligationen  zu  ersetzen.  Überdies  hat  sie 
eine  Überschwemmung  mit  Depositen  gar  nicht  zu  befürchten, 
da  ein  Zwang  zur  Annahme  von  solchen  für  sie  nicht  besteht 
und  ihr  selbst  genau  die  nämliche  Kündigungsbefugnis  ein- 
geräumt ist,  welche  mit  den  Einlegern  vereinbart  wird. 
Gegen  obige  Eventualität  böte  schliesslich  auch  wohl  schon 
die  Befugnis,  den  Zinsfuss  nach  freiem  Belieben  bemessen  zu 
können,  hinreichenden  Schutz  und  bei  der  Festsetzung  des- 
selben wird  in  der  Tat  ein  Verfahren  beobachtet,  welches 
das  Institut  möglichst  vor  der  Rückforderung  beträchtlicher 
Summen  binnen  kurzer  Frist  zu  sichern  geeignet  ist,  indem 
für  Einlagen,  welche  gewisse  Beträge  übersteigen,  Minimal- 
kündigungsfristen vorgeschrieben,  im  übrigen  aber  umso 
höhere  Zinsen  gezahlt  werden,  je  länger  der  vereinbarte 
Termin  zwischen  Aufkündigung  und  Rückgabe  der  Kapitalien 
bemessen  wurde.  ^) 

1)  Vergl.  Seite  83. 

2)  Vergl.  Seite  139. 

3)  Der  Depositenbestand  schwankte  zu  Schliiss  der  Rechnungs- 
jahre 1897—1901  zwischen  1.5  und  2.2  Millionen  Mark. 

4)  Vergl.  Seite  68. 

5)  Aus  den  vorliegenden  Verwaltungsberichten  geht  zudem 
hervor,  dass  überhaupt  nur  ein  Teil  der  Depositen  zur  Auszahlung 
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An  Pro vinzial- Anleihescheinen  sind  bisher  zum  grössten 
Teile  372^/oige,  zum  kleineren  3^/oige  zur  Ausgabe  gelangt, i) 
doch  ist  nach  Erschöpfung  der  Bestände  an  3\igen  Papieren 
von  der  Neuausfertigung  von  solchen  vorläufig  Abstand 
genommen  worden,  so  dass  gegenwärtig  nur  noch  3^/2^/0 ige 
emittiert  werden. 

Bezüglich  der  Festsetzung  des  Aktivzinses  bestehen 
nicht  derartig  bestimmte  Vorschriften  wie  bei  der  ost- 
preussischen  Hilfskasse,^)  sondern  es  sind  in  früherer  Zeit 
gewisse  Perioden  hindurch  Darlehen  in  barem  Oelde  zu  3% 
und  4^/0,  ausserdem  solche  in  3^/2^/0 igen  Anleihescheinen  zu 
3^/3,  3^/4  und  40/0  sowie  in  3^/0 igen  zu  3^2%  gegeben  worden, 
wobei  sich  jedoch  das  Institut  hinsichtlich  der  letzteren,  so- 
weit dies  erforderlich,  stets  das  Recht  zur  Barauszahlung 
für  den  Fall  des  Steigens  der  betreffenden  Papiere  auf  oder 
über  pari  vorbehalten  hatte.  Gegenwärtig  ist  der  Zins- 
fuss für  sämtliche  Neubewilligungen  auf  ^'^j^^lo  festgesetzt 
und  erfolgt  die  Aushändigung  nach  Wahl  der  Kasse  in 
barem  Gelde  oder  in  3V2%i8'en  Obligationen  zum  Nennwerte, 
in  letzteren  aber  nur  dann,  wenn  dieselben  mit  einem  Disagio 
begeben  werden  müssen.  Dieses  Optionsrecht  hat  sie  sich 
auch  im  Falle  der  ratenweisen  Auszahlung  des  Schuldkapitals 
für  jeden  einzelnen  Teilbetrag  vorbehalten,  während  anderer- 
seits dem  Erborger  die  Befugnis  eingeräumt  ist,  ausserordent- 
liche Abträge  in  bar  oder  in  Anleihescheinen  der  nämlichen 
Emission,  aus  welcher  er  sein  Darlehen  erhielt,  zum  Nennwerte 
zu  bewirken.  Eine  Verpflichtung,  Schuldverschreibungen  in 
natura  anzunehmen,  besteht  indessen  für  ihn  nicht,  sondern 
er  kann  deren  Versilberung  auch  auf  seine  Kosten  durch  die 
Hilfskasse  besorgen  lassen.  Eine  Möglichkeit,  die  bei  Erhalt 
von  solchen  sich  notwendigerweise  ergebenden  Verluste 
irgendwie  auszugleichen,  ist  ihm  dagegen  augenblicklich  nicht 
geboten,  da  bei  der  letzten  Zinsfussfestsetzung  keinerlei 
Bestimmungen  bezüglich  der  Gewährung  von  Zusatzdarlehen 
getroffen  worden  sind,  was  in  früherer  Zeit  bei  derartigen 
Anlässen  in  der  Regel  zu  geschehen  pflegte.^) 

von  Darlehen  verwandt,  der  Rest  dagegen  ebenso  wie  alles  sonstige 
zeitweise  verfügbare  Kapital  durch  Belegung  bei  Bankiers  oder 
Ankauf  jederzeit  wieder  realisierbarer,  sicherer  Wertpapiere  nutzbar 
gemacht  wird. 

1)  Obligationenumlauf  zu  Ende  des  Rechnungsjahres  1901: 
3^l2^/oige  31,944,200  Mark,  S^'loige  4,911,300  Mark. 

2)  Vergl.  Seite  116. 

3)  Solche  Ergänzungen  sind  allerdings  stets  nur  bei  Aus- 
leihungen geringeren  XJmfanges  möglich  gewesen,  indem  gewöhnlich 
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Ein  besonderer  Zuschlag  zur  Deckung  der  Verwaltungs- 
kosten wird  nicht  erhoben,  da  die  Differenz  zwischen  Aktiv- 
und  Passivzins  (Ve^/o)  bereits  als  ein  solcher  anzusehen  ist, 
dagegen  muss  wie  bei  dem  ostpreussischen  Institute  ein 
Beitrag  zum  Reservefonds  entrichtet  werden,  der  auch  in  der 
nämlichen  Weise  wie  bei  diesem  erhoben  wird,^)  im  Maximum 
jedoch  nur  auf  lV'//o  bemessen  ist.  Vergleicht  man  die  von 
beiden  Kassen  verlangten  Nebenleistungen  mit  einander,  so 
ergiebt  sich  zwar,  dass  dieselben  bei  der  posener  um  ein 
geringfügiges  höher  sind  als  bei  der  ostpreussischen,  jedenfalls 
aber  immer  noch  um  eine  Kleinigkeit  niedriger  als  bei  einer 
Landeskultur-Eentenbank,  welche  als  Zuschlag  Vs'^/o  des 
ursprünglichen  Darlehnsbetrages  erhebt. 

(Sicherheitsbestellung.)  Hinsichtlich  der  Sicherheits- 
bestellung sind  im  allgemeinen  die  nämhchen  Bestimmungen 
getroffen,  wie  im  Reglement  der  ostpreussischen  Hilfskasse, 
insbesondere  können  Kreisverbände,  Korporationen,  Gemeinden 
und  öffentliche  Institute  unter  ungefähr  den  gleichen  Voraus- 
setzungen und  Bedingungen  von  der  Beibringung  eines 
Spezialpfandes  entbunden  werden. 2) 

Die  einzige  Abweichung  von  grösserer  Bedeutung  bilden 
lediglich  die  Vorschriften  über  die  Hypothekbestellung  auf 
ländlichen  Grundstücken,  indem  Darlehen  auf  solchen  inner- 
halb des  sofachen  Betrages  des  Katastralreinertrages  oder 
der  ersten  ^/s  einer  landschaftlichen  Taxe  zu  stehen  kommen 
müssen,  ihre  Beleihungsfähigkeit  demnach,  da  die  Grund- 
steuermultiplikatoren aus  an  früherer  Stelle  erörterten  Gründen 
bei  einem  Vergleich  nicht  in  Betracht  kommen  können,^)  um 
ein  volles  Sechstel  des  Wertes  geringer  ist  als  bei  dem  ost- 
preussischen Institute.  Dementsprechend  ist  die  Sicherheits- 
grenze auch  noch  um  Vi  2  letzteren  enger  gezogen  wie 
im  ungünstigsten  Falle  bei  einer  Landeskultur-Rentenbank, 
sofern  Ausleihungen  zu  dauernden  Bodenverbesserungen  in 


bei  Darlehen  in  3^|oigen  Papieren  von  nicht  über  5000  Mark  und  in 
3i|.2^loigen  bis  zur  Höchstsumme  von  15,000  bezw.  25,000  Mark  eine 
Barauszahlung  des  vollen  Nominalbetrages  für  den  Fall  vorgesehen 
war,  dass  sich  der  Schuldner  zur  ratenweisen  Rückerstattung  der 
Kursdifferenz  verpflichtete.  Letztere  war  dann  aber  nicht  besonders 
zu  verzinsen  wie  bei  der  ostpreussischen  Kasse  und  wurde  aus  den 
ersten  Amortisationsraten  gedeckt,  welche  für  das  eigentliche  Schuld- 
kapital eingingen,  wodurch  dessen  planmässiger  Abtrag  natürlich 
eine  entsprechende  Verzögerung  erleiden  musste. 

1)  Vergl.  Seite  117. 

2)  Vergl.  Seite  I19|120. 

3)  Vergl.  Seite  97  bezw-  U2. 
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Frage  kommen,  und  nicht  weiter  als  bei  den  landschaftlichen 
Kreditanstalten/)  so  dass  die  Kasse  wohl  denjenigen  Grund- 
besitzern, welche  von  der  Benutzung  der  Posener  Landschaft 
prinzipiell  ausgeschlossen  sind,  Gelegenheit  zur  rationellen 
Befriedigung  ihres  Kapitalbedarfs  zu  statutgemässen  Zwecken 
bieten  kann,  jedenfalls  aber  ausser  stände  ist,  hochverschuldeten 
Landwirten  noch  Geldmittel  zur  Ausführung  von  Meliorationen 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Letzteres  dürfte  allerdings  auch 
schon  dadurch  wesentlich  erschwert  werden,  dass  „in  der 
Regel"  hypothekarische  Eintragung  an  erster  Stelle  gefordert 
werden  soll. 2) 

(Drainage-Darlehen.)  Drainage-Unternehmern  ist  in- 
dessen die  Inanspruchnahme  der  Kasse  auch  nach  vollständiger 
Ausnutzung  ihres  landschaftlichen  Kredites  durch  nahezu  die 
gleichen  Sonderbestimmungen,  wie  sie  das  Reglement  der 
ostpreussischen  Schwesteranstalt  enthält,^)  möglich  gemacht, 
die  natürlich  voraussetzen,  dass  eventuell  von  der  erststelligen 
Eintragung  des  Schuldkapitals  Abstand  genommen  wird.  Die 
Beleihungsfähigkeit  ist  freilich  wiederum  erheblich  niedriger 
angesetzt  als  bei  letztgenanntem  Institute,  indem  derartige 
Darlehen  innerhalb  der  ersten  ^j^  des  zeitigen  oder  der  ersten 
2/3  des  zukünftigen  Gesamtwertes  der  als  Unterpfand  an- 
gebotenen Liegenschaften  zu  stehen  kommen  müssen,  und  bei 
der  blossen  Hinausrückung  der  Sicherheitsgrenze  genau  so 
hoch  wie  unter  den  nämlichen  Verhältnissen  bei  den  Landes- 
kultur-Rentenbanken. Im  Falle  einer  tatsächlichen  Mit- 
berücksichtigung der  von  der  Melioration  zu  erwartenden 
Ertragssteigerung,  welche  eine  Erhöhung  des  Grundstücks- 
wertes um  mindestens  12^/2^/0  voraussetzen  würde,  ist  sie 
allerdings  um  ein  volles  Sechstel  desselben  höher  angenommen 
als  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879. 

Einer  4^/oigen  Tilgung^)  soll  dabei  derjenige  Teil  des 
Schuldkapitals  unterzogen  werden,  welcher  durch  den  30 fachen 
Katastralreinertrag  oder  die  ersten  des  zeitigen  Schätzungs- 
wertes nicht  mehr  sichergestellt  werden  kann,  und  ist  demnach 
—  wohl  nach  Vorbild  des  oben  angezogenen  Gesetzes — 
angenommen  worden,  dass  der  genannte  Grundsteuermulti- 
plikator im  Durchschnitt  zwei  Dritteilen  einer  landschaftlichen 


1)  Vergl.  Seite  65. 

2)  Laut  §  1  der  Ausführung  s- An  Weisung  zum  Statut  vom 
i.  November  1888. 

3)  Vergl.  Seite  122|123. 

4)  Vergl.  Seite  123. 

5)  Vergl.  Seite  99. 
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Taxe  entspricht,  unter  Umständen  aber  noch  2/4  einer  solchen 
übersteigen  kann. 

Dass  von  dieser  ganzen  Einrichtung  viel  Gebrauch 
gemacht  würde,  Hesse  sich  allerdings  nicht  behaupten,  da 
nach  der  beigegebenen  Übersicht  über  die  in  den  Jahren 
1897 — 1901  neu  bewilligten  und  ausgezahlten  Darlehen^) 
während  dieser  ganzen  Zeit  nur  eine  einzige,  ziemlich  gering- 
fügige Kapitalentnahme  auf  grund  der  Drainagebestimmungen 
stattgefunden  hat. 

Sind  nach  alledem  die  Bedingungen  der  Kreditgewährung 
bei  der  posener  Hilfskasse  für  den  Darlehnssucher  in  mancher 
Hinsicht  nicht  ganz  so  günstig  wie  bei  der  ostpreussischen, 
so  bieten  sie  ihm  im  grossen  und  ganzen  immer  noch  mindestens 
die  gleichen  Vorteile  wie  die  Benutzung  einer  Landeskultur- 
Rentenbank.  Eine  solche  würde  ja  allerdings,  abgesehen  von 
den  für  die  Beleihung  von  Lohns-  und  Fideikommissgütern 
zu  Drainagezwecken  massgebenden  Vorschriften,  formell  noch 
den  Vorzug  besitzen,  dass  sie  die  Mitberücksichtigung  des 
künftigen  Mehrwertes  bei  der  Kreditbemessung  für  alle 
Gattungen  von  Meliorationen  zulässt,  doch  sind  eben  die 
diesbezüglichen  Bestimmungen  nicht  der  Art,  dass  ihnen 
grössere  praktische  Bedeutung  zugebilligt  werden  könnte. 

(Wirksamkeit.)  Einen  solchen  Umfang  wie  diejenige 
der  ostpreussischen  hat  die  Tätigkeit  der  Posener  Hilfskasse 
bis  jetzt  zwar  nicht  angenommen,  doch  repräsentieren  die 
ausgeliehenen  Kapitalien  immerhin  eine  keineswegs  unbeträcht- 
liche Summe,  denn  der  gesamte  Darlehnsbestand  bezifferte 
sich  zu  Ende  des  Rechnungsjahres  1901 2)  auf  insgesamt 
37,674,848.47  Mark. 


Hiervon  entfielen  auf 


den  Provinzialverband 

6  Darlehen  über  Mk.  7,294,736.15 

Kreisverbände     .    .  . 

64 

jj 

„  6,528,911.60 

Stadtgemeinden  .    .  . 

124 

» 

„  6,817,989.97 

Landgemeinden  ,    .  . 

100 

„  267,047.52 

Kultusgemeinden     .  . 

206 

„  1,521,382.20 

Schulgemeinden  .    .  . 

1,135 

» 

„  3,605,154.03 

Sonstige  Korporationen 

u.  öffentl.  Institute  . 

10 

142,130.49 

Wassergenossenschaften 

137 

?? 

„  3,717,379.42 

Städtische  Grundbesitzer 

721 

w 

» 

„  2,870,062.84 

1)  Siehe  Tabelle  4. 

2)  Nach  Abzug  der  infolge  planmässiger  Amortisation  und 
ausserordentlicher  Rückzahlungen  getilgten  Beträge. 
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Ländliche  Grundbesitzer  1,614  Darlehen  über  Mk.  4,224,359.71 
Land  esknl  tur-Renten- 

bank-Darlehen     .    .      16       „         „      „  685,694.54 

Genau  wie  in  Ostpreussen  wurde  demnach  der  weitaus 
grösste  Teil  der  Aussenstände  von  Verbänden  und  Körper- 
schaften öffentlichen  Rechtes  geschuldet,  wenn  sich  auch  im 
speziellen  eine  auffallend  schwache  Beteiligung  der  Land- 
gemeinden konstatieren  lässt.  Wassergenossenschaften  war 
nicht  ganz  ^/^  des  von  der  ostpreussischen  Kasse  ausgeliehenen 
Betrages  und  damit  annähernd  der  zehnte  Teil  der  gesamten 
Darlehnsf orderungen  vorgeschossen,  während  das  vorliegende 
Material  im  übrigen  leider  keinerlei  Anhaltspunkte  für  die 
Feststellung  des  Umfanges  der  zu  Meliorationszwecken  er- 
folgten Kreditbewilligungen  bietet. 

Dass  dieselben  eine  sehr  erhebliche  Summe  repräsentieren 
werden,  dürfte  jedoch  kaum  angenommen  werden  können, 
da  die  Landgemeinden  so  wie  so  fast  gänzlich  ausfallen  und 
bei  Vergleichung  von  Zahl  und  Betrag  der  an  ländliche  Grund- 
besitzer ausgegebenen  Darlehen  sich  die  Tatsache  konstatieren 
lässt,  dass  die  einzelne  Schuldforderung  im  Durchschnitt  eine 
verhältnismässig  sehr  geringe  Summe  darstellt,  in  der  Haupt- 
sache also  an  Kleingrundbesitzer  Kapitalien  hingeliehen  sein 
müssen,  die  natürlich  für  die  Ausführung  selbständiger 
Meliorations-Unternehmungen  am  allerwenigsten  in  Betracht 
kommen.  2) 

Um  endlich  noch  einen  genaueren  Überblick  über  die 
Wirksamkeit  des  Institutes  in  jüngstverflossener  Zeit  zu 
geben,  ist  Tabelle  4  beigefügt  worden,  zu  welcher  bemerkt 
werden  möge,  dass  die  Differenz  zwischen  Bewilligungen 
und  Auszahlungen  darauf  zurückzuführen  ist,  dass  zugesicherte 
Darlehen  häufig  erst  nach  längerer  Zeit  wirklich  abgefordert 
werden,  auch  die  Aushändigung  vielfach  in  Raten  erfolgt. 
Überdies  lässt  sich  sowohl  bei  den  Hilfskassen  als  auch  zahl- 
reichen anderen  Kreditinstituten  feststellen,  dass  regelmässig 
ein  Teil  der  Darlehnssucheuden  auf  die  Abhebung  der  be- 
willigten Summen  verzichtet,  teils  weil  die  gestellten  Be- 
dingungen nicht  annehmbar  erscheinen  oder  sich  Gelegenheit 
zur  Befriedigung  des  Geldbedarfs  in  einer  anderen,  mehr 
zusagenden,  vielleicht  auch  wirklich  vorteilhafteren  Weise 
bietet,  teils  weil  von  der  Ausführung  der  Massnahmen,  welche 


1)  Vor  allem  scheinen  die  Inhaber  von  Rentengütern  die  Kasse 
fleissig  zu  benutzen. 

2)  Vergl.  Seite  64, 


-  ibi  - 


die  Aufnahme  eines  Anlehns  erforderten,  g-änzlich  abg^esehen 
oder  dieselbe  wenigstens  auf  einen  späteren  Termin  ver- 
schoben wird.  Die  Bewilligung-en  werden  demnach  stets 
höhere  Beträge  erg-eben  als  die  entsprechenden  Auszahlungen, 
so  dass  auch  dem  beigefügten  statistischen  Material,  insoweit 
als  es  nicht  auf  letzteren  aufgebaut  werden  konnte,  nur  ein 
bedingter  Wert  zugebilligt  werden  darf. 

3.  Landeskultur -Ren  tenbank. 

(Organisation.)  In  der  Verwaltung  der  Direktion  der 
Provinzial-Hilfskasse  befindet  sich  auch  die  durch  Beschluss 
des  Provinzial-Landtages  vom  24.  April  1885  ins  Leben  ge- 
rufene Landeskultur-Rentenbauk  für  die  Provinz  Posen,  welche 
zwar  dem  Namen  nach  ein  selbständiges  Institut  des  provin- 
zialständischen  Verbandes  darstellt,  aber  eigentlich  nur  als 
eine  besondere  Abteilung  des  oben  genannten  angesehen 
werden  kann,^)  da  das  Rechnungswesen  beider  nicht  voll- 
ständig getrennt  und  insbesondere  auch  ein  gemeinschaftlicher 
Reservefonds  zur  Deckung  etwaiger  Einbussen  vorhanden  ist. 
Hinsichtlich  der  Organisation  der  Bank,  soweit  sie  nicht 
durch  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  be- 
reits gegeben  ist,  sondern  im  Rahmen  und  nach  Massgabe 
derselben  durch  das  SpezialStatut  festgestellt  werden  musste, 
wäre  namentlich  Folgendes  zu  bemerken. 

Von  der  Befugnis,  die  Tätigkeit  des  Institutes  auf  die 
Förderung  eines  oder  einzelner  der  im  §  1  des  Gesetzes  ge- 
nannten Zwecke  beschränken  zu  können, 2)  ist  in  ziemlich 
weitgehendem  Umfange  Gebrauch  gemacht  worden,  da  Dar- 
lehen lediglich  zu  Ent-  und  Bewässerungsunternehmungen 
einschliesslich  der  Drainage  bewilligt  werden  sollen  und 
zwar  zur  Ausführung  von  Anlagen  letztgenannter  Art  auch 
auf  Grund  der  hierfür  getroffenen  gesetzlichen  Sondervor- 
schriften. Weiterhin  haben  Aufnahme  in  die  speziellen 
Satzungen  gefunden  die  Erhebung  eines  Verwaltungskosteu- 
beitrages  in  Höhe  von  Vs^/o  des  ursprünglichen  Schuldkapitals 
sowie  die  Minimaltilgungssätze  von  4  und  Vs^/o,  ohne  dass 
jedoch  letzterer  für  gewisse  Meliorations- Gattungen  eine 
höhere  Bemessung  erfahren  hätte.^) 

Die  Aushändigung  der  Darlehen  soll  stets  in  Raten 
erfolgen,  deren  Betrag  von  der  Institutsverwaltung  festgesetzt 


1)  Vergl.  Seite  88. 

2)  Vergl.  Seite  90. 

3)  Vergl.  Seite  93. 
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wird,  doch  dürfen  wenigstens  Privatpersonen  auf  keinen  Fall 
höhere  Summen  ausbezahlt  erhalten,  als  sie  bereits  an  Melio- 
rationskosten nachweislich  aufgewandt  haben.  Von  der  ihr 
statutarisch  zustehenden  Befugnis,  Landeskultur-Rentenbriefe 
in  Umlauf  zu  setzen,^)  hat  die  Bank  überhaupt  noch  keinen 
Gebrauch  gemacht,  sondern  die  benötigten  Betriebsmittel  den 
Beständen  der  Hilfskasse  entnommen,  doch  lässt  sich  dieser 
Verzicht  im  Hinblick  auf  die  Gestaltung  ihrer  bisherigen 
Tätigkeit  nur  billigen,  da  andernfalls  ein  zweites  Provinzial- 
papier  in  ziemlich  beschränktem  Umfange  auf  den  Markt 
gekommen  wäre,  welches  einer  ganz  unverhältnismässig  hohen 
Tilgung  hätte  unterworfen  werden  müssen  und  sich  deshalb 
wohl  kaum  grosser  Beliebtheit  beim  anlagesuchenden  Publikum 
zu  erfreuen  gehabt  haben  würde. 

Da  40/oige  Provinzial-Anleihescheine  nicht  in  Verkehr 
gesetzt  worden  sind,^)  mussten  die  Darlehen,  so  lange  ihr 
Zinsfuss  auf  4"/o  bemessen  war,  notwendigerweise  stets  in 
barem  Gelde  gegeben  werden  und  die  tatsächliche  Anwendung 
eiües  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  ana- 
logen Verfahrens  3)  ist  erst  nach  der  am  9.  März  1900^) 
erfolgten  Herabsetzung  desselben  auf  3  1/2^/0  möglich  geworden, 
indem  die  Auszahlung  nunmehr  nach  Wahl  der  Bank  in  bar 
oder  in  3 1/2^/0  igen  Obligationen  zum  Nennwerte  erfolgt. 

Irgendwelche  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  be- 
sonderer Anstaltstaxen  sind  im  Statut  nicht  enthalten,  sondern 
die  Feststellung  der  Beleihungsfähigkeit  der  als  Pfand  an- 
gebotenen Liegenschaften  erfolgt  in  der  Regel  auf  Grund 
einer  Abschätzung  der  Posener  Landschaft,  welcher  auch  die 
Funktionen  der  Drainagekommissionen^)  und  die  durch  das 
Gesetz  vorgeschriebene  Feststellung  der  planmässigen  Aus- 
führung und  Vollendung  der  Meliorationsanlagen  nebst  der 
laufenden  Kontrolle  über  die  ordnungsgemässe  Instandhaltung 
derselben  übertragen  worden  sind. 

(Wirksamkeit.)  Über  die  in  jüngster  Zeit  erfolgten 
Bewilligungen  und  Auszahlungen  neuer  Darlehen  giebt  die 
diesbezügliche,  für  die  Hilfskasse  aufgestellte  Tabelle  4 
Auskunft,  während  aus  5  zu  ersehen  ist,  dass  bei  sämtlichen 


1)  Vergl.  Seite  89. 

2)  Vergl.  Seite  152. 

3)  Vergl.  Seite  91|92. 

4)  Nachträglich   genehmigt  durch  Beschluss  des  33.  Prov.- 
Landtages  vom  4.  Mai  1900. 

5)  Vergl.  Seite  105, 


dieser  Kapitaleutnahmen  eine  4o/oige  Amortisation  vereinbart 
wurde,  also  jedenfalls  die  Spezialvorschriften  für  Drainage- 
Darlehen  in  allen  Fällen  Platz  gegriffen  haben  müssen. 

Die  Netto-Aussenstände   stellen  sich  zu  Schluss  der 
einzelnen  Rechnungsjahre  folgendermassen: 


1888/89 

Mk. 

27,000.— 

1895/96 

Mk.  398,245.07 

1889/90 

49,644.— 

1896/97 

„  442,995.91 

1890/91 

102,296.43 

1897/98 

„  480,459.04 

1891/92 

168,159.55 

1898/99 

„  501,382.43 

1892/93 

» 

222,172.87 

1899/1900 

„  552,327.56 

1893/94 

237,358.34 

1900 

„  588,894.14 

1894/95 

314,235.92 

1901 

„  685,694.54 

Lässt  sich  demnach  auch  eine  zwar  langsame,  aber 
stetige  Zunahme  des  Betrages  der  Schuldforderungen  kon- 
statieren, so  ist  andererseits  die  Zahl  derselben  Verhältnis; 
mässig  sehr  geringfügig  geblieben,  da  Ende  1901  im  ganzen 
erst  9  Darlehen  in  voller  Höhe  ausgehändigt  waren,  während 
von  8  weiteren  noch  insgesamt  Mk,  297,820, —  zur  Auszahlung 
notiert  standen.  Dazu  hat  die  Bank  bisher  ausschliesslich 
den  Besitzern  von  Lehns-  und  Fideikommissgütern  zur  Aus- 
führung von  Drainageanlagen  auf  grund  der  in  solchen  Fällen 
anwendbaren  Spezialvorschriften  Geldmittel  vorgeschossen  und 
ihre  Tätigkeit  —  ob  gewollt  oder  ungewollt,  möge  dahin- 
gestellt bleiben  —  sich  ganz  so  einseitig  gestaltet,  wie  es 
im  Hinblick  auf  die  Organisation  der  Hilfskasse  eigentlich 
auch  kaum  anders  zu  erwarten  war.  Sie  repräsentiert  sich 
unter  diesen  Umständen  lediglich  als  eine  Ergänzung  der 
letzteren,  indem  sie  als  besondere  Abteilung  derselben  ihre 
Dienste  ausschliesslich  einer  einzigen  Kategorie  der  Melio- 
rationskredit-Bedürftigen widmet,  welchen  sie  gewisse  Ver- 
günstigungen zu  bieten  vermag,  die  ihnen  unter  den  nämlichen 
Verhältnissen  von  keinem  anderen  Institute  eingeräumt  werden 
könnten. 

Eine  Beurteilung  der  Tätigkeit  und  Einrichtungen  der 
Landeskultur-Rentenbank  ohne  gleichzeitige  Rücksichtnahme 
auf  die  Provinzial-Hilfskasse  wäre  infolgedessen  völlig  verfehlt, 
denn  es  darf  wohl  als  ziemlich  sicher  angenommen  werden, 
dass  die  Tätigkeit  der  ersteren  ein  wesentlich  anderes  Bild 
bieten  würde,  wenn  letztere  nicht  ebenfalls  und  noch  dazu 
in  weitgehenderem  Umfange  zur  Gewährung  von  Melioratious- 
kredit  befähigt  wäre. 
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6.  Provinz  Schlesien. 

1.  Meliorations-Fouds. 

Es  existiert  ein  Landesmeliorationsfonds  mit 
einem  jährlichen  etatsmässigen  Zuschuss  aus  Provinzialmitteln 
im  Betrage  von  116,000  Mark.  Unterstützungen  aus  dem- 
selben können  gegeben  werden  in  der  Form  des  Darlehns 
gegen  massige  Verzinsung  oder  zinsfrei,  in  Gestalt  der  Über- 
nahme der  vollständigen  oder  teilweisen  Verzinsung  bezw. 
Amortisation  für  anderweitig  angeliehene  Kapitalien  oder  der 
Hingabe  ohne  Verpflichtung  zur  Rückerstattung.  2)  Dabei 
dürfen  Beihilfen  sowohl  zur  Inangriffnahme  der  technischen 
Vorarbeiten  für  Meliorations-Anlagen  als  auch  zu  deren  Aus- 
führung selbst  bewilligt  werden.  Das  gesamte  Vermögen  des 
Fonds  belief  sich  Ende  März  1902  auf  Mk.  1,122,004.24, 
wovon  Mk.  535,059.61  in  Darlehen  angelegt  waren. 

Die  Bildung  eines  ausserordentlichen  Meliorations- 
fonds war  für  das  Etatsjahr  1903  in  Aussicht  genommen, 
indem  zu  diesem  Behufe  ein  Posten  von  80,000  Mark  in  den 
Provinzial- Haushaltsplan  eingestellt  werden  sollte,  voraus- 
gesetzt, dass  seitens  der  Staatsregierung  die  Leistung  eines 
gleich  hohen  Betrages  zugesichert  würde.  ^) 

2.  Provinzial-Hilfskasse. 

Die  Provinzial-Hilfskasse  von  Schlesien  hat  ihre  Tätigkeit 
nach  Massgabe  eines  Statutes  vom  24.  Mai  1853  und  mit 
einem  staatlichen  Fundationskapital  von  Mk.  1,275,000  be- 

1)  Vergl.  Schober,  Die  Laiidesk.-Rentenb.  etc.;  Denkschrift  der 
Landwirtschaf tskamm  er  für  die  Prov.  Sachsen;  Art.  „Landeskultur- 
Rentenbanken"  im  Handw.  der  Staatsw.;  Statut  der  Prov.-Hilfsk.  von 
Schlesien  vom  21.  Juni  1891  nebst  Nachträgen  vom  22.  Juni  1893  und 
27.  April  1901;  „Ordnung"  für  die  Ausgabe  von  Obligationen  durch 
die  Prov.-Hilfsk.  von  Schlesien  vom  3.  August  1900  nebst  Nachtrag 
vom  20.  Juni  1903;  Nachrichten  über  die  Auszahlung  der  Valuta  der 
aus  der  Prov.-Hilfsk.  von  Schlesien  an  Grundbesitzer  bewilligten 
Darlehen  vom  3.  August  1891  und  die  „Erfordernisse  der  Beleihungs- 
taxen"  vom  3.  August  1891;  Statut  der  Landesk.-Rentenb.  für  die 
Prov.  Schlesien  vom  22.  Juli  1881  nebst  Nachträgen  vom  1.5.  Dezember 
1885,  8.  Juni  1891,  17.  Mai  1897  und  24.  Mai  1901;  Reglement  betr. 
den  Landesmeliorationsfonds  für  die  Prov.  Schlesien  vom  14.  Januar 
1876  nebst  den  abändernden  Beschlüssen  des  Prov.-Landtags  vom 
1.  Dezember  1876  und  2.  Dezember  1879;  Spezielle  Verwaltungs- 
berichte der  Prov.-Hilfsk.  und  der  Landesk.-Rentenb.  für  die  Etats- 
jahre 1890|91 — 1901;  Hauptverwaltungsbericht  des  Schles.  Prov.-Aus- 
schusses  für  1901;  Etat  des  Schles,  Prov.-Verbandes  pro  1903. 

2)  Vergl  Seite  18. 

3)  Vergl.  Seite  82. 
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gönnen,  welch  letzteres  nebst  den  ihm  seit  1853  zugewachsenen 
Zinsen  im  Betrage  von  Mk.  290,737.49^)  in  Gemässheit  der 
Bestimmungen  des  wiederholt  erwähnten  Dotations-Gesetzes 
vom  8.  Juli  1875  am  1.  Januar  1876  in  das  Eigentum  des 
schlesischen  Provinzial-Verbandes  überging.  Ihren  Geschäfts- 
bezirk bildete  ursprünglich  nicht  das  gesamte  Gebiet  der 
Provinz,  da  für  das  Markgraftum  Oberlausitz  eine  eigene 
Hilfskasse  errichtet  worden  war,  die  allerdings  während  der 
ganzen  Zeit  ihres  Bestehens  ihre  erstmalige  Organisation 
beibehielt  und  infolgedessen  bei  der  Beschränktheit  der  ihr 
zur  Verfügung  stehenden  Betriebskapitalien  auf  einen  natür- 
-  licherweise  sehr  engen  Wirkungskreis  angewiesen  blieb, ^) 
während  die  schlesische  Anstalt,  welche  die  Berechtigung  zur 
Ausgabe  von  Obligationen  erlangt  hatte,  eine  weit  ausge- 
breitete Tätigkeit  zu  entfalten  vermochte.  In  Anbetracht  dessen 
wurde  gemäss  einem  Wunsche,  welcher  anlässlich  der  Be- 
ratung eines  neuen  Hilfskassenstatuts  durch  den  XXXIV. 
Provinzial-Landtag  vom  Jahre  1891  laut  geworden  war,  mit 
dem  kommunalständischen  Verbände  der  Oberlausitz  ein  Ab- 
kommen getroffen,  demzufolge  dieser  vom  1.  April  1893  ab 
die  Benutzung  der  Provinzial-Hilfskasse  und  der  anteilige 
Mitbesitz  an  deren  Stammfonds  gegen  Erlegung  einer  ein- 
maligen Entschädigung  in  Höhe  von  ^is  derzeitigen 
Betrages  des  letzteren^)  gewährleistet  wurde. 


1)  Laut  Mitteilung  der  Direktion  der  Landesk.-Rentenb.  vom 
24.  Oktober  1903. 

2)  Vergl.  Seite  83. 

3)  Das  eigene  Vermögen  des  Institutes  wuchs  hierdurch  um 
Mk.  111,915.06  (inkl.  Mk.  171.25  Zinsen  infolge  verspäteter  Zahlung 
des  Einschusses),  erfuhr  jedoch  auch  eine  regelmässige  Vergrösserung, 
indem  ihm  —  wie  auch  noch  jetzt  —  die  bei  dem  An-  und  Verkauf 
von  Wertpapieren  sich  ergebenden  Überschüsse  an  Kursgewinn  sowie 
der  zehnte  Teil  des  jährlichen  Reinerträgnisses  zugewiesen  wurden. 
In  früherer  Zeit  musste  es  indessen  andererseits  auch  zur  Deckung 
beim  Darlehns-  und  Effektengeschäft  erlittener  Einbussen  dienen, 
während  gegenwärtig  die  Kursverluste  wegen  ihrer  häufig  nicht 
unbeträchtlichen  Höhe  am  Zinserträgnis  gekürzt  und  ausfallende 
Forderungen,  sofern  ihr  Ausgleich  nicht  ebenfalls  in  vorgenannter 
Weise  erfolgt,  einem  jetzt  zu  diesem  Behuf e  vorhandenen  Reserve- 
fonds überwiesen  werden.  Unter  derartigen  Verhältnissen  würde 
das  Eigenkapital,  welches  sich  Ende  März  1903  auf  Mk.  2,386,392.13 
(Laut  Schreiben  der  Direktion  der  Landesk.-Rentenb.  vom  24.  Oktober 
1903.)  bezifferte,  einer  Minderung  nur  noch  dann  ausgesetzt  sein, 
wenn  die  angesammelte  Rücklage  gänzlich  aufgebraucht  worden 
wäre,  doch  ist  wohl  kaum  anzunehmen,  dass  dieser  Fall  in  normalen 
Zeiten  jemals  eintreten  könnte. 


11 
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(Meliorationskreditgewährung.)  Darlehen^)  giebt  die 
Kasse  unter  anderem  an  Kreise,  kommunale  Verbände  und 
Gemeinden  zur  Tilgung  oder  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
ihrer  Schulden,  zur  Verbesserung  ihres  Haushaltes,  zu  Bau- 
zwecken, Wegeanlagen  und  ähnlichen  gemeinnützigen 
Unternehmungen,  an  eingetragene  und  öffentliche 
Genossenschaften,  Verbände,  mit  Korporationsrechten 
ausgestattete  Vereine  und  Anstalten  zur  Tilgung  oder  Minderung 
ihrer  Schulden,  Verbesserung  ihres  Haushaltes,  zu  gemein- 
nützigen Anlagen,  Unternehmungen  und  ihrer  Be- 
stimmung entsprechenden  Ausgaben,  endlich  an 
städtische  und  ländliche  Grundbesitzer  zur  Hebung 
des  Grundstücksw^ertes,  zu  nützlichen  landwirt- 
schaftlichen Unternehmungen,  zur  Abbürdung  von 
Schulden,  Verbesserung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  und  Er- 
haltung im  Grundbesitz. 

Formell  ist  demnach  ihre  Tätigkeit  allerdings  gewissen 
Einschränkungen  unterworfen,  indem  sie  sich  nur  auf  die 
Unterstützung  im  Statut  aufgeführter  Zwecke  und  Unter- 
nehmungen erstrecken  darf,  doch  ist  die  nähere  Bezeichnung 
derselben  für  sämtliche  Kategorien  der  Darlehnsnehmer  der- 
artig gehalten,  dass  von  einer  tatsächlichen  Begrenzung  des 
Verkehrs  mit  denselben,  soweit  er  den  Aufgaben  einer  Grund- 
und  Korporationskreditanstalt  entspricht,  kaum  die  Rede  sein 
kann.  Eine  solche  ist  also  insbesondere  auch  für  die 
Kreditgewährung  an  ländliche  Grundbesitzer  nicht  vorhanden, 
welchen  die  Benutzung  der  an  früherer  Stelle  behandelten 
Hilfskassen  in  der  Regel  nur  zu  Boden-  und  Wirtschafts- 
verbesserungen, 2)  allenfalls  auch  noch  zur  Erhaltung  im 
Grundbesitz  bezw.  des  Grundbesitzes  in  der  Familie  ^)  gestattet 
war,  während  die  schlesische  ihnen  auch  ganz  allgemein  „zur 
Schuldabbürdung",  also  in  weitestem  Umfange  Geldmittel 
vorstrecken  darf  und  infolgedessen  direkt  als  Konkurreutin 
der  landschaftlichen  Kreditinstitute  aufzutreten  vermag. 

(Betriebsmittel,  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.) 
Es  werden  sowohl  beiderseits  kündbare*)  als  auch  Amor- 
tisationsdarlehen gegeben,  welch  letztere  von  dem  Institute 
selbst  nur  in  bestimmten  Ausnahmefällen  zurückverlangt,  vom 
Schuldner  dagegen  jederzeit  zur  Heimzahlung  mit  6  monatlicher 
Frist  aufgekündigt  werden  können;  teilweise  Abträge  an- 

1)  In  Beträgen  von  100  Mark  an. 

2)  Vergl.  Seite  127|128  bezw.  137. 

3)  Vergl.  Seite  1111112. 

4)  Vergl.  Seite  128. 
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zunehmen  ist  dai^egen  die  Kasse  zwar  berechtigt,  aber  nicht 
verpflichtet.  Die  Bemessung  des  jährlichen  Abtrags  unterliegt 
in  jedem  einzelnen  Falle  spezieller  Vereinbarung,  ohne  dass 
jedoch  dabei  an  einem  bestimmten  Mindestsatze  festgehalten 
werden  müsste,  da  ein  solcher  durch  das  Statut  nicht  vor- 
geschrieben ist  und  sich  auch  in  der  Praxis  hinsichtlich 
gewisser  Darlehnsnehmer  bezw.  -zwecke  nicht  herausgebildet 
zu  haben  scheint.  Dass  unter  diesen  Umständen  für  Melio- 
rations-Schuldeu  stets  eine  dem  Charakter  der  betreffenden 
Anlagen  entsprechende  Amortisationsquote  ausgemacht  wird, 
mag  vielleicht  als  einigermassen  fraglich  angesehen  werden 
können,  doch  lässt  sich  ein  strikter  Beweis  für  das  Gegenteil 
nicht  beibringen,  da  das  vorliegende  statistische  Material  die 
zu  dessen  Führung  erforderlichen  Unterlagen  nicht  zu  bieten 
vermag. 

Noch  zu  erwähnen  wäre  an  dieser  Stelle,  dass  der 
Direktion  der  Hilfskasse  durch  die  Satzungen  die  Befugnis 
eingeräumt  ist,  die  in  den  ersten  zwei  Jahren  seitens  des 
Schuldners  zu  entrichtenden  Leistungen  auf  den  Betrag  der 
blossen  Verzinsung  der  Darlehen  zu  beschränken,  so  dass 
die  Tilgung  erst  nach  Ablauf  dieser  beiden  Freijahre  ihren 
Anfang  zu  nehmen  hätte. Speziell  für  Meliorationsunter- 
nehmer würde  dies  natürlich  eine  direkte  Vergünstigung  be- 
deuten, da  in  solchen  Fällen  mit  der  Entrichtung  der  vollen 
vertragsmässigen  Verpflichtung  wohl  in  der  Eegel  erst  dann 
zu  beginnen  sein  würde,  wenn  die  projektierten  Anlagen 
fertiggestellt  sind  und  bereits  mit  einer  durch  sie  verursachten 
Steigerung  der  Bodenerträgnisse  gerechnet  werden  kann. 2) 

Wie  die  posener  gewinnt  auch  die  schlesische  Hilfskasse 
einen  Teil  der  erforderlichen  Betriebskapitalien  durch  An- 
nahme von  Geldmitteln  aus  Provinzialfonds,  den  Kassen  der 
Gemeinden,  Kreise  und  Sparanstalten  sowie  öffentlicher  In- 
stitute, ohne  dass  jedoch  das  Depositengeschäft  einen  derartigen 
Umfang  angenommen  hätte  wie  bei  jener, 3)  die  hinsichtlich 
der  Verzinsung  der  Einlagen  allerdings  auch  etwas  günstigere 
Bedingungen  aufgestellt  hat.  Der  weitaus  grösste  Teil  der 
zur  Auszahlung  der  Darlehen  benötigten  Mittel  muss  deshalb 
im  Wege  der  Obligationenemission  beschafft  werden,  mit  deren 
Aufnahme  die  schlesische  allen  anderen  Hilfskassen  voran- 
gegangen ist,  denn  bereits  am  18.  Juni  1866  wurde  ihr  die 
landesherrliche  Ermächtigung  zur  Ausgabe  von  Schuldver- 

1)  Vergl.  Seite  107. 

2)  Vergl.  Seite  37. 

3)  Vergl.  Tabelle  7. 

11* 
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Schreibungen  im  Höchstbetrage  von  nominell  einer  Million 
Taler  erteilt. 

Während  aber  die  bisher  behandelten  Institute  Provinzial- 
Anleihescheine  auf  den  Markt  bringen,  hat  das  in  Rede 
stehende  von  allem  Anfang  an  eigene  Papiere,  allerdings 
unter  der  gleichen,  stetigen  Beschränkung  auf  eine  gewisse, 
regierungsseitig  genehmigte  Maximalsumme ^)  emittiert,  für 
deren  Sicherheit  die  ausgegebenen  Darlehen  in  mindestens 
gleicher  Höhe  und  das  Stammvermögen  direkt  haften.  Mit 
Rücksicht  hierauf  sind  dem  Umlauf  an  Hilfskassen-Obligationen 
überdies  noch  etwa  die  nämlichen  Grenzen  gezogen,  wie  sie 
bei  den  Pfandbriefanstalten,  aber  auch  bei  den  Landeskultur- 
Rentenbanken  vorgesehen  sind,  indem  ihr  Betrag  denjenigen 
der  ausstehenden  Schuldforderungen  abzüglich  der  Einlagen 
fremder  Kassen  nicht  übersteigen  darf. 

Ausleihungen  an  Privatpersonen  sind  mit  einer  später 
noch  zu  erwähnenden  Ausnahrae  bisher  ausschliesslich  in  bar 
erfolgt,  während  Gemeinden  und  Korporationen  ausser  reinen 
Bardarlehen  noch  solche  erhalten  haben,  welche  stets  in  Ob- 
ligationen zum  Nennw^erte  hingegeben  wwden,  und  seit  der 
Einführung  3  ^Iq  iger  Papiere,  sofern  sich  das  nachgesuchte 
Kapital  auf  mindestens  10,000  Mark  beläuft,  auch  zur  Auf- 
nahme einer  Schuld  berechtigt  sind,  welche  zwar  stets  in 
barem  Oelde  ausbezahlt  wird,  in  Höhe  ihres  vollen  Nennbetrages 
jedoch  nur  dann,  wenn  die  zur  Beschaffung  der  hierbei 
benötigten  Mittel  veräusserten  Schuldverschreibungen  zum 
mindesten  100.25  erbrachten.  Stellt  sich  dagegen  der  Ver- 
kaufspreis niedriger,  so  ist  die  Kursdifferenz  vom  Erborger 
zu  tragen  und  wird  ihm  entweder  sogleich  in  Abzug  gebracht 
oder  als  Ergänzungsdarlehn  mit  ausgehändigt,  welches  ver- 
mittels der  ersten  für  das  eigentliche  Schuldkapital  eingehenden 
Amortisationsraten  getilgt  und  währenddem  zu  einem  nicht 
unerheblich  höheren  Satze  wie  jenes 2)  verzinst  werden  muss. 

Bei  den  reinen  Briefschulden  und  den  letzterwähnten 
Optionsdarlehen  hat  sich  der  Zinsfuss  selbstverständlich  direkt 
nach  demjenigen  der  zur  Ausgabe  gelangenden  Schuld- 
verschreibungen zu  richten  und  wird,  da  besondere  Neben- 
leistungen nicht  zur  Auflage  kommen,  um  eine  bestimmte 
prozentuelle  Rate  höher  sein  müssen  als  dieser.  Für  reine 
Bardarlehen  wird  er  dagegen  in  erster  Linie  nach  dem 
jeweiligen  Realwert  der  Obligationen  zu  bemessen  sein,  also 
auch  den  Schwankungen  desselben  zu  folgen  haben,  so  dass 

1)  Vergl.  Seite  84. 

2}  Hierüber  näheres  auf  Seite  166. 
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sich  die  Kasse  von  Zeit  zu  Zeit  in  die  Notwendigkeit  versetzt 
sehen  wird,  eine  Eevision  ihrer  Quoten  vorzunehmen,  um  diese 
fortdauernd  auf  rationeller  Höhe  zu  erhalten.^)  Da  letzteres 
ziemlich  häufig  der  Fall  gewesen  ist,  so  möge  zur  besseren 
Veraugenscheinlichung  des  Verhältnisses  von  Aktiv-  zu 
Passivzins  die  nächstseitige  Tabelle  dienen,  welche  eine 
Übersicht  über  die  in  den  Jahren  1890/91—1901  in  Geltung 
gewesenen  Zinsraten  und  die  während  dieser  Periode  ver- 
zeichneten Bewegungen  der  Obligationenkurse  bietet. 

Es  haben  also  Obligationen-  und  Optionsdarlehen  stets 
um  höher  verzinst  werden  müssen  wie  die  entsprechenden 
Schuldverschreibungen  und  die  Nebenleistungen  würden  sich 
demnach  wohl  nicht  höher  stellen  als  bei  einer  Landeskultur- 
Eentenbauk,  welche  an  Verwaltungskostenzuschlag  ^/5%  des 
ursprünglichen  Schuldbetrages  erhebt.  Sofern  das  nachgesuchte 
Kapital  sich  auf  mindestens  1  Million  beläuft,  darf  überdies 
noch  für  reine  Obligationendarlehen  eine  Ermässigung  des  . 
Zinsfusses  um  V4ü%  zugestanden  werden, 2)  doch  dürften 
Meliorations-Unternehmer  in  Ansehung  ihres  Kapitalbedarfes 
wohl  nur  in  den  seltensten  Fällen  in  die  Lage  kommen,  auf 
diese  Vergünstigung  Anspruch  machen  zu  können. 

Hinsichtlich  der  Verzinsungsbedingungen  für  Bardarlehen 
liesse  sich  zunächst  konstatieren,  dass  von  Privatpersonen 
vielfach  eine  höhere  Leistung  verlangt  worden  ist  wie  von 
Gemeinden  und  Korporationen,^)  für  welche  in  der  Regel  ein 
Satz  von  4^/o  vorgeschrieben  war,  der  zeitweise,  wenn  4^/0  ige 
Papiere  ausgegeben  werden  mussten,  allerdings  auf  4^4% 
erhöht  wurde.  Vergleicht  man  diese  Rate  mit  den  Zins- 
verpflichtungen, welche  Obligationendarlehen  auferlegt  haben 
würden,  so  ergiebt  sich,  dass  bei  der  Aufnahme  unkündbarer 
Amortisationsschulden  Bardarlehen  nur  dann  vorteilhafter  als 
jene  gewesen  sein  können,  wenn  die  Tilgungsperiode  so  kurz 
bemessen  war,  dass  die  bei  Erhalt  von  Schuldverschreibungen 
zu  erwartende  Kapitaleinbusse  sich  nicht  in  angemessener 
Zeit  durch  die  Zinsersparnis  hätte  kompensieren  lassen.  Da 
aber  nach  den  bei  früher  behandelten  Hilfskassen  gemachten 
Beobachtungen  langfristige  Ausleihungen  auch  bei  der 
schlesischen  die  Regel  büden  dürften,^)  so  kann  schon  an 
und  für  sich  mit  ziemlicher  Sicherheit  angenommen  werden, 


1)  Vergl.  Seite  53. 

2)  Zeitweise  ist  diese  Vergünstigung  auch  bei  Optionsdarlehen 
eingeräumt  worden. 

3)  Vergl.  Seite  1291130. 

4)  Vergl.  Tabelle  3  und  5. 
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dass  von  Gemeinden  und  Korporationen  in  der  Hauptsache 
Obligationendarlehen  verlangt  worden  sind,  denn  wenn  auch 
ein  sehr  günstig-er  Kursstand  der  3%igen  Papiere  und  eine 
verhältnismässig  sehr  schwache  Amortisation  dazu  gehört 
haben,  um  das  Eingehen  einer  S^l^^lQigen  Verpflichtung  als 
den  rationellsten  Weg  zur  Befriedigung  eines  Kreditbedürfnisses 
erscheinen  zu  lassen,  so  sind  doch  die  Notierungen  für 
3V2^/oig'e  Schuldverschreibungen  kaum  jemals  so  niedrig 
gewesen,  dass  sich  ein  Ausgleich  obiger  Art  als  in  den 
meisten  Fällen  unmöglich  erwiesen  haben  könnte. 

Bestätigt  wird  diese  Ansicht  durch  die  tatsächliche 
Gestaltung  der  Wirksamkeit  des  Institutes  im  Verlaufe  der 
Rechnungsjahre  1890/91 — 1901,  denn  nach  der  beigegebenen 
Tabelle  6  sind  in  bar  stets  erheblich  niedrigere  Beträge 
ausbezahlt  worden  als  in  Wertpapieren  und  laut  Tabelle  7 
hat  sich  der  Bestand  an  baren  Darlehnsforderungen  in  der 
genannten  Periode  noch  nicht  einmal  verdoppelt,  während  die 
Obligationenverpflichtungen  um  mehr  als  das  3V2^ache  ge- 
wachsen sind.  Dabei  wäre  überdies  zu  berücksichtigen,  dass 
die  Optionsdarlehen  von  der  Kasse  selbst  als  bare  bezeichnet 
werden,  weil  sie  nicht  in  Obligationen  zurückgezahlt  werden 
können,  in  der  Statistik  also  diesen  zugerechnet  sind,  und 
dass  fernerhin  die  zur  Beweisführung  benutzten  Zahlen  auch 
die  Ausleihungen  und  Forderungen  an  Einzelpersonen  mit 
enthalten,  welche  bei  einem  Vergleich  eigentlich  ausser  Be- 
tracht bleiben  müssten,  da  Obligationenschulden  ausschliesslich 
von  Gemeinden  und  Korporationen  aufgenommen  wurden. 

Optionsdarlehen  sind  zwar  auch  an  Private  gegeben 
worden,  aber  nur  dann,  wenn  der  Zinsfuss  der  reinen  Bar- 
darlehen für  alle  Kreditsuchenden  gleich  hoch  bemessen  war, 
während  hiervon  abgesehen  für  sie  das  System  des  prinzipiellen 
Bardarlehns  zur  Anwendung  gekommen  zu  sein  scheint,  wofür 
sich  im  folgenden  auch  mancherlei  Beweise  auffinden  Hessen. 
Letzteres  würde  ja  allerdings  den  Schuldnern  insofern  einen 
unbestreitbaren  Vorteil  bieten,  als  sie  stets  in  den  Besitz  des 
vollen  nachgesuchten  Kapitalbetrages  gelangen,  doch  Hesse 
sich  durch  Gewährung  von  Zusatzdarlehen  genau  dasselbe 
erreichen,  auch  kann  ohnehin  wohl  kaum  angenommen  werden, 
dass  ländliche  Grundbesitzer  niemals  im  stände  sein  sollten 
einen  vielleicht  ziemlich  geringfügigen  Verlust  zu  tragen, 
wenn  ihnen  dadurch  eine  wesentlich  niedrigere  jährHche 
Leistung  erwüchse.  Dazu  scheint  —  nach  einigen  An- 
deutungen in  den  Verwaltungsberichten  zu  schliessen  — 
gerade  bei  Ausleihungen  auf  ländliche  Grundstücke  im  all- 
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gemeinen  eine  ziemlich  schwache  Amortisation  vereinbart  zu 
werden,  so  dass  sich  selbst  einigermassen  beträchtliche  Kurs- 
einbussen in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  ausgleichen  lassen 
würden. 

War  nun  endlich  schon  zu  konstatieren,  dass  bei  lang- 
fristigen Kapitalaufnahmen  der  Gemeinden  und  Korporationen 
in  der  Regel  die  Form  der  Obligationenverpflichtung  vorzu- 
ziehen war,  so  würde  sie  für  Private  sogar  häufig  noch  weit 
günstiger  gewesen  sein,  da  für  diese  nur  vom  1.  Juli  1896 
bis  4.  September  1900  die  gleiche,  im  übrigen  jedoch  stets 
eine  höhere  Leistung  vorgeschrieben  war  als  für  jene. 
Letztere  Tatsache  ist  darauf  zurückzuführen,  dass  die  zur 
Auszahlung  von  Privatdarlehen  benötigten  Mittel  in  der 
Hauptsache  durch  Verkauf  von  Schuldverschreibungen  be- 
schafft werden,  der  natürlich  unter  Umständen  mit  Kurs- 
verlusten verbunden  ist,  auf  welche  bei  der  Bemessung  des 
Aktivzinses  Rücksicht  genommen  werden  muss.  Dass  letzterer 
jedoch  durchweg  in  angemessenem  Verhältnis  zu  den 
Obligationenkursen  gestanden  habe,  liesse  sich  auch  nicht 
gerade  behaupten,  wenigstens  erscheint  er  z.  Beispiel  für  das 
Rechnungsjahr  1895/96,  in  welchem  3Vsj^/oige  Papiere  nie 
unter  pari  sanken,  mit  41/4  und  41/2^/0  als  entschieden  zu 
hoch  gegriffen,  was  allerdings  von  der  Kasse  selbst  damit 
entschuldigt  wird,  dass  man  erst  die  4"/oigen  Obligationen, 
welche  zur  Beschaffung  der  zu  Ausleihungen  an  Privatpersonen 
benötigten  Mittel  versilbert  worden  waren,  aus  dem  Verkehr 
habe  ziehen  wollen,  um  der  Herabsetzung  des  Zinsfusses  auf 
40/0  auch  rückwirkende  Kraft  verleihen,  d.  h.  für  früher 
gewährte  Darlehen  auf  Antrag  der  Schuldner  die  gleiche 
Ermässigung  zugestehen  zu  können. 

Von  dieser  Vergünstigung  ist  dann  auch  in  grossem 
Massstabe  Gebrauch  gemacht  worden,  so  dass  die  vor  der 
letzten  Zinserhöhung  aufgenommenen  Privatverpflichtungen 
in  der  Hauptsache  mit  4'^/o  zu  verzinsen  sein  werden.  Ausser- 
dem liesse  sich  an  Hand  der  Tabelle  7  feststellen,  dass 
entsprechend  den  in  Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen 
für  den  weitaus  grössten  Teil  der  Obligationenforderungen 
S^liy  für  jedenfalls  nur  kleine  Beträge  3'/4  und  4^4^/0  gezahlt 
werden  müssen.  Optionsdarlehen  scheinen  nur  in  sehr 
geringem  Umfange  und  eigentlich  wohl  nur  zu  3'/4^/o  auf- 
genommen zu  sein. 

(Sicherheitsbestellung.)  Die  Bestellung  einer  speziellen 
Sicherheit  wird  von  Kreditverbänden  und  Gemeinden,  welch 
letztere  jedoch  den  Nachweis  der  Prästationsfähigkeit  er- 


—    169  — 


bringen  müssen,  nicht  verlangt  und  braucht  auch  von  den- 
jenigen Genossenschaften,  Verbänden  und  Vereinen  nicht 
gefordert  zu  werden,  deren  Umlagen  im  Wege  des  Verwaltungs- 
zwangsverfahrens eingezogen  werden  können,  zu  denen  also 
auch  die  Wald-  und  öffentlichen  Wassergenossenschaften 
sowie  Deichkorporationen  gehören  würden.  Für  Privatpersonen 
ist  ausschliesslich  Grundversicherung  vorgeschrieben,  so  dass 
diesen  die  Aufnahme  kurzfristiger  Interims-Darlehen  auf 
grund  persönlicher  Sicherheit  nicht  gestattet  sein  würde, 
während  im  übrigen  noch  die  Verpfändung  von  Grundbuch- 
und  Sparkassenforderungen  sowie  gewisser  sicherer  Wert- 
papiere für  zulässig  erklärt  ist.i)  Genossenschaften  und 
Korporationen  darf  endlich  die  Bedingung  gestellt  werden, 
dass  einzelne  ihrer  Mitglieder,  welche  die  dazu  erforderliche 
Qualifikation  besitzen,  solidarische  und  selbstschuldnerische 
Haftung  für  das  angeliehene  Kapital  übernehmen  oder  für 
dasselbe  mit  ihren  Grundstücken  hypothekarische  Sicherheit 
leisten,  so  dass  insbesondere  freie  Wassergenossenschaften 
unter  Umständen  die  Schwierigkeiten  der  seitens  der  Landes- 
kultur-ßentenbanken  stets  von  ihnen  zu  verlangenden  Bei- 
bringung einer  Realsicherheit  durch  das  Angebot  ausreichender 
Bürgschaft  vermeiden  könnten,  ein  Vorteil,  auf  welchen 
bereits  bei  der  Behandlung  der  ostpreussischen  Kasse  hin- 
gewiesen worden  ist.  2) 

Grundversicherung  muss  durch  Eintragung  einer  Hypothek 
auf  städtischem  oder  ländlichem  Grundbesitz  bewirkt  werden, 
welche  „in  der  Regel"  erststellig  sein  soll  und  bei  der  Ver- 
pfändung von  Immobilien  letztgenannter  Art  innerhalb  der 
ersten  2/3  des  Wertes  derselben  zu  stehen  kommen  muss.-^) 
Falls  eine  besondere  Taxe  der  zu  verpfändeten  Grundstücke 
nicht  vorgelegt  wird,  ist  als  deren  W^ert  der  36  fache  Betrag 
des  Katastralreinertrages  anzunehmen,  dem  gegebenenfalls 
noch  der  25  fache  Gebäudesteuer-Nutzungswert  solcher  Bau- 
lichkeiten zugerechnet  werden  kann,  welche  weder  zur  Wohnung 
des  Eigentümers,  seiner  Familie,  Dienstboten  und  Arbeiter 
bestimmt,  noch  zur  Bewirtschaftung  erforderlich  sind.  Eine 

1)  Nebendem  soll,  allerdings  nur  ausnahmsweise,  auch  die 
selbstschuldnerische  Bürgschaft  angesessener  und  zuverlässiger  Pro- 
vinzialangehöriger,  sofern  über  die  betreffende  Verbindlichkeit  auf 
Verlangen  der  Kasse  Wechsel  ausgestellt  werden,  angenommen 
werden  können, 

2)  Vergl.  Seite  120. 

3)  Liegenschaften,  welche  mit  Förderungsrechten  auf  Fossilien 
grundbuchmässig  belastet  sind,  dürfen  nur  unter  besonderen,  ein- 
schränkenden Voraussetzungen  und  Bedingungen  beliehen  werden. 


-    170  — 


aDg-emessene  Berücksichtig-ung  derselben  ist  natürlich  auch 
bei  einer  speziellen  Abschätzung-  zulässig-,  für  welche  im 
übrigen  keinerlei  feste  Prinzipien,  sondern  nur  gewisse  äusser- 
liche  ICrfordernisse  zur  Bedingung  gemacht  werden,  die  an 
und  für  sich  die  Ermittelung  eines  höheren  AVertes,  als  ihn 
die  landschaftliche  Taxe  ergeben  müsste,  keineswegs  völlig 
ausschliessen  würden.  Von  der  eventuellen  Mitberücksichtigung 
der  von  einer  beabsichtigten  Melioration  zu  erwartenden 
Wertsvermehrung  ist  dagegen  nirgends  die  Rede  und  werden 
deshalb,  von  den  Schwierigkeiten  der  ICintragung  des  Schuld- 
kapitals an  erster  Stelle  ganz  abgesehen,  bei  Kreditaufnahmen 
zu  dauernden  Bodenverbesserungen  bezüglich  der  Sicherheits- 
leistung im  allgemeinen  doch  noch  höhere  Anforderungen 
gestellt  werden  als  unter  den  gleichen  Verhältnissen  von  den 
Landeskultur-Rentenbanken. 1) 

(Sogen.  Notstands-Darlehen.)  Zur  Mitarbeit  an  der 
grossen,  au  früherer  Stelle  behandelten  staatlichen  Hilfsaktion 
zu  gunsten  der  notleidenden  Bevölkerung  Oberschlesiens  ^)  ist 
auch  die  Schlesische  Hilfskasse  herangezogen  worden,  indem 
ihr  durch  §  9  des  Gesetzes  vom  23.  Februar  1881,  betr.  die 
Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  in  den  notleidenden  Teilen 
des  Regierungsbezirks  Oppeln,  zur  „leichteren  Befriedigung 
des  Kreditbedürfnisses  der  kleineren  Grundbesitzer  und  zur 
Förderung  des  Sparkassenwesens"  ,.behufs  Verstärkung  ihrer 
Betriebs-  und  Deckungsmittel"  ein  Betrag  von  einer  Million 
Mark  auf  die  Dauer  von  20  Jahren  zinsfrei  zur  Verfügung 
gestellt  wurde.  Sie  selbst  übernahm  dagegen  die  Verpflichtung, 
an  kleinere  städtische  und  ländliche  Grundbesitzer  in  den 
betreffenden  Gegenden  Darlehen  zu  nicht  über  4^2*^/0  Verzinsung 
unter  beträchtlicher  Erweiterung  der  vorerwähnten  Sicherheits- 
grenze zu  gewähren  und  zur  Deckung  etwaiger,  hierbei  ent- 
stehender Verluste  alljährlich  40000  Mark  aus  dem  Zins- 
erträguis  einem  besonderen  Reservefonds  zuzuweisen. 

Obiger  Vorschuss  musste  allerdings  am  2L  Juni  1901 
zurückgezahlt  werden,  da  die  Staatsregierung  weder  auf  das 
Gesuch  der  Direktion  der  Kasse,  ihr  denselben  auf  weitere 
20  Jahre  zinsfrei  zu  belassen,  noch  auf  den  Antrag  des 
Oberpräsidenten,  ihn  dem  Provinzialverbande  zu  Landes- 
meliorationszwecken zu  überweisen,  einging,  doch  wurde  vom 
Provinzial-Landtage  der  Beschluss  gefasst,  dass  derartige 
Darlehen    auch  fernerhin  zu  bewilligen  seien,    und  eine 


1)  Vergl.  Seite  65|66. 

2)  Vergl.  Seite  78  und  folgende. 
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dementsprechende  AbänderuDg-  des  Statutes  angenommen, 
welche  unterm  27.  April  1901  die  erforderliche  ministerielle 
Genehmigung  erhielt.^)  Massgebend  für  dieses  Vorgehen  des 
Provinzial-Landtages  ist  einmal  der  Umstand  gewesen,  dass 
die  Kasse  gerade  in  den  Notstandsbezirken  ihre  besten  und 
zahlreichsten  Kunden  hatte  2)  und  bei  der  infolge  der  sehr 
niedrigen  Grundsteuer-Einschätzung  jener  Gebiete  auch  sehr 
soliden  Beleihung  Verluste  überhaupt  nicht  zu  beklagen 
gewesen  waren.  Ausserdem  sprachen  aber  auch  Gründe 
sozialpolitischen  Charakters  für  die  Beibehaltung  der  Ein- 
richtung, die  sich  in  jenen  Gegenden  mit  ausserordentlich 
starker  Zersplitterung  des  Grundbesitzes,  der  auch  häufig  die 
Minimalgrenze  landschaftlicher  Beleihungsfähigkeit  nicht  er- 
reicht, als  von  grossem  Segen  für  die  bäuerliche  Bevölkerung 
erwiesen  hatte. 

Wie  bereits  erwähnt,  finden  Ausleihungen  auf  grund 
dieser  Sonderbestimmungen  nur  an  kleinere  städtische  und 
ländliche  Grundbesitzer  statt,  wobei  unter  letzteren  solche 
verstanden  werden,  welche  nach  §  85  der  Kreisordnung  vom 
13.  Dezember  1872  im  Wahlverbande  der  Landgemeinden 
stimmberechtigt  sind.  Im  übrigen  kommen  die  für  die  all- 
gemeine Darlehnsgewährung  an  Privatpersonen  massgebenden 
Vorschriften  zur  Anwendung,  nur  ist  eben  die  Sicherheits- 
grenze erheblich  weiter  gezogen  und  der  Amortisation  insofern 
ein  Minimum  gesetzt,  als  der  planmässige  Abtrag  in  spätestens 
40  Jahren  beendet  sein  muss.  Darlehen  auf  Liegenschaften 
werden  als  gehörig  versichert  angesehen,  wenn  die  zu  be- 
stellende Hypothek  noch  innerhalb  der  ersten  ^/g  des  Wertes 
derselben  zu  stehen  kommen  würde,  welcher  durch  eine  be- 
sondere Taxation  zu  ermitteln  oder  beim  Fehlen  einer  solchen 
auf  den  36 fachen  Betrag  des  Katastr alr einertrage s  zuzüglich 
des  20 fachen  Gebäudesteuern utzungswertes  zu  bemessen  ist. 
Dabei  soll  indessen  der  durch  eine  Schätzung  nachgewiesene 
Grundstückswert,  sofern  sich  sonstige  Bedenken  gegen  die- 
selbe nicht  geltend  machen,  in  der  Regel  der  Kreditbemessung 
nur  insoweit  zu  gründe  gelegt  werden,  als  er  den  45 fachen 

1)  Die  aufgesammelte  Rücklage  wurde  zur  Bildung  eines  all- 
gemeinen Reservefonds  verwandt,  welchen  das  Institut  bis  dahin 
noch  nicht  besass.  Dieser  soll  auch  weiterhin  mit  jährlich  40000  Mk. 
dotiert  und  bis  zu  5%  des  Betrages  der  ausstehenden  Schuld- 
forderungen angesammelt  werden,  wird  aber  nicht  wie  von  anderen 
Hilfskassen  in  sicheren  Wertpapieren  zinstragend  belegt,  sondern 
bildet  gleichwie  das  Stammvermögen  einen  Teil  des  Betriebskapitals. 

2)  Betreffs  der  Bewilligung  und  Auszahlung  von  Notstands- 
darlehen siehe  Tabelle  6. 


—    172  — 


Reinertrag  inklusive  den  20fachen  Nutzungswert  nicht  über- 
steigt, doch  ist  die  Kasse  berechtigt,  in  Ausnahmefällen  die 
vollen  ersten  ^/g  der  Taxe  ohne  irgendwelche  Einschränkungen 
zu  beleihen. 

An  und  für  sich  würden  ja  diese  Bestimmungen,  welche 
unter  Umständen  doch  eine  verhältnismässig  sehr  hohe 
Taxation  der  Liegenschaften  zulassen,  auch  die  Bewilligung 
von  Geldmitteln  zu  Meliorationszwecken  an  schon  ziemlich 
hoch  verschuldete  Landwirte  gestatten,  doch  können  solche 
den  Kredit  der  Kasse  natürlich  nur  dann  in  Anspruch  nehmen, 
wenn  entweder  die  Vorhypothekeu  sich  bereits  in  deren 
Besitz  befinden  bezw.  von  ihr  erworben  werden^)  oder  wenn 
von  der  erststelligen  Eintragung  der  Schuld  Abstand  genommen 
würde.  Unter  einer  dieser  Voraussetzungen  wäre  allerdings, 
zumal  wenn  die  Beleihungsfähigkeit  nach  dem  vollen 
Schätzungswerte  der  Grundstücke  bemessen  wird,  wohl  in 
der  Eegel  die  Aufnahme  eines  höheren  Kapitalbetrages,  als 
ihn  im  gleichen  Falle  eine  Landeskultur-Rentenbank  gewähren 
könnte,  möglich,  wenn  sich  auch  die  Benutzung  einer  solchen, 
speziell  bei  längeren  Amortisationsperioden,  ^)  etwas  billiger 
stellen  dürfte. 

Zu  berücksichtigen  ist  jedoch,  dass  Darlehen  auf  grund 
dieser  Sondervorschriften  nur  in  einem  verhältnismässig  eng 
begrenzten  Teile  der  Provinz  und  auch  dort  nur  an  bäuer- 
liche Besitzer  bewilligt  werden  dürfen,  für  welche  sich  im 
allgemeinen  die  Form  der  E]inzelunternehmung  zur  Ausführung 
von  Meliorationen  am  allerwenigsten  eignen  wird.^)  Im 
übrigen  stellt  aber  die  Kasse  inbetreff  der  Sicherheitsleistung 
für  ihre  Forderungen  an  Privatpersonen  eher  noch  höhere 
Ansprüche  als  die  Landeskultur-Rentenbanken,  während  Ge- 
meinden, Wald-  und  Wassergenossenschaften  sowie  Deich- 
korporationen die  Möglichkeit  einer  Kapitalaufnahme  etwa 
unter  den  gleichen  Bedingungen  wie  bei  diesen  geboten 
sein  dürfte. 

(Wirksamkeit.)  Über  die  Gestaltung  der  Tätigkeit  des 
Institutes  in  jüngstverflossener  Zeit  giebt  das  Zahlenmaterial 
der  Tabellen  6  und  7,  auf  welche  bereits  zu  wiederholten 
Malen  verwiesen  wurde,  in  einigermassen  hinreichender  Weise 
Aufschluss.  Aus  diesen  statistischen  Angaben  geht  hervor, 
dass  das  Darlehnsgeschäft  sowohl  an  sich  als  auch  ganz 
speziell  in  den  Jahren  1891 — 1901  einen  recht  beträchtlichen 

1)  Vergl.  Seite  65. 

2)  Vergl,  Seite  168. 

3)  Vergl.  insbesondere  Seite  64. 
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Umfang  angenommen  hat,  da  während  dieser  Periode  der 
Betrag  der  ausstehenden  Forderungen  um  mehr  als  das 
Doppelte  gestiegen  ist  und  die  jährlichen  Neuausleihungen 
im  Durchschnitt  auf  7 — 8  Millionen  Mark  veranschlagt  werden 
können. 

Im  einzelnen  betrachtet,  ist  die  Höhe  der  letzteren 
allerdings  erheblichen  Schwankungen  unterworfen  gewesen, 
was  darauf  zurückzuführen  ist,  dass  seitens  der  Gemeinden 
und  Korporationen,  welche  wie  überhaupt  bei  allen  anderen 
Hilfskassen,  so  auch  bei  der  schlesischen  das  Gros  der 
Schuldner  bilden,  in  sehr  wechselnden  Summen  Kredit  ver- 
langt wurde.  Weit  regelmässiger  hat  sich  dagegen  der 
Verkehr  mit  Privatpersonen  gestaltet  und,  wenn  auch  die 
Zunahme  der  ßardarlehen  mit  derjenigen  der  Korporations- 
und Kommunalverpflichtungen  nicht  gleichen  Schritt  halten 
konnte,^)  doch  viel  grössere  Dimensionen  angenommen  als 
bei  irgend  einer  der  vorbehandelten  Schwesteranstalten,  da 
eben  die  schlesische  Hilfskasse,  zumal  in  den  ehemaligen 
Notstandsbezirken,  vollkommen  im  stände  ist,  die  Rolle  eines 
Besitzkreditinstitutes  speziell  für  die  bäuerliche  Bevölkerung 
und  das  Kleingewerbe  zu  übernehmen. 

Statistische  Angaben  über  die  Darlehnszwecke  fehlen 
leider  vollständig,  so  dass  sich  auch  nicht  feststellen  lässt, 
ob  und  in  welchem  Umfange  Geldmittel  zu  Meliorations- 
Arbeiten  bewilligt  worden  sind.  Anzunehmen  ist  jedoch,  dass 
sich  unter  den  „Gemeinden,  Korporationen  etc."  auch  Wasser- 
genossenschaften, Deichverbände  und  dergl.  befinden  werden, 
da  keine  Hindernisse  vorhanden  sind,  welche  gerade  diesen 
eine  Kapitalaufnahme  erschweren  bezw.  unmöglich  machen 
könnten,  dass  nebendem  aber  auch  Gemeinden  und,  vielleicht 
allerdings  in  nicht  sehr  bedeutendem  Umfange,  einzelne 
Grundbesitzer  sich  des  Kredites  der  Kasse  zu  Zwecken  dieser 
Art  bedient  haben. 

3.  Landeskultur-Rentenbank. 

(Organisation.)  Die  erste  preussische  Landeskultur- 
Rentenbank  ist  von  dem  schlesischen  Provinzialverbande  ins 
Leben  gerufen  worden,  dessen  Vertretung  bereits  am  IL  Januar 
1881  einen  dahingehenden  Beschluss  fasste,  obschon  die 
Direktion  der  Provinzial-Hilfskasse,  von  welcher  im  Jahre  1879 
ein  diesbezügliches  Gutachten  eingefordert  worden  war,  sich 
in  demselben  gegen  die  Errichtung  eines  besonderen  Melio- 


1)  Vergl  Seite  167. 
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rationskreditinstitutes  ausgesprochen  und  anstatt  dessen  eine 
entsprechende  statutarische  Erweiterung  des  Wirkungskreises 
ihrer  eigenen  Anstalt  vorgeschlagen  hatte. 

Laut  SpezialStatut  soll  sich  die  Tätigkeit  der  Bank^) 
auf  die  Förderung  sämtlicher  in  §  1  des  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  aufgeführter  Zwecke  und  Unternehmungen 
erstrecken,  wobei  auch  die  besonderen  Bestimmungen  bezüglich 
der  Gewährung  von  Drainage-Darlehen  Anwendung  finden 
können.  Für  AUodialbesitzer  dürfte  freilich  letzteren  keine 
grosse  Bedeutung  beizumessen  sein,  da  die  Schlesische 
Generallandschaftsdirektion  auf  eine  Anfrage  des  Provinzial- 
Ausschusses,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  sie  geneigt 
sein  würde,  in  die  Gewährung  eines  Vorzugsrechtes  für  die 
Landeskultur-Renten  zu  willigen,  in  prinzipiell  ablehnendem 
Sinne  antwortete.  Weitere  Verhandlungen,  welche  mit  vor- 
genanntem Kreditinstitute  geführt  wurden,  um  sich  dessen 
Mitwirkung  bei  den  Geschäften  der  Landeskultur-Rentenbank 
zu  sichern,  führten  ebenfalls  nicht  zum  Ziele,  so  dass  sich 
auch  von  der  Befugnis,  demselben  die  Grundstückstaxation, 
die  Begutachtung  der  Drainageprojekte  und  Kostenanschläge^) 
sowie  die  Kontrolle  über  die  Ausführung  und  Instandhaltung 
der  Meliorationen  zu  übertragen,  kein  Gebrauch  machen  Hess. 

Unter  diesen  Verhältnissen  mussten  in  den  Satzungen 
unter  anderem  auch  Vorschriften  über  die  Aufnahme  besonderer 
Anstaltstaxen  gegeben  werden,  für  welche  im  allgemeinen 
die  landschaftlichen  Schätzungsgrundsätze  als  massgebend 
erklärt  worden  sind.  Ein  abweichendes  Verfahren  soll  jedoch 
bei  der  Feststellung  des  künftigen  Mehrwertes  der  als  Pfand 
angebotenen  Grundstücke  zur  Anwendung  kommen,  bei  der 
sich  das  landschaftliche  System  der  Grundtaxen  auch  nicht 
anwenden  lässt.  Dieselbe  soll  stets  getrennt  von  der  Er- 
mittelung des  zeitigen  Wertes  vorgenommen  werden  und  setzt 
ausserdem  voraus,  dass  der  Erfolg  der  beabsichtigten  Melioration 
nach  ihrer  Beschaffenheit  und  den  örtlichen  Verhältnissen 
übersehen  werden  kann,  dass  sie  an  und  für  sich  eine  Er- 
höhung des  Ertrages  der  von  ihr  betroffenen  Grundstücke  in 
sichere  Aussicht  stellt,  zweckmässig  projektiert  ist,  auch 
Kostenaufwand  und  erwartete  Wirkung  in  angemessenem 
Verhältnis  zu  einander  stehen.  Die  Ausmittelung  der  Werts- 
vermehrung selbst  erfolgt  in  der  Weise,  dass  die  im  vor- 

1)  Verwaltet  wird  dieselbe  von  der  jeweiligen  Direktion  der 
Provinzial-Hilfskasse. 

2)  D.  h.  die  Funktionen  der  Drainagekommissionen.  Vergl. 
Seite  105. 
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liegenden  Falle  vorauszusehende  dauernde  jährliche  Ertrags- 
steigerung zahlenmässig  berechnet  und  nach  Abzug  der  Kosten 
für  Unterhaltung  und  Amortisation  der  Anlagen  mit  ihrem 
15 fachen  Betrage  kapitalisiert  wird. 

An  Verwaltungskostenbeitrag  kommt  der  gesetzlich 
zulässige  Höchstsatz  von  ^5^/0  ^'^^  ursprünglichen  Darlehns- 
summe  zur  Erhebung,  während  das  Minimum  der  jährlichen 
Amortisation  wie  im  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  auf  ^2  hezw. 
4%  festgesetzt  worden  ist,  ohne  dass  man  es  für  notwendig 
gehalten  hätte,  irgendwelche  Abstufungen  der  ersteren  Rate 
vorzunehmen.^)  Leider  sind  Angaben  über  die  Abtragsfrist 
neubewilligter  Darlehen  vom  Jahre  1899  an  in  den  Rechen- 
schaftsberichten nicht  mehr  enthalten,  doch  ist  aus  den  vor- 
liegenden älteren  zu  ersehen,  dass  Drainagedarlehen  im 
allgemeinen  nur  mit  dem  vorgeschriebenen  Mindestsatze  von 
4^/0  zu  tilgen  waren,  während  im  übrigen  beiFlussregulierungen^ 
Ent-  und  Bewässerungen  in  der  Regel  eine  2% ige,  bei 
Deichbauten  zumeist  eine  1^/oige  Rate  vereinbart  wurde. 
Weniger  als  l^/o  ist  übrigens  niemals  ausgemacht  worden 
und  kann  nach  vorstehendem  wohl  mit  ziemlicher  Sicherheit 
angenommen  werden,  dass  die  Bank  den  Kreditsuchenden 
stets  eine  angemessene  Amortisation  zur  Bedingung  ge- 
macht hat.  2) 

Das  Institut  ist  zur  Ausgabe  4,  3^2  und  3^/oiger 
Rentenbriefe  und  Darlehen  ermächtigt,  hat  aber,  wie  aus  der 
beigegebenen  Tabelle  9  zu  ersehen  ist,  S^lo^gQ  Papiere  über- 
haupt noch  nicht  in  den  Verkehr  gebracht,  so  dass  auch 
Ausleihungen  zu  diesem  Zinsfusse  bislang  noch  nicht  statt- 
gefunden haben.  Geraume  Zeit  hindurch  hat  es  lediglich 
4^/Qige  Rentenbriefe  emittiert,  sich  dann  aber  mit  Rücksicht 
auf  den  Kursstand  derselben  auch  zur  Einführung  31/2^/0  iger 
veranlasst  gesehen,  womit  eine  umfangreiche  Konversion  der 
4% igen  Forderungen  verbunden  war.  Gegenwärtig  hat 
demnach  der  Kreditsuchende  die  Wahl,  ob  er  eine  4  oder 
3^/2^/0  ige  Schuld  aufnehmen  will,  und  er  wird  sich  auf  grund 
der  Amortisationsdauer  und  des  Kursstandes  der  Rentenbriefe 
zu  berechnen  haben,  welche  Verpflichtung  für  ihn  als  die 
vorteilhaftere  anzusehen  ist. 


1)  Vergl.  Seite  93. 

2)  Gestattet  ist  ihr,  die  für  Drainagedarlehen  seitens  der 
Schuldner  während  des  ersten  Jahres  zu  entrichtenden  Leistungen 
auf  den  Betrag  der  blossen  Verzinsung  des  Schuldkapitals  zu  be- 
schränken. 
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(Wirksamkeit.)  Da  die  schlesische  Landeskultur-Renten- 
baiik  die  einzige  der  preussischen  ist,  welche  eine  einigermassen 
befriedigende  Entwickelung  ilires  Geschäftsverkehres  aufweisen 
kann,  so  dürfte  es  wohl  am  Platze  sein,  sich  etwas  eingehender 
mit  ihrem  Wirken,  speziell  in  jüngster  Zeit,  zu  beschäftigen, 
zu  dessen  besserer  Veraugenscheinlichung  die  beiden  Tabellen 
8  und  9  dienen  mögen.  Wie  aus  9  zu  ersehen,  ist  der  Betrag 
der  ausstehenden  Forderungen  während  der  ganzen  Zeit  von 
1890 — 1901  wenn  auch  nur  langsam,  so  doch  stetig  gestiegen 
und  hat  sich  während  dieser  Periode  etwas  mehr  als  ver- 
doppelt, während  die  überhaupt  zur  Auszahlung  gekommene 
Summe  eine  Zunahme  um  etwa  180%  erfuhr.  Dabei  sind 
Zahl  und  Betrag  der  Neubewilligungen  im  allgeaieinen  aller- 
dings ziemlich  schwankend  gewesen,  doch  waren  Jahre,  in 
denen  überhaupt  kein  Darlehen  erwirkt  wurde,  nicht  zu  ver- 
zeichnen, während  dies  bei  dem  posener  Institute  zu  wieder- 
holten Malen  der  Fall  gewesen  ist.^) 

Tabelle  8  liess  sich  leider  nicht  ganz  gleichmässig 
gestalten,  da  die  Rechenschaftsberichte  für  1892 — 1894 
entsprechende  statistische  Angaben  nur  über  die  tatsächlich 
ausbezahlten  Beträge  enthielten,  die  wiederum  in  anderen 
fehlten.  Trotzdem  geht  aus  der  gegebenen  Übersicht  klar 
hervor,  dass  die  Bank  nur  zu  verhältnismässig  wenigen  der 
Unternehmungen,  auf  deren  Förderung  sich  ihre  Tätigkeit 
statutgemäss  erstrecken  soll,  und  zwar  eigentlich  fast  nur  zu 
dauernden  Bodenverbesserungen  wirklich  Darlehen  gewährt 
hat,  da  der  weitaus  grösste  Teil  der  zugesicherten  bezw. 
gezahlten  Kapitalien  zur  Ausführung  von  Ent-  und  Be- 
wässerungsanlagen bestimmt  war  und  im  übrigen  nennenswerte 
Summen  nur  noch  zu  Wasserschutzbauten  aufgenommen 
wurden. 

Unterstützt  worden  sind  in  erster  Linie  Wassergenossen- 
schaften, aber  in  keineswegs  so  bedeutendem  Umfange,  als 
dass  nicht  angenommen  werden  müsste,  dass  der  Verkehr 
mit  diesen  wie  auch  mit  Gemeinden  und  Deichverbänden 
durch  die  Konkurrenz  der  Hilfskasse  stark  beeinträchtigt 
worden  sei.^)  Einzelpersonen  erscheinen  zwar  fast  in  dem 
gleichen  Massstabe  beteiligt,  doch  haben  sich  eigentlich  nur 
Fideikommissbesitzer  den  Kredit  der  Bank  auf  grund  der 
entsprechenden  Sonderbestimmungen  für  Drainagedarlehen 
in   grösserem   Umfange  zu  nutze  gemacht,   während  der 


1)  Vergl.  z.  B.  Tabelle  4. 

2)  Vergl.  Seite  173. 
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Allodialbesitz  hauptsächlich  wohl  infolge  der  bekannten 
Haltung-  der  Landschaft  in  Sachen  der  Prioritätseinräumung 
für  die  Landeskulturrenten  fast  vollständig  ausfällt. 

Hat  sich  demnach  das  schlesische  Institut  auch  nicht 
ganz  in  der  gleichen,  einseitigen  Weise  betätigt  wie  das 
posener,  so  war  es  nach  Lage  der  Verhältnisse  doch  ganz 
natürlich,  dass  es  vor  allem  von  denjenigen  in  Anspruch 
genommen  wurde,  für  welche  die  Benutzung  einer  ander- 
weitigen Kreditquelle  mit  Schwierigkeiten  verbunden  war, 
und  seine  Tätigkeit  sich  im  übrigen  in  ziemlich  engen  Grenzen 
gehalten  hat,  da  Allodialbesitzer  in  der  Regel  nur  dann  mit 
ihm  in  Verkehr  hätten  treten  können,  wenn  sie  seiner  gar 
nicht  bedurften,  Gemeinden  und  Korporationen  jedoch  an  sich 
Gelegenheit  geboten  war,  ihren  Geldbedarf  in  anderer,  aber 
ebenso  rationeller  Weise  zu  decken.  . 


7.    Provinz  Brandenburg.^) 

1.  Meliorations-Fonds. 

Der  Landesmeliorations-Fonds  ist  zur  Gewährung 
von  Subventions-Darlehen  und  geschenkweisen  Beihilfen  an 
Grundbesitzer,  Genossenschaften  und  Kommunalverbände  be- 
stimmt und  erhält,  abgesehen  davon,  dass  ihm  auch  die  Zins- 
erträgnisse zuwachsen,  aus  Provinzial-Mitteln  einen  jährlichen 
Zuschuss  im  Betrage  von  80,000  Mark.  Sein  Gesamtvermögen 
bezifferte  sich  Ende  März  1902  auf  2,320,579.74  Mark,  wovon 
1,640,412.76  Mark  in  Darlehen  angelegt  waren. 

Ein  von  Staat  und  Provinz  gemeinsam  dotierter  ausser- 
ordentlicher Fonds  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  existiert 
in  der  Provinz  noch  niclit.^) 

2.  Hilfskassenweseu. 

Der  brandenburgische  Provinzialverband  hat  die  von  ihm 
übernommenen  drei  Hilfskassen  der  kommunalständischen 
Verbände  der  Kurmark,  Neumark  und  Niederlausitz  nicht  zu 
einer  Provinzial-Hilfskasse  verschmolzen,  sondern  jede  als 
besondere  Einrichtung  fortbestehen  lassen.  Da  ihnen  allen 
aber  für  die  Darlehnsgewährung  nur  der  keineswegs  sehr 


1)  Vergl.  Verwaltungsbericht  des  Brandenb.  Prov.-Ausschusses 
für  das  Jahr  1901. 

2)  Vergl.  Seite  82. 
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beträchtliche  Stammfonds  ^)  zur  Verfüg-ung  steht,  auch  nicht 
einmal  eine  allmähliche  Verstärkung  desselben  aus  dem  jähr- 
lichen Zinserträgnis  stattfindet, 2)  so  wird  ihre  Tätigkeit 
natürlicherweise  nur  von  sehr  geringem  Umfange  sein  können 
und  sich  im  wesentlichen  auf  die  Befriedigung  des  Kredit- 
bedürfnisses kleinerer  Gemeinden  beschränken  müssen.^) 

Für  eine  Meliorationskreditgewährung  grösseren  Stiles 
kommen  diese  Kassen  selbstverständlich  nicht  in  Betracht 
und  Brandenburg  Hesse  sich  deshalb  denjenigen  Provinzen 
zurechnen,  in  denen  vielleicht  eine  Landeskultur-Rentenbank 
doch  einigermassen  begründete  Aussicht  auf  eine  befriedigende 
Gestaltung  ihrer  Tätigkeit  haben  würde,  umsomehr,  als  doch 
wohl  kaum  angenommen  werden  kann,  dass  dortselbst  das 
Meliorationsbedürfnis  w^esentlich  geringer  sein  sollte  als  in 
den  übrigen  Provinzen  der  östlichen  Hälfte  des  preussischen 
Staates. 

8.  Provinz  Sachsen.^) 

1.  Meliorations-Fonds. 
Zur  Förderung  von  Landesmeliorationen  werden 
alljährlich  66,370.—  Mark  in  den  Provinzial-Etat  eingestellt, 
welche  zur  Hingabe  einmaliger  oder  für  eine  bestimmte  Reihe 
von  Jahren  zugesicherter,  nicht  rückzahlbarer  Beihilfen  und 
zur  Gewährung  zinsfreier  oder  mit  einem  mässigen  Satze  zu 
verzinsender    Darlehen   verwandt  werden. Nicht  sofort 


1)  Er  bezifferte  sich  Ende  März  1902  bei  der  Kurmärkischen 
auf  802,729.45  Mark,  bei  der  Neumärkischen  auf  297,433.03  Mark  und 
bei  der  Niederlausitzer  auf  169,890.77  Mark. 

2)  Vergl.  Seite  139  bezw.  161  Anm.  3. 

3)  DarlehnsbestandEnde  März  1902:  Kurmärkische  791,962.83 Mk., 
Neumärkische  285,075.67  Mark,  Niederlausitzer  141,796.17  Mark.  Der 
Zinsfuss  für  neuzubewilligende  Darlehen  betrug  im  Rechnungsjahre 
1901  bei  sämtlichen  Kassen  3*|2*^|o. 

4)  Vergl.  Denkschrift  der  Landwirtschaftskammer  für  die 
Prov.  Sachsen;  Reglement  für  die  Prov.-Hilfsk.  von  Sachsen  vom 
26.  September  1876/5.  August  1877;  Reglement  für  die  BewilUgung 
von  Mitteln  des  Sächs.  Prov. -Verbandes  zu  Zwecken  der  Landes- 
melioration vom  11.  November  1876;  Antrag  des  Prov.- Ausschusses 
an  den  5.  Prov.-Landtag  vom  Jahre  1880,  betr.  die  Errichtung  einer 
Landesk.-Pentenb.,  nebst  Statutenentwurf  und  die  diesbezüglichen 
Landtags- Verhandlungen ;  Verwaltungsberichte  des  Prov.-Ausschusses 
für  die  Etatsjahre  1895/96—1902. 

5)  In  der  Regel  soll  der  Betrag  der  geschenkweisen  Zuschüsse 
die  Hälfte,  derjenige  der  Darlehen  und,  sofern  eine  Subventionierung 
in  zweifacher  Form  in  Aussicht  genommen  ist,  der  gesamten  Unter- 
stützung %  der  aufzuwendenden  Meliorationskosten  nicht  übersteigen. 


—    1^9  — 


unterzubringende  Summen,  einkommende  Zinsen  und  Tilgungs- 
raten fliessen  in  den  Landesmeliorationsfonds,  welcher 
ebenfalls  in  der  obengenannten  Weise  zu  verwenden  ist  und 
Ende  März  1903  einen  Darlehnsbestand  von  486,184.52  Mark 
aufwies. 

Ausserdem  ist  ein  sogenannter  „  W  estf  o  n  d  s  "  vorhanden, 
welcher  vom  Staate  und  von  der  Provinz  alljährlich  mit  je 
40,000  Mark  dotiert  wird,^)  aber  nicht  wie  die  in  den  östlichen 
Provinzen  gebildeten  gemeinschaftlichen  Fonds  lediglich  zur 
Unterstützung  von  Meliorationen  und  ähnlicher  oder  mit 
solchen  zusammenhängender  Unternehmungen  bestimmt  ist,'^) 
da  die  Staatsregierung  bei  der  Bereitstellung  von  Geldmitteln 
zur  Hebung  der  Landwirtschaft  in  der  westlichen  Hälfte  der 
Monarchie  eine  weit  vielseitigere  Verwendung  derselben  in 
Aussicht  genommen  hat. 

Die  Westfonds  sollen  überhaupt  nicht  allgemein  zur 
Gewährung  von  Beihilfen  für  solche  Meliorationen,  deren 
Subventionierung  den  Provinzial-Verbänden  obliegen  würde, 
sondern  zur  Förderung  bestimmter,  geschlossener,  wirtschaft- 
lich zurückgebliebener  Gebiete  dienen,  innerhalb  deren  sich 
die  anzustrebenden  Verbesserungsmassregeln  insbesondere  auf 
die  Ausführung  von  Drainagen,  Ent-  und  Bewässerungen,  die 
Zusammenlegung  der  Grundstücke,  Kultivierung  von  Moor- 
und  ßruchflächen,  den  Ausbau  von  Wiesen,  Feldgrasbau,  die 
Kultivierung  von  Handelsgewächsen  wie  Flachs  und  Hanf, 
Anpflanzung  von  Obstbäumen,  Ausbreitung  der  Milchwirtschaft 
und  Bildung  von  Molkereigenossenschaften,  Hebung  der  Vieh- 
zucht, Aufforstung  von  Ödländereien  und  Anlegung  von  Wald- 
wegen zu  erstrecken  haben.  Die  Subventionierung  selbst  soll 
in  der  Form  geschenk weiser  Beihilfen  erfolgen. 

2.  Hilfskassenwesen. 

Der  Provinzial-Hilfskasse  von  Sachsen  ist  bei  ihrer 
Begründung  als  Betriebskapital  ein  Betrag  von  270,000  Talern 
aus  dem  staatlichen  2^/2  Millionen-Fonds  überwiesen  worden, 
der  sich  bis  Ende  1875  durch  Zinszuwachs  um  595,454.19  Mark 
erhöht  hatte,  so  dass  sich  ihr  Stammkapital  bei  der 
Ubereignung  an  den  Provinzial-Verband  auf  insgesamt 
1,405,454.19  Mark  belief.  Ihr  Wirkungskreis  erstreckt  sich 
allerdings  nicht  auf  das  ganze  Gebiet  der  Provinz,  sondern 
schliesst  die  Altmark  aus,  für  welche  eine  besondere,  mit 


1)  Vergl.  Seite  82. 

2)  Vergl.  Seite  110  bezw.  126|127. 
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eigenen  Mitteln  ausgerüstete  Hilfskasse  errichtet  worden  ist, 
deren  Verhältnisse  jedoch  im  folgenden  nicht  weiter  berührt 
werden  sollen,  da  ihrer  Geschäftstätigkeit  in  jeder  Hinsicht 
weit  engere  Grenzen  gezogen  sind  als  derjenigen  des  pro- 
vinziellen Institutes. 

(Meliorationskreditgewährung.)    Letzteres  soll  sich  laut 


§  2  des  Eeglementes  auch  die  Erleichterung  von  Grund- 
verbesserungen zur  Aufgabe  machen  und  kann  Darlehen  unter 
anderem  an  Kreise,  kommunale  Verbände,  mehrere  oder 
einzelne  Gemeinden  sowie  Gemeinden  und  Gutsbezirke 
zusammen  zur  Tilgung  oder  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
ihrer  Schulden,  zur  Verbesserung  ihres  Haushaltes,  zu  Bauten 
für  Kirchen-,  Hospital-  und  Schulzwecke,  zu  Wegeanlagen 
und  ähnlichen  gemeinnützigen  Unternehmungen, 
ferner  an  Grundbesitzer  zu  grösseren  Wegeanlagen,  zur 
Urbarmachung  wüster  Bodenflächen  und  zu  ander- 
weitigen nützlichen  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen bewilligen.  Es  würde  demnach,  da  Genossen- 
schaften, Vereine  und  dergleichen,  welche  gewissermassen  als 
Privatpersonen  behandelt  werden,  von  der  Aufnahme  von 
Schuldkapitahen  keineswegs  ausgeschlossen  sind,  an  und  für  sich 
zur  Gewährung  von  Meliorationskredit  in  ziemlich  weitgehendem 
Umfange  befähigt  sein,  wenn  nicht  weiterhin  noch  die  Be- 
stimmung getroffen  wäre,  dass  bei  der  Konkurrenz  mehrerer 
in  Ordnung  befundener  Darlehnsgesuche,  deren  gleichzeitige 
Bewilligung  unmöglich  erscheint,  in  der  Regel  die  öf  f  e  ntli  ch en 
Körperschaften  den  Privatleuten  etc.  vorgezogen  werden 
sollen,  sofern  nicht  den  Unternehmungen  der  letzteren  der 
Charakter  ganz  besonderer  Gemeinnützigkeit  zugebilligt 
werden  kann. 

(Betriebsmittel,  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.) 
Hieran  lässt  sich  schon  erkennen,  dass  die  sächsische  Hilfs- 
kasse wie  die  pommersche,  deren  Reglement  eine  ganz  ähnliche 
Vorschrift  aufweist, nicht  zu  den  Obligationen  ausgebenden 
Instituten  gehört,  bei  denen  eine  derartige  Einschränkung 
ziemlich  bedeutungslos  sein  würde,  und  infolge  ihrer  ver- 
hältnismässig geringfügigen  Betriebskapitalien  auf  die  Ent- 
faltung einer  sehr  eng  begrenzten  Tätigkeit  angewiesen  ist, 
welche  in  erster  Linie  den  Gemeinden  und  öffentlichen 
Korporationen  ihres  Wirkungskreises  zu  gute  kommen  soll. 
Während  aber  die  pommersche  Kasse  lediglich  das  eigene 
Stammvermögen  zinsbar  belegt,^)  wird  von  der  sächsischen 

1)  Vergl.  Seite  138. 

2)  Vergl.  Seite  139. 
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das  Ausleihgeschäft  doch  in  etwas  grösserem  Massstabe 
betrieben,  da  ihr  für  dasselbe  auch  fremde  Gelder  zur  Ver- 
fügung stehen,  denn  sie  ist  verpflichtet,  behufs  Verstärkung 
ihrer  Betriebsmittel  —  natürlich  unter  von  ihr  selbst  fest- 
zusetzenden Bedingungen  —  Elinlagen  von  mit  staatlicher 
Genehmigung  errichteten  Sparkassen  ohne  Beschränkung  auf 
bestimmte  Summen  anzunehmen,  und  berechtigt,  sich  zu  dem 
nämlichen  Zwecke  Kapitalien  aus  den  Kassen  der  Kreise, 
Gemeinden  und  öffentlicher  Institute  zu  beschaffen. 

Im  allgemeinen  ist  von  dieser  Befugnis  auch  in  nicht 
ganz  unerheblichem  Umfange  Gebrauch  gemacht  worden,  doch 
scheint  in  jüngster  Zeit  dem  Depositengeschäft  der  Anstalt 
durch  die  Tätigkeit  der  durch  Gesetz  vom  31.  Juli  1895  ins 
Leben  gerufenen  Preussischen  Zentralgenossenschaftskasse 
bedeutender  Abbruch  getan  zu  werden,  über  deren  über- 
mächtige Konkurrenz  sie  ebenso  wie  die  schlesische  in  den 
Verwaltungsberichten  mehrfach  klagt,  Da  ihr  überdies  noch 
ein  permanenter  Kredit  in  Höhe  von  1^/2  Millionen  Mark  bei 
dem  Kapitalien-Verwaltungs-Fonds  des  Provinzial-Verbandes 
eingeräumt  ist,  so  Hessen  sich  ernstliche  Bedenken  gegen  die 
Verwendung  der  kurzfristigen  Einlagen  zur  Gewährung  in  der 
Eegel  unkündbarer  Amortisationsdarlehen  wohl  kaum  geltend 
machen,  da  Unzuträglichkeiten  sich  hieraus  nur  dann  ergeben 
können,  wenn  entweder  jener  bereits  allzu  stark  in  Anspruch 
genommen  worden  oder  der  Depositenbestand  ein  ganz  un- 
verhältnismässig hoher  ist,  beides  Eventualitäten,  gegen  welche 
sich  die  Kasse  selbst  in  genügender  Weise  zu  schützen 
vermag.^) 

Ausleihungen  können  in  der  E'orm  der  Kündigungs-, 
Termins-  und  Amortisationsdarlehen  erfolgen,  ohne  dass  für 
die  nicht  vertragsmässige  Eückzalilung  der  Kapitalien  wesent- 
lich andere  Vorschriften  massgebend  sind  als  bei  den  vor- 
behandelten Instituten.  Die  Bemessung  der  jährlichen  Tilgung 
unterliegt  dagegen  ähnlich  wie  in  Pommern  nicht  völlig  der 
freien  Vereinbarung  in  jedem  einzelnen  Falle,  sondern  es 


1)  Der  Bestand  an  Depositen  belief  sich  am  31.  März  1903 
auf  577,318.75  Mark. 

2)  Zur  Vergrösserung  des  Stamm  Vermögens,  welches  am  31.  März 
1903  einen  Bestand  von  2,376,6 18.84Mark  aufzuweisen  hatte,  werden  die 
infolge  der  Benutzung  fremder  Gelder  sich  ergebenden  Reingewinne 
verwandt  und  fliesst  ihm  ausserdem  in  der  Regel  noch  die  Hälfte 
des  jährlichen  Zinsenüberschusses  zu,  über  welche  indessen  zu  ver- 
schiedenen Malen  seitens  des  Provinzial-Landtags  nach  Massgabe  des 
Dotat.-Ges.  vom  8.  Juli  1875  (Vergl.  Seite  83)  anderweitig  verfügt 
worden  ist. 
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wird  mit  den  Zinsfussfestsetzungen  stets  die  Aufstellung 
einer  Stufenleiter  von  Gesamtverpflichtungen  verbunden, 
welche  die  Wahl  unter  4 — 5  verschieden  hohen  Amortisations- 
quoten gestattet^)  und  für  die  Bedürfnisse  der  Meliorations- 
kreditgewährung auch  einigermassen  ausreichen  dürfte.  Der 
Zinsfuss  kann  mit  Eücksicht  auf  die  Selbstkosten  der  fremden 
Gelder  natürlich  nicht  ganz  so  niedrig  angesetzt  werden  wie 
von  einer  Kasse,  welche  ausschliesslich  mit  eigenen  Kapitalien 
arbeitet,  und  wird  den  jeweiligen  Geldraarktverhältnissen  nach 
Möglichkeit  angepasst,  ist  infolgedessen  auch  häufigen  Modi- 
fikationen unterzogen  worden. 2) 

(Sicherheitsbestellung.)  Abgesehen  von  allem  anderen 
wird  für  den  einigermassen  hoch  verschuldeten  Grundbesitzer 
eine  Benutzung  der  Kasse  schon  deshalb  kaum  in  Frage 
kommen  können,  weil  hypothekarische  Eintragung  innerhalb 
der  Grenzen  pupillarischer  Sicherheit  verlangt  wird,  auch  in 
der  Regel  kaum  anzunehmen  ist,  dass  er  anstatt  dessen  die 
Verpfändung  von  Grundbuchforderungen  und  sicheren  Wert- 
papieren oder  selbstschuldnerische  Bürgschaft  als  solide  und 
zahlungsfähig  anerkannter  Provinzialeingesessener  anzubieten 
vermag.  Gemeinden  sowie  anscheinend  auch  öffentlich-recht- 
lichen Korporationen  dürften  dagegen  in  dieser  Hinsicht 
keinerlei  besondere  Schwierigkeiten  erwachsen,  da  sie  unter 
den  üblichen  Voraussetzungen  und  Bedingungen  von  der 
Beibringung  einer  speziellen  Sicherheit  entbunden  werden, 
während  sonst  im  allgemeinen  bei  „grösseren  Genossenschaften" 
solidarische  Verpflichtung  als  genügend  angesehen  werden  darf. 

(Wirksamkeit.)  Infolge  des  geringen  Umfanges  der  dem 
Institut  zur  Verfügung  stehenden  Betriebsmittel  sind  seiner 
Tätigkeit,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  natürlicherweise  ziemlich 
enge  Grenzen  gezogen^)  und  hat  sich  diese  in  der  Hauptsache 
auf  die  Befriedigung  des  Geldbedarfs  kleinerer  Gemeinden 
sowie  gewisser  gemeinnütziger  Körperschaften  und  Anstalten 
beschränkt.  Ausleihungen  an  Privatpersonen  scheinen  dagegen 
überhaupt  nicht  vorgekommen  zu  sein  und  Kapitalentnahmen 
zu  Meliorations-Zwecken  sind  nur  in  einigen  wenigen  'Fällen 
zu  verzeichnen  gewesen,  in  denen  Wassergenossenschaften 
und  Gemeindeverbände  zu  diesem  Behufe  Darlehen  erhalten 
haben. 


1)  Vergl.  Seite  140. 

2)  In  jüngster  Zeit  waren  folgende  Sätze  in  Geltung:  Vom 
1.  April  1899  ab  3,6%,  vom  1.  Oktober  1899  ab  S^^'uX,  vom  1.  April 
1901  ab  40|o,  vom  1.  Januar  1903  ab  S^\,\. 

3)  Darlehnsbestand  am  31.  März  1903;  3,062,285.99  Mark, 
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8.  Landeskultur-Eentenbauk-Frage. 

Eine  umfassende  Erweiterung-  des  Wirkungskreises  der 
Provinzial-Hilfskasse  war  allerdings  bald  nach  deren  Überg-aug 
in  die  Verwaltung  des  Provinzial-Verbandes  in  Aussicht 
genommen  worden,  indem  der  4.  Provinzial-Landtag  in  An- 
erkennung der  Unzulänglichkeit  ihrer  Mittel  am  24.  Oktober 
1878  den  Beschluss  fasste,  ein  landesherrliches  Privileg  zur 
Ausgabe  von  Pro vinzial-Anleihesch einen  für  Hilfskassenzwecke 
nachzusuchen.^)  Ausserdem  genehmigte  er  aber  am  gleichen 
Tage  einen  Nachtrag  zum  Reglement,  durch  welchen  der 
Kreis  der  eventuellen  Darlehnsnehmer  erheblich  verengert 
und  insbesondere  Privatleuten  wie  auch  Wassergenossen- 
schaften die  Benutzung  des  Institutes  völlig  verschlossen  wurde. 

Hauptsächlich  aus  letzterem  Grunde  fanden  beide  Be- 
schlüsse nicht  die  Billigung  der  Staatsregierung,  denn  der 
durch  Reskript  des  Oberpräsidenten  vom  25.  Juli  1879  über- 
mittelte ablehnende  Bescheid  der  beteiligten  Ministerien  stützte 
sich  vor  allem  darauf,  dass  der  nur  massige  Betrag,  welcher 
alljährlich  zur  Unterstützung  von  Landesmeliorationen  in  den 
Provinzial-Etat  eingestellt  werde,  zur  wünschenswerten 
Förderung  derselben  völlig  unzureichend  sei  und  es  deshalb 
doch  als  sehr  bedenklich  erscheinen  müsse,  die  Quellen,  aus 
denen  zur  Zeit  zu  derartigen  Zwecken  Geldmittel  erhältlich 
seien,  noch  weiter  zu  beschränken.  Ein  Eingehen  auf  die 
Wünsche  des  Provinzial-Verbandes  könne  deshalb  nur  dann 
in  Erwägung  gezogen  werden,  wenn  dieser  sich  entschliessen 
würde,  durch  Errichtung  einer  Landeskultur-Rentenbank 
—  etwa  als  besonderer  Abteilung  der  Hilfskasse  —  den 
Meliorations- Unternehmern  ausreichenden  Ersatz  für  die 
prinzipielle  Ausschliessung  von  der  Inanspruchnahme  der 
letzteren  zu  bieten. 

Unter  diesen  Umständen  sah  sich  der  Provinzial-Aus- 
schuss  veranlasst,  die  ganze  Angelegenheit  dem  5.  Provinzial- 
Landtage  vom  Jahre  1880  zur  nochmaligen  Verhandlung  zu 
unterbreiten  und  den  Antrag  zu  stellen,  dass  auf  die  Aus- 
führung des  Beschlusses  vom  24.  Oktober  1878,  betr.  den 
Nachtrag  zum  Hilfskassenreglement,  so  lange  verzichtet  werden 
solle,  als  nicht  die  Errichtung  einer  Landeskultur-Rentenbank 
genehmigt  worden  sei.  Gleichzeitig  legte  er  auch  einen  von 
ihm  ausgearbeiteten  und  mit  Motiven  versehenen  Statuten- 
entwurf für  eine  solche  vor,  welcher  zwar  den  Wirkungskreis 
der  projektierten  Anstalt  auf  sämtliche  in  §  1  des  Gesetzes 


1)  Vergl.  Seite  88. 
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vom  13.  Mai  1879  genannten  Unternehmungen  ausdehnte, 
die  Anwendbarkeit  der  Drainagebestimmungen  jedoch  aas- 
schloss.  1). 

Der  Provinzial-Landtag,  welcher  über  diesen  Entwurf 
in  den  Sitzungen  vom  6.  und  12.  Januar  verhandelte,  gelangte 
indessen  in  seiner  Mehrheit  zu  einer  ablehnenden  Haltung 
und  beschloss,  allerdings  weniger  in  Verneinung  der  Bedürfnis- 
frage, als  im  Hinblick  auf  die  Mängel  der  gesetzlichen  Basis 
und  um  die  erst  vor  kurzem  etablierte  Pro vinzial- Verwaltung 
nicht  gleich  übermässig  mit  Arbeit  zu  belasten,  von  der 
Begründung  einer  Landeskultur-Rentenbank  vorläufig  Abstand 
zu  nehmen  und  abzuwarten,  welche  Erfahrungen  andere 
Provinzen  mit  derartigen  Instituten  machen  würden.  Damit 
fiel  auch  die  geplante  Reform  der  Hilfskasse  dahin,  deren 
Modernisierung  nach  dem  Muster  der  Rheinprovinz  und 
Westfalens^)  zwar  späterhin  zu  wiederholten  Malen  in  Aussicht 
genommen  wurde,  aber  gegenwärtig  wohl  noch  in  weiter 
Ferne  steht,  so  dass  die  Provinz  weder  ein  besonderes 
Meliorationskreditinstitut,  noch  eine  andere  Anstalt,  welche 
die  Funktionen  eines  solchen  zur  Not  mit  übernehmen  könnte, 
erhalten  hat. 

In  Sachen  der  Errichtung  einer  Landeskultur-Rentenbank 
für  die  Provinz  Sachsen  hat  allerdings  deren  landwirtschaft- 
liche Interessenvertretung  vor  einigen  Jahren  dem  Land- 
wirtschaftsminister eine  Denkschrift  unterbreitet,  welche 
vielfach  als  Material  für  vorliegende  Arbeit  gedient  hat,^) 
doch  äusserte  sich  dieser  unterm  5.  März  1901  dahin,  dass 
nach  den  Berichten  des  Oberpräsidenten  und  Landeshaupt- 
mannes keine  andere  Stellungnahme  der  Provinzialvertretung 
in  der  Frage  zu  erwarten  sei  als  1880  und  jede  neue  An- 
regung derselben  infolgedessen  als  aussichtslos  erscheinen  müsse. 

9.    Provinz  Schleswig-Holstein.^) 

1.  Meliorations-Fonds. 
Der  provinzielle  Meliorationsfonds  wies  am  1.  April 
1901  einen  Bestand  von  605,668.50  Mark  auf,  wovon  an 


1)  Mit  der  Begründung,  dass  von  ihnen  eher  eine  Verschlech- 
terung, denn  eine  Verbesserung  der  ländlichen  Kreditverhältnisse  zu 
erwarten  sei. 

2)  Hierüber  siehe  im  folgenden  die  diesbezüglichen  Kapitel. 

3)  Vergl.  Seite  4. 

4)  Vergl.  Schober,  Die  Landesk.-Rentenb.  etc.,  Seite  21  und  25; 
Art.  „Landeskultur-Rentenbanken''  im  Handw.  der  Staatsw.;  Denk- 
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2  Wassergenossenschaften  122,840. —  Mark/)  an  2  Mergel- 
verbäude  162,150. —  Mark'-^)  ausg-eliehen  waren.  Der  Zinsfass 
der  Darlehen  betrug-  2^/o,  die  Amortisation  schwankte  zwischen 
1  und  50/0.3) 

Zur  Unterstützung  von  Ent-  und  Bewässerungs- 
genossenschaften durch  geschenkweise  Beihilfen  werden 
alljährlich  30,000  Mark  in  das  Ordinarium  des  Provinzial-Etats 
eingestellt.  Etwaige  Ersparnisse  bei  diesem  Titel  fliessen  in 
den  durch  Beschluss  des  Provinzial-Laudtags  vom  19.  Mai  1897 
gebildeten  ünterstützungsf onds  für  Ent-  und  Be- 
wässerungsgenossenschaften, welcher  zu  dem  nämlichen 
Zwecke  Verwendung  finden  kann  und  am  1.  x4pril  1901 
72,200.35  Mark  enthielt. 

Ein  aus  staatlichen  und  provinziellen  Mitteln  gebildeter 
gemeinsamer  Fonds  zur  ausserordentlichen  Förderung  der 
Landwirtschaft  besteht  in  der  Provinz  noch  nicht.  ^) 

2.  Landeskultur-|Rentenbank. 

Die  Landeskultur-Rentenbank  für  die  Provinz  Schleswig- 
Holstein  excl.  den  Kreis  Herzogtum  Lauenburg  hat  auf 
Grund  eines  SpezialStatuts  vom  10.  Oktober  1881  ihre  Wirk- 
samkeit begonnen.  Leider  war  es  aber  nicht  möglich,  von 
der  Verwaltung  des  Institutes  ausführliche  Angaben  über 
dessen  Organisation  und  Geschäftstätigkeit  zu  erhalten,  so 
dass  sich  die  nachfolgende  Darstellung  auf  die  Wiedergabe 
der  im  unten  angeführten  Material  vorgefundenen  Notizen 
beschränken  muss. 

Die  Zahl  der  zu  finanzierenden  Unternehmungen  hat 
gegenüber  dem  §  1  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  eine 
ganz  wesentliche  Einschränkung  erfahren,  indem  unter  Ziffer  1 
„Förderung  der  Bodenkultur"  zwar  Ent-  und  Bewässerungen 
namentlich  aufgeführt  werden,  die  Drainage  jedoch  ausdrück- 


schrift  der  Landwirtschaftskammer  für  die  ProY.  Sachsen;  Verwaltungs- 
bericht des  Schlesw.-Holst.  Prov.-Ausschusses  für  das  Jahr  1900. 

1)  Ursprünglich  152,000  Mark. 

2)  Ursprünglich  213,000  Mark. 

3)  Das  Zinserträgnis  des  Fonds  wird  nicht  zu  seiner  Ver- 
stärkung verwandt,  sondern  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  des 
Provinzial- Verbandes  als  Einnahme  überwiesen. 

4)  Vergl.  Seite  82. 

5)  Dieser  Kreis  gehört  gemäss  §  la  der  Prov.-Ordnung  für 
Schlesw.-Holst.  vom  27.  Mai  1888  nicht  zu  deren  Provinzialverbande 
sondern  bildet,  wie  schon  vordem,  einen  selbständigen  Kommunal- 
verband, der  nach  den  Motiven  zu  §§  2  und  8  des  Ges.  vom  I.S.Mai 
1879  zur  Errichtung  einer  eigenen  Landesk.-Rentenb.  befugt  wäre. 
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lieh  als  hiervon  ausgenommen  bezeichnet  wird.  Sonst  werden 
unter  dieser  Ziffer  nur  noch  Waldkulturen  und  ürbarniachungen 
g-enannt,  die  indessen  in  der  Eegel  nur  insoweit  unterstützt 
werden  sollen,  als  sie  von  Gemeinden  und  Genossenschaften 
unternommen  werden.  Gänzhch  weggelassen  ist  Ziffer  2, 
„Uferschutzanlagen",  und  von  4  die  „Anlegung,  Benutzung 
und  Unterhaltung  von  Wasserläufen  und  Sammelbecken", 
während  3  in  einer  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  analogen 
Fassung  in  die  speziellen  Satzungen  übernommen  worden  ist. 

Die  Anstalt  ist  zur  Ausgabe  3,  3^2  und  4^/0 iger  Renten- 
briefe ermächtigt,  kann  also  Darlehen  zu  entsprechender 
Verzinsung  je  nach  Wahl  des  Kreditsuchenden  gewähren. 
Die  niedrigste  zulässige  Tilgungsquote  beträgt  für  alle  Unter- 
nehmungen P/o,  doch  dürfte  dieses  Hinausgehen  über  das 
gesetzliche  Minimum  von  ^2%  allgemeinen  kaum  als  ein 
Fehler  angesehen  werden  können.  Im  übrigen  soll  sich  das 
Statut  durch  sehr  detaillierte  Taxationsvorschriften  auszeichnen, 
welche  den  Pachtwert  des  zu  schätzenden  Grundstücks  der 
Beleihungswürdigkeit  desselben  zu  Grunde  legen. 

Obgleich  die  Verhältnisse  in  der  Provinz  Schleswig- 
Holstein  für  eine  ausgebreitete  Tätigkeit  ihrer  Landeskultur- 
Rentenbank  insofern  nicht  ganz  ungünstig  liegen,  als  dieser 
kein  weiteres  provinzielles  Kreditinstitut,  w^elches  insbesondere 
bei  der  Darlehnsgewährung  an  Gemeinden  und  öffentliche 
Genossenschaften  als  Konkurrent  auftreten  könnte,  gegenüber- 
steht, so  hat  sie  dennoch  einigermassen  nennenswerte  Erfolge 
bislang  nicht  zu  verzeichnen  gehabt  und  bleibt  an  Bedeutung 
hinter  der  schlesischen  Schwesteranstalt  noch  beträchtlich 
zurück.  Die  Ursache  dieses  unbefriedigenden  Wirkens  des 
Institutes  ist,  insoweit  überhaupt  dessen  Organisation  hierfür 
verantwortlich  gemacht  werden  kann,  in  erster  Linie  unzweifel- 
haft in  der  prinzipiellen  Ausschliessung  der  Drainage  zu 
suchen,  welche  eigentlich  mit  dem  Grundgedanken  des  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879  in  direktem  Widerspruch  steht,  ^)  nach 
dessen  Buchstaben  freilich  als  vollkommen  zulässig  bezeichnet 
werden  muss. 

Ist  nun  auch  der  Vorteil,  welcher  sich  für  den  einzelnen 
Grundbesitzer  infolge  der  Aufnahme  der  vorgenannten 
Meliorations-Gattung  in  den  Kreis  der  zu  fördernden  Unter- 
nehmungen ergeben  würde,  selbst  bei  gleichzeitiger  Adoption 
der  speziellen  Drainagebestimmuugen  aus  früher  erörterten 
Gründen  nicht  allzu  hoch  zu  veranschlagen,  so  würde  dadurch 


1)  Vergl.  Seite  86|87, 
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doch  jedenfalls  zahlreichen  öffentlichen  Drainagegenossen- 
schaften  der  Kredit  der  Bank  zugänglich  gemacht  werden, 
die  in  ihrer  gegenwärtigen  Verfassung,  welche  gerade  die 
allerwichtigste  Form  der  Bodenverbesserung  von  jedweder 
Unterstützung  ausschliesst,  auch  abgesehen  von  den  durch 
die  Normativvorschriften  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
direkt  bedingten  Mängeln  als  ein  zweckentsprechend  organi- 
siertes Meliorationskreditinstitut  nicht  angesehen  werden  kann. 


10.    Provinz  HannoverJ) 

1.    M  e  1  i  0  r  a  t  i  0  n  s  -  F  0  n  d  s. 

Zur  Förderung  von  Landesmelioratiouen  ist  die  Provinz 
durch  Gesetz  vom  7.  März  1868,  betr.  die  Überweisung  einer 
Summe  von  jährlich  500,000  Talern  an  den  provinzialständischen 
Verband  der  Provinz  Hannover,  verpflichtet,  welches  bestimmt, 
dass  diese  Dotation  unter  anderem  auch  zur  „Bildung  eines 
Fonds  für  Zuschüsse  zu  Landesmeliorationen"  Ver- 
wendung zu  finden  habe. 2)  Gegenwärtig  werden  zu  diesem 
Zwecke  alljährlich  90,000  Mark  im  Provinzial-Haushaltsplan 
ausgeworfen,  welche  zur  Bewilligung  von  Subventions-Darlehen 
zur  Verfügung  stehen,  die  in  der  Regel  mit  mindestens  je 
2%  verzinst  und  amortisiert  werden  sollen.  Im  Falle  der 
Bedürftigkeit  können  jedoch  die  Leistungen  auf  je  l^/o  er- 
mässigt  und  unter  besonderen  Umständen  sogar  für  einige 
Zeit,  höchstens  aber  5  Jahre  gänzlich  erlassen  werden.  Bis 
zum  31,  März  1902  sind  an  Unterstützungen  im  ganzen 
2,412,750  Mark  ausgegeben  worden,  wovon  am  gleichen 
Termine  noch  1,809,775  Mark  ausstanden. 

Ausserdem  besteht  ein  besonderer  Aufforstungsfonds, 
welcher  am  31.  März  1902  einen  Darlehnsbestand  von 
558,783.70  Mark  aufwies,  während  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
insgesamt  860,725. —  Mark  zur  Auszahlung  gekommen  waren. 
Von  letzterer  Summe  haben  erhalten: 

24  Waldgenossenschaften  130,975.—  Mk. 

20  Stadt-  und  Landgemeinden  sowie 

sonstige  Kommunal  verbände  132,950. —  „ 

73  Private  596,800.—  „ 

1)  Vergl.  Hecht,  Die  Org.  des  Bodenkr.  in  Deutschi.,  I.  Abteiig. 
Bd.  1  und  2;  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred.  1.  Bd.;  Die  Rechnungs- 
ergebnisse der  Hann.  Landeskreditanstalt  für  1900  —  1902 ;  Verwaltungs- 
bericht  des  Hann.  Prov.-Ausschusses  für  das  Etatsjahr  1901, 

2)  Vergl.  Seite  81, 
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Die  Verzinsung-  stellte  sich  auf  1,  l^/g,  zumeist  aber  2o/o,  die 
Amortisation  schwankte  zwischen  2  und  4^/2^/0- 

.  Der  Westfonds  der  Provinz wird  von  dieser  selbst 
und  vom  Staate  -mit  jährlich  je  60,000  Mark  dotiert, 

2.  Landeskreditanstalt.2) 

Die  ursprünglich  staatliche  Hannoversche  Landeskredit- 
anstalt ist  hervorg-egangen  aus  der  zur  Beförderung  der 
Grundentlastung  ini  ehemaligen  Königreich  Hannover  durch 
Verordnung  vom  8.  September  1840  errichteten  „Kreditanstalt 
für  Ablösungen",  welche  unter  diesem  Namen  nur  bis  zum 
18.  Juni  1842  bestanden  hat,  und  wurde  nach  dem  Anfall 
des  Landes  an  Preussen  laut  Gesetz  vom  25.  Dezember  1869 
ein  Institut  des  pro vinzialständischen  Verbandes  von  Hannover,^) 
welcher  die  subsidiäre  Garantie  für  ihre  Verbindlichkeiten 
übernahm. 

(Wirkungskreis.)  Sie  erfüllt  gegenwärtig  die  Funktionen 
eines  allgemeinen  Bodenkredit-Institutes  für  den  ländlichen 
Grundbesitz  und  steht  in  dieser  Eigenschaft  in  einem 
direkten  Konkurrenzverhältnis  zu  den  Landschaften  ihres 
Geschäftsbezirkes,  giebt  aber  auch  Darlehen  an  Gemeinden, 
Körperschaften  und  Verbände  einschliesslich  der  Wege- 
verbände,^)  so  dass  sie  an  sich  wohl  im  stände  sein  würde, 
allen  Kategorien  der  Meliorations-Ünternehmer  Gelegenheit 
zur  Kapitalaufnahme  zu  bieten. 

(Sicherheitsbestellung.)  Politische  und  Schulgemeinden 
sowie  solche  öffentliche  Verbände,  deren  Lasten  gleich  den 
Gemeindeabgaben  unter  Einwirkung  der  Behörden  geordnet 
und  aufgebracht  werden,  erhalten  Geldmittel  lediglich  auf 
Grund  ihrer  Steuerkraft,  während  von  Kirchengemeinden  und 
Korporationen,  welche  vorstehenden  Bedingungen  nicht 
entsprechen,  Sicherstellung  durch  eigenen  Grundbesitz  verlangt 
wird,  der  indessen  bis  zur  vollen  Höhe  seines  Wertes^)  be- 
liehen werden  kann. 

Für  Privatpersonen  ist  die  Verpfändung  von  Liegen- 
schaften    obligatorisch  und  muss  die  auf  denselben  einzu- 

1)  Vergl.  Seite  179. 

2)  Die  für  die  Organisation  der  Anstalt  massgebenden  Gesetze 
und  Instruktionen  finden  sich  in  den  Hecht'schen  Werken  und  sind 
deshalb  nicht  einzeln  angeführt. 

3)  Vergl.  Seite  85. 

4)  Vergl.  Seite  70  bezw.  85. 

5)  Gebäude  dürfen  bei  der  Abschätzung  allerdings  nur  mit 
■-;3  ihrer  Feuerversicherung  in  Ansatz  gebracht  werden. 

6)  Mit  Ausschluss  von  Bergwerkseigentum. 


tragende  Hypothek  „in  der  Regel"  erststellig  sein  sowie 
innerhalb  der  ersten  Hälfte  des  nach  der  Bodenrente  der 
fruchttragenden  Grundstücke  zu  berechnenden  Wertes 
der  Ländereien  zu  stehen  kommen.  Neben  dem  nachhaltigen 
Reinertrage  derselben  kann  allerdings  auch  der  Wert  der 
mitzuverpfäudenden,  gegen  Feuersgefahr  gehörig  versicherten 
Baulichkeiten  und  zwar  bis  zur  Hälfte  des  Brandkassenwertes 
oder  bis  zum  15 fachen  Betrage  des  Gebäudesteuer-Nutzungs- 
wertes mitberücksichtigt  werden,  doch  soll  dies  nur  dann 
zulässig  sein,  wenn  nach  den  Verhältnissen  des  betreffenden 
Ortes  als  zweifellos  angenommen  werden  kann,  dass  die 
Gebäude  für  sich  allein  oder  unabhängig  von  den  zu  ihnen 
gehörigen  Grundstücken  ausser  ihrem  landwirtschaftlichen 
Gebrauchswerte  entweder  einen  gewissen  selbständigen  Ver- 
kaufswert permanent  besitzen,  oder  einen  bestimmten  Mietsertrag 
dauernd  gewähren. 

Stadt-  und  Landgemeinden  sowie  Meliorations-Verbänden 
öffentHch-rechtlichen  Charakters  werden  demnach  dieselben 
Vergünstigungen  und  zwar  unter  ungefähr  den  gleichen 
Voraussetzungen  bezw.  Bedingungen  eingeräumt,  welche  ihnen 
eine  Landeskultur-Rentenbank  bieten  könnte,  während  anderer- 
seits eine  solche,  wenn  sie  für  ihre  eigene  Taxe  die  obigen 
Prinzipien^)  adoptiert  hätte,  bei  Kapitalaufnahmen  zu  dauernden 
Bodenverbesserungen  seitens  einzelner  Grundbesitzer  die 
Beleihungsfähigkeit  der  von  denselben  als  Unterpfand  an- 
gebotenen ImmobiUen  im  allgemeinen  um  mindestens  50 \ 
höher  ansetzen  würde  als  die  Landeskreditaustalt,  welche 
darlehnsbedürftigen  Privatpersonen  in  dieser  Hinsicht  keine 
grösseren  Vorteile  zu  bieten  vermag  wie  irgend  ein  anderes 
öffentliches  Besitzkreditinstitut. 

(Sonstige  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung,  Betriebs- 
mittel.) Die  Auszahlung  der  Schuldkapitalien  2)  erfolgt  stets 
in  barem  Gelde  in  voller  Höhe  ihres  Nennbetrages  und  werden 
die  hierzu  erforderlichen  Mittel  durch  Verkauf  von  Schuld- 
verschreibungen beschafft,  welche  nach  Wahl  des  Abnehmers 
auf  den  Namen  oder  den  Inhaber  auszustellen  sind,  aber, 


1)  Abgesehen  von  der  eventuellen  Mitberücksiclitigung  des 
Gebäudewertes. 

2)  Darlehen  werden  in  Beträgen  von  600  Mark  an  nach  Mass- 
gabe der  verfügbaren  Kassenvorräte  gewährt  und  sollen,  sofern  sich 
im  Hinblick  auf  •  den  Umfang  der  letzteren  die  Bewilligung  aller 
vorliegenden  Anträge  als  untunlich  erweist,  in  erster  Linie  diejenigen 
berücksichtigt  werden,  in  denen  hypothekarische  Sicher- 
stellung angeboten  wurde. 
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sofern  nicht  besondere  Vereinbarungen  mit  jenem  getroffen 
wurden,  sowohl  von  ihm  wie  von  der  Anstalt  mit  sechs- 
monatlicher Frist  gekündigt  werden  können.^)  Pflegt  auch 
in  der  Praxis  diese  beiderseitige  Kündigungsbefugnis  im  all- 
gemeinen für  die  Dauer  von  5  Jahren  ausgeschlossen  zu 
werden,  so  ist  sie  doch  als  ein  wesentlicher  Verstoss  gegen 
das  bekannte  Prinzip  der  absoluten  Konformität  des  erhaltenen 
und  gewährten  Kredits-)  anzusehen,  da  das  Institut  zur 
Einziehung  seiner  eigenen  Forderungen,  welche  sämtlich  einer 
planmässigen  Amortisation  unterliegen,  in  der  Regel  nicht 
berechtigt  ist,  während  den  Darlehnsnehmern  allerdings  die 
Befugnis  zusteht,  nach  mindestens  6  Monate  zuvor  gemachter 
Anzeige  ausserordentliche  Abzahlungen  ^)  zu  leisten  oder  auch 
den  ganzen  Rest  ihrer  Schuld  auf  einmal  abzustossen. 

Mit  den  P^rborgern  wird  stets  eine  bestimmte  laufende 
Gesamtverpfiichtung^)  vereinbart,  welche  Verzinsung,  Amor- 
tisation und  den  Verwaltungskostenbeitrag  in  sich  schliesst, 
der  auf  nur  ^Iq^Iq  des  jeweiligen  Darlehnsrestes  bemessen, 
also  als  gewiss  sehr  mässig  anzuerkennen  ist.  Die  Tilgungs- 
quote kann  nach  Belieben  gewählt,  muss  aber  zum  mindesten 
auf  bemessen  werden,  während  die  Verzinsung  nach 

keiner  Richtung  hin  feststeht  sondern  sich  beständig  ändert, 
da  sie  in  der  Weise  zur  Erhebung  gelangt,  dass  die  im 
Laufe  des  Geschäftsjahres  an  Passivzinsen  verausgabte  Summe 
auf  die  Gesamtheit  der  zu  Schluss  desselben  verbleibenden 
ausstehenden  Forderungen  prozentualiter  reparliert  wird.  5) 
Ergiebt  sich  hieraus  eine  niedrigere  Leistung,  als  bei  Abschluss 
des  Kreditgeschäftes  angenommen  worden  war,  so  wird  der 
überschiessendeTeil  der  vertraglichen  Zahlungen  des  Schuldners 
zu  ausserordentlicher  Amortisation  verwandt,  ist  dagegen  eine 
höhere  Quote  zu  entrichten,  so  erfährt  der  planmässige 
Tilgungsbeitrag  eine  entsprechende  Verkürzung,  und  sollte 
auch  dessen  vollständige  Verwendung  noch  nicht  genügen, 
so  muss  der  Rest  der  erforderlichen  Deckung  durch  Erhebung 
besonderer  Nachschüsse  beschafft  werden. 

Diese  eigentümliche  Einrichtung,  welche  in  gewisser 
Beziehung  als  ein  Korrektiv  der  Ausgabe  beiderseitig  künd- 

1)  Laut  Mitteilung  der  Direktion  der  Anstalt  vom  3.  November 
1903  befanden  sich  zur  Zeit  insgesamt  139,735,800  Mark  Obligat,  in 
Umlauf,  wovon  102,031,050  Mark  mit  4"|o  und  37,704,750  Mark  mit 
3V9^/o  zu  verzinsen  waren. 

2)  Vergl.  Seite  48. 

3)  In  durch  25  teilbaren  Beträgen. 

4)  In  jüngster  Zeit  im  Minimum  4V27o- 

5)  Vergl.  Seite  58. 
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barer  Schiüdverschreibung-en  anzusehen  ist,i)  bringt  es  nun 
allerdings  mit  sich,  dass  dem  Darlehnsnehmer  zwar  jedes, 
wenn  auch  vielleicht  nur  vorübergehende  Anziehen  der 
Obligationenkurse  in  Gestalt  einer  Minderung  seiner  Schuld 
infolge  ausserordentlicher  Tilgung  mittels  der  Zinsersparnis 
zu  gute  kommt,  aber  auch  jede  Verschlechterung  der  Geld- 
marktverhältnisse in  vollem  Umfange  zur  Last  fällt.  Er  bleibt 
über  die  Höhe  seiner  künftigen  jährlichen  Zinsleistung  völlig 
im  Ungewissen,'-^)  kann  auch  nicht  einmal  mit  absoluter 
Bestimmtheit  voraussetzen,  dass  die  gesamten  laufenden 
Verbindlichkeiten  stets  auf  das  mit  der  Anstalt  vereinbarte 
Mass  beschränkt  bleiben  werden,  sondern  muss  —  wenigstens 
bei  Wahl  der  niedrigsten  Abtragsquote  —  immerhin  mit  der 
Möglichkeit  rechnen,  dass  zu  Zeiten  besondere  Zubussen  er- 
hoben werden  müssen. 

Von  der  Einziehung  von  Nachschüssen,  welche  ja  stets 
mit  Weiterungen  verknüpft  sein  dürfte,  ganz  abgesehen,  wird 
die  Anstalt  im  Interesse  ihrer  Schuldner  schon  jede  Ver- 
längerung der  vertragsmässigen  Amortisations-Periode  nach 
Möglichkeit  zu  vermeiden  suchen  müssen  und  die  Gesamt- 
leistung für  neu  auszugebende  Darlehen  darf  infolgedessen 
auch  nicht  allzu  niedrig  angesetzt  werden,  damit  immer  noch 
eine  gewisse  Quote  für  den  Fall  etwaiger  Erhöhungen  des 
Zinsfusses  reserviert  bleibt.  So  war  z.  B.  während  der 
Jahre  1900—1902  die  niedrigte  Verpflichtung  auf 
bemessen,  während  an  tatsächlicher  Verzinsung 

1900  3  Mk.  74.66  Pfg., 

1901  3    „    81.0'^  „ 

1902  3    „    63V3  „ 

pro  100  Mark  Schuldbestand  zu  entrichten  waren.  Bei  An- 
rechnung von  16^/3  bezw.  16.^7  Pfg.  Verwaltungskostenbeitrag 
blieben  also  für  die  Tilgung  verfügbar 

1900  0.836^0^0 

1901  0.77310/^ 

1902  0.95  0/0, 

so  dass  sich  diese  im  allgemeinen  nicht  langsamer,  sondern 
wesentlich  schneller  vollziehen  dürfte,  als  im  Plane  vorgesehen. 

Wenn  nun  auch  die  Hannoversche  Landeskreditanstalt 
bei  der  Festsetzung  des  Darlehnszinses  ein  wesentlich  anderes 
Verfahren  anwendet,  als  es  den  Landeskultur-Rentenbanken 
vorgeschrieben  ist,  so  fehlt  doch  wie  bei  diesen  eine  Differenz 

1)  Vergl.  Seite  58. 
9)  Vergl.  Seite  59. 
■6j  Bei  \%  Tilgung. 
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zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  vollständig  und  die  Erzielung 
regelmässiger  Gewinne  bei  dem  Kreditgeschäft  ist  infolgedessen 
gleichfalls  ausgeschlossen.  Es  können  sich  demnach  auch  nur 
Überschüsse  mehr  zufälligen  Charakters  ergeben,  welche 
sämtlich  dem  Reservefonds  zugewiesen  werden,  der  sich  über- 
dies noch  durch  sein  eigenes  Zinserträgnis  vermehrt,  welches 
jedoch,  sobald  er  auf  5^/o  des  Betrages  der  Verbindlichkeiten 
des  Institutes  gebracht  ist,  zur  Verstärkung  der  Amortisation 
der  ausgeliehenen  Kapitalien  verwandt  werden  solL^) 

Auf  das  Prinzip  des  Nichtverdienens  wird  also  eher  noch 
grösserer  Nachdruck  gelegt  als  bei  den  Landeskultur-Renten- 
banken,^)  deren  Benutzung  jedoch  trotzdem  im  allgemeinen  den 
Vorzug  verdienen  dürfte,  da  sie  eben  dem  Darlehnsnehmer 
feste  Zinsleistungen  auferlegen,  während  er  bei  der  Inanspruch- 
nahme der  Landeskreditanstalt  stets  mit  einer  Unbekannten, 
der  künftigen  Gestaltung  der  Geldmarktverhältnisse,  zu  rechnen 
haben  wird. 

(Wirksamkeit.)  Ausgeliehen  sind  von  letzterer  bis 
Ende  1902  im  ganzen  275,293,480.38  Mark,  während  die 
ausstehenden  Forderungen  sich  zur  selbigen  Zeit  auf 
139,609,950.41  Mark  beliefen,  doch  lässt  sich,  da  statistische 
Angaben  über  die  Bestimmung  der  Darlehen  vollständig 
fehlen,  auch  nicht  feststellen,  in  welchem  Umfange  Kapital- 
entnahmen zu  Meliorationszwecken  stattgefunden  haben. 
Einige,  wenn  auch  nur  ganz  ungenügende  Anhaltspunkte 
gewährt  lediglich  die  beigegebene,  von  der  Direktion  des 
Institutes  gütigst  aufgestellte  Tabelle  10,  welche  hauptsächlich 
eine  Übersicht  über  die  in  jüngster  Zeit  ohne  Hypothek- 
bestellung aufgenommenen  Kapitalbeträge,  spezifiziert  nach 
deren  Empfängern,  bietet,  denn  es  lässt  sich  wohl  mit  ziem- 
licher Sicherheit  annehmen,  dass  unter  den  „Sonstigen 
Verbänden"  auch  Meliorationsgenossenschaften  öffentlich- 
rechthchen  Charakters  zu  finden  sein  werden  und  ausserdem 
zum  mindesten  noch  einzelne  Landgemeinden  den  Kredit 
der  Anstalt  zu  Zwecken  obengenannter  Art  in  Anspruch 
genommen  haben. 

Im  übrigen  möge  noch  erwähnt  werden,  dass  die  Errichtung 
einer  Landeskultur-Rentenbank  für  die  Provinz  Hannover  zwar 
in  Frage,  aber  nicht  zur  Ausführung  gekommen  ist.  Es  wurde 
bei  dieser  Gelegenheit  das  Vorliegen  eines  entsprechenden  Be- 
dürfnisses von  der  Direktion  der  Landeskreditanstalt  verneint.^) 

1)  Vergl.  Seite  54|55. 

2)  Vergl.  Seite  95. 

3)  Laut  Mitteilung  derselben  vom  3.  November  1903. 
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11.    Regierungsbezirk  Kassel.^) 
1.  Landeskreditkasse. 

Die  Landeskreditkasse  zu  Kassel,  welche  durch  Gesetz 
vom  23.  Juni  1832  als  kurhessische  Staatsanstalt,  vornehmlich 
zur  Vermittlung  der  Grundentlastung, ''^)  ins  Leben  gerufen 
wurde,  ist  nach  den  Ereignissen  des  Jahres  1866  auf  grund 
eines  Gesetzes  vom  25.  Dezember  1869  in  die  Verwaltung 
des  kommunalständischen  Verbandes  für  den  Regierungsbezirk 
Kassel  übergegangen,^)  welcher  die  subsidiäre  Garantie  für 
ihre  Verbindlichkeiten  übernahm  und  an  dessen  Stelle  vom 
1.  April  1886  ab*)  der  gemäss  Artikel  I  des  Gesetzes  vom 
8.  Juni  1885  über  die  Einführung  der  Provinzial-Ordnung 
vom  29.  Juni  1875  in  der  Provinz  Hessen-Nassau  gebildete 
Bezirksverband  des  Regierungsbezirks  Kassel  trat. 

Durch  landesherrliche  Verordnung  vom  10.  August  1899 
wurde  ihr  für  die  Beitreibung  fälliger  Leistungen  ihrer 
Schuldner  ein  Zwangsvollstreckungsrecht  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  vom  3.  August  1897,  betr.  die  Zwangsvollstreckung 
aus  Forderungen  land-(ritter-)schaftlicher  Kreditanstalten,^) 
verliehen  und  in  jüngster  Zeit  erfuhr  ihre  ganze  Organisation 
eine  vollständige  Neuregelung  durch  Gesetz  vom  16.  August 
1902,  welches  zwar,  wie  sich  die  Direktion  der  Anstalt  selbst 
äussert,  in  erster  Linie  nur  formell  neues  Recht  geschaffen 
hat,  indem  es  unter  Aufhebung  der  aus  kurhessischer  und 
preussischer  Zeit  stammenden  Vorschriften  deren  wesentlichen 
Inhalt  einheitlich  zusammenfasste,  daneben  aber  auch  „nicht 
unwesentliche  materielle  Änderungen  des  bisherigen  Rechts- 
zustandes durch  Einfügung  neuer  Bestimmungen,  welche  den 
infolge  Ausgestaltung  des  Kreditwesens  an  das  Grundkredit- 


1)  Vergl.  Hecht,  Die  Org.  des  Bodenkred.  in  Deutschi.,  I.  Abtlg., 
Bd.  1  und  2;  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred.,  l.Bd.  ;  Ges.,  betr.  die 
Landeskreditkasse  zu  Kassel,  vom  16.  April  1902;  Übersichten  über 
den  Vermögensstand  der  Landeskreditkasse  am  Schlüsse  der  Rechnungs- 
jahre 1898 — 1902;  Spezieller  Verwaltungsbericht  der  Landeskreditkasse 
für  das  Geschäftsjahr  1902;  Reglement  für  die  Verwaltung  des 
Meliorationsfonds  für  den  Bezirksverband  des  Reg.-Bez.  Kassel  vom 
13.  Februar/ 16.  April  1903;  Verhandlungen  des  28.  Kasseler  Kommunal- 
landtages vom  Jahre  1903;  Verwaltungsbericht  des  Kasseler  Landes- 
ausschusses für  das  Etatsjahr  1901. 

2)  Vergl.  Seite  69  bezw.  85. 

3)  Vergl.  Seite  85. 

4)  Laut  Ges.  vom  26.  März  1886,  betr.  die  anderweite  Fest- 
stellung des  Geschäftsbereiches  mehrerer  kommunalständischer 
Anstalten  in  der  Prov.  Hessen. 

5)  Vergl  Seite  86. 
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Institut  des  Bezirkes  herang-etretenen  Anforderungen  Rechnung 
tragen",  herbeiführte. 

(Wirkungskreis,  Sicherheitsbestellung.)  Von  ihrer  ur- 
sprüng-lich  vornehmsten  Aufgabe,  der  Beförderung  der  Ablösung, 
ist  die  Kasse  durch  Gesetz  vom  25.  Dezember  1869  entbunden 
worden  und  fungierte  sie  seitdem  bis  zum  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  vom  16.  April  1902,  welches  ihr  noch  die  Befugnis 
verlieh,  Gelddepositen  gegen  Verzinsung  sowie  Wertpapiere 
zur  Verwahrung  und  Verwaltung  anzunehmen,  lediglich  als 
Korporations-  und  Besitzkreditinstitut.  In  letzter  Eigenschaft 
darf  sie  Darlehen  gewähren  gegen  Verpfändung  innerhalb 
ihres  Geschäftsbezirkes  belegener  Grundstücke, ferner  ohne 
Bestellung  einer  Hypothek  an  den  Provinzialverband,  die 
Landesversicherungsanstalt  Hessen-Nassau,  den  Bezirksverband 
sowie  an  solche  Kreise,  politische  und  Kirchengemeinden, 
öffentlich-rechtliche  Anstalten,  Meliorationsgenossenschaften 
und  mit  Korporationsrechten  ausgestattete  milde  Stiftungen, 
deren  Haushalt  ausreichende  Garantien  für  die  Sicherheit  der 
Schuldkapitalien  zu  bieten  vermag. 

Hierbei  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  unter 
„Meliorationsgenossenschaften"  sowohl  Wasser-  als  auch 
Waldgenossenschaften  und  Deichverbände  zu  verstehen  sind, 
und  würden  zutreffenden  Falls  für  Meliorationsunternehmer 
öffentlich-rechtlichen  Charakters  hinsichtlich  der  Sicherheits- 
leistung etwa  die  nämlichen  Vorschriften  massgebend  sein 
wie  bei  den  Landeskultur-Rentenbanken.  Wesentlich  anderen 
Bedingungen  ist  dagegen  die  Darlehnsgewährung  an  Privat- 
personen unterworfen,  da  die  Kasse  für  diese  in  erster  Linie 
als  allgemeines  Bodenkreditinstitut  fungiert  und,  wenn  sie 
auch  nebendem  mit  gewissen  Einrichtungen  zur  speziellen 
Förderung  von  Landesmeliorationen  ausgestattet  ist,^)  doch 
bei  Kapitalentnahmen  zu  derartigen  Zwecken  auf  eine  an- 
gemessene Erleichterung  der  Grundversicherung  nicht  Bedacht 
genommen  hat. 

Sie  verlangt  die  Eintragung  einer  Hypothek  innerhalb 
der  ersten  Hälfte  des  Schätzungswertes  der  als  Unterpfand 
angebotenen  Immobilien  oder,  sofern  von  der  Aufnahme  einer 
besonderen  Taxe  abgesehen  wird  und  die  Feststellung  der 
Beleihungsfähigkeit  ländlicher  Grundstücke  an  Hand  eines 
Grundsteuer-Multiplikators  zu  erfolgen  hat,  innerhalb  des 
38^/3 fachen  Betrages  des  Katastralreinertrages.    Über  den 


1)  Mit  Ausnahme  von  Bergwerkseigentum. 

2)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  196. 
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letzteren  darf  indessen  in  gewissen  Gegenden  entsprechend 
den  besonderen  örtlichen  Verhältnissen  sogar  noch  um  etwas 
hinausgegangen  werden  und  ist  demnach  klar  ersichtlich,  dass 
das  im  Gesetz  vom  Vd.  Mai  1879  aufgestellte  Vielfache  des 
Reinertrages,  selbst  wenn  es  nur  der  Hälfte  des  Grundstücks- 
wertes gleich  zu  rechnen  wäre,  für  das  Gebiet  des  Regierungs- 
bezirks Kassel  sich  als  viel  zu  niedrig  gegriffen  erweisen 
würde. ^)  Nun  können  aber  die  Landeskultur-Rentenbanken 
behufs  Vornahme  von  dauernden  Bodenverbesserungen  die- 
jenigen Liegenschaften,  auf  welchen  dieselben  stattfinden 
sollen,  im  ungünstigsten  Falle  bis  zu  ^j^  des  Taxwertes  be- 
leihen, während  die  Landeskreditkasse,  wie  bereits  bemerkt, 
nur  bis  zur  Hälfte  gehen  darf.  Sie  wird  also  bei  Kapital- 
aufnahmen zu  derartigen  Zwecken  die  Sicherheitsgrenze  bei 
Auwendung  nicht  wesentlich  abweichender  Schätzungsgrund- 
sätze im  allgemeinen  stets  enger  halten  müssen  als  jene, 
wenn  auch  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  dass  ihr  bei  der  Kredit- 
bemessung die  Mitberücksichtigung  des  Wertes  der  Gebäude 
ländlicher  Anwesen  2)  und  anderweitiger  Grundstücke,  welche 
von  der  beabsichtigten  Melioration  nicht  betroffen  werden, 
gestattet  ist. 

Ist  nun  auch  die  Antizipation  des  künftigen  Mehrwertes 
der  Anstalt  nicht  möglich,  so  kann  sie  doch,  wie  eigentlich 
auch  jedes  andere  Besitzkreditinstitut,  nach  Vollendung  der 
Melioration  den  wirklich  erzielten  mitbeleihen,-^)  und  der 
Landesausschuss  hat  es  deshalb  als  an  sich  vollkommen 
zulässig  anerkannt,  dass  dem  Darlehnssucher  der  Erhalt  einer 
bestimmten  Summe,  für  welche  er  augenblicklich  ein  völlig 
ausreichendes  Unterpfand  nicht  anzubieten  vermag,  für  den 
Fall  zugesichert  wird,  dass  nach  Fertigstellung  der  projek- 
tierten Anlagen  die  gesetzliche  Sicherheit  für  dieselbe  auf 
grund  einwandfreier  Abschätzung  als  vorhanden  zu  erachten 
ist.  Da  er  es  weiterhin  als  wohl  kaum  unstatthaft  erklärt 
hat,  dass  dabei  die  definitive  Bewilligung  und  Zahlung  raten- 
weise, mit  fortschreitender  Ausführung  der  Melioration  vor- 
genommen wird,  vorausgesetzt,  dass  nach  Lage  des  Falls  sich 
von  der  Vollendung  einzelner  Abschnitte  des  Werkes  bereits 
eine  dauernde  Ertragssteigerung  mit  Sicherheit  erwarten  lässt, 
so  würde  das  ganze  Verfahren  ungefähr  auf  dasselbe  hinaus- 
laufen wie  die  faktische  Mitberücksichtigung  des  zu  erzielenden 
bezw.  erzielten  Mehrwertes  seitens  der  Landeskultur-Renten- 

1)  Vergl.  Seite  97. 

2)  In  der  Regel  bis  zu      des  Taxwertes. 

3)  Vergl,  Seite  100. 
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tanken  und  speziell  bei  Mitverpfändung  anderweitiger  Ver- 
mögensobjekte, welche  von  diesen  nicht  beliehen  werden 
dürfen,  sogar  die  Möglichkeit  einer  umfangreicheren  Kapital- 
aufnahme bieten. 

Ein  Unterschied  ergiebt  sich  allerdings  infolge  des 
Umstandes,  dass  die  Kasse  dem  Darlehnsbedürftigeu  die 
Auszahking  einer  bestimmten  Summe  im  voraus  nicht  absolut 
zu  garantieren  vermag, aber  auch  ganz  abgesehen  davon 
würde  sie  dem  stark  verschuldeten  Grundbesitzer  eine  wirklich 
benutzbare  Kreditquelle  hiermit  ebenfalls  nicht  eröffnen,  da 
die  Anforderungen,  welche  bezüglich  der  Sicherheitsleistung 
gestellt  werden  müssen,  dafür  noch  immer  viel  zu  hohe  sein 
dürften.  Grössere  praktische  Bedeutung  liesse  sich  deshalb 
dem  obigen  Verfahren  kaum  zubilligen,  das  zwar  theoretisch 
für  zulässig  erklärt  ist,  in  der  Praxis  aber  noch  keine  An- 
wendung gefunden  zu  haben  scheint. 

(Sonstige  Bedingungen  der  Meliorationskreditgewährung.) 
Diejenigen  Darlehen,  welche  zur  Durchführung  von  Melio- 
rationen und  Verkoppelungen  bestimmt  sind,^)  nehmen 
bei  der  Landeskreditkasse  insofern  eine  Sonderstellung 
gegenüber  allen  anderen  ein,  als  sie  zu  erheblich  günstigeren 
Bedingungen  gewährt  werden  wie  diese,  denn  einmal  erfolgt 
ihre  Eintragung  in  das  Grundbuch  sowie  auch  diejenige  etwa 
zu  ihren  gunsten  bewilligter  Vorrangseinräumungen  gebühren- 
frei 3)  und  überdies  wird  für  sie  der  Verwaltungskostenbeitrag 
auf  nur  Vio^/o  ungetilgten  Kapitals  bemessen,  während 
er  im  übrigen  gewöhnlich  auf  ^^/loo^/o^)  festgesetzt,^)  also 
jedenfalls  nicht  unwesentlich  höher  ist.  Es  stellt  sich  dem- 
nach die  Kreditaufnahme  zu  Zwecken  obiger  Art  billiger  als 
bei  irgendeiner  der  vorbehandelten  Landeskultur-Rentenbanken, 
welche  sämtlich  eine  doppelt  so  hohe  Nebenleistung  erheben, 
die  noch  dazu  nach  dem  ursprünglichen  Schuldbetrage  be- 
rechnet wird. 


1)  Vergl.  Seite  45. 

2)  Der  Höchstbetrag  der  zu  Meliorations-  und  Verkoppelungs- 
zwecken  auszuleihenden  KapitaUen  darf  die  für  das  betreffende 
"Unternehmen  nachweislich  aufgewendeten  Kosten  nicht  übersteigen. 
Bei  der  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  im  einzelnen  Faile  ein 
nachgesuchtes  Kapital  als  zu  Zwecken  obiger  Art  bestimmt  zu  er- 
achten ist,  soll  laut  Beschluss  des  Landesausschusses  vom  11.  Februar 
1896  „wohlwollendste  Beurteilung"  eintreten. 

3)  Vergl.  Seite  71  bezw.  89. 

4)  Zum  Teil  allerdings  nur 

5)  Vergl.  TabeUe  11. 
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Die  zur  Auszahlung  der  Darlehnsvaluten  erforderlichen 
Mittel  werden  durch  Emission  von  Obligationen^)  beschafft, 
wobei  zwar  der  etwa  infolge  Begebung  derselben  unter  pari 
entstehende  Kursverlust  dem  Erborger  zur  Last  fällt,  ihm 
jedoch  bis  zu  4PIq  des  Nennbetrages  der  Schuld  vorschuss- 
weise zinsfrei  zugelegt  wird  und  dann  aus  den  ersten  für 
letztere  eingehenden  Semestralleistungen  mit  mindestens  1/2*^/0 
pro  Jahr  getilgt  werden  muss,  während  bei  den  Landeskultur- 
Rentenbanken  bekanntlich  keinerlei  Gelegenheit  zur  vorläufigen 
Ausgleichung  derartiger  Einbussen  geboten  ist. 

Der  Zinsfuss  der  Darlehen  ist  um  den  Prozentsatz  des 
Verwaltung skostenbeitrages  höher  als  derjenige  der  Obliga- 
tionen, welche  behufs  ihrer  Auszahlung  versilbert  werden 
mussten,  w^ährend  das  Mindestmass  der  planmässigen  Amorti- 
sation auf  V2%^)  pro  Jahr  festgesetzt  ist.  Eine  Sonderstellung 
nehmen  jedoch  in  dieser  Hinsicht  die  Drainagedarlehen  ein, 
für  welche  das  gleiche  Tilgungsminimum  vorgeschrieben  ist 
wie  in  den  diesbezüglichen  Spezialbestimmungen  des  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879.  Dabei  soll  aber  deren  Abtrag  stets  erst 
im  zweiten  Jahre  seinen  Anfang  nehmen,  ohne  dass  es  wie 
bei  den  Landeskultur-Rentenbanken  dem  Ermessen  der  Direktion 
des  Institutes  anheimgegeben  wäre,  ob  sie  dem  Erborger 
diese  Vergünstigung  einräumen  will  oder  nicht.  Zur  Auf- 
kündigung eines  von  ihr  ausgeliehenen  Kapitals  ist  die  Kasse 
im  allgemeinen  nicht  berechtigt,  wohl  aber  der  Schuldner,^) 
sofern  nicht  besondere  einschränkende  Vereinbarungen  mit 
demselben  getroffen  wurden,  und  ist  es  ihm  auch  freigestellt, 
die  Rückzahlung  des  gesamten  Restes  seiner  Verpflichtung 
in  einer  Summe,  teilweise  Abträge  sowie  die  planmässige 
Tilgung  in  barem  Gelde  oder  durch  Hingabe  von  Obligationen 
aus  der  Serie  seines  Darlehns  zu  bewirken. 

Nach  alledem  lässt  sich  konstatieren,  dass  bei  der  Kasseler 
Landeskreditkasse  erstens  die  Kapitalbeschaffung  zu  Melio- 
rations-  und  ähnlichen  Zwecken  sich  billiger  gestaltet  als 
bei  den  Landeskultur-Rentenbanken,  sofern  diese  das  gesetz- 
liche Maximum  an  Verwaltungskostenbeitrag  erheben,  und 
zweitens  auch  für  öffentlich-rechtliche  Körperschaften  die 
sonstigen  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung  keineswegs 


1)  Obhgationenumlauf  zu  Ende  des  Rechnungsjahres  1902: 
3«|oige  4,705,000  Mk.,  S^l/Ioige  81,262,700  Mk.,  SWige  17,830,900  Mk., 
40|oige  13,110,300  Mk. 

2)  Für  besondere  Ausnahmefälle  allerdings  nur  auf  ^|/|o' 

3)  Kündigung  muss  6  Monate  zuvor  an  einem  der  Zinstermine 
eingelegt  werden, 
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unvorteilhafter  sind  als  bei  letzteren.  Für  Privatpersonen 
sind  ja  allerdings  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  13.  Mai 
J879  betreffs  der  Sicherheitsleistung-  bei  Kreditentnahmen 
zu  dauernden  Bodenverbesserungen  an  und  für  sich  in  gewisser 
Hinsicht  günstiger,  doch  dürfte  eben  ein  praktisch  wirklich 
bedeutsamer  Vorzug  lediglich  den  Drainagebestimmungen  für 
Lehns-  und  Fideikommissbesitzer  beizumessen,  im  übrigen  aber 
der  Kredit  einer  Landeskultur-Rentenbank  dem  hoch  ver- 
schuldeten Landwirte  in  der  Regel  ebensowenig  erreichbar 
sein  wie  derjenige  des  in  Rede  stehenden  Institutes. 

(Wirksamkeit.)  Auskunft  über  die  Gestaltung  der  Dar- 
lehnsgeschäfte  desselben  in  jüngstverflossener  Zeit  giebt  der 
beiliegende  Auszug  aus  den  Übersichten  über  den  Vermögens- 
stand am  Ende  der  Rechnungsjahre  1897 — 1902,^)  dem  sich 
insbesondere  auch  entnehmen  lässt,  in  welchem  Umfange 
„Verkoppelungsdarlehen"  gewährt  worden  sind.  Dass  deren 
Betrag  1897  noch  verhältnismässig  gering  war,  erklärt  sich 
aus  der  Tatsache,  dass  besondere  Vergünstigungen  für 
Kapitalentnahmen  zu  Meliorations-  und  Konsolidationszwecken 
erst  durch  Beschluss  desKommunal-Landtages  vom  19.  November 
1894  bezw.  Gesetz  vom  5.  Juli  1896  zugestanden  worden  sind. 
Welchen  Anklang  aber  diese  neue  Einrichtung  gefunden  hat, 
erhellt  daraus,  dass  sich  der  Bestand  an  derartigen  Forderungen 
von  1897 — 1902  mehr  als  vervierfachte,  und  ist  wohl  auch 
fernerhin  mit  beträchtlichen  Erhöhungen  desselben  zu  rechnen, 
da  nach  gewissen  Äusserungen  des  Landesausschusses  das 
Meliorationsbedürfnis  im  Regierungsbezirk  Kassel  noch  ver- 
hältnismässig sehr  stark  zu  sein  scheint. 

Leider  enthält  die  Statistik  keine  detaillierten  Angaben 
über  die  Art  der  Unternehmungen,  behufs  deren  Ausführung 
der  Kredit  der  Kasse  auf  grund  der  Vorzugsbedingungen  in 
Anspruch  genommen  wurde,  und  trennt  auch  die  Empfänger 
dieser  Darlehen  nicht  von  den  übrigen  Schuldnern,  so  dass 
sich  hierüber  weiter  nichts  sagen  lässt,  als  dass  Ende  1902 
auf  Amortisation  an 

Gemeinden  etc.2)  10,125,771.77  Mk.  in   1,530  Posten, 

städtische  Grundbesitzer  46,935,427.15  „    „  3,286 
ländliche  Grundbesitzer     60,396,535.51   „    „  25,846  „ 
ausgeliehen  waren. 

Lediglich  zur  Erläuterung  der  Tabelle  11  möge  noch 
dienen,  dass  das  der  Landeskreditkasse  in  Ausführung  von 


1)  Siehe  Tabelle  11. 

2)  D.  h.  ohne  Hypothekbestellung^. 
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§  13 1)  des  Gesetzes  vom  16.  April  1902  aus  den  Beständen 
ihres  Reservefonds  überwiesene  Staramvermögen  im  Betrage 
von  2  Millionen  Mark  zur  Gewährung  von  zu  3.85 — 4^4^/0 
verzinslichen  Bardarlehen  verwandt  werden  soll,  welche  aber 
entgegen  der  sonstigen  Praxis  „in  geeigneten  Fällen"  auch 
auf  Zeit,  ohne  Amortisationszwang  gegeben  werden  können. 2) 

2.    Landeskultur-Rentenbank- Frage. 

Über  die  Begründung  einer  Landeskultur-Rentenbank 
ist  im  kasseler  Kommunal-Landtage  zu  wiederholten  Malen 
verhandelt  worden,  zuletzt  auf  grund  eines  Beschlusses  vom 
24.  E'ebruar  1902,  durch  welchen  der  Landesausschuss 
beauftragt  wurde,  „in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  und  in  welcher 
Weise  die  durch  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879,  betr.  die 
Errichtung  von  Landeskultur -Rentenbanken,  vorgesehenen 
Erleichterungen  bei  Hingabe  von  Darlehen  zu  Bodenmelio- 
rationen, insbesondere  Drainagezwecken  durch  entsprechende 
reglementarische  Bestimmungen  auch  der  Bevölkerung  des 
Regierungs-Bezirks  Kassel  gewährt  werden  können,  und  dem 
nächsten  Kommunal-Landtage  über  das  Ergebnis  seiner 
Prüfung  Bericht  zu  erstatten,  eventuell  entsprechende  Anträge 
zu  unterbreiten". 

Der  Landesausschuss,  welcher  daraufhin  dem  28.  Kommunal- 
Landtage  unterm  7.  Januar  1903  referierte,  nahm  jedoch 
den  gleichen  ablehnenden  Standpunkt  in  der  Angelegenheit 
ein  wie  bereits  bei  früheren  Anlässen^)  und  verneinte  die 
Frage,  ob  eine  Landeskultur-Rentenbank  der  Landwirtschaft 
des  Regierungsbezirks  Kassel  wirklich  praktisch  verwertbare 
Erleichterungen  der  Kapitalbeschaffung  gegenüber  den 
Bedingungen  der  vorhandenen  Kreditquellen  zu  bieten  vermöge, 
unter  nochmaliger  eingehender  Darlegung  der  einschlägigen 
Verhältnisse  auf  das  entschiedenste.  Er  hatte  sich  indessen 
in  seinen  Ausführungen  nicht  auf  die  blosse  Konstatieruug 
dieser  Tatsache  beschränkt,  sondern  im  Hinblick  auf  die 
grosse  wirtschaftliche  Bedeutung  rationell  durchgeführter 
Bodenverbesserungen  weiterhin  noch  untersucht,  ob  es  etwa 
in  Ansehung  der  in  den  übrigen  Provinzen  der  Monarchie 
getroffenen  Einrichtungen  als  zweckmässig  und  ausführbar 

1)  Lautet:  Von  dem  über  die  Höhe  von  3  vom  Hundert  ihrer 
Verbindlichkeiten  angesammelten  Betrage  des  Reservefonds  wird  der 
Landeskreditkasse  zwecks  Verstärkung  ihrer  Betriebsmittel  die  Summe 
von  mindestens  2  Millionen  Mark  als  Stammvermögen  überwiesen. 

2)  Laut  Beschluss  des  Landes-Ausschusses  vom  4.  April  1902. 

3)  In  den  Berichten  vom  31,  Oktober  1893  und  18.  Oktober  1894. 
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zu  erachten  sei,  den  Grundbesitzern  die  Aufnahme  von 
Meliorations-Darlehen  in  anderer  Weise  als  auf  grund  der 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  zu  ermöglichen. 

Hierbei  war  er  zu  dem  Ergebnis  gelangt,  dass  als 
einziger  Weg  zur  Lösung  der  Frage  eine  zweckgemässe  Aus- 
gestaltung des  nach  den  Beschlüssen  des  Kommunal-Landtages 
vom  5.  Dezember  1881  und  23.  Oktober  1884  gebildeten 
Meliorationsfonds,  welcher  bisher  lediglich  zur  Unterstützung 
kommunaler  und  genossenschaftlicher  Verbände  bestimmt  war, 
angesehen  werden  müsse,  und  machte  demgemäss  den  Vor- 
schlag, auf  die  Errichtung  einer  Landeskultur-ßentenbank 
zu  verzichten,  dagegen  einen  von  ihm  ausgearbeiteten  und 
mit  Motiven  versehenen  Entwurf,  betr.  die  Ergänzung  des 
Reglementes  für  die  Verwaltung  des  Meliorationsfonds,  zu 
genehmigen,  welcher  bezweckte,  die  Mittel  des  letzteren  unter 
gewissen  Bedingungen  auch  Privatpersonen  zugänglich  zu 
machen. 

Mit  diesen  Vorschlägen  fand  der  Landesausschuss  die 
Billigung  der  Mehrheit  des  Kommunal-Landtags,  welcher  am 
13.  Februar  1903  die  Abänderung  der  Vorschriften  über  die 
Verwendung  des  Meliorationsfonds  annahm,  die  übrigens 
bereits  im  Jahre  1894  beabsichtigt  worden  und  nur  deshalb 
nicht  zur  Ausführung  gekommen  war,  weil  man  die  Emission 
besonderer  Inhaberpapiere  des  Bezirksverbandes  behufs  Be- 
schaffung der  zur  Auszahlung  von  Privatdarlehen  erforderlichen 
Kapitalien  vermeiden  wollte. 

3.  Meliorations-Fonds. 

Geldmittel  können  nunmehr  aus  dem  Kasseler 
Meliorationsfonds  bewilligt  werden  an  Kommunal- 
verbände, Genossenschaften  und  dergleichen  zur  Regulierung 
von  Wasserläufen,  zu  Ent-  und  Bewässerungsanlagen,  Baum- 
pflanzungen, Verbesserungen  des  Wirtschaftsbetriebes  und 
sonstigen  dauernden  Bodenmeliorationen,  an  einzelne  Grund- 
besitzer dagegen  lediglich  zu  Ent-  und  Bewässerungen, 
insbesondere  Drainage -Unternehmungen,  was  aber  keine 
wesentliche  Einschränkung  bedeuten  dürfte,  da  anderweitige 
Meliorationsarten  für  dieselben  gewöhnlich  wohl  nur  in  den 
seltensten  Fällen  in  Betracht  kommen  werden.  Letztere  sind 
auch  ausschliesslich  durch  Gewährung  regulärer  Darlehen 
zu  unterstützen,  während  an  erstere  auch  geschenkweise 
Beihilfen  gegeben  werden  können,  doch  soll  dies  in  der  Regel 
nur  dann  geschehen,  wenn  es  sich  um  Arbeiten  handelt, 
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welche  lediglich  die  Beseitigung  oder  Abwendung  von  Schäden 
bezwecken,  ohne  eine  Erhöhung  des  Ertragswertes  der 
von  ihnen  berührten  Ländereien  zur  Folge  zu  haben. 

Gemeinden,  Genossenschaften  etc.  haben  empfangene 
Darlehen 0  nach  Ablauf  dreier  Freijahre  mit  2^2^/0  zu  ver- 
zinsen, während  Ausleihungen  an  Privatpersonen  zu  dem 
von  der  Landeskreditkasse  für  Verkoppelungsdarlehen  jeweilig 
festgesetzten  Zinsfusse^)  erfolgen  sollen,  doch  kann  auch 
diesen  unter  Umständen  für  die  Dauer  von  höchstens  3  Jahren 
Zinsfreiheit  bewilligt  werden.  Die  Kreditbeschaffung  stellt 
sich  demnach  für  letztere  billiger  als  im  allgemeinen  bei  den 
Landeskultur-Rentenbanken  ist  aber  mit  einer  direkten 
Subventionierung,  wenigstens  in  der  Eegel,  noch  keineswegs 
verknüpft.  Das  Minimum  der  planmässigen  Amortisation  ist 
bei  Drainage-Darlehen  für  Gemeinden  etc.  auf  4^/2%,  für 
einzelne  Landwirte  indessen,  wohl  mit  Rücksicht  auf  deren 
erheblich  höhere  Zinsleistung,  auf  nur  4^/o  bemessen,  also  für 
diese  auch  ebenso  hoch  angesetzt  wie  bei  der  Landeskredit- 
kasse.^) Kapitalien,  welche  zur  Ausführung  anderweitiger 
Unternehmungen  aufgenommen  wurden,  sind  dagegen  ohne 
Ausnahme  mit  mindestens  2^/2^/0  zu  tilgen.  Zur  Aufkündigung 
ausstehender  Forderungen  ist  die  Verwaltung  des  Fonds  im 
allgemeinen  nicht  berechtigt,  wohl  aber  ist  dem  Schuldner 
die  Befugnis  eingeräumt,  deren  Abstossung  bereits  vor  dem 
Ablauf  der  vertraglichen  Kündigungsfrist  zu  bewirken. 

Die  Bewilligung  von  Geldmitteln  aus  dem  Fonds  erfolgt 
nach  Massgabe  der  verfügbaren  Bestände  desselben  und  ent- 
spricht es  nur  seinem  ursprünglichen  Zweck  und  seiner 
Hauptaufgabe,  dass  bei  Konkurrenz  der  Anträge  von  Kor- 
porationen und  Privatpersonen  erstere  den  Anspruch  auf 
vorzugsweise  Berücksichtigung  besitzen.  Zur  Auszahlung 
von  Darlehen  und  Beihilfen  stehen  zur  Verfügung  die  infolge 
planmässiger  Amortisation  und  ausserordentlicher  Abzahlung 
zurückf liessenden  Summen,  der  Zinsenertrag  sowie  der  etats- 


Ij  Die  Auszahlung  zugesicherter  Kapitalien  hat  bei  grösseren 
Meliorationen  in  Raten  von  mindestens  1/4  der  Gesamtsumme  ent- 
sprechend den  Fortschritten  der  Bauausführung,  bei  solchen  kleineren 
Umfanges  in  einem  Posten  zu  erfolgen,  jedoch  in  beiden  Fällen  stets 
mit  Ausnahme  eines  bestimmten  Restbetrages  (bei  Beihilfen  mindestens 
V4,  bei  Darlehen  mindestens  Vio  der  bewilligten  Summe),  welcher 
erst  nach  Feststellung  der  planmässigen  Vollendung  des  ganzen 
Unternehmens  ausgehändigt  werden  darf. 

2)  Vergl.  Seite  196. 

H)  Vergl.  Seite  196. 

4)  Vergl.  Seite  197. 
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mässige  jährliche  Zuschuss  aus  den  Mittehi  des  Bezirksverbandes, 
welcher  ursprünglich  auf  15,000. —  Mark  bemessen  war, 
von  1903  an  aber  auf  20,000.—  Mark  erhöht  worden  ist. 
Weitere  Kapitalien  können  erforderlichenfalls  im  Anlehnswege 
beschafft  werden,  ohne  dass  jedoch  im  Reglement  nähere 
Vorschriften  über  das  hierbei  zu  beobachtende  Verfahren 
gemacht  worden  wären.  Die  Ausgabe  besonderer  Schuld- 
verschreibungen, welche  vom  Landesausschusse  in  den  Motiven 
ausdrücklich  für  unnötig  erklärt  wird,  dürfte  indessen  dabei 
nicht  in  Frage  kommen,  sondern,  wie  von  diesem  vorgeschlagen, 
eine  Inanspruchnahme  des  ständischen  Schatzes  oder  der 
Landeskreditkasse. 

Die  Darlehen  aus  dem  Fonds  bedürfen  in  der  Regel 
besonderer  Sicherstellung^)  durch  Hypothek  oder  Bürgschaft, 
doch  kann  bei  Kreis-  und  Gemeindeverbänden,  sonstigen 
Korporationen  und  öffentlichen  Meliorations-Genossenschaften 
unter  Umständen  auch  die  Ausstellung  eines  von  der  Auf- 
sichtsbehörde genehmigten  Schuldscheines  der  zuständigen 
Vertretung  als  ausreichend  angesehen  werden.  Von  Privat- 
personen wird  ausschliesslich  Hypothekbestellung  auf  „länd- 
lichen Grundstücken''  innerhalb  der  ersten  des  von  seitens 
der  Verwaltung  des  Fonds  zu  bezeichnenden  Sachverständigen 
ausgemittelten  Wertes  derselben  gefordert,  es  kann  aber  bei 
Aufnahme  der  Taxe  die  von  der  geplanten  Melioration  mit 
Sicherheit  zu  erwartende  Wertsvermehrung  ganz  oder  teilweise 
mitberücksichtigt  werden,  so  dass  in  diesem  Falle  die  Sicher- 
heitsgrenze ganz  erheblich  weiter  gezogen  sein  würde  als  bei 
den  Landeskultur-Rentenbanken,  welche  zwar  den  zeitigen 
Wert  ebenfalls  bis  zu  ^Z^,  den  künftigen  aber  nur  bis  zur 
Hälfte  beleihen  dürfen.  Eine  Erleichterung  gegenüber  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  wäre  ferner 
noch  darin  zu  erblicken,  dass,  wenn  auch  wie  nach  diesem  nur 
ländliche  Immobilien  als  Pfand  angenommen  werden  dürfen 
und  der  Gebäudewert  ausser  Betracht  bleiben  muss,  eine 
Anrechnung  des  letzteren  zwar  „regelmässig",  aber  jedenfalls 
doch  nicht  absolut  ausgeschlossen  ist. 

1)  Die  Verwaltung  des  Fonds  (Bezirksverwaltung)  ist  auch 
berechtigt,  durch  ihre  Beamten  darüber  wachen  zu  lassen,  dass  die 
von  ihr  durch  Gewährung  von  Geldmitteln  unterstützten  Meliorationen 
plan-  und  ordnungsgemäss  ausgeführt,  auch  nach  der  Fertigstellung 
in  gutem  Zustande  erhalten  werden,  und  hat,  sofern  dem  Verwendungs- 
zweck oder  den  gestellten  Bedingungen  nicht  entsprochen  oder  die 
Anlage  nach  ihrer  Vollendung  nicht  ordnungsgemäss  unterhalten 
wurde,  die  Aushändigung  weiterer  Beträge  einzustellen  und  die 
Rückgabe  bereits  ausgezahlter  Darlehen  bezw.  Beihilfen  zu  veranlassen, 
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Welches  Resultat  der  kasseler  Bezirksverbaud  bei 
diesem  Versuche,  die  Lücke,  welche  seine  Krediteinrichtungen 
iusofeni  aufwiesen,  als  sie  hochverschuldeten  Grundbesitzern 
die  Aufnahme  von  Meliorations-Darlehen  nicht  gestatteten, 
durch  Aufstellung  noch  günstigerer  Bedingungen  inbezug  auf 
Verzinsung  und  Sicherheitsleistung,  als  sie  denselben  die 
Landeskultur-Rentenbanken  bieten,  auszufüllen,  erzielen  wird, 
bleibt  vorläufig  noch  abzuwarten,  da  die  Erweiterung  des 
Reglementes  für  den  Meliorationsfonds  erst  ganz  vor  kurzem 
erfolgt  ist.  Berichte  über  die  Verwendung  seiner  Mittel 
existieren  bis  jetzt  nur  aus  der  Zeit,  in  welcher  er  aus- 
schliesslich zur  Subventionierung  von  Gemeinden  und  Genossen- 
schaften diente,  und  möge  dem  jüngsten  der  vorliegenden 
entnommen  werden,  dass  innerhalb  des  Etatsjahres  1902  an 
Darlehen  64,028.—  Mark,  an  Beihilfen  15,788.—  Mark 
bewilligt  wurden,  während  zu  Schluss  desselben  sich  der 
Darlehnsbestand  auf  471,420.11  Mark,  das  reine  Gesamt- 
vermögen auf  659,710.80  Mark  belief. 

Ausserdem  besteht  für  den  Regierungsbezirk  Kassel 
noch  ein  Westfonds,  welcher  gegenwärtig  vom  Staat  und 
Bezirksverband  einen  jährlichen  Zuschuss  von  je  40,000  Mark 
empfängt. 

12.   Regierungsbezirk  Wiesbaden.^) 

1.  Meliorations-Fonds. 

Zur  „Förderung  der  Landeskultur  und  von 
Meliorationen"  waren  im  Etat  des  Bezirks  Verbandes  für 
1903  20,000  Mark  ausgeworfen,  welche  zur  Hingabe  nicht 
rückzahlbarer  Beihilfen,  Gewährung  von  Darlehen  gegen 
mässige  Verzinsung  oder  unverzinslicher  Subventionen  und 


1)  Vergl,  Hecht,  Die  Org.  des  Bodenkr.  in  Deutsch!.,  I.  Abtlg., 
Bd.  1  und  2;  Hecht,  Der  europ.  Bodenkr.,  1.  Bd.;  Ges.  vom  16.  April 
1902  zur  Abänderung  der  Gesetze,  betr.  die  Landesb.  zu  Wiesb  ,  vom 
25.  Dezember  1869,  20.  August  188.^  und  3.  Oktober  1899;  Verwaltungs- 
Reglement  für  die  Nassauische  Landesb.  vom  23  April  1903  nebst 
Motiven;  Referat  des  Prov.-Verwaltungsrates  an  den  Prov.-Landtag 
der  Rheinprov.,  betr.  die  Errichtung  eines  Grundkreditinstitutes,  vom 
18.  September  1883;  Rechenschaftsberichte  der  Nass.  Landesb.  für 
die  Geschäftsjahre  1902  und  1903;  Reglement  für  die  Nass.  Hilfsk. 
vom  30.  Oktober  1872/4.  Januar  1873;  Grundbestimmungen  über  die 
Verv^^endung  der  zu  Meliorationszwecken  bewilligten  Mittel  des 
Wiesb.  Bezirksverb,  etc.,  g-enehmigt  vom  Komm.-Landtag  am  11.  Mai 
1891,  abgeändert  am  21.  April  1900;  Verwaltungsbericht  des  Landes- 
ausschusses  für  die  Etatsjahre  1900 — 1902. 
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zur  Übernahme  von  Zins-  und  Abtragsverpflichtung-en  zur 
Verfügung-  standen,  (ieschenkweise  Unterstützungen  sind 
jedoch  nur  zur  Abwendung  oder  Beseitigung  eines  Schadens^) 
oder  im  Falle  besonderer  Bedürftigkeit  an  Kommunen, 
Genossenschaften  und  sonstige  Unternehmer  zu  geben,  während 
unverzinsliche  Kapitalien  an  Gemeinden,  Genossenschaften 
und  Vereine  zur  Bepflanzung  von  Gemeindeländereien  mit 
Obstbäumen,  Waldbäumen  oder  Weiden,  zur  Anschaffung  von 
Saatgut,  landwirtschaftlicher  Maschinen  und  Geräte,  Be- 
schaffung von  Last-  oder  Viehwagen,  zur  Herstellung  oder 
Wiederherstellung  von  Wehren  und  Wässerungsanlagen,  zur 
Verbesserung  von  Viehweiden  und  zur  Urbarmachung  von 
Ödländereien,  izu  Viehleihkassen,  zur  Hebung  der  Landes- 
viehzucht und  zu  ähnlichen  Zwecken  der  Landeskultur  aus- 
geliehen werden  dürfen. 

Allem  Anschein  nach  werden  Darlehen  aus  den  Mitteln 
dieses  Nassauischen  Meliorationsfonds  an  Privatpersonen  nicht 
gegeben,  wenigstens  waren  solche  an  den  während  der 
Etatsjahre  1900—1902  erfolgten  Neubewilligungen  nicht  be- 
teiligt, auch  besagen  die  Nachweisungen  über  den  Bestand 
an  ausstehenden  Kapitalien  stets,  dass  dieselben  von  Kreisen, 
Gemeinden  und  Genossenschaften  geschuldet  wurden.  Ihr 
Betrag  belief  sich  zu  Ende  des  Rechnungsjahres  1901  auf 
254,088.97  Mark. 

Als  Dotation  für  den  Westfonds  des  Regierungsbezirks 
Wiesbaden  wurden  für  1903  seitens  des  Staates  und  des 
Bezirksverbandes  je  40,000  Mark  bewilligt. 

2.    Nassauische  Landesbank. 

Die  Landesbank  zu  Wiesbaden  ist  aus  der  im  Jahre 
1840  errichteten  Nassauischen  Landeskreditkasse  hervor- 
gegangen und  durch  Gesetz  vom  16.  Februar  1849  mit  der 
Bestimmung  ins  Leben  gerufen  worden,  Bankgeschäfte  aller 
Art  zu  betreiben.  Sie  war  demnach  ursprünglich  sowohl 
Real-  als  Personalkreditanstalt,  sollte  insbesondere  auch  der 
Beförderung  der  Grundentlastung  dienen,  wurde  dann  aber 
durch  Gesetz  vom  25.  Dezember  1869  unter  Abänderung 
ihrer  seitherigen  Einrichtungen  dem  kommunalständischen 
Verbände  des  Regierungsbezirks  Wiesbaden,  welcher  die  sub- 
sidiäre Garantie  für  ihre  Verbindlichkeiten  übernahm,  als 
ständische  Grundkreditanstalt  überwiesen.  2) 


1)  Vergl.  Seite  201. 

2)  Vergl.  Seite  85. 
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Vom  1.  April  1886  ab  trat  an  die  Stelle  des  kommunal- 
ständischen der  neugebildete  Bezirksyerband/)  auch  wurde 
der  Bank  durch  landesherrliche  Verordnung  vom  5.  November 
1898  ein  Zwangsvollstreckungsrecht  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  vom  3.  August  1897,  betr.  die  Zwangsvollstreckung 
aus  Forderungen  land-(ritter-)schaftlicher  Kreditanstalten,  ver- 
liehen und  ihrer  Organisation  in  jüngster  Zeit  durch  ein 
Ergänzungsgesetz  vom  16.  April  1902  eine  neue,  den  ver- 
änderten Verhältnissen  Rechnung  tragende  Grundlage  gegeben. 

(Wirkungskreis.)  Das  Institut  ist  gegenwärtig  befugt, 
Darlehen  gegen  Verpfändung  von  städtischen  und  ländlichen 
Grundstücken  innerhalb  der  ersten  Werthälfte  zu  gewähren 
sowie  bestehende  Hypotheken  und  andere  hypothekarisch 
gesicherte  Forderungen  unter  den  nämlichen  Bedingungen 
zu  erwerben,  Kapitalien  an  den  Bezirksverband  und  dessen 
Anstalten,  an  Kreise,  Zivil-  und  Kirchen  gemein  den  sowie 
staatlich  genehmigte  Meliorationsverbände  auszu- 
leihen, auch  Wertpapiere  von  Korporationen  und  Privaten 
in  Verwahrung  zu  nehmen. 

(Sicherheitsbestellung.)  Gemeinden  und  Meliorations- 
Genossenschaften  öffentlich-rechtlichen  Charakters  können 
von  der  Beibringung  einer  speziellen  Sicherheit  entbunden 
werden,  sofern  sie  den  Nachweis  erbringen,  dass  ihre  regel- 
mässigen Einkünfte  zur  Erfüllung  der  zu  übernehmenden 
Verbindlichkeiten  hinreichen  und  die  Eückzahlungstermine 
eingehalten  werden  können,  gemessen  also  in  dieser  Hinsicht 
die  gleiche  Vergünstigung,  welche  ihnen  unter  etwa  den 
nämlichen  Bedingungen  die  Landeskultur-ßentenbanken  ein- 
räumen können. 

Von  Privatpersonen,  welche  den  Kredit  der  Landesbank 
zur  Ausführung  von  Meliorationen  in  Anspruch  nehmen 
wollen,  wird  dagegen,  wie  bereits  bemerkt,  die  Bestellung 
einer  Hypothek  innerhalb  der  ersten  Hälfte  des  Schätzungs- 
wertes der  als  Unterpfand  angebotenen  Grundstücke  verlangt, 
welche  in  der  Regel  erststellig  sein  muss  und  nur  dann  hinter 
anderen  Forderungen  eingetragen  werden  darf,  wenn  diese 
entweder  dem  Institute  selbst  oder  der  mit  ihm  durch  gemein- 
same Direktion  verbundenen  Nassauischen  Sparkasse  3)  gehören 
oder  endlich  über  geringfügige  Beträge  lauten.  An  und  für 
sich  sind  ja  diese  Vorschriften  für  den  Darlehnssuchenden 

1)  Vergl.  Seite  193. 

2)  Mit  Ausnahme  von  Bergwerkseigentum. 

3)  Errichtet  auf  grund  des  eingangs  erwähnten  Gesetzes  vom 
25.  Dezember  1869. 
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weit  ungünstiger  als  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  über  die  Beleihungsgrenze  bei  Kapitalaufnahmen 
zu  dauernden  Bodeuverbesserungen,  doch  muss  demgegenüber 
in  Betracht  gezogen  werden,  dass  der  Versatz  von  Feldgütern, 
ländlichen  und  städtischen  Gebäuden  nebeneinander  zulässig 
ist  und  in  der  Praxis  auch  so  häufig  vorkommt,  dass  sich 
eine  Trennung  der  hypothekarisch  sichergestellten  Darlehen 
in  ländliche  und  solche  auf  Häusern  für  die  Statistik  gar 
nicht  durchführen  lässt.  Überdies  soll  der  aufzunehmenden 
Taxe  stets  der  Verkauf  swert  der  betreffenden  Liegenschaften 
etc.  zu  gründe  gelegt  werden,  so  dass  sie  häufig  ganz  er- 
heblich höhere  Werte  ergeben  dürfte,  als  bei  Anwendung  der 
von  den  Landeskultur-Rentenbanken  als  massgebend  aner- 
kannten Taxprinzipien  ermittelt  werden  könnten. 

(Sonstige  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung,  Betriebs- 
mittel.) Darlehen  können  gegeben  werden  für  einen  bestimmten, 
aber  auf  höchstens  10  Jahre  zu  bemessenden  Zeitraum,  nach 
dessen  Ablauf  das  Schuld  kapital  in  einer  Summe  zurück- 
zugeben ist,  falls  nicht  vorher  nach  nochmaliger  Prüfung 
der  Sicherheit  eine  Prolongation  der  Heimzahlungsfrist  zu- 
gestanden wurde.  Ausserdem  sind  auch  solche  zulässig,  deren 
Tilgung  durch  Entrichtung  einer  bestimmten,  sich  gleich- 
bleibenden Jahresrente  zu  erfolgen  hat,  welche  aber  so 
bemessenwerden  muss,  dass  der  Abtrag  in  spätestens  40  Jahren 
beendet  ist,  doch  können  diese  beiden  Formen  nur  als  Aus- 
nahmen betrachtet  werden,  da  in  der  Regel  planmässige 
Amortisation  in  Höhe  von  mindestens  ^2%  P^^  J^^^"  vereinbart 
werden  soll. 

Seitens  der  Landesbank  im  allgemeinen  unkündbar  sind 
aber  lediglich  die  an  bäuerliche  Besitzer  gegen  Annuitäten- 
zahlung ausgeliehenen  Kapitalien,  während  ihr  im  übrigen 
die  Befugnis  eingeräumt  ist,  ihre  Forderungen  unter  den 
nämlichen  Bedingungen  aufzukündigen,  unter  denen  den 
Schuldnern  die  Abstossung  ihrer  Verpflichtungen  gestattet  ist. 
Sie  besass  dieselbe  bis  vor  kurzem  überhaupt  ohne  jedwede 
Einschränkung  und  die  obige,  allerdings  ziemlich  weitgehende 
Ausnahme  wurde  auch  nur  deshalb  zugestanden,  weil  die 
Staatsregierung  die  Verleihung  des  Beitreibungsrechtes  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  vom  3.  August  1897 davon  abhängig 
machte.  Die  Schuldner  sind  laut  Gesetz  in  jedem  Falle 
berechtigt,  die  angeliehenen  Kapitalien  mit  halbjähriger 
Kündigung  ganz  oder  teilweise  zurückzuzahlen,   doch  soll 


1)  Vergl.  Seite  205. 
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ihnen  gemäss  einem  Wunsche,  welchen  die  Regierung  bei 
den  Verhandhingen  über  die  Bewilligung  des  Zwangsvoll- 
streckungsrechtes geäussert  hatte,  laut  Verwaltungs-Reglement 
im  allgemeinen  nur  die  Einhaltung  einer  dreimonatlichen 
Frist  zur  Bedingung  gemacht  werden,  die  Landesbank  aber 
berechtigt  sein,  in  Fällen,  die  dies  wünschenswert  erscheinen 
lassen,  insbesondere  bei  Ausleihungen  grösseren  Umfanges, 
diesen  kürzeren  Termin  vertragsmässig  auszuschliessen. 

Die  Auszahlung  der  Darlehen  erfolgt  jetzt  stets  in 
barem  Gelde  sowie  in  voller  Höhe  ihres  Nennbetrages  und 
werden  die  hierzu  erforderlichen  Mittel  in  der  Hauptsache 
durch  Verkauf  seitens  der  Inhaber  unkündbarer  Schuld- 
verschreibungeni)  beschafft.  Gesetzlich  sind  dieser  Obligationen- 
emission zwar  keine  eigentlichen  Schranken  gezogen  worden, 
wohl  aber  ist  durch  Beschluss  des  Kommunal-Landtages  vom 
18.  April  1903  die  Bestimmung  getroffen,  dass  abgesehen 
von  den  zur  Einlösung  älterer  Serien  erforderlichen  Beträgen 
alljährlich  höchstens  3  Millionen  Mark  in  den  Verkehr  ge- 
bracht werden  dürfen,  der  Landesausschuss  allerdings  befugt 
sein  soll,  bei  nachgewiesenem  Bedürfnis  die  Ausgabe  von 
weiteren  2  Millionen  zu  gestatten.  Dabei  hatte  die  Direktion 
der  Landesbank  gerade  die  Aufhebung  einer  ganz  ähnlichen 
Einschränkung,  welche  im  Jahre  1894  eingeführt  worden  war, 
beantragt,  doch  begnügte  sich  der  Kommunal-Landtag  mit 
einer  blossen  Abänderung  dieser  bisherigen  Vorschrift,  indem 
er  den  Betrag,  welcher  mit  besonderer  Genehmigung  des 
Landesausschusses  auf  den  Markt  gebracht  werden  kann, 
von  einer  Million  auf  deren  zwei  erhöhte.  Hierdurch  sollte 
„namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Verhaftung  des  Bezirks- 
verbandes und  im  Hinbhck  auf  unruhige,  kriegerische  Zeiten" 
eine  Steigerung  der  Obligationen-Ausgabe  ins  Ungeraessene 
vermieden  werden, 2)  doch  ist  auch  angenommen  worden,  dass 
5  MiUionen  jährlich  auf  alle  Fälle  zur  Befriedigung  des 
normalen  Kreditbedürfnisses  ausreichen  würden,  zumal  es 
nicht  Aufgabe  der  Landesbank  sei,  „namentlich  das  Geschäft 
mit  städtischen  Hypotheken"  im  grossen  zu  betreiben.^) 

1)  Obligation enuml.auf  Ende  1902:  8,499,000  Mark  3"/„i^e, 
64,761,200  Mark  SVsloige,  15,789,400  Mark  Zur  Anlegung  in 
Darlehen  steht  fernerhin  noch  das  eigene  Vermögen  der  Anstalt, 
welches  sich  Ende  1902  auf  6,544,126.30  Mark  belief,  zur  Verfügung, 
auch  pflegen  zum  gleichen  Zwecke  stets  erhebliche  Summen  (Ende  1902 
8,778,209.26  Mark)  von  der  Nassauischen  Sparkasse  angeliehen  zu  werden. 

2)  Vergl.  Seite  17. 

?>)  Geltend  gemachtwurden  ausserdem  noch  Bedenken  finanzieller 
Natur,  auf  welche  näher  einzugehen  jedoch  zu  weit  führen  würde. 


Der  Zinsfuss  für  neuzubewilligende  Darlehen  wird  von 
der  Direktion  der  Landesbank  mit  Genehmigung  des  Landes- 
ausschusses festgesetzt  und  scheint  derartig  hoch  bemessen 
zu  werden,  dass  die  Differenz  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins 
durchschnittlich  ungefähr  ^/2%  ausmacht,  Es  stellt  sich 
demnach  die  Kreditbeschaffung  bei  der  Nassauischen  Landes- 
bank etwas  teurer  als  bei  einer  Landeskultur-Eentenbank  im 
ungünstigsten  Falle,  auch  ist  die  bedingte  Unkündbarkeit  der 
aufgenommenen  Kapitalien  nur  den  bäuerlichen  Besitzern 
garantiert,  im  übrigen  aber  der  Anstalt  die  gleiche  Kündigungs- 
befugnis vorbehalten  wie  ihren  Schuldnern,  wenn  sie  auch 
in  der  Praxis  von  derselben  nur  sehr  selten  Gebrauch  macht. 
Hinsichtlich  der  Sicherheitsleistung  räumt  sie  Gemeinden  und 
öffentlich-rechtlichen  Meliorationsgenossenschaften  etwa  die 
nämlichen  Vergünstigungen  ein  wie  das  Gesetz  vom  13.  Mai 
1879,  besitzt  aber  keinerlei  besondere  Einrichtungen,  welche 
hochbelasteten  Landwirten  die  Darlehnsaufnahme  zu  Melio- 
rationszwecken wirksam  erleichtern  könnten. 

(Wirksamkeit.)  Irgendwelche  Angaben  über  die  Tätigkeit 
der  Landesbank,  welche  für  die  vorliegende  Arbeit  von  be- 
sonderem Interesse  sein  würden,  finden  sich  in  den  Geschäfts- 
berichten nicht  und  wäre  deshalb  nur  zu  bemerken,  dass  sich 
Ende  1902  ^  j  der  Bestand  an 

hypothekarisch  sichergestellten  Darlehen  auf  89,575,136.15  Mk. 

Gemeinde-  und  Korporations-Schulden    „    11,634,039.46  „ 

belief.    Hiervon  waren  zu  verzinsen 

zu  3 V/o  56,123,293.72  Mk.  bezw.  7,787,452.90  Mk. 
„     40/0   7,432,341.17    „       „     1,178,001.53  „ 
„  4V4O/0  26,019,501.26    „       „     2,835,088.19  „ 

3.    Nassauische  Hilfskasse. 

Durch  §  2  des  Gesetzes  vom  11.  März  1872,  betr.  die 
Überweisung  einer  Summe  von  jährlich  142,000  Talern  und 
eines  Kapitals  von  46,380  Talern  an  den  kommunalständischen 
Verband  des  Regierungsbezirk  Wiesbaden,  wurde  demselben 
der  Darlehnsfonds  für  unbemittelte  Gemeinden  im  Gebiete 


1)  So  wurden  z.  B.  1903  nur  SHaloige  Obligationen  zu  100.50 
bis  101  begeben,  während  der  Darlehnszinsfuss  4'^|o  betrug.  Anfang 
1902  wurden  4  und  ,3'|2^|„ige  Schuldverschreibungen  zu  103  bezw. 
99.50  verkauft,  Mitte  März  stieg  der  Kurs  der  S^ls^lßigen  auf  pari  und 
im  Juli  wurde  die  Emission  von  4^|oigen  gänzlich  eingestellt.  Der 
Darlehnszinsfuss  betrug  dagegen  1902  zunächst  iW,  vom  Oktober  an 
für  Gemeindedarlehen,  vom  Dezember  an  auch  für  die  übrigen  4^|o. 

2)  Geschäfts-  und  Kalenderjahr  sind  identisch. 
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des  ehemaligen  Herzogtums  Nassau  sowie  der  Rest  des 
Homburger  Kautionsfonds  im  Gesamtbetrage  von  46,380  Talern 
zur  Gründung  einer  Hilfskasse  „nach  dem  Vorbilde  der  in 
den  älteren  Provinzen  bestehenden  derartigen  Institute"  über- 
wiesen, aus  welcher  „insbesondere  auch  zur  Ausführung 
gemeinnütziger  Wegebauten  und  Landesmeliorationen" 
Darlehen  erhältlich  sein  müssten.  Die  in  Ausführung  dieses 
Gesetzesparagraphen  durch  Beschluss  des  Kommunal-Landtages 
vom  30.  Oktober  1872  ins  Leben  gerufene  nassauische 
Hilfskasse  verdient  aber  ihren  Namen  mit  weit  mehr  Recht 
als  die  bei  früherer  Gelegenheit  behandelten  und  stellt 
eigentlich  weiter  nichts  als  einen  blossen  Subventionsfonds  dar. 

(Wirkungskreis.)  Unterstützungen  dürfen  von  ihr  be- 
willigt werden  zur  Gründung  oder  Erweiterung  von  Instituten 
des  Bezirksverbandes,  an  Kreisverbände  zu  gemeionützigen 
Zwecken  des  Kreises,  namentlich  Wegebauten,  an  Gemeinden 
zur  Tilgung  oder  Herabsetzung  des  Zinsfusses  ihrer  Passiv-" 
kapitalien,  zur  Verbesserung  ihres  Haushaltes,  zu  Bauten 
für  Kirchen-,  Hospital-  und  Schulzwecke,  zu  Wegen  und 
sonstigen  Öffentlichen  Anlagen,  zur  Abhilfe  eines 
augenblicklichen  Notstandes  etc.,  an  Grundbesitzer  zur 
Ablösung  von  Reallasten  sowie  behufs  Urbarmachung 
wüster  Landflächen  und  zu  anderweitigen  Kultur- 
verbesserungen, endlich  an  Unternehmer  von  nützlichen 
Gewerbeanlagen,  insbesondere  von  solchen,  welche  auf  die 
Einführung  früher  nicht  vorhandener  Industriezweige  be- 
rechnet sind. 

(Bedingungen  der  Darlehnsgewährung,  Betriebsmittel.) 
Die  Ausgabe  von  Darlehen  erfolgt  „nach  Massgabe  der  ver- 
fügbaren Mittel"  und  sollen  bei  Konkurrenz  mehrerer  Kredit- 
gesuche, welche  nicht  gleichzeitig  befriedigt  werden  können, 
zunächst  die  Institute  des  Bezirksverbandes,  Gemeinden  und 
Kreisverbände,  nach  ihnen  „Genossenschaften  von  Grund- 
besitzern, welche  sich  zur  Ausführung  von  Meliora- 
tionen verbunden  haben",  Privatpersonen  dagegen  erst  in 
letzter  Linie  Berücksichtigung  finden.  Dabei  beschränkt  sich 
die  Tätigkeit  der  Anstalt  lediglich  auf  die  Belegung  ihres 
eigenen  Vermögens,  welches  sich  zu  Ende  des  Rechnungs- 
jahres 1901  auf  933,021.57  Mark  belief  und  durch  Zuweisung 
des  gesamten  Zinsenüberschusses  einer  allmählichen  Ver- 
grösserung  entgegengeführt  wird,  denn  von  der  Befugnis, 
weitere  Geldmittel  durch  Anlehen  beim  Bezirksverband  zu 
beschaffen,  ist  wenigstens  in  letzter  Zeit  kein  Gebrauch  ge- 
macht worden. 
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Die  Verzinsungsbedingungen  weisen  ausgesprochenen 
Subventionscharakter  auf,  denn  es  können  an  bedürftige 
Gemeinden  Darlehen  massigen  Betrages  völlig  zinsfrei  gewährt 
und  im  übrigen  Abstufungen  des  Zinsfusses  je  nach  dem 
Bedürfnis  und  der  Nützlichkeit  der  Unternehmungen  und 
Anstalten  vorgenommen  werden.  Ein  derartiges  Verfahren 
wird  auch  tatsächlich  in  der  Praxis  geübt,  indem  in  den  letzten 
Jahren  neben  unverzinslichen  Kapitalien  solche  zu  1,  2,  2^3 
und  3^/o  Verzinsung  ausgeliehen  worden  sind. 

Darlehen  dürfen  zwar  auch  auf  Kündigung  oder  gegen 
ratenweise  Rückerstattung  gegeben  werden,  doch  wird  in  der 
Regel  planmässige  Amortisation,  und  zwar  meistens  mit  ver- 
hältnismässig sehr  hohen  Sätzen,  vereinbart,  wenigstens  lässt 
sich  den  letzten  vorliegenden  Verwaltungsberichten  entnehmen, 
dass  die  5  und  10% ige  Jahresrate  vor  allen  anderen  bevorzugt, 
eine  Tilgung  von  weniger  als  5%  dagegen  nur  in  vereinzelten 
Fällen  ausbedungen  wurde.  Zur  Kündigung  von  Amortisations- 
schulden ist  die  Kasse  selbst  nur  ausnahmsweise  befugt, 
wohl  aber  verpflichtet,  den  ganzen  ungetilgten  Rest  einer 
solchen  nach  6  Monate  zuvor  seitens  des  Erborgers  eingelegter 
Kündigung  aufzunehmen,  auch  kann  sie  unter  den  nämlichen 
Bedingungen  teilweise  Abträge  zulassen. 

(Sicherheitsbestellung.)  Spezielle  Sicherheitsleistung  wird 
eigentlich  nur  von  Privatpersonen,  denen  allerdings  wohl 
auch  nicht-öffentliche  Körperschaften  zugerechnet  werden 
müssten,  verlangt  und  zwar  in  einer  der  bekannten  4  Formen, 
durch  selbstschuldnerische  Mitverhaftung  zweier  Bürgen, 
Verpfändung  gewisser  Wertpapiere  und  Grundbuchforderungen 
oder  endlich  durch  Bestellung  einer  Hypothek  auf  städt- 
ischen bezw.  ländlichen  Grundstücken,  welche  innerhalb 
der  ersten  zwei  Dritteile  des  Wertes  derselben  zu  stehen 
kommen  muss. 

Zur  regelmässigen  Meliorationskreditgewährung  ist  ja 
die  nassauische  Hilfskasse  bei  vorstehend  geschilderter 
Organisation  keineswegs  im  stände,  wohl  aber  könnte  sie  in 
beschränktem  Umfange  gemeinnützige  und  gemein  wirtschaft- 
liche Kultur-Unternehmungen  durch  Hergabe  wohlfeiler 
Kapitalien  unterstützen  und  musste  ihrer  aus  diesem  Grunde 
ebenso  Erwähnung  getan  werden  wie  der  eigentlichen 
Meliorations-Fonds. 

(Wirksamkeit.)  Dass  sie  wirklich  zu  derartigen  Zwecken 
Geldmittel  zur  Verfügung  gestellt  hat,  ergiebt  sich  aus  der 
Tatsache,  dass  am  31.  März  1903  an 
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273  Gemeinden  in  492  Posten  906,047.05  Mark 

5  Wiesengenossenschaften  „  10  „  13,989.35  „ 
1  Gewerbetreibenden  „     1     „  500. —  „ 

ausgeliehen  waren,  wobei  auch  noch  zu  berücksichtigen  ist, 
dass  mehrfach  Gemeindeverbäude  ihre  Dienste  zur  Bestreitung 
der  Kosten  von  Konsolidationen  in  Anspruch  genommen  haben. 


13.    Provinz  Westfalen.^) 

1.    M  e  1  i  0  r  a  t  i  0  n  s  -  F  0  n  d  s. 

Der  Landesmeliorations-Fonds  wird  vom  Provinzial- 
Verbande  seit  1892  mit  jährlich  90,000  Mark  dotiert  und  ist 
in  erster  Linie  zur  Förderung  dauernder  Bodenverbesserungen 
bestimmt,  doch  können  auch  zu  Waldanlagen,  Obstbaum- 
plantagen und  sonstigen  Baumpflanzungen,  zur  Verbesserung 
des  Wirtschaftsbetriebes  und  dergl.  Geldmittel  bewiUigt 
werden.  Die  Unterstützung  erfolgt  entweder  in  der  Form 
einer  einmaligen  geschenkweisen  Beihilfe  oder  durch  Hingabe 
von  Darlehen  zu  mässigem  Zinsfuss  oder  endlich  durch 
Übernahme  eines  Teiles  der  Verzinsung  und  Tilgung  ander- 
weitig angeliehener  Kapitalien.  Der  Betrag  der  ausstehenden 
Darlehnsf orderungen  belief  sich  zu  Ende  des  Rechnungsjahres 
1902  auf  400,648^.63  Mark. 

Der  ehemals  staatliche  Paderborner  Meliorations- 
Fonds  ist  dem  westfälischen  Provinzial-Verbande  durch  §  10 
des  Dotationsgesetzes  vom  8.  Juli  1875  als  Eigentum  über- 
wiesen worden.  Er  soll  zu  den  nämlichen  Zwecken  Ver- 
wendung finden  wie  der  vorgenannte,  nur  dürfen  aus  ihm 
lediglich  Landwirten  und  Gemeinden  in  den  Kreisen  Paderborn, 
Warburg,  Büren  und  Höxter  Kapitalien  vorgestreckt  werden. 
Das  Stammvermögen  belief  sich  bei  der  Übereignung  auf 


1)  Vergl.  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd.;  Revidiertes 
Statut  der  Prov.-Hilfsk.  von  Westf.  vom  20.  November  1873;  Statut 
der  Westf.  Landesb.  vom  4.  März|9.  Juni  1890  nebst  Nachtrag  vom 
19.  März|20.  August  1900;  Statut  der  Landesk.-Eentenb.  der  Prov. 
Westf.  vom  20.  Juli  1894  nebst  Nachtrag  vom  29.  April  1896;  Reg- 
lement für  die  Verwaltung  des  Westf.  Landesmeliorationsfonds  vom 
14.  März  1889  nebst  Abänderung  vom  31.  Januar  1893;  Berichte  über 
den  Verkehr  der  Landesb.  in  den  Betrieb.»- jähren  1900—1902; 
Rechrungsabschlüsse  der  Landesb.  in  den  Jahren  1896|97— 1902 ; 
Verwaltungsbericht  des  Westf.  Prov.- Ausschusses  für  das  Etatsjahr 
1902,  desgleichen  für  1899|1900. 

14* 
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61,995.17  Mark,  am  1.  April  1900  auf  70,423.18  Mark,  wovon 
51,228.13  Mark  in  Darlehen  angelegt  waren. 

Zur  „Unterstützung  kleinbäuerlicher  Besitzer" 
(Westfonds)  waren  für  1902  seitens  des  Pro vinzial- Verbandes 
120,000  Mark,  seitens  der  Staatsregierung  121,450  Mark 
bewilligt. 

2.  Landesbank. 

Die  erste  Provinzial-Hilfskasse  in  der  Preussischen 
Monarchie  ist  im  Jahre  1832^)  von  den  westfälischen  Provinzial- 
ständen  eröffnet  und  mit  einem  von  ihnen  selbst  aufgebrachten 
Fundationskapital  ausgestattet  worden,  hat  aber  im  Jahre 
1847  auch  eine  Dotation  in  Höhe  von  220,000  Talern  aus 
dem  staatlichen  2^/2  Millionen-Fonds  erhalten,  welche  dann 
samt  Zinszuwachs  vom  1.  Januar  1876  ab  dem  provinzial- 
ständischen  Verbände  als  Eigentum  überwiesen  wurde.  Zwecks 
besserer  Organisation  des  Kreditwesens  der  Provinz  erfuhr 
die  Kasse  nach  dem  Muster  der  rheinischen  durch  Beschluss 
des  Provinzial-Landtages  vom  4.  März  1890^)  eine  durch- 
greifende Umgestaltung  ihrer  Einrichtungen  und  vertauschte 
bei  dieser  Gelegenheit  ihren  bisherigen  Namen  mit  demjenigen 
einer  „Landesbank  der  Provinz  Westfalen".^) 

Selbige  hat  ihren  Sitz  zu  Münster  und  wird  für  Eechnung 
und  unter  Gewährleistung  des  westfälischen  Provinziai-Ver- 
bandes  betrieben,  besitzt  auch  laut  Statutennachtrag  bezw. 
landesherrlichen  Erlass  vom  20.  August  1900  ein  Zwangs- 
vollstreckungsrecht nach  Massgabe  des  bereits  mehrfach 
erwähnten  Gesetzes  vom  3.  August  1897.  Dem  Wortlaute 
der  Satzungen  nach  ist  sie  sowohl  Depositenbank  als  auch 
allgemeines  Korporations-  und  Bodenkreditinstitut,  hat  indessen 
städtischen  Grundbesitz  bislang  nur  ausnahmsweise  beheben. 

(Sicherheitsbestellung.)  Die  Bestellung  einer  besonderen 
Sicherheit  für  erhaltene  Darlehen  wird  von  Kreisen,  politischen, 
Schul-  und  Kirchengemeinden  nicht  verlangt,  kann  auf  Be- 
schluss des  Kuratoriums  der  Anstalt  aber  auch  sonstigen 
Körperschaften,  eingetragenen  und  öffentlichen  Genossen- 
schaften erlassen  werden,  so  dass  Deichverbände,  Wald-  und 
Wassergenossenschaften  etwa  die  nämlichen  Vergünstigungen 
eingeräumt  erhalten,   welche  ihnen  in  dieser  Hinsicht  die 


1)  Statut  vom  26.  November  1831. 

2)  Genehmigt  durch  Ministerialverordnung  vom  9.  Juni  des- 
selben Jahres. 

3)  Vergl.  Seite  85. 
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Landeskultur-Rentenbanken  zubillig-en  können.  Die  Sicher- 
heitsleistung selbst  ist  ähnlich  wie  bei  den  Provinzial-Hilfs- 
kassen  durch  hypothekarische  Eintragung  der  Schuld,  Ver- 
pfändung gewisser  Wertpapiere  und  Grundbuchforderungen, 
ausnahmsweise,  insbesondere  bei  Meliorationen,  durch  Bei- 
bringung einer  ausreichenden  Bürgschaft  zu  bewirken,  welche 
namentlich  auch  zur  Ergänzung  anderweitiger  Sicherheiten 
auf  die  statutengemässe  Höhe  angenommen  werden  darf. 
Ein  Vorteil  gegenüber  den  entsprechenden  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  ergiebt  sich  hieraus  einmal 
für  den  einzelnen  Landwirt,  welcher  sich  unter  Umständen 
Geldmittel  zu  Meliorationszwecken  beschaffen  kann,  auch  wenn 
sein  Grundbesitz  im  zeitigen  Zustande  nicht  völlig  ausreichende 
Sicherheit  für  dieselben  zu  bieten  vermag,  ausserdem  aber 
auch  für  freie  Wassergenossenschaften,  denen,  falls  sie  nicht 
nach  obigem  von  der  Bestellung  einer  speziellen  Sicherheit 
überhaupt  entbunden  werden  können,  Gelegenheit  geboten  ist, 
den  Schwierigkeiten,  welche  ihnen  die  Grundverpfändung 
bereiten  würde,  durch  das  Angebot  solidarischer,  selbst- 
schuldnerischer Verhaftung  aller  oder  einzelner,  besonders 
dazu  qualifizierter  Mitglieder  aus  dem  Wege  zu  gehen. 

Hypothek  ist  zu  bestellen  auf  Liegenschaften  aller  Art, 
auch  Waldgrundstücken,  innerhalb  des  25 fachen  Betrages  des 
Katastralreinertrages  oder  der  ersten  Hälfte  des  Taxwertes 
und  ist  demnach  deren  Beleihungsfähigkeit  genau  eben  so 
hoch  angenommen  wie  bei  den  Landeskultur-Rentenbanken  im 
allgemeinen.^)  Diese  können  nun  zwar  Darlehen  zu  dauernden 
Bodenverbesserungen  unter  erheblicher  Erweiterung  der  obigen 
Sicherheitsgrenze  gewähren,  während  in  den  Statuten  der 
Landesbank  für  diesen  Fall  keine  besonderen,  die  Kapital- 
aufnahme erleichternden  Bestimmungen  vorgesehen  sind,  doch 
wäre  demgegenüber  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  bei 
letzterer  nicht  nur,  wie  bereits  oben  bemerkt,  die  Ergänzung 
realer  Sicherheiten  durch  persönliche  gestattet  ist,  sondern 
auch  die  Mit  Verpfändung  von  Grundstücken,  die  von  der 
projektierten  Mehoration  nicht  berührt  werden,  sowie  von 
Wohn-  und  sonstigen  Gebäuden  nebst  Zubehör,  welche  bis 
zum  12i/2fachen  Betrage  des  Gebäudesteuer-Nutzungswertes 
oder  bis  zur  Hälfte  einer  besonderen  Schätzung  bezw.  der 
Feuerversicherungssumme  beliehen  werden  dürfen. 

(Sonstige  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung,  Betriebs- 
mittel.)   Betriebskapitalien  werden  vor  allem  durch  Ausgabe 


1)  Vergl.  Seite  97, 
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von  Provinzial-Auleihescheinen^)  beschafft,^)  welche  jedoch 
wie  von  den  Hilfskassen  nur  in  bestimmten,  von  der  Staats- 
regierung- genehmigten  Beträgen  auf  den  Markt  gebracht 
werden  dürfen,^)  vor  deren  völliger  Erschöpfung  stets  die 
Erlaubnis  zur  Ausgabe  eines  weiteren  Postens  seitens  der 
Provinzial-Vertretung  rechtzeitig  eingeholt  werden  muss, 
wenn  die  Kreditgewährung  des  Institutes  nicht  ins  Stocken 
geraten  soll.  Der  Versuch,  ein  Privilegium  zur  Ausgabe  von 
Schuldverschreibungen  in  unbeschränktem  Umfange  zu  er- 
wirken, ist  zwar  s.  Zt.  vom  Provinzial-Landtage  gemacht 
worden,  doch  verhielten  sich  die  beteiligten  Ministerien  diesem 
Verlangen  gegenüber  strickt  ablehnend.^) 

Die  im  Wege  des  Depositenverkehrs ^)  einkommenden 
Gelder  dürfen  zwar  im  allgemeinen  nicht  in  langfristigen 
Darlehen  angelegt,  sondern  müssen  in  anderer  Weise  nutz- 
bringend gemacht  werden,  jedoch  ist  hinsichtlich  der  Einlagen 
des  Pro vinzial- Verbandes  eine  Ausnahme  zugelassen  worden 
und  insbesondere  die  Mittel  der  Landesversicherungs-Anstalt 
Westfalen  haben  in  grossem  Massstabe  zu  Ausleihungen 
Verwendung  gefunden,  bildeten  überhaupt,  bevor  mit  der 
Ausgabe  von  Provinzial-Anleihescheinen  begonnen  wurde, 
sozusagen  das  alleinige  Betriebskapital  der  Anstalt.^)  Diese 
Guthaben  der  Alters-  und  Invaliditäts- Versicherung  waren 
nun  freilich  beiderseits  mit  6  monatlicher  Frist  kündbar,  bis 
mit  derselben  im  Jahre  1901  ein  Abkommen  getroffen  wurde, 
demzufolge  die  der  Landesbank  zur  dauernden  Belegung 
überlassenen  Summen  vom  1.  April  1901  ab  in  ein  einziges, 
absolut  unkündbares  Darlehn  zusammengezogen  wurden, 
welches  von  letzterer  zu  dem  Durchschnittssatze  von  3.58% 


1)  Obligation enumlauf  am  31.  März  1903:  S^loige  3,679,000 Mark, 
3'|.^«!oige  37,029,400 Mark,  S'\X^gG  5,000,000 Mark,  40|oige  40,696,000 Mark, 
Total  86,404,400  Mark. 

2)  Vergl.  Seite  85. 

3)  Vergl.  Seite  84. 

4)  Vergl.  Seite  83|84. 

5)  Vergl.  Seite  212. 

6)  Abgesehen  von  deren  eigenem  Vermögen,  welches  sich  aus 
dem  Stammfonds  der  ehemaligen  Hilfskasse  im  Betrage  von 
977,484.93  Mark,  einer  vom  Provinzial-Verbande  weiterhin  über- 
wiesenen Summe  von  600,000Mark  und  dem  Zuwachs  aus  dem  jährlichen 
Betriebs-Überschüssen  zusammensetzt  und  am  31.  März  1903  einen 
Bestand  von  3,299,354.70  Mark  aufwies.  Soweit  es  jedoch  nicht  von 
ihr  selbst  erworben  wurde,  ist  es  lediglich  als  ein  Darlehen  des 
letzteren  anzusehen,  welchem  die  betreffenden  1,577,484.93  Mark  aus 
dem  Reinerträgnis,  soweit  dasselbe  dazu  hinreicht,  mit  3®|o  verzinst 
werden  müssen. 
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verzinst  und  alljährlich  mit  2^Iq  amortisiert  wird.  Die 
TilgUDg-sraten  sowie  weitere  Einzahlungen,  für  welche  die 
obenerwähnte  Kündigungsbefugnis  in  Kraft  bleibt,  werden 
dagegen  in  besonderer  Rechnung  gutgebracht  und  ist  an  Zins 
für  dieselben  %^Iq  weniger  zu  vergüten,  als  die  Landesbank 
jeweils  für  neue  Amortisations-Darlehen  fordert.  Hiervon 
sind  allerdings  die  zur  Unterstützung  von  Genossenschaften 
zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  bestimmten  Summen  aus- 
genommen, welche  der  Landesversicherungsanstalt  durchweg 
mit  nur  S'/i'^/o  verzinst  und  stets  zu  3^/g%  ausgeliehen 
werden.  ^) 

Die  Landesbank  kann  sowohl  kündbare  als  unkündbare 
Darlehen,  letztere  gegen  Amortisation  oder  Abtrag  in  be- 
stimmten Raten,  bewilligen  und  wäre  demnach  auch  im  stände, 
einem  Meliorations-Unternehmer,  um  ihm  die  unverzügliche 
Inangriffnahme  der  projektierten  Arbeiten  zu  ermöglichen, 
bereits  vor  der  Erfüllung  sämtlicher  bei  der  Hypothek- 
bestellung erforderlicher  Formalitäten  kurzfristige  Kapitalien 
gegen  genügende  Bürgschaft  vorzuschiessen. 

Wie  bei  den  Hilfskassen  besteht  jedoch  die  Hauptmasse 
der  ausstehenden  Forderungen  in  Amortisationsdarlehen, 
welche  von  der  Bank  selbst  nur  in  ganz  bestimmten  Aus- 
nahmefällen gekündigt  werden  können,  während  der  Schuldner 
berechtigt  ist,  nach  6  Monate  zuvor  erfolgter  Aufkündigung 
mehrere  Tilgungsbeiträge  auf  einmal  zu  entrichten  oder  den 
ganzen  Rest  seiner  Verpflichtung  in  einer  Summe  zurück- 
zuzahlen. In  der  Praxis  erfährt  allerdings  letztere  Befugnis 
insofern  eine  bedeutsame  Einschränkung,  als  die  Landesbank 
beim  Beginne  der  Emission  einer  neuen  Serie  von  Provinzial- 
Anleihescheinen  sich  in  der  Regel  des  Rechtes,  deren  plan- 
mässige,  auf  ^/g^/o  pro  Jahr  bemessene  Amortisation  nach 
Gutdünken  verstärken  zu  können,  für  eine  bestimmte  Periode, 
gewöhnlich  10  Jahre,  zu  begeben  pflegt.  Sie  verlangt  dann 
einen  entsprechenden  Verzicht  auch  von  den  Empfängern 
neubewilligter  Amortisationsdarlehen  und  bindet  diese  für  die 


1)  Ende  März  1903  waren  von  der  Landesvers.-Anstalt  zu 
dauernder  Belegung  angeliehen: 

33,011,488.13  Mark  zu  3,58  "|o  unkündbar, 


1,860,088.81 
1,315,889.03 
1,655,000.— 
1,367,867.57 
1,120,000.— 
1,901,424.59 


3' 
33 
3^ 
35 
31 


8 


„  für  5  Jahre,  dann  ^%%y 
„  zum    Bau    von  Arbeiter- 
wohnungen. 
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g-enannte  Sperrfrist  an  die  ausbeduDgene  Abtragsquote,  welche 
zum  mindesten  P/o  betragen  muss,  während  im  übrigen  bei 
der  Bemessung  derselben  den  speziellen  Wünschen  der 
Schuldner  nach  Mög-lichkeit  Rechnung  getragen  werden  soll. 

Die  Auszahlung  der  Darlehen  erfolgt  stets  in  barem 
Oelde,  in  voller  Höhe  ihres  Nennbetrages,  und  wird  der  Zins- 
fuss entsprechend  den  jeweiligen  Geldmarktverhältnissen  durch 
das  Kuratorium  der  Anstalt  festgesetzt,  welches  auch  berechtigt 
ist,  ihn  mit  Genehmigung  des  Provinzial- Ausschusses  in  be- 
stimmten Fällen  mit  Rücksicht  auf  das  Bedürfnis  und  die 
Nützlichkeit  von  Anstalten  bezw.  Unternehmungen,  für  welche 
ein  Kapital  nachgesucht  wurde,  abzustufen.  Eine  besonders 
niedrige  Leistung  ist  nun  allerdings,  wie  bereits  bemerkt, 
generell  für  Genossenschaften  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen 
festgesetzt,  aber  eigentlich  nicht  von  der  Landesbank,  sondern 
von  der  Landesversicherungs-Anstalt  Westfalen,  da  ja  der 
sich  hierbei  ergebende  Ausfall  an  Zinsen  zu  deren  Lasten 
geht.  Von  der  vorerwähnten  Befugnis,  ist  dagegen  im  all- 
gemeinen überhaupt  kein  Gebrauch  gemacht  worden,  da  laut 
Mitteilung  der  Direktion  der  Anstalt^)  der  Zinsfuss  stets  so 
gestellt  zu  sein  pflegt,  dass  eine  Ermässigung  direkten  Schaden 
verursachen  würde,  ein  solcher  aber  vermieden  werden  soll. 

Soweit  sich  dies  nach  den  vorliegenden  Geschäftsüber- 
sichten beurteilen  lässt,  scheint  der  Aktivzins  in  der  Tat  den 
Passivzins  im  Durchschnitt  nur  um  eine  sehr  massige  Quote  zu 
übersteigen  und  entsprechend  den  Wandlungen  auf  dem  Geld- 
markte auch  häufig  modifiziert  zu  werden.  Detaillierte 
Angaben  über  die  Verzinsung  der  gesamten  langfristigen 
Aussenstände  sind  allerdings  nicht  vorhandeu  und  kann  deshalb 
nur  noch  bemerkt  werden,  dass  während  der  Rechnungsjahre 
1900 — 1902  für  Tilgungsdarlehen  folgende  Raten  in  Geltung 
gewesen  sind. 

Vom  1.  April  1901  bis  Anfang  Mai  1901  41/4^/0. 

Von  Anfang  Mai  1901  bis  1.  August  1901  4V8^'o. 

Vom  1.  August  1901  bis  18.  Februar  1902  40/0. 

Vom  18.  Februar  1902  bis  Mitte  Mai  1902  S'/s'/o- 

Von  Mitte  Mai  1902  bis  Ende  Februar  1903  33/4%. 

Von  Ende  Februar  1903  bis  Ende  März  1903  S^js^jo, 
für  die  ersten  5  Jahre  aber  noch  ^^U^lo- 

Annehmen  lässt  sich  aber  wohl  jedenfalls,  dass  in  dieser 
Hinsicht  eine  Landeskultur-Rentenbank,  welche  an  Verwaltungs- 
kostenbeitrag das  gesetzliche  Maximum    erhebt,  keinerlei 


1)  Vom  9.  November  1903, 
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besondere  Vorteile  vor  der  Landesbank  bieten,  vielleicht  sogar 
etwas  teurer  sein  würde  als  diese,  welche  auch  im  übrigen 
den  Meliorations-Ünternehniern  eine  Kapitalaufnahme  unter 
ungefähr  gleich  günstigen  Bedingungen  gestattet.  Privat- 
personen würde  ja  allerdings  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879 
unter  gewissen  Verhältnissen  die  Darlehnsbeschaffung  in 
höherem  Grade  erleichtern  können,  doch  dürften  in  der  Praxis 
derartige  Fälle  nicht  allzu  oft  vorkommen. 

(Wirksamkeit.)  In  welchem  Umfange  der  Landesbank 
wirklich  Kapitalien  zur  Ausführung  von  Meliorationen 
entnommen  worden  sind,  lässt  sich  infolge  Fehlens  von 
ausreichenden  Unterlagen  nur  in  sehr  unvollkommener 
Weise  feststellen,  da  zwar  im  allgemeinen  die  Angabe  des 
Verwendungszwecks  im  Darlehnsgesuche  verlangt,  eine  dies- 
bezügliche Statistik  indessen  nicht  geführt  wird.  Gewisse 
Anhaltspunkte  würden  sich  ja  allerdings  aus  einer  genügend 
detaillierten  Spezifikation  der  Schuldner  des  Institutes  ergeben, 
doch  ist  eine  solche  in  den  Verwaltungsberichten  nicht  ent- 
halten, und  kann  deshalb  in  dieser  Hinsicht  nur  auf 
Tabelle  12  verwiesen  werden,  welche  eine  Übersicht  über  die 
in  den  Geschäftsjahren  1896—1902  ausgezahlten  Darlehns- 
beträge  und  deren  Empfänger  bietet. 

Es  lässt  sich  aus  derselben  ersehen,  dass  die  Tätigkeit 
der  Landesbank  in  der  vorgenannten  Periode  einen  ganz 
beträchtlichen  Aufschwung  genommen  hat,  in  erster  Linie 
aber,  zumal  in  letzter  Zeit,  Gemeinden  und  Korporationen  zu 
gute  gekommen  ist,  während  eine  Beleihung  städtischer 
Grundstücke  bezw.  industrieller  Etablissements  nur  ausnahms- 
weise und  seit  1899  überhaupt  nicht  mehr  vorgekommen  ist.^) 
Dass  der  Verkehr  in  ländlichen  Hypotheken  keinen  grösseren 
Umfang  angenommen  hat,  ist  wohl  in  der  Hauptsache  darauf 
zurückzuführen,  dass  für  das  Gros  der  Landwirte  die  1877 
ins  Leben  gerufene  Westfälische  Landschaft  als  Bodenkredit- 
institut fungiert  und  die  Landesbank  von  solchen  im  all- 
gemeinen nur  dann  in  Anspruch  genommen  wird,  wenn  der 
zu  verpfändende  Grundbesitz  die  Minimalgrenze  landschaftlicher 
Beleihungsfähigkeit  nicht  erreicht  oder  ein  etwas  grösseres 
Kapital  aufgenommen  werden  soll  als  jene,  welche  insbesondere 
den  Gebäudewert  bei  der  Feststellung  der  Sicherheitsgrenze 
prinzipiell  unberücksichtigt  lassen  muss,  gewähren  könnte. 

Dass  Ausleihungen  zu  Meliorationszwecken  tatsächlich 
vorgekommen  sind,    geht  aus  der  steten  Beteiligung  der 


1)  Vergl.  Seite  212. 
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Meliorationsgenossenschaften  hervor,  welche  im  Jahie  1902 
sogar  nicht  weniger  als  ca.  20  \  der  überhaupt  ausbezahlten 
Summen  erhalten  haben,  doch  ist  gerade  in  Anbetracht  dessen, 
dass  auf  jeden  einzelnen  Posten  im  Durchschnitt  über 
450,000  Mark  entfielen,  anzunehmen,  dass  es  sich  dabei  nicht 
ausschliesslich  um  eigentliche  „Meliorations-"  Verbände,  sondern 
zum  guten  Teil  um  öffentliche  Talsperrengenossenschaften  ^) 
gehandelt  hat. 

Geldmittel  zur  „Anlegung,  Benutzung  und  Unterhaltung 
von  Sammelbecken"  sollen  nun  aber  auch  die  Landeskultur- 
Eentenbanken  gewähren  2)  und  ebenso  dürfte  es  sich  doch 
wohl  ermöglichen  lassen,  dass  einer  solchen  von  „Interessenten- 
schaften"  Kapitalien  entnommen  werden  können,  auch  wenn 
sie  nur  zum  Teil  zu  Wegeanlagen,  Ent-  und  Bewässerungs- 
anlagen, Flussregulierungen  etc.,  im  übrigen  aber  zur  Bestreitung 
der  eigentlichen  Zusammenlegungskosten  bestimmt  sind.  Wenn 
nun  auch  mit  einer  sehr  starken  Beteiligung  der  Gemeinde- 
verbände und  Privater  wohl  kaum  gerechnet  Averden  kann, 
so  ist  es  doch  nach  obigem  ziemlich  sicher,  dass  in  der 
Provinz  Westfalen  eine  Landeskultur-Rentenbank  auf  aus- 
reichende Beschäftigung  zu  rechnen  gehabt  hätte,  wenn  eben 
nicht  die  Landesbank  als  Konkurrentin,  aufgetreten  wäre. 

Lediglich  zur  Ergänzung  des  auf  Tabelle  12  gegebenen 
Zahlenmaterials  möge  noch  bemerkt  werden,  dass  im  letzten 
vorliegenden  Rechnungsabschluss  vom  31.  März  1903  die 
ausstehenden  Forderungen  wie  folgt  spezifiziert  werden: 

Alte  Darlehen  3)   1,813,298.25  Mk. 

Neue  Amortisations-Darlehen     .    .  122,725,214.31  „ 

Ländliche  Darlehen  auf  Amortisation 
gegen  Provinzial-Anleihescheine   .     6,933,981.62  „ 

Darlehen  an  Genossenschaften  zum 
Bau  von  Arbeiterwohnungen    .    .     1,726,582.05  „ 

Darlehen  auf  Abtrag  (alte)   .    .    .  5,600. —  „ 

Darlehen  ohne  Abtrag  (neue)    .    .     3,754,382.80  „ 

3.  Landeskultur-Rentenbank. 

(Organisation.)  Obwohl  die  westfälische  Landesbank 
bei  vorstehend  erörterter  Organisation  eigentlich  einen  nahezu 
vollkommenen  Ersatz  für  ein  spezielles  Melioration skredit- 


1)  Im  Sinne  der  Gesetze  vom  18.  April  1900  bezw.  vom 
19.  Mai  1891. 

2)  Vergl.  Seite  89. 

3)  Von  der  Provinzial-Hilfskasse  übernommen. 
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Institut  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  zu  bieten 
vermag,  so  ist  doch  als  besondere  Abteilung  derselben  i)  durch 
Beschluss  des  35.  Proviuzial-Landtages  vom  19.  Februar  1894 
auch  noch  ein  solches  ins  Leben  gerufen  worden.  Die  Tätig- 
keit dieser  „Landeskultur-Rentenbank  der  Provinz  Westfalen" 
soll  sich  laut  Statut  auf  die  Unterstützung  sämtlicher  im  §  1 
des  obigen  Gesetzes  aufgezählten  Zwecke  und  Unternehmungen 
erstrecken,  wobei  der  Begriff  der  „Förderung  der  Boden- 
kultur" sogar  noch  eine  weitere  Spezialisierung  erfahren  hat, 
indem  als  hierher  gehörig  auch  „Obstbaum-,  Moor-  und 
Heidekulturen"  genannt  werden. 

Adoptiert  worden  sind  ferner  die  Sonderbestimmungen 
für  Drainage-Darlehen,  die  Fakultas,  deren  Tilgung  erst  im 
zweiten  Jahre  beginnen  lassen  zu  können,  sowie  die  Minimal- 
tilgungssätze  von  ^/g  und  4%,  ohne  dass  entsprechend  dem 
Charakter  der  verschiedenen  Meliorations-Gattungen  eine 
Abstufung  des  ersteren  vorgenommen  wäre. 2)  Der  Verwaltungs^- 
kostenbeitrag  ist  dagegen  nur  auf  l^/oo  bemessen  und  seine 
Erhebung  überhaupt  gar  nicht  einmal  obligatorisch,  wenn 
auch  in  der  Praxis  die  Schuldner  von  der  Entrichtung  dieser 
Nebenleistung  noch  nicht  entbunden  worden  sind. 

Von  der  Befugnis,  gewisse  der  Landeskultur-ßentenbank 
obliegende  Funktionen  der  Westfälischen  Landschaft  zu 
übertragen, 3)  ist  zwar  kein  Gebrauch  gemacht  worden,  doch 
sollen  deren  Schätzungsprinzipien  bei  der  Aufnahme  der 
besonderen  Institutstaxen  zur  Anwendung  kommen,  sofern 
es  sich  nicht  um  die  Ausmittelung  des  künftigen  Mehrwertes 
handelt.  Hierfür  sind  die  nämlichen  Vorschriften  massgebend 
wie  bei  der  schlesischen  Schwesteranstalt,^)  jedoch  mit  dem 
Unterschiede,  dass  die  Ertragserhöhung  nicht  mit  dem 
15 fachen,  sondern  dem  20fachen  Betrage  kapitalisiert  werden 
soll,  der  Beleihung  der  zu  erwartenden  Wertsvermehrung 
also  eine  nicht  unerheblich  weitere  Grenze  gezogen  ist  wie 
bei  dieser. 

(Wirksamkeit.)  Obgleich  die  Bedingungen  des  in  Rede 
stehenden  Institutes  im  ganzen  genommen  eigentlich  günstiger 
für  die  Meliorationskreditbedürftigen  sind  als  diejenigen  der 
vorbehandelten  Landeskultur-Rentenbanken,  so  muss  doch  der 
Erfolg  seines  bisherigen  Wirkens  als  ein  geradezu  kläglicher 
bezeichnet  werden.    Die  gesamte  Tätigkeit  während  der  fast 

1)  Vergl.  Seite  88. 

2)  Yercrl.  Seite  93. 

3)  Vergl.  Seite  174. 

4)  Vergl.  Seite  174|175. 
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10  Jahre  seines  Bestehens  beschränkte  sich  auf  die  Bewilligung 
von  ganzen  3  Darlehen,  von  denen  eins  über  1,400  Mark  in 
S^/^igen,  eins  über  10,000  Mark  in  4^/0 igen  Rentenbriefen, 
endlich  eines  zu  B^/g^/o  Verzinsung,  welches  in  der  Bilanz  vom 
30.  Juni  1903  noch  mit  5,488.97  Mark  figurierte,  in  bar  aus 
den  Geldbeständen  der  Landesbank  ausbezahlt  worden  ist.^) 
Auf  eine  erspriessliche  Tätigkeit  der  Anstalt  rechnet  deren 
eigene  Verwaltung  vorderhand  selbst  nicht,  sondern  erwartet 
eine  solche  nur  von  einer  wesentlichen  Änderung  der  durch 
das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  gegebenen  Grundlagen,  über 
deren  Art  und  Weise  sie  sich  allerdings  nicht  näher  ausspricht.  2) 


14.    Rheinprovinz. 3) 

1.  Landesbank. 

Bis  zum  Jahre  1880  hat  die  Rheinprovinz  überhaupt 
kein  öffentliches  Institut  besessen,  welches  im  stände  gewesen 
wäre,  in  grösserem  Massstabe  Korporations-  und  Besitzkredit 
zu  gewähren,  da  die  rheinische  Hilfskasse  infolge  des 
geringen  Umfanges  der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Betriebs- 
kapitalien auf  die  Entfaltung  einer  verhältnismässig  sehr  eng 
begrenzten  Tätigkeit  angewiesen  war,  welche  insbesondere 
Privatpersonen  nur  ganz  ausnahmsweise  zu  gute  kommen 
konnte.  An  eine  bessere  Organisation  speziell  des  ländlichen 
Grundkredits  war  allerdings  bereits  in  den  50er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  gedacht  worden  und  der  Landwirtschaft- 
liche Zentralverein  von  Rheinpreussen  hatte  auch  zu  diesem 
Behufe  die  Errichtung  einer  grösseren  Aktienbank  oder  die 
Bildung  eines  landschaftlichen  Kreditverbandes  vorgeschlagen, 


1)  Von  letzterer  ist  auch  zur  Bestreitung  der  Herstellungs- 
kosten von  Landeskultur-Rentenbriefen  ein  zinsfreier  Vorschuss 
gewährt  worden,  der  mit  Hilfe  der  eingehenden  Verwaltungskosten- 
beiträge getilgt  wird  und  sich  Ende  1903  noch  auf  1,534.93  Mk.  belief. 

2)  Laut  Schreiben  vom  9.  November  1903. 

3)  Vergl.  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Band;  Statut  der 
Landesb.  der  Rheinprov.  vom  23.  April  L888  nebst  Nachtrag  vom 
1.  Juli  1899;  Privileg,  betr.  die  Ausgabe  von  Rheinprov.- Anleihe- 
scheinen durch  die  Landesb.  der  Rheinprov.,  vom  2.  Juni  1900; 
Referat  Klein,  ei'stattet  der  Konferenz  der  preu&s.  Landesdirektoren 
zu  Kiel  im  Juli  1899  über  die  Rhein.  Landesb.  und  die  Umgestaltung 
der  Rhein.  Prov.-Hilfsk.  zu  einem  allgemeinen  Grundkreditinstitute; 
Berichte  über  die  Verwaltung  der  Rhein.  Landesb.  für  die  Jahre 
1900 — 1902;  Verwaltungsbericht  des  Rhein.  Prov.-Ausschusses  für  das 
Etatsjahr  1901. 
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doch  miisste  von  der  Ausführung  beider  Projekte  infolge  der 
Mängel  des  in  dem  grössten  Teile  der  Provinz  geltenden 
französischen  Hypothekarrechtes  Abstand  genommen  werden, 
welches  schon  der  Ausgabe  von  Pfandbriefen  im  Wege  war, 
ausserdem  aber  überhaupt  nicht  erkennen  liess  bezw.  aus 
öffentlichen  Büchern  zu  entnehmen  gestattete,  in  wessen 
Eigentum  sich  ein  bestimmtes  Grundstück  befindet  und  mit 
welchen  Hypotheken  und  dinglichen  Lasten  es  behaftet  ist. 
Dies  hatte  aber  auch  zur  Folge,  dass  in  der  doch  gewiss 
nicht  kapitalarmen  Rheinprovinz  der  Darlehnszinsfuss,  weil 
gewissermassen  eine  ßisikoprämie  einschliessend,  stets  V2 — l^/o 
höher  war  wie  in  anderen  Teilen  der  Monarchie  und  unkünd- 
bare Kapitalien  gegen  Amortisation  sich  überhaupt  nicht 
aufnehmen  Hessen. 

Ein  anderer  Versuch,  diesen  Missständen  entgegenzuwirken, 
wurde  vom  rheinischen  Provinzial-Landtage  unternommen, 
welcher  als  geeignetstes  Mittel  eine  zweckentsprechende  Um- 
gestaltung der  Organisation  der  Hilfskasse  erachtete  und  im 
Jahre  1858  eine  Verstärkung  ihrer  Betriebsmittel  und  die 
Erweiterung  ihres  statutarischen  Wirkungskreises  bei  der 
Staatsregierung  beantragt  hatte,  ohne  aber  zunächst  bei  dieser 
in  nennenswertem  Masse  Entgegenkommen  zu  finden.  Weitere 
Schritte  in  der  Angelegenheit  wurden  jedoch  getan,  nachdem 
der  provinzialständische  Verband  durch  Kabinettsorder  vom 
15.  Januar  1873  bezw.  auf  grund  des  Dotationsgesetzes  vom 
8.  Juli  1875  Inhaber  der  Kasse  und  Eigentümer  ihres  Stamm- 
vermögens geworden  war,  und  im  Herbste  1881  genehmigte 
der  27.  Provinzial-Landtag  ein  im  Jahre  zuvor  von  einer 
besonderen  Kommission  des  Provinzial-Verwaltungsrates  auf 
grund  der  Einrichtungen  in  Hannover,  1)  Hessen-Nassau'^)  und 
der  sächsischen  Oberlausitz  ^)  ausgearbeitetes  neues  Hilfs- 
kasseninstitut,  welches  auch  unterm  25.  April  1882  die 
erforderliche  landesherrliche  Bestätigung  erhielt. 

Eine  vollkommene  Grundkreditanstalt  war  damit  freilich 
noch  nicht  geschaffen,  denn  die  Darlehnsgewährung  blieb 
auch  weiterhin  auf  bestimmte  Zwecke  und  Unternehmungen 
beschränkt,  deren  Kreis  allerdings  gegen  früher  durch  Auf- 
nahme verschiedener  neuer,  zumal  der  F]rhaltung  des  Grund- 
besitzes in  der  Familie  und  der  Unterstützung  von  Meliorationen 
jeglicher  Art  erheblich   erweitert  worden  war.  Ausserdem 

1)  Vergl.  Seite  188. 

2)  Vergl.  Seite  193  bezw.  204. 

3)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Landständische  Bank  zu 
Bautzen. 


stand  noch  zu  befürchten,  dass  dem  Institute  infolge  der 
oben  dargelegten  Mängel  des  rheinischen  Hypothekarrechtes 
Schwierigkeiten  erwachsen  würden,  und  war  deshalb  auch 
bei  den  Verhandlungen  im  Provinzial-Landt  age  die  Frage 
aufgeworfen  worden,  ob  es  nicht  möghch  sei,  ihm  zum  Aus- 
gleich derselben  gewisse  gesetzliche  Privilegien  zu  verschaffen, 
wie  sie  s.  Zt.  in  Frankreich  dem  credit  foncier  verliehen 
worden  waren. 

Dieser  Anregung  folgend,  unterbreitete  der  Provinzial- 
Yerwaltungsrat  dem  Provinzial-Landtage^)  den  Entwurf  zu 
einem  Gesetze,  betr.  die  Verleihung  von  Vorrechten  an  die 
Provinzial-Hilfskasse,  nebst  einemNachtrag  zu  deren  Satzungen, 
welcher  ihren  Wirkungskreis  abermals  erweiterte,  und  fand 
auch  mit  beider  dessen  Zustimmung.  Dagegen  hatte  die 
Staatsregierung  zwar  gegen  letzteren  Punkt  nichts  einzuwenden, 
hielt  aber  die  beantragte  gesetzliche  Privilegierung  doch  für 
bedenklich  und  überwies  als  Ersatz  für  dieselbe  der  Provinzial- 
Vertretung  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Veräusseruug 
und  hypothekarische  Belastung  von  Grundstücken  im  Geltungs- 
bereiche des  rheinischen  Rechtes  zur  Begutachtung,  welcher 
die  schlimmsten  der  hier  in  Betracht  kommenden  Mängel 
desselben  beseitigte. 

Nachdem  dieser  Entwurf  vom  Landtage  der  Monarchie 
angenommen  und  unterm  20.  Mai  1885  zum  Gesetz  erhoben 
worden  war,  wurde,  zumal  auch  die  Staatsregierung  in  Fort- 
setzung der  hierdurch  eingeleiteten  Reform  bereits  mit  der 
P^inführung  der  Grundbuchordnung  in  der  Rheinprovinz  be- 
gonnen hatte,  endlich  der  letzte  Schritt  getan  und  die  Kasse 
durch  ein  vom  Provinzial-Landtage  am  17.  Februar  1888 
genehmigtes,  unterm  23.  April  desselben  Jahres  landesherrlich 
bestätigtes  Statut  in  eine  vollständige  Grund-  und  Korporations- 
kreditanstalt umgewandelt.  Sie  vertauschte  bei  dieser 
Gelegenheit  den  zu  ihrer  nunmehrigen  Tätigkeit  und  Be- 
stimmung nicht  mehr  recht  passenden  Namen  einer  Hilfskasse 
mit  demjenigen  einer  „Landesbank  der  Rheinprovinz". ^)  Da 
die  Satzungen  derselben,  welche  hauptsächlich  den  für  die 
Organisation  der  nassauischen  Landesbank  s.  Zt.  massgebend 
gewesenen  gesetzlichen  Bestimmungen  nachgebildet  worden 
sind,  ihrerseits  wieder  als  Muster  für  diejenigen  der  west- 

1)  In  der  Form  eines  Referates. 

2)  Ein  Zwangsvollstreckungsrecht  nach  Massgabe  des  Ges.  vom 
3.  August  1897  erhielt  die  Bank  durch  Statutennachtrag  vom 
3.  Februar  1899,  genehmigt  durch  landesherrlichen  Erlass  vom 
1.  Juli  1899.   Ihr  Sitz  befindet  sich  zu  Düsseldorf. 
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fälischen^)  gedient  haben,  so  wird  sich  die  nachfolgende 
Erörterung  im  allgemeinen  nur  mit  solchen  Einrichtungen 
zu  beschäftigen  brauchen,  welche  entsprechend  den  in  beiden 
Provinzen  herrschenden  besonderen  Verhältnissen  und  An- 
schauungen eine  Differenzierung  erfahren  haben. 

(Wirkungskreis.)  Durch  die  Statuten  sind  zwar  beide 
Banken  mit  genau  den  gleichen  Aufgaben  betraut  worden, 
doch  musste  sich  die  Tätigkeit  der  rheinischen  schon  deswegen 
wesentlich  anders  gestalten,  weil  in  ihrem  Geschäftsbezirke 
ein  landschaftlicher  Kreditverband,  welcher  ihrem  Kundenkreis 
speziell  die  grösseren  ländlichen  Grundbesitzer  entzogen  haben 
würde,  nicht  besteht.  Ausserdem  werden  von  ihr  auch 
städtische  Immobilien  in  grossem  Massstabe  beliehen,  während 
die  westfälische  hierauf  zu  gunsten  der  Sparkassen  bisher 
Verzicht  geleistet  hat.  2) 

(Sicherheitsbestellung.)  Die  Vorschriften  bezüglich  der 
Sicherheitsleistung  unterscheiden  sich  von  den  westfähschen 
vor  allem  dadurch,  dass  Darlehen,  für  welche  Hypothek- 
bestellung auf  Liegenschaften  angeboten  ist,  zwar  ebenfalls 
innerhalb  des  25 fachen  Betrages  des  Katastralreinertrages 
derselben  zu  stehen  kommen  müssen,  bei  Aufnahme  einer 
besonderen  Taxe  aber  nicht  innerhalb  der  ersten  Hälfte, 
sondern  der  ersten  2/3  des  ausgemittelten  Wertes.  Die 
Beleihungsgrenze  ist  also  in  diesem  Falle  erheblich  weiter 
gezogen  als  bei  der  vorbehandelten  Schwesteranstalt  und 
bleibt  nur  um  ein  Wertszwölftel  hinter  der  im  Gesetze  vom 
13.  Mai  1879  für  die  Hergabe  von  Geldmitteln  zu  dauernden 
Bodenverbesserungen  ohne  tatsächliche  Abschätzung  der  zu 
erwartenden  Wertsvermehrung  aufgestellten  zurück.  Dabei 
rauss  aber  noch  in  Betracht  gezogen  werden,  dass  die  Landes- 
bank bei  derartigen  Darlehen  einmal  die  Mitverpfändung  von 
der  Melioration  nicht  ergriffener  Liegenschaften  sowie  die 
Mitberücksichtigung  des  Wertes  von  Gebäuden^)  gestattet, 
und  überdies  eine  nicht  völlig  genügende  hypothekarische 
Sicherheit  unter  Umständen  durch  Bürgschaft  ergänzt  werden 
kann,^)  während  bei  einer  Landeskultur-Rentenbank  alles 
dies  nicht  zulässig  sein  würde. 

1)  Vergl.  Seite  212. 

2)  Vergl.  Seite  212. 

3)  Dieselben  dürfen  ebenso  wie  städtische  Immobilien,  Wälder 
und  Weinberge  bis  zur  Hälfte  einer  ad  hoc  aufzunehmenden  Taxe 
beliehen  werden. 

4)  Vergl.  Seite  213. 

5)  Eine  weitere  Abweichung  von  den  westfälischen  Be- 
stimmungen besteht  noch  darin,  dass  Grundbuch-  und  Sparkassen- 


(Betriebsmittel,  sonstige  Bedingungen  der  Darlehns- 
gewähruug.)  Spargelder  und  Depositen,  mit  Ausnahme  der 
vom  Provinzial-Verbaude  eingelegten,  dürfen  wie  in  West- 
falen nicht  zur  Gewährung  langfristiger  Darlehen  Verwendung 
finden  und  die  hierzu  erforderlichen  Kapitalien  müssen  des- 
halb ganz  überwiegend  durch  Ausgabe  von  Rheinprovinz- 
Anleihescheinen  2)  beschafft  werden,^)  mit  welcher  bereits  die 
Hilfskasse  kurz  vor  ihrer  ersten  Reorganisation  auf  grund 
eines  Privilegs  vom  5.  April  1880^)  begonnen  hatte. 

Während  aber  seitens  der  Staatsregierung  der  west- 
fälischen Landesbank  und  den  Provinzial-Hilfskassen  stets 
nur  die  Genehmigung  zur  Emission  von  Obligationen  in 
bestimmter  Höhe  erteilt  wird,  5)  hat  sie  dem  rheinischen 
Provinzial-Verband  in  dieser  Hinsicht  vor  kurzem  eine  wichtige 
Konzession  gemacht,  welche  allerdings  unter  dem  Vorbehalt 
jederzeitigen  Widerrufs  und  zunächst  überhaupt  nur  auf 
10  Jahre  erteilt  wurde.  Vorläufig  also  nur  bis  Ende  dieser 
Periode  ist  die  Landesbank  durch  Regulativ  vom  2.  Juni  1900 
ermächtigt  worden,  Schuldverschreibungen  bis  zum  Belaufe 
der  von  ihr  ausgegebenen,  statutengemäss  sichergestellten 
und  jeweilig  noch  nicht  amortisierten  Darlehen  in  den  Verkehr 
zu  bringen,  wobei  jedoch  die  zu  Provinzialzwecken  auf- 
genommenen Kapitalien  nur  insoweit  mit  in  Anrechnung 
gebracht  werden  dürfen,  als  die  nach  §  119  der  Provinzial- 
Ordnung  erforderliche  Zustimmung  des  Ministers  des  Innern 
zu  dem  betreffenden  Anleihebeschlusse  erteilt  worden  ist. 

Die  einzelnen  Serien  der  Obligationen  sind  im  allgemeinen 
mit  ^ü^/o  pro  Jahr  zu  amortisieren,  doch  steht  dem  Provinzial- 
Ausschusse  die  Befugnis  zu,  unter  Umständen  eine  Verstärkung 

forderungen  überhaupt  nicht  als  Unterpfand  angenommen  werden 
dürfen,  wohl  aber  Wertpapiere,  welche  ausserdem  auch  zur  völligen 
Deckung  nur  teilweis  grundversicherter  Kapitalien  Verwendung 
finden  können,  was  sich  bei  obigem  Vergleich  noch  weiterhin  zu 
gunsten  der  Landesbank  in  die  Wagschale  werfen  Hesse. 

1)  Vergl.  Seite  214. 

2)  Obligationenumlauf  Ende  1902:  S^/oige  28,505,800  Mark, 
3%Xige  14,767,200  Mark,  3i|„*^/oige  168,880,900  Mark,  S-'^l/ioige 
30,000,000  Mark,  4% ige  29,860,000  Mark.  Total:  272,013,400  Mark. 

3)  An  sonstig'en  Betriebsmitteln  verfügt  die  Bank  über  den 
Stammfonds  der  Hilfskasse  im  Betrage  von  3  Millionen  Mark,  eine 
Rücklage  in  Höhe  von  einer  Million  und  eine  vom  Provinzal-Verbande 
weiterhin  überwiesene  Summe  von  2  Millionen  Mark,  welche  ins- 
gesamt als  Darlehen  des  letzteren  zu  betrachten  und  ihm  aus  den 
.jährlichen  Überschüssen  mit  4^/o  zu  verzinsen  sind.  Vergl.  Seite  214, 
Anm.  6. 

4)  Lautend  über  3  Millionen  Mark. 

5)  Vergl.  Seite  84  bezw.  214. 


dieser  Tilgung  eintreten  zu  lassen  oder  den  gesamten,  noch 
in  Umlauf  befindlichen  Rest  auf  einmal  zur  Rückzahlung  zu 
kündigen.  Auf  grund  des  obigen  Regulativs  darf  die  Landes- 
bank aber  auch  zur  besonderen  Förderung  ihres  Grundkredit- 
geschäftes bei  der  Bewilligung  hypothekarisch  sicher- 
zustellender Darlehen  eine  10jährige  Unkündbarkeit  der- 
selben ausbedingen  und  einen  entsprechenden  Betrag  an 
Schuldverschreibungen  ausgeben,  hinsichtlich  deren  sie  für  die 
Dauer  von  10  Jahren  auf  jedwedes  Kündigungsrecht  verzichtet 
hat,  so  dass  in  diesem  Falle  die  Tügung  überhaupt  erst  nach 
Ablauf  der  Sperrfrist  beginnt,  dann  aber  derartig  verstärkt 
werden  muss,  dass  der  Abtrag  der  ganzen  Serie  in  der 
gleichen  Zeit  wie  ohne  jene  Hinausschiebung  zu  Ende  geführt 
werden  kann. 

Darlehen  werden  entweder  auf  Kündigung  oder  unkünd- 
bar gewährt  und  sind  in  letzterem  Falle  durch  Zahlung 
bestimmter,  gleichbleibender  Raten  oder  im  Wege  der  plan- 
mässigen  Amortisation  zu  tilgen.  In  gewissen  Ausnahmefällen 
ist  das  Institut  natürlich  auch  zur  Einziehung  seiner  unkünd- 
baren Forderungen  berechtigt,  während  andererseits  den 
Schuldnern  die  Befugnis,  sich  des  gesamten  Restes  ihrer 
Verpflichtungen  auf  einmal  zu  entledigen  oder  an  einem 
Zahlungstermine  mehrere  Abtragsquoten  zu  entrichten,  ab- 
gesehen von  der  obenerwähnten  Einschränkung,  in  vollem 
Umfange  gewahrt  ist. 

Bestimmte  Vorschriften  über  das  Mindestmass  der 
jährlichen  Tilgung  sind  im  Statut  nicht  enthalten,  sondern 
werden  auf  grund  von  dessen  §  7  durch  das  Kuratorium  der 
Anstalt  erlassen.  Angaben  über  die  derzeitige  Bemessung 
der  Minimalraten  waren  leider  nicht  erhältlich,  indessen  werden 
in  dem  der  Konferenz  der  Landesdirektoren  zu  Kiel  erstatteten 
Referate  des  Landeshauptmanns  Dr.  Klein  ^)  folgende  Sätze 
genannt : 

Für  Darlehen  auf  städtische  Grundstücke    .    .  2%. 
„          „         „    ländliche            „           .    .  l^joß) 
„    nichtpolitische  Korporationen  und  Kirchen- 
gemeinden  2^/o.^) 

„    Zivilgemeinden  und  Kreise  1%. 

Nicht  ausgeschlossen  ist  freilich,  dass  seitdem  wesentliche 
Modifikationen  vorgenommen  worden  sind. 

1)  Im  Abschnitt  Bestimmungen  über  Darlehnsausgabe  und 
Depositenannahme  vom  18.  März  1889." 

2)  Ausnahmsweise  auch  ^la^lo- 

3)  Ausnahmsweise  auch  l^j^, 
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Über  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Auszahlung* 
der  Darlehnsvaluten  und  die  Festsetzung  des  Zinsfusses 
erfolgt,  lässt  sich  leider  nur  sehr  wenig  berichten,  da  An- 
gaben, aus  denen  sich  ein  klares  Bild  der  hierbei  obwaltenden 
Verhältnisse  hätte  gewinnen  lassen,  nicht  erhältlich  waren. 
Die  Bemessung  des  Zinsfusses  ist  laut  Statut  dem  Kuratorium 
der  Landesbank  vorbehalten,  welches  auch  befugt  ist,  ihn 
„je  nach  dem  Bedürfnis  und  der  Nützlichkeit  der  Anstalten 
und  Unternehmungen  abzustufen, wobei  besonders  auf 
Herabminderung  desselben  eventuell  behufs  schnellerer  Tilgung 
der  Schuld  zunächst  für  ländliche  Darlehen  Bedacht  zu 
nehmen  ist".  Dementsprechend  werden  für  Ausleihungen 
letztgenannter  Art  stets  besonders  günstige  Verzinsungs- 
bedingungen  aufgestellt,  doch  ist  im  übrigen  aus  dem  vor- 
liegenden Material  nicht  zu  ersehen,  ob  und  welche  weitere 
Kategorien  der  Darlehnsnehmer  sich  der  gleichen  oder  einer 
ähnlichen  Bevorzugung  zu  erfreuen  haben  und  in  welcher 
Weise  diese  Abstufungen  vorgenommen  zu  werden  pflegen.''^) 

Da  infolge  teilweisen  Fehlens  der  erforderlichen  Unter- 
lagen einigermassen  sichere  Schlüsse  auf  die  Höhe  der 
durchschnittlichen  Differenz  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins 
nicht  gezogen  werden  können,  so  lässt  sich  natürlich  auch 
nicht  sagen,  ob  die  Anstalt  Meliorations-Unternehmern  zu 
billigeren  Sätzen  Geldmittel  vorzustrecken  vermag  als  eine 
Landeskultur-Rentenbank  bei  Erhebung  von  ^I^^Iq  Verwaltungs- 
kostenbeitrag. Im  Hinblick  auf  die  vorhandenen  Angaben 
dürfte  sich  jedoch  kaum  bezweifeln  lassen,  dass  dies  zum 
mindesten  bei  der  Aufnahme  von  Darlehen  seitens  einzelner 
Landwirte  tatsächlich  der  Fall  ist.  Bezüglich  der  Sicherheits- 
leistung werden  für  Kommunalverbände  und  öffentlich-rechtliche 
Körperschaften  die  beiderseitigen  Bedingungen  ungefähr  die 
gleichen  sein,  aber  auch  Privatpersonen  könnte  ein  Melio- 
rationskreditinstitut im  Sinne  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 


1)  Vergl.  Seite  216. 

2)  Während  des  Geschäftsjahres  1902  wurden  Kapitalien  neu 
aufgenommen  zu  S^l^^lo,  dem  Zinssatze  für  ländliche  Darlehen,  ausser- 
dem in  anscheinend  noch  grösserem  Umfange  zu  3^|4"|o  sowie  in 
schon  wesentlich  geringerem  zu  4^|o  und  stellte  sich  die  Verzinsung 
des  gesamten  üarlehnsbestandes  am  31.  März  1903  im  einzelnen 
wie  folgt: 


Zu  3^|/|o    123,813,982.53  Mark 


Zu     4t%    91,412,063.32  Mark 


„  3^18  „  300,000.— 
„  36|io  „  16,742,432.56 
„   3^14  „  47,641,646.40 


JJ      ^  l4    5?  '±I,D'±1,D^U.'±V  „ 

„  3'|8  „       6,656,906.12  „ 


„  4^„      6,366,122.42  „ 


„  41 8  „  237,756.80 
„  41  4  „  5,292,571.04 
„  41 3  „  22,500.- 
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im  allgemeinen  wohl  kaum  eine  wesentlich  weitgehendere 
Verschuldung  gestatten  als  die  in  Rede  stehende  Landesbank. 

(Wirksamkeit.)     Ausgeliehen  waren  von  letzterer  am 
31.  März  1903 1) 

auf  ländlichen  Grundbesitz  5,284  Posten  mit  79,803,920.94  Mk. 

„  städtischen        „        1,448     „      „  33,331,990.96  „ 
an  die  Provinz,  Kreise,  Zivil- 
u.  Kirchengemeinden  so- 
wie sonst.  Korporationen  2,192     „      „  141,279,410.97  „ 
zu  Kleinbahn-Unter- 
nehmungen     56     „      „  39,142,343.90  „ 
zu  Talsperren,  an  Genossen- 
schaften und  beteiligte 

 Kreise      22     „      „    4,928,314.82  „ 

zusammen  9,002Posten  mit  298,485,981.59  Mk. 

während  im  Geschäftsjahre  1902  zur  Auszahlung  gelangten:' 
An  den  Provinzial-Verband  1,861,742.24  Mk.  in  122)Darlehen, 
„  Kommunalverbände      17,206,716.52  „    „  341^)  „ 
„  Genossenschaften  2,736,108.72  „    „  44^) 

„  Landwirte  16,026,636.13  „    „  976^) 

„  sonstige  Private  6,693,111.78  „    „  3266) 

Zu  Kleinbahn- 
Unternehmungen  10,826,091.67  „    „  15^) 
Zu  Talsperren  940,000.—  „    „  8 

Lombard-Darlehen  4,500. —  „    ,,     1  „ 

Total  56,294,907.06Mk. in  1 ,723 Darlehen. 

Es  hat  demnach  die  Landesbank  unter  allen  bisher 
behandelten  Kreditinstituten  trotz  der  verhältnismässig  kurzen 
Zeit  ihres  Bestehens  den  weitaus  grössten  Darlehnsbestand 
aufzuweisen  und  speziell  in  dem  letzterwähnten  Rechnungs- 
jahre das  Kreditgeschäft  in  ganz  gewaltigem  Umfange 
betrieben,  wozu  wohl  auch  die  nach  nassauischem  Muster  vor 
kurzem  hegonnene  teilweise  Lokalisierung  desselben  durch 
Errichtung  zahlreicher  Agenturen  in  allen  Gegenden  ihres 
Wirkungskreises  ^)  nicht  unwesentlich  beigetragen  haben  wird. 

1)  Nach  Abzug  der  getilgten  Beträge. 

2)  Inklusive  1  Ratenzahlung. 

3)  „        8  Ratenzahlungen. 

4)  „  4 

5)  „  6 

6)  „  16 

7)  3 

8)  Vergl.  Seite  69. 

15* 


-    228  — 


Allerdings  übernahm  sie  bereits  von  ihrer  Vorgängerin  einen 
ziemlich  ansehnlichen  Betrag  ausstehender  Forderungen,  der 
sich  indessen  von  1885—1903  ungefähr  verzehnfachte,  was 
wohl  als  bestes  Beispiel  für  die  rapide  Entwickelung  ihres 
Geschäftsverkehres  angesehen  werden  darf. 

Nun  lagen  freihch  die  Verhältnisse  auch  insofern  sehr 
günstig,  als  mit  der  Konkurrenz  einer  Landschaft  nicht 
gerechnet  zu  werden  brauchte  ^)  und  die  Befriedigung  des 
Bedürfnisses  nach  landwirtschaftlichem  Grundkredit  durch 
Gewährung  unkündbarer  Amortisations-Darlehen  zu  einer 
Hauptaufgabe  gemacht  werden  konnte,  bei  welcher  speziell 
in  den  letzten  Jahren  durch  Aufstellung  sehr  günstiger  Ver- 
zinsungsbedingungen ^)  recht  bedeutende  Erfolge  erzielt  worden 
sind.  Ausserdem  hat  die  rheinische  Landesbank  wie  die 
westfälische,  aber  keineswegs  mit  so  weitgehender  Aus- 
schliesslichkeit wie  diese,  das  Kommunal-  und  Korporations- 
kreditgeschäft in  grossem  Massstabe  betrieben  und  endlich 
auch  nicht  unbeträchtliche  Summen  auf  städtischen  Grund- 
besitz ausgeliehen,  womit  sich  jene  bisher  nur  ausnahmsweise 
befasst  hat. 

In  welchem  Umfange  Darlehen  zur  Ausführung  von  im 
§  1  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  aufgeführten  Unter- 
nehmungen vorgekommen  sind,  lässt  sich  infolge  Fehlens 
genügender  statistischer  Nachweisungen  nicht  feststellen. 
Jedenfalls  ist  aber  anzunehmen,  dass  unter  den  „Genossen- 
schaften" sich  auch  Meliorationsverbände  befinden  werden 
und  nebendem  noch  Kommunen  sowie  einzelne  Landwirte  zur 
Bestreitung  der  Kosten  von  Meliorationen  und  ähnlicher  An- 
lagen Geldmittel  erhalten  haben.  In  dem  vorliegenden 
Geschäftsbericht  für  1902  befindet  sich  nun  zwar  eine 
Zusammenstellung  der  Verwendungszwecke  der  neubewilligten 
ländlichen  Darlehen,  von  denen  ' 

14,188,142  Mk.  zur  Konvertierung  bestehender,  höher 
verzinslicher  Hypothekenschulden, 
1,279,703    „    zur  Abstossung  sonstiger  Schulden, 
2,239,449        zu  Erbauseinandersetzungen, 
4,349.920    „    zu    Neubauten    und    sonstigen  Ver- 
besserungen bestimmt  waren,  doch  spezialisiert  sie  eben  nicht 
ganz  in  der  hier  erforderlichen  Weise.^) 

1)  Zum  Geschäftsbezirk  der  WestfäHschen  Landschaft  (Vergl. 
Seite  217)  gehören  allerdings  auch  die  rheinischen  Kreise  Rees, 
Ruhrort,  Mülheim  a.  d.  R.,  Essen  Stadt  und  Land  sowie  Duisburg  Stadt. 

2)  Vergl.  Seite  226. 

3)  Bemerkt  werden  möge  noch,  dass  eine  Landeskultur-Renten- 
bank zwar  auch  im  stände  gewesen  wäre,  die  Finanzierung  der 
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2.  Meliorations-Fonds. 

In  der  Verwaltung  der  Landesbank  befindet  sich  auch 
der  Rheinische  Meliorations-Fonds/)  von  dessen  Stamm- 
kapital im  Betrage  von  2  Millionen  Mark  am  31.  März  1903 
1,757,097.19  Mark  in  Subventions-Darlehen  angelegt  waren. 
Zur  Bewilligung  von  Unterstützungen  aus  demselben  stehen 
aber  lediglich  die  zurückfliessenden  Amortisationsraten  und 
sonstige  Abträge  zur  Verfügung,  da  das  Zinserträgnis  ^)  wie 
auch  stets  ein  beträchtlicher  Teil  der  Überschüsse  der  Landes- 
bank an  die  „Verwaltung  der  landwirtschaftlichen  Angelegen- 
heiten" des  Provinzial- Verbandes  abgeführt  wird. 

Letztere  wirft  in  ihrem  Spezial-Etat  „zu  Beihilfen  für 
landwirtschaftliche  Unternehmungen"  2  Posten  aus,  von 
denen  der  eine  im  Betrage  von  220,000  Mark  den  Zuschuss 
der  Provinz  zu  dem  mit  jährlich  insgesamt  440,000  Mark 
dotierten  Westfonds  darstellt,  aus  welchem  jedoch  nur  zur 
Hebung  der  Landwirtschaft  in  den  wirtschaftlich  zurück- 
gebliebenen Gebirgsgegenden  der  Eheinlande^)  Geldmittel 
gegeben  werden  dürfen.^) 

Für  das  übrige  Gebiet  der  Provinz  ist  der  Allgemeine 
landwirtschaftliche  Fonds  bestimmt,  welcher  in  der 
gleichen  Weise  und  zu  den  nämlichen  Zwecken  verwandt 
wird  wie  jener.  Aus  diesem  zweiten  Fonds  wurden  während 
des  Etatsjahres  1901  141,302. —  Mark  an  Unterstützungen 
bewilligt,  ausserdem  aber  noch  64,197.45  Mark  an  feststehenden 
Beihilfen  gezahlt. 

3.  Landeskultur-Rentenbank-Frage. 

Die  Frage  der  Errichtung  eines  besonderen  Meliorations- 
kreditinstitutes in  den  Rheinlanden  wurde  schon  kurze  Zeit 
nach  Erlass  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  in  ähnlicher 
Weise  wie  in  Ostpreussen  entschieden,  indem  bei  der  ersten 
Reorganisation  der  Hilfskasse  ^)  in  den  von  einer  Kommission 
des  Provinzial-Verwaltungsrates  im  Jahre  1880  ausgearbeiteten 


Talsperren  zu  übernehmen,  aber  doch  nicht  ganz  in  dem  gleichen 
Umfange  wie  das  in  Rede  stehende  Institut,  da  sie  zwar  den  be- 
treffenden Genossenschaften,  aber  nicht  den  beteiligten  Kreisver- 
bänden Geldmittel  hätte  vorschiessen  können. 

1)  Vergl.  Seite  81. 

2)  Durchschnittlich  50—55,000  Mark  pro  Jahr. 

3)  Eifel,  Hochwald,  Hunsrück,  Westerwald,  Hessisches  Hinter- 
land, Bergisches  Land,  Bönninghardt. 

4)  Vergi.  Seite  179. 

5)  Vergl.  Seite  221, 


Statutenentwurf  ein  Passus  aufgenommen  wurde,  demzufolge 
auch  Kapitalien  „an  städtische  und  ländliche  Grundbesitzer 
oder  Verbände  derselben  zu  den  in  §  1  des  Gesetzes,  betr. 
die  Errichtung-  von  Landeskultur-Rentenbanken,  vorgesehenen 
Zwecken"  gewährt  werden  sollten. Dazu  war,  obwohl  man 
sich  an  die  durch  dasselbe  aufgestellten  Normativbestimmungen 
im  übrigen  keineswegs  gebunden  hatte,  ursprünglich  noch  die 
weitere  Bestimmung  eingesetzt  worden,  dass  derartige  Dar- 
lehen des  Privilegs  der  Stempel-  und  Gebührenfreiheit ^)  teil- 
haftig werden  sollten,  doch  musste  deren  Streichung  erfolgen, 
weil  der  Oberpräsident  mit  Schreiben  vom  9.  November  1881 
erklärte,  dass  solche  Vorrechte  der  Hilfskasse  unter  den 
obwaltenden  Verhältnissen  nur  durch  ein  besonderes  Gesetz 
verliehen  werden  könnten.  Die  ersterwähnte  Vorschrift  ging 
dagegen  in  das  neue  Statut  über  und  ist  bis  zur  abermaligen 
Umgestaltung  desselben  bezw.  zum  Fortfall  der  Beschränkung 
der  Kreditgewährung  auf  bestimmte  Zwecke  und  Unter- 
nehmungen in  Kraft  gewesen. 


15.    Spar-  und  Leihkasse 
fiir  die  Hohenzollernschen  Lande.  ^) 

Zu  Ende  des  Abschnittes  möge  noch  die  Spar-  und 
Leihkasse  für  die  Hohenzollernschen  Lande  Erwähnung  finden, 
welche  allerdings  von  Hecht  den  staatlichen  bezw.  provinziellen 
Bodenkreditinstituten  nicht  zugerechnet  wird,^)  während  ihr 
andererseits  die  preussische  Staatsregierung  diesen  Charakter 
ausdrücklich  zugebilligt  hat,  denn  ein  Zwangsvollstreckungs- 
recht nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  3.  August  1897, 
welches  sie  durch  Statutennachtrag  vom  9.  April  1900  erhielt, 
kann  laut  §  1  dieses  Gesetzes  ausser  den  öffentlichen  land- 
(ritter-)schaftlichen  Kreditanstalten  nur  noch  „provinzial- 
(kommunal-)ständischen  öffentlichen  Grundkreditinstituten" 
verliehen  werden. 

Die  Kasse  ist  als  Hohenzollern-Sigmaringensches  Staats- 
institut unterm  4.  November  1834  mit  einem  Fundationskapital 

1)  Vergl.  Schober,  Die  Landesk.-Rentenb.  etc.,  Seite  21. 

2)  Vergl.  Seite  89. 

S)  Vergl.  Gesetz  vom  17.  März  1854,  betr.  die  Spar-  und  Leihk. 
für  die  Hohenz.  Lande;  Statut  der  Spar-  und  Leihk.  für  die  Hohenz. 
Lande  vom  10.  August  1888  nebst  Nachtrag  vom  9.  April  1900; 
Rechenschaftsbericht  der  Spar-  und  Leihk.  für  das  Jahr  1902. 

4)  Vergl.  Seite  86  bezw.  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred., 
1.  Bd.,  Seite  169. 
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von  10,000  Gulden  ins  Leben  gerufen  und  nach  dem  Übergang 
der  Hohenzollernschen  Lande  in  preussisclien  Besitz  durch 
Gesetz  vom  17.  März  1854  neuorganisiert  sowie  durch  landes- 
herrlichen Erlass  vom  20.  April  1854  mit  einem  weiteren 
Eigenfonds  von  20,000  Gulden^)  ausgestattet  w^orden.^) 
Wesentliche  Veränderungen  erfuhren  die  Verhältnisse  der 
Anstalt  infolge  des  Erlasses  der  Hohenzollernschen  Amts- 
und Landesordnung  vom  2.  April  1873  und  der  königlichen 
Verordnung  vom  13.  November  1882,  durch  welche  sie  in  das 
Eigentum  des  auf  grund  der  ersteren  neugebildeten  Landes- 
kommunalverbandes  der  Hohenzollernschen  Lande  übergeführt 
wurde,  der  die  subsidiäre  Garantie  für  ihre  Verbindlichkeiten 
übernahm  und  ihrer  mehrfach  veralteten  Organisation  durch 
Aufstellung  eines  neuen,  vom  Landesausschuss  am  15.  Juni 
1888^)  abgefassten  und  unterm  10.  August  1888  landesherrlich 
genehmigten  Statutes  eine  den  veränderten  Verhältnissen  und 
Bedürfnissen  angepasste  Grundlage  gab. 

(Wirkungskreis,  Sicherheitsbestellung.)  Laut  dessen  §  3 
soll  die  Kasse  den  landwirtschaftlichen,  gewerblichen  und 
Kommunalkredit  „zunächst  in  Hohenzollern"  pflegen  und 
fördern,  Gelegenheit  zur  Anlage  verfügbarer  Kapitalien  bieten, 
insbesondere  aber  auch  als  Sparkasse  den  weniger  bemittelten 
Klassen  die  nutzbringende  Ansammlung  kleiner  Kapitalien 
ermöglichen  sowie  endlich  den  Geldverkehr  in  den  Hohen- 
zollernschen Landen  erleichtern  und  fördern.  Sie  ist  also 
das  einzige  der  bisher  behandelten  Kreditinstitute,  dessen 
Wirkungskreis  nicht  in  strikter  Weise  auf  ein  bestimmtes 
Gebiet  beschränkt  ist,  doch  wohnt  deswegen  ihrer  Tätigkeit, 
welche  ausserhalb  HohenzoUerns  nur  als  sehr  geringfügig 
bezeichnet  werden  kann,^)  ein  gewissermassen  spekulativer 
Charakter  durchaus  nicht  etw^a  inne. 


1)  Als  „Stiftungskapitalien"  führt  die  Bilanz  für  1902  einen 
Posten  von  51,428.57  Mark  auf. 

2)  Sie  erhielt  bei  dieser  Gelegenheit  ihren  jetzigen  Namen, 
da  ihr  Wirkungskreis  nun  auch  auf  das  ehemalige  Fürstentum 
Hohenzollern-Hechingen  unter  Errichtung  einer  Filiale  in  letzterer 
Stadt  ausgedehnt  wurde,  blieb  aber  wie  bisher  Staatsinstitut,  ohne 
dass  jedoch  eine  staatliche  Haftung  für  ihre  Verbindlichkeiten  be- 
standen hätte,  denn  laut  §  73  des  letztgenannten  Gesetzes  sollen  als 
Sicherheit  für  die  Gläubiger  lediglich  „sämtliche  Aktiven  ein- 
schliesslich des  Stiftungskapitals"  dienen. 

3)  Nach  den  Beschlüssen  des  Kommunal  -  Landtags  vom 
Dezember  1887. 

4)  Die  Darlehnsforderungen  in  anderen  Gebietsteilen  beliefen 
sich  laut  Bilanz  für  1902  nur  auf  etwa  l^la^io  des  Gesamtbestandes. 
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Darlehen  können  gegen' selbstschuldnerische  Bürgschaf t,  i) 
Verpfändung  hypothekarisch  sichergestellter  Forderungen 
oder  gewisser  Wertpapiere,  endlich  gegen  Hypothekbestellung 
auf  städtischem  und  ländlichem  Grundbesitz  gegeben  werden, 
ohne  dass  jedoch  die  Ergänzung  einer  dieser  Sicherheiten 
durch  eine  oder  mehrere  andere  ausdrücklich  für  zulässig 
erklärt  worden  wäre.  Gemeinden  und  staatlich  genehmigte 
Meliorationsverbände  sind  unter  den  allgemein  üblichen  Vor- 
aussetzungen und  Bedingungen  von  der  Beibringung  eines 
Spezialpfandes  befreit  und  in  dieser  Hinsicht  also  ebenso 
günstig  gestellt  wie  bei  einer  Landeskultur-Rentenbank. 

Bei  hypothekarischer  Eintragung  müssen  die  Darlehen 
stets  an  1.  Stelle^)  und  zwar  innerhalb  der  ersten  Hälfte 
des  von  sachverständiger  Seite  zu  ermittelnden  Wertes  der 
Pfandobjekte  zu  stehen  kommen,  wobei  indessen  noch  die 
Einschränkung  getroffen  worden  ist,  dass  Gebäude  nicht  über 
des  Brandversicherungsauschlages  hinaus  beliehen  werden 
dürfen.  Da  nun,  wie  bereits  bemerkt,  die  Sicherheitsleistung 
sowohl  mit  städtischen  wie  ländlichen  Immobilien  bewirkt 
werden  kann,  so  würde  sich  unter  Umständen  für  den  einzelnen 
Landwirt  bei  der  Beschaffung  von  Geldmitteln  zu  dauernden 
Bodenverbesserungen  gegenüber  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  allerdings  der  Vorteil  ergeben, 
dass  er  eventuell  städtischen  Besitz  oder  von  der  Melioration 
nicht  berührte  Ländereien  zur  Mitverpfändung  anbieten  kann, 
auch  eine  angemessene  Berücksichtigung  des  Wertes  land- 
wirtschaftlicher Gebäude  zulässig  sein  würde. 

(Sonstige  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung,  Betriebs- 
mittel) Hypothekarische  Darlehen  können  zwar  sowohl  auf 
Kündigung  als  unkündbar  gegen  planmässige  Amortisation, 
welche  auf  mindestens  ^/g^/o  pro  Jahr  bemessen  werden  muss, 
gewährt  werden,  doch  ist  es  dem  Ermessen  der  Direktion 
der  Anstalt  anheimgegeben,  eventuell  den  letzteren  Rück- 
zahlungsmodus  zur  Bedingung  zu  macheu,  welcher  für 
Gemeinden  etc.  überhaupt  obligatorisch  ist,  aber  auch  sonst 
durchaus  die  Regel  bildet.  Unter  gewissen  Verhältnissen 
besitzt  natürlich  auch  die  Spar-  und  Leihkasse  das  Recht 
zur  Einziehung  ihrer  im  übrigen  unkündbaren  Forderungen, 
während  den  Schuldnern  die  gänzliche  oder  teilweise  Ab- 


1)  In  diesem  Falle  im  allgemeinen  nur  bis  zum  Betrage  von 
4,000  Mark. 

2)  Falls  nicht  die  vorgehenden  Forderungen  der  Anstalt  selbst 
gehören. 
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stossung  hypothekarisch  sichergestellter  Verpflichtungen  jeder- 
zeit gestattet  ist. 

Die  zur  Auszahlung  der  Schuldkapitalien  erforderlichen 
Mittel  werden  in  der  Hauptsache  durch  x\nnahme  von  Spar- 
kassen-Einlagen und  Ausgabe  von  „Kassenscheinen"  beschafft, 
welch  letztere  „bei  Bedürfnis"  bis  zur  Höhe  des  Betrages 
der  gesamten  dem  Institute  zustehenden  hypothekarischen 
Forderungen  zuzüglich  der  von  Gemeinden,  staatlich  genehmig- 
ten Meliorationsverbänden  und  gemeinnützigen  Genossen- 
schaften geschuldeten  Summen  in  den  Verkehr  gebracht 
werden  dürfen.  Sie  können  zwar  laut  Statut  sowohl  auf  den 
Namen  als  den  Inhaber  ausgestellt  werden  und  entweder 
seitens  der  Eigentümer  unkündbar  oder  mit  sechsmonatlicher 
Frist  kündbar  sein, 2)  doch  kommen  gegenwärtig  nur  noch 
kündbare,  unübertragbare  Namenskassenscheine  zur  Ausgabe, 3) 
denen  natürlich  der  Charakter  eines  marktgängigen  Wert- 
papieres  vollkommen  abgeht.  Als  einigermassen  bedenklich 
muss  ja  diese  Verwendung  kündbarer  Kapitalien  zur  Ge- 
währung langfristiger  Amortisations-Darlehen  auf  jeden  Fall 
bezeichnet  werden,  eine  Ansicht,  die  auch  in  den  Satzungen 
der  Kasse  selbst  insofern  zu  Tage  tritt,  als  dieselben  den 
Landesausschuss  ermächtigen,  in  „ausserordentlichen  Fällen, 
wie  bei  Kriegsdrohung,  Geldkrisen  und  ähnlichen  Ereignissen" 
mit  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern  die  sechsmonatliche 
Kündigungsfrist,  so  lange  es  notwendig  erscheint,  zu  erweitern.^) 


1)  Sofern  es  sich  um  Beträge  von  mehr  als  100  Mark  handelt, 
muss  allerdings  eine  dreimonatliche  Kündigungsfrist,  vom  ersten  des 
auf  die  Anzeige  folgenden  Monats  an  gerechnet,  beobachtet  werden. 

2)  In  letzterem  Falle  darf  jedoch  die  Kündigungsbefugnis  auch 
für  eine  Reihe  von  Jahren  ausgeschlossen  werden. 

3)  Infolge  des  Umstandes,  dass  der  Handel,  welcher  häufig-  mit 
Inhaber-Kassenscheinen  g-etrieben  wurde,  zu  Unträglichkeiten  führte. 

4)  Spareinlagen  bis  zur  Summe  von  500  Mark  werden  in  ein 
Sparkassenbuch  Litt.  A,  weitere  Einzahlungen  derselben  Person  bis 
zu  höchstenfalls  nochmals  5,000  Mark  dagegen  in  ein  solches  Litt.  B 
eingetragen  und  um  niedriger  verzinst  als  jene.  Derartige 
Gelder  werden  ebenfalls  in  beträchtlichem  Umfange  in  unkündbaren 
Darlehen  angelegt,  wogegen  sich  die  oben  geäusserten  Bedenken 
noch  mit  weit  mehr  Berechtigung  geltend  machen  Hessen,  doch  ist 
die  Kasse  auch  vor  deren  Abf Hessen  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
dadurch  geschützt,  dass  der  Landesausschuss  wenigstens  für  die  auf 
Bücher  Litt.  B  eingezahlten  Summen,  welche  laut  Bilanz  für  1902 
ungefähr  %  des  gesamten  Bestandes  an  Sparkapitalien  ausmachen, 
die  6  monatlichen  Kündigungsfrist  nötigenfalls  erweitern  darf.  Die 
Guthaben  Litt.  A  können  allerdings  unter  allen  Verhältnissen  bis 
zum  Betrage  von  200  Mark  jederzeit  ohne  irgendwelche  weiteren 
Förmlichkeiten  ganz   oder  teilweise  abgehoben  werden,  während 
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Die  Auszahlung"  der  Darlehen  erfolgt  natürlich  stets  in 
barem  Gelde  und  im  allgemeinen  auch  in  voller  Höhe  ihres 
Nennbetrages.  5)  Der  Zinsfuss  für  hypothekarische  und 
Gemeindedarlehen  wird  auf  Vorschlag  des  Direktoriums  der 
Anstalt  vom  Landesausschusse  mit  Genehmigung  des  Ministers 
des  Innern  festgesetzt  und  ist  jedenfalls  um  einen  bestimmten 
Prozentsatz  höher  als  derjenige  der  Kassenscheine  und  Spar- 
einlagen, doch  lassen  sich  Angaben  über  den  usuellen  oder 
auch  nur  derzeitigen  Betrag  dieser  Differenz  dem  vorliegenden 
Geschäftsberichte  nicht  entnehmen.  Ob  er  im  allgemeinen 
günstiger  für  den  Schuldner  ist  als  derjenige  der  Landes- 
kultur-Rentenbanken, möge  aber  auch  an  und  für  sich  dahin- 
gestellt bleiben,  da  ein  diesbezüglicher  Vergleich  infolge  der 
von  den  entsprechenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  so  gänzlich  verschiedenen  Art  und  Weise,  in 
welcher  sich  die  Spar-  und  Leihkasse  Betriebsmittel  beschafft, 
kaum  angängig  sein  dürfte. 

(Wirksamkeit.)  Im  wesentlichen  nur  zur  Ergänzung 
des  bisher  Bemerkten  mögen  zum  Schluss  noch  der  Bilanz 
für  1902  folgende  Zahlen  entnommen  werden: 

Es  finden  sich  unter  den  Passivis 
4% ige,  8  Jahre  unkündbare  Inhaberkassen- 
scheine   1,676,900.— Mk. 

3^/2^/0 ige  kündbare  Inhaberkassenscheine  .  1,056,700. —  „ 
3^/2^/0 ige  kündbare  Namenskassenscheine  .  11,900. —  „ 
33/4^/0  ige  kündbare  Nameuskassenscheine  .  11,781,600. —  „ 
Sparkassen-Einlagen  Litt.  A  zu  33/4O/Q  Ver- 
zinsung   10,020,963.64  „ 

Sparkassen-Einlagen  Litt.  B  zu  3V2^/o 

zinsung   5,913,595.62  „ 

unter  den  Aktiven  dagegen 

Hypothekar.  Amort.-Darlehen  zu  3^/4 — 4^2^/0 

Verzinsung   20,088,817.62  Mk. 

Hy  pothekar.Kündig.-Darlehen  zu3'^/4 — 4  V  2^/0 

Verzinsung   466,615.07  „ 

Gemeinde-,  etc.-Darlehen     ....    .    .  1,939,434.41  „ 

in  8,076,  94  und  176  Posten. 


solche  von  200—500  Mark  auf  Verlangen  der  Anstalt  3  Monate  zuvor 
abgekündigt  werden  müssen. 

1)  Eventuell  unter  Abzu^  eines  Betrages  bis  zur  Höhe  von 
i!s"|o  des  Darlehnsbetrages,  wenn  die  Realisierung  mit  besonderen 
Kosten  verknüpft  war. 
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Wenn  nun  auch  anzunehmen  ist,  dass  sich  hierunter 
einzelne  Meliorations-Darlehen  befinden  werden,  so  kann 
doch  in  dem  verhältnismässig  eng  begrenzten  eigentlichen 
Geschäftsbezirk  der  Bedarf  an  solchen  kaum  so  gross  sein, 
dass  er  die  Begründung  einer  besonderen  Landeskultur- 
Rentenbank  rechtfertigen  würde,  wozu  allerdings  der  Hohen- 
zollernsche  Landeskommunalverband  nach  den  Motiven  zu 
§§  2  und  3  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  an  sich  voll- 
kommen befugt  wäre. 


Die  Meliorations-  und 
öffentlichen  Grundkreditinstitute  der  übrigen 
deutschen  Bundesstaaten. 


1.    Königlich  Bayrische  Landeskultur- Renten -Ansialt.i) 

Im  dritten  Abschnitte  der  Arbeit,  welcher  gewisser- 
niassen  nur  einen  Anhang  zu  dem  eben  beschlossenen  zweiten 
bilden  soll,  wird  nunmehr  zu  untersuchen  sein,  in  welcher 
Weise  andere  deutsche  Bundesstaaten  die  Aufgabe,  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  die  Durchführung  von  Melio- 
rationen durch  Erschliessung  einer  zweckentsprechend  orga- 
nisierten regulären  Kreditquelle  zu  erleichtern,  zu  lösen 
versucht  haben, 2)  um  durch  Vergleichung  ihrer  diesbezüg- 
lichen Einrichtungen  mit  den  früher  behandelten  preussischen 
eventuell  Unterlagen  für  die  im  dritten  Abschnitt  anzuregende 
Umgestaltung  der  letzteren^)  zu  gewinnen.  Demgemäss 
sollen  im  folgenden  zunächst  die  Grundlagen  der  Organisation 
der  ausserpreussischen  Landeskultur-Rentenbaoken  einer  kri- 
tischen Beleuchtung  unterzogen  und  den  einschlägigen  Nor- 
mativvorschriften des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  gegenüber- 
gestellt werden,  die  späteren  Kapitel  dagegen  der  Erledigung 
der  Frage  gewidmet  sein,  ob  und  inwieweit  die  in  verschie- 
denen der  kleineren  Staaten  vorhandenen  „Landeskredit- 
kassen"  befähigt  erscheinen,  sich  über  den  Rahmen  ihrer 


1)  Vergl.  Art.  „Landeskultur-Rentenbanken"  im  Handw.  der 
Staatw.;  Denkschrift  der  Landwirtschaftskammer  für  die  Prov. 
Sachsen;  Bekanntmachung,  die  Redaktion  des  Gesetzes  über  die 
Landesk.-Rentenanst.  betr.,  vom  30.  Mai  1900;  Bekanntmachung, 
Anleitung  zur  Behandlung  der  Gesuche  um  Landesk. -Rentendarlehen 
betr.,  vom  19.  März  1901;  „Die  bayrische  Landeskultur-Rentenanstalt, 
Geschäftsbericht  für  die  Jahre  1884—1894,  erstattet  von  der  Kgl. 
Landeskultur-Rentenkommission";  Geschäftsberichte  der  Kgl.  Landes- 
kultur-Rentenkommission für  die  Jahre  1897 — 1902. 

2)  Vergl.  Seite  2. 

3)  Vergl.  Seite  3. 
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Tätigkeit  als  Grundkreditinstitute  hinaus  speziell  der  För- 
derung der  Landeskultur  zu  widmen.^)  Selbstverständlich 
waren  auch  bei  der  Behandlung  der  Banken  letzterer  Art 
diejenigen  P^inrichtungen,  welche  zur  Erleichterung  der  Ent- 
nahme von  Meliorations-Kapitalien  dienen  sollen,  mit  den 
entsprechenden  Bestimmungen  des  obenerwähnten  preussischen 
Gesetzes  zu  vergleichen  und  ebenso  musste  bei  ihnen  die  wie 
im  vorigen  Abschnitte  den  Erörterungen  über  die  Organi- 
sation der  einzelnen  Anstalten  jedesmal  angefügte  kurze 
Übersicht  über  deren  bisheriges  Wirken  im  besonderen  über 
den  Umfang  der  zur  Vornahme  von  dauernden  Bodenver- 
besserungen und  ähnlicher  Arbeiten  hingeliehenen  Geldmittel 
Auskunft  geben^  soweit  sich  überhaupt  dem  vorliegenden 
Material  die  dazu  erforderlichen  statistischen  Angaben  ent- 
nehmen Hessen. 

Das  Meliorationskredit-Institut  des  zweitgrössten  deut- 
schen Bundesstaates,  die  Kgl.  Bayrische  Landeskultur-Renten- 
anstalt, ist  durch  Gesetz  vom  21.  April  1884  mit  der  Be- 
stimmung, die  Beschaffung  amortisierbarer  Darlehen  zur 
xAusführung  von  Kultur-Unternehmungen  zu  erleichtern,  ins 
Leben  gerufen'-^)  und  mit  einem  durch  das  Finanzgesetz  für 
die  XVII.  Finanzperiode  ^)  beschafften  staatlichen  „Verlags- 
kapital" im  Betrage  von  50,000  Mark  ausgestattet  worden. 
Die  Verwaltung  ihres  Aktiv-  und  Passivvermögens  obliegt 
der  bei  der  königlichen  Staatsschuldentilgungsanstalt  be- 
stehenden Grundrentenablösungskasse,  während  die  eigent- 
lichen Geschäfte,  wie  Prüfung  und  Bescheidung  der  Kredit- 
gesuche, der  Vollzug  der  Darlehen  und  die  Überwachung  der 
Verwendung  derselben,  von  einer  besonderen,  im  Ministerium 
des  Innern  gebildeten  „Landeskultur-Rentenkommission"  ge- 
führt werden,  deren  Zusammensetzung  durch  landesherrliche 
Verordnung  vom  4.  Juni  1884  geregelt  worden  ist. 

Die  Anstalt  ist  mit  ganz  ähnlichen  Privilegien,  wie  sie 
den  preussischen  Landeskultur-Rentenbanken  zustehen,  aus- 
gestattet worden,  denn  die  laufenden  Leistungen  der  Schuldner 
können  von  den  mit  deren  Einzug  betrauten  Rentämtern  er- 
forderlichenfalls im  Vollstreckungs wege  beigetrieben  werden 
und  für  anlässlich  von  Kapitalaufnahmen  notwendig  werdende 
Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  wie  auch  für  Verhand- 
lungen und  Bescheide  in  Landeskultur-Rentensachen  gelangen 


1)  Vergl.  Seite  71. 

2)  Ihre  Tätigkeit  begonnen  hat  die  Bank  am  1.  Juli  1884. 

3)  §  5  Ziffer  IV. 


Gebühren  nicht  zur  Erhebung.^)  Zur  Ausgabe  von  Inhaber- 
papieren in  einem  lediglich  vom  Betrage  der  ausstehenden 
Schuldf orderungen  abhängigem  Umfange^)  ist  die  Anstalt 
allerdings  nicht  befugt,  sondern  der  Umlauf  an  Landeskultur- 
Eentenscheinen  hat  sich  innerhalb  ganz  bestimmter,  durch 
Finanzgesetz  vorgeschriebener  Grenzen  zu  halten,  weil  die 
gesamte  Darlehnsgewährung  mit  einer  direkten  Subventio- 
nierung und  demzufolge  auch  mit  Opfern  für  den  Staat  3) 
verknüpft  ist>)  Da  der  Aktivzins,  wie  noch  an  späterer 
Stelle  zu  erörtern  sein  wird,  stets  unter  den  Selbstkosten 
der  fremden  Gelder  bleibt,  so  müssen  zur  Ausgleichung  der 
hierdurch  entstehenden  Differenzen  und  zur  Deckung  der 
Verwaltungsunkosten  ständig  Geldmittel  im  Haushaltsplan 
zur  Verfügung  gestellt  werden,^)  deren  sozusagen  fort- 
dauernde Bewilligung  bis  zu  einem  gewissen,  im  voraus 
allerdings  nicht  ganz  genau  abschätzbaren  Maximum  seitens 
der  gesetzgebenden  Faktoren  in  der  Weise  erfolgt,  dass 
diese  sich  mit  der  Emission  eines  bestimmten  Obligationen- 
quantums einverstanden  erklären. 

(Wirkungskreis.)    Kapitalien  können  bei  der  Anstalt 
gegenwärtig  entliehen  werden  zu 

1.  Bewässerungs-  und  Entwässerungs-Ünternehmungen, 

2.  Korrektionen  an  Bächen  und  Privatflüssen,  Anlagen  zum 
Uferschutz  und  zum  Schutze  gegen  Überschwemmungen, 

3.  Flurbereinigungen, 

4.  Urbarmachungen    öder    Flächen,    Meliorationen  von 
Feldern,  Wiesen,  Weiden  und  Moorgründen, 

5.  Aufforstungen  öder  Flächen, 

6.  Anlagen  und  Meliorationen  von  Weinbergen, 

7.  Obstbau  und  Weidenkulturen, 

8.  Fischereianlagen, 

9.  Wegeanlagen,  welche  zu  einer  besseren  Benutzung  land- 
oder  forstwirtschaftlichen  Grundbesitzes  bestimmt  sind, 

10.  Wasserversorgungen  ländlicher  Gemeinden.^) 

1)  Vergl.  Seite  89. 

2)  Vergl.  Seite  91. 

3)  Vergl.  Seite  15. 

4)  Vergl.  Seite  16. 

5)  Vergl.  Seite  16. 

6)  Ursprünglich  wurden  nur  zu 

1.  Ent-  und  Bewässerungs-Unternehmungen, 

2.  Korrektionen  an  Bächen  und  Privatflüssen,  Anlagen  zum  Ufer- 
schutz und  zum  Schutze  gegen  Überschwemmungen, 

3.  Zusammenlegungen  von  Grundstücken, 

4.  Urbarmachungen  öder  Flächen,  Meliorationen  von  Feldern  und 
Wiesen, 
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Ihr  Wirkungskreis  ist  demnach  in  ganz  ähnlicher  Weise 
abgegrenzt  wie  derjenige  der  preussischen  Meliorationskredit- 
institute durch  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879,  wenn  dies 
auch  bei  einem  Vergleich  mit  dessen  diesbezüglichen  Nor- 
mativbestimmungen 1)  auf  den  ersten  Blick  vielleicht  als  nicht 
so  ganz  zutreffend  erscheinen  mag,  und  ist  insbesondere  auf 
die  Unterstützung  sämtlicher  Massnahmen  von  einiger  Wich- 
tigkeit ausgedehnt,  welche  unter  den  Begriff  der  „Förderung 
der  Bodenkultur"  fallen.  Die  Flurbereinigung  als  solche 
wird  ja  allerdings  in  letztgenanntem  Gesetze  nicht  unter  den 
in  diese  Kategorie  gehörigen  Unternehmungen  aufgeführt, 
obwohl  sie  zweifellos  dorthin  zu  rechnen  sein  würde,  doch 
könnte,  da  die  Dienste  der  Landeskultur-Rentenbanken  für 
die  Ausführung  sämtlicher  mit  ihr  verbundener  Folgearbeiten 
zur  Verfügung  gestellt  werden,  höchstens  die  Frage  streitig 
sein,  ob  denselben  auch  Gelder  entnommen  werden  dürfen, 
welche  zur  Deckung  der  Kosten  des  eigentlichen  Konsoli- 
dationsverfahrens Verwendung  finden  sollen.  Dies  erscheint 
aber  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  nach,  welches  ja  eine  er- 
schöpfende Definition  des  Begriffes  der  Förderung  der  Boden- 
kultur mit  voller  Absicht  vermeidet,^)  als  vollkommen  zu- 
lässig, auch  wäre  überdies  noch  daran  zu  erinnern,  dass.  die 
Provinzial-Verbände  einerseits  zwar  die  Tätigkeit  ihrer  In- 
stitute durch  die  speziellen  Satzungen  auf  die  Unterstützung 
eines  oder  einzelner  der  im  §  1  genannten  Zwecke  be- 
schränken können,  andererseits  jedoch  ermächtigt  sind,  eine 
Ergänzung  der  in  dessen  Ziffer  1  gegebenen  Beispiele  durch 
Einfügung  weiterer  Massregeln  gleichen  Charakters  vorzu- 
nehmen,3)  wobei  der  Aufnahme  der  Verkoppelung  kaum  etwas 
im  Wege  stehen  dürfte. 

Aus  den  gleichen  Gründen  würde  fernerhin  die  Be- 
willigung von  Darlehen  zur  Melioration  von  Feldern,  Wiesen, 
Weiden  und  Moorgründen,  zu  Obstbau-  und  Weidenkulturen 
sowie  zur  Anlegung  und  Verbesserung  von  Weinbergen 
seitens  einer  preussischen  Landeskultur-Rentenbank  als  an 
sich  keineswegs  unzulässig  zu  bezeichnen  sein,  während  ihr 
die  Hingabe  von  Geldmitteln  zur  Erstellung  von  Wasser- 


5.  Wegeanlagen,  welche  zur  besseren  Benutzung  landwirtschaftlichen 
Grundbesitzes  bestimmt  sind, 

6.  Aufforstungen  der  den  Gemeinden  gehörigen  Ödländereien  Dar- 
lehen gegeben. 

1)  Vergl.  Seite  89. 

2)  Vergl.  Seite  90. 

3)  Vergl  Seite  90. 
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versorgung-sanlagen  ländlicher  Gemeindeü,  wenn  auch  viel- 
leicht nicht  ganz  in  dem  gleichen  Umfange,  durch  die  Motive 
zu  Ziffer  4  ausdrücklich  gestattet  ist,  welche  besagen,  dass 
den  „Wasserläufen"  und  „Sammelbecken"  auch  Pumpstationen 
und  Wasserversorgungsanlagen  „wasserarmer  Ortschaften" 
zuzurechnen  seien. Dieselbe  Ziffer,  betreffend  die  „An- 
legung, Benutzung  oder  Unterhaltung  von  Wasserläufen  oder 
Sammelbecken",  „Herstellung  und  Verbesserung  von  Wasser- 
strassen (Flössereien)  und  anderen  Schifffahrtsanlagen",  würde 
bei  ähnlich  weitgehender  Auslegung  in  anderer  Richtung 
schUesslich  wohl  auch  in  den  meisten  E'ällen  die  Kapital- 
entnahme zu  Fischereianlagen  ermöglichen,  zum  Teil  aller- 
dings, und  zwar  speziell  durch  den  letzten  Passus,  die 
preussischen  Meliorationskreditinstitute  mit  Aufgaben  betrauen, 
welche  schon  ausserhalb  des  Rahmens  der  Tätigkeit  des  in 
Rede  stehenden  liegen,  sich  mit  der  Förderung  der  Landes- 
kultur aber  auch  nur  in  losestem  Zusammenhange  befinden. 
Nun  wäre  ja  die  Unterstützung  gewisser  Unternehmungen, 
welche  in  der  Hauptsache  den  Zwecken  der  Industrie  und 
des  Handels  dienen,  unter  Umständen  als  mit  der  Bestimmung 
der  Landeskultur-Rentenbanken  an  und  für  sich  nicht  so 
ganz  unvereinbar  anzusehen,^)  jedenfalls  verträgt  sie  sich 
aber  nicht  mit  dem  Subventionscharakter  der  Kreditgewährung 
der  bayrischen,  welche  deshalb  zur  Anlegung  von  Wasser- 
reservoirs und  zu  Arbeiten  an  Flüssen  etc.,  soweit  es  sich 
bei  ersteren  nicht  um  Bestandteile  von  Wasserleitungen 
handelt,  lediglich  nach  Massgabe  der  oben  angeführten 
Ziffern  1  und  2  des  Gesetzes  vom  21.  April  1884  Kapitalien 
zur  Verfügung  stellen  darf. 

(Betriebsmittel.)  Die  zur  Auszahlung  der  Darlehen 
erforderlichen  Mittel  werden,  wie  bereits  erwähnt,  durch 
Ausgabe  von  Laudeskultur-Rentenscheinen  beschafft,  welche 
„eine  unter  verfassungsmässiger  Gewährschaft  stehende  be- 
sondere Staatsschuld"  bilden,  jedoch,  worauf  ebenfalls  schon 
hingewiesen  wurde,  stets  nur  in  einer  bestimmten,  finanz- 
gesetzlich festgelegten  Maximalsumme  in  den  Verkehr  ge- 
bracht werden  können,  welche  ursprünglich  auf  2  Millionen 
Mark  bemessen  war,  1896  aber  auf  4  Millionen  erhöht  wurde 
und  1898  eine  abermalige  Verdoppelung  auf  8  Millionen 
Mark  erfuhr.  Ausserdem  sind  dem  Obligationenumlauf  noch 
die  gleichen  Schranken  gesetzt  wie  bei  den  preussischen 


1)  Vergl.  Seite  90  Anmerkg.  1. 

2)  Vergl.  Seite  73. 
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Landeskultur-Eentenbanken,  denn  der  Nennwert  der  emittierten 
Papiere  soll  den  Betrag  der  dagegen  ausgeliehenen  Kapitalien 
mit  entsprechender  Verzinsung  nicht  übersteigen/)  während 
hinsichtlich  der  Tilgung  allerdings  ein  etwas  anderes  Verfahren 
zu  beobacht«^n  ist  als  bei  diesen,  da  nur  derjenige  Teil  der 
eingegangeneu  Amortisationsraten  und  sonstigen  Rückzahlungen, 
welcher  nicht  wieder  in  Darlehen  der  betreffenden  Zius- 
gattung  belegt  werden  konnte,  zur  Einziehung  von  Renten- 
scheinen durch  Verlosung  oder  freihändigen  Ankauf  Ver- 
wendung zu  finden  hat. 

Abgesehen  von  Aufkündigungen  zwecks  Herabsetzung 
des  Ziusfusses  wird  sich  letzteres  also  nur  dann  als  notwendig 
erweisen,  wenn  der  Betrag  der  zurückgeflossenen  Kapitahen 
denjenigen  der  ausbezahlten  übersteigt,  und  da  angesichts 
der  bisherigen  Gestaltung  des  Geschäftsverkehres  bei  der 
Anstalt  kaum  angenommen  werden  kann,  dass  dieser  Fall 
jemals  eingetreten  ist,  auch  im  Hinblick  auf  ihre  Tätigkeit 
speziell  in  den  letzten  Jahren,  aus  denen  Berichte  über 
dieselbe  vorliegen,^)  die  Möglichkeit  eines  solchen  Vorkomm- 
nisses vorab  so  ziemlich  ausgeschlossen  erscheint,  so  müssten 
eigentlich  die  bayrischen  Landeskultur-Rentenscheine  sich 
verhältnismässig  grosser  Beliebtheit  beim  anlagesuchenden 
Publikum  zu  erfreuen  haben,  da  Verluste  an  Kapital  oder 
Zinsen  infolge  von  Auslosung  al  pari,  verspäteter  Präsentation 
gekündigter  Stücke  oder  Verfall  von  solchen  kaum  zu  be- 
fürchten sind. 

Nichtsdestoweniger  werden  sie  an  der  Börse  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  stets  etwas  niedriger  notiert  als  die  übrigen 
bayrischen  Staatsschuldverschreibungen  mit  gleicher  Ver- 
zinsung. So  berichtet  z.  B.  die  Verwaltung  der  Anstalt,  dass 
im  Jahre  1899,  in  welchem  diese  Tatsache  anscheinend  zum 
ersten  Male  zu  konstatieren  war,  ihr  Kurs  hinter  demjenigen 
der  letzteren  durchweg  um  ca.  l^/o  zurückblieb,  ja  späterhin 
vergrösserte  sich  diese  Differenz  sogar  bis  auf  2\,  während 
sie  gegenwärtig  allerdings  wieder  wesentlich  geringer  und  im 
Durchschnitt  wohl  kaum  auf  mehr  als  ^/g  oder  höchstens  ^/4^/o 
zu  veranschlagen  ist.  Da  triftige  Gründe  für  diese  ver- 
schiedene Bewertung  zweier  doch  mit  absolut  gleicher  Sicher- 
heit ausgestatteter  Papiere  desselben  Staates  natürUch  nicht 
vorhanden  sein  können,  so  wird  sie  jedenfalls  mit  irgendwelchen 
äusseren  Ursachen  in  Verbindung  stehen.  Wahrscheinlich 


1)  Vergl.  Seite  91. 

2)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  257. 
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spielt  die  nicht  allzu  bedeutende  Umlaufs  menge  der  Renten- 
scheine  bezw.  ihr  ziemlich  beschränkter  Markt  dabei  eine 
Eolle,  möglich  ist  auch,  dass  sie  in  den  Kreisen  der  Anlage- 
suchenden nicht  genügend  bekannt  oder  diese  über  ihren 
eigentlichen  Charakter  sich  nicht  völlig  im  klaren  sind. 

Auf  grund  der  gegenwärtig  geltenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen dürfen  zwar  4,  3^2  und  3%  ige  Papiere  in  den 
Verkehr  gebracht  werden J  doch  ist  die  Emission  mehrerer 
Obligationengattungen  nebeneinander  bis  jetzt  nicht  üblich 
gewesen.  Begonnen  wurde  mit  der  Ausgabe  A^j^iger  Scheine 
und  seit  dem  Jahre  1896,  in  welchem  deren  Zinsfuss  eine 
Herabsetzung  auf  31/2^/0  erfuhr,  werden  ausschnesslich3^/2°/oige 
in  Umlauf  gegeben,  während  von  der  Ausfertigung  3%iger 
bislang  noch  Abstand  genommen  worden  ist. 

(Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.)  Während  die 
Meliorationskreditbedürftigen  in  Preussen  sich  direkt  bei  der 
betreffenden  Landeskultur-Rentenbank  um  den  Erhalt  eines 
Darlehns  bemühen  müssen,  haben  sie  in  Bayern  ihre  dies- 
bezüglichen Anträge  nebst  den  nötigen  Unterlagen  der  zu- 
ständigen Distriktsverwaltungsbehörde  zu  unterbreiten,  welche 
zunächst  etwa  erforderliche  Ergänzungen  derselben  zu  ver- 
anlassen hat,  um  sie  dann  mit  einer  gutachtlichen  Äusserung 
versehen  der  Landeskultur-Rentenkommission  zur  weiteren 
Veranlassung  zu  übergeben.  Verlangt  wird  dabei  vor  allem, 
dass  den  Gesuchen  mit  den  nötigen  Erläuterungen  versehene 
Pläne  und  Kostenanschläge, welche  entweder  von  einem 
öffentlich  bestellten  Sachverständigen  angefertigt  oder  von 
einem  solchen  überprüft  sein  müssen, 2)  beigegeben  werden 
und  dass  sie  ausserdem  auch  eine  Darlegung  der  mit  dem 
geplanten  Unternehmen  bezweckten  Verbesserung  der  be- 
treffenden Grundstücke  sowie  eine  möglichst  ziffermässige 
Nachweisung  der  für  dieselben  davon  zu  erwartenden  Werts- 
erhöhung in  sich  schliessen.^) 

Innerhalb  der  Grenzen  dieses  künftigen  Mehrwertes 
muss  sich  das  von  der  Landeskultur-Rentenkommission  nach 
gehöriger  Prüfung  des  vorliegenden  Projektes  eventuell  zu- 
zusichernde Darlehn  halten,  welches  jedoch,  sofern  sich  der- 
selbe als  grösser  erweisen  sollte  wie  die  aufzuwendenden 


1)  Bei  geringfügigeren  Unternehmungen  genügt  eine  genaue 
Beschreibung  derselben  nebst  Kostenanschlag.  Vergl.  Seite  143, 
Anm.  4. 

2)  „Als  Sachverständiger  erscheint  in  der  Regel  der  ein- 
schlägige Kreiskulturingenieur  berufen." 

3}  Vergl.  Seite  49  bezw.  105. 


Kosten,  auch  den  Betrag  der  letzteren  nicht  überschreiten 
darf.  Dafür,  dass  die  im  voraus  berechnete  Wertsvermehrung 
wirklich  erzielt  wird  bezw.  den  meliorierten  Liegenschaften 
auch  dauernd  erhalten  bleibt,  ist  insofern  die  erforderliche 
Garantie  geboten,  als  nicht  nur  die  geplanten  Arbeiten  unter 
der  Leitung  oder  Aufsicht  von  Beauftragten  der  Anstalt  zur 
Ausführung  kommen,  sondern  die  Verpflichteten  auch  gehalten 
sind,  die  erstellten  Anlagen  bis  zum  völligen  Abtrage  der 
Schuld  in  gutem  Zustande  zu  erhalten,  i) 

Infolge  der  vorerwähnten  Kontingentierung  des  Obli- 
gationenumlaufs können  Kapitalien  nur  „nach  Massgabe  der 
jeweils  verfügbaren  Mittel"  ausgeliehen  werden,  ohne  dass 
jedoch  dabei  in  irgendeiner  Weise  auf  die  vorzugsweise 
Berücksichtigung  gewisser  Kategorien  der  Darlehnsnehmer 
bezw.  -zwecke  Bedacht  genommen  wäre.^)  Eine  Einschränkung 
der  Tätigkeit  des  Institutes  wird  obige  Einrichtung  allerdings 
auch  nur  in  dem  Falle  zur  Folge  haben  können,  dass  der 
Betrag  der  in  Verkehr  befindlichen  Schuldverschreibungen 
das  zulässige  Maximum  erreicht,  ohne  dass  zuvor  eine  Er- 
höhung desselben  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  genehmigt 
worden  ist.  Letzteres  ist  aber  bisher  stets  rechtzeitig  ge- 
schehen und  dürfte  auch  für  die  Zukunft  kaum  etwas  anderes 
zu  erwarten  sein,  da  man  sich  in  den  massgebenden  Kreisen 
völlig  darüber  im  klaren  zu  sein  scheint,  dass  das  verhältnis- 
mässig geringe  Opfer,  welches  dem  Staate  auferlegt  wird, 
gegenüber  dem  grossen  Nutzen,  den  das  Wirken  der  Eenten- 
anstalt  nachgewiesenermassen  gezeitigt  hat,  gar  keine  Rolle 
spielt. 

Kleinere  Darlehen  sollen  in  einer  Summe,  grössere 
Posten  dagegen  „in  der  Regel"  in  Raten  nach  Massgabe 
des  Fortschreitens  der  Arbeiten  gegeben  werden  und  erfolgt 
die  Auszahlung  entweder  in  barem  Oelde  oder  in  Schuld- 
verschreibungen zum  Nennwerte,  wobei  jedoch  der  Erborger 
im  ersteren  Falle  nur  dann  den  vollen  Nominalbetrag  seiner 
Schuld  erhält,  wenn  die  behufs  deren  Aushändigung  versilberten 
Obligationen  sich  über  pari  verwerten  Hessen,  während  ihm 
bei  niedrigerem  Kursstande  derselben  das  Disagio  nebst 
Verkaufsspesen  und  Reichsstempel  in  Rechnung  zu  stellen  ist. 
Das  ganze  Verfahren  entspricht  demnach  z.  B.  den  Gepflogen- 
heiten mancher  Provinzial-Hilfskassen,^)  unterscheidet  sich 
also  von  demjenigen,  welches  den  preussischen  Landeskult ur- 

1)  Vergl.  Seite  50  bezw.  99  und  108. 

2)  Vergl.  Seite  16. 

3)  Vergl.  insbes.  Seite  152. 
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Eentenbank  durch  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  vorgeschrieben 
ist,  lediglich  dadurch,  dass  der  Darlehnsempfäuger  zur  Ent- 
gegennahme von  Schuldverschreibungen  in  natura  nicht 
verpflichtet  ist,  sondern  deren  Begebung,  allerdings  auf  seine 
Kosten,  auf  Wunsch  von  der  Anstalt  selbst  übernommen  wird. 

Während  aber  der  Erborger  bei  den  ersteren,  um  mit 
den  ihm  zu  gewährenden  Geldmitteln  die  gesamten  Kosten 
seiner  Melioration  bestreiten  zu  können,  sich  schon  eine 
Verzinsung  derselben  gefallen  lassen  muss,  welche  den  Verkauf 
entsprechender  Rentenbriefe  über  pari  gestattet,^)  stehen  ihm 
bei  der  bayrischen,  bei  welcher  letzteres  auch  iosofern  gar 
nicht  angängig  wäre,  als  sie  stets  nur  eine  einzige  Obligationen- 
gattung in  den  Verkehr  bringt,  zu  diesem  Behufe  zwei 
ungleich  rationellere  Auswege  offen.^)  Einmal  ist  es  ihm 
erlaubt,  gleich  bei  der  Einreichung  des  Kreditgesuches  auf 
die  nach  dem  derzeitigen  Kursstand  der  Schuldverschreibungen 
zu  erwartende  Kapitaleinbusse  Rücksicht  zu  nehmen  und  einen 
entsprechenden  Betrag  in  den  Kostenvoranschlag  mit  ein- 
zustellen. Hat  er  dies  aber  nicht  getan,  so  ist  ihm  immer 
noch  die  Möglichkeit  geboten,  den  bei  der  Effektuierung  des 
Darlehnsgeschäftes  sich  wirklich  ergebenden  Verlust  durch 
Aufnahme  eines  Ergänzungsdarlehns  zu  decken. 2)  Die  zur 
Gewährung  von  solchen  erforderlichen  Mittel  stehen  ja  dem 
Institute  in  Gestalt  seines  Verlagskapitals  zur  Verfügung; 
unter  welchen  Bedingungen  sie  erhältlich  sind,  ist  allerdings 
aus  dem  vorliegenden  Material  nicht  zu  ersehen. 

Die  laufenden  Verpflichtungen  der  Schuldner  führen  wie 
in  Preussen  den  Namen  Landeskultur-Renten  und  setzen  sich 
aus  Amortisation  und  Verzinsung  zusammen.  Letztere  trägt 
ausgesprochenen  Subventionscharakter,^)  denn  sie  ist  stets 
um  ^/^^/o  niedriger  als  diejenige  der  zwecks  Auszahlung  des 
betreffenden  Kapitals  in  den  Verkehr  gegebenen  Renten- 
scheine,^)  würde  also,  da  ausser  ihr  keinerlei  weitere  Beiträge 
oder  Provisionen  zu  entrichten  sind,  bei  gleichem  Kursstande 
der  beiderseitigen  Schuldverschreibungen  eine  um  ^/go,  also 
fast  ^/2^/o  niedrigere  Leistung  bedingen,  als  die  Kreditentnahme 
bei  einer  preussischen  Landeskultur-Rentenbank,  welche  den 
bekannten  Zuschlag  von  ^5^/0  erhebt,  erfordern  würde.  Die 


1)  Vergl.  Seite  92. 

2)  Bis  1898  konnten  allerdings  die  Darlehen  stets  voll  in  bar 
ausbezahlt  werden. 

3)  Vergl.  Seite  52. 

4)  Vergl.  Seite  238. 

5)  Vergl.  Seite  16  bezw.  72. 
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sich  nach  obig-em  ergebende  Zinsspannung  von  ^4%  und  die 
Geschäftsunkosten  werden  aus  der  Staatskasse  bestritten, 
doch  wurde  bereits  erwähnt,  dass  das  Opfer,  welches  der 
Staat  im  Interesse  der  Förderung  der  Landeskultur  hiermit 
bringt,  durchaus  nicht  etwa  sehr  beträchlich  ist,  denn  bei 
einem  Obligationenkontingent  von  8  Millionen  Mark  würden 
an  Zinsdifferenz  höchstenfalls  20,000  Mark  zu  tragen  sein 
und  die  eigentlichen  VerwaltungvSkosten  sind  verhältnismässig 
sehr  gering,  da  alle  Geschäfte  der  Rentenbank  im  Nebenamt 
besorgt  werden. 

Gegenwärtig  sind  sämtliche  Forderungen  derselben  mit 
31/4^/0  zu  verzinsen,  da,  nachdem  durch  Finanzgesetz  vom 
17.  Juni  1896  der  Zinsfuss  für  neuzubewilligende  Darlehen 
auf  31/4^/0  herabgesetzt  worden  war,  durch  Ministerial- 
bekanntmachung vom  19.  März  1897  auch  eine  entsprechende 
Konversion  der  in  früherer  Zeit  zu  ^^U^Iq  kontrahierten 
Schulden  mit  der  Wirkung  erfolgte,  dass  die  Landeskulturrente 
nicht  um  das  freiwerdende  halbe  Prozent  ermässigt,  sondern 
letzteres  der  Tilgungsrate  zugeschlagen  wurde.  Der  Eenten- 
kommission  war  allerdings  die  Ermächtigung  erteilt  worden, 
Gemeinden  und  Privatpersonen  in  Berücksichtigung  ihrer 
wirtschaftlichen  Lage  den  teilweisen  Abstrich  der  nachgelassenen 
Zinsquote  von  dem  Gesamtbetrage  der  laufenden  Leistungen 
zu  bewilligen,  doch  wurde  von  der  hierdurch  eröffneten 
Möglichkeit  im  ganzen  nur  in  6  Fällen  Gebrauch  gemacht. 

Die  verhältnismässig  sehr  detaillierten  Vorschriften, 
welche  bezüglich  der  Amortisation  der  Darlehen  erlassen 
worden  sind,  stimmen  mit  denjenigen  des  preussischen  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879  insofern  überein,  als  die  niedrigste  jähr- 
liche Abtragsquote,  welche  überhaupt  vereinbart  werden  kann, 
gleichfalls  auf  1/2%  festgesetzt  worden  ist. 2)  Eine  dem 
Charakter  der  einzelnen  Meliorationsformen  Rechnung  tragende 
Abstufung  des  Tilgungsminimums,  wie  sie  in  den  Motiven 
zu  letzterwähntem  Gesetze  den  Provinzialverbänden  nahegelegt 
wird,  ist  allerdings  ebensowenig  vorgesehen  wie  in  den 
Spezialstatuten  der  preussischen  Landeskultur-Rentenbanken, 
dafür  hat  mau  es  aber  im  umgekehrten  Verhältnis  zur  Höhe 
der  Verzinsung  der  Schuld kapitalien  gestaffelt,  indem  der 
oben  angegebene  Mindestsatz  nur  bei  einem  Zinsfusse  von 
3^/4^/0  Gültigkeit  besitzt,  sich  dagegen  bei  3^/4^/0  auf  ^I^^Iq 
und  bei  2^/4%  auf  1%  erhöht,  so  dass  sich  die  entsprechenden 


1)  Vergl.  Seite  237  und  folgende. 

2)  Vergl.  Seite  93. 
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längsten  Amortisationsperioden  auf  58,  52  und  48 V2  Jahre 
belaufen.  Infolg-e  dieser  Einrichtung  wird  die  Differenz 
zwischen  den  Zinsleistungen,  welche  die  einzelnen  Darlehns- 
gattungen  erfordern,  in  den  Mini  maisätzen  der  Landeskultur- 
rente je  auf  die  Hälfte  herabgemindert,  die  Höhe  der  letzteren 
also  bis  zu  einem  gewissen  Grade  von  den  Schwankungen 
der  Geldmarktverhältnisse  unabhängig  gemacht,  indem  der 
3^/4^/0 ige  Zinsfuss,  welcher  den  zur  Zeit  des  Erlasses  des 
Gesetzes  herrschenden  Verhältnissen  entsprach,  sozusagen 
als  Norm  angenommen  wurde  und  für  den  Fall  eines  ungleich 
günstigeren  Kursstandes  der  Aulagepapiere  in  erster  Linie 
eine  Beschleunigung  des  Abtrags  zur  Bedingung  gemacht 
worden  ist. 

Hiervon  abgesehen,  ist  es  Gemeinden  und  einzelnen 
Unternehmern  gestattet,  jede  beliebige  Tilgungsquote  zu 
wählen,  ohne  dabei  an  nach  Ganzen,  Halben  oder  Vierteln 
bestimmte  Prozentsätze  gebunden  zu  sein.  Insbesondere 
dürfen  sie  auch  irgendeine  runde  Summe  als  Kulturrente 
ausbedingen  oder  die  Dauer  der  Amortisation  zu  deren 
Grundlage  machen,  indem  sie  eine  beliebige  Periode  beantragen 
und  dagegen  eine  Verpflichtung  übernehmen,  welche  auch 
noch  für  das  letzte  Halbjahr  in  voller  Höhe  entrichtet  werden 
muss.  Endlich  ist  auch  noch  eine  Art  Staffelung  der  Ab- 
tragsquote in  Berücksichtigung  der  finanziellen  Leistungs- 
fähigkeit des  Erborgers  zulässig,  indem  in  solchen  Fällen, 
in  denen  entweder  die  beabsichtigte  Melioration  für  die 
nächste  Zeit  nur  einen  verhältnismässig  geringen  Ertrag  in 
Aussicht  stellt  oder  aber  vorerst  noch  anderweitige  Schulden 
abgestossen  werden  sollen,  ein  bestimmter  Termin  vereinbart 
werden  kann,  bis  zu  welchem  eine  niedrigere  Kulturrente  zu 
zahlen  ist  als  späterhin.  Nicht  zu  vergessen  ist  jedoch,  dass 
jedes  Hinausgehen  über  das  gesetzliche  Minimum,  welches 
für  verschiedene  der  zu  subventionierenden  Unternehmungen 
nicht  als  ausreichend  erachtet  werden  kann,  seitens  des 
Darlehnsnehmers  beantragt  werden  muss  und  der  Landes- 
kultur-Rentenkommission wohl  kaum  irgendwelche  Einfluss- 
nahme  auf  seine  diesbezüglichen  Entschlüsse  zusteht,  so  dass 
eine  unbedingte  Gewähr  dafür,  dass  stets  eine  dem  Charakter 
der  betreffenden  Anlagen  entsprechende  Tilgungsperiode  ver- 
einbart wird,  nicht  vorhanden  ist. 

In  vollem  Umfange  gilt  letzteres  allerdings  nur  hin- 
sichtlich der  Kreditgeschäfte  mit  Privatpersonen,  nicht  aber 
für  Gemeinden,  Ortschaften  sowie  unter  staatlicher  Aufsicht 
stehende  Stiftungen,  da  bei  diesen  die  Schuldaufnahme  vom 
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Standpunkte  der  Staatsaufsicht  bezw.  vom  Stiftungskuratel 
geordnet  sein  muss  und  hierbei  insbesondere  zu  würdigen  ist, 
ob  die  in  Aussicht  genommene  Amortisationsdauer  als  an- 
gemessen bezeichnet  werden  kann.  Ausserdem  werden 
Kapitalien,  welche  zu  Wasserversorgungszwecken  ^)  bestimmt 
sind,  mit  Eücksicht  darauf,  dass  diesbezügliche  Anlagen  im 
allgemeinen  gewisse  Erträgnisse  (Wasserzins)  abzuwerfen 
pflegen,  andererseits  aber  auch  in  einem  gewissen  Grade  der 
Abnutzung  unterworfen  sind,  ein  schnellerer  Abtrag  infolge- 
dessen im  eigenen  Interesse  der  betreffenden  Gemeinden 
gelegen  erscheint,  zur  Zeit  nur  gegen  Entrichtung  einer 
Kulturrente  von  mindestens  5^2%  gewährt  und  würden  also 
innerhalb  von  längstenfalls  28  Jahren  zu  amortisieren  sein. 
Die  gleiche  Maximaltilgungsdauer  ist  aber  auch  durch  Gesetz 
generell  für  sämtliche  Darlehen  vorgeschrieben,  welche  an 
Genossen-  und  Interessenschaften  unter  im  folgenden  noch  zu 
erörternden  besonderen  Anforderungen  bezüglich  der  Sicher-  ^ 
heitsleistung^)  bewilligt  werden,  und  wäre  demnach  für  diese 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  die  Mindestquote  des 
jährlichen  Abtrags  ebenfalls  auf  2^4^/0  (+  S^U^jo  =  51/2% 
Kulturrente)  zu  bemessen,  ein  Satz,  der  sich  für  alle  in 
Betracht  kommenden  Unternehmungen  als  in  der  Regel  voll- 
ständig genügend  erweisen  dürfte. 

Auskunft  über  die  Höhe  der  für  ausgeliehene  Kapitalien 
tatsächlich  gewählten  Tilgungsquoten  gewährt,  soweit  dem 
vorliegenden  Material  diesbezügliche  Angaben  entnommen 
werden  konnten,  die  nachstehende  Spezifikation  der  in  den 
einzelnen  Jahren  zugesicherten  Darlehen  nach  dem  Prozent- 
satze der  für  dieselben  vereinbarten  Gesamtleistung: 


1)  Vergl.  Seite  238. 

2)  Siehe  Seite  251. 
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Aus  dieser  Übersicht  geht  hervor,  dass  unter  der  Herr- 
schaft des  3^/4*^/0 igen  Zinsfusses  in  verhältnismässig  sehr  vielen 
Fällen  die  gesetzliche  Minimaltilgungsquote  von  ^/g^/o  aus- 
bedungen ^)  und  im  übrigen  nur  noch  von  der  speziell  von 
Genossen-  und  Interessentenschaf ten  bevorzugten  6% igen 
Kulturrente  in  grösserem  Umfange  Gebrauch  gemacht  wurde. 
Dies  änderte  sich  jedoch  nach  der  Herabminderung  der  Ver- 
zinsung auf  3^/4^/0,  indem  sich  nunmehr  in  immer  stärkerem 
Masse  das  Bestreben  geltend  machte,  durch  Entrichtung  einer 
die  gesetzliche  Mindestrate  nicht  unerheblich  übersteigenden 
Gesamtleistung  die  Abstossung  der  aufgenommenen  Kapitalien 
nach  Möglichkeit  zu  beschleunigen,  wie  ja  auch  bei  der 
Konversion  der  höher  verzinslichen  älteren  Schulden  das 
freiwerdende  halbe  Prozent  in  der  Regel  zur  Verstärkung 
des  Abtrags  Verwendung  gefunden  hat. 2)  Vor  allem  kamen 
Kulturrenten  von  41/2 — 5^/o,  entsprechend  einer  Amortisations- 
dauer von  40 — 33  Jahren,  in  Aufnahme,  doch  hatten  sich 
auch  solche  von  mehr  als  5 — 6%,  entsprechend  einer  Abtrags- 
periode von  weniger  als  33  bis  zu  24^2  Jahren,  sehr  grosser 
Beliebtheit  zu  erfreuen,  die  sich  allerdings  zum  guten 
Teile  daraus  erklärt,  dass  Kulturvereinigungen  gegenwärtig 
mit  mindestens  21/4%  zu  tilgen  haben  und  das  Gleiche  auch  für 
Gemeinden  bei  Wasserversorgungsanlagen  vorgeschrieben  ist. 

Zur  Einziehung  ihrer  Forderungen  ist  die  Eentenanstalt 
in  der  Regel  nicht  berechtigt,  denn  die  Befugnis,  die  Rück- 
zahlung der  Darlehen  bezw.  des  ungetilgten  Restes  derselben 
nach  6  Monate  zuvor  eingelegter  Kündigung  zu  verlangen, 
gilt  nur  für  den  Fall,  dass  die  vorgestreckten  Kapitalien 
nicht  innerhalb  der  hierzu  bestimmten  Frist  plangemässe 
Verwendung  fanden,  die  Rechtsgiltigkeit  oder  der  Rang 
einer  bestellten  Hypothek  oder  Realrente  ^)  bestritten  wurde 
oder  ein  Besitznachfolger  sich  weigert,  die  persönlichen  Ver- 
bindlichkeiten des  Erborgers  zu  übernehmen.  Der  Schuldner 
kann  dagegen  ohne  irgendwelche  Einschränkung  nach  voraus- 
gegangener dreimonatlicher  Kündigung  sich  seiner  ganzen 
restlichen  Verpflichtung  auf  einmal  entledigen  oder  teil- 
weise Abzahlungen 4)  leisten,  hat  jedoch  unter  diesen  Um- 
ständen seine  Landeskulturrente  für  das  laufende  Halbjahr 
stets  noch  in  voller  Höhe  zu  entrichten. 5)  Es  ist  ihm  weiterhin 


1)  Vergl.  auch  Seite  66. 

2)  Vergl.  Seite  245. 

3)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  252. 

4)  In  Beträgen  von  nicht  unter  50  Mark, 

5)  Vergl.  Seite  94,  ' 
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freigestellt,  derartige  ausserordentliche  Tilgungen  statt  in 
barem  Gelde  mittels  Hingabe  von  Rentenscheinen  der  ent- 
sprechenden Zinsgattung  zum  Nennwerte  zu  bewirken^)  und, 
wenn  er  nur  einen  Teil  der  geschuldeten  Summe  zurückgiebt, 
denselben  entweder  zur  Minderung  seiner  Leistungen  oder 
zur  Beschleunigung  des  Abtrags  zu  verwenden. 2)  . 

Letztere  Möglichkeit  ist  nun  allerdings  in  den  ein- 
schlägigen Vorschriften  des  preussischen  Gesetzes  vom  13,  Mai 
1879  zw^eifellos  nicht  in  Rücksicht  gezogen  worden,  welche 
von  den  vorstehend  erörterten  auch  insofern  abweichen,  als 
sie  dem  Darlehnsnehmer  bei  derartigen  Abzahlungen  nicht 
die  Bedingung  der  vorherigen  Erfüllung  gewisser  Förmlich- 
keiten auferlegen.  Ein  nennenswerter  Vorteil  dürfte  sich 
jedoch  hieraus  in  der  Praxis  kaum  für  ihn  ergeben,  da  die 
bayrische  Landeskultur-Rentenanstalt  infolge  des  ümstandes, 
dass  ihr  regelmässig  Gelegenheit  zur  alsbaldigen  abermaligen 
Belegung  der  zurückfliessenden  Kapitalien  geboten  war, 
wenigstens  bis  jetzt  den  Wünschen  ihrer  Schuldner  inbezug 
auf  vöUigen  Erlass  der  formellen  Abkündigung  oder  Ver- 
kürzung der  dreimonatlichen  Frist  in  der  entgegenkommendsten 
Weise  Rechnung  tragen  konnte. 

(Sicherheitsbestellung.)  Gemeinden,  Ortschaften  und 
unter  staatlicher  Aufsicht  stehende  Stiftungen,  bei  denen  aber 
die  Schuldaufnahme  vom  Standpunkte  der  Staatsaufsicht  bezw. 
vom  Stiftungskuratel  geordnet  sein  muss,^)  können  Geldmittel 
auch  ohne  Beibringung  eines  speziellen  Unterpfandes  erhalten, 
doch  darf  Ortschaften  diese  Vergünstigung  nur  insoweit 
eingeräumt  werden,  als  ihnen  die  besondere  Verwaltung  ihres 
Gemeinde-  bezw.  Stiftungsvermögens  zusteht.  Die  Bestellung 
einer  eigentlichen  Sicherheit  ist  auch  bei  denjenigen  Darlehen 
nicht  erforderlich,  welche  von  Kulturgenossenschaften ^)  auf- 
genommen werden  oder  zu  Unternehmungen  bestimmt  sind, 
über  deren  Ausführung  die  Gemeindebehörde  die  notwendigen 
Anordnungen  getroffen, auch  hinsichtlich  des  hierzu  er- 

1)  Dies  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Rückzahlung  auf  Ver- 
langen der  Anstalt  erfolgen  muss. 

2)  Die  Ablösung  einer  Realrente  erfolgt  unter  den  gleichen 
Bedingungen.    Vergl.  Seite  255. 

3)  Vergl.  Seite  246|247. 

4)  Im  Sinne  von  Artikel  2  des  Gesetzes  über  die  Be-  und 
Entwässerungs-Unternehmungen  zum  Zwecke  der  Bodenkultur  vom 
28.  Mai  1852  oder  der  Artikel  14, 15  und  19  des  Gesetzes  über  den  Ufer- 
schutz und  den  Schutz  gegen  Überschwemmungen  vom  gleichen  Tage. 

5)  Auf  grund  von  Artikel  55  Abs.  2  der  Gemeindeordnung 
für  die  Landesteile  diesseits  des  Rheines  bezw,  von  Artikel  40  Abs.  2 
der  Gemeindeordnung  für  die  Pfalz  vom  29.  April  1869. 
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forderlichen  Aufwandes  beschlossen  hat,  oder  die  endlich  zur 
Bestreitung"  der  Kosten  von  unter  Mitwirkung  der  königlichen 
Flurbereinigung'skommission  vorgenommenen  Verkoppelungen 
bestimmt  sind.  In  allen  diesen  Fällen  werden  jedoch  eigentlich 
nicht  die  betreffenden  Kulturkorporationen  oder  Interessenten- 
Vereinigungen  selbst,  sondern  deren  Mitglieder  direkt  als 
Erborger  angesehen,  da  das  gesamte  Schuldkapital  bezw.  der 
aus  ihm  resultierende  Totalbetrag  an  Landeskulturrente  nach 
Massgabe  der  einschlägigen  gesetzlichen  bezw.  statutarischen 
Bestimmungen  auf  die  einzelnen  Beteiligten  repartiert  wird. 
Diese  Teilrenten  haften  auf  dem  in  das  Unternehmen  ein- 
bezogenen Besitze  der  Verpflichteten  als  öffentliche  Lasten 
mit  Vorrang  vor  allen  privatrechtlichen  Forderungen  und 
erhalten  diese  Priorität  vor  den  Ansprüchen  etwa  vorhandener 
Hypothekgläubiger  ohne  deren  Zustimmung,  ja  selbst  gegen 
deren  Willen  eingeräumt.^) 

Vorstehendes  Verfahren  bedeutet  ja  schliesslich  nichts 
anderes  als  eine  direkte  Befreiung  der  betreffenden  Korpo- 
rationen von  spezieller  Sicherheitsbestellung,  wie  sie  von  den 
preussischen  Landeskultur-Rentenbanken  öffentlich-rechtlichen 
Meliorations-  und  Deichverbänden  in  der  Regel  zuzugestehen 
sein  wird,  und  führt  auch  im  wesentlichen  zum  gleichen 
Resultate  wie  diese.  ^)  Gewisse,  wenn  auch  nicht  sehr  be- 
deutsame Modifikationen  werden  allerdings  durch  den  Umstand, 
dass  in  Bayern  die  laufenden  Leistungen  dem  kreditgebenden 
Institute  gegenüber  direkt  auf  diejenigen  Schultern  verteilt 
erscheinen,  von  denen  sie  tatsächlich  getragen  werden  müssen, 
möglich  gemacht.  Da  eben  der  einzelne  „Belehnte"  als 
Schuldner  angesehen  wdrd,  so  würde  es  natürlich  eine  Un- 
billigkeit bedeuten,  wenn  man  auch  diejenigen  Personen, 
welche  sehr  wohl  im  stände  wären,  den  auf  sie  entfallenden 
Teil  des  zu  einem  Unternehmen  erforderlichen  Aufwandes 
aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten,  anstatt  dessen  zur  Über- 
nahme einer  Schuldverpflichtung  zwingen  wollte,  und  ist  es 
deshalb  durchaus  nicht  etwa  erforderlich,  dass  sich  alle  oder 
auch  nur  mehrere  Genossen-  bezw.  Interessenten  an  der 
Darlehnsentnahme  beteiligen. 3) 


1)  Vergl.  Seite  28  bezw.  29|30. 

2)  Vergl.  Seite  44. 

3)  Wenn  die  Veranlagung  für  einzelne  eine  nur  sehr  gering- 
fügige Beitragssumme  ergiebt,  so  soll  diesen  geeignetenfalls  direkt 
nahegelegt  werden,  sich  zur  Entrichtung  ihrer  unbedeutenden 
Leistungen  nicht  erst  der  Vermittelung  der  Rentenanstalt  zu 
bedienen. 
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Ausserdem  ist  jedem  Erborger  wenigstens  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  die  Freiheit  gewahrt,  die  Frist,  binnen  deren 
er  sich  seiner  Verpflichtung  zu  entledigen  wünscht,  selbst  zu 
bestimmen,  denn  wenn  auch  an  der  bereits  an  früherer 
Stelle  angeführten  gesetzlichen  Vorschrift,  dass  der  Abtrag 
nie  mehr  als  28  Jahre  erfordern  darf,^)  selbstverständlicher 
Weise  unbedingt  festgehalten  werden  muss,  so  wird  doch  im 
übrigen  keineswegs  gefordert,  dass  sämtliche  an  der  Anlehns- 
aufnahme  teilnehmenden  Mitglieder  einer  Genossenschaft  oder 
Gemeinde  die  gleiche  Tilgungsperiode  wählen.  Vollkommen 
zulässig  ist  vielmehr,  dass  von  dem  einen  Teile  ein  höherer, 
von  dem  anderen  ein  niedrigerer  Prozentsatz  als  Kulturrente 
ausbedungen  wird,  nur  ist  dann  für  jede  Amortisationsquote 
eine  gesonderte  Darlehnsverteilung  auszuarbeiten. 

Diejenigen  Unternehmer,  welche  von  der  speziellen 
Versicherung  vorgestreckter  Kapitalien  nicht  entbunden  werden 
können,  haben  freie  Wahl,  dieselbe  entweder  durch  Ein- 
tragung einer  Hypothek  auf  „land-  oder  forstwirtschaftlich 
benutzbarem  Grundbesitz"  oder  durch  Belastung  von  solchem 
mit  der  Landeskulturrente  als  ablösbarer  Reallast  zu  bewirken, 
und  müssen  deshalb  im  Kreditgesuche  eine  Erklärung  über 
ihre  diesbezügliche  Entscheidung  abgeben.  Es  wird  also  an 
sich  dasselbe  Unterpfand  verlangt  wie  im  preussischen  Gesetze 
vom  13.  Mai  1879  und  auch  die  Beleihungsfähigkeit  der 
Grundstücke  ebensohoch  angesetzt  wie  im  allgemeinen  durch 
dieses,  da  das  Darlehen  bezw.  die  Ablösungssumme  innerhalb 
der  ersten  Hälfte  des  Wertes  der  Liegenschaften  zu  stehen 
kommen  soU.^)  Nicht  vorgesehen  ist  dagegen  eine  Erweiterung 
der  Sicherheitsgrenze  bei  Ausleihungen  zu  dauernden  Boden- 
verbesserungen, sondern  es  wird  obenhin  sogar  noch  bestimmt, 
dass  Immobilien,  auf  denen  bereits  irgendwelche  Forderungen 
privatrechtlicher  Natur  ruhen,  „in  der  Regel"  nur  dann  zur 
Verpfändung  angenommen  werden  dürfen,  wenn  die  Inhaber 
derselben  der  Rentenanstalt  im  Range  ausweichen.^) 

Von  einer  zwangsweisen  prioritätischen  Eintragung  ist 
aber  ebensowenig  die  Rede  wie  in  den  Drainagebestimmungen 
des  preussischen  Landeskultur-Rentenbankgesetzes,  soweit  die- 
selben nicht  die  Beleihung  von  Lehns-  und  Fideikommisgütern 
behandeln,  sondern  es  liegt  den  Kreditsuchenden  ob,  im  Wege 
gütlicher  Vereinbarung  mit  den  vorhandenen  Gläubigern  zu 

1)  Vergl.  Seite  247. 

2)  Vergl,  Seite  97. 

3)  Von  dem  Erfordernisse  der  Prioritätseinräumung  kann 
allerdings  in  besonderen  Ausnahmefällen  abgesehen  werden. 


einem  diesbezüglichen  Arrangement  zu  gelangen.  Zu  diesem 
Behuf e  kann  er  jedoch,  sofern  das  verlangte  Darlehn  zur 
Verbesserung  derselben  Grundstücke  bestimmt  ist,  durch  welche 
es  sichergestellt  werden  solP),  im  Kreditgesuche  auch  die  Ein- 
leitung eines  besonderen  hierfür  vorgesehenen  Verfahrens  be- 
antragen, für  welches  folgende  Modalitäten  festgesetzt  worden 
sind.  Die  Landeskultur-Kentenkommission  sichert  dem  Gesuch- 
steller den  Erhalt  der  erbetenen  Summe  für  den  Fall  der 
Beibringung  der  geforderten  Sicherheit  zu  und  übergiebt  ihren 
Bescheid  nebst  allen  Unterlagen  dem  zuständigen  Amtsgerichte,^) 
welches  daraufhin  durch  öffentliche  Bekanntmachung  und  spezielle 
Benachrichtigung  die  voreingetragenen  Gläubiger  auffordert, 
etwaige  Einsprüche  gegen  den  Vorrang  der  für  die  Renten- 
anstalt zu  bestellenden  Hypothek  oder  Realrente  binnen  einer 
Frist  von  4  Wochen^)  geltend  zu  machen.  Gleichzeitig  werden 
sie  darauf  hingewiesen,  dass,  wenn  ihrerseits  nicht  rechtzeitig 
eine  diesbezügliche  Erklärung  erfolgt,  ihre  Zustimmung  als  vor- 
handen angenommen  wird,  und  hat  demzufolge,  sofern  inner- 
halb der  Frist  keinerlei  Widersprüche  erhoben  werden,  das 
Gericht  nach  deren  Ablauf  auszusprechen,  dass  die  Raugaus- 
weichung  als  von  den  aufgeforderten  Berechtigten  bewilligt 
zu  erachten  ist. 

Das  ganze  Verfahren  hat  demnach  speziell  in  letzter, 
aber  auch  in  manch  anderer  Hinsicht  viel  Aehnlichkeit  mit 
demjenigen,  welches  nach  Massgabe  der  Drainagebestimmungen 
des  preussischen  Landeskultur-Rentenbankgesetzes  vor  der 
Generalkommission  stattzufinden  hat,*)  unterscheidet  sich  aber 
von  diesem  insbesondere  dadurch,  dass  es  der  für  die  Anstalt 
einzutragenden  Hypothek  oder  Reallast  unbedingt  die  erste 
Stelle  verschaffen  muss,  während  in  Preussen  lediglich  die 
Plazierung  der  Landeskulturrente  innerhalb  der  gesetzlichen 
Sicherheitsgrenze  ermöglicht  zu  werden  braucht.  Dass  in 
letzterem  Lande  die  Auseinandersetzungsbehörden  den  Ver- 
such machen  können,  in  einer  kommissarischen  Verhandlung 
widerstrebende  Gläubiger  noch  nachträglich  zur  Zustimmung 
zu  veranlassen,  ist  jedenfalls  ganz  bedeutungslos,  da  ein  Erfolg 
hierbei  wohl  nur  in  den  seltensten  Fällen  zu  erwarten  sein 
dürfte. 


1)  Bei  Kapitalaufnahraen  emzelner  Landwirte  dürfte  dies  in 
der  Regel  zutreffen.    Vergl.  Seite  24. 

2)  Durch  Vermittelung  der  Distriktsverwaltungsbehörde. 

3)  Beginnend  14  Tage  nach  der  Einrückung  in  die  öffentlichen 
Blätter. 

4)  Vergl.  Seite  105. 


Wie  die  Landeskultur-Rentenkommission  in  ihrem  Ge- 
schäftsberichte für  das  Jahr  1898  mitteilt,  zeigt  es  sich 
überhaupt  mehr. und  mehr,  dass  die  von  einzelnen  Landwirten 
geforderte  Bestellung  einer  erstklassigen  Sicherheit  für  die 
Benutzung  der  Anstalten  kein  „wesentliches  Hindernis"  bildet, 
und  ist  infolgedessen  anzunehmen,  dass  die  voreingetragenen 
Eealberechtigten  in  der  Regel  Widersprüche  gegen  die  Rang- 
ausweichung ihrer  Forderungen  nicht  geltend  zu  machen 
pflegen.  Anderenfalls  wäre  es  wohl  kaum  möglich  gewesen, 
dass  Privatpersonen  sich  an  der  Kapitalentnahme  in  dem  gar 
nicht  einmal  so  unbedeutendem  Umfange  beteiligen  konnten, 
wie  es  laut  beigegebener  Tabelle  13  tatsächlich  der  Fall 
gewesen  ist.  Die  obige  Bemerkung  räumt  allerdings  gewisser- 
massen  ein,  dass  gelegentlich  auch  Unternehmer,  die  vielleicht 
verhältnismässig  sehr  stark  vorbelastet  waren,  die  Prioritätsein- 
räumung nicht  durchzusetzen  vermochten,  wobei  es  immer  noch 
dahingestellt  bleiben  muss,  wie  viele  der  schon  im  ersten 
StadiuQi  als  aussichtslos  aufgegebenen  Versuche  wirklich  zur 
Kenntnis  der  Rentenanstalt  gekommen  sind. 

Wenn  ausserdem  im  vorhergehenden  Abschnitt  zu  kon- 
statieren war,  dass  die  preussischen  Meliorationskreditinstitute, 
abgesehen  von  der  Beleihung  von  Lohns-  und  Fideikommiss- 
gütern,  bisher  kaum  jemals  in  die  Lage  gekommen  sind,  auf 
grund  der  Drainagebestimmungen  Darlehen  zu  gewähren,  i) 
so  muss  demgegenüber  darauf  hingewiesen  werden,  dass  in 
Bayern  die  ganzen  Verhältnisse  doch  wesentlich  anders  liegen. 
Erstens  wird  dort  das  Mass  der  durchschnittlichen  Verschuldung 
der  ländlichen  Bevölkerung  jedenfalls  nicht  unwesentlich 
geringer  sein  als  speziell  in  den  östlichen  Provinzen  der 
preussischen  Monarchie,  in  denen  im  allgemeinen  der  Gross- 
besitz sehr  stark  vertreten  ist.  Fernerhin  fehlen  sow^ohl  Land- 
schaften als  auch  andere  gemeinnützige  Kreditanstalten  öffent- 
lich-rechtlichen Charakters,  welche  in  Preussen  einen  zum  Teil 
recht  erheblichen  Prozentsatz  der  erststelligen  Hypotheken 
besitzen,  durch  Gesetz  bezw.  Statut  aber  gezwungen  sind, 
gegenüber  jeglicher  Rangausweichung  ihrer  Forderungen  eine 
prinzipiell  ablehnende  Haltung  einzunehmen.  2) 

Während  nach  den  Bestimmungen  des  preussischen  Ge- 
setzes vom  13.  Mai  1879  zwischen  Hypothek  bezw.  Grund- 
schuld und  Drainagerente  insofern  ein  gewisser  Gegensatz 
besteht,  als  letztere  eine  verhältnismässig  sehr  hohe  Tügungs- 


1)  Vergl.  insbes.    Seite  159  bezw.  176|177. 

2)  Vergl.  Seite  103. 


quote  in  sich  schliessen  muss,  ihre  Ablösung  aber  seitens  der 
Gläubigerin  nicht  einmal  in  Ausnahmefällen  gefordert  werden 
kann/)  sind  in  Bayern  die  beiden  Formen  der  Sicherheits- 
bestellung einander  vollkommen  koordiniert,  denn  die  Real- 
rente stellt  ganz  die  gleiche  Gesamtleistung  dar,  welche  unter 
denselben  Verhältnissen  bei  hypothekarischer  Eintragung  des 
betreffenden  Darlehns  zu  entrichten  sein  würde,  und  an 
anderem  Orte  wurde  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  ihre 
Ablösung  dem  Verpflichteten  unter  genau  den  nämlichen  Be- 
dingungen gestattet  ist  wie  die  Rückgabe  eines  in  der  anderen 
Weise  versicherten  Kapitals.  Andererseits  darf  aber  auch 
die  Landeskultur-Rentenanstalt  unter  denselben  Umständen, 
unter  denen  sie  die  Berechtigung  zur  Einziehung  der  Hypothek- 
schulden besitzt,  die  Ablösung  der  Realrenten  verlangen,  2) 
eine  Befugnis,  welche  ihr  gedoch  laut  Gesetz  ausser  beim 
Vorliegen  eines  der  an  früherer  Stelle  angegebenen  drei 
Kündigungsgründe 3)  speziell  noch  für  den  Fall  eingeräumt 
ist,  dass  entweder  der  Erwerber  des  belasteten  Grundbesitzes 
die  persönliche  Haftung  für  rückständige  Renten  nicht  über- 
nehmen will  oder  ohne  Einwilligung  der  Rentenkommission 
und  ohne  gerichtliche  Feststellung  der  Unschädlichkeit  von 
den  rentenpflichtigen  Liegenschaften  ein  Grundstück,  eine 
Teilfläche  oder  ein  Realrecht  abgetrennt  wird. 

In  der  Praxis  kommen  beide  Formen  der  Sicherheits- 
bestellung nebeneinander  zur  Anwendung,  ohne  dass  die  eine 
wesentlich  vor  der  anderen  bevorzugt  würde.  So  stellte  sich 
z.  B.  für  die  Periode  1884 — 1894  das  durchschnittliche  Ver- 
hältnis von  Hypothek  zu  Reallast  in  Ansehung  der  Zahl  der 
Darlehen  etwa  wie  1 :  2,  hinsichtlich  ihres  Betrages  wie  2:3, 
während  in  den  Jahren  1897  und  1898  zusammengenommen 
sich  'beide  in  jeder  Beziehung  ungefähr  das  Gleichgewicht 
hielten.  Ob  letzteres  mit  einer  Zunahme  der  Beliebtheit  der 
hypothekarischen  Eintragung  im  Zusammenhange  steht,  muss 
jedoch  dahingestellt  bleiben,  da  es  sich  bei  einem  so  kurz 
bemessenen  Zeiträume  sehr  wohl  um  eine  Erscheinung  ganz 
zufälligen  Charakters  handeln  kann  und  aus  einer  der  erst- 
erwähnten an  Länge  einigermassen  entsprechenden  Periode 
sich  ein  Durchschnitt  nicht  ziehen  Hess,  da  für  eine  ganze 
Reihe  von  Jahren  die  dazu  erforderlichen  Angaben  in  dem 
vorliegenden  Material  fehlten. 


1)  Vergl.  Seite  94  bezw.  106|107. 

2)  Vergl.  Seite  48. 

3)  Vergl.  Seite  249. 


—    256  — 


Mö^en  sich  nun  auch  die  vorstehend  erörterten  Be- 
stimmung-en  über  die  Sicherheitsleistung  bei  Anlehnsauf  nahmen 
einzelner  Grundbesitzer  in  Bayern  im  grossen  und  ganzen  als 
zweckdienlich  erwiesen  haben,  so  bedeuten  sie  auf  preussische 
Verhältnisse  angewandt  den  als  im  allgemeinen  völlig  unzu- 
reicheud  erachteten  Drainage-  und  sonstigen  einschlägigen 
Vorschriften  des  G-esetzes  vom  13.  Mai  1879  gegenüber  absolut 
keinen  Fortschritt  und  vermögen  zur  Lösung  der  Frage,  auf 
welche  Weise  dem  einzelnen  Landwirte  trotz  stärkerer  Vor- 
belastung doch  noch  die  Beschaffung  von  Geldmitteln  zur 
Vornahme  produktiver  Bodenverbesserungen  wirklich  ermöglicht 
werden  kann,  nicht  das  geringste  beizutragen.  Im  übrigen 
wäre  zu  konstatieren,  dass  der  Wirkungskreis  des  in  Eede 
stehenden  Institutes  sich  wenigstens  annähernd  mit  demjenigen 
einer  preussischen  Landeskultur-Eentenbank  deckt,  sofern 
nicht  deren  Tätigkeit  durch  die  speziellen  Satzungen  engere 
als  die  gesetzlichen  Grenzen  gezogen  worden  sind,  dass  aber 
Bayern  in  dem  Bestreben,  die  Kreditentnahme  zu  Meliorations- 
zwecken möglichst  billig  zu  gestalten,  erheblich  weiter  ge- 
gangen ist  als  Preussen  und  zwar  umsomehr,  als  dessen 
Provinzial-Verbände  sich  nicht  einmal  dazu  entschliessen 
konnten,  auf  die  Einhebung  besonderer  Verwaltungskosten- 
beiträge zu  verzichten.  Alle  sonstige  Verschiedenheiten  der 
beiderseitigen  Einrichtungen,  welche  sich  bei  deren  Ver- 
gleichung  feststellen  Hessen,  sind  sämtlich  mehr  oder  weniger 
nebensächlicher  Natur  und  sollen  deshalb  an  dieser  Stelle 
nicht  nochmals  einzeln  angeführt  werden.  Es  möge  hier  die 
Bemerkung  genügen,  dass  in  den  meisten  Fällen  die  Be- 
dingungen der  baj^ischen  Landeskultur-Rentenanstalt  für  den 
Darlehnsnehmer  einen  kleinen,  wenn  auch  vielleicht  kaum 
nennenswerten  Vorteil  gegenüber  den  entsprechenden  preuss- 
ischen bedeuten. 

(Wirksamkeit.)  Auskunft  über  die  bisherige  Gestaltung 
der  Geschäftstätigkeit  des  Institutes  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung seines  Wirkens  in  den  letztverflossenen  Jahren 
gewähren  die  beigegebenen  Tabellen  13  und  14,  deren  Zahlen- 
material sich  jedoch,  was  wohl  zu  beachten  ist,  nicht  auf 
die  tatsächlich  ausbezahlten,  sondern  die  jeweils  bewilligten 
Beträge  bezieht.^)  Anderweitige  Übersichten  Hessen  sich 
indessen  nicht  beibringen,  da  entsprechende  Angaben  bezüglich 
der  Auszahlungen  in  dem  vorliegenden  Material  ebensowenig 
aufzufinden  waren  wie  Nachweisungen  über  die  zu  Schluss 


1)  Vergl.  Seite  156|157. 
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der  einzelnen  Eechnung-sjahre  jeweils  vorhanden  g-ewesenen 
Aussenstände.  Hinsichtlich  der  letzteren  lässt  sich  deshalb 
auch  nur  sagen,  dass  die  Forderungen  der  Anstalt,  welche 
ja  ungefähr  den  gleichen  Betrag  repräsentieren  müssen  wie 
die  in  Umlauf  befindlichen  Rentenscheine,^)  sich  Ende  1902 
noch  nicht  ganz  auf  8  Millionen  Mark  belaufen  haben  können, 
da  die  Staatsregierung  andernfalls  längst  die  Genehmigung 
der  Kammern  zu  einer  abermaligen  Erhöhung  des  Obligationen- 
kontingents eingeholt  haben  würde,  von  einer  solchen  aber 
im  Verwaltungsberichte  der  Landeskultur-Rentenkommission 
für  das  genannte  Jahr  überhaupt  noch  nichts  erwähnt  wird. 

Wie  ein  Blick  auf  die  beigegebenen  Tabellen  lehrt,  hat 
die  Rentenanstalt  von  ihrer  Begründung  an  sich  eines  rasch 
und  ständig  wachsenden  Zuspruches  zu  erfreuen  gehabt,  wenn 
auch  während  der  ersten  Zeit  ihres  Bestehens  die  alljährlichen 
Ausleihungen  nur  verhältnismässig  sehr  bescheidene  Summen 
repräsentierten.  Etwa  seit  1894  beginnt  dann  aber  der  Be- 
trag der  jeweils  neubewilligten  Darlehen  grössere  Dimensionen 
anzunehmen  und  ist  insbesondere  in  den  letzten  4  Jahren, 
aus  denen  Geschäftsübersichten  vorliegen,  in  ganz  rapider 
Weise  gewachsen,  indem  während  dieser  kurzen  Periode 
Kapitahen  in  noch  erheblich  bedeutenderem  Umfange  neu 
zugesichert  werden  konnten  als  im  ganzen  genommen  vor 
Anfang  derselben.  Diese  stark  progressive  Inanspruchnahme 
gerade  in  jüngster  Zeit  veraugenscheinlicht  einerseits,  wie 
sehr  man  in  Interessentenkreisen  die  Dienste  des  Institutes 
schätzen  gelernt  hat,  gestattet  aber  andererseits  auch  den 
Schluss,  dass  dasselbe  von  der  Zukunft  jedenfalls  noch  eine 
weitere  Ausbreitung  seiner  Tätigkeit  zu  erhoffen  hat,  da  eben 
noch  zahlreiche  Unternehmungen,  deren  Beförderung  in  den 
Bereich  seines  Wirkens  fällt,  der  Erledigung  zu  harren 
scheinen. 

Am  meisten  hat  die  Anstalt  unstreitig  durch  Unter- 
stützung von  Kommunalverbänden  geleistet,  welche  nicht  nur 
an  sich  von  den  überhaupt  bewilligten  Kapitalien  den  Löwen- 
anteil erhalten  haben,  sondern  speziell  auch  deren  überraschend 
schnelles  Anwachsen  von  1899—1902  veranlassten,  welches 
ja  laut  Tabelle  14  fast  ausschliesslich  auf  ihre  Rechnung  zu 
setzen  ist.  Im  Vergleich  mit  der  Beteiligung  der  Gemeinden 
nehmen  sich  die  an  Kulturvereinigungen  und  sonstige  Unter- 
nehmer gegebeneu  Summen  zwar  ziemlich  bescheiden  aus, 
doch  lässt  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  der  Verkehr  mit 


1)  Vergl.  Seite  241. 
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letzteren  bei  den  verhältnismässig  sehr  hohen  Anforderungen, 
welche  an  einzelne  Landwirte  bezüglich  der  Sicherheitsleistung 
gestellt  werden,  gar  nicht  einmal  so  ganz  unwesentliche 
Dimensionen  angenommen  hat.^) 

Als  vornehmste  Aufgabe  ist  von  dem  Institute  stets  die 
Subventionierung  von  Wassergenossenschaften  und  ähnlichen 
Verbänden  angesehen  worden,  für  welche  sonst  im  allgemeinen 
die  Anlehnsaufnahme  mit  gewissen  Schwierigkeiten  verbunden 
zu  sein  pflegt,  und  wenn  auch  die  Kreditabforderungen  der- 
selben dem  Betrage  nach  von  nicht  so  bedeutendem  Umfange 
zu  sein  scheinen,  als  vielleicht  hätte  erwartet  werden  können, 
so  ist  doch  die  Zahl  derjenigen  Grundbesitzer,  welche  als 
Mitglieder  solcher  Organisationen  Geldmittel  erhalten  haben, 
eine  ganz  überraschend  grosse.  Während  die  im  ganzen 
bewilligten  11,642,127.22  Mark  sich  auf  insgesamt  10,370 
Belehnte  verteilten,  auf  einen  Schuldposten  also  durchschnitt- 
lich 1,123  Mark  entfielen,  betrug  bei  den  331  Genossenschafts- 
Darlehen  über  1,305,200.22  Mark  die  Zahl  der  Verpflichteten 
allein  9,563,  so  dass  im  Durchschnitt  auf  den  einzelnen  nur 
ca.  136  Mark,  auf  jede  Kulturkorporation  aber  etwa  29  Be- 
teiligte kamen. 

Das  Verfahren,  die  ersteren  als  die  eigentlichen  Erborger 
zu  behandeln,  hat  also  speziell  für  die  Statistik  insofern  sehr 
grosse  Bedeutung,  als  es  bis  zu  einem  gewissen  Grade  genaue 
Auskunft  darüber  gewährt,  wie  vielen  Landwirten  die  Tätig- 
keit der  Anstalt  wirklich  Vorteil  gebracht  hat,  was  sich  z.  B. 
den  Geschäftsübersichten  der  preussischen  Landeskultur- 
Eenlenbanken  überhaupt  nicht  entnehmen  lässt.  Zu  berück- 
sichtigen wäre  freilich,  dass  die  Zahl  der  landwirtschaftlichen 
Betriebe,  welche  von  den  seitens  des  Institutes  unterstützten 
Kulturunternehmungen  Nutzen  gezogen  haben,  doch  noch  weit 
höher  veranschlagt  werden  muss  als  diejenige  der  „Belehnten", 
da  auch  der  grösste  Teil  der  von  Kommunalverbänden  auf- 
genommenen Darlehen  nicht  zur  Verbesserung  deren  eigener 
Ländereien  bestimmt  war,  sondern  dem  Besitze  vieler  zu  gute 
gekommen  ist,  während  die  betreffenden  Gemeinden  entweder 
die  aufzuwendenden  Kosten  direkt  zur  Selbstzahlung  über- 
nahmen oder  aber  lediglich  der  Kreditgeberin  gegenüber  für 
die  erhaltenen  Gesamtbeträge  haftbar  wurden,  um  den  einzelnen 
Interessenten  die  Kosten  der  Bestellung  einer  besonderen 
Sicherheit  zu  ersparen. 2) 


1)  Vergl.  Seite  254. 

2)  Vergl.  Seite  29. 
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Über  die  Verteilung  der  Darlehen  in  sachlicher  Hinsicht 
ist  zu  bemerken,  dass  mit  einer  einzigen  Ausnahme  zu 
sämtlichen  Zwecken,  deren  Förderung  sich  die  Anstalt  laut 
Gesetz  angelegen  sein  lassen  soll,  wenn  auch  mehrfach  in  nur 
sehr  bescheidenem  Massstabe  wirklich  Geldmittel  bewilligt 
werden  konnten.  Grössere  Summen  sind  ausser  zu  land- 
wirtschaftlichen Wegeanlagen  nur  noch  zu  solchen  Unter- 
nehmungen gegeben  worden,  welche  in  irgendeiner  Beziehung 
zum  Wasser  stehen  und  unter  denen  der  Zahl  nach  zwar  die 
Ent-  und  Bewässerungen,  dem  Betrage  nach  jedoch  die 
Wasserversorgungen  bei  weitem  den  ersten  Platz  behaupten. 
Lässt  sich  nun  auch  die  Subventiouierung  der  letzteren  kaum 
den  eigentlichen  Aufgaben  eines  Meiiorationskreditinstitutes 
zurechnen,  so  ist  sie  doch  jedenfalls  mit  diesen  sehr  nahe 
verwandt  und  für  die  Landbau  treibende  Bevölkerung  durchaus 
nicht  etwa  von  bloss  untergeordneter  Bedeutung. 

Gerade  mit  Rücksicht  auf  die  grosse  Wichtigkeit  der 
Versorgung  der  ländHchen  Anwesen  mit  gutem  Wasser  in 
Haus  und  Stall  hat  sich  auch  die  Landeskultur-Renten- 
kommission unter  vollkommener  Billigung  der  massgebenden 
Orgaue  veranlasst  gesehen,  bereits  vor  der  gesetzlichen  Er- 
weiterung des  Wirkungskreises  der  Anstalt^)  zu  Anlagen 
der  in  Rede  stehenden  Art,  welche  ursprünglich  nur  dann 
unterstützt  wurden,  wenn  mit  ihnen  gleichzeitig  eine  Ent- 
oder  Bewässerung  von  landwirtschaftlichem  Grund  und 
Boden  verbunden  war,  auch  ohne  das  Vorhandensein  dieses 
Erfordernisses  Geldmittel  herzuleihen.  Speziell  in  den  letzten 
Jahren  vermochte  sie  dies  sogar  in  derartigem  Umfange  zu 
tun,  dass  sich  demgegenüber  die  Resultate  ihrer  sonstigen 
Geschäftstätigkeit  ziemlich  geringfügig  ausnehmen.  Hierauf 
ist,  wenigstens  zum  grössten  Teile,  auch  die  verhältnismässig 
sehr  bedeutende  Inanspruchnahme  der  Mittel  des  Institutes 
seitens  ländlicher  Gemeinden  zurückzuführen ,  für  welche 
seine  Hilfe  in  derartigen  Fällen  gerade  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  eine  höchst  schätzenswerte  Wohltat 
bedeutet,  da  seit  einiger  Zeit  infolge  der  beträchtlichen  an 
den  staatlichen  Wasserversorgungsfonds  herantretenden  An- 
forderungen die  Zuschüsse  aus  demselben  erheblich  niedriger 
bemessen  werden  müssen  als  vordem. 

Dass  von  der  insgesamt  bewilligten  Darlehnssumme 
mehr  als  zwei  Dritteile  zur  Ausführung  von  Unternehmungen 


1)  Vergl.  Seite  238  Anra.  6. 
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der  eben  behandelten  Art  bestimmt  waren,  darf  natürlich  bei 
einem  Vergleich  des  Wirkens  der  bayrischen  Landeskultur- 
Rentenanstalt  mit  demjenigen  der  ähnUch  organisierten 
Institute  anderer  deutscher  Bundesstaaten  nicht  ausser  acht 
gelassen  werden.  Andernfalls  würde  die  Gefahr  sehr  nahe 
liegen,  dass  erstere  eine  mehr  oder  weniger  unzutreffende 
Beurteilung  erfährt,  indem  man  speziell  im  Hinblick  auf  die 
preussischen  Verhältnisse  nur  allzu  leicht  geneigt  sein  wird, 
der  Kreditgewährung  zu  eigentlichen  Bodenverbesserungen 
weit  grössere  Bedeutung  beizumessen,  als  ihr  tatsächlich  zu- 
kommt. Auf  letztere  würden  nach  Tabelle  13  auch  bei 
weitgehendster  Auslegung  des  Begriffes  höchstens  etwa  25  ^/q 
der  bis  Ende  1902  überhaupt  zugesicherten  Summe,  auf  ihre 
wichtigste  Kategorie,  die  Ent-  und  Bewässerung,  allein  nur 
etwa  l6*^/o  entfallen  und  auch  absolut  genommen  sind  eigent- 
liche Meliorationskapitalien  trotz  der  verhältnismässig  sehr 
günstigen  Verzinsungsbedingungen  bisher  in  kaum  wesentlich 
grösserem  Umfange  zur  Auszahlung  gelangt  als  z.  B.  während 
des  gleichen  Zeitraumes  bei  der  schlesischen  Landeskultur- 
Eentenbank,  welche  allerdings  Unternehmungen  anderweitigen 
Charakters  so  gut  wie  gar  nicht  unterstützt  und  infolgedessen 
einen  erheblich  niedrigeren  Gesamtbestand  an  Darlehen  auf- 
zuweisen hat.^) 


2.    Landeskultur-Renienbank  im  Königreich 
Sachsen.  2) 

Die  sächsische  Landeskultur-Rentenbank  verdankt  ihre 
Entstehung  zum  guten  Teile  den  Erfahrungen,  welche  mit 
der  zur  Beförderung  der  Grundentlastung  errichteten  Land- 
rentenbank gemacht   wurden,  indem  die  höchst  günstigen 

1)  Vergl.  Seite  176|177. 

2)  Vergl.  Schober,  Die  Landesk.-Rentenb.  etc.;  Art.  „Landes- 
kultur-Rentenbanken" im  Handw.  der  Staatsw.;  Denkschrift  der 
Landwirtschaftskammer  für  die  Prov.  Sachsen;  „Die  Landeskultur- 
Rentenbank  im  Königreich  Sachsen",  Amtliche  Denkschrift  für  die 
Gewerbe-  und  Industrie- Ausstellung  zu  Halle  a.  S.  im  Jahre  1881; 
Ges.,  Die  Errichtung  einer  Landesk.-Rentenb.  betr.,  vom  26.  November 
1861  nebst  Ausführungsverordnung  vom  gleichen  Tage;  Ges.  zur 
Ergänzung  und  Abänderung  des  Ges.,  die  Errichtung  einer  Landesk.- 
Rentenb.  betr.,  vom  26.  November  1861,  vom  1.  Juni  1872  nebst 
Ausführungsverordnung  vom  gleichen  Tage;  Ges.,  einen  Nachtrag 
zu  den  durch  die  Gesetze  vom  26.  November  1861  und  vom  L  Juni 
1872  in  Bezug  auf  die  Landesk.-Rentenb.  getroffenen  Bestimmungen 
betr.,  vom  23.  August  1878;  Ges.,  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
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Erfolge  des  Wirkens  derselben  den  Gedanken  nahe  legten, 
ihre  Dienste  oder  diejenigen  eines  mit  ihr  zu  verbindenden 
Institutes  ähnlicher  Art  speziell  auch  für  Zwecke  der  Landes- 
kultur zur  Verfügung  zu  stellen.  Den  unmittelbaren  Anstoss 
hierzu  gab  der  Erlass  des  Gesetzes  über  die  Berichtigung 
von  Wasserläufen  und  die  Ausführung  von  Be-  und  Ent- 
wässerungsanlagen vom  15.  August  1855,  dessen  Durchführung 
infolge  des  Umstandes,  dass  die  Beteiligten  sich  nur  allzu 
häufig  ausser  stände  erwiesen,  den  durch  die  geplanten 
Meliorationen  erforderten  Kostenaufwand  aus  eigenen  Mitteln 
zu  bestreiten,  vielfach  mit  Schwierigkeiten  verbunden  war, 
so  dass  man  zu  deren  Beseitigung  schliesslich  denselben  Weg 
einschlug,  welcher  sich  bei  der  Ablösung  so  vortrefflich  be- 
währt hatte.  Durch  Gesetz  vom  26.  November  1861  wurde 
zur  Unterstützung  von  Kultur-Unternehmungen  obengenannter 
Art  durch  Gewährung  amortisabler  Darlehen  zu  mässigem 
Zinsfusse  eine  Landeskultur-Rentenbank  ins  Leben  gerufen,  ^ 
welche,  wenn  auch  der  Beginn  des  Kreditgeschäftes  erst  vom 
1.  Juli  1862  an  datiert,  offiziell  bereits  am  1.  Januar  des- 
selben Jahres  ihre  Tätigkeit  begann,  die  sich  ursprünglich 
allerdings  nur  auf  den  verhältnismässig  sehr  kurz  bemessenen 
Zeitraum  von  11  Jahren  erstrecken  sollte.  Die  Bestimmung, 
dass  als  Schlusstermin  für  die  Ausgabe  von  Schuldkapitalien 
der  31.  Dezember  1873  zu  gelten  habe,  wurde  indessen  durch 
ein  späteres  Ergänzungsgesetz  vom  1.  Juni  1872  wieder  auf- 
gehoben, so  dass  gegenwärtig  ihrem  Wirken  keinerlei  zeitliche 
Schranken  mehr  gesetzt  sind. 

Das  Institut,  dessen  Verwaltung  unbeschadet  ihrer  sonst 
vollkommenen  Selbständigkeit  von  der  in  ganz  ähnlicher 
Weise  organisierten  Landrentenbauk  geführt  wird,  steht  wie 
diese  unter  der  Garantie  des  Staates  und  ist  gleich  den 
preussischen  Schwesteranstalten  mit  dem  Privileg  ausgestattet, 
Inhaber-Obligationen,  welche  den  Namen  Landeskultur-Renten- 
scheine führen,^)  bis  zur  Höhe  des  Betrages  der  ausstehenden 
Darlehnsforderungen  in  den  Verkehr  zu  bringen.^)  Ebenso 
können  die  laufenden  Leistungen  der  Schuldner  erforderlichen- 

bei  der  Landesk.-Rentenb.  betr.,  vom  1.  Mai  1888  nebst  Ausführungs- 
verordnung vom  gleichen  Tage;  Mitteilungen  über  die  Wirksamkeit 
der  Landesk  -Rentenb.  im  Kgr.  Sachsen  während  ihres  36jährigen 
Bestehens  vom  Jahre  1862—1897,  herausgegeben  von  der  Kgl.  Landesk.- 
Rentenb.-Verwaltung;  Nachrichten  über  den  Stand  der  Landesk.- 
Rentenb.  am  Schlüsse  des  Jahres  1902  in  Beilage  4  zu  No.  5  der 
„Leipziger  Zeitung"  vom  13.  März  1903. 

1)  Vergl.  Seite  238. 

2)  Vergl.  Seite  89  bezw.  91, 
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falls  im  Wege  des  Verwaltung-szwangsverfahrens  beig-etrieben 
werden/)  während  allerdings  abweichend  von  den  entsprechen- 
den Bestimmungen  des  preussischen  Gesetzes  vom  13.  Mai 
1879,  welche  für  die  anlässlich  der  Sicherheitsbestellung 
notwendig  werdenden  Akte  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit 
Gebührenfreiheit  bewilligen,  2)  die  infolge  der  Eintragungen  in 
das  Grundbuch  entstehenden  Gerichtskosten  von  dem  Erborger 
getragen  werden  müssen  und  nur  die  Expedition  bei  der 
Bank  selbst  kostenlos  erfolgt. 

(Wirkungskreis.)  Entsprechend  dem  besonderen  Anlasse, 
welcher  zur  Errichtung  der  sächsischen  Landeskultur-Renten- 
bark führte,  war  deren  Tätigkeit  anfangs  auf  die  Finanzierung 
landwirtschaftlicher  Ent-  und  Bewässerungen sowie  ge- 
nossenschaftlicher Wasserlaufsberichtigungen  beschränkt,  doch 
wurde  ihr  Wirkungskreis  späterhin  durch  das  obenerwähnte 
Ergänzungsgesetz  vom  1.  Juni  1872  auch  auf  die  Hingabe 
von  Geldmitteln  zur  Ausführung  oder  zum  Umbau  von  im 
öffentlichen  Interesse  notwendigen  Anlagen  zur  Entwässerung 
eines  Ortes  bezw.  von  Teilen  eines  solchen  sowie  zur  ersten 
Herstellung  bauplanmässiger  Ortsstrassen  ausgedehnt.  Nach- 
mals sind,  wie  in  der  eingangs  angeführten  amtlichen  Denk- 
schrift vom  Jahre  1881  erwähnt  wird,  —  vielleicht  unter 
dem  Eindrucke  der  einschlägigen  preussischen  Gesetzgebung  — 
in  Interessentenkreisen  auch  Erörterungen  darüber  gepflogen 
worden,  ob  es  nicht  angezeigt  sei,  die  Anstalt  noch  mit  der 
Gewährung  von  Darlehen  zur  Ausführung 

1.  der  infolge  der  Grundstückszusammenlegung  notwendig 
werdenden  Strassen-  und  Wegebauten  sowie  Vorflut- 
anlagen, 

2.  grösserer  Erdbewegungen  und  sonstiger  Kulturarbeiten, 

3.  von  Schutzanlagen  gegen  Überschwemmungen, 

4.  rationeller  Aufforstungen 

zu  betrauen,  doch  wird  hinzugefügt,  dass  die  Staatsregierung 
bei  der  Neuheit  dieser  Bestrebungen  sich  bishin  noch  nicht 
veranlasst  gesehen  habe,  über  die  hierauf  gerichteten  Vor- 
schläge EntSchliessung  zu  fassen. 

Ob  dies  nun  in  späterer  Zeit  überhaupt  geschehen  ist 
oder  nicht,  möge  dahingestellt  bleiben,  jedenfalls  ist  aber  der 
Bank  die  Unterstützung  der  vorstehend  genannten  Zwecke 
bis  zur  Gegenwart  nicht  übertragen  worden  und  der  Kreis 

1)  Ver^l.  Seite  89  bezw.  237. 

2)  Ver^l.  Seite  89,  desgl  Seite  237|238. 

3)  AusdrückUch  ausgeschlossen  sind  Anlagen  zu  gewerblichen, 
häuslichen  oder  Luxuszwecken. 
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ihrer  Aufgaben  demnach  erheblich  eng-er  gezogen  geblieben 
als  derjenige  der  früher  behandelten  Meliorationskreditan- 
stalten/) wenn  man  von  den  Einschränkungen  absieht,  welche 
bei  den  preussischen  in  dieser  Beziehung  den  Provinzial- 
verbänden  für  die  speziellen  Satzungen  vorbehalten  sind. 
Die  Blnanzierung  städtischer  Strassenbauten  und  Kanalisationen 
bildet  allerdings  eine  Spezialität  der  sächsischen,  doch  Hessen 
sich  einigermassen  berechtigte  Einwände  gegen  dieselbe 
kaum  erheben,  da  sie,  wenn  derartige  Unternehmungen  an 
sich  auch  keineswegs  zu  einer  Hebung  der  Landeskultur  bei- 
tragen, doch,  wie  in  obiger  Denkschrift  gesagt  wird,  im 
öffentlichen  Interesse  und  zwar  vornehmlich  demjenigen  der 
allgemeinen  Wohlfahrt  gelegen  ist. 2)  Auffällig  erscheint  eben 
nur,  dass  demgegenüber  die  Kreditentnahme  zur  Anlegung 
ländlicher  Wirtschaf tswege  und  zur  Vornahme  einer  ganzen 
Eeihe  anderweitiger  Arbeiten,  deren  Förderung  der  eigentlichen 
Bestimmung  der  Rentenbank  weit  mehr  entsprechen  würde^ 
vollkommen  ausgeschlossen  ist,  und  muss  es  gerade  in  An- 
betracht der  höchst  günstigen  Resultate  ihrer  Geschäftstätig- 
keit als  einigermassen  bedauerlich  angesehen  werden,  dass 
die  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  hinsichtlich  der  Erweiterung 
ihres  Arbeitsfeldes  s.  Zt.  gehegten  Wünsche  keine  Berück- 
sichtigung gefunden  haben. 

(Betriebsmittel.)  Dass  zur  Beschaffung  der  erforderlichen 
Betriebsmittel  Landeskultur-Rentenscheine  bis  zur  Höhe  des 
Betrages  der  ausstehenden  Darlehnsforderungen  in  den  Verkehr 
gebracht  werden  dürfen,  wurde  bereits  bei  früherer  Gelegenheit 
erwähnt,  und  möge  dem  noch  hinzugefügt  werden,  dass  auch 
hinsichtlich  deren  Tilgung  ungefähr  die  nämlichen  Vorschriften 
erlassen  worden  sind,  wie  sie  nochmals  die  preussische 
Gesetzgebung  aufgestellt  hat.^)  Festgehalten  wurde  dagegen 
wie  bei  der  bayrischen  Rentenanstalt  an  dem  System  des  Ein- 
heitspapieres,4)  indem  zunächst  4°/oige  Schuldverschreibungen 
im  Gesamtbetrage  von  12,451,800  Mark  auf  den  Markt  kamen 
und,  nachdem  seit  1880  deren  mittlerer  Kurs  nie  mehr  unter 
pari  gesunken  .  war,  1887  sogar  ca.  104  betragen  hatte, 

1)  Vergl.  Seite  89  bezw.  238|239. 

2)  Vergl.  auch  Seite  259. 

3)  Die  Einziehung  von  Obhgationenmaterial  kann  sowohl  im 
Wege  der  Auslosung  als  durch  freihändigen  Ankauf  bewirkt  werden 
und  soll  „in  der  Hauptsache"  mit  der  Verminderung  der  Aktiv- 
kapitalien infolge  planmässigen  Abtrags  oder  ausserordentlicher 
Rückzahlungen  parallel  gehen. 

4)  Vergl.  Seite  242. 

5)  1888:  104.45. 
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durch  Gesetz  vom  1.  Mai  1888  die  Ausfertigung  S^s^iger 
beschlossen  wurde,  von  denen  vom  1.  Juli  1888  bis  P^nde  1902 
im  ganzen  27,711,600  Mark  zur  Emission  gelangt  sind.  Eine 
allgemeine  Konvertierung  der  ersteren,  wie  sie  in  Bayern  bei 
dem  gleichen  Anlasse  vorgenommen  wurde,»)  hatte  diese  Herab- 
setzung des  Zinsfusses  allerdings  nicht  zur  Folge,  so  dass 
sich  Ende  1902  noch  5,730,000  Mark  40/oige  Rentenscheine 
neben  24,605,400  Mark  31/3%  igen  in  Umlauf  befanden.^) 

Bemerkenswert  erscheint,  dass  nach  der  schon  mehrfach 
angezogenen  Denkschrift  der  Verwaltung  des  Institutes  dessen 
ja  ebenfalls  mit  staatlicher  Garantie  ausgestattete  Schuld- 
verschreibungen auf  dem  Foudsmarkte  gewöhnlich  eine  etwas 
niedrigere  Bewertung  erfuhren  als  die  gleich  hoch  verzins- 
lichen sächsischen  Staatsschuldenkassenscheine.  Dieser  Um- 
stand, welcher  der  bayrischen  Rentenanstalt,  über  deren  ganz 
analoge  Erfahrungen  im  vorigen  Kapitel  berichtet  wurde, ^) 
als  einigermassen  befremdlich  erschien,  wird  jedoch  hier  fast 
mit  einer  gewissen  Selbstverständlichkeit  auf  den  verhältnis- 
mässig ziemlich  geringfügigen  Betrag  der  überhaupt  im  Ver- 
kehre befindlichen  Papiere  bezw.  die  nur  sehr  bescheidene 
Rolle,  welche  dieselben  infolgedessen  an  der  Börse  spielten, 
zurückgeführt. 

(Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.)  Bei  Ent-  und 
Bewässerungen  landwirtschaftlich  benutzten  Bodens  wird  von 
dem  in  Rede  stehenden  Institute  lediglich  dessen  Besitzer 
zugleich  als  Erborger  und  selbständiger  Unternehmer  der  zu 
unterstützenden  Melioration  angesehen,  könnte  allerdings  in 
anderer  als  der  letzterwähnten  Eigenschaft  schon  infolge  des 
Umstandes,  dass  das  sächsische  Wasserrecht  die  Bildung  von 
Kulturkorporationen  einzig  und  allein  zur  Ausführung  hezw. 
Instandhaltung  von  Fluss-  und  Bachkorrektionen  zulässt,^) 
auch  kaum  in  Betracht  kommen.  Bei  Wasserlaufsberichtigungen, 
städtischen  Strassenbauten  und  Kanalisationen  wird  dagegen 
ganz  das  gleiche  Verfahren  angewandt,  welches  in  Bayern 
für  den  Verkehr  mit  Meliorationsverbänden  und  Interessenten- 
vereinigungen vorgeschrieben  ist,  indem  nicht  die  betreffenden 
Genossenschaften  bezw.  Gemeinden,  sondern  die  einzelnen  Bei- 
tragspflichtigen unmittelbar  als  Darlehnsempf änger  fungieren  ^) 


1)  Vergl.  Seite  242. 

2)  Als  durchschnittliche  Börsennotizen  werden  für  das  genannte 
Jahr  103.69  bezw.  97.09  angegeben. 

3)  Vergl.  Seite  241. 

4)  Vergi.  Buchenberger,  Agrarw.  und  Agrarpol.  I,  360, 

5)  Vergl.  Seite  251. 
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und  demzufolg-e  auch  jeder  derselben  berechtigt  ist,  sich  von 
der  Beteilig-ung"  an  der  Kapitalentnahme  auszuschliessen/) 
wenn  er  die  Zahlung  des  auf  ihn  entfallenden  Kostenbetrages 
in  anderer,  ihm  mehr  zusagender  Weise  zu  bewirken  vermag.^) 
Ähnlich  wie  in  letzterwähntem  Lande  tritt  die  Anstalt 
betreffs  der  Hergabe  von  Geldmitteln  mit  den  Kreditbedürftigen 
niemals  direkt  in  Verbindung,  sondern  diese  haben  zur  An- 
bringung ihrer  diesbezüglichen  Gesuche  stets  die  Vermittelung 
speziell  hierfür  vorgesehener  Organe  in  Anspruch  zu  nehmen, 3) 
die  sich  aber  je  nach  der  Art  der  betreffenden  Unter- 
nehmungen differenzieren.  Wer  eine  landwirtschaftliche  Ent- 
oder  Bewässerung  auszuführen  wünscht,  hat  sich  an  die 
Kreishauptmannschaft  Dresden,  welche  als  Generalkommis- 
sion für  Ablösungen  und  Gemeinheitsteilungen  für 
das  ganze  Land  fungiert,  zu  wenden  und  unter  Beifügung 
ausführlicher  Pläne  und  Kostenvoranschläge  namentlich  dar- 
zulegen, welche  Vorteile  von  der  beabsichtigten  Melioration 
für  die  einbezogenen  Grundstücke  zu  erwarten  stehen.  Vor- 
genannte Behörde  lässt  dann  den  Antrag  von  einem  hinläng- 
lich qualifizierten  Sachverständigen  begutachten  und  übergiebt 
ihn,  falls  der  Nachweis  erbracht  ist,  dass  bei  ordnungs-  und 
sachgemässer  Herstellung  der  Anlagen  die  Liegenschaften 
eine  dem  vorgesehenen  Aufwände  entsprechende  Wertserhöhung 
erfahren  werden,^)  der  Rentenbank  zur  weiteren  Veranlassung. 
Ungefähr  die  gleichen  Funktionen  sind  bei  genossenschaftlichen 
Fluss  etc.-  Korrektionen  dem  zu  deren  Durchführung  vom 
Ministerium  des  Innern  besonders  zu  bestellenden  staatlichen 
Kommissar  übertragen,  während  behufs  des  Erhaltes  von 
Kapitalien  zu  Ortsentwässerungen  und  Strassenbauten  von 


1)  Prinzipiell  unzulässig  ist  überdies  die  Hergabe  von  Geld- 
summen, welche  zur  Ausführung  bezw.  zum  Umbau  von  Ortsent- 
wässerungsanlagen oder  zur  ersten  Herstellung  städtischer  Strassen 
von  solchen  Grundstücken  beizutragen  sind,  die  im  gemeinen  Ver- 
kehr keinen  Geldwert  besitzen,  wie  öffentliche  Strassen  und  Plätze, 
oder  dem  Verkehre  entzogen  sind. 

2)  Vergl.  Seite  251. 

3)  Vergl.  Seite  242. 

4)  Dass  die  zu  bewilligende  Summe  den  Betrag  der  aufzu- 
wendenden Kosten  bezw.  die  von  dem  einzelnen  Beteiligten  aufzu- 
bringende Quote  derselben  nicht  übersteigen  darf,  ergiebt  sich 
hiernach  eigentlich  ganz  von  selbst.  Die  Möglichkeit  der  Finanzierung 
eines  Unternehmens  ist  übrigens  keineswegs  davon  abhängig,  dass 
dasselbe  vorab  nur  erst  geplant  ist,  sondern  es  können  auch  solche 
unterstützt  werden,  welche  bereits  in  Ausführung  begriffen  sind, 
sofern  dem  infolge  sonstiger  gesetzlicher  Bestimmungen  Hindernisse 
nicht  in  den  Weg  treten. 


—    266  — 


den  Interessenten  die  Vermittelung*  iher  Kommune  anzurufen 
ist,  welche  die  Gesuche  der  zuständigen  Amtshauptmannschaft 
einreicht,  von  der  sie  an  die  vorgesetzte  Kreishauptmann- 
schaft 1)  zur  letztmaligen  Überprüfung  und  eventuellen  Über- 
gabe an  die  Bankverwaltung  weitergeleitet  werden. 

Die  Aushändigung  der  zugesicherten  Kapitalien  an  den 
Erborger  erfolgt  wiederum  nicht  direkt  durch  die  Landeskultur- 
Kentenbank,  sondern  unter  Zuhilfenahme  der  Gemeinde- 
verwaltung, des  staatlichen  Berichtigungskommissars  oder  der 
Auseinandersetzungsbehörde,  w^elch  letzterer  insbesondere  durch 
Gesetz  noch  die  Verpflichtung  auferlegt  wird,  nur  bei  kleineren 
Unternehmungen,  welche  in  einem  Jahre  beendet  werden 
können,  und  unter  Verhältnissen,  welche  einen  Missbrauch 
nicht  befürchten  lassen,  das  ganze  Darlehn  in  einer  Summe 
hinzugeben  und  sich  dann  „gelegentlich"  durch  den  oben- 
erwähnten Begutachter  die  Überzeugung  von  der  tatsächlichen 
Ausführung  des  Meliorationswerkes  zu  verschaffen.  Bei  um- 
fangreicheren, welche  bedeutendere  Summen  erfordern  und 
zu  ihrer  Fertigstellung  längerer  Zeit  bedürfen,  soll  dagegen 
die  Auszahlung  stets  in  Raten  entsprechend  dem  wirklichen 
Fortschritte  der  Arbeiten  vor  sich  gehen  und  ist  in  solchen 
Fällen  der  jedesmalige  Bedarf  durch  eine  diesbezügliche,  auf 
grund  eigener  Warnehmung  auszustellende  Bescheinigung  des 
verpflichteten  Sachverständigen  nachzuweisen.  Einigermassen 
ausreichende  Garantien  für  die  bestimmungsgemässe  Ver- 
wendung der  zuEnt-bezw.  Bewässerungszwecken  vorgestreckten 
Geldmittel  sind  demnach  zwar  vorhanden,  doch  fehlt  jegliche 
Gewähr  dafür,  dass  die  mit  deren  Hilfe  erstellten  Anlagen 
auch  bis  zum  völligen  Abtrage  der  aufgenommenen  Schuld 
in  ordnungsmässigem  Zustande  erhalten  werden,  da  das 
Gesetz  weder  den  Kreditnehmer  direkt  hierzu  verpflichtet 
noch  für  eine  dahingehende  laufende  Kontrolle  Sorge  trägt. 

PJigentümlich  ist,  dass  die  Auszahlung  der  Darlehen 
stets  durch  Hingabe  von  Schuldverschreibungen  zum  Nenn- 
werte bewirkt  werden  muss,  der  Anstalt  also  nicht  das  Recht 
zusteht,  den  Erborger  unter  Umständen  auch  mit  barem 
Gelde  abzufinden,^)  wde  es  bei  den  vorbehandelten  Melio- 


1)  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  und  die  übrigen  Orte  mit 
revidierter  Ständeordnung  haben  an  die  Kreishauptmannscliaft  direkt 
zu  berichten. 

2)  Natürlich  abgesehen  von  solchen  Kapitalspitzen,  welche  sich 
überhaupt  nicht  in  Rentenscheinen,  deren  kleinster  Abschnitt  über 
HOC  Mark  lautet,  gewähren  lassen  und  deshalb  stets  in  bar  verab- 
folgt werden  müssen. 
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rationskreditinstituten  Preussens  bezw.  Bayerns  der  Fall  war.^) 
Notieren  demnach  die  Rentenscheine  über  pari,  so  erhält  der 
Kreditnehmer  bei  deren  Versilberung  ausser  dem  Nominal- 
betrage seines  Anlehns  noch  das  Agio,  welches  in  obener- 
wähnten Ländern  der  Gläubigerin  zufällt, 2)  doch  liesse  sich 
im  Grunde  genommen  hiergegen  kaum  etwas  einwenden,  da 
letztere  an  sich  auf  denselben  ebensowenig  Anspruch  besitzt 
wie  der  Schuldner,  welcher  aber  unter  derartigen  Verhält- 
nissen gerade  beim  System  der  E]inheitsobligation  durch  das 
andere  Verfahren  mit  einer  den  zeitigen  Geldmarktverhält- 
nissen nicht  völlig  entsprechenden  Zinsleistung  belastet  werden 
würde. ^)  Eine  Inkonsequenz  wäre  höchstens  darin  zu  er- 
blicken, dass  er  eine  grössere  Barsumme  in  die  Hand  bekommt, 
als  er  wirklich  zur  Bestreitung  des  ihm  durch  die  Ausführung 
der  projektierten  Anlagen  erwachsenden  Aufwands  benötigt. 

Dies  alles  ist  jedoch  gegenwärtig  von  ziemlich  unter- 
geordneter Bedeutung,  denn  wenn  auch  die  4% igen  Schuld- 
verschreibungen bisweilen  nicht  unerheblich  über  pari  standen,^) 
so  haben  die  8^/3% igen  eigentlich  nur  in  den  Jahren  1895 
und  1896  bei  einem  durchschnittlichen  Kursstande  von  101.10 
bezw.  100.59  die  Erzielung  eines  die  Verkaufsspesen  etc. 
übersteigenden  Agiogewinnes  gestattet,  während  im  übrigen 
ihre  Begebung  fast  stets  mit  mehr  oder  weniger  grossen 
Einbussen  verknüpft  war.^)  Unter  diesen  Umständen  ist  es 
deshalb  weit  wichtiger,  dass  durch  das  obenerwähnte  Gesetz 
vom  28.  August  1878  eine  Möglichkeit  zur  alsbaldigen  Deckung 
derartiger  Verluste  an  Kapitalsubstanz  eröffnet  worden  ist, 
wobei  allerdings  nicht  der  Weg  des  Ergäuzungsdarlehns  ge- 
wählt wurde,  sondern  der  späterhin  für  die  bayrische  Renten- 
anstalt neben  ersterem  angenommene  Modus,  welcher  auf  der 
Einstellung  des  sich  voraussichtlich  ergebenden  Disagios  in 
den  Kostenvoranschlag  beruht.^)  Dementsprechend  kann 
beantragt  werden,  dass  bei  der  Bemessung  des  von  der  Bank 
zu  einem  Unternehmen  herzuleihenden  Betrages  bezw.  des 
auf  den  einzelnen  Interessenten  entfallenden  Anteils  die  beim 
Verkauf  der  Rentenscheine  zu  erwartende  Einbusse  in  Rück- 
sicht gezogen  wird,  welche  in  solchen  Fällen  unter  Zu- 


1)  Vergl.  Seite  91  bezw.  243. 

2)  Vergl.  Seite  60  bezw.  91. 

3)  Vergl.  Seite  92. 

4)  Vergl  Seite  264. 

5)  Die  niedrigste  Bewertung  erfuhren  sie  im  Jahre  1900,  aus 
welchem  eine  mittlere  Notiz  von  nur  88.10  gemeldet  wird. 

6)  Vergl.  Seite  244. 
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gTUDdelegung"  des  jeweiligen  Tageskurses  der  Papiere  zu 
berechnen  ist.^) 

Die  laufende  Gesamtverpflichtung  des  Schuldners  führt 
die  Bezeichnung  „Landeskulturrente",  ein  Name,  der  jedenfalls 
von  den  Ablösungs-  bezw.  Landrenten  abgenommen  wurde 
und  nochmals  sowohl  in  die  preussische  wie  die  bayrische 
Gesetzgebung  übergegangen  ist.^)  Sie  ist  in  Vierteljahrsraten 
an  die  Bezirkssteuereinnahmen,  welche  ihrerseits  wieder  mit 
der  Rentenbank  abzurechnen  haben,  zu  entrichten  und  setzt 
sich  lediglich  aus  Verzinsung  und  Amortisationsquote  zusammen, 
ohne  einen  Verwaltungskostenbeitrag  einzubegreifen,  da  alle 
Regieauslagen  ebenso  wie  etwaige  Rentenausfälle  von  der 
Staatskasse  übernommen  werden.^) 

An  Verzinsung  wird  für  ausgeliehene  Kapitalien  der 
gleiche  Prozentsatz  erhoben,  welcher  für  die  Rentenscheine, 
in  denen  sie  gewährt  wurden,  zu  entrichten  ist,  so  dass  sich 
die  Erzielung  regelmässiger  Gewinne  ebensowenig  ermöglicht 
wie  nach  dem  preussischen  Gesetze.*)  Abweichend  von  dessen 
Bestimmungen  ist  dagegen  die  Bildung  eines  besonderen 
Reservefonds  aus  den  Erträgnissen  mehr  zufälligen  Charakters 

1)  Erwähnt  werden  möge  noch  bei  dieser  Gelegenheit,  dass 
bei  der  Ausmittelung  des  zu  landwirtschaftlichen  Ent-  und  Be- 
wässerungen erforderlichen  Aufwandes  die  durch  Prüfung  des  Planes 
sowie  „sonst  bei  Behörden"  erwachsenden  Kosten  ebenfalls  mit  auf- 
genommen werden  und,  sofern  zu  derartigen  Zwecken  bewilligte 
Kapitalien  ratenweise  ausgeantwortet  werden  sollen,  auf  speziellen 
Wunsch  auch  die  während  der  Bauzeit  zu  zahlenden  Zinsen.  Letzteres 
erklärt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  die  dem  Erborger  obliegenden 
Leistungen  ohne  Rücksichtnahme  auf  diese  allmähliche  Aushändigung 
stets  gleich  von  allem  Anfang  an  in  voller  Höhe  zur  Erhebung 
gelangen. 

2)  Vergl.  Seite  94  bezw.  244. 

3)  Bezüglich  des  Betrages  der  ersteren  möge  der  Denkschrift 
vom  Jahre  1881  entnommen  werden,  dass  derselbe  sich  überhaupt 
nicht  genau  feststellen  lasse,  da  der  allgemeine  Aufwand  zusammen 
mit  demjenigen  für  die  unter  gleicher  Verwaltung  stehende  Alters- 
sowie  Landrentenbank  verrechnet  würde.  Schätzungsweise  ist  er 
damals  mit  ca  22,000  Mark  angenommen,  wobei  jedoch  hervorgehoben 
wird,  dass  seit  Beginn  der  laufenden  Finanzperiode  die  Geschäfts- 
unkosten der  drei  Anstalten  zum  grössten  Teile  aus  den  Erträgnissen 
des  Vermögens  der  Landrentenbank  und  deren  etwaigen  Über- 
schüssen bestritten  würden,  der  tatsächliche  staatliche  Aufwand  in- 
folgedessen nur  noch  sehr  geringfügig  sei.  Ob  dies  auch  jetzt  noch 
der  Fall  ist,  kann  allerdings  nicht  gesagt  werden,  da  der  Darlehns- 
verkehr  bei  dem  in  Rede  stehenden  Institute  seitdem  erheblich  an 
Ausdehnung  gewonnen  hat  und  in  dem  vorliegenden  Material  neuere 
Angaben  weder  über  die  Höhe  des  Regieaufwandes  noch  über  die 
vom  Staate  zu  dessen  Deckung  gebrachten  Opfer  aufzufinden  sind. 

4)  Vergl.  Seite  92  bezw.  95. 
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nicht  vorgesehen,  die  allerdings  infolge  des  Umstandes,  dass 
der  Staat  für  uneinbringliche  Renten  haftet  und  Kapital- 
verluste bei  dem  späterhin  noch  zu  erörternden  Modus  der 
Sicherheitsbestellung  völlig  ausgeschlossen  erscheinen,  auch 
ganz  zwecklos  sein  würde,  sondern  alle  derartigen  Einkünfte, 
wie  sie  sich  namentlich  bei  der  Tilgung  von  Obligationen  im 
Wege  des  freihändigen  Ankaufs  ergeben,  werden  zur  An- 
sammlung eines  eigenen  Vermögens  verwandt  und  als  solches 
in  den  Übersichten  über  die  finanziellen  Verhältnisse  des 
Institutes  nachgewiesen.^) 

Da  mit  dem  Übergange  zur  Emission  SVs^/oiger  Schuld- 
verschreibungen eine  allgemeine  Konvertierung  der  bislang 
in  den  Verkehr  gekommenen  4^/oigen  nicht  verbunden  war. 2) 
so  konnte  natürlich  auch  der  entsprechenden  Herabsetzung 
des  Darlehnsziusfusses  keine  rückwirkende  Kraft  verliehen 
werden.  Es  wurde  vielmehr  vom  1.  Juli  1888  ab  für  jede 
der  beiden  nunmehr  vorhandenen  Zinsgattungen  eine  besondere 
Abteilung  mit  eigener  Eechnungsführung  geschaffen  und,  wenn 
auch  die  sogenannte  „ältere",  welcher  die  4o/Qigen  Forderungen 
zugewiesen  wurden,  gegenüt)er  der  „jüngeren"  im  Laufe  der 
Jahre  sehr  schnell  an  Bedeutung  verloren  hat,  so  war  doch 
Ende  1902  der  Betrag  ihrer  Aussenstände  laut  Tabelle  16 
verhältnismässig  noch  immer  recht  ansehnlich. 

Während  nach  dem  preussischen  und  bayrischen  Gesetze 
der  Kreditnehmer  über  die  Höhe  der  jährlichen  Amortisation 
seiner  Schuld  insofern  selbst  zu  entscheiden  hat,  als  ihm 
zw^ar  stets  eine  bestimmte  Minimalquote  vorgeschrieben,  im 
übrigen  aber  die  Befugnis  eingeräumt  wird,  über  dieselbe 
nach  Belieben  hinauszugehen,^)  kennt  die  sächsische  Landes- 
kultur-Rentenbank nur  einen  einzigen,  allgemeinverbindhchen 
Prozentsatz  an  laufender  Gesamtleistung,  und  gestattet  dem- 
zufolge auch  keine  Abweichungen  von  dem  in  dieser  ent- 
haltenen generellen  Tilgungssatze.  Letzterer  w^ar  ursprünglich 
auf  l^/o  bemessen  und  ermöglichte  die  völlige  Abstossung 
einer  Verpflichtung  während  einer  Periode  von  41  Jahren, 
doch  erfuhr  bei  der  Herabsetzung  des  Zinsfusses  auf  S^/a^/Q 
die  Landeskulturrente  nur  eine  Ermässigung  auf  so 
dass  nunmehr  iVs^/o  ^ür  den  Abtrag  zur  Verfügung  stehen 
und  derselbe  bereits  nach  38  Jahren  zu  Ende  geführt  ist. 

Hiergegen  Hesse  sich  nun  freilich  einwenden,  dass, 
wenn  auch  die  Zahl   der  Meliorationsformen,    mit  deren 

1)  Vergl.  Tabelle  16. 

2)  Yergl.  Seite  264. 

3)  Vergl.  Seite  93  bezw.  245|246. 
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Förderung  sich  die  sächsische  Eenteübank  zu  befassen  hat, 
eine  nur  sehr  beschränkte  ist,  doch  bei  der  Aufstellung  der- 
artiger Einheitssätze  auf  eine  der  Dauer  bezw.  Abnutzung 
der  verschiedenen  Anlagen  Rechnung  tragende  allmähliche 
Herabminderung  der  Darlehnskapitalien  kaum  in  genügender 
Weise  Bedacht  genommen  werden  kann,  und  möge  zur 
Beweisführung  speziell  die  Drainage  herangezogen  werden, 
für  welche  an  anderem  Orte  erst  eine  2°/oige  Amortisation 
als  im  allgemeinen  ausreichend  erachtet  wurde. ^)  Allerdings 
lassen  ja  auch  die  vorbehandelten  Meliorationskreditinstitute 
eine  den  obigen  Bedingungen  einigermassen  entsprechende 
Abstufung  ihrer  Minimalsätze  vermissen,  doch  ist  bei  ihnen 
immerhin  die  Möglichkeit  nicht  ganz  ausgeschlossen,  dass  der 
Erborger  selbst,  sei  es  aus  freien  Stücken  oder  auf  Ver- 
anlassung der  Kreditgeberin,  vielleicht  sogar  unter  einem 
gewissen  von  dieser  auf  ihn  ausgeübten  Drucke,  sich  zur 
Vereinbarung  einer  hoch  genug  bemessenen  Abtragsquote 
versteht. 

Eine  weitere  Abweichung  von  den  entsprechenden  Be- 
stimmungen des  preussischen  und  bayrischen  Gesetzes  ergiebt 
sich  fernerhin  infolge  des  ümstandes,  dass  der  Schuldner 
zwar  berechtigt  ist,  den  ungetilgten  Rest  seiner  Verpflichtung 
nach  6  Monate  zuvor  gemachter  Anzeige  gänzlich  oder  teil- 
weise abzustossen  und  diesbezügliche  Zahlungen  sowohl  in 
bar  als  durch  Hingabe  von  Rentenscheinen  zum  Nennwerte 
zu  bewirken, 2)  der  Anstalt  selbst  dagegen  keinerlei  Kündigungs- 
möglichkeiten an  Hand  gegeben  werden.^)  Letzteres  ist  jedoch 
auch  bei  den  Drainagedarlehen  im  Sinne  der  Sonder- 
bestimmungen des  preussischen  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
der  Fall,*)  für  welche,  wie  die  nachstehende  Darlegung  er- 
geben wird,  ein  Modus  der  Sicherheitsbestellung  gewählt 
worden  ist,  der  dem  in  Sachsen  generell  vorgeschriebeneu 
sehr  ähnelt. 

(Sicherheitsbestellung.)  Während  das  preussische  und 
bayrische  Recht  unter  gewissen  Verhältnissen  die  hypo- 
thekarische Versicherung  vorgestreckter  Kapitalien  fordern 
bezw.  zulassen, 5)  kennt  das  sächsische  lediglich  die  Form  der 
Rentenverpflichtung  und  verlangt  demgemäss  prinzipiell,  dass 
die  dem  Erborger  aufzuerlegende  laufende  Gesamtleistung  mit 


1)  Vergl.  Seite  107. 

2)  Vergl.  Seite  94  bezw.  249|250. 

3)  Vergl.  Seite  48  bezw.  57. 

4)  Vergl.  Seite  106|107. 

5)  Vergl.  Seite  97  bezw.  252. 
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Vorrang  vor  allen  bereits  bestehenden,  auf  privatrechtlichen 
Titeln  beruhenden  Ansprüchen  im  Grund-  bezw.  Hypotheken- 
buche eingetragen  wird.  Eine  besondere  Beleihungsgrenze, 
wie  sie  in  Bayern  durch  die  Hälfte  des  Wertes  der  zu  be- 
lastenden Liegenschaften  gebildet  wird,  ist  dabei  nicht  vor- 
gesehen und  erscheint  auch  in  Anbetracht  des  grundsätzlichen 
Festhaltens  an  der  prioritätischen  Eintragung  i)  insofern 
ziemlich  überflüssig,  als  das  Maximum  der  im  einzelnen  Falle 
zu  bewilligenden  Geldmittel  schon  durch  den  Betrag  der  zur 
Ausführung  des  betreffenden  Unternehmens  erforderlichen 
Anlagekapitalien  in  völlig  sachgemässer  Weise  bestimmt  ist. 

Betreffs  der  rechtlichen  Natur  der  Landeskulturrenten 
wäre  zu  bemerken,  dass  ihnen  durch  das  Gesetz  vom 
26.  November  1861  ganz  allgemein  dieselbe  Natur  und  Eigen- 
schaft wie  den  auf  die  Landrentenbank  überwiesenen  Ab- 
lösungsrenten zuerkannt  worden  ist,  und  sie  demzufolge  in 
der  Hauptsache  die  Eigenschaften  von  Grundsteuern  besassen, 
namentlich  insofern,  als  alle  Grundsätze  über  deren  Bei- 
treibung und  Rangstellung  bei  Zwangsversteigerungen  auch 
auf  sie  Anwendung  zu  finden  hatten.  Das  neuere  Recht 
stellt  dagegen  ledighch  die  wegen  einer  Wasserlaufsberichtigung, 
einer  Ortsentwässerungs-  oder  städtischen  Strassenanlage 
übernommenen  den  öffentlichen  Lasten  des  Grundstücks  gleich, 
mit  der  Wirkung,  dass  sie  an  sich  allen  Belastungen  mit 
Ausnahme  der  Landrenten  im  Range  vorgehen  sollen.''^) 

Für  die  Renten  haften  stets  sämtliche  Immobilien,  welche 
durch  Eintragung  auf  ein  und  demselben  Grundbuchblatte  zu 
einem  geschlossenen  Gutskörper  bezw.  Grundstückskomplex 
vereinigt  sind,  gleichviel  ob  die  mit  Hilfe  der  Mittel  der 
Bank  hergestellten  Anlagen  nur  einzelnen  Parzellen  oder  dem 
gesamten  zu  belastenden  Besitze  zu  gute  kommen,  und  sind 
die  auf  dem  betreffenden  Folium  verzeichneten  derartigen 
VerpfHchtungen  bei  späteren  Dismembrationen  nach  den 
Steuereinheiten  verhältnismässig  zu  repartieren.  Das  hierbei 
zu  beobachtende  Verfahren  unterscheidet  sich  indessen  von 
den  diesbezüglichen  Vorschriften  der  Drainagebestimmungen 
des  preussischen  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879^)  insofern  nicht 

1)  In  Bayern  sind  g-ewisse  Ausnahmen  zulässig  und  musste 
demnach  auch  eine  besondere  Sicherheitsgrenze  festgesetzt  werden. 
Dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  preussischen  Drainagerenten.  Vergl, 
Seite  106  bezw.  252. 

2)  Vergl.  §  30  des  Ausführungsgesetzes  zum  B.  Gr.  B.  vom 
18.  Juni  1898  bezw.  §  2  der  Verordnung  vom  5.  Dezember  1899,  die 
Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  betreffend. 

3)  Vergi.  Seite  107. 
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unwesentlich,  als  der  Eigentümer  des  Restgates  die  ganze 
Rente  auch  weiterhin  in  vollem  Umfange  zu  entrichten  hat, 
indem  die  einzelnen  Trennstücke  lediglich  mit  Zubussen  an 
ersteres  und  die  infolge  weiterer  Zerteilungen  sich  ergebenden 
Parzellen  wieder  mit  Unterzubussen  an  diejenigen  Gutsteile, 
von  denen  sie  abgekommen  sind,  belegt  werden,  während 
die  Berechtigte  mit  der  Einhebung  derartiger  Leistungen  im 
allgemeinen  nichts  zu  tun  hat.  Da  diese  jedoch  zu  den  realen 
Forderungsrechten  des  Stammes  gehören,  so  erstreckt  sich 
das  Realrecht  der  Bank  allerdings  auch  auf  die  mit  ihnen 
belasteten  Teilstücke  und  kann  sie  deshalb,  wenn  jener  seinen 
Verbindlichkeiten  nicht  nachzukommen  vermag,  sich  nötigen- 
falls direkt  an  die  fälligen  und  noch  nicht  einbezahlten  Bei- 
träge der  letzteren  bezw.  an  diese  selbst  halten. 

Da  die  Landeskulturrenten  mit  Vorrang  vor  allen  auf 
privatrechtlichen  Titeln  beruhenden  Forderungen  in  das 
Grundbuch  eingetragen  werden  sollen,  so  müssen  natürlich 
gewisse  Bedingungen  angegeben  sein,  unter  denen  sie  die 
Priorität  vor  den  Ansprüchen  vorhandener  Hypothekgläubiger 
eingeräumt  erhalten.  Hierbei  wird  nun  ein  prinzipieller 
Unterschied  gemacht  zwischen  solchen  Verpflichtungen,  welche 
aus  der  Beteiligung  der  Grundbesitzer  an  genossenschaftlichen 
Wasserlaufsberichtigungen,  Ortsentwässerungen  sowie Strassen- 
bauten  herrühren,  und  denjenigen,  welche  sich  infolge  der 
Kapitalentnahme  zu  landwirtschaftlichen  Meliorationen  auf 
einem  Einzelgute  ergeben.  Während  die  Eintragung 
der  ersteren,  welche  auch  an  sich  bereits  eine  bevorzugte 
Stellung  besitzen,  zwangsweise^)  erfolgt,  ohne  dass  seitens 
der  Realberechtigten  dagegen  Einspruch  erhoben  werden 
könnte,  ist  zur  Belastung  mit  Renten  der  letztgenannten  Art 
deren  Einwilligung  erforderlich  und  von  den  Kreditnehmern 
beizubringen.^)  Erklärt  wird  diese  verschiedenartige  Be- 
handlung der  letzteren  damit,  dass  der  einzelne  als  Mitglied 
einer  öffentlich-rechtlichen  Korporation  3)  oder  Gemeinde  sich 


1)  Auf  Ei'suchen  der  für  das  Verfahren  zuständigen  Behörde. 
Vergl.  §  27  der  Verordnung  zur  Ausführung  einiger  mit  dem  B.  G.  B. 
zusammenhängender  Reichsgesetze  vom  24.  Juli  1899. 

2)  Früher  konnte  allerdings  auch  in  diesem  Falle  unter  ge- 
wissen Verhältnissen  die  fehlende  Einwilligung  der  Hypothekgläubiger 
selbst  gegen  deren  ausdrücklichen  Widerspruch  gerichtlich  ergänzt 
werden.  Da  die  Reallast  als  solche  der  Hypothek  vorging,  bedurfte 
es  der  Einräumung  eines  besonderen  Vorranges  nicht,  sondern  die 
Bewilligung  der  Eintragung  schloss  diejenige  der  Priorität  in  sich. 

3)  Die  Bildung  von  Genossenschaften  zur  Ausführung  bezw. 
Unterhaltung   von  Wasserlaufsberichtigungen   erfolgt  in  Sachsen 
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der  Beitragspflicht  zu  UnternehmungeD,  welche  nach  Massgabe 
der  Gesetze  bezw.  durch  Majorität  beschlossen  oder  angeordnet 
werden,  nicht  entziehen  könne,  ihm  infolgedessen  auch  die 
Entrichtung  diesbezüglicher  Leistungen  nicht  durch  seine 
Hypothekgläubiger  unmöglich  gemacht  werden  dürfe/)  bei 
privaten  Ent-  oder  Bewässerungen  landwirtschaftlichen  Be- 
sitzes dagegen,  bei  denen  diese  Rücksichten  nicht  einschlügen, 
hauptsächlich  im  Interesse  des  Immobüiarkredits  sowie  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  die  zwangsweise  Zurück- 
schiebung bevorrechteter  Forderungen  für  inopportun  erachtet 
werden  müsse. 

Im  grossen  und  ganzen  ist  an  diesen  von  der  sächsischen 
Gesetzgebung  aufgestellten  Prinzipien  nachmals  weder  von 
der  preussischen  noch  von  der  bayrischen  gerüttelt  worden, 
denn  wenn  sich  auch  die  Vorschriften  über  die  Sicherheits- 
leistung in  den  drei  bisher  behandelten  Staaten  nicht  unwesent- 
lich modifizieren,  so  sind  doch  die  hieraus  resultierenden 
Unterschiede,  wie  die  nachstehende  Nebeneinanderstellung 
zeigen  wird,  in  der  Hauptsache  lediglich  formeller  Natur. 
In  Bayern  haftet  die  aus  Anlehen  von  Kulturvereinigungen 
für  die  einzelnen  Interessenten  sich  ergebende  laufende  Ver- 
pflichtung auf  deren  Grundstücken  als  öffentliche  Last,^) 
während  sie  in  Sachsen  auf  denselben  als  Reallast  prioritätisch 
einzutragen  ist,  ohne  dass  dazu  die  Einwilligung  vorhandener 
Privatgläubiger  erforderlich  wäre.^)  In  beiden  Ländern  bleibt 
es  aber  einem  jeden  unbenommen,  sich  durch  sofortige  Ent- 
richtung der  auf  ihn  entfallenden  Beitragssumme  von  der 
Beteiligung  an  der  Kapitalentnahme  überhaupt  auszuschliessen. 
In  Preussen  wird  zwar  die  betreffende  Korporation,  sofern 
ihr  ein  öffentlich-rechtlicher  Charakter  innewohnt,  in  der 
Regel  selbst  als  Schuldnerin  betrachtet,  ist  dann  aber  von 
der  Beibringung  eines  Spezialpfandes  befreit,*)  da  ihre  Um- 
lagen zu  den  öffentlichen  Lasten  der  beteiligten  Grundstücke 
gehören. 

Zu  Unternehmungen  der  Gemeinden  werden  in  Preussen 
und  Sachsen  Geldmittel  lediglich  nach  Massgabe  der  oben 
angeführten  beiderseitigen  Bestimmungen  über  den  Verkehr 
mit  Meliorationsverbänden  gegeben,^)  während  das  bayrische 

zwangsweise  und  genügt  dazu  der  Antrag  eines  einzigen  Interessenten. 
Yergl.  Buchenberger,  Agrarw.  und  AgrarpoL,  I,  360. 

1)  Vergl.  Seite  28. 

2)  Vergl.  Seite  251. 

8)  Vergl.  Seite  271  bezw.  oben. 

4)  Vergl.  Seite  96. 

5)  Vergl.  Seite  96  bezw.  272, 
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Institut  in  dieser  Hinsicht  eine  Art  Mittelstellung  einnimmt, 
indem  es  bei  gewissen  Kulturarbeiten  die  interessierten 
Gemeindeangehörigen  mit  Renten  belegt,  im  übrigen  aber 
unmittelbar  an  die  betreffenden  Kommunen  Darlehen  gewährt, 
ohne  von  ihnen  im  allgemeinen  die  Bestellung  einer  besonderen 
Sicherheit  zu  verlangen.^)  Daraufhinzuweisen  wäre  allerdings, 
dass  nach  bayrischem  Recht  bei  der  direkten  Verhaftung  der 
einzelnen  Interessenten  von  den  betreffenden  Kulturver- 
einigungen bezw.  Kommunalverbänden  keinerlei  weitere 
Garantien  verlangt  werden,  während  das  sächsische  diesen 
Grundsatz  nur  für  genossenschaftliche  Flusskorrektionen 
anerkannt  hat.  Bei  Ortsentwässerungen  und  Strassenbauten 
verlangt  dagegen  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1872,  dass  die 
Gemeinden,  wenn  sie  auf  diesbezügliche  Anlehnsgesuche  von 
Grundbesitzern  eingehen  wollen,  sich  ausdrücklich  verpflichten, 
für  den  vollständigen  Eingang  der  von  letzteren  zu  ent- 
richtenden, länger  als  2  Jahre  im  Rückstände  verbliebenen 
Renten  selbstschuldnerische  Bürgschaft  zu  leisten.  Die 
Gemeindebehörden  haben  also  die  Vermittelung  derartiger 
Kreditgeschäfte  nicht  etwa  von  Amtswegen  zu  übernehmen, 
sollen  vielmehr  durch  das  damit  verbundene  Risiko  veranlasst 
werden,  die  ihnen  zugehenden  Anträge  zunächst  gewissenhaft 
auf  ihre  Solidität  hin  zu  prüfen,  bevor  sie  sich  dazu  ent-  - 
schliessen,  ihnen  Folge  zu  geben. 

Bei  der  Behandlung  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
wurde  bereits  bemerkt,  dass  die  preussische  Staatsregierung 
sich  ursprünglich  mit  dem  Gedanken  getragen  hatte,  einzelnen 
Grundbesitzern  die  Beschaffung  von  Meliorationskapitalien 
durch  Auferlegung  zwangsweise  prioritätisch  einzutragender 
Renten  zu  erleichtern,  schliesslich  aber,  hauptsächlich  mit 
Rücksicht  auf  die  Interessen  der  öffentlichen  Bodenkredit- 
anstalten, hiervon  Abstand  nahm,  um  nun  einen  Modus  der 
Sicherheitsbestellung  zu  wählen,  der  einigermassen  hochver- 
schuldeten Privatpersonen  die  Benutzung  einer  Landeskultur- 
Rentenbank  in  der  Regel  nicht  gestattet. 2)  Diesem  Missstande 
haben  dann  zwar  die  Kammern  durch  Einfügung  der  so- 
genannten „Drainagebestimmungen"  wenigstens  einigermassen 
abzuhelfen  versucht,  welche  jedoch,  abgesehen  von  der  Aus- 
schliessung der  Einsprüche  von  Agnaten  und  Fideikommiss- 
nachfolgern,  die  Bedingung  stellen,  dass  die  vorhandenen 
Realberechtigten  mit   ihren  Forderungen    der  Kulturrente 


1)  Vergl.  Seite  250|251. 

2)  Vergl.  Seite  102  und  folgende. 


freiwillig-  im  Range  ausweichen/)  und,  soweit  sie  die  Be- 
leihung von  Allodialgütern  betreffen,  in  der  Praxis  bislang- 
kaum  jemals  Anwendung-  zu  finden  vermocht  haben.  Dem- 
gegenüber war  im  vorigen  Kapitel  zu  konstatieren,  dass  die 
bayrische  Rentenanstalt,  obwohl  ihr  Mittel  zur  Beseitig-ung- 
etwaiger  Widersprüche  der  Inhaber  voreing-etrag-ener  Hypo- 
theken ebenfalls  nicht  an  Hand  gegeben  sind,  dennoch  in  der 
Lage  gewesen  ist,  an  einzelne  Landwirte  in  gar  nicht  einmal 
so  unbeträchtlichem  Umfange  Geldmittel  zu  gewähren.^)  In 
noch  weit  höherem  Masse  gilt  dies  von  dem  in  Rede  stehenden 
Institute,  welches,  wie  die  späteren  Erörterungen  über  die 
Resultate  seiner  bisherigen  Tätigkeit  zeigen  werden,  in  der 
Finanzierung  bodenverbessernder  Ent-  und  Bewässerungen 
ganz  Hervorragendes  geleistet  hat.^) 

Ein  besonderes  Verfahren  zur  Herbeiführung  der  in 
Sachen  der  beantragten  Prioritätseinräumung  erforderlichen 
Erklärung  vorgehender  Gläubiger,  wie  es  in  Preussen  vor 
den  Auseinandersetzungsbehörden,  in  Bayern  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  stattzufinden  hat,*)  ist  in  Sachsen  allerdings 
nicht  vorgesehen.  In  der  Regel  soll  aber  deren  Zustimmung 
ebenso  wie  der  Verkehr  zwischen  Darlehnsnehmer  und  Geueral- 
kommission  durch  den  Ökonomiekommissar,  welcher  das 
betreffende  Meliorationsprojekt  ausarbeitet,  vermittelt  werden. 
Verweigert  worden  ist  eine  nachgesuchte  Rangausweichung 
indessen  nur  in  sehr  wenigen  Fällen  und  erscheint  demnach 
speziell  im  Hinblick  auf  die  grosse  Zahl  der  unterstützten 
Unternehmungen  der  Schluss  gerechtfertigt,  dass  auch  die 
gemeinnützigen  Realkreditinstitute  des  Landes-'^)  keineswegs 
zu  den  prinzipiellen  Gegnern  jedweder  prioritätischen  Renten- 
eintragung gehören  können,  sondern  eine  solche  unter  Um- 
ständen mit  ihren  Satzungen  wie  mit  ihren  Interessen  wohl 
vereinbar  finden  müssen. 

In  Preussen  sind  dagegen  alle  Versuche,  meliorations- 
lustigen Privatpersonen  eine  selbst  bei  schon  ziemlich  hoher 
Vorbelastung  noch  wirklich  erreichbare  Kreditquelle  zu 
erschliessen,  vornehmlich  an  dem  Widerstande  der  Land- 
schaften gescheitert,  deren  grundsätzlich  ablehnender  Haltung, 


1)  Vergi.  Seite  104. 

2)  Vergl.  Seite  254  bezw.  2.^7 1 258. 

3)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  278. 

4)  Vergl.  Seite  105  bezw:  253. 

5)  Ritterschaftlicher  erbländischer  Kreditverein  zu  Leipzig, 
Landwirtschaftlicher  Kreditverein  zu  Dresden,  Landständische  Bank 
zu  Bautzen. 


18* 
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wie  die  Behandlung  der  schlesischen  Verhältnisse  gezeigt 
hat,^)  insbesondere  auch  das  gänzliche  Fiasko  der  gewiss  sehr 
gut  gemeinten  Drainagebestirnmungen  zuzuschreiben  ist. 
Staatsregierung  wie  Interessenten  scheinen  allerdings  von 
allem  Anfang  an  völlig  darüber  im  klaren  gewesen  zu  sein, 
dass  die  Einführung  des  Erfordernisses  der  freiwilligen  Zu- 
stimmung vorgehender  Privatgläubiger  keinen  wesentlichen 
Nutzen  für  den  Darlehnssuchenden  zu  zeitigen  vermöge,  denn 
erstere  hat  sich  ja  tatsächlich  mit  dem  Gedanken  getragen, 
dem  Prinzip  der  Zwangspriorität  auch  bei  Kapitalaufnahmen 
einzelner  Grundbesitzer  Geltung  zu  verschaffen,  und  das 
Gleiche  wurde  von  den  letzteren  gerade  unter  Hinweis  auf 
die  Organisation  des  in  Rede  stehenden  Institutes  zu  wieder- 
holten Malen  warm  befürwortet. 

Von  diesem  entlehnte  man  indessen  hierbei  lediglich  die 
betreffende  Form  der  Sicherheitsleistung,  veränderte  dagegen 
die  Bedingungen  ihrer  Anwendbarkeit,  indem  man  den  Ver- 
pflichtungen der  Einzelschuldner  prinzipiell  dieselbe  Ver- 
günstigung zubilligen  wollte,  welche  nach  sächsischem  Rechte 
für  gewöhnlich  nur  den  aus  der  Beteiligung  an  Unter- 
nehmungen von  Genossenschaften  und  Gemeinden  herrührenden 
Leistungen  zustanden.  Nachdem  sich  aber  dieser  Weg  als 
ungangbar  erwiesen  hatte,  wurde  schliesslich  doch  die  in 
Sachsen  getroffene  Einrichtung,  dass  bei  landwirtschaftlichen 
Ent-  und  Bewässerungen  die  Eintragung  der  Renten  nur  mit 
Bewilligung  der  vorhandenen  Realberechtigten  erfolgen  durfte, 2) 
in  den  Drainagebestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
nachgeahmt,  die  sich  freilich  unter  den  in  Preussen  herrschen- 
den Verhältnissen  als  vollkommen  verfehlt  herausstellten. 

Hieraus  geht  aber  hervor,  dass  in  dem  letzterwähnten 
Lande  auf  grund  der  sächsischen  Gesetzgebung  ein  Modus 
der  Sicherheitsleistung,  der  einzelnen  Landwirten  die  Benutzung 
der  Landeskultur-Rentenbanken  in  ausgedehntem  Umfange 
gestattet  haben  würde,  sich  nicht  aufstellen  liess.  Im  übrigen 
ist  ja  der  Wirkungskreis  der  sächsischen  Anstalt  für  ihren 
Namen  eigentlich  etwas  zu  eng  gefasst  und  bleibt  in  dieser 
Beziehung  nur  zu  hoffen,  dass  die  s.  Zt.  in  landwirtschaftlichen 
Kreisen  laut  gewordenen  Wünsche  ^)  vielleicht  doch  noch  einmal 
von  den  gesetzgebenden  Faktoren  in  Rücksicht  gezogen 
werden.  Da  die  Kreditgewährung  in  Sachsen  nicht  mit  einer 
Subventionierung  verbunden  ist,   so  können  die  Darlehen 

1)  Vergl.  Seite  174. 

2)  Sofern  diese  nicht  etwa  gerichtlich  ergänzt  werden  konnte. 

3)  Vergl.  Seite  262. 
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natürlich  nicht  zu  ganz  so  günstigen  Bedingungen  hingegeben 
werden  wie  von  der  bayrischen  Rentenanstalt, ^)  doch  stellt 
sich  die  Verzinsung  jedenfalls  noch  immer  niedriger  als  bei 
einem  i)reussischen  Meliorationskreditinstitute,  sofern  dieses 
auf  die  Einhebung  besonderer  Verwaltungskostenbeiträge  nicht 
prinzipiell  verzichtet  hat. 

(Wirksamkeit.)  Die  Ergebnisse  der  bisherigen  Tätigkeit 
der  sächsischen  Landeskultur-Rentenbank  sind,  wie  schon  an 
früherer  Stelle  angedeutet  wurde,  so  zufriedenstellender  Natur, 
dass  es  sich  wohl  der  Mühe  verlohnt,  sich  mit  ihnen  des 
näheren  zu  beschäftigen.  Geschehen  soll  dies  in  der  Haupt- 
sache an  Hand  der  Tabellen  15  und  16,  welche  unter  Be- 
nutzung des  Zahlenmaterials  der  eingangs  angeführten  Mit- 
teilungen über  die  Wirksamkeit  des  Institutes  von  1862  bis 
1897  angefertigt  worden  sind,  das  dessen  Verwaltung  in  dem 
gütigst  zur  Verfügung  gestellten  Exemplare  bis  zum  Jahre  1902 
inklusive  ergänzt  hatte. 

Betrachtet  man  zunächst  die  Nach  Weisung  über  die 
finanziellen  Verhältnisse  zu  Ende  der  einzelnen  Rechnungs- 
jahre (Tabelle  16),  welche  zwar  den  Betrag  der  jeweils 
vorhanden  gewesenen  ausstehenden  Forderungen  selbst  nicht 
unmittelbar  angiebt,  immerhin  aber  seine  Höhe  in  hier  voll- 
kommen ausreichender  Weise  zu  taxieren  gestattet,  so  lässt 
sich  auf  den  ersten  Blick  erkennen,  dass  die  Bank,  trotzdem 
der  Kreis  ihrer  Aufgaben  verhältnismässig  sehr  eng  gezogen 
ist,  doch  das  Kreditgeschäft  mit  ganz  bedeutendem  Erfolge 
zu  betreiben  vermocht  und  gegenwärtig  einen  weit  beträcht- 
licheren Darlehnsbestand  aufzuweisen  hat  als  alle  früher  be- 
handelten Schwesteranstalten  zusammengenommen.  Weiterhin 
wäre  zu  konstatieren,  dass  die  Zunahme  des  letzteren  zunächst 
in  ziemlich  langsamem  Tempo  erfolgt,  etwa  seit  Ende  der 
70  er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  dagegen  und  zwar  ganz 
besonders  nach  Herabsetzung  des  Zinsfusses  auf  S^s^/p  stark 
progressiv  geworden  ist.  Demgemäss  erscheint  der  Schluss 
nicht  ganz  unberechtigt,  dass  stets  erst  einige  Zeit  verstreichen 
muss,  bis  derartige  Einrichtungen  in  den  interessierten 
Kreisen  bekannt  genug  geworden  sind,  um  eine  ihrer  Nütz- 
lichkeit entsprechende  Wertschätzung  und  Inanspruchnahme 
zu  finden,''^)  eine  Ansicht,  welche  durch  die  im  vorigen 
Kapitel  dargelegte  Gestaltung  des  Geschäftsverkehres  bei  der 
bayrischen  Rentenanstalt  ^)  vollkommen  bestätigt  wird. 

1)  Vergl.  Seite  244. 

2)  Vergl.  Seite  11  bezw  73. 

3)  Vergl.  Seite  257. 
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Der  Betrag  der  in  den  einzelnen  Jahren  insgesamt 
gewährten  Darlehen  lässt  ja  allerdings,  wie  ein  Blick  auf  die 
letzte  Spalte  der  Tabelle  15  lehrt,  ein  stetiges  Ansteigen 
durchaus  vermissen,  zeigt  vielmehr  bei  der  Betrachtung  einer 
nicht  allzulang  bemessenen  Periode  ein  ziemlich  regelloses 
Auf-  und  Niederschwanken,  doch  ist  trotz  alledem  unverkenn- 
bar, dass  er  speziell  unter  der  Herrschaft  des  Zinsfusses  von 
3^3^/0  im  Mittel  eine  ganz  erhebliche  Erhöhung  erfahren  hat. 
Wie  bedeutend  diese  gewesen  ist,  erhellt  daraus,  dass  von 
den  bis  Ende  1902  überhaupt  ausgeliehenen  40,391,079.60  Mark 
auf  die  26  Jahre  vor  dem  1.  Juli  1888  nur  12,452,037.60  Mark 
oder  ca.  30.8^/0  entfallen  und  demzufolge  der  Jahresdurch- 
schnitt für  diesen  Zeitraum  auf  etwa  479,000  Mark  zu  ver- 
anschlagen ist,  während  er  sich  in  den  späteren  14^/2  Jahren 
mit  ungefähr  1,927,000  Mark  auf  mehr  als  das  Vierfache 
der  vorgenannten  Summe  beläuft. 

Bezüglich  der  Benutzung  der  Bank  nach  den  ver- 
schiedenen Richtungen  hin  wäre  zunächst  nochmals  auf  die 
bereits  bei  früherem  Anlasse  gebührend  gewürdigte  Tatsache 
hinzuweisen,  dass  das  Festhalten  an  dem  Prinzip  der  frei- 
willigen Zustimmung  vorhandener  Hypothekgläubiger  zur 
Eintragung  der  Kulturrente  bei  Unternehmungen  Privater 
ihrem  Wirken  keinerlei  Abbruch  zu  tun  vermocht  hat,  viel- 
mehr die  Finanzierung  landwirtschaftlicher  Entwässerungen 
und  Bewässerungen  in  sogar  ganz  hervorragender  Weise 
betrieben  werden  konnte.  Dass  die  letztere  Meliorationsart 
gegenüber  der  erstgenannten  in  jeder  Hinsicht  weit  an  Be- 
deutung zurücksteht,  ist  ja  insofern  ganz  natürlich,  als  sie  in 
Deutschland  bislang  eigentlich  fast  nur  in  der  Form  der 
Wiesenwässerung  in  grösserem  Umfange  zur  Anwendung 
gekommen  ist  und  überhaupt  zu  ihrer  Durchführung  die  ganzen 
dabei  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  doch  lange  nicht 
mit  dem  gleichen  Gewichte  drängen  wie  z.  B.  zur  Drainierung 
allzu  nasser  Böden.  Dementsprechend  umfasst  auch  laut 
Tabelle  15  das  mit  Hilfe  der  Mittel  des  Institutes  der  künst- 
lichen Bewässerung  erschlossene  Areal  noch  nicht  einmal 
ganz  1,500  Hektare,  während  durch  mit  seiner  Unterstützung 
erstellte  Entwässerungs-Anlagen  eine  Landfläche  von  nahezu 
40,000  ha  einer  höheren  Ertragfähigkeit  entgegengeführt 
worden  ist,  ein  Komplex,  der  nicht  weniger  als  ca.  40/0  des 
gesamten  landwirtschaftlich  genutzten  Bodens^)  des  König- 
reichs Sachsen  ausmacht. 


1)  Exkl.  Waldungen. 
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Zu  konstatieren  wäre  dabei  allerdings,  dass  die  Kapital- 
entnahme  zu  Zwecken  der  vorgenannten  Art  mit  der  oben 
erörterten  Steigerung  der  Gesamttätigkeit  der  Anstalt  während 
der  letztverflossenen  15  Jahre  nicht  gleichen  Schritt  zu  halten 
vermocht  hat,  denn  im  Durchschnitt  ist  zu  Entwässerungen 
nach  dem  1.  Juli  1888  jährlich  eine  nicht  sehr  wesentlich 
höhere  Summe  gewährt  worden  als  in  früherer  Zeit  und  die 
Finanzierung  von  Bewässerungen  hat  nach  der  Herabsetzung 
des  Zinsfusses  auf  SVs^/o  überhaupt  fast  vollständig  aufgehört. 
Zum  guten  Teile  wird  ja  diese  Erscheinung  damit  zusammen- 
hängen, dass  das  Meliorationsbedürfnis  im  Lande  sich  nach 
und  nach  doch  schon  etwas  verringert  hat.  Nebendem 
erscheint  indessen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  die 
Annahme  berechtigt,  dass  die  ungünstiger  gewordenen  land- 
wirtschaftUchen  Produktionsverhältnisse  wenig  Anreiz  zur 
Aufstellung  neuer  Projekte  bieten  konnten  bezw.  solche  an 
der  Rentabilitätsfrage  scheitern  Hessen,  zumal  gerade  die 
aussichtsreichsten  und  den  meisten  Erfolg  versprechenden 
Unternehmungen  meist  schon  in  früherer  Zeit  zur  Ausführung 
gekommen  sein  dürften. 

Der  Verkehr  mit  den  Mitgliedern  von  Flusskorrektions- 
Genossen Schäften  hat  sich  stets  in  ziemlich  engen  Grenzen 
gehalten  und  speziell  in  jüngster  Zeit  jegliche  Bedeutung 
verloren,  sodass  die  ganze  erhebliche  Steigerung  der  Kredit- 
entnahme seit  1888  fast  allein  auf  das  Konto  der  städtischen 
Kanalisationen  und  Strassenbauten  kommt.  Gerade  die  Be- 
nutzung der  Anstalt  zur  Beschaffung  der  zur  Herstellung 
von  Anlagen  der  letzterwähnten  Art  erforderlichen  Mittel 
lässt  aber  auf  das  deutlichste  erkennen,  wie  lange  es 
dauert,  bis  eine  neugetroffene  Einrichtung  genügend  bekannt 
und  gewürdigt  wird,  denn  nach  dem  Erlasse  des  Gesetzes 
vom  1.  Juni  1872  sind  noch  mehrere  Jahre  verstrichen,  ehe 
die  ersten  diesbezüglichen  Darlehnsgeschäfte  zum  Abschluss 
kamen,  und  auch  dann  haben  sich  die  alljährlich  bewilligten 
Summen  noch  geraume  Zeit  hindurch  im  Mittel  auf  wenige 
hunderttausend  Mark  beziffert. 

Etwa  seit  1890  konnte  dann  allerdings,  hauptsächlich 
wohl  infolge  der  günstigen  Verzinsungsbedingungen  und 
wachsenden  Interesses  der  Kommunen  für  Unternehmungen 
der  in  Rede  stehenden  Art,  deren  Unterstützung  in  sehr  viel 
grösseren  Dimensionen  betrieben  werden  und  wurde  bald  zum 
vornehmsten  Zweige  der  Tätigkeit  des  Institutes,  während 
die  Darlehnshingabe  zu  Zwecken  der  Landeskultur,  welche 
bislaug  im  allgemeinen  immer  noch  dominiert  hatte,  mehr 
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und  mehr  in  den  Hintergrund  trat.  Zahlenmässig*  drückt  sich 
dieser  Umschwung  darin  aus,  dass  von  den  bis  zum  1.  Juli 
1888  gewährten  12,452,037.60  Mark  nur  etwa  23o/o,  von  den 
späterhin  ausgeliehenen  27,939,042. —  Mark  dagegen  ungefähr 
82  ^/o  zu  städtischen  Entwässerungen  oder  Strassenbauten 
bestimmt  waren  und  deren  Beteiligung  an  der  gesamten 
Kapitalaufnahme  sich  Ende  1902  bereits  auf  ca.  64  o/o  stellte, 
eine  Quote,  die  sich  aller  Voraussicht  nach  noch  von  Jahr 
zu  Jahr  erhöhen  dürfte. 

In  gewisser  Hinsicht  sind  demnach  ganz  ähnliche  Ver- 
hältnisse in  Ausbildung  begriffen,  wie  sie  bei  der  bayrischen 
Landeskultur-Rentenanstalt  schon  seit  einiger  Zeit  bestehen, 
deren  Mittel  nach  den  im  vorhergehenden  Kapitel  gemachten 
Angaben  in  weit  höherem  Masse  durch  Wasserversorgungen 
absorbiert  worden  sind  als  durch  alle  übrigen  ihrer  Unter- 
stützung anvertrauten  Veranstaltungen  zusammengenommen.^) 
Ein  Unterschied  ergiebt  sich  freihch  wiederum  insofern,  als 
die  Tätigkeit  der  letzteren  auch  in  der  eben  bemerkten 
Richtung  hin  doch  ausschliesslich  dem  platten  Lande  zu  gute 
gekommen  ist,  während  das  in  Rede  stehende  Institut  eben- 
sowohl die  Finanzierung  von  Unternehmungen  städtischer 
wie  ländlicher  Gemeinwesen  besorgt  und  unter  anderem  selbst 
von  sehr  grossen  Orten,  wie  z.  B.  Dresden,  benutzt  worden  ist. 

Der  Umstand,  dass  die  Kreditgewährung  zu  Zwecken 
der  Bodenkultur  bei  der  sächsischen  Landeskultur-Rentenbank 
seit  einiger  Zeit  nicht  mehr  die  Hauptrolle  spielt,  ändert 
natürlich  nichts  an  der  Tatsache,  dass  ihr  Wirken  sich  von 
grossem  Segen  für  die  heimische  Landwirtschaft  erwiesen  hat. 
Ist  auch  der  Kreis  ihrer  Aufgaben,  soweit  er  die  Förderung 
der  auf  die  Erhöhung  der  Ertragfähigkeit  des  Bodens  ge- 
richteten Bestrebungeli  anbetrifft,  enger  gezogen  als  im  all- 
gemeinen bei  den  vorbehandelten  Meliorationskredit-Anstalten, 
so  hat  sie  doch  in  der  Verfolgung  derselben  weit  mehr 
geleistet  als  diese  und  darf  deshalb  mit  vollstem  Rechte  als 
eine  der  bedeutsamsten  der  zum  Wohle  der  ländlichen  Be- 
völkerung vom  sächsischen  Staate  getroffenen  Einrichtungen 
bezeichnet  werden. 

Zu  bemerken  wäre  noch,  dass  nach  dem  eingangs  er- 
wähnten, durch  die  Presse  veröffentlichten  Geschäftsberichte 
für  1902  die  bis  Ende  dieses  Jahres  insgesamt  ausgeliehenen 
40,391,079.60  Mark  sich  auf  27,343  Posten  verteilten  und 
ein  einzelnes  „Anlagekapital"  demnach  im  Durchschnitt  einen 


1)  Vergl,  Seite  259|260. 
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Betrag  von  nicht  ganz  1500  Mark  repräsentierte.  Angaben, 
wieviele  einzelne  Landwirte,  Mitglieder  von  Flussregulierungs- 
Genossenschaften  und  städtische  Grundbesitzer  sich  unter  den 
Schuldnern  der  Anstalt  befanden,  sind  leider  weder  in  dieser 
Zeitungsnotiz  noch  in  dem  sonstigen  vorliegenden  Material 
enthalten,  doch  wird  in  der  ersteren  wenigstens  noch  gesagt, 
dass  Anlehnsaufnahraen  zu  Ortsentwässerungen  und  Strassen- 
bauten  bislang  unter  Vermittelung  von  im  ganzen  23  Stadt- 
und  31  Landgemeinden  stattgefunden  haben. 


3.    Grossherzoglich  Hessische  Landeskreditkasse.^) 

Der  Beschluss  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom 
12.  Juni  1875,  durch  welchen  die  Staatsregierung  zur  Vor- 
legung eines  Gesetzes,  betreffend  die  Errichtung  von  Landes- 
kultur-ßentenbanken,  aufgefordert  wurde,^)  hat  allem  Anschein 
nach  zu  einem  ganz  gleichen  Schritte  der  2.  Kammer  des 
Grossherzogtums  Hessen  Veranlassung  gegeben,  welche  am 
26.  November  obigen  Jahres  ebenfalls  die  Begründung  eines 
besonderen  Meliorationskredit-Institutes  beantragte.  Ein  dies- 
bezüglicher Gesetzentwurf,  welcher  daraufhin  von  der  Eegierung 
ausgearbeitet  und  am  23.  Oktober  1877  dem  Landtage  unter- 
breitet wurde,  scheiterte  freilich  zunächst  an  dem  Widerstande 
der  1.  Kammer,  da  diese  eine  allgemeine  Landeskredit- 
kasse  zur  Förderung  des  gesamten  landwirtschaftlichen 
Realkredits  ins  Leben  gerufen  wissen  wollte  und  infolgedessen 
zu  einer  prinzipiell  ablehnenden  Stellung  gelangte.  Dem- 
gegenüber war  nun  aber  wiederum  die  Staatsregierung  der 
Ansicht,  dass  letztere  Frage  noch  weiterer  Erwägung  und 
gründlicherer  Vorbereitung  bedürfe,  und  erneuerte  deshalb 
in  der  nächsten  Session  der  Landstände  ihre  Vorlage,  welche 
diesmal  auch  von  der  1.  Kammer,  allerdings  unter  Wieder- 
holung des  früher  geäusserten  W^unsches,  angenommen  sowie 
unterm  20.  März  1880  als  Gesetz,  die  Errichtung  einer 
Landeskultur-ßentenkasse  betreffend,  publiziert  wurde. 

Kurze  Zeit  darauf  war  jedoch  aurh  die  2.  Kammer  in 
ihrer  Mehrheit  zu  der  Überzeugung  gekommen,  dass  die 
Schaffung  einer  staatlichen  Bodenkreditanstalt  für  den  länd- 


1)  Vergl.  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd.;  Schober,  Die 
Landesk.-Rentenb.  etc.;  Braun,  Die  wirtschaftspolitische  Gesetz- 
gebung des  Grossh.  Hessen  im  Jahre  1902;  Art.  „Landeskultur-ßenten- 
banken"  im  Handw.  der  Staatsw. 

2)  Yergl.  Seite  87. 
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liehen  Grundbesitz  unbedingt  erforderlich  sei,  und  veranlasste 
durch  ein  dementsprechendes  Ansuchen  vom  8.  März  1884, 
welchem  die  erste  am  13.  Mai  beitrat,  dass  die  Regierung 
nach  Abschluss  ihrer  grossen,  in  den  Jahren  1884—1886 
veranstalteten  Agrarenquete  dem  Landtage  den  Entwurf  zu 
einem  Gesetze,  betreffend  die  Begründung  einer  Landeskredit- 
kasse,  unterbreitete.  Die  Verhältnisse  der  Landeskultur- 
Rentenkasse  berührte  dieser  zwar  nicht,  doch  wurde  bei 
seiner  Beratung  im  Ausschusse  der  2.  Kammer  die  Frage, 
ob  es  angebracht  sei,  letztere  neben  dem  neuen  Institute, 
welches  zum  Teil  mit  ganz  denselben  Aufgaben  betraut 
werden  sollte,  fortbestehen  zu  lassen,  rundweg  verneint  und 
demzufolge  der  Vorschlag  gemacht,  die  Regierungsvorlage 
dahin  zu  ergänzen,  dass  die  Landeskultur-Rentenkasse  nach 
der  Eröffnung  der  projektierten  Landeskreditkasse  ihre  Tätig- 
keit einzustellen  habe.  Diesem  Antrag  gemäss  beschlossen 
die  Landstände  im  Einverständnis  mit  der  Staatsregierung  die 
Einfügung  einer  Anzahl  entsprechender  Zusatzbestimmungen 
in  deren  ursprünglichen  Entwurf,  mit  welchen  dieser  unterm 
15.  Oktober  1890  als  Gesetz,  die  Errichtung  einer  Landes- 
kreditkasse betreffend,  veröffentlicht  wurde.  Mit  dessen  In- 
krafttreten ist  dann  auf  grund  seines  Artikel  20  die  Ausgabe 
von  Darlehen  aus  der  Landeskultur-Rentenkasse  sistiert  worden 
und  die  Funktionen  derselben  wurden  seitdem  in  vollem  Um- 
fange von  der  neubegründeten  Anstalt  wahrgenommen,  deren 
Wirken  vom  Juni  1891  an  datiert. 

Von  der  absoluten  Notwendigkeit  eines  allgemeinen 
Hypothekarinstitutes  für  den  ländlichen  Grundbesitz  war  die 
Staatsregierung  durch  die  Ergebnisse  der  obenerwähnten 
Erhebungen  allerdings  nicht  überzeugt  worden  und  die 
Landeskreditkasse  sollte  deshalb  eigentlich  auch  nicht  als  ein 
solches  fungieren,  sondern  gewissermassen  als  Ergänzung  der 
vorhandenen  Sparkassen  nur  die  Aufnahme  möglichst  billiger, 
unkündbarer  Amortisationsdarlehen  ermöglichen,  welche  von 
jenen  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  der  ihnen  zur  Verfügung 
stehenden  Betriebsmittel  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur 
in  sehr  beschränktem  Umfange  ausgegeben  wurden,  i)  Nun 
waren  es  aber  gerade  die  letzteren,  die  ihre  vollkommene 
Eignung  zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe  in  Zweifel  zogen  und, 
wenigstens  zum  Teil,  nach  einer  anderen,  zweckmässigeren 
Organisation  des  gesamten  Realkreditwesens  verlangten.  In 
einem  dem  Verbände  hessischer  Sparkassen  in  dessen  Auftrage 


1)  Vergl.  Seite  61. 
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unterm  1.  Juli  1899  erstatteten  Gutachten  wurde  insbesondere 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Landeskreditkasse  nicht  in  der 
nötigen  örtlichen  Fühlung  mit  den  Schuldnern  stehe  und  auf 
die  schwankenden  Erträgnisse  der  Landwirtschaft  viel  zu 
wenig  Eücksicht  nehme,  infolgedessen  aber  zur  unerbittlichen 
Gläubigerin  werde.  Überdies  führe  ihre  Tätigkeit  zu  einer 
fortschreitenden  Verstaatlichung  der  ländlichen  Hypothekar- 
schuld und  die  Art  und  Weise,  in  der  sie  sich  die  erforderlichen 
Betriebskapitalien  verschaffe, i)  zu  einer  ständigen  Zunahme 
des  Umlaufs  an  Staatspapieren,  was  wiederum  ein  Sinken 
des  Kurses  derselben  bezw.  eine  Erhöhung  des  Darlehns- 
zinsfusses  zur  Folge  habe. 

Unter  Hinweis  auf  die  mannigfachen  Vorzüge  der 
ßezirkssparkassen,  welche  vor  allem  in  engen  Beziehungen 
zu  den  kreditsuchenden  Kreisen  ständen  und  sich  deren  Ver- 
trauen durch  langjährige  bewährte  Tätigkeit  in  hohem  Masse 
erworben  hätten,  wurde  deshalb,  um  diesen  auch  die  Ausgabe 
unkündbarer  Annuitätendarlehen  zu  ermöglichen,  eine  ent- 
sprechende gesetzliche  Neuregelung  ihrer  Verhältnisse  sowie 
die  Errichtung  eines  zentralen  Pfandbrief  Institutes  vorge- 
schlagen, welches  für  ihre  Gesamtheit  als  Geldausgleichstelle 
zu  dienen  habe  und  durch  ein  besonderes  Wertpapier  mit 
dem  Geldmarkte  in  direkte  Verbindung  zu  bringen  sei. 
Dieses  Gutachten,  mit  dem  sich  freilich  nicht  alle  Mitglieder 
des  Sparkassenverbandes  einverstanden  erklärten,  wurde 
Anfang  1900  der  Staatsregierung  vorgelegt  und  kam  deren 
Wünschen  auf  halbem  Wege  entgegen,  denn  ein  auf  Ver- 
anlassung des  damaligen  Finanzministers  ausgearbeites 
„Promemoria  über  die  Beschränkung  des  Geschäftskreises 
der  Landeskreditkasse  und  über  die  Errichtung  einer  hessischen 
Pfandbriefbank"  wies  ebenfalls  auf  das  Bedenkliche  der  fort- 
dauernden Befriedigung  des  Kapitalbedarfs  ländhcher  Grund- 
besitzer zu  durchaus  privaten  Zwecken  mit  Hilfe  des  Staats- 
kredits hin  und  befürwortete  die  Begründung  eines  allgemeinen 
Hypothekarinstitutes  für  Landwirtschaft  wie  auch  Gewerbe, 
welches  in  Verbindung  mit  den  Sparkassen  arbeiten,  diese 
aber  in  ihrem  Wirken  möglichst  wenig  stören  und  ihnen  sogar 
noch  einen  direkten  Nutzen  abwerfen  sollte,  während  die 
Landeskreditkasse  dann  nur  noch  die  Funktionen  der  ehe- 
maligen Landeskultur-Eentenkasse  wahrzunehmen  habe. 

Sobald  es  daher  gelungen  war,  durch  Verhandlungen 
mit  dem  über  den  Regierungsvorschlag  gehörten  Sparkassen- 


1)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  289. 
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verband  wenigstens  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  desselben 
für  die  Beteiligung-  an  dem  staatsseitig  projektierten  Institute 
zu  gewinnen,  wurden  den  Kammern  kurz  nacheinander  die 
Entwürfe  zu  Gesetzen,  betreffend  die  Begründung  eines 
Pfandbriefinstitutes,  die  öffentlichen  Sparkassen  und  die 
Landeskreditkasse,  vorgelegt  und  von  diesen  mit  einigen  Ab- 
änderungen von  geringerer  Bedeutung  auch  sämtlich  an- 
genommen. BesoTiders  bemerkenswert  ist  das  Gesetz,  die 
Errichtung  einer  Hessischen  Hypothekenbank  betreffend,  vom 
12.  Juli  1902,  welches  die  Regierung  ermächtigte,  in  Gemein- 
schaft mit  den  Gemeinden  und  sonstigen  Kommunalverbänden 
des  Landes  bezw.  den  öffentlichen  Sparkassen,  deren  Ver- 
hältnisse durch  Gesetz  vom  8.  August  1902  einer  Neuordnung 
unterzogen  wurden,  eine  Aktienbank  gewissem! assen  halb- 
öffentlichen Charakters  ins  Leben  zu  rufen,  mit  der 
Bestimmung,  in  Verbindung  mit  letzteren  den  ßealkredit  im 
Grossherzogtum  durch  Ausgabe  von  unkündbaren  Annuitäten- 
Darlehen  an  Angehörige  aller  Berufsstände  sowie  an  Körper- 
schaften öffentlichen  Eechtes  zu  fördern  und  sich  die  dazu 
erforderlichen  Mittel  durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  bezw. 
Kommunalobligationen  zu  beschaffen. 

Dadurch  war  ja  die  Landeskreditkasse  eigentlich  ziemlich 
überflüssig  geworden,  doch  hielt  die  Staatsregierung  ihre 
völlige  Schliessung  nicht  für  angebracht,  sondern  wollte  sie 
unter  Beschränkung  ihrer  Tätigkeit  auf  die  Funktionen  ihrer 
Vorgängerin,  der  ehemaligen  Landeskultur-Rentenkasse,^)  und 
die  Unterstützung  sonstiger  gemeinnütziger  Zwecke,  wobei 
wohl  vor  allem  an  die  Gewährung  von  Geldmitteln  an  Ge- 
meinden zur  Errichtung  kleiner  Wohnungen  3)  gedacht  wurde, 
weiter  fortbestehen  lassen.  Hiermit  erklärte  sich  auch  der 
Landtag  einverstanden  und  genehmigte  die  ihm  dieserhalb 
gemachte  Vorlage,  welche  unterm  6.  August  1902  als  Gesetz 
publiziert  wurde.  Seit  dessen  Inkrafttreten  fungiert  die  Kasse 
eigentlich  nur  noch  als  Meliorationskreditinstitut,  denn  infolge 
der  späterhin  noch  zu  erörternden  Art  und  Weise,  in  welcher 
ihr  Wirkungskreis  gesetzlich  umschrieben  worden  ist,^)  muss 
die    Darlehnshingabe    zu    landwirtschaftlichen  Bodenver- 


1)  Nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Reichshypotheken- 
bankgesetzes  vom  13.  Juli  1899  mit  staatlichem  Beamtenpersonal 
und  verschiedenen  Privilegien. 

2)  Vergl.  Seite  282 

3)  Nach  Massgabe  eines  späteren  Gesetzes  vom  7.  August  1902, 
die  Wohnungsfürsorge  für  Minderbemittelte  betreffend. 

4)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  287|288. 
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besseruDgen  als  ihre  vornehmste  Aufgabe  betrachtet  werden, 
da  die  Beförderung  anderweitiger  im  öffentlichen  Interesse 
gelegener  Massnahmen,  mit  welcher  ja  zum  Teil  auch  die 
vorbehandelten  Landeskultur-Rentenbanken,  obschonin  anderem 
Umfange,  betraut  waren, ^)  demgegenüber  erst  in  zweiter  Linie 
und  zwar  lediglich  fakultativ  betrieben  werden  soll. 

Das  Vermögen  des  Institutes  wird  seit  dessen  Um- 
gestaltung direkt  von  den  beteiligten  Ministerien  des  Innern 
und  der  Finanzen,  aber  getrennt  von  dem  übrigen  Staats- 
vermögen, als  besonderer  Fonds  verwaltet,  während  mit  der 
Wahrnehmung  seiner  Kassengeschäfte  die  Staatsschuldenkasse 
beauftragt  worden  ist.  Im  übrigen  wäre  zu  bemerken,  dass 
die  Darlehnsanträge  sowie  eventuelle  anderweitige  Eingaben 
der  Kreditsuchenden  das  Privilegium  der  Stempelfreiheit 
geniessen  und  alle  anlässlich  von  Kapitalentnahmen  infolge 
des  Verkehres  der  Behörden  unter  sich  entstehenden  Auslagen 
dem  Staate  Überbunden  werden,  dem  Erborger  dagegen  ähn- 
lich wie  in  Sachsen  die  Kosten  der  Verpfändung  und  Schuld- 
urkunde zur  Last  fallen. 2)  Auf  grund  der  letzteren  ist  zwar 
erforderlichenfalls  auch  die  Durchführung  der  gerichtlichen 
Zwangsvollstreckung  zulässig,  doch  soll  die  Beitreibung  rück- 
ständiger Zahlungen  der  Schuldner  „in  der  Eegel"  im  Wege 
der  V^erwaltungsexekution  erfolgen,  und  stehen  demnach  der 
Kasse  in  dieser  Hinsicht  schliesslich  doch  die  gleichen  Vor- 
rechte zu  wie  den  sämtlichen  bisher  behandelten  Landeskultur- 
Eentenbanken.  Ganz  im  Gegensatz  zu  allen  diesen  beschafft 
sie  sich  jedoch  die  erforderlichen  Betriebsmittel  jetzt  nicht 
mehr  durch  Emission  eines  marktgängigen  Wertpapieres, 
sondern  der  Staat  hat  es  bei  ihrer  Reorganisation  für  zweck- 
mässiger erachtet,  sie  nunmehr  mit  einem  festen  Eigenkapital 
auszurüsten, 3)  welches  bei  Bedarf  noch  durch  ausserordentliche 
Zuschüsse  verstärkt  werden  kann,  aller  Voraussicht  nach  aber 
zur  Erfüllung  der  ihr  übertragenen  Aufgaben  vollkommen 
hinreichen  dürfte. 

(Wirkungskreis.)  In  ihrer  ursprünglichen,  durch  Gesetz 
vom  15.  Oktober  1890  gegebenen  Verfassung  sollte  die 
Landeskreditkasse  sowohl  im  allgemeinen  das  Wohl  der  Land- 
wirtschaft und  der  ländlichen  Bevölkerung  durch  Erleichterung 
der  Beschaffung  von  Realkredit  befördern  wie  auch  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Nachfolgerin  der  bisherigen  Landeskultur- 


1)  Vergl.  Seite  240  bezw.  263. 

2)  Vergl.  Seite  262. 

3)  Vergl.  Seite  17  bezw.  48. 


Rentenkasse  bei  vorliegendem  Bedürfnis  die  zur  Ausführung 
gewisser,  näher  bezeichneter  Kultur-Unternehmungen  erforder- 
lichen Kapitalien  darleihen.  Letzteres  durfte  sie,  soweit  es 
sich  um  Wiesenmeliorationen,  Bachregulierungen  und  Ent- 
wässerungen von  Grundstücken^)  sowie  um  Verkoppelungen 
und  die  Anlegung  von  Wirtschaftswegen  2)  handelte,  ohne 
irgendwelche  weitere  Vorbedingungen.  Zur  Hingabe  von 
Geldbeträgen,  welche  von  Gemeinden,  Korporationen,  Konsorten 
oder  Privaten  zur  Herstellung  von  Wasserschutzanlagen,  zur 
Drainierung  oder  sonstigen  Entwässerung  grösserer 
Bodenflächen  verlangt  wurden,  war  dagegen  in  jedem 
einzelnen  Falle  die  Zustimmung  der  Ministerien  des  Innern 
und  der  Justiz  erforderlich.^) 

Als  dann  späterhin  zur  Vermeidung  einer  allzu  starken 
Anspannung  des  Staatskredits  die  Errichtung  einer  Landes- 
hypothekenbank neben  der  in  Rede  stehenden  Anstalt  in 
Aussicht  genommen  wurde  und  es  sich  darum  handelte,  dem 
künftigen  Wirkungskreise  der  beiden  Institute  eine  möglichst 
zweckentsprechende  Abgrenzung  zu  geben,  fiel,  wie  bereits 
bemerkt,  die  Befriedigung  des  gesamten  privaten  Kredit- 
bedürfnisses der  Landwirtschaft  wie  der  anderen  Berufsstände 
dem  ersteren  zu,*)  während  die  Tätigkeit  der  Landeskredit- 
kasse  durch  Gesetz  voui  6.  August  1902  auf  die  Unterstützung 
der  unten  verzeichneten  gemeinnützigen  Zwecke  sozialer  und 
wirtschaftlicher  Natur  beschränkt  wurde. 

Die  gänzliche  Aufhebung  der  letzteren  unter  Übertragung 
aller  ihrer  bisherigen  Funktionen  auf  die  neu  zu  errichtende 
Aktienanstalt  war  von  der  Staatsregierung  zwar  in  Erwägung 
gezogen,  aber  nicht  für  opportun  erachtet  worden,  da  sie 
einerseits  auf  die  Möglichkeit  der  unmittelbaren  Einwirkung 
zu  gunsten  gewisser,  im  öffentlichen  Interesse  gelegener  Mass- 
nahmen, deren  Förderung  durch  gesetzliche  Bereitstellung 
jederzeit  erhältlicher  Geldmittel  sie  für  eine  ihrer  wichtigsten 

1)  Im  Sinne  des  Gesetzes,  betreffend  die  Bäche  und  die  nicht 
ständig  fliessenden  Gewässer,  vom  30.  Juli  1887. 

2)  Nach  Massgabe  des  Gesetzes  über  die  Feldbereinigung  vom 
28.  September  1887. 

3)  Ausserdem  übertrug  das  obengenannte  Gesetz  der  Anstalt 
noch  die  Unterstützung  verschiedener  anderweitiger,  im  öffentlichen 
Interesse  gelegener  Unternehmungen,  indem  es  ihr  gestattete,  an 
Kommunalverbände  und  Gemeinden  zur  Bestreitung  des  denselben 
infolge  des  Baues  von  Nebenbahnen  und  neuen  Kreisstrassen  er- 
wachsenden Aufwandes  Darlehen  zu  gewähren  und  den  letzteren 
überdies  die  zur  Neuanlegung  von  Wasserleitungen  erforderlichen 
Summen  vorzuschiessen. 

4)  Vergl.  Seite  284. 
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Aufgaben  ansah^  nicht  verzichten  wollte  und  es  andererseits 
auch  nicht  für  empfehlenswert  hielt,  hiermit  ein  Oi'g-an  zu 
betrauen,  welches  teilweise  in  anderer  Richtung  sich  be- 
wegenden Interessen,  namentlich  denjenigen  der  Sparkassen, 
Eechnung  zu  tragen  bestimmt  war.i)  Demgemäss  hatte  sie 
den  Landständen  vorgeschlagen,  die  Kasse  unter  Ausscheidung 
des  rein  privaten  Darlehnsgeschäftes  zur  Unterstützung  der 
obgedachten  Zwecke  mit  Hülfe  des  Staatskredits  fortbestehen 
zu  lassen  und  einer  der  sich  hiernach  ergebenden  Sachlage 
entsprechenden  Umgestaltung  auf  Basis  des  von  ihr  vor- 
gelegten diesbezüglichen  Entwurfes  zu  unterziehen,  welcher, 
wie  schon  an  früherer  Stelle  erwähnt,  von  den  Kammern  mit 
geringfügigen  Änderungen  angenommen  wurde, 

Bei  dieser  Reorganisation  der  Anstalt  ist  die  Ansicht 
massgebend  gewesen,  dass  sie  künftighin  in  erster  Linie  die 
Funktionen  der  ehemaligen  Landeskultur-Rentenkasse 
weiter  zu  versehen  habe^)  und  ihre  Mittel  deshalb  vorzugs^- 
weise  zur  Finanzierung  land-  und  forstwirtschaftlicher  Melio- 
rationen zur  Verfügung  stellen  müsse,  die  sonstigen  ihr  über- 
tragenen Aufgaben  dagegen  nur  insoweit  berücksichtigen 
dürfe,  als  die  Förderung  der  ersteren  darunter  nicht  leide. 
Ihr  künftiger  Wirkungskreis  erfuhr  infolgedessen  eine  Art 
Zweiteilung,  indem  die  Verpflichtung  zur  Darlehnshingabe  für 
Zwecke  der  Bodenkultur,  welche  bisher  nur  insoweit  bestanden 
hatte,  als  der  Abschluss  des  Kreditgeschäftes  nicht  ministerieller 
Genehmigung  unterlag,^)  nunmehr  auf  sämtliche  einschlägige 
Unternehmungen  ausgedehnt  wurde,  während  die  Erfüllung 
ihrer  weiteren  Funktionen  lediglich  fakultativ  und  zwar  vor 
allen  Dingen  vom  Vorhandensein  der  erforderlichen  Geldmittel 
abhängig  gemacht  worden  ist.  5) 


1)  Vergl.  Seite  283. 

2)  Vergl.  Seite  284. 

3)  Vergl.  Seite  284  bezw.  286. 

4)  Vergl.  Seite  286. 

5)  Diese  nicht-obligatorische  Tätigkeit  hat  sich  wie  schon  früher 
auf  die  Gewährung  von  Kapitalien  an  Gemeinden  bezw.  weitere  Ver- 
bände der  Selbstverwaltung  zur  Bestreitung  der  denselben  infolge 
des  Baues  von  Nebenbahnen  und  neuer  Kreisstrassen  erwachsenden 
Auslagen  sowie  der  Kosten  neuer  Wasserversorgungsanlagen  und 
ausserdem  nun  noch  auf  die  Unterstützung  der  Kommunen  bei  der 
Errichtung  für  notwendig  erachte ter  Schulhäuser  und  sonstiger 
gemeinnütziger  Anstalten  (Anlagen  zur  Erzeugung  von  elektrischem 
Licht  für  mehrere  Ortschaften,  Spitäler,  Getreidelagerhäuser  etc.) 
sowie  der  Erbauung  von  Wohnungen  für  Minderbemittelte  nach 
Massgabe  des  Gesetzes  vom  7.  August  1902  zu  erstrecken.  Sie  soll 
jedoch  in  der  Hauptsache  nur  die  Befriedigung  wirklich  bedürftiger 
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In  ihrer  Eigenschaft  als  Meliorationskreclitinstitut  ist 
die  Kasse  gegenwärtig-  verpflichtet,^)  im  Falle  des  Bedürfnisses 
zu  Wasserschutzanlagen,  Entwässerungen  und  Bewässerungen 
von  Bodenflächen,  zu  den  im  Gesetze,  die  Bäche  und  die 
nicht  ständig  fliessenden  Gevs^ässer  betreffend,  vom  30.  Juli 
1887  und  denjenigen  über  die  Feldbereinigung  vom  28.  Sep- 
tember 1887  bezeichneten  Veranstaltungen  sowie  zu  Auf- 
forstungen Geldmittel  zur  Verfügung  zu  stellen,  ganz  gleich- 
gültig, ob  die  betreffenden  Unternehmungen  von  einzelnen 
Grundbesitzern,  Gemeinden,  anderweitigen  Korporationen  oder 
Meliorations-Genossenschaften  ausgeführt  werden  sollen.  Gegen- 
über dem  früheren  Rechtszustand  hat  demnach  der  Kreis  ihrer 
vornehmsten  Aufgaben,  ganz  abgesehen  davou,  dass  sie  gegen- 
wärtig zu  gewissen  Kulturarbeiten  Darlehen  bewilligen  muss, 
welche  sie  bisher  mit  ministerieller  Genehmigung  unterstützen 
konnte,'-^)  eine  bemerkenswerte  Erweiterung  erfahren,  indem 
die  Bewässerung  der  Entwässerung  unter  Aufhebung  der 
Einschränkung,  dass  derartige  Anlagen  zur  Verbesserung 
grösserer  Flächen  bestimmt  sein  müssen,^)  völlig  gleich- 
gestellt und  weiterhin  noch  die  Verpflichtung  zur  Hergabe 
von  Kapitalien  zu  Aufforstungen  neu  aufgenommen  wurde. 
Letzteres  ist  hauptsächlich  mit  Rücksicht  darauf  geschehen, 
dass  in  den  ärmeren  und  eine  andere  Bodennutzung  weniger 
lohnenden  Landesteilen*)  in  jüngster  Zeit  der  Waldwirtschaft 
in  wachsendem  Masse  ^Aufmerksamkeit  zugewandt  wird. 

Nach  vorstehendem  wäre  die  Kasse  mit  der  Förderung 
der  auf  die  Hebung  der  Bodenkultur  gerichteten  Bestrebungen 
in  nahezu  dem  gleichen  Umfange  betraut  wie  die  bayrische 
Landeskultur-Rentenanstalt  und  die  preussischen  Meliorations- 
kreditinstitute auf  grund  von  §  1  des  Gesetzes  vom  13.  Mai 
1879^)  und  hat  also  in  dieser  Hinsicht  einen  entschiedenen 
Vorzug  vor  der  im  vorigen  Kapitel  behandelten  sächsischen 
Bank,^)  welchen  übrigens,  wenn  auch  in  etwas  geringerem 


Kreditsucher  mit  Hülfe  der  jeweils  verfügbaren,  nicht  von  Kultur- 
Unternehmung-en  absorbierten  Geldbestände  zum  Ziele  setzen,  während 
im  übrigen  die  Landeshypothekenbank  einzuspringen  haben  wird, 
welche  zur  Ausgabe  von  Kommunal-Obligationen  resp.  nichthypothe- 
karischer Darlehen  an  hessische  Körperschaften  des  öffentlichen 
Rechtes  befugt  ist.    Vgl.  Seite  284. 

1)  Vergl.  Seite  15|16  bezw.  43. 

2)  Vergl.  Seite  286. 

3)  Vergl.  Seite  286. 

4)  Provinz  Oberhessen. 

5)  Vergl.  Seite  238|239. 

6)  Vergl.  Seite  262|263. 


Masse  schon  die  frühere  Hessische  Landeskultur-Rentenkasse 
besass. 

(Betriebsmittel.)  Während  die  letztere  sich  die  zur 
Darlehnsge Währung  erforderlichen  Mittel  durch  Ausgabe  be- 
sonderer, mit  staatlicher  Garantie  ausgestatteter  Obligationen 
verschafft  hatte,  wurden  von  der  Landeskreditkasse  zu  dem 
gleichen  Behufe  ursprünglich  direkt  Schuldverschreibungen 
des  Staates  emittiert,  welche  jedoch  selbstverständlicher  Weise 
nicht  in  unbeschränktem  bezw.  lediglich  von  dem  Betrage 
der  ausstehenden  Forderungen  abhängigem  Umfange  in  Ver- 
kehr gesetzt  werden  konnten,  sondern  nur  insoweit,  als  seitens 
der  Landstände  die  Genehmigung  zur  Kapitalaufnahme  für 
Zwecke  des  Institutes  erteilt  worden  war.^)  An  und  für  sich 
wäre  gegen  dieses  Verfahren  auch  kaum  etwas  einzuwenden, 
denn  dass  die  Schaffung  eines  besonderen,  nur  in  verhältnis- 
mässig geringen  Mengen  auf  den  Markt  kommenden  Spezial- 
papieres  neben  den  eigentlichen  Landes-Anleihescheinen  nicht " 
immer  die  Bewilligung  von  wohlfeilstem  Kredit  gestattet, 
haben  die  in  dieser  Hinsicht  in  Sachsen  und  Bayern  gemachten 
Erfahrungen  hinlänglich  bewiesen,^)  und  der  Staat  haftet  ja 
für  beide  in  ganz  der  gleichen  AVeise.  Er  hat  es  vielleicht 
infolge  des  Umstandes,  dass  er  allgemeine  Schulden  stets  nur 
in  bestimmter,  gesetzlich  festgelegter  Höhe  kontrahieren  darf, 
gar  noch  etwas  mehr  in  der  Hand,  seine  eventuellen  Ver- 
pflichtungen nicht  ins  ungemessene  wachsen  zu  lassen,  als 
wenn  er  einer  seiner  Anstalten  die  Befugnis  zur  Begebung 
besonderer  Obligationen  erteilt,  ohne  sie  dabei  an  ein  ab- 
solutes Maximum  zu  binden. 

In  Betracht  zu  ziehen  ist  allerdings,  dass  schliesslich 
doch  immer  nach  Massgabe  des  zu  Neuausleihungen  erforder- 
lichen Bedarfes  Geldmittel  zur  Verfügung  gestellt  werden 
müssen,  wenn  nicht  der  Nutzen  der  ganzen,  im  Interesse  des 
Gemeinwohls  getroffenen  P^inrichtung  mehr  oder  weniger 
illusorisch  werden  soll,  und  so  hat  sich  denn  auch  der 
hessische  Staat,  als  die  Landeskreditkasse,  entgegen  ihrer 
eigentlichen  Bestimmung,  mehr  und  mehr  zu  durchaus  privaten 
Zwecken  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  in  Anspruch 
genommen  wurde,  am  Ende  gezwungen  gesehen,  seinen 
Kredit  in  einer  Weise  anzustrengen,  welche  der  Regierung 
wie  den  Kammern  nicht  unbedenklich  erschien  und  infolge- 
dessen einen  der  vornehmsten  Beweggründe  zur  Errichtung 


1)  Vergl.  Seite  17. 

2)  Vergl.  Seite  241  bezw.  264. 
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der  jetzigen  Landes-Hypothekenbank  abgegeben  hatJ)  Da 
deren  künftiges  Wirken  vor  allem  zu  einer  umfassenden 
Entlastung  des  in  Kede  stehenden  Institutes  führen  sollte, 2) 
so  erschien  es  mit  Rücksicht  auf  die  in  Zukunft  wesentlich 
enger  gezogenen  Aufgaben  desselben  für  angebracht,  ihm  die 
zur  Erfüllung  seiner  Funktionen  notwendigen  Gelder  nicht 
mehr  im  Anleihewege  zu  beschaffen,  sondern  ihm  anstatt 
dessen  lediglich  ein  festes  staatliches  Betriebskapital  zuzu- 
weisen,^) das  es  bishin  ebensowenig  besessen  hatte  wie  früher 
die  Landeskultur-Eentenkasse. 

Als  solches  stehen  ihm  auf  grund  des  Gesetzes  vom 
6.  August  1902  der  gesamte  bei  dessen  Erlass  vorhanden 
gewesene  Bestand  an  ausstehenden  Forderungen  sowie  ein 
weiterer  Betrag  von  4  Millionen  Mark  zur  Verfügung,  welcher 
durch  Versilberung  von  noch  nicht  veräusserten  Staatsschuld- 
verschreibungen des  auf  dem  Gesetze,  die  Aufbringung  zur 
Gewährung  von  Darlehen  aus  der  Landeskreditkasse  erforder- 
licher Mittel  betreffend,  vom  1.  Juli  1899  beruhenden  An- 
lehns  über  10  Millionen  Mark  gewonnen  werden  sollte.  Da 
es  jedoch  im  Hinblick  auf  die  bisherige  Gestaltung  ihrer 
Tätigkeit,  soweit  sie  die  Förderung  von  Meliorationen  betraf,^) 
als  sehr  wahrscheinlich  schien,  dass  in  der  Regel  schon  die 
infolge  planmässiger  Tilgung  und  ausserordentlicher  Rück- 
zahlungen einkommenden  Summen  zur  Befriedigung  aller 
berechtigten  Anforderungen  hinreichen  würden,  so  ist  in  Aus- 
sicht genommen,  dieses  Obligationenmaterial  nur  nach  Bedarf 
oder  vielleicht  gar  erst  dann  auf  den  Markt  zu  bringen,  wenn 
sich  mit  der  Zeit  ein  Bedürfnis  ergeben  sollte,  die  Dienste 
der  Anstalt  noch  zu  anderweitigen  Zwecken  zur  Verfügung 
zu  stellen. 

Nur  um  allen  Eventualitäten  Rechnung  zu  tragen,  ist 
endlich  durch  das  Gesetz  für  den  allerdings  wohl  kaum  jemals 
zu  erwartenden  Fall  dringender  Notwendigkeit  eine  Ergänzung 
des  Betriebsfonds  durch  in  den  Staatshaushaltsplan  jährlich 
etwa  einzustellende  Zuschüsse  vorgesehen,^)  wobei  jedoch  für 
eine  allmähliche  Herabminderung  bezw.  gänzliche  Beseitigung 
derselben  gleich  insofern  Sorge  getragen-  wird,  als  der  Kasse 
auch  das  Zinserträgnis  der  auf  diese  Weise  beschafften 
Summen  verbleiben  soll.   Die  den  Gegenwert  des  ordentlichen 


1)  Vergl.  Seite  283. 

2)  Vergl.  Seite  284. 

3)  Vergl.  Seite  285. 

4)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  302. 

5)  Vergl.  Seite  285. 


Eigeukapitals  darstellenden  Anleihescheine  müssen  dagegen 
von  ihr  selbst  verzinst  werden  und  bilden  jetzt  eine  Art 
untilgbarer  Staatsschuld,  da  eine  allmähliche  Einziehung  der- 
selben, wie  sie  früher  nach  Massgabe  der  zurückfliessenden 
Abtragsquoten  und  dergl.  zu  erfolgen  hatte,  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  im  allgemeinen  nicht  mehr 
möglich  ist,^) 

(Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.)  Wer  bei  der 
Landeskreditkasse  ein  Darlehn  aufzunehmen  wünscht^  hat 
sich  dieserhalb  an  das  mit  deren  Verwaltung  in  erster  Linie 
betraute  Ministerium  des  Innern-)  zu  wenden,  welches  zu- 
nächst feststellt,  ob  der  nachgesuchte  Geldbetrag  tatsächlich 
zur  Ausführung  eines  Unternehmens  bestimmt  ist,  dessen 
Förderung  in  den  Bereich  der  Tätigkeit  des  Institutes  fällt, 
und  sodann  nach  Abschluss  der  infolge  der  weiteren  Uber- 
prüfung des  Antrages  notwendig  gewordenen  Ermittelungen 
zu  entscheiden  hat,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  die 
Kapitalhingabe  erfolgen  kann.  Ausser  der  Bewilligung  der 
verlangten  Summe  durch  die  vorgenannte  Behörde  ist  aber 
weiterhin  auch  noch  die  Genehmigung  des  Finanzministeriums  3) 
zum  Abschluss  des  Kreditgeschäftes  erforderlich,  welches  im 
Interesse  der  Staatsfinanzen  Einspruch  zu  erheben  berechtigt 
ist  und  deshalb  von  der  ersteren  in  jedem  einzelnen  Falle 
das  gesamte  Material  zur  definitiven  EntSchliessung  und 
eventuellen  weiteren  Veranlassung^)  unterbreitet  erhalten  muss. 

Durch  die  Festsetzung  dieser  Modalitäten  soll,  wie  den 
Motiven  zum  Gesetze  vom  6.  August  1902  zu  entnehmen  ist, 
in  erster  Linie  der  Gefahr  einer  übergrossen  Inanspruchnahme 
der  Kasse  zu  Veranstaltungen,  welche  vielleicht  nicht  mit 


1)  Sollte  sich  freilich  späterhin  ergeben,  dass  regelmässig  nur 
ein  Teil  der  vorhandenen  Mittel  durch  die  Gewährung  neuer  Dar- 
lehen in  Anspruch  genommen  wird,  so  müsste  jedenfalls  auf  eine 
Herabminderung  derselben  durch  Rückkauf  oder  Auslosung  von 
Obligationenmaterial  Bedacht  genommen  werden.  Beträge,  welche 
sich  nur  zur  Zeit  nicht  wieder  belegen  lassen,  haben  dagegen  selbst- 
verständlicher Weise  für  die  Ausleihung  in  späteren  Jahren  reserviert 
zu  bleiben,  da  gerade  das  Kreditbedürfnis  zu  Meliorationszwecken 
ziemlich  schwankend  zu  sein  pflegt  und  sich  kaum  mit  einiger 
Sicherheit  im  voraus  berechnen  lässt. 

2)  Die  laufende  Bearbeitung  der  Gesuche  soll  gemäss  Ver- 
ordnung vom  17.  Januar  1900  durch  dessen  Abteilung  für  Landwirt- 
schaft, Handel  und  Gewerbe  erfolgen. 

3)  Diesbezügliche  Geschäfte  sind  laut  Verordnung  vom 
22.  September  1900  durch  dessen  Abteilung  für  Finanzwirtschaft  und 
Eisenbahnwesen  zu  erledigen. 

4)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  293. 
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absoluter  Sicherheit  einen  Erfolg  erwarten  lassen,  nach  Mög- 
lichkeit vorgebeugt  werden  und  erfährt  hierdurch  natürlich 
auch  die  an  früherer  Stelle  erwähnte  Verpflichtung  zur 
Hingabe  von  Geldmitteln  für  Zwecke  der  Landeskultur^)  eine 
entsprechende  EinschränkuDg.  Zu  berücksichtigen  wäre  aller- 
dings, dass  das  Gesuch  zwar  über  die  Bestimmung  des 
Darlehns  „im  allgemeinen"  Auskunft  zu  geben  hat,  die  von 
den  vorbehandelten  Meliorationskreditinstituten  wie  auch  von 
der  ehemaligen  Hessischen  Landeskultur-Rentenkasse  zum 
mindesten  „in  der  Regel"  geforderte  Beigabe  mit  den  nötigen 
Erläuterungen  versehener  Pläne  und  Kostenanschläge  dagegen 
durch  das  Gesetz  nicht  zur  Bedingung  gemacht  wird.  Falls 
es  also  nicht  gelingt,  diesbezügliche  Informationen  von 
genügender  Zuverlässigkeit  auf  anderem  Wege  einzuziehen 
bezw.  zu  gewinnen,  kann  auch  von  einer  strikten  Garantie 
für  die  Zweckmässigkeit  und  Rentabilität  der  zu  unter- 
stützenden Unternehmungen  wohl  überhaupt  nicht  gut  die 
Rede  sein. 

Zu  vermissen  ist  fernerhin  die  gesetzliche  Fixierung 
des  im  Maximum  herzuleihenden  Betrages  auf  denjenigen  des 
in  Aussicht  genommenen  Aufwandes,  ebenso  wie  auch  Vor- 
schriften fehlen,  welche  dem  Schuldner  die  Führung  des 
Nachweises  der  ordnungsgemässen  Verwendung  der  erhaltenen 
Summen  vor  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  zur  Bedingung 
machen  oder  gewisse  Organe  mit  einer  diesbezüglichen 
Kontrolle  sowie  der  Feststellung  der  planmässigen  Ausführung 
und  Vollendung  des  finanzierten  Unternehmens  beauftragen, 
was  um  so  auffälliger  erscheint,  als  in  dem  Gesetze  vom 
20.  März  1880,  die  Errichtung  einer  Landeskultur-Renten- 
kasse betreffend,  wenigstens  teilweise  dementsprechende  Be- 
stimmungen enthalten  sind.  Nicht  ausgeschlossen,  wenn  auch 
ziemlich  unwahrscheinlich  dürfte  es  allerdings  sein,  dass  eine 
oder  die  andere  dieser  Materien  durch  eine  besondere,  nicht 
vorliegende  Geschäftsinstruktion  geregelt  worden  ist  und  dass 
diese  den  Erborgern  vielleicht  auch  die  Verpflichtung  auf- 
erlegt, die  fertiggestellten  Anlagen  bis  zur  völligen  Tilgung 
der  aufgenommenen  Kapitalien  fortdauernd  in  gutem  Zustande 
zu  erhalten  bezw.  die  Anstaltsverwaltung  ermächtigt,  durch 
spezielle  Beauftragte  eine  dahingehende  Überwachung  aus- 
üben zu  lassen. 

Während  die  ehemalige  Landeskreditkasse  ihre  Darlehen 
gemäss  dem  preussischen  Optionssystem  entweder  in  bar  oder 


1)  Vergl.  Seite  288, 
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in  Obligationen  zum  Nennwerte  ausbezahlt, den  Erbofg-er 
allerdings  zur  Empfangnahme  der  letzteren  in  natura  nicht 
gezwungen  hatte,  sollte  die  Landeskreditkasse  laut  Gesetz 
vom  15.  Oktober  1890  lediglich  bares  Geld  ohne  irgend- 
welche Abzüge  gewähren.  Infolge  der  völlig  unpraktischen 
Vorschriften  über  die  Art  und  Weise  der  Bemessung  des 
Zinsfusses,")  welche  in  einer  Periode  verhältnismässig  sehr 
ungünstiger  Geldmarktverhältnisse  einen  förmlichen  Ansturm 
auf  ihre  Mittel  zur  Folge  hatte,  sah  man  sich  jedoch  schhess- 
lich  gezwungen,  durch  das  sogenannte  „Sperrgesetz"  vom 
4.  Oktober  1899  das  alte  Verfahren  in  vollem  Umfange  wieder 
einzuführen. 

Diese  Massregel  hatte  zwar  insofern  die  beabsichtigte 
Wirkung,  als  die  Geschäftstätigkeit  der  Anstalt  eine  nicht 
unwesentliche  Einschränkung  erfuhr,  zeitigte  aber  andererseits 
sofort  einen  neuen  Missstand,  denn,  wenn  auch  die  Übernahme 
des  Disagios  bei  einigerraassen  langfristigen  Darlehen  von 
deren  Empfängern  nicht  allzu  schwer  empfunden  wurde,  so 
verteuerte  sie  doch  speziell  den  Feldbereinigungs-Gesellschaften 
die  Kapitalentnahme  in  ganz  empfindlicher  Weise.  Diese 
brauchen  nämlich  infolge  des  ümstandes,  dass  sie  die  Kosten 
der  durch  die  Zusammenlegung  bedingten  Arbeiten  nach 
deren  Beendigung  gewöhnlich  durch  Veräusserung  von  aus 
Teilen  des  Bereinigungsgeländes  gebildeten  Massegrundstücken 
endgültig  zu  decken  pflegen,  fremde  Gelder  in  der  Regel  nur 
vorübergehend  in  Anspruch  zu  nehmen  und  sind  deshalb 
häufig  genug  in  der  Lage,-  eine  aufgenommene  Schuld  schon 
nach  2  oder  3  Jahren  zurückzuzahlen.  Da  sie  nun  infolge 
der  Tilgung  der  letzteren  zum  Nennwerte  sich  für  einen 
ganz  kurzen  Zeitraum  mit  einer  Kursdifferenz  von  5 — 7^/^ 
belasten  lassen  mussten,  so  waren  damit  Verhältnisse  ge- 
schaffen, welche  für  eine  wirksame  Förderung  der  Landes- 
kultur ein  direktes  Hindernis  bildeten  und  der  Änderung 
dringend  bedurften.  Herbeigeführt  wurde  eine  solche  durch 
das  Gesetz  vom  6.  August  1902,  welches  für  die  Zinsfuss- 
festsetzung neue,  zweckmässigere  Normen  schuf  und  nunmehr 
wieder  die  prinzipielle  Barauszahlung  der  bewilligten  Kapitalien 
in  voller  Höhe  ihres  Nominalbetrages  zur  Vorschrift  machte. 
Im  übrigen  bestimmt  es,  dass  die  Aushändigung  auf  Anweisung 
des  Finanzministeriums  durch  die  Staatsschuldenkasse  ^)  zu 

1)  Vergl.  Seite  91. 

2)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  294. 

3)  Je  nach  Wunsch  des  Empfängers  unmittelbar  durch  diese 
selbst  oder  durch  Vermittelung  der  züständigen  Lokalkassenstelle. 


—    294  — 


erfolgen  hat,  ohne  jedoch  für  gewisse  Fälle  eine  ratenweise 
Auszahlung  unter  Auferlegung  der  Erfüllung  gewisser  Be- 
dingungen vor  dem  Erhalt  weiterer  Teilbeträge  vorzusehen, 
wie  sie  sonst  im  allgemeinen  bei  Meliorationskredit-Instituten 
üblich  ist,  zumal  wenn  es  sich  um  Unternehmungen  grösseren 
Stiles  handelt.^) 

Der  oben  gerügte  Fehler  des  Gesetzes  vom  15.  Oktober 
1890  bestand  darin,  dass  laut  Artikel  9  der  Zinsfuss  für  neu 
auszugebende  Darlehen  mit  Zustimmung  der  Landstände 
festgesetzt  werden  sollte  und  infolgedessen  vor  anderweitiger 
Vereinbarung  mit  denselben  nicht  geändert  werden  konnte. 
Hierdurch  musste  natürlich  bei  dem  stets  einigermassen 
schwerfälligen  Arbeiten  der  Gesetzgebungsmaschine  sowie 
infolge  des  Umstandes,  dass  die  Kammern  ja  überhaupt  nicht 
permanent  tagen,  jede  feinere  Nüanzierung  desselben  unter 
stetem  Eingehen  auf  die  jeweiligen  Geldmarktverhältnisse 
vollkommen  unmöglich  gemacht  werden.  Besonders  krass 
traten  die  Missstände,  welche  die  Durchführung  dieses  Systems 
im  Gefolge  hatte,  seit  dem  Sommer  1898  hervor  und  brachten 
es  sogar  mit  sich,  dass  die  Kreditgewährung  eine  früher 
durchaus  nicht  beabsichtigte  Ausdehnung  annahm,  gleichzeitig 
aber  entgegen  dem  bislang  befolgten  Grundsätze,  die  durch 
Verkauf  von  Schuldverschreibungen  beschafften  Kapitalien 
keinesfalls  unter  dem  Selbstkostenpreise  abzugeben,  mit  direkten 
Verlusten  für  die  Anstalt  bezw.  den  Staat  verbunden  war, 
was  schliesslich  zu  einem  Eingreifen  des  letzteren  durch  Er- 
lass  des  obenerwähnten  „Sperrgesetzes"  führte. 

Eine  neue,  ganz  eigenartige  Regelung  der  Zinsfuss- 
bemessung wurde  dann  durch  das  Gesetz  vom  6.  August  1902 
getroffen,  welches  von  der  Aufstellung  genereller  Quoten 
völlig  absieht  und  bestimmt,  dass  der  Zins  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  dem  Kurswerte  der  3V2^/oigen  hessischen  Staats- 
schuldverschreibungen zur  Zeit  der  Darlehns  aus  Zahlung 
zuzüglich  der  durchschnittlichen  Begebungskosten  berechnet 
werden  soll.^)  Ein  tatsächlicher  Verkauf  von  Obligationen- 
material wird  infolge  des  Umstandes,  dass  die  Kasse  jetzt 
mit  einem  festen  Betriebsfonds  ausgerüstet  worden  ist,  für 
die  Regel  natürlich  nicht  in  Betracht  kommen.  Da  jedoch 
der  letztere  ausschliesslich  durch  Versilberung  von  3^l2^lQigen 


1)  Vergl.  Seite  99,  243  und  266. 

2)  Falls  die  einzelnen  Emissionen  der  Schuldverschreibungen 
an  der  Börse  zeitweilig  eine  verschiedene  Bewertung  erfahren,  ist 
deren  durchschnittlicher  Kurswert  der  Berechnung  zu  Grunde 
zu  legen. 
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Aüleihescheinen  beschafft  wurde  bezw.  in  Zukunft  noch  ge- 
wonnen werden  soll,  so  erscheint  es  als  vollkommen  gerecht- 
fertigt, dass  diese  in  der  obenerwähnten  Hinsicht  gewisser- 
massen  als  Normalpapier  zu  gelten  haben,  urasomehr  als  sie 
in  gegenwärtiger  Zeit  nur  selten  erheblich  über  pari  notiert, 
andererseits  aber  auch  kaum  jemals  mit  einem  einigermassen 
beträchtlichen  Disagio  gehandelt  werden  dürften. 

Unstreitig  hat  ja  dieser  neue  Modus  insofern  einen  sehr 
bedeutsamen  Vorzug  vor  dem  früher  geübten,  als  er  die 
genaue  Anpassung  der  für  jedes  einzelne  Schuldkapital  zu 
erhebenden  Zinsrate  an  die  bei  dessen  Auszahlung  herrschen- 
den Geld  markt  Verhältnisse  ermöglicht,^)  würde  freilich,  wenn 
die  Erborger  künftighin  nicht  mehr  mit  den  sich  eventuell 
ergebenden  Kursverlusten  belastet  werden  sollten,  zu  einer 
Überwälzung  derselben  auf  die  Kasse  ohne  jedwedes  Äqui- 
valent führen  und  die  ersteren  über  Gebühr  begünstigen. 
Um  dies  zu  verhüten,  sieht  das  Gesetz  noch  die  Erhebung  - 
eines  festen  Zuschlages  von  Vio%  neben  der  nach  vorstehend 
erörtertem  Verfahren  ermittelten  eigentlichen  Zinsrate  vor, 
welcher  bei  vorzeitiger  und  rascher  Heimzahlung  der  Dar- 
lehen 2)  zur  vollständigen  Deckung  der  entstehenden  Einbussen 
freilich  nicht  hinreichen  dürfte,  doch  glauben  die  Motive  auf 
grund  der  angestellten  Berechnungen  voraussetzen  zu  dürfen, 
dass  diesbezügliche  Ausfälle  durch  entsprechende  Gewinne 
bei  Schuldforderungen  mit  langen  Tilgungsfristen  kompensiert 
werden  können. 

Möglicherweise  ist  hierbei  auch  an  ein  zeitweiliges 
Steigen  des  Obligationenkurses  etwas  über  pari  gedacht 
worden,  in  welchem  Falle  dieses  Zehntelprozent  für  die  Kasse 
eine  ähnliche  Einnahrae  bedeutet  wie  für  die  preussischen 
Landeskultur-Rentenbanken  unter  den  nämlichen  Verhältnissen 
das  erzielte  Agio,  während  der  Erborger  sich  allerdings  in 
der  Regel  etwas  schlechter  stellen  würde  als  an  und  für  sich 
bei  diesen,  da  ihm  zwar  der  Zins  stets  nach  dem  realen 
Werte  der  Schuldverschreibungen  zu  berechnen  ist,  dieser 
aber  den  nominellen  kaum  jemals  so  beträchtlich  übersteigen 
dürfte,  dass  sich  hierbei  eine  Spannung  von  ^/lo^/o  ergeben 
würde.  Am  allerungünstigsten  ist  er  daran,  wenn  beide 
einander  völlig  gleich  sind,  da  dann  der  gesamte  Zuschlag 
eine  reine  Extraleistung  darstellt,  und  auch  bei  einer  sich 
nur  ganz  unwesentlich  unter  pari  haltenden  Notierung  wird 


1)  Vergl.  Seite  58. 
2}  Vergl.  Seite  293, 
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er  im  allg-emeinen  doch  mehr  zu  entrichten  haben  als  zur 
Deckung  des  tatsächlich  entstandenen  Disagios  erforderlich 
ist,  alles  dieses  zu  gunsten  derjenigen  Darlehen,  bei  welchen 
die  vollständige  Ausgleichung  der  Kurseiubusseu,  sei  es  wegen 
deren  sehr  erheblicher  Höhe  oder  infolge  sehr  beschleunigter 
Amortisation  bezw.  baldiger  Heimzahlung  nicht  möglich  war. 
Im  Hinblick  auf  die  absolute  Wohlfeilheit  des  gewährten 
Kredits  ist  allerdings  noch  zu  berücksichtigen,  dass  Beiträge 
zur  gänzlichen  oder  teilweisen  Bestreitung  der  Verwaltungs- 
unkosten nicht  zur  Erhebung  gelangen,  diese  vielmehr,  soweit 
sie  nicht  aus  dem  Zinsengewinne  gedeckt  werden  können, 
der  Staatskasse  zur  Last  fallen,  welcher  übrigens  auch  etwaige 
Einbussen  an  Kapital,  Zinsen  etc.  zu  überbürden  sein  werden, 
da  die  Ansammlung  besonderer  Eeserven  nicht  vorgekehrt 
ist,  sich  mangels  dazu  verfügbarer  Mittel  auch  kaum  durch- 
führen Hesse. 

Da  Nachweisungen  über  die  Höhe  des  Zinsfusses  der 
von  der  Kasse  seit  ihrer  Reorganisation  ausgeliehenen  Kapi- 
talien überhaupt  noch  nicht  vorliegen,  so  kann  an  dieser 
Stelle  nur  erwähnt  werden,  dass  während  der  ersten  Periode 
ihres  Wirkens  ausschliesslich  Si/g^/o ige  Schuldverschreibungen 
zur  Begebung  gelangt  sind^)  und  die  Zinsleistung  für  neu- 
zubewilligende Darlehen  anfänglich  auf  4%  bemessen  war. 
Eine  späterhin  mit  dem  27.  Landtage  vereinbarte  Herab- 
setzung derselben  auf  8^/4^/0  für  den  Fall,  dass  die  Obligationen 
mindestens  zum  Nennwerte  begeben  werden  konnten,  erwies 
sich  als  völlig  unpraktisch,  als  deren  Kurs  längere  Zeit  hin- 
durch beständig  um  pari  herum  hin  und  her  schwankte,  und 
hatte  deshalb  bald  wieder  eine  allgemeine  Erhöhung  auf  A'^Iq 
zur  Folge.  Dagegen  konnte  im  Jahre  1896  bei  verhältnis- 
mässig sehr  günstigen  Geldmarktverhältnissen  an  eine  aus- 
nahmslose Ermässigung  auf  81/2^/0  gedacht  werden,  welche 
freilich,  als  binnen  kurzer  Frist  ein  ganz  empfindlicher  Rück- 
schlag eintrat,  zu  den  an  früherer  Stelle  geschilderten 
Vorgängen  bei  der  Anstalt  und  erheblichen  Disagioverlusten 
für  sie  führte,  wodurch  sich  die  Überwälzung  der  letzteren 
auf  den  Erborger  durch  Erlass  des  Sperrgesetzes  vom 
4.  Oktober  1899  notwendig  machte. 2) 

Abgesehen  von  dieser  Periode  ganz  abnormer  Verhält- 
nisse hat  jedoch,  wie  in  der  Begründung  zu  dem  gegenwärtig 
geltenden  Landeskreditkassengesetze  hervorgehoben  wird,  die 


1)  Vergl.  Seite  294|295. 

2)  Vergl.  Seite  293, 
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Differenz  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  fast  stets  annähernd 
1/2%  betragen,  so  dass  die  Normierung*  nach  dem  neuen 
Verfahren  im  allgemeinen  eine  nicht  unwesentliche  Verbilligung 
der  Kapitalaufnahme  bedeutet.  Das  Institut  wird  in  dieser 
Beziehung  auch  günstigere  Bedingungen  zu  bieten  vermögen 
als  die  Landeshypothekenbank,  da  bei  dieser  nach  den  Motiven 
zu  dem  ihre  Errichtung  behandelnden  Gesetzentwurfe  eine 
Zinsspannung  von  etwa  0.30%  in  Aussicht  genommen  ist, 
um  ihr  die  Deckung  der  Geschäftsunkosten,  die  baldige  An- 
sammlung genügender  Rücklagen  und  eventuell  die  Aus- 
schüttung einer  Dividende  zu  ermöglichen. 

Die  planmässige  Tilgung  der  Darlehen  ist  natürlich 
Obligatorium  und  soll  im  Minimum  mit  ^/4%  jährlich  erfolgen, 
ohne  dass  im  übrigen  irgendwelche  Vorschriften  über  die 
Notwendigkeit  eines  schnelleren  Abtrags  bei  gewissen,  eine 
derartige  Massregel  rechtfertigenden  Unternehmungen  erlassen 
worden  sind.  Die  Erborger  hat  vielmehr  im  Kreditgesuch 
selbst  über  die  Höhe  der  zu  übernehmenden  Tilgungsrate 
zu  bestimmen,  so  dass,  da  der  Anstaltsverwaltung  eine  Ein- 
flussnahme  auf  seine  diesbezüglichen  Entschlüsse  gesetzlich 
nicht  zusteht,  eine  solche  infolgedessen  auch  kaum  ausgeübt 
werden  kann,  ausreichende  Garantien  für  die  Vereinbarung 
einer  rationell  bemessenen  Amortisationsdauer  vollkommen 
fehlen.  Inwieweit  dieser  Bedingung  dennoch  freiwillig  genügt 
wird,  muss  dahingestellt  bleiben,  da  das  vorliegende  Material 
hierüber  keinerlei  Aufschlüsse  bietet.  Möglich  ist  aber  immer- 
hin, dass  wenigstens  die  Körperschaften  öffentlichen  Rechtes, 
welche  zur  Anlehnsaufnahme  der  Genehmigung  einer  aufsicht- 
führenden Behörde  bedürfen,  von  dieser  zu  einem  entsprechen- 
den Tun  veranlasst  werden.^) 

Die  ausserordentliche  Heimzahlung  des  gesamten  un- 
getilgten Restes  einer  Schuldverpflichtung  oder  von  Teilen 
desselben  kann  jederzeit  nach  3  Monate  zuvor  eingelegter 
Kündigung  an  einem  der  Zinstermine  erfolgen  und  ist  selbst- 
verständlicher Weise  stets  in  barem  Gelde  zu  bewirken,  ohne 
dass  es  jedoch  der  Kasse  verwehrt  ist,  aus  Billigkeitsgründen, 
oder  wenn  es  ihr  sonst  nicht  unvorteilhaft  erscheint,  derartige 
Beträge  auch  schon  vor  Ablauf  der  obigen  Frist  anzunehmen. 
Sie  selbst  ist  zur  Rückforderung  ausgeliehener  Kapitalien  nur 
ausnahmsweise  ermächtigt  und  zwar  erstens,  wenn  der 
Schuldner  die  ihm  obliegenden  laufenden  Leistungen  nicht 
längstens  innerhalb  von  6  Monaten  nach  deren  Fälligwerden 


1)  Vergl.  Seite  246. 
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entrichtet  oder  zweitens  das  erhaltene  Darlehen  zu  Zwecken 
verwendet,  deren  Förderung  überhaupt  nicht  in  den 
Bereich  der  Tätigkeit  der  Anstalt  fällt.  Drittens,  wenn  über 
sein  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet  wird,  uud  viertens, 
,. abgesehen  von  den  in  §§  1133—1135  des  B.  G.  B.  erwähnten 
Fällen",  wenn  der  Wert  verunterpfändeter  Grundstücke  sich 
derart  vermindert,  dass  die  Sicherheit  der  auf  ihnen  bestellten 
Hypothek  gefährdet  erscheint. 

Im  Gegensatz  zu  den  entsprechenden  Bestimmungen 
der  preussischen  und  bayrischen  Gesetzgebung  ist  jedoch 
unter  diesen  Umständen  eine  vorherige  Abkündigung  nicht 
erforderlich,^)  sondern  ,.alsbaldige"  Rückgabe  der  Kapitalien 
zu  verlangen,  und  im  übrigen  wird  durch  vorstehendes  die 
bei  früherer  Gelegenheit  ausgesprochene  Vermutung,  dass  die 
hessischen  Bedingungen  der  Darlehnsgewährung  auf  die 
speziellen  Wesenseigentümlichkeiten  des  Meliorationskredits 
nicht  in  der  gleichen  Weise  Rücksicht  nehmen  wie  diejenigen 
der  vorbehandelten  Staaten,^)  zur  Gewissheit  erhoben,  denn 
der  Erborger  braucht  ja  die  erhaltenen  Gelder  unter  gewissen 
Verhältnissen  gar  nicht  einmal  auf  das  Unternehmen,  zu  dessen 
Ausführung  sie  laut  Kreditgesuch  bestimmt  waren,  wirklich 
zu  verwenden. 

(Sicherheitsbestellung.)  Die  inbetreff  der  Sicherheits- 
bestellung gegebenen  Vorschriften  schliessen  sich  insofern  eng 
an  diejenigen  des  preussischen  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
an,  als  Gemeinden,  weitere  Kommunalverbände  und  Gesell- 
schaften des  öffentHchen  Rechtes  3)  von  der  Beibringung  eines 
Spezialpfandes  entbunden  werden  können  und  im  übrigen 
hypothekarische  Eintragung  der  Darlehen  verlangt  wird. 
Nicht  gesagt  ist  dagegen,  dass  in  letzterem  Falle  die  Forde- 
rungen der  Anstalt  durch  land-  oder  forstwirtschaftlich  be- 
nutzten Besitz  gedeckt  sein  müssen,  sondern  es  ist  nur  ganz 
allgemein  von  „im  Grossherzogtum  belegenen  Grundstücken 
mit  Ausschluss  von  Bergwerkseigentum"  ^)  die  Rede,  so  dass 
eine  Mitverhaftung  von  Gewerbeanlagen  und  städtischen 
Immobilien  auch  bei  Mehorationen  an  und  für  sich  keineswegs 
ausgeschlossen  sein  würde.  Andererseits  wird  aber  wie  in 
Sachsen  und  Bayern  die  Eintragung  der  hergeliehenen  Kapi- 
talien an  erster  Stelle  zur  Bedingung  gemacht,  ohne  dass 


1)  Vergl.  Seite  94  bezw.  249. 

2)  Ver^l.  Seite  292. 

3)  Feldbereinigungs-,  öffentliche  Landeskultur-  und  Wasser- 
genossenschaften. 

4)  Vergl.  Seite  194. 
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jedoch  wie  in  letzterem  Lande  unter  Umständen  hiervon 
abgesehen  werden  könnte.  ^)  Der  Erborger  hat  deshalb,  so- 
fern sein  Besitztum  bereits  mit  irgendwelchen  Realrechten 
belastet  ist,  sich  stets  mit  deren  Inhabern  in  Sachen  der 
erforderlich  werdenden  Rangausweichung  selbst  zu  ver- 
ständigen, da  ein  besonderes  administratives  bezw.  gericht- 
liches Verfahren  hierfür  ebensowenig  vorgesehen  ist  wie  die 
Postlozierung  vorhandener  Gläubiger  ohne  deren  Zustimmung 
resp.  gegen  ihren  Willen. 

Ob  man  in  Hessen  mit  diesem  System  bisher  ebenso 
günstige  Erfahrungen  gemacht  hat  wie  in  Bayern  und  Sachsen, 
lässt  sich  mit  Hilfe  des  vorliegenden  Materials  leider  nicht 
feststellen,  doch  scheint  eher  das  Gegenteil  der  Fall  gewesen 
zu  sein,  wenigstens  berichtet  Schober,  dass  die  ehemalige 
Landeskultur-Rentenkasse,  bei  welcher  das  nämliche  Verfahren 
vorgeschrieben  war,  in  der  Zeit  von  1880 — 1887  überhaupt 
keine  Darlehen  an  einzelne  Grundbesitzer  zu  geben 
vermocht  hat.  Dazu  können  die  Motive  zum  gegenwärtig 
geltenden  Landeskreditkassengesetz  zwar  konstatieren,  dass 
von  Privatpersonen  auch  zu  Meliorationszwecken  in  einem 
allerdings  zahlenmässig  nicht  genau  zu  ermittelndem  Umfange 
Gelder  aufgenommen  worden  seien,^)  besagen  aber  an  anderem 
Orte,  dass  nach  der  Reorganisation  der  Anstalt  Hypothekar- 
anlehen  einzelner  Landwirte  nur  noch  „ausnahmsw^eise"  vor- 
kommen dürften. 

Schon  hervorgehoben  wurde,  dass  das  Maximum  der  im 
einzelnen  Falle  zu  bewilligenden  Summen  nicht  auf  den  Betrag 
der  durch  die  Ausführung  des  zu  unterstützenden  Unter- 
nehmens verursachten  Kostens  beschränkt  worden  ist,  so  dass 
auch  auf  die  Festsetzung  einer  besonderen  Sicherheitsgrenze 
nicht  verzichtet  werden  konnte.^)  Anfänglich  war  dieselbe 
wie  in  Bayern  durch  die  erste  Hälfte  des  Schätzungswertes 
der  zur  Verhaftung  angebotenen  Liegenschaften  gegeben,^) 
während  durch  das  neue  Gesetz  vom  6.  August  1902  in 
Ubereinstimmung  mit  den  in  §  11  des  Reichshypothekenbank- 
gesetzes vom  13.  Juli  1899  aufgestellten  Grundsätzen  die 
BeleihuDgsfähigkeit  von  Immobilien  auf  ^/^  einer  besonderen 
Taxe  ausgedehnt  worden  ist. 


-    1)  Vergl.  Seite  252. 

2)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  302. 

3)  Vergl.  Seite  271. 

4)  Sowohl  im  Gesetze,  die  Errichtung  einer  Landesk.-Renten- 
kasse  betr.,  vom  20.  März  1880  wie  in  demjenigen  vom  15.  Oktober 
1890,  betr.  die  Errichtung  einer  Landeskreditkasse. 
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Veranlassung-  hierzu  g-ab  nach  den  Motiven  zu  dem 
betreffenden  Passus  des  Regierungsentwurfes  in  der  Haupt- 
sache der  Umstand,  dass  die  künftighin  an  Privatpersonen 
zu  verausgabenden  Geldmittel  ja  ausschliesslich  zur  Erhöhung 
des  Wertes  der  als  Unterpfand  bestellten  Vermögensobjekte 
Verwendung  zu  finden  haben  werden.  Andererseits  wurde 
es  jedoch  nicht  für  notwendig  erachtet,  noch  darüber  hinaus 
bis  zu  zwei  Dritt  eilen  zu  gehen,  wie  es  den  Hypothekenbanken 
bei  der  ßepfandbriefung  landwirtschaftlicher  Immobilien  auf 
grund  einer  in  der  obigen  reichsgesetzlichen  Vorschrift  ent- 
haltenen Ermächtigung  mit  Erlaubnis  der  Zentralbehörde  des 
zuständigen  Bundesstaates  gestattet  ist. 

Eine  dahingehende  Forderung  würde  allerdings  infolge 
des  Umstandes,  dass  an  der  erststelligen  Eintragung  der 
Anlehen  prinzipiell  festgehalten  wird,  auch  einigermassen 
gegenstandslos  erscheinen,  denn,  dass  auf  irgendein  Landgut 
ein  der  Hälfte  seines  zeitigen  Wertes  gleichkommendes 
Meliorationskapital  verwandt  werden  soll,  dürfte  im  allgemeinen 
schon  zu  den  Seltenheiten  gehören.  P^twas  anderes  wäre  es 
ja,  wenn  die  Landeskreditkasse  die  Darlehen  der  Landes- 
Hypothekenbank  wie  ihre  eigenen  betrachten  bezw.  gegebenen- 
falls noch  Geldmittel  mit  Rangstellung  hinter  diesen  bewilligen 
könnte,  doch  lässt  das  Gesetz  eine  dahingehende  Ausnahme 
nicht  zu.  Dies  hat  aber  wiederum  zur  Folge,  dass  ein  bereits 
dem  letzterwähnten  Institute  verpflichteter  Landwirt  sich  den 
billigeren  Kredit  der  ersteren  ^)  nicht  zu  Nutze  machen  kann, 
selbst  wenn  er  ein  im  übrigen  den  zu  stellenden  Anforderungen 
völlig  genügendes  Unterpfand  anzubieten  vermag,  es  müsste 
denn  sein,  dass  jenes  sich  unter  gewissen  Verhältnissen  zu 
einer  Prioritätseinräumung  verstehen  dürfte. 

Dass  obige  Vorschriften  über  die  Sicherheitsleistung  bei 
Kapitalentnahmen  einzelner  Grundbesitzer  diesen  die  Benutzung 
der  Kasse  in  grösserem  Massstabe  zu  gestatten  geeignet  sind, 
muss  nach  alledem  stark  in  Zweifel  gezogen  werden,  zumal 
das  System  der  erststelligen  Eintragung  ohne  Ausübung  eines 
Zwanges  gegen  vorgehende  Realberechtigte,  welches  sich  ja 
in  Bayern  und  Sachsen  ganz  gut  bewährt  hat,  Verhältnisse 
voraussetzt,  wie  sie  in  Hessen  nicht  so  ganz  vorzuliegen 
scheinen.  Ausser  in  diesem  Punkte  unterscheiden  sich  die 
Bestimmungen  des  hessischen  Gesetzes  vom  6.  August  1902 
von  denjenigen  des  preussischen  vom  13.  Mai  1879  haupt- 
sächlich noch  durch  die  Art  und  Weise,  in  der  die  Beschaffung 


1)  Vergl.  Seite  297. 
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der  erforderlichen  Betriebsmittel  geregelt  worden  ist,  doch, 
muss  angenommen  werden,  dass  der  Eigenfonds,  welcher  dem 
in  Rede  stehenden  Institute  verliehen  wurde,  ihm  zum 
mindesten  die  Erfüllung  seiner  vornehmsten  Aufgabe,  der 
Beförderung  von  Landesmehorationen,  in  weitestem  Umfange 
gestatten  wird. 

Für  die  vorzugsweise  Berücksichtigung  einer  oder  der 
anderen  der  in  dieser  Hinsicht  schon  an  und  für  sich  be- 
günstigten Unternehmungen  letztgenannter  Art')  brauchte 
infolgedessen  nicht  Sorge  getragen  zu  werden  und  eine  weitere 
Verbilhgung  des  Kredits  für  dieselben  hätte  sich  nur  direkt 
zu  Lasten  der  Steuerzahler  durchführen  lassen,  da  ja  der 
Zinsfussberechnung  im  grossen  und  ganzen  nur  die  Selbst- 
kosten zu  gründe  gelegt  werden  sollen.  Die  Kapitalaufnahme 
stellt  sich  damit  auch  billiger  wie  im  allgemeinen  bei  den 
preussischen  Laudeskultur-Rentenbanken,  welche  auf  die  Er- 
hebung besonderer  Zuschüsse  zur  Deckung  der  Regieauslagen 
nicht  verzichtet  haben,  während  der  Wirkungskreis  der  Anstalt 
nunmehr  eine  derartige  Abgrenzung  erfahren  hat,  dass  die 
Unterstützung  aller  einigermassen  wichtigen  Massregeln  zur 
Hebung  der  Bodenkultur  in  den  Bereich  ihrer  Aufgaben  fällt. 

(Wirksamkeit.)  Welchen  Einfluss  die  jüngsthin  vor- 
genommene Reorganisation  der  Landeskreditkasse  auf  deren 
zukünftige  Tätigkeit  ausüben  wird,  muss  vorerst  noch  ab- 
gewartet werden,  zumal  Geschäftsberichte,  welche  hierüber 
einigen  Aufschluss  geben  könnten,  überhaupt  noch  nicht  vor- 
liegen. Sehr  ausführliche  Angaben  über  ihr  Wirken  in 
früherer  Zeit  sind  dagegen  in  der  Begründung  zum  Gesetze 
vom  6.  August  1902  enthalten,  welche  einmal  darlegen  sollte, 
dass  die  bisherige,  nicht  unbedeukhche  Anspannung  des 
Staatskredits  in  ursprünglich  durchaus  nicht  beabsichtigter 
Weise  hauptsächlich  zu  gunsten  rein  privater  Zwecke  der 
Landwirtschaft  erfolgt  sei,  und  ausserdem  den  Umfang  des 
in  Anbetracht  der  nunmehrigen  Aufgaben  der  Anstalt  künftig- 
hin voraussichtlich  zu  erwartenden  jährlichen  Kapitalbedarfs 
möglichst  genau  ziffermässig  festzustellen  hatte,  um  deren 
Ausstattung  mit  einem  eigenen  Betriebsfonds  in  der  an 
anderem  Orte  angegebenen  Höhe  zu  rechtfertigen. 

Wie  aus  der  beigegebenen  Tabelle  17,  welche  diesen 
Motiven  entnommen  wurde,  hervorgeht,  ist  von  den  bis  Eude 
des  Geschäftsjahres  1899/1900  insgesamt  ausgeliehenen  ca. 
13  Millionen  Mark  der  weitaus  grösste  Teil  an  einzelne  Land- 


1)  Verg],  Seite  287. 


wirte  g-egeben  worden,  während  Gemeinden,  Genossenschaften 
und  sonstige  Korporationen  speziell  zu  Meliorationszwecken 
nur  etwa  eine  Million  oder  ungefähr  I.I^Iq  des  obigen  Total- 
betrages erhalten  haben.  Konstatiert  wird  seitens  der  Staats- 
regierung fernerhin,  dass  zwar  auch  verschiedene  der 
„Privatdarlehen"  zur  Ausführung  von  Unternehmungen  der 
vorgenannten  Art  verwendet  worden  seien,  doch  lasse  sich 
eine  scharfe  Aussonderung  derselben  aus  der  in  der  dritten 
Spalte  nachgewiesenen  Gesamtsumme  nicht  durchführen.  Mit 
Bestimmtheit  könne  indessen  gesagt  werden,  dass  im  ganzen 
der  Kredit  der  Kasse  nur  in  verhältnismässig  bescheidenem 
Umfange  zu  Massnahmen  der  Landeskultur,  deren  Förderung 
ihre  vornehmste  Aufgabe  bilden  sollte,  in  Anspruch  genommen 
sei  und  vor  allem  einzelne  Landwirte  weit  überwiegend  zur 
Verbesserung  und  Erweiterung  des  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes, insbesondere  durch  Grunderwerb,  Bauten,  Anschaffung 
von  Inventar  und  Vieh,  Abtragung  von  Hypotheken  und 
Kaufschillingsschulden,  Erbherauszahlungeu  sowie  ähnlicher 
Belastungen  oder  anderweitiger  Schulden  Geldmittel  auf- 
genommen hätten. 

Dass  letzteres  im  wesentlichen  eine  Folge  der  sehr 
schwierigen  Geldmarktverhältnisse  der  Jahre  1897 — 1900 
gewesen  ist,  wurde  bereits  in  anderem  Zusammenhange  er- 
wähnt, und  dass  das  dieserhalb  erlassene  Sperrgesetz  vom 
4.  Oktober  1899  seiner  Bestimmung,  dem  ungesunden  An- 
dränge Kreditsuchender  Einhalt  zu  tun,  im  grossen  und  ganzen 
zu  entsprechen  vermocht  hat,  ergiebt  sich  aus  der  beigefügten 
tabellarischen  Übersicht,  welche  eine  erhebliche  Abnahme  der 
Benutzung  der  Anstalt  im  2.  Semester  1899/1900  und  später- 
hin erkennen  lässt.  Den  Einfluss  dieser  Massregel  zeigen 
auch  die  Ergebnisse  des  Eechnungsjahres  1902,  in  welchem 
laut  einer  von  dem  Grossherzoglichen  Ministerium  des  Innern 
gütigst  gemachten  Mitteilung  neben  70  Hypothekdarlehen 
über  453,100  Mark  18  Kommunal-  bezw.  Genossenschafts- 
darlehen über  679,100  Mark  bewilligt  werden  konnten,  von 
denen  5  über  zusammen  105,000  Mark  zur  Bestreitung  der 
Kosten  von  Feldbereinigungen  bestimmt  waren. 

Infolge  der  Reorganisation  der  Kasse  wird  der  Verkehr 
mit  Privatpersonen  wahrscheinlich  auf  ein  Minimum  reduziert 
werden  und  auch  ihre  sonstige  Tätigkeit  sich  in  wesentlich 
engeren  Grenzen  halten  müssen  wie  bisher,  denn  nach  den 
obenerwähnten  Motiven  kann  das  jährliche  Erfordernis  zu 
Meliorationszwecken  selbst  bei  intensivster  Unterstützung 
derselben  im  Durchschnitt  auf  nicht  über  200,000  Mark 
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veranschlagt  werden  und  sonstige  Unternehmungen  gemein- 
nütziger Art  sind  ja  lediglich  nach  Massgabe  der  weiterhin 
noch  verfügbaren  Mittel  zu  finanzieren,  welche  auf  grund 
der  bisherigen  Erfahrungen  auf  ca.  500,000  Mark  pro  Jahr 
berechnet  worden  sind. 

Der  Vollständigkeit  halber  wäre  noch  zu  erwähnen, 
dass  nach  den  von  Schober  gemachten  Angaben  die  ehe- 
malige Landeskultur-Rentenkasse  von  1880 — 1887  insgesamt 
614,715  Mark  ausgeliehen  hatte  und  dieser  ganze  Betrag 
ausschliesslich  von  Gemeinden,  meist  zur  Bestreitung  der 
Kosten  von  Entwässerungen  und  Verkoppelungen,  auf- 
genommen wurde,  Privatpersonen  also  während  dieser  Zeit 
überhaupt  nicht  mit  ihr  in  Verbindung  getreten  sind.^) 


4.    Bodenkreditanstalt  für  das  Herzogtum 
Oldenburg.  2) 

Die  durch  Gesetz  vom  14.  Februar  1883  ins  Leben 
gerufene  und  am  1.  November  desselben  Jahres  eröffnete 
ßodenkreditanstalt  für  das  Herzogtum  Oldenburg  ist  für  die 
vorliegende  Arbeit  insofern  von  besonderer  Wichtigkeit,  als 
in  den  Kreise  ihrer  Aufgaben  speziell  auch  die  „Beförderung 
der  Bodenkultur"  gehört  und  bezüglich  ihrer  Tätigkeit  in 
dieser  Richtung  hin  ausführliche  Bestimmungen  getroffen 
worden  sind,  welche  schon  an  sich  eine  eingehende  Behand- 
lung ihrer  Einrichtungen  als  notwendig  erscheinen  lassen 
dürften.  Der  unmittelbare  Anstoss  zu  ihrer  Begründung  ist 
von  der  Oldenburgischen  Landwirtschaftsgesellschaft  aus- 
gegangen, deren  Zentralausschuss  am  3.  März  1880  eine 
besondere  Kommission  zur  Untersuchung  der  Frage  eingesetzt 


1)  Vergl.  Seite  299. 

2)  Vergl.  Hecht,  Die  Org.  des  Bodenkred.  in  Deutschi.,  I.  Abtlg., 
Bd.  1  und  2;  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd.;  Art.  „Landes- 
kultur-Rentenbanken" im  Handw.  der  Staatsw. ;  Nachträge  zu  den 
Bestimmungen  über  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  14.  Februar 
1883,  betr.  die  Errichtung  einer  Bodenkreditanstalt  für  das  Herzogt. 
Oldenb.,  vom  31.  Januar  1899,  18.  März  1900,  12.  Januar  1901  und 
30.  April  1908;  Bekanntmachung  des  Staatsministeriums,  betr.  eine 
neue  Geschäftsordnung  der  Bodenkreditanst.  für  das  Herzogt.  Oldenb., 
vom  17,  April  1902;  Rechnungsabschluss  der  Bodenkreditanst.  für 
den  31.  Dezember  1902  in  No.  138  der  „Oldenburg.  Anzeigen"  vom 
16.  Juni  1903;  Bericht  der  Oldenb.  Staatsregi3rung  an  den  Landtag 
des  Grossherzogtums  über  den  Geschäftsverkehr  bei  der  Boden- 
kreditanst. in  den  Jahren  1899,  1900  und  1901  vom  27.  November  1902. 
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hatte,  ob  in  Oldenburg*  ein  Bedürfnis  nach  einer  Landes- 
kultur-Rentenbank als  in  nennenswertem  Umfang-e  vor- 
handen erachtet  werden  könne  und  in  welcher  Weise  eventuell 
eine  solche  zu  organisieren  sei.  Die  von  dieser  gewonnenen 
und  in  ihrem  Berichte  niedergelegten  Resultate  und  Ansichten 
gaben  dann  Veranlassung-,  dass  in  einer  am  28.  Juni  1881 
an  die  Staatsregieruug  gerichteten  Eingabe  direkt  die  Bitte 
um  Errichtung  eines  öffentlichen  Bodenkreditinstitutes  aus- 
gesprochen wurde,  welcher  letztere  auch  insofern  stattgab, 
als  sie  dem  Landtage  am  22.  Oktober  1881  eine  diesbezüg- 
liche, in  der  Hauptsache  nach  dem  Vorbilde  der  damals 
geltenden,  späterbin  allerdings  ganz  wesentlich  umgestalteten 
Gesetzgebung  betreffs  der  Landeskreditkasse  zu  Weimar^) 
ausgearbeitete  Vellage  unterbreitete,  die  sich  schliesslich  zu 
dem  obenerwähnten  Gesetze  verdichtete. 

Die  auf  grund  von  dessen  Bestimmungen  ins  Leben 
getretene  staatliche  Anstalt,  für  deren  Verbindlichkeiten  das 
Herzogtum  Oldenburg  subsidiäre  Garantie  leistet,  steht 
unter  dem  Departement  des  Innern  im  Staatsministerium  und 
befand  sich  anfänglich  in  der  Verwaltung  der  Oldenburgischen 
Ersparungskasse,  hat  jedoch,  nachdem  die  Verbindung  mit 
dieser  am  1.  Februar  1901  gelöst  worden  war,  eine  selbst- 
ständige Direktion  nebst  eigenem  Bureau  erhalten.  Sie  ist 
mit  so  ziemlich  den  gleichen  Privilegien  ausgestattet  wie  die 
preussischen  Landeskultur-Rentenbanken,  da  sie  die  dem 
Fiskus  eingeräumte  Stempelfreiheit  geniesst,  die  infolge  der 
Sicherheitsbestellung  für  von  ihr  gewährte  Darlehen  not- 
wendig werdenden  Eintragungen  und  Löschungen  in  den 
Grund-  bezw.  Hypothekenbüchern  gebührenfrei  zu  erfolgen 
haben  und  rückständige  Leistungen  ihrer  Schuldner  erforder- 
lichenfalls im  Wege  der  Verwaltungsexekution  beigetrieben 
werden  kön  nen.^)  Fernerhin  ist  sie  berechtigt,  behufs  Be- 
schaffung der  ihr  zur  P>füllung  ihrer  Funktionen  notw^endigen 
Kapitalien  Schuldverschreibungen  in  den  Verkehr  zu  bringen, 
welche  zum  Teil  allerdings  einen  wesentlich  anderen  Charakter 
besitzen  wie  die  preussischen,  bayrischen  und  sächsischen 
Landeskultur-Rentenbriefe. 

(Wirkungskreis.)  Der  Wirkungskreis  des  Institutes  er- 
streckt sich  sowohl  auf  die  Befriedigung  des  Kreditbedürfnisses 
von  Körperschaften,  Gemeinden  sowie  sonstiger  Kommunal- 
verbände   als    auf   die   Gewährung  von  hypothekarischen 


1)  Hierüber  siehe  im  folgenden  den  diesbezüglichen  Abschnitt, 

2)  Vergl.  Sexte  89. 
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Darlehen  an  städtische  und  ländliche  Grundbesitzer,  i)  Ins- 
besondere soll  es  sich  die  Beförderung-  von  im  Interesse  der 
Bodenkultur  zu  erstrebenden  Meliorationen  und  Kultivierungen 
angelegen  sein  lassen, 2)  ohne  dass  jedoch  im  Gesetz  eine 
vollständige,  namentliche  Aufzählung-  aller  einschläo-igen 
ünternehraung-en  gegeben  würde,  die  indessen  in  Ansehung 
seiner  sonstigen  Funktionen  auch  insofern  ganz  überflüssig 
erscheint,  als  durch  den  Betrieb  des  in  Rede  stehenden 
Geschäftszweiges  die  Kapitalaufnahme  zu  Zwecken  obiger 
Art  nicht  zu  einer  aussergewöhnlich  wohlfeilen  gestaltet, 
sondern  nur  an  sich  nach  Möglichkeit  erleichtert  werden  soll. 

Sonderbestimmungen  für  Meliorations-Darlehen 3)  sind 
demzufolge  lediglich  inbetreff  der  Sicherheitsleistung  und 
einiger  weiterer,  mit  dieser  in  engster  Verbindung  stehender 
Materien  erlassen  worden,  ziehen  jedoch  dadurch,  dass  sie 
unter  gewissen  Bedingungen  die  Mitberücksichtigung  der 
von  einer  projektierten  Anlage  zu  erwartenden  Wertsver- 
mehrung bei  der  Feststellung  der  Beleihungsfähigkeit  der 
betreffenden  Liegenschaften  gestatten,  eigentUch  nicht  un- 
mittelbar die  eine  oder  die  andere  Form  der  Bodenverbesserung 
als  solche,  sondern  mehr  die  in  jedem  einzelnen  Falle  ob- 
waltenden Verhältnisse  in  Rücksicht.  Aber  auch  abgesehen 
von  den  vorgedachten,  lediglich  bei  dauernden  Boden  Ver- 
besserungen und  Hypothekbestellung  anwendbaren  Vorschriften 
kann  die  Anstalt  in  ihrer  obenerwähnten  ^Eigenschaft  als 
Korporations-  und  allgemeines  Realkreditinstitut  für  die  länd- 
liche Bevölkerung  selbstverständlich  zu  sämtlichen  direkt  oder 
indirekt  auf  eine  Hebung  der  Landeskultur  abzielenden  Ver- 
anstaltungen Geldmittel  bewilligen,  erscheint  also  zu  deren 
Unterstützung  in  weitgehendstem  Umfange  befähigt,  was  ja 
bei  den  vorbehandelten  Landeskultur-Rentenbanken  nicht 
immer  der  Fall  war.^) 

(Betriebsmittel.)  Mit  einem  eigenen  Betriebskapital  ist 
die  Oldenburgische  Bodenkreditanstalt  nicht  ausgerüstet 
worden,  muss  vielmehr  die  zu  ihren  Ausleihungen  erforder- 
lichen Kapitalien  ausschliesslich  im  Wege  der  Obligationen- 
Emmission  aufnehmen.  Die  von  ihr  anfänglich  nach  Massgabe 
des  Gesetzes  vom  14.  Februar  1883  auf  den  Markt  gebrachten 
Schuldverschreibungen  besassen  indessen,  wie  bereits  an- 
gedeutet, wesentlich  andere  Eigenschaften  als  die  Landeskultur- 

1)  Vergl.  Seite  70. 

2)  Vergl.  Seite  303. 

3)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  317. 

4)  Vergl.  z.  ß.  Seite  190  .bezw.  262. 
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Rentenbriefe  der  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  behandelten 
Staaten,  da  sie  nicht  nur  von  ihr  selbst,  sondern  auch  von 
den  jeweiligen.  Inhabern  jederzeit  mit  halbjähriger  Frist  zur 
Rückzahlung  aufgekündigt  werden  konnten,  sofern  nicht  den 
letzteren  diese  Befugnis  auf  grund  besonderer  mit  ihnen 
getroffener  Vereinbarung  wenigstens  für  die  ersten  zwei 
Jahre  nach  der  Begebung  entzogen  worden  war. 

Diese  Beschränkung  vermag  freihch  das  Bedenkliche 
der  Ausgabe  beiderseits  kündbarer  Papiere,  wie  sie  z.  B.  auch 
von  den  Bodenkreditinstituten  der  benachbarten  Provinz 
Hannover  geübt  wird,^)  nicht  in  nennenswertem  Masse  zu 
mindern,  denn  sie  bindet  stets  nur  einen  bestimmten,  unter 
Umständen  vielleicht  gar  nicht  einmal  sehr  bedeutenden  Bruch- 
teil der  gesamten  Umlaufsmenge  und  noch  dazu  nur  auf  sehr 
kurze  Zeit,  so  dass  speziell  während  längerer  Perioden  sich 
stetig  verschlechternder  Geldmarktverhältnisse  bei  der  relativen 
Unkündbarkeit  der  den  Gegenwert  der  zurückverlangten 
Geldmittel  repräsentierenden  Aussenstände^)  sich  die  Not- 
wendigkeit ergeben  wird,  zunächst  für  jene,  wenn  auch  unter 
ungünstigeren  Bedingungen  als  bisher,  Ersatz  zu  schaffen, 
ehe  überhaupt  an  den  Weiterbetrieb  des  regulären  Ausleih- 
geschäftes gedacht  werden  kann. 

Mit  welchen  Eventualitäten  unter  derartigen  Verhält- 
nissen gerechnet  werden  muss,  zeigt  eine  weitere  Bestimmung 
des  obenerwähnten  Gesetzes,  welche  direkten,  infolge  einer 
unverhältnismässig  starken  Anzapfung  der  Anstalt  für  diese 
zu  erwartenden  Schwierigkeiten  vorbeugen  soll,  indem  sie 
deren  Direktion  ermächtigt,  für  den  Fall,  dass  von  den 
Gläubigern  an  einem  Heimzahlungstermin  ein  ihrem  Ermessen 
nach  allzu  bedeutender  Gesaratbetrag  abverlangt  wird,  mit 
ministerieller  Genehmigung  eine  Reduktion  desselben  nach 
Massgabe  der  verfügbaren  Kassenbestände  und  unter  vorzugs- 
weiser Befriedigung  der  am  frühsten  aufgekündigten 
Forderungen  vorzunehmen.  Der  verbleibende  Rest  soll,  so- 
weit die  Kündigung  nicht  widerrufen  wurde,  zur  Begleichung 
am  nächstfolgenden  Termine  vorgemerkt  werden  und  besitzt 
dann  wiederum  den  Vorrang  vor  den  erst  auf  diesen  ge- 
kündigten Schuldverschreibungen,  doch  muss  andererseits, 
w^enn  sich  die  Anwendung  dieser  Präventivmassregel  als 
notwendig  erweist,  die  Gewährung  von  Darlehen  so  lange 
vollständig  sistiert  werden,  bis  allen  aus  fällig  gewordenen 


1)  Vergl.  Seite  190. 

2)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  314. 
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Ansprüchen  von  Oblig-ationen-Inhabern  herrührenden  Ver- 
pflichtungen nachgekommen  werden  konnte  oder  wenigstens 
die  Beschaffung  der  dazu  erforderlichen  Mittel  hinlänglich 
gesichert  erscheint. 

Hieraus  ergiebt  sich  aber,  dass  die  Anstalt  der  an  jede 
gemeinnützige  Organisation  des  Realkredits  zu  stellenden 
Anforderung,  dem  Darlehnsbedürfnis  des  beleihungsfähigen 
Grundbesitzes  jederzeit  in  vollem  Umfange  genügen  zu  können, 
gerade  dann  am  allerwenigsten  gerecht  zu  werden  vermochte, 
wenn  anderweitige  Kapitalien  zu  einigermassen  annehmbaren 
Bedingungen  überhaupt  nur  sehr  schwer  erhältlich  waren. 
Die  infolge  dieses  Umstandes  speziell  bei  den  sehr  ungünstigen 
Geldmarktverhältnissen  zu  Ende  des  19.  Jahrhunderts  hervor- 
getretenen Missstände  haben  denn  auch  in  erster  Linie  dazu 
Veranlassung  gegeben,  dass  ihr  durch  Gesetz  vom  18.  März 
1900  die  Ausgabe  von  Anleihescheinen  gestattet  wurde, 
welche  seitens  der  Inhaber  nicht  gekündigt  werden  können, 
während  ihr  selbst  dieses  Recht  im  allgemeinen  vollkommen 
gewahrt  bleibt,  seine  Geltendmachung  allerdings  im  Interesse 
eines  möglichst  günstigen  Verkaufskurses  für  die  Dauer  von 
im  Maximum  10  Jahren  ausgeschlossen  werden  darf.^) 

Die  erste  Emission  dieser  neuen  Obligationen  im 
Betrage  von  4  Millionen  Mark  kam  bereits  kurz  nach  Erlass 
des  obigen  Gesetzes  in  den  Verkehr,  musste  freilich  trotz 
4%iger  Verzinsung,  welche  überdies  auf  6  Jahre  festgelegt 
worden  war,  noch  mit  einem  Disagio  von  ca.  l^/o  begeben 
werden,  doch  liess  die  seitherige  Geldknappheit  im  Laufe 
des  Jahres  1901  derart  nach,  dass  eine  zweite  Serie  über 
1^/2  Millionen  Mark  bei  dem  gleichen  Zinsfusse  schon  einen 
Kursgewinn  von  reichlich  2^!q  erbrachte.  Um  ausserdem 
einem  übermässigen  Rückflüsse  der  älteren,  kündbaren  und 
nur  zu  3^/2^/0  verzinslichen  Schuldverschreibungen  vorzubeugen, 
ging  man  daran,  deren  Besitzer  gegen  Erhöhung  des  Zins- 
fusses  auf  4\  zur  freiwilligen  Aufgabe  der  ihnen  bisher 
zustehenden  Kündigungsbefugnis  zu  veranlassen,  womit  sich 
auch  der  weitaus  grösste  Teil  derselben  sogleich  einverstanden 
erklärte.  Ein  kleinerer,  der  sich  anfänglich  strickt  ablehnend 
verhalten  hatte,  sah  sich  nach  kurzer  Zeit  zu  dem  gleichen 
Zugeständnis  gezwungen,  ohne  jedoch  dafür  irgendein  Äqui- 
valent zugebilligt  zu  erhalten.  Abgesehen  davon,  dass  dem- 
zufolge für  einen  allerdings  nicht  sehr  bedeutenden  Betrag 
die  Zinsrate  von  31/2^/0  bestehen  blieb,  befanden  sich  somit 


1)  Yergl.  Seite  225. 
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Ende  1902  nur  noch  unkündbare  Anleihescheine  im 

Verkehre  ^)  und  darf  füglich  angenommen  werden,  dass  eine 
abermalige  Ausgabe  kündbarer  für  die  Zukunft  überhaupt 
nicht  mehr  beabsichtigt  ist,  obgleich  das  Gesetz  vom  18.  März 
1900  die  Zulässigkeit  einer  solchen  keineswegs  beseitigt, 
sondern  sogar  nochmals  ausdrücklich  anerkannt  hat. 

(Bedingungen  der  Darlehnsgewährung.)  Die  Vermittelung 
des  Verkehres  zwischen  den  Kapitaldürftigen  und  der  An- 
stalt ist  den  grossherzoglichen  Ämtern  bezw.  den  Magistraten 
der  Städte  1.  Klasse^.)  übertragen  worden,  welche  zunächst 
dafür  Sorge  zu  tragen  haben,  dass  den  eingelaufenen  Darlehns- 
gesuchen  alle  zu  ihrer  Begründung  etwa  erforderlichen  Unter- 
lagen beigefügt  werden,  um  sie  dann,  mit  einer  ausführlichen 
gutachtlichen  Äusserung  versehen,  der  Kreditgeberin  zur 
weiteren  Veranlassung  einzusenden.^)  Ausserdem  haben  sie 
in  der  Eegel  bezüglich  der  von  letzterer  für  notwendig  er- 
achteten oder  im  Gesuche  gewünschten  speziellen  Abschätzung 
von  als  Unterpfand  angebotenen  Immobilien*)  die  nötigen 
Anordnungen  zu  treffen  sowie  nach  der  Effektuierung  der 
Geschäfte  die  Sicherheit  der  von  dem  Institute  hingegebenen 
Gelder  fortdauernd  im  Auge  zu  behalten  und  eventuelle 
dabei  infolge  eigener  Wahrnehmung  oder  auf  grund  ein- 
gezogener Erkundigungen  zu  erhebende  Bedenken  ungesäumt 
zur  Kenntnis  von  dessen  Direktion  zu  bringen. 0) 

Eine  Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Kapitalien,  sei 
es  im  allgemeinen  oder  zu  bestimmten,  einer  ganz  besonderen 
Förderung  wert  erachteten  Unternehmungen,  wie  sie  der  im 
vorhergehenden  Kapitel  behandelten  Hessischen  Landeskredit- 
kasse  für  Bodenmeliorationen  und  dergleichen  auferlegt  war,^) 
existiert  für  das  in  Rede  stehende  Institut  nicht,  welches 
vielmehr  berechtigt  ist,  eingegangene  Gesuche  ohne  Namhaft- 
machung  irgendwelcher  Gründe  und  ohne  dass  gegen  seine 

1)  ObHgationenumlauf  laut  Bilanz  vom  31.  Dezember  1902: 
9,029,500  Mark. 

2)  Mit  Ausnahme  von  Oldenburg,  wo  die  Anstalt  domiziliert 
und  Kreditgesuche  unmittelbar  ihrer  Direktion  zu  unterbreiten  sind. 

3)  Vergl.  Seite  242. 

4)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  317. 

5)  In  ganz  gleicher  Weise  ist  auch  die  Kassenverwaltung 
lokalisiert  worden,  indem  die  Auszahlung  bewilligter  Summen  und 
die  Einhebung  der  laufenden  Leistungen  der  Schuldner,  abgesehen 
von  ganz  besonderen  Ausnahmefällen,  durch  die  zuständigen  Amts- 
rezepturen besorgt  werden  soll,  welche  schon  an  und  für  sich  als 
Einlösungsstellen  für  fällige  Zinsscheine  und  gekündigte  Obligationen 
fungieren. 

6}  Vergl.  Seite  288. 
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diesbezügliche  Entschliessung  Rekurs  an  die  ihm  vorgesetzte 
Behörde  i)  möglich  wäre  kurzerhand  abschlägig  zu  bescheiden. 
Unter  Umständen  kann  ja  schliesslich  wohl  auch  das  Angebot 
einer  zwar  formell  den  gesetzlichen  Anforderungen  ent- 
sprechenden, aber  allem  Anschein  nach  doch  nicht  ganz  voll- 
wertigen Sicherheit  zu  einer  solchen  Massregel  Veranlassung 
geben,  indessen  ist  dabei  in  der  Hauptsache  jedenfalls  an 
die  Möglichkeit  des  Fehlens  ausreichender  Barbestände  ge- 
dacht worden.  Hierauf  deutet  w^enigstens  die  weitere, 
gewissermassen  als  Ergänzung  des  Vorstehenden  aufzufassende 
Bestimmung  hin,  dass,  falls  die  vorhandenen  Geldmittel  zur 
gleichzeitigen  Befriedigung  aller  Darlehnssucher  nicht  hin- 
reichen sollten,  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  diejenigen, 
welche  Beträge  geringeren  Umfange s  verlangt  haben, 
den  Anspruch  auf  vorzugsweise  Berücksichtigung  besitzen. 
Gegenwärtig  wird  dem  allerdings  kaum  noch  sehr  wesentliche 
Bedeutung  beigemessen  werden  können,  da  nach  dem  Über- 
gange zur  Emission  seitens  der  Inhaber  unkündbarer  Ob- 
ligationen Einschränkungen  oder  gar  völlige  Stockungen  der 
Geschäftstätigkeit,  mit  denen  in  früherer  Zeit  immerhin 
gerechnet  werden  musste,^)  wohl  überhaupt  nicht  mehr  zu 
erwarten  sein  dürften. 

Dass  die  Auszahlung  zugesicherter  Kapitalien  stets  in 
bar  und  zwar  in  voller  Höhe  ihres  Nennbetrages  erfolgen 
soll,  war,  solange  lediglich  kündbare  Schuldverschreibungen 
emittiert  wurden,  eigentlich  ganz  selbstverständlich,  doch 
wurde  diese  Einrichtung  auch  nach  der  Einführung  unkünd- 
barer beibehalten,  ebenso  wie  das  System  des  variablen 
Zinsfusses  formell  in  vollem  Umfange  bestehen  blieb,  ob- 
gleich von  zwingenden  Gründen  hierfür  nun  nicht  mehr  die 
Rede  sein  konnte.  Repräsentieren  dagegen,  wie  es  anfänglich 
der  Fall  war,  den  Gegenwert  der  mit  dem  Privileg  relativer 
Unkündbarkeit  ausgestatteten  Schuldforderungen  ausschliesslich 
kurzfristige  Anlehen,  so  ist  die  Befugnis  der  Gläubigerin, 
die  den  Erborgern  aufzuerlegende  Zinsrate  entsprechend  ihren 
jeweiligen  Selbstkosten  erhöhen  bezw.  ermässigen  zu  können, 
ein  dringendes  Erfordernis  und  muss  als  unumgänglich  not- 
wendiges Korrektiv  dieses  Verstosses  gegen  das  Prinzip  der 
absoluten  Konformität  des  gewährten  und  genommenen  Kredits 
angesehen  werden.^) 


1)  Vergl.  Seite  304. 

2)  Vergl.  Seite  306. 

3)  Vergl.  Seite  1901191, 
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Soweit  wie  die  Hannoversche  Landeskreditanstalt, 
welche  einen  fest  gegebenen  Zinsfuss  überhaupt  nicht 
kennt,^)  geht  allerdings  das  oldenburgische  Institut  in  dieser 
Hinsicht  nicht,  sondern  normiert  für  Neuausleihungen  stets 
eine  Zinsverpflichtung  in  bestimmter  Höhe  und  behält  sich 
nur  das  Recht  vor,  eventuellen  Änderungen  derselben  unter 
Umständen  rückwirkende  Kraft  verleihen  zu  können. 2)  Die 
Frage,  ob  Herabsetzungen  dieser  Art  immer  oder  nur  auf 
speziellen  Wunsch  eine  entsprechende  Erniedrigung  der 
laufenden  Gesamtleistung  zur  Folge  haben  sollen,  wird  im 
Gesetze  gar  nicht  berührt.  Eventuelle  Erhöhungen  dürfen 
aber,  falls  seitens  des  Darlehnsnehmers  ein  diesbezüglicher 
Antrag  gestellt  wird,  auf  Kosten  der  Amortisationsquote  er- 
folgen, freilich  nur  insoweit,  als  diese  infolgedessen  nicht 
unter  das  gesetzliche  Minimum^)  sinkt,  an  welchem  wiederum 
in  Hannover  unter  den  nämlichen  Verhältnissen  nicht  fest- 
gehalten zu  werden  braucht.^)  Zur  Entrichtung  einer  höheren 
als  der  ursprünglichen  Zinsleistung  wird  jedoch  selbstverständ- 
licherweise niemand  gezwungen,  sondern  es  ist  einem  jeden 
freigestellt,  sich  dem  durch  Aufkündigung  und  Heimzahlung 
seiner  Schuld  zu  entziehen, wobei  es  allerdings  einiger- 
massen  fraglich  erscheinen  muss,  ob  diese  Befugnis  einen 
wirklichen  Schutz  gegen  Kreditverteuerungen  an  Hand  zu 
geben  vermag,  da  Gelegenheit  zu  anderweitiger  Aufnahme 
von  Kapitalien  unter  günstigeren  Bedingungen  durchaus  nicht 
immer  geboten  sein  dürfte. 

Speziell  für  die  Förderung  von  Landeskulturzwecken 
erweist  sich  überhaupt  das  ganze  Verfahren  als  sehr  wenig 
zweckmässig,  da  es  dem  Erborger  die  Vorteile  eines  bei 
verhältnismässig  günstigem  Geldstande  aufgenommenen  Dar- 
lehns  nicht  bis  zu  dessen  völligem  Abtrag  sichert  und  ihm 
demzufolge  auch  nicht  gestattet,  sich  den  Umfang  seiner 
künftigen  Verpflichtungen  mit  einiger  Sicherheit  im  voraus 
zu  berechnen,  wodurch  wiederum  Aufstellungen  über  die 
Rentabilität  projektierter  Unternehmungen  erschwert  werden 
können.'^)    Ausserdem  dürfte  die  Möglichkeit,  unter  gewissen 

1)  Vergl.  Seite  190. 

2)  Vergl.  Seite  58|59. 

3)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  313. 

4)  Vergl,  Seite  190. 

5)  Die  Zinsfusserhöhun^  tritt  bei  älteren  Darlehen  stets  erst 
6  Monate  nach  dem  auf  ihre  Bekanntmachung  folgenden  Zinstermine 
in  Kraft. 

6)  Vergl.  Seite  59. 

7)  Vergl.  Seite  191, 
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Voraussetzungen  mit  der  Tilgung-  auf  die  gesetzliche  Mindest- 
quote herabzugehen,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ein  Hindernis 
für  eine  dem  Charakter  der  betreffenden  Anlagen  in  aus- 
reichendem Masse  Eechnung  tragende  Beschleunigung  der 
Amortisation  bilden,  auf  welche,  wie  sich  im  folgenden  zeigen 
wird,  sonst  im  allgemeinen,  wenn  auch  nicht  in  völlig  ge- 
nügender Weise,  Bedacht  genommen  ist.^) 

Einen  formellen  Verwaltungskostenbeitrag,  wie  ihn  die 
hannoversche  Anstalt  in  ein  für  allemal  feststehender  Höhe 
erhebt,''^)  kennt  die  oldenburgische  zwar  nicht,  muss  sich  aber, 
da  sie  ihren  Regieaufwand  aus  eigenen  Mitteln  bestreiten 
soll,  ebenfalls  mit  Hilfe  eines  Zuschlages  zum  Passivzins 
schadlos  halten,  den  sie  allerdings  innerhalb  gewisser  Grenzen 
ganz  nach  eigenem  Belieben  bemessen  kann.  Wird  demnach 
das  Prinzip  des  Nichtverdienens  auch  nicht  mit  ganz  der 
gleichen  Schärfe  betont  wie  bei  der  ersteren,  so  ist  damit 
doch  noch^  keineswegs  gesagt,  dass  etwa  die  Erzielung  regel- 
mässiger Überschüsse  grösseren  Umfanges  aus  dem  Darlehns- 
geschäfte  direkt  beabsichtigt  worden  ist.  Dieses  soll  vielmehr 
lediglich  hinreichende  Mittel  zur  Bestreitung  der  oben- 
erwähnten Auslagen  und  zur  Bildung  eines  Reservefonds 
liefern,  welchem  ausserdem  noch  das  beim  Verkauf  von 
Obligationenmaterial  etwa  erzielte  Agio  zugewiesen  wird, 
während  er  andererseits  sowohl  zur  Deckung  von  Einbussen 
an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  wie  von  Kursverlusten  zu 
dienen  hat.^) 

Laut  Gesetz  vom  14.  Februar  1883  soll  die  Spannung 
zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  „regelmässig"  bis  zu  ^/2% 
betragen,  würde  demnach  an  und  für  sich  erheblich  grösser 
sein  können  wie  bei  den  meisten  der  vorbehandelten  Meliorations- 
und Realkredit-Institute,  welche  im  allgemeinen  über 
nicht  hinausgegangen  sind.  In  der  Praxis  erfährt  indessen 
diese  Bestimmung  insofern  ganz  wesentliche  Modifikationen, 
als  die  Zinsrate  nicht  für  alle  Darlehen  gleich  bemessen, 
sondern  einer  dem  verschiedenen  Charakter  derselben  in  ge- 
wisser Hinsicht  Rechnung  tragenden  Staffelung  unterzogen 
wird.  Zu  Zwecken  der  Bodenkultur  aufgenommene  Kapitalien 
geniessen  dabei  zwar  keine  Bevorzugung  besonderer  Art, 


1)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  320. 

2)  Vergl.  Seite  190. 

3)  Sobald  er  die  Höhe  von  5"|o  des  Betrages  der  ausstehenden 
Forderungen  erreicht,  müssen  mit  dem  Landtage  über  die  künftige 
Verwendung  der  ihm  bisher  zugeflossenen  Gewinne  anderweitige 
Vereinbarungen  getroffen  werden, 
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wohl  aber  ist  für  „ländliche  Darlehen",  denen  jene  wenigstens 
insoweit  zuzurechnen  sind,  als  sie  an  Privatpersonen  gegeben 
werden,  stets  der  niedrigste  Satz  zu  entrichten,  welcher  im 
grossen  und  ganzen  die  jeweiligen  Selbstkosten  im  Mittel 
nur  um  etwa  Vio%t  überstiegen  hat.  Höhere  Leistungen 
sind  dagegen,  wenn  auch  nicht  immer,  für  Kommuualschulden 
und  städtische  Hypotheken,  insbesondere  die  nach  Bant 
und  einigen  anderen  Orten  ^)  ausgeliehenen,  verlangt  worden, 
welch  letztere  sich  von  den  ländlichen  dadurch  unter- 
scheiden, dass  sie  ganz  oder  doch  überwiegend  durch  Gebäude 
sichergestellt  sein  können,  während  das  Unterpfand  für  jene 
nach  der  gegenwärtig  geltenden  Definition  im  Minimum  zu 
zwei  Dritteln  aus  landwirtschaftlichen  Grundstücken  be- 
stehen muss. 

Betreffs  der  in  jüngster  Zeit  tatsächlich  in  Kraft  ge- 
wesenen Raten  wäre  zu  bemerken,  dass  kurz  vor  dem  Über- 
gange zur  Ausgabe  unkündbarer  Schuldverschreibungen  im 
allgemeinen  3. 6^/0  und  nur  für  die  sogenannten  „Banter" 
und  diesen  gleichgestellte  Forderungen  4%  zu  zahlen  waren, 
die  dann  einsetzende  erhebliche  Verschlechterung  der  Geld- 
marktverhältnisse, welche  zur  Folge  hatte,  dass  für  die  erste 
Emission  von  Anleihescheinen  letzterwähnter  Art  trotz  4^/0  iger 
Verzinsung  beim  Verkauf  noch  nicht  einmal  ganz  der  Nenn- 
wert erzielt  werden  konnte, 2)  aber  zu  einer  Erhöhung  auf 
4,2  bezw.  4.50/(1  Veranlassung  gab.  Als  indessen  schon  im 
Laufe  des  Jahres  1901  die  Geldknappheit  wieder  nachliess,^) 
wmrde  eine  abermalige  Ermässigung  der  ersteren  Quote  auf 
4^/0  sowie  des  Zinses  für  Kommunaldarlehen,  welcher  vordem 
4.5  ^/q  betragen  hatte,  auf  4.2  \  möglich  und  ein  Jahr  nach 
dem  Inkrafttreten  dieser  Massregel,  am  1.  Oktober  1902, 
konnte  mit  letzterem  ebenfalls  auf  4^/q  herabgegangen  werden, 
während  der  „Banter"  Satz  nun  auf  4  3^/o  normiert  wurde. 

Hiermit  war  nach  Ansicht  der  Direktion  der  Anstalt 
die  Grenze  des  in  Anbetracht  des  Kursstandes  der  Anlage- 
papiere damals  Zulässigen  erreicht,  doch  sah  sie  sich  immer- 
hin noch  in  der  Lage,  zur  gleichen  Zeit  wenigstens  den 
ältesten,  in  den  Jahren  1883 — 1886  aufgenommenen  Darlehen 
noch  weitergehende  Vergünstigungen  einzuräumen  und  für 
diese  eine  dauernde  Leistung  festzusetzen,  deren  künftige 
Ausdehnung  auf  alle  Schuldner  sie  selbst  als  ihr  Programm 
bezeichnet.    Ermöglichen  liess  sich  dies  dadurch,  dass  als 

1)  Heppens,  Neuende,  Wangerooge,  Nordenham, 

2)  Vergl.  Seite  307. 

3)  Vergl.  Seite  307. 
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Gegenwert  der  obgedachteu  Forderungen  die  s.  Zt.  ohne 
Äquivalent  unkündbar  gemachten  3^/2%  igen  Obh'gationen ') 
angenommen  werden  konnten  und  demzufolge  deren  Verzinsung 
den  Selbstkosten  gleich  zu  rechnen  war,  während  der  Zuschlag 
zu  den  letzteren  für  ländliche  Darlehen  auf  nur  Vio^  o'  ^^^^ 
Hausdarlehen  auf  ^/lo^/o  ^^i^d  für  solche  in  Bant  etc.  auf  das 
gesetzlich  zulässige  Maximum  von  ^/lo^/o  bemessen  wurde, 
so  dass  sich  die  gesamte  Zinsverpflichtung  auf  3.6,  3.7  bezw. 
40/0  beläuft. 

Vorstehende  Sätze  sollen,  wie  oben  bemerkt  wurde,  ge- 
wissermassen  die  Norm  bilden ,  obschon  weitere  Ermässigungen 
infolge  Herabminderung  oder  gänzlichen  Wegfalles  der 
Spannung  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  an  und  für  sich 
nicht  ganz  ausserhalb  des  Bereiches  aller  Möglichkeit  liegen 
dürften,  und  ist  auch  kaum  zu  bezweifeln,  dass  das  Institut 
dem  damit  vorgesteckten  Ziele  inzwischen  schon  erheblich 
näher  gekommen  ist,  denn  währenddem  haben  3^2^/0 
Obligationen  ungefähr  den  Paristand  erreicht.  Da  nun  nicht 
das  geringste  darauf  hindeutet,  dass  abermalige  Erhöhungen 
in  späterer  Zeit  unter  Umständen  statthaft  sein  sollen,  so 
scheint  es,  als  ob  mit  dem  System  des  variablen  Zinsfusses 
in  der  Praxis  vollkommen  gebrochen  worden  ist.  Unter 
dieser  Voraussetzung  würde  sich  aber  die  Beschaffung  von 
Meliorations-Kapitalien  für  Privatpersonen  bei  einem  Ver- 
waltungskostenbeitrage  von  höchstens  ^/lo^/o  iioch  etwas 
billiger  gestalten  wie  im  allgemeinen  bei  einer  preussischen 
Landeskultur-Rentenbank.  Noch  nicht  mit  Sicherheit  angeben 
lässt  sich  dagegen,  wie  es  in  dieser  Beziehung  mit  Korpo- 
rationen und  Gemeinden  gehalten  werden  soll,  da  der  Verkehr 
mit  diesen  eigentlich  erst  im  Jahre  1900  begonnen  hat  und 
sie  demzufolge  an  der  obenerwähnten,  mit  der  Aufstellung 
von  Normalsätzen  verbundenen  Zinsreduktion  überhaupt  nicht 
beteiligt  waren. 

Laut  Gesetz  vom  14.  Februar  1883  sind  die  Erborger 
verpflichtet,  ihre  Darlehen  mit  mindestens  ^2%  P^o  Jahr^) 
zu  amortisieren,  können  jedoch  zu  einem  Hinausgehen  über 
diese  Miuimalquote  nicht  gezwungen  werden,  da  die  Wahl 
eines  höheren  Abtragfusses  völlig  ihrem  eigenen  Ermessen 
anheimgegeben  ist.  Wenn  aber  demgemäss  bei  der  Unter- 
stützung von  Kulturunternehmungen  die  Festsetzung  einer 
im  Hinblick  auf  die  Dauer  der  betreffenden  Anlagen  als 

1)  Vergl.  Seite  307. 

2)  Für  reine  Hausdarlehen  beträgt  das  Amortisationsminimiun 
aber  11/3%. 
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ang-emessen  zu  erachtenden  Tilg-iingsperiode  in  keiner  Weise 
verbürgt  erscheint,  so  gilt  dies  eigentlich  doch  nur  für 
Körperschaften  und  Kommunen,  bei  denen  es  aber  wiederum 
nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  seitens  der  Aufsichtsbehörde 
gegebenenfalls  für  das  Erforderliche  Sorge  getragen  wird. 
Einzelnen  Grundbesitzern,  welche  den  Kredit  des  Institutes 
zu  derartigen  Veranstaltungen  auf  grund  der  hierfür  vor- 
gesehenen Sondervorschriften  bezüglich  der  Erleichterung  der 
Sicherheitsbestellung  1)  in  Anspruch  zu  nehmen  beabsichtigen, 
werden  dagegen  gewisse,  späterhin  in  anderem  Zusammen- 
hange zu  erörternde  Bedingungen  gestellt,  welche  im  all- 
gemeinen den  obigen  Anforderungen  vollkommen  genügen 
dürften. 

Dass  den  Schuldnern  seitens  des  Institutes  in  der  Regel 
nicht  gekündigt  werden  kann,  wurde  bereits  bei  früherer 
Gelegenheit  hervorgehoben,  indessen  ist  ihm  wie  ja  auch  den 
meisten  der  vorbehandelten  Landeskultur-Eentenbanken  das 
Recht  zur  ausnahmsweisen  Einziehung  von  Darlehns- 
forderungen  unter  besonderen,  eine  solche  Massregel  recht- 
fertigenden Verhältnissen  zugestanden  worden.'-^)  Die  Schuldner 
können,  sofern  nicht  ausdrücklich  anderweitiges  vereinbart 


1)  Hierüber  siehe  im  folgenden  Seite  318|319. 

2)  Von  dieser  Befugnis  kann  unter  Beobachtung  einer  drei- 
monatlichen Kündigungsfrist  Gebrauch  gemacht  werden,  falls  der 
Erborger  seinen  pekuniärenVerpflichtungen  gegenüber  der  Gläubigerin 
nicht  gehörig-  und  pünktlich  nachkommt  oder  sich  nach  deren  Ansicht 
die  Sicherheit  der  hergeliehenen  Kapitalien  gefährdende  Nachlässig- 
keiten in  der  Wirtschaftsführung  bezw.  bei  der  Herstellung  von 
Meliorations- An  lagen  zu  Schulden  kommen  lässt  Ferner,  wenn 
die  Rechtsgiltigkeit  oder  der  Rang  einer  Hypothek  bestritten,  der 
verpfändete  Grundbesitz  bezw.  ein  Teil  desselben  im  Wege  der 
Zwangsvollstreckung  zur  Administration  bezw.  Subhastation  gebracht 
oder  auch  nur  ein  diesbezügliches  Verfahren  eingeleitet  wird,  der 
Kreditnehmer  in  Konkurs  gerät,  das  Unterpfand  auf  grund  einer 
ad  hoc  vorzunehmenden  Abschätzung  soweit  in  seinem  Werte  ver- 
mindert erscheint,  dass  es  die  volle  gesetzliche  Sicherheit  für  den 
ungetilgten  Darlehnsrest  nicht  mehr  zu  bieten  vermag,  oder  endlich 
ein  Besitznachfolger  sich  weigert,  in  die  persönlichen  Verbindlich- 
keiten seines  Vorgängers  einzutreten. 

Um  jedoch  unnötige  Härten,  welche  die  strikte  Befolgung 
dieser  Vorschriften  nur  zu  leicht  mit  sich  bringen  könnte,  zu  ver- 
meiden, ist  weiterhin  noch  bestimmt  worden,  dass  in  solchen  Fällen, 
in  denen  die  Entrichtung  der  laufenden  Leistungen  durch  höhere 
Gewalt,  z  B.  Brandschaden,  Überschwemmung:en,  Viehseuchen  und 
Misswachs  unmöglich  gemacht  wird,  auf  Ansuclien  ein  Zahlungsauf- 
schub bis  zu  längstens  einem  Jahre  bewilligt  werden  kann,  die 
Rückstände  dann  allerdings  während  dieser  Zeit  mit  b\  verzinst 
werden  müssen.   Vergl.  Seite  58, 
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wurde,  jederzeit  mit  sechsmonatlicher  Frist  auf  einen  der 
beiden,  speziell  zu  diesem  Zwecke  festzusetzenden  Termine 
kündigen  und  teilweise  Abträge  unter  denselben  Bedingungen 
an  den  (2)  regulären  Zinsterminen  dadurch  bewirken,  dass 
sie  beliebig  viele  Amortisationsraten  in  einer  aus  dem 
Tilgungsplane  sich  ergebenden  Gesamtsumme  im  voraus  ein- 
bezahlen. 

(Sicherheitsbestellung.)  Analog  den  einschlägigen  Be- 
stimmungen der  preussischen  und  hessischen  Gesetzgebung 
sind  politische  Gemeinden,  sonstige  Kommunalverbände  sowie 
staatlich  geregelte  Genossenschaften  von  der  Beibringung 
eines  Spezialpfandes  befreit,^)  haben  aber  den  Nachweis  zu 
führen,  dass  die  Aufnahme  des  Anlehns  von  den  mit  ihrer 
Vertretung  betrauten  Organen  ordnungsmässig  beschlossen 
und  von  der  vorgesetzten  Aufsichtsbehörde  genehmigt  wurde. 
Im  übrigen  wird  ausnahmslos  die  Bestellung  einer  Hypothek 
bezw.  Grundschuld  verlangt,  welche  entsprechend  dem  ganzen 
Wirkungskreise  der  Anstalt''^)  sowohl  auf  ländlichen  Grund- 
stücken wie  auf  Häusern  eingetragen  werden  kann  und  in 
der  Praxis  nach  den  bei  früherer  Gelegenheit  gemachten 
Bemerkungen  über  die  dem  ersteren  Begriffe  gegebene 
Definition  3)  häufig  genug  auf  Immobilien  beider  Art  zu  stehen 
zu  kommen  scheint.  Dass  die  Darlehen  der  Anstalt  nicht 
unbedingt  erststellig  zu  sein  brauchen,  würde  sich  mit  den 
entsprechenden  Vorschriften  des  preussischen  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  decken,  welches  überdies,  soweit  es  sich  nicht 
um  ertragssteigernde  Meliorationen  handelt,  auch  der  Kredit- 
hingabe insofern  die  gleichen  Schranken  zieht  wie  jene,  als 
es  die  Sicherheitsgrenze  ebenfalls  auf  die  Hälfte  des  Wertes 
des  Unterpfandes  festsetzt.^) 

Eine  weitere  Übereinstimmung  mit  dem  obgedachten 
Gesetze  ergiebt  sich  fernerhin  infolge  des  Umstandes,  dass 
die  Ausmittelung  der  Beleihungsfähigkeit  von  Liegen- 
schaften in  der  Eegel  durch  Vervielfältigung  des  Katastral- 
reinertrages  derselben  erfolgen  soll  und  es  einer  förmlichen 
Abschätzung  nur  dann  bedarf,  wenn  eine  solche  entweder 
von  dem  Darlehnssuchenden  direkt  gewünscht  oder  von  dem 
Institute  aus  irgendwelchen  Gründen  für  notwendig  erachtet 
wird.  Dieser  Modus  vermag  freilich  in  Preussen  seinem 
Zwecke,  dem  Erborger  die  mit  der  Aufnahme  einer  speziellen 

1)  Vergl.  Seite  96  bezw.  298. 

2)  Vergl.  Seite  304|305. 

3)  Vergl.  Seite  312. 

4)  Vergl.  Seite  97. 


Taxe  verbundenen  Unkosten  nach  Möglichkeit  zu  ersparen, 
infolge  der  Aufstellung  eines  einzigen  generellen  Multiplikators 
für  das  ganze  Staatsgebiet  aus  den  früher  erörterten  Gründen 
nur  in  sehr  geringem  Masse  zu  entsprechen.^)  Für  das  weit 
kleinere  Oldenburg,  in  welchem  ein  derartiger  allgemeingültiger 
Satz  wohl  schon  an  und  für  sich  viel  weniger  zu  Ilnträglich- 
keiten  Veranlassung  geben  dürfte,  ist  dagegen  eine  Art 
Staffelung  desselben,  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die  in 
gewissen  Gegenden  herrschenden  besonderen  Verhältnisse, 
eingeführt,  mit  deren  Hilfe  sich  die  an  dem  preussischen 
Gesetze  gerügte  Benachteiligung  der  Bewohner  verhältnis- 
mässig zu  niedrig  bonitierter  Gebietsteile  wenigstens  im 
grossen  und  ganzen  vermeiden  lassen  wird. 

Im  allgemeinen  sollen  ländliche  Grundstücke  bis  zum 
22V2fachen  Betrage  des  Grundsteuerreinertrages  unter  Ein- 
schluss  des  Gebäudesteuermietwertes  der  auf  ihnen  befindlichen 
Baulichkeiten  beliehen  werden,  sofern  sie  jedoch  in  Gemeinden 
liegen,  in  denen  Mündelgelder  noch  innerhalb  des  271/2 fachen 
Kat astralreinertrages  als  sicher  zu  erachten  sind,  hat 
das  25 fache,  und,  falls  solche  in  Frage  kommen,  auf  welche 
Kapitalien  der  vorgenannten  Art  sogar  bis  zum  30 fachen  des 
letzteren  gegeben  werden  können,  das  27^2  fache  den  oben 
angeführten  Multiplikator  zu  ersetzen  bezw.  als  äusserste 
Grenze  bei  der  Kreditbemessung  zu  gelten.  Überdies  ist  der 
Anstalt  die  Befugnis  eingeräumt,  auf  grössere  Landparzellen 
in  guter  Lage  sowie  von  besserer  Bodenbeschaffenheit,  deren 
leichte  Verwertbarkeit  jederzeit  gesichert  erscheint,  ausnahms- 
weise Darlehen  bis  zum  27^/2fachen  und  in  nach  Vorstehendem 
schon  an  und  für  sich  begünstigten  Feldfluren  bis  zum  SOfachen 
des  Reinertrages  incl.  Mietwert  zu  gewähren.  Vorbedingung 
ist  jedoch  in  solchen  Fällen,  dass  entweder  ihren  Forderungen 
keine  anderen  der  Eintragung  bedürfenden  Rechte  im  Range 
vorgehen  bezw.  gleichstehen,  oder  aber,  wenn  solche  vorhanden 
sind,  deren  Kapitalbetrag  bei  der  Feststellung  der  Amorti- 
satiousquote  mit  in  Rechnung  gezogen  wird  und  der  gesetz- 
liche Minimaltilgungssatz  von  ^2^/0  somit  eine  entsprechende 
Erhöhung  erfährt. 

Diese  Vorschriften  weichen  ja  von  denjenigen  der 
preussischen  Gesetzgebung  allerdings  insofern  ab,  als  die 
Beleihungsfähigkeit  der  Liegenschaften  sich  nicht  allein  nach 
dem    Vielfachen    des    Grundsteuer-Reinertrages  bestimmt, 


1)  Vergl.  Seite  97. 


sondern  auch  der  Wert  der  landwirtschaftlichen  Gebäude^) 
dabei  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  doch  g-ilt  dies,  wenigstens 
in  vollem  Umfange,  eben  nur  bei  der  Anwendung  des  vor- 
stehend erörterten  Verfahrens,  nicht  aber  bei  der  Vornahme 
einer  besonderen  Abschätzung.  Eine  solche  hat  vielmehr 
nach  Massgabe  von  Prinzipien  zu  erfolgen,  welche  den  für 
die  schleswig-holsteinische  Landeskultur- Rentenbank  auf- 
gestellten 2)  insofern  sehr  ähneln,  als  bei  der  Verpfändung 
grösserer  Stellenverbände  in  der  Regel  als  deren  Wert 
der  durch  Multiplikation  des  Nettopachtertrages  mit  25  zu 
gewinnende  gängige  mittlere  Pachtwert  angenonimen 
werden  soll.  Nur  ausnahmsweise  resp.  in  Gegenden,  in  denen 
fast  ausschliesslich  Selbstbewirtschaftung  stattfindet, 
kann  dieser  durch  den  durchschnittlichen  Ertrags  wert 
ersetzt  werden,  welcher  durch  Kapitalisierung  des  im  Eigen- 
betriebe zu  erzielenden  Reinerträgnisses  der  Ländereien  mit 
dem  oben  angegebenen  Vielfachen  erhalten  wird.^) 

Für  die  Ermittelung  des  Wertes  von  Feldgütern 
kleineren  Umfanges  sind  spezielle  Vorschriften  nicht  ge- 
geben worden,  abgesehen  davon,  dass  hierbei  ganz  besondere 
Vorsicht  anempfohlen  wird  und  gewerbliche  Einrichtungen 
nur  ausnahmsweise  mit  in  Betracht  gezogen  werden  sollen. 
Möglich  ist,  dass  infolge  des  häufigeren  Eintretens  von  Ver- 
käufen derartiger  Immobilien  in  solchen  Fällen  ein  drittes, 
neben  den  beiden  vorerwähnten  fernerhin  zugelassenes  Ver- 
fahren, welches  einen  aus  neuerer  Zeit  nachgewiesenen  ein- 
wandfreien Erwerbspreis  als  Anhaltspunkt  nimmt,  in 
ausgedehnterem  Masse  zur  Anwendung  kommen  kann.  Im 
übrigen   würde  stets  zu  beachten  sein,  dass  in  gewisser 

1)  Dieser  kann  übrigens  nach  Ermessen  des  Institutes  auch 
mit  Hilfe  des  Brandkassenwertes  ausgemittelt  werden. 

2)  Vergl.  Seite  186. 

3)  Landwirtschaftliche  Gebäude  bleiben  dabei  als  notwendige 
Voraussetzung  der  Ertragsfähigkeit  der  Güter  grundsätzHch  un- 
berücksichtigt, ebenso  „in  der  Regel"  auch  die  aus  landwirtschaft- 
lichen Nebennutzungen  sich  ergebenden  Gewinne  und  der  Wert  von 
Zwecken  dieser  Art  dienenden  Anstalten,  während  anderweitige 
etwa  vorhandene  Baulichkeiten,  welche  mit  der  Stellenwirtschaft 
nicht  zusammenhängen,  nach  ihrem  selbständigen  Mietwerte  zu  ver- 
anschlagen sind.  Umfangreiche  Heideflächen  und  Moore  sind  stets 
ausser  acht  zu  lassen,  wenn  sie  nicht  zur  Zeit  der  Taxation  einer 
dauernden  Nutzung  unterliegen  oder  ihre  sonstige  Verwertbarkeit 
jederzeit  gesichert  erscheint,  und  bei  Waldungen  ist  im  allgemeinen 
nur  der  Wert  des  von  ihnen  bedeckten  Bodens  als  Weide  bezw. 
Ackerland  anzusetzen,  wenn  auch  ausnahmsweise  beim  Vorhandensein 
genügender  Kautelen  der  Wert  des  Holzes  mit  in  die  Schätzung 
einbezogen  werden  darf. 


Hinsicht  im  EinklaDg*  mit  der  dem  Begriff  des  „ländlichen 
Darlehens"  g-eg-enw artig*  geg-ebenen  Definition^)  der  Brand- 
kassen- bezw.  Schätzungswert  von  Gebäuden,  welche  lediglich 
Zubehör  einer  ländwirtschaftlichen  Besitzung  sind  oder  zwar 
anderen  Zwecken  dienen,  indessen  an  und  für  sich  keinen 
dauernden  eigenen  Verkehrswert  besitzen,  bei  der  ßeleihung 
in  der  Regel  nicht  höher  als  mit  der  Hälfte  des  Wertes  der 
zugehörigen  Bodenflächen  berücksichtigt  werden,  also  nie 
mehr  als  ein  Drittel  der  gesamten  Sicherheit  des  zu  be- 
willigenden Kapitalbetrages  ausmachen  dürfen.'-) 

(Meliorations-Darlehen).  Die  bereits  bei  früherer  Ge- 
legenheit berührten  Sonderbestimmungen  über  die  Hingabe 
von  Meliorations-Kapitalien  an  Privatpersonen  sch Messen  sich 
insofern  eng  an  das  preussische  Landeskultur-Rentenbank- 
gesetz  an,  als  sie  wie  dieses  die  Beschaffung  von  solchen  in 
Ansehung  ihres  Verwendungszwecks  durch  Erweiterung  der 
Beleihungsfähigkeit  der  mit  ihrer  Hülfe  in  einen  Zustand 
höherer  Ertragfähigkeit  zu  versetzenden  Liegenschaften  zu 
erleichtern  suchen.^)  Auf  eine  einfache  Hinausschiebung  der 
Sicherheitsgrenze,  wie  sie  jenes  eigentlich  als  Kegel  vorsieht,*) 
ist  dabei  allerdings  nicht  Bedacht  genommen  worden,  sondern 
in  allen  Eällen  muss  die  durch  Unternehmungen  der  ein- 
schlägigen Art^)  nachweislich  zu  erzielende  Wertssteigerung 
der  betreffenden  Grundstücke  stets  ihrem  tatsächlichen  Be- 
trage nach  in  Ansatz  gebracht  werden. 

Die  Abschätzung  der  letzteren  soll  wie  in  Preussen 
stets  getrennt  von  der  Ausmittelung  des  Wertes  der  Liegen- 


1)  Vergl.  Seite  312. 

2)  Natürlich  schliesst  dies  keineswegs  aus,  dass  von  einem 
Landwirte  mögiiclierweise  selbständige  Wolingebäude  und 
dergleichen,  deren  jederzeitige  Verwendbarkeit  genügend  gesichert 
erscheint,  zur  Mit  Verhaftung-  angeboten  werden,  wenn  auch  die 
Bedingungen  der  Kreditgewährung  sich  dadurch  vielleicht  etwas 
ändern,  und  wäre  infolgedessen  noch  hinzuzufügen,  dass  solche  bis 
zur  Hälfte  der  Feuerversicherung-ssumme,  wenn  sie  aber  in  Städten 
1.  Klasse  oder  deren  nächster  Umgebung  günstig  gelegen  sind,  bis 
zu  zwei  Dritteln  derselben  als  Unterpfand  angenommen  werden 
dürfen.  Wo  ein  Zwang  zur  Versicherung  in  der  staatlichen  Brand- 
kasse nicht  besteht,  wird  obiger  Wert  durch  eine  besondere  Taxe 
ersetzt  und  ist  dann  das  Grundstück  zum  mindesten  in  deren  Höhe 
bei  einer  als  zuverlässig  anerkannten  Gesellschaft  gegen  Feuersgefahr 
zu  versichern. 

3)  Vergl.  Seite  305. 

4)  Vergl.  Seite  99. 

5)  Als  deren  wichtigste  Kategorien  werden  Entwässerungen 
(Drainagen),  Bewässerungen,  Wegeaiüagen,  Waldkulturen  und  Urbar- 
machungen namentlich  angeführt. 
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schalten  in  ihrem  zeitigen  Zustande  erfolgen,  doch  wird  dabei 
nicht  prinzipiell  verlangt,  dass  dieser  ausschliesslich  durch 
eine  ad  hoc  vorzunehmende  Taxation  festgestellt  werden 
niuss,  wie  es  in  jenem  Lande  unbedingt  erforderlich  ist,') 
sondern  es  kann  an  Stelle  einer  solchen  unter  Umständen 
auch  das  oben  dargelegte  Verfahren  der  Vervielfältigung  des 
Katastralreinertrages  treten.  Überdies  wird  ein  der  preussi- 
schen  Gesetzgebung  völlig  fremder  Unterschied  gemacht 
zwischen  solchen  Kulturarbeiten,  welche  einen  nach  mensch- 
lichem Ermessen  auf  sozusagen  unbeschränkte  Zeit  hin  an- 
haltenden P>folg  in  Aussicht  stellen,  und  denjenigen  Anlagen, 
deren  ertragserhöhende  Wirkung  als  von  verhältnismässig 
nur  kurzer  Dauer  zu  erachten  ist,  da  sie  selbst  der  all- 
mähliche^i  Abnutzung  und  Zerstörung  unterliegen.  Nur  bei 
der  Finanzierung  der  ersteren  wird  der  im  voraus  berechnete 
künftige  Mehrwert  der  als  Unterpfand  angebotenen  Grund- 
stücke bei  der  Bemessung  der  Beleihungsfähigkeit  derselben 
in  voller  Höhe  in  Rücksicht  gezogen,  während  er,  sofern  es 
sich  um  Unternehmungen  der  letzterwähnten  Art  handelt, 
lediglich  zum  halben  Betrage  mit  in  Ansatz  gebracht 
werden  darf. 

Gerade  in  diese  Kategorie  würden  nun  aber  fast  alle 
eigentlichen  Bodenverbesserungen  gehören,  zu  deren  Vor- 
nahme demnach  unter  nur  ganz  unwesentlich  günstigeren 
Bedingungen  Kapitalien  aufgenommen  w^erden  können  als 
sonst  im  allgemeinen,  denn  da  die  Sicherheitsgrenze  wie 
unter  den  nämlichen  Verhältnissen  in  Preussen  auf  die  Hälfte 
des  späteren  Total  wertes  normiert  worden  ist,  so  würde 
ein  Landwirt  nach  völliger  Erschöpfung  seines  Gruudkredits 
bei  der  Anstalt  Geld  zu  derartigen  .Zwecken  nur  noch  dann 
erhalten  können,  wenn  dessen  Betrag  den  vierten  Teil  der 
mit  seiner  Hülfe  herbeizuführenden  Steigerung  des  Wertes 
der  verbesserungsbedürftigen  Landflächen  nicht  überschreitet. 
Aber  auch  bei  Unternehmungen  absolut  dauernder  Natur 
lässt  sich  durch  die  letztere  nicht  der  ganze  veranschlagte 
Kostenaufwand  decken,  so  dass  die  gesamten  in  Behandlung 
befindlichen  Sondervorschriften  ihrer  Bestimmung,  einzelnen 
Grundbesitzern  die  Aufnahme  von  Darlehen  zu  Massregeln 
der  Landeskultur  selbst  bei  schon  einigermassen  hoher  Vor- 
belastung zu  gestatten,  jedenfalls  nur  in  höchst  bescheidenem 
Masse  gerecht  zu  werden  im  stände  sein  dürften. 

1)  Vergl.  Seite  98. 

2)  Vergl.  Seite  36. . 

3)  Vergl.  Seite  99. 
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Zuzugeben  ist  ja  allerdings,  dass  in  Oldenburg  wie 
überhaupt  im  Westen  Deutschlands  zumal  bei  dem  völligen 
Vorherrschen  des  kleineren  Grundbesitzes  die  ländliche  Ver- 
schuldung im  Durchschnitt  eine  erheblich  niedrigere  Ziffer 
aufweisen  wird  als  speziell  in  den  ostelbischen  Provinzen  der 
Preussischen  Monarchie.  Einigermassen  zweifelhaft  bleibt 
es  aber  trotz  alledem,  ob  man,  wenn  einmal  eine  intensive 
Beförderung  landwirtschaftlicher  Meliorationen  und  Kultivier- 
ungen in  Aussicht  genommen  war,  auf  dem  eingeschlagenen 
Wege  auch  wirklich  weit  genug  gegangen  ist  und  ob  nicht 
vielleicht  doch  auf  die  unbedingte  Sicherheit  der  Schuld- 
forderungen ein  grösseres  Gewicht  gelegt  wurde,  als  es 
in  Ansehung  der  ganzen  Sachlage  für  angemessen  erscheinen 
mag.  Auf  letzteres  würden  in  gewisser  Weise  auch  die  hin- 
sichtlich der  Amortisation  erlassenen  Bestimmungen  hindeuten, 
denn  dass  bei  absolut  dauernden  Boden  Verbesserungen 
ein  höherer  Tilgungssatz  als  das  gesetzliche  Minimum  von 
Va^/o  aiisbedungen  werden  muss,  wenn  das  hinzugebende 
Kapital  über  die  Hälfte  des  zeitigen  Grundstückswertes') 
hinausgeht,  wäre  aus  technischen  Gründen  nicht  zu  recht- 
fertigen, da  die  hier  in  Betracht  kommenden  Massnahmen, 
z.  B.  Veränderungen  des  ßodenskeletts ,  Erdbewegungen, 
Hinwegräumungen  von  die  Bewirtschaftung  hindernden  bezw. 
erschwerenden  Gegenständen  einer  eigentlichen  Wiederholung 
nach  gewisser  Zeit  keineswegs  bedürfen. 

Die  weitere  Forderung,  dass  bei  Anlagen,  welche  einer 
allmählichen  Abnutzung  unterworfen  sind,  die  Abtragsquote 
nach  dem  Zeitpunkte  des  voraussichtlichen  gänzlichen  oder 
teilweisen  Unbrauchbarwerdens  derselben  bemessen  werden 
soll,  trägt  ja  an  und  für  sich  den  Wesenseigentümlichkeiten 
des  Meliorationskredits  in  vollem  Umfange  Rechnung  und 
dürfte  eine  rationelle  Herabminderung  derartiger  Schuldver- 
pflichtungen in  vollkommen  ausreichender  Weise  verbürgen, 
was  umso  anerkennenswerter  erscheint,  als  die  Gesetzgebung 
der  vorbehandelten  Staaten  gerade  auf  diesen  Punkt  meist 
nicht  genügend  Bedacht  genommen  hat.  Dass  Drainage- 
darlehen  einer  zum  mindesten  4^/oigen  Amortisation  zu 
unterwerfen  sind,  wurde  wahrscheinlich  den  diesbezüglichen 
Sondervorschriften  des  preussischen  Landeskultur-Rentenbank- 
gesetzes  entlehnt,  obgleich  eine  in  diesen  stets  vorausgesetzte 
Rangausweichuüg  von  Inhabern  bevorrechtigter  Forderungen, 
welche  Veranlassung  bieten  könnte,  für  ein  baldmöglichstes 


1)  Vergl.  Seite  315. 
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Wied  ereinrücken  derselben  in  ihre  alte  Stellung-  Vorsorge  zü 
treffen,  überhaupt  nicht  in  Frage  kommt.  Stichhaltige  Gründe 
für  die  Notwendigkeit  eines  derartig  hohen  Satzes  Hessen 
sich  deshalb  auch  nicht  anführen,  sondern  es  könnte  höchstens 
geltend  gemacht  werden,  dass  ein  solcher  im  Hinblick  auf 
die  oft  ganz  überraschenden  Ertragserhöhungen,  welche 
Unternehmungen  der  in  Rede  stehenden  Art  zur  Folge  zu 
haben  pflegen,  als  völlig  angemessen  zu  bezeichnen  ist  und 
ein  Herabgehen  unter  denselben  schon  im  Interesse  der 
Schuldentlastung  des  ländlichen  Besitzes  nicht  angebracht 
sein  würde.i) 

Im  übrigen  sind  die  Bedingungen,  unter  denen  zu 
Meliorationszwecken  Geldmittel  gewährt  werden,  von  den- 
jenigen der  vorbehandelten  Institute  nicht  sehr  wesentlich 
verschieden  und  entsprechen  im  grossen  und  ganzen  den  an 
den  Betrieb  dieses  speziellen  Geschäftszweiges  zu  stellenden 
Anforderungen.  Verlangt  wird,  dass  dem  Darlehnsantrage 
nicht  nur  ein  von  sachverständiger  Seite  ausgearbeiteter  Plan 
des  betreffenden  Unternehmens  nebst  Kostenaufstellung  bei- 
gefügt wird,  sondern  dass  er  auch  die  erforderlichen  Auf- 
schlüsse darüber  gewährt,  binnen  welcher  Frist  die  projek- 
tierten Anlagen  fertiggestellt  werden  sollen  und  wie  lange 
Zeit  hindurch  bei  ordnungsgemässer  Behandlung  derselben  die 
durch  sie  herbeigeführte  Ertragserhöhung  der  Pfandgrund- 
stücke voraussichtlich  anhalten  dürfte.  Hiernach  wird  sich 
im  wesentlichen  die  Amortisationsquote  zu  richten  haben, 
während  eine  direkte  Bestimmung,  dass  das  Maximum  der 
im  einzelnen  Falle  herzuleihenden  Mittel  durch  den  veran- 
schlagten Aufwand  bedingt  sein  soll,  nicht  eigentlich  vor- 
handen ist,  wenn  sich  auch  aus  anderem  schliessen  lässt, 
dass  hieran,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade,  doch 
festgehalten  wird. 

Die  Auszahlung  zugesicherter  Kapitalien  darf  stets  erst 
dann  ihren  Anfang  nehmen,  wenn  mit  der  Ausführung  der 
Arbeiten  tatsächlich  begonnen  worden  ist,  jedoch  soll  dem 
Erborger  nie  mehr  als  die  Hälfte  der  ihm  bislang  wirklich 
erwachsenen  Baukosten  in  die  Hand  gegeben  werden.  Er 
hat  dementsprechend  jedesmal  den  Nachweis  zu  führen,  dass 
das  Unternehmen  fortdauernd  in  planmässiger  Fertigstellung 
begriffen  ist  und  bis  zur  Zeit  Auslagen  in  der  von  ihm  an- 
gegebenen Höhe  erfordert  hat.  Ausserdem  ist  vor  der  Aus- 
händigung des  Restes  noch  eine  Bescheinigung  darüber  zu 


1)  Vergl.  Seite  55. 
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beschaffen,  dass  die  Anlagen  in  ordnungsgemässer  Weise 
vollendet  worden  sind  und  Kosten  wenigstens  annähernd  in 
der  im  voraus  berechneten  Höhe  verursacht  haben.  Die 
nötigen  Garantien  für  die  bestimmungsgemässe  Verwendung 
der  Darlehen  wie  für  die  sachgemässe  Durchführung  des 
Meliorationswerkes  sind  demnach  als  in  vollem  Umfange  vor- 
handen zu  erachten,  und  dass  letzteres  auch  weiterhin  fort- 
dauernd in  gutem  Zustande  erhalten  bleibt,  wird  durch  eine 
dahingehende  spezielle  Verpflichtung  des  Kreditnehmers 
verbürgt,  deren  Nichterfüllung  seitens  der  mit  einer  dies- 
bezüglichen Kontrolle  beauftragten  Anstaltsverwaltuug  er- 
forderlichenfalls durch  Aufkündigung  der  Schuld  geahndet 
werden  kann.i) 

Übersieht  man  nunmehr  die  Gesamtheit  der  in  den 
vorhergehenden  Abschnitten  behandelten,  für  die  Gewährung 
von  Meliorations-Kapitalien  überhaupt  in  Betracht  kommenden 
Einrichtungen  der  Oldenburgischen  Bodenkreditanstalt,  so 
Hesse  sich  zunächst  konstatieren,  dass  ihr  Wirkungskreis  in 
dieser  Richtung  hin  einer  ferneren  Erweiterung  nicht  mehr 
bedarf,  sondern  sich  bereits  auf  die  Förderung  aller  ein- 
schlägigen Massregeln  erstreckt.  Da  die  Emission  kündbarer 
Obligationen  jetzt  völlig  aufgegeben  und  ein  stichhaltiger 
Grund  für  das  Festhalten  an  dem  System  des  variablen 
Zinsfusses  nicht  mehr  vorhanden  ist,  so  erscheint  in  Ansehung 
des  hierüber  an  früherer  Stelle  Bemerkten^)  die  Annahme 
nicht  unberechtigt,  dass  auf  die  Geltendmachung  der  Befugnis 
zu  eventuellen  Erhöhungen  der  anfänglich  ausbedungenen 
Zinsleistung  in  Zukunft  vollständig  verzichtet  werden  wird. 
Unter  diesen  Umständen  wird  sich  aber,  vorausgesetzt,  dass 
die  Spannung  zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  das  gewisser- 
massen  als  Norm  hingestellte  Zehntelprozent ^)  nicht  übersteigt, 
die  Darlehnsaufnahme  sogar  noch  billiger  gestalten  als  im 
allgemeinen  bei  den  preussischen  Landeskultur-Rentenbanken. 

Fraglich  bleibt  es  allerdings,  ob  der  für  Privatpersonen 
vorgesehene  Modus  der  Sicherheitsleistung  denselben  auch  bei 
einer  schon  etwas  über  das  durchschnittliche  Mass  hinaus- 
gehenden Vorbelastung  noch  die  Beschaffung  von  Geldmitteln 
zu  Kultur-Unternehmungen  zu  gestatten  vermag,  und  um 
nach  völliger  Erschöpfung  des  eigentlichen  Bodenkredits  noch 
genügenden  Raum  für  Meliorations-Hypotheken  zu  lassen, 
ist  die  Beleihungsgrenze  bei  Mitberücksichtigung  der  künftigen 

1)  Vergl.  Seite  314. 

2)  Vergl.  Seite  313. 

3)  Vergl.  Seite  313. 


WertserhöhuDg  der  zu  verpfändenden  Liegenschaften  auf 
jeden  Fall  entschieden  zu  eng  gezogen.  Irgendwelche  prak- 
tische Bedeutung  hat  dieses  ganze  Verfahren  der  Antizipation 
einer  für  später  zu  erwartenden  Ertragssteigerung  in  Olden- 
burg übrigens  ebensowenig  zu  gewinnen  vermocht  als  in 
Preussen,  aus  dessen  Gesetzgebung  es  entlehnt  wurde,  denn 
laut  einer  von  der  Direktion  der  Anstalt  unterm  7.  November 
1903  gütigst  gemachten  Mitteilung  haben  sich  deren  Ein- 
richtungen bishin  nicht  als  g-eeignet  erwiesen,  die  Ausgabe 
besonderer  Landeskultur-Darlehen  zu  ermöglichen. 

(Wirksamkeit.)  Auskunft  über  die  Gestaltung  der  seit- 
herigen Tätigkeit  der  Bodenkreditanstalt  gewährt  die  bei- 
liegende, auf  grund  des  eingangs  erwähnten  Berichtes  des 
Staatsministeriuras  an  den  Landtag  vom  27.  November  1902 
aufgestellte  Tabelle  18,  welcher  insbesondere  entnommen 
werden  kann,  'dass  der  Betrag  der  gesamten  Aussenstände 
im  grossen  und  ganzen  nur  langsam,  aber  doch  stetig  ge- 
wachsen ist,  in  den  allerletzten  Jahren  allerdings  eine 
aussergewöhnlich  starke  Steigerung  erfahren  hat.  Dass  dabei 
die  Hausdarlehen  den  ländlichen  in  jüngster  Zeit  gewisser- 
massen  den  Rang  abgelaufen  zu  haben  scheinen,  ist  lediglich 
eine  Folge  davon,  dass  im  Jahre  1902  dem  letzteren  Begriffe 
eine  neue,  enger  gefasste  Definition  gegeben  wurde.  Gegen- 
wärtig fallen  unter  denselben  nur  solche  Schuldforderungen, 
welche  zu  mindestens  zwei  Dritteilen  durch  landwirtschaftliche 
Grundstücke  sichergestellt  sind,^)  während  er  ursprünglich 
alle  diejenigen  in  sich  schloss,  für  welche  überhaupt  Immobilien 
dieser  Art  mitverpfändet  worden  waren. 

Auf  grund  der  zur  Förderung  der  Bodenkultur  getroffenen 
Sonderbestimmungen  sind  nach  den  -an  anderem  Orte  ge- 
machten Bemerkungen  Kapitalien  überhaupt  nicht  ausgeliehen 
worden,  wohl  aber  wird  berichtet,  dass  ein  nicht  unbeträcht- 
licher Teil  der  sonst  von  Landwirten  aufgenommenen  Summen 
zur  Ausführung  von  Meliorations-Arbeiten  Verwendung  ge- 
funden habe,  wenn  sich  auch  seine  Höhe  infolge  Fehlens  der 
nötigen  Unterlagen  ziffermässig  nicht  abschätzen  lasse.  Der 
Verkehr  mit  Korporationen  hat,  wie  schon  bei  früherer 
Gelegenheit  angedeutet  wurde,  eigentlich  erst  in  allerjüngster 
Zeit  seinen  Anfang  genommen,  jedoch  bislang  noch  nicht  zu 
einer  Inanspruchnahme  der  Anstalt  seitens  von  Gemeinden 
und  Wassergenossenschaften  behufs  Bestreitung  der  Kosten 
von  Kultur-Unternehmungen  geführt. 


1)  Vergl.  Seite  312. 
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Dass  die  speziell  zur  Unterstützung  der  auf  die  Hebung* 
der  Ertragfähigkeit  des  Grund  und  Bodens  abzielenden  Mass- 
nahmen getroffenen  Einrichtungen  der  letzteren  sich  als  zur 
Erfüllung  dieser  Aufgabe  gänzlich  ungeeignet  erwiesen  haben, 
wird  übrigens  auch  von  ihrer  Verwaltung  selbst  in  vollem 
Umfange  anerkannt,  welche  eine  umfassende  Umgestaltung 
derselben  für  unbedingt  erforderlich  erachtet,  wozu  man  sich 
aber  aus  finanziellen  Gründen  bislang  noch  nicht  habe  ent- 
schliessen  können. 


5.    Die  öffentlichen  Bodenkreditinstitute 
der  kleineren  Bundesstaaten,  i) 

Mit  der  Bodenkredit-Anstalt  für  das  Herzogtum  Olden- 
burg wäre  das  letzte  derjenigen  nicht-preussischen  öffentlichen 
Bankinstitute  behandelt  worden,  welche  sich  entweder  ganz 
überwiegend  der  Beförderung  von  Massnahmen  der  Landes- 
kultur zu  widmen  haben  oder  doch  mit  besonderen  Ein- 
richtungen versehen  sind,  welche  ihnen  die  Erfüllung  gerade 
dieser  Aufgabe  neben  ihrer  sonstigen  Tätigkeit  in  möglichst 
weitgehendem  Umfange  gestatten  sollen.  Alle  übrigen  nun- 
mehr noch  in  Betracht  zu  ziehenden  Landeskreditkassen 
erscheinen  dagegen  zur  Unterstützung  von  Meliorations-Unter- 
nehmungen im  grossen  und  ganzen  nur  in  ihrer  Eigenschaft 
als  allgemeine  Grund-  und  Korporationskreditinstitute  befähigt,^) 
weshalb  sich  auch  die  nachfolgende  Darstellung  in  der  Haupt- 
sache auf  eine  einfache  Wiedergabe  der  Bedingungen  zu 
beschränken  haben  wird,  unter  denen  bei  jedem  einzelnen 
Gemeinden,  Genossenschaften,  sonstige  Verbände  sowie  Land- 
wirte als  Privatpersonen  Darlehen  erhalten  können.  Nicht 
vermeiden  lassen  wird  es  sich  allerdings,  nebendem  noch 
einige  weitere  Punkte,  denen  aus  irgendwelchen  Gründen 
besondere  Bedeutung  beizumessen  ist,  flüchtig  zu  berühren, 
und  etwas  genauer  muss  natürlich  auf  gewisse,  bei  einigen 
sich  vorfindende  Einrichtungen  eingegangen  werden,  welche 
für  die  vorliegende  Arbeit  von  ganz  speziellem  Interesse  sind. 


1)  Vergl.  Hecht,  Die  Org.  des  Bodenkred.  in  Deutschi.,  I.  Abtlg., 
Bd.  1  und  2f  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Band.  Neueres,  in 
vorstehenden  Werken  nicht  mehr  enthaltenes  Quellenmaterial  ist 
der  besseren  Übersicht  halber  jedesmal  unter  dem  sich  auf  das  be- 
treffende Institut  beziehenden  Abschnitte  angegeben  worden. 

2}  Vergl.  Seite  70. 
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Sehr  kurz  zu  fassen  sein  werden  die  Mitteilungen  über 
das  bisherige  Wirken  der  einzelnen  Anstalten,  welche  im 
wesentlichen  lediglich  in  einer  Anführung  der  wichtigsten, 
sich  auf  das  letzte  Jahr,  aus  welchem  Angaben  über  die 
Gestaltung  des  Geschäftsverkehrs  vorliegen,  beziehenden 
statistischen  Daten  bestehen  sollen.  Freilich  musste  hierbei 
oft  genug  infolge  Fehlens  von  Unterlagen  aus  neuerer  Zeit 
auf  die  Hecht'schen  Werke  zurückgegriffen  werden,  da  die 
meisten  Banken  die  Überlassung  von  Verwaltungsberichten 
mit  Hinweis  darauf  ablehnten,  dass  solche  nur  der  ihnen 
vorgesetzten  Behörde  zur  Einsichtnahme  unterbreitet  würden, 
eine  Publikation  bezw.  Vervielfältigung  dagegen  nicht 
stattfinde. 

Vorausgeschickt  werden  möge  noch,  dass  sämtliche 
Institute  mit  Ausnahrae  der  zuletzt  zu  behandelnden  Land- 
ständischen Bank  zu  Bautzen,  welche  auch  noch  in  anderer 
Hinsicht  eine  Art  Sonderstellung  einnimmt,  Unternehmungen, 
der  betreffenden  Staatswesen  sind,  welche  auch  für  ihre 
Verbindlichkeiten  in  vollem  Umfange  subsidiäre  Garantie 
leisten. 

a)  Grossherzogliche  Laudeskreditkasse 
zu  Weimar. 

Die  durch  Gesetz  vom  17.  November  1869  ins  Leben 
gerufene  und  am  3.  Januar  1870  eröffnete  Laudeskreditkasse 
für  das  Grossherzogtum  Sachsen,  deren  frühere  Organisation 
als  Vorbild  für  diejenige  der  vor  kurzem  besprochenen 
oldenburgischen  Anstalt  gedient  hat,i)  gewährt  gegenwärtig 
Darlehen 2)  gegen  Verpfändung  von  Grundstücken  oder 
solchen  gleichgestellter  Berechtigungen  sowie  an  inländische 
Gemeinden.^)  Letztere  können  eventuell  von  der  Beibringung 
einer  SpezialSicherheit  entbunden  werden,  während  die  für 
die  Anstalt  zu  bestellenden  Hypotheken  in  der  Eegel  inner- 
halb der  bei  der  Anlegung  von  Pupillengeldern  massgebenden 
Beleihungsgrenze  zu  stehen  kommen  müssen.  Ausnahmsweise 
darf  die  Kasse  allerdings  um  ^/^q  des  Liegenschaftswertes 
über  diese  hinausgehen,  wenn  die  besondere  Zuverlässigkeit 
und  wirtschaftliche  Tüchtigkeit  des  Erborgers  nachgewiesen 


1)  Vergl.  Seite  304. 

2)  In  Beträgen  von  200  Mark  an. 

.3)  Nach  Massgabe  des  Gesetzes  über  die  Grossherz,  Landes- 
kreditkasse  vom  16.  September  1897, 


ist,  das  ÜDterpfand  zum  miDdesten  in  Höhe  des  Schuldkapitals 
aus  Feld-,  Wiesen-  und  Gartengrundstücken  besteht  und 
letzteres  an  1.  Stelle  eingetragen  werden  soll.^) 

Die  erforderlichen  Betriebsmittel  werden  ausschliesslich 
durch  Emission  seitens  der  Inhaber  unkündbarer  Schuldver- 
schreibungen gewonnen  und  erhält  der  Darlehnsnehmer  zwar 
stets  bares  Geld  ausbezahlt,  doch  ist  ihm  der  beim  Verkauf 
der  Obligationen  eventuell  entstehende  Kursverlust  in  Rechnung 
zu  stellen,  welchen  er  aber  nötigenfalls  durch  Aufnahme  eines 
entsprechenden  Ergänzungsdarlehns  ausgleichen  kann,  das 
dann  neben  der  eigentlichen  Schuld  alljährlich  mit  ^2^/0  des 
ursprünglichen  Betrages  derselben  getilgt  werden  muss. 
Streng  durchgeführt  ist  das  Prinzip  der  Zwangsamortisation, 
wobei  als  Abtragsminimum  gesetzlich  eine  Rate  von  '/2% 
pro  Jahr  vorgeschrieben  wird.  Die  Spannung  zwischen  Aktiv- 
und  Passivzins  soll  im  allgemeinen  betragen,  indessen 
steht  die  von  den  Schuldnern  zu  entrichtende  Zinsleistung 
überhaupt  nicht  ganz  fest,  da  die  Kasse  zur  Erhöhung  bezw. 
Ermässigung  derselben  unter  den  bei  der  Behandlung  der 
Oldenburgischen  Bodenkreditanstalt  namhaft  gemachten  Be^» 
dingungen  ^)  jederzeit  berechtigt  ist. 

Die  Einziehung  ausstehender  Forderungen  ist  ihr  nur 
in  bestimmten  Ausnahmefällen  unter  Einhaltung  einer 
dreimonatlichen  Kündigungsfrist  gestattet,  während  es  dem 
Erborger,  sofern  nicht  anderweitige  Vereinbarungen  mit  ihm 
getroffen  wurden,  unbenommen  ist,  die  Heimzahlung  des 
gesamten  Restes  seiner  Verpflichtung  nach  6  Monate  zuvor 
gemachter  Anzeige  an  einem  der  beiden  Zinstermine  zu  be- 
wirken. Teilweise  Abträge  von  nicht  unter  300  Mark  sollen 
regelmässig  an  dem  Abschreibungstermine  eines  jeden  Jahres 
angenommen  werden,  wenn  sie  4  Monate  vorher  angemeldet 
worden  sind  und  in  beliebig  vielen  unmittelbar  nach  einander 
fällig  werdenden  Amortisationsraten  bestehen, 3)  auch  kann 
unter  den  nämlichen  Voraussetzungen  der  Tilgungsfuss  selbst 
eine  Erhöhung  erfahren. 

Meliorations-Darlehen.  Durch  Gesetz  vom  18.  April 
1896  ist  die  Anstalt  ermächtig  worden,  zur  Förderung  der 
Bodenkultur,  insbesondere  zu  Entwässerungen,  Be- 
wässerungen sowie  Urbarmachungen  Kapitalien  bis  zur 
Höchstsumme  von  500,000  Mark  auszuleihen,  mit  der  Ein- 
schränkung, dass  die  einzelnen  Posten,  soweit  sie  nicht  von 

1)  Ähnlich  Oldenburg.   Vergl.  Seite  316. 

2)  Vergl.  Seite  310. 

3)  Ver^l.  Seite  315. 


Genossenschaften  oder  politischen  Gemeinden  verlangt 
werden,  den  Betrag  von  10,000  Mark  nicht  übersteigen  dürfen. 
Im  allgemeinen  soll  die  Hingabe  derartiger  Darlehen  auf 
grund  der  vorstehend  angeführten  Bedingungen  erfolgen, 
welche  jedoch  in  Ansehung  des  besonderen  Verwendungszwecks 
der  Gelder  nach  verschiedenen  Eichtungen  hin  nicht  un- 
wesentlich modifiziert  worden  sind.  Zunächst  können  über- 
haupt nur  solche  Unternehmungen  in  Frage  kommen,  welche 
geeignet  erscheinen,  eine  dauernde,  dem  erforderlichen  Auf- 
wände entsprechende  Verbesserung  der  in  Betracht  kommenden 
Grundstücke  herbeizuführen,^)  und  hat  der  Kreditsuchende 
diesen  Nachweis  durch  Einreichung  eines  vollständigen  Planes 
der  beabsichtigten  Anlagen  nebst  Kostenaufstellung  zu 
erbringen,  über  deren  Zweckmässigkeit  sich  die  Verwaltung 
der  Kasse  in  ihr  geeignet  erscheinender  Weise  Gewissheit 
zu  verschaffen  hat. 

Politische  Gemeinden  und  ländliche  Genossen-. 
Schäften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  sind  von  der 
Bestellung  einer  SpezialSicherheit  entbunden,  während  im 
übrigen  hypothekarische  Eintragung  der  Schuldkapitalien 
in  der  obenerwähnten  Weise  verlangt  wird.  Zulässig  ist 
jedoch  die  Mitberücksichtigung  der  künftigen  W^erts- 
steigerung  der  zu  belastenden  Grundstücke  bei  der  Aus- 
mittelung ihrer  Beleihungsfähigkeit  und  unter  Umständen 
soll  letztere  auch  einfach  bis  auf  2  Dritteile  des  Schätzungs- 
wertes der  betreffenden  Felder  und  Wiesen  erweitert  werden 
können.  Die  Verzinsung  ist  ein  für  allemal  auf  2^2% 
festgesetzt,  trägt  also  ausgesprochenen  Subventionscharakter 
und  die  jährliche  Tilgung  soll  zum  mindesten  in  gleicher 
Höhe  erfolgen,  würde  deshalb  in  der  Regel  eine  wohl  unter 
allen  Verhältnissen  genügend  rasche  Herabminderung  der 
hingegebenen  Darlehen  verbürgen.  Sie  braucht  jedoch  nicht 
stets  unmittelbar  nach  der  Effektuierung  des  Kreditgeschäftes 
ihren  Anfang  zu  nehmen,  sondern  die  Verwaltung  des  Institutes 
ist  ermächtigt,  nach  Ermessen  dem  Erborger  einige  Freijahre, 
und  zwar  im  Maximum  drei,  zuzugestehen,  während  deren 
sich  die  von  ihm  zu  entrichtende  laufende  Leistung  lediglich 
auf  den  Betrag  der  blossen  Verzinsung  des  Schuldkapitals 
beschränkt.") 

Vorstehende  Bestimmungen  können  natürlich  nicht  den 
Zweck  verfolgen,  der  Kasse  die  Möglichkeit  zu  weitgehendster 


1)  Vergl.  Seite  98. 

2)  Vergl.  Seite  18, 
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Förderung  aller  auf  die  Hebung  der  Landeskultur  abzielenden 
Massregeln  zu  eröffnen,  sondern  übertragen  ihr  gewisser- 
massen  die  Verwaltung  eines  besonderen  Meliorations- 
fonds, aus  welchem  einschlägige  Unternehmungen,  soweit 
sie  gemeinnützigen  bezw.  gemeinwirtschaftlichen  Charakter 
tragen  oder  von  geringerem  Umfange  sind,  nach  Massgabe 
der  jeweils  verfügbaren  Barbestände  mit  Unterstützungen 
bedacht  werden  sollen.  Die  betreffs  der  Sicherheitsleistung 
gestellten  Bedingungen  schliessen  sich  ziemlich  eng  an  die- 
jenigen des  preussischen  Landeskultur-Rentenbank-Gesetzes 
an,  die  Zinsleistung  würde  aber  erheblich  niedriger  sein  als 
die  eventuellen  Selbstkosten.^) 

Irgendwelche   Nachweise   über   die  zeitige  Belegung 
dieser    für    die    Kreditgewährung    zu  Bodenmeliorationen 
reservierten    halben  Million    waren    leider  nicht  erhältlich 
und  kann  auch  hinsichtlich  der  Gesamttätigkeit  der  Anstalt 
nur  bemerkt  werden,  dass  laut  Hecht ^)  zu  Ende  des  Jahres 
1898  ohne  Abzug  bereits  geleisteter  Rückzahlungen 
20,674,846  Mark  auf  Flurbesitz, 
4,866,785     „      „    Häuser  und 
6,258,700     „     an  Korporationen 
ausgeliehen  waren  und  der  Obligationenumlauf  sich  zur  gleichen 
Zeit  auf  im  ganzen  15,813,600  Mark  bezifferte.   Zu  verzinsen 
waren  die  Aktivkapitalien  durchweg  mit  3^/4^/q,  die  Schuld- 
verschreibungen mit  3^2^/0- 

b)  Herzogliche  Leihhaus-Anstalt 
zuBraunschweig. 

Das  Herzogliche  Leihhaus  zu  Braunschweig  ist  im 
Jahre  1765  als  unter  staatlicher  Aufsicht  stehendes  privates 
Pfandleihinstitut  ins  Leben  getreten,  wurde  aber  1832  vom 
Staate  selbst  übernommen  und  zu  einer  allgemeinen  Landes- 
kreditanstalt erweitert,  deren  gegenwärtige  Organisation  sich 
in  der  Hauptsache  auf  dem  durch  die  Krise  des  Jahres  1866, 
von  der  sie  in  ganz  empfindlicher  Weise  in  Mitleidenschaft 
gezogen  wurde,  veranlassten  Reformgesetze  vom  20.  August 
1867  aufbaut. 


1)  Angenommen  werden  darf  wohl,  dass  für  die  erforderliche 
Überwachung  der  zweckentsprechenden  Verwendung  dargeliehener 
Gelder,  der  planmässig:en  Ausführung  und  Vollendung  der  beabsich- 
tigten Anlagen  sowie  ihrer  laufenden  Instandhaltung  in  ausreichender 
Weise  Sorge  getragen  worden  ist. 

2)  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd.,  Seite  2ö6|258, 
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Ihr  Wirkungskreis  ist  ein  ziemlich  vielseitiger,  denn  sie 
fungiert  als  Depositenbank,  betreibt  ausserdem  das  Lombard- 
geschäft und  gewährt  Darlehen  gegen  Verpfändung  von 
städtischem  oder  ländlichem  Grundbesitz  sowie  an 
Kommunen  und  sonstige  Korporationen.  Gemeinden 
und  Amtsbezirke  können  laut  Artikel  7  des  Landtagsabschiedes 
vom  5.  September  1855  von  der  Beibringung  einer  Spezial- 
sicherheit  entbunden  werden,  sofern  dem  nach  Ansicht  des 
Staatsministeriums  Bedenken  irgendwelcher  Art  nicht  entgegen- 
stehen, und  bei  der  hypothekarischen  Eintragung  von 
Schuldkapitalien  wird  verlangt,  dass  diese  an  l.  Stelle  inner- 
halb der  ersten  zwei  Dritteile  des  auszumittelnden  bezw.  nach 
Abzug  aller  Lasten  zu  berechnenden  gemeinen  Wertes  der 
betreffenden  Immobilien  zu  stehen  kommen. 

Betriebsmittel  werden  durch  Annahme  von  Depositen 
und  Spareinlagen  sowie  durch  Ausgabe  zweier  verschiedener 
Arten  von  Obligationen  beschafft.  Die  eine  Kategorie  der 
letzteren  bilden  die  sogenannten  „Leihhaus-Landesschuldver- 
schreibungen", welche  seitens  der  Inhaber  nicht  gekündigt 
werden  können,  aber  einer  planmässigen  Tilgung  in  Höhe 
von  jährlich  mindestens  1/2^/0  einer  jeden  Serie  unterliegen 
und  insofern  den  Charakter  von  Pfandbriefen  besitzen,  als 
für  sie  alle  hypothekarischen  Forderungen  des  Institutes 
gleichmässig  verhaftet  sind.  Der  Umlauf  an  derartigen 
Papieren  darf  den  jeweiligen  Gesamtbestand  an  grund- 
versicherten Darlehen  abzüglich  des  Betrages  der  zu  zins- 
tragender Belegung  übernommenen  staatlichen  Fonds  nicht 
übersteigen,  hat  sich  aber  in  jüngster  Zeit  an  und  für  sich 
in  verhältnismässig  engen  Grenzen  gehalten,  da  in  der 
Hauptsache  gewöhnliche,  beiderseitig  mit  einjähriger  Frist 
kündbare  Anleihescheine  emittiert  worden  sind,  welche  ins- 
besondere auch  als  Gegenwert  der  bei  der  Landeskasse  in 
grossem  Umfange  aufgenommenen  Kapitalien  gegeben  wurden. 

Die  Darlehen  kommen  in  der  Regel  in  barem  Gelde  zur 
Auszahlung  und  sind  einer  planmässigen  Tilgung  in 
Höhe  von  mindestens  V2^/o  pi'o  Jahr  zu  unterwerfen,  während 
der  Zinsfuss,  zu  welchem  die  Anstalt  Geldmittel  gewähren 
soll,  von  Zeit  zu  Zeit  entsprechend  den  herrschenden  Geld- 
marktverhältnissen vom  Staatsministerium  auf  grund  eines 
gutachtlichen  Berichtes  des  Herzoglichen  Finanzkollegiums, 
Abteilung  für  Leihhaussachen,  festgesetzt  wird.  Die  durch- 
schnittlichen Selbstkosten  scheint  er  bisweilen  nicht  un- 
beträchtlich überstiegen  zu  haben,  wenn  es  auch  bei  der 
sehr  verschiedenen  Natur  der  Betriebsmittel  nicht  wohl 
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ang-äDgig*  sein  dürfte,  g-enaue  diesbezügliche  Berechnungen 
anzustellen.  Für  den  allerdings  nur  kleinen  Betrag  der 
Forderungen  an  Gemeinden  ist  er  in  letztverflossener  Zeit 
stets  um  Vsä  oder  ^4^/0  niedriger  bemessen  worden  als  für 
die  hypothekarisch  sichergestellten.  Rückzahlbar  sind  die 
letzteren  laut  Gesetz  jederzeit,  doch  hat  die  Direktion  des 
Institutes  in  jedem  einzelnen  Falle  über  die  hierbei  zu 
beobachtenden  Formalitäten  die  nötig^en  Bestimmungen  zu 
treffen. 

•  Hinsichtlich  der  Tätigkeit  des  Leihhauses  findet  sich 
bei  Hecht,^)  dass  am  1.  Oktober  1896  insgesamt 

20,572,014  Mark  auf  städischen  Grundbesitz, 
22,288,020     „     auf  ländhchen  Grundbesitz  sowie 

331,735     „     an  Stadtgemeinden  und 

996,210     „     an  Landgemeinden, 
am  1.  Oktober  1897  dagegen 

2,037,000  Mark  an  Kommunen  zu  3^'2%, 
42,528,000     „     auf  Hypothek  zu  4% 
ausgeliehen  waren.   In  Umlauf  befanden  sich  am  1.  April  1897 
17,176,000  Mark  kündbare  Obligationen,  gegen  Gelder 
der  Landeskasse,  zu  3,  8^2  und  4^/^, 
24,595,000     „    dergleichen,  gegen  Einlagen  Privater, 
zu  30/0, 

5,000     „    4^/0 ige!  (unkündbare  Landes- 
3,137,000     „    3%igeJ  |  Schuldverschreibungen.^) 

c)  Herzogliche  Sachsen  - Meiningensc he 
Landeskreditanstalt.^) 

Dieses  durch  Gesetz  vom  25.  August  1849  vornehmlich 
zur  Beförderung  der  Grundentlastung  ins  Leben  gelaufene 
und  am  1.  Oktober  desselben  Jahres  eröffnete  Institut  trägt 
insofern  einen  gewissen  Erwerbscharakter,  als  sein  Wirkungs- 
kreis sich  nicht  auf  das  Herzogtum  Sachsen- Meiningen  be- 
schränkt und  es  ebenso  wie  das  vorbehandelte  Leihhaus  zu 
Braunschweig  dem  Staate  einen  direkten  Nutzen  abwirft,  da 
diesem  seine  gesamten  Überschüsse,  soweit  sie  nicht  zur 
Speisung  des  Reservefonds  Verwendung  zu  finden  haben, 

1)  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd.,  Seite  178. 

2)  Ausserdem  figurierten  unter  den  Passiven  noch  994,900  Mark 
Depositen  und  6,341,621  Mark  SparkassenkapitaUen. 

3)  Vergl.  insbes.  noch  Ges.  vom  12.  Februar  1900,  betr.  die 
Landeskreditanst. 


als  Einnahme  überwiesen  werden.^)  Die  Anstalt  erscheint 
nach  ITassung  des  betreffenden  Gesetzesparagraphen  zur  Ge- 
währung von  Korporationskredit  in  weitem  Umfange 
befähigt,  kann  ausserdem  Kapitalien  auf  städtischen  wie 
ländlichen  Grundbesitz  sowohl  im  Lande  selbst  wie  auch 
in  anderen  deutschen  Bundesstaaten  ausleihen  und 
besitzt  endlich  noch  die  Berechtigung  zum  Betriebe  des 
Lombardgeschäftes  und  zur  Eröffnung  von  Kontokorrenten. 

Gemeinden  und  Körperschaften  sind  von  der  Bei- 
bringung eines  Spezialpfandes  befreit,  doch  müssen  ihre 
sämtlichen  Mitglieder  für  die  Schuld  solidarische  Haftverbind- 
lichkeit nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Gemeinde- 
gesetzes übernehmen.  Hypotheken  sind  in  der  Regel  an 
erster  Stelle  einzutragen  und  müssen  innerhalb  der  Hälfte 
des  Taxwertes  der  zu  belastenden  Immobilien  zu  stehen 
kommen,  indessen  kann  die  Beleihungsfähigkeit  der  letzteren 
ausnahmsweise  bis  auf  ^If,  der  Schätzung  erweitert  werden, 
wenn  den  besonderen  Umständen  nach  die  gebotene  Sicher- 
heit unzweifelhaft  als  ausreichend  zu  erachten  ist. 

In  der  Hauptsache  werden  die  erforderlichen  Betriebs- 
mittel durch  Ausgabe  seitens  der  Inhaber  unkündbarer  Obli- 
gationen beschafft,  welche  entweder  einer  planmässigen 
Amortisation  in  Höhe  von  mindestens  pro  Jahr,  soweit 
nicht  die  den  Gegenwert  bildenden  Aussenstände  zu  einem 
niedrigeren  Satze  getilgt  werden,  unterliegen  oder  aber  un- 
verlosbar  sind  und  dann  innerhalb  bestimmter  Zeit  auch  von 
dem  Institute  selbst  nicht  gekündigt  werden  können.  Nicht 
unbedeutende  Summen  gewinnt  letzteres  ausserdem  noch 
durch  Begebung  beiderseitig  kündbarer  Schuldscheine  und  die 
Annahme  von  Spareinlagen  sowie  sonstiger  Depositen,  darf 
dieselbe  jedoch  nicht  in  seinerseits  unkündbaren  Forderungen 
anlegen. 

Die  Darlehen,  welche  im  Minimum  über  50  Mark  lauten 
sollen,  werden  gewöhnlich  in  barem  Gelde  ausgehändigt,  wenn 
auch  das  Staatsministerium  zeitweise  die  Erlaubnis  zur  Hin- 
gabe von  Schuldverschreibungen  zum  Nennwerte  erteilen  darf. 
Sie  zerfallen  in  beiderseits  kündbare  und  solche  deren  Rück- 
gabe zwar  dem  Erborger  jederzeit  gestattet  ist,  von  der 
Gläubigerin  dagegen  nur  in  ganz  bestimmten  Ausnahmefällen 
verlangt  werden  kann.  Letztere,  für  welche  das  Prinzip  der 
Zwangs amortisation  angenommen  ist,  müssen   mit  im 


1)  Vergl.  Seite  70, 


Minimum  V':J%^)  Jahr  getilgt  werden,  während  bei  den 
erstereu  ein  plaumässiger  Abtrag  zwar  nicht  Bedingung  ist, 
jedoch  in  beliebiger  Höhe  vereinbart  werden  kann.^) 

Der  Zinsfuss  neuzubewilligender  Kapitalien  soll  laut 
Gesetz  bis  zu  7a°/o  höher  sein  als  derjenige  der  jeweils  zur 
Emission  kommenden  unkündbaren  Obligationen  und  darf 
diesen  keinesfalls  um  mehr  als  P/o  übersteigen.  Bei  der 
Hingabe  unkündbarer  Gelder  kann  indessen  die  jeweils 
in  Kraft  befindliche  generelle  Rate  eine  Ermässigung  um 
höchstens  ^/lo^/o  erfahren,  wenn  nach  den  besonderen  Um- 
ständen des  einzelnen  Falles  irgend  ein  Äquivalent  für  diese 
Einbusse  zu  erwarten  ist.^) 

Verkoppelungs-Darlehen.  Laut  Gesetz  vom  18.  März 
1872  über  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  hat  die 
Anstalt  den  bei  einer  Flurbereinigung  beteiligten  Grund- 
besitzer n  auf  Verlangen  Darlehen  zur  Bestreitung  ihrer 
Beiträge  zu  den  gemeinschaftlichen  Kosten  zu  gewähren, 
gleichgültig,  ob  letztere  durch  das  Verfahren  selbst  oder 
durch  Wegebauten,  die  Ausführung  von  Ent-  und  Be- 
wässerungen sowie  anderweitiger  Anlagen  verursacht 
worden  sind.  Der  Bestellung  eines  Unterpfandes  bedarf  es 
dabei  nicht,  sondern  die  sich  aus  Zins  und  Abtragsquote 
zusammensetzende  laufende  Gesamtleistung  haftet  auf  den 
Liegenschaften,  welche  der  Erborger  in  die  Verkoppelung 
einwirft  resp.  bei  der  Planabfindung  erhält,  in  der  rechtlichen 
Eigenschaft  der  Grundsteuer  und  wird  wie  diese  auf  die 
einzelnen  Parzellen  nach  Massgabe  des  bei  der  Zusammen- 
legung angenommenen  Wertes  derselben  repartiert,  worüber 
nötigenfalls  ein  besonderes  Kataster  anzulegen  ist. 

Im  grossen  und  ganzen  würde  ja  dieses  Verfahren  mit 
demjenigen  übereinstimmen,  welches  in  Baj^ern  bei  der 
Finanzierung  von  Unternehmungen  von  Interessentenver- 
einigungen und  Genossenschaften  Anwendung  zu  finden  hat.*) 
Nicht  unwesentlich  höher  als  in  diesem  Lande  muss  allerdings 


1)  Unter  Pl^,  soll  jedoch  nur  nach  Ermessen  der  Direktion 
der  Anstalt  heruntergegangen  werden. 

2)  Zulässig  ist  fernerhin,  dass  bei  der  Ausleihung  kündbarer 
Kapitalien  die  Geltendmachung  der  dem  Institute  zustehenden 
regulären  Kündigungsbefugnis  für  einen  bestimmten  Zeitraum  —  ge- 
dacht ist  im  allgemeinen  an  10  Jahre  —  ausgeschlossen  wird. 

3)  Letzteres  wird  in  der  Regel  in  der  Entnahme  einer  ver- 
hältnismässig sehr  grossen  Summe  zu  bestehen  haben. 

4)  Vergl.  Seite  250|251. 


die  Amortisation  bemessen  werden/)  da  die  vorgeschossenen 
Beträge  in  spätestens  15  Jahren  getilgt  sein  sollen. 

Nachweisungen  über  die  Benutzung  des  Institutes  speziell 
in  der  vorstehend  angegebenen  Eichtung  hin  sind  in  dem 
vorliegenden  Material  leider  nicht  enthalten.  Hinsichtlich 
seiner  Gesamttätigkeit  kann  dagegen  einer  von  seiner  Direktion 
gütigst  zur  Verfügung  gestellten  gedruckten  Bilanz  für  1902 
entnommen  werden,  dass  der  Bestand  an  kündbaren  und  un- 
kündbaren Hypothekdarleheu  sich  auf 

45,738,894.34  Mark 
belief  und  an  Obligationen  sich 

30,111,300  Mark  31/2  \  ige, 

12,000,000     „     40/0  ige 
in  Verkehr  befanden. 2) 

d)  Herzoglich  Sächsische  Landesbank 
zu  Altenburg. 

Das  Institut  ist  mittels  herzoglichen  Keskriptes  vom 
31.  August  1792  als  Leihbank  bei  der  Kammer  in  Altenburg 
ins  Leben  gerufen  worden  und  erhielt  seinen  jetzigen  Namen 
auf  grund  einer  Verordnung  vom  4.  September  1818,  durch 
welche  es  in  eine  eigentliche  Landesanstalt  umgewandelt 
wurde,  während  es  bisher  nur  zur  Kammer  gehört  hatte. 
Eine  umfassende  Reorganisation  haben  seine  Einrichtungen 
durch  Gesetz  vom  29.  Mai  1883  erfahren,  welchem  aber, 
wie  in  den  Motiven  zu  dem  diesbezüglichen,  dem  Landtage 
seitens  der  Staatsregierung  am  25.  November  1882  unter- 
breiteten Statutenentwurfe  ausdrücklich  hervorgehoben  wird, 
die  Absicht  zu  gründe  gelegen  hat,  feste  Eegeln  für  den 
Betrieb  der  einzelnen  Geschäftszweige  so  wenig  wie  möglich 
aufzustellen,  da  die  Beweglichkeit  des  Verkehres  und  der 
Wechsel  der  Gesetzgebung  oft  zu  Änderungen  nach  der  einen 
oder  der  anderen  Richtung  hin  nötige. 

Die  Tätigkeit  der  Anstalt  ist  eine  sehr  vielseitige,  denn 
sie  versieht  die  Eunktionen  einer  Landrenten-  und  Depositen- 
bank, giebt  Lombard-  sowie  Korporations-Darlehen  und 
ist  endlich  allgemeines  Boden kreditinstitut  für  den  städtischen 
wie  den  ländlichen  Grundbesitz,    In  letzter  Eigenschaft 


1)  Vergl.  Seite  247. 

2)  Eingezahlt  waren  fernerhin  4,204,980.79  Mark  Spareinlagen, 
467,619.76  Mark  gegen  kündbare  Schuldscheine,  183,187.37  Mark 
Depositen  und  sonstige  Hinterlegungen. 


beleiht  sie  aber  Dicht  nur  Iminobilieu  innerhalb  der  Grenzen 
des  Herzogtums  Altenburg-,  wenn  sie  auch  hierin  ihre  vor- 
nehmste Aufgabe  zu  erblicken  hat,  sondern  sie  ist  auch 
befugt,  disponible  Kassenbestände  in  anderen  deutschen 
Bundesstaaten  hypothekarisch  anzulegen.^)  Überhaupt  ist 
sie  ein  Erwerbsiustitut,  denn  ihre  Überschüsse  bilden  einen 
sehr  wesentlichen  Teil  der  staatlichen  Einkünfte. 

Juristische  Personen,  Korporationen  und  Aktien- 
gesellschaften können  Kapitalien  eventuell  auch  ohne  Bei- 
bringung eines  Spezialpfandes  erhalten  und  zur  Grund- 
vers icherung  sollen  nur  solche  Vermögensobjekto  angenommen 
werden,  welche  einen  dauernden  und  sicheren  Ertrag  gewähren. 
Beliehen  werden  dürfen  dieselben  bis  zu  zwei  Dritteilen  ihres 
Wertes,  ohne  dass  jedoch  eine  erststellige  Eintragung  der 
vorgeschossenen  Gelder  unbedingt  erforderlich  wäre. 

Durch  Privilegium  vom  26.  April  1882  ist  die  Bank 
ermächtigt  worden,  behufs  Beschaffung  der  zur  Erfüllung 
ihrer  Aufgaben  erforderlichen  Mittel  mit  Genehmigung  des 
Staatsministeriums  nach  Bedarf  auf  den  Inhaber  lautende, 
seitens  der  Gläubiger  unkündbare  Obligationen  in  den  Verkehr 
zu  bringen,  welche  einer  planmässigen  Amortisation  unter- 
worfen sind  und  gegebenenfalls  von  ihr  in  ganzen  Emissionen 
zur  Heimzahlung  bezw.  Konvertierung  gekündigt  werden 
können.  Noch  weit  beträchtlichere  Summen  als  auf  diese 
Weise  beschafft  sie  sich  jedoch  gegen  beiderseitig  kündbare, 
auf  den  Namen  des  Einzahlers  ausgefertigte  Schuldscheine 
sowie  durch  Annahme  von  Depositen  auf  Einlagebücher. 

Die  Darlehen  werden  in  der  Regel  in  barem  Gelde 
ausbezahlt,  sofern  nicht  mit  dem  Kreditnehmer  dieserhalb 
anderweitige  Vereinbarungen  getroffen  wurden,  und  sind  im 
allgemeinen  beiderseits  mit  bestimmter,  Vertrags mässig  fest- 
zustellender Frist  kündbar.  Unbeschadet  der  hieraus  resul- 
tierenden Befugnis  kann  indessen  dem  Erborger  gestattet 
werden,  alljährlich  einmal  eine  beliebige,  abgerundete  Summe 
von  nicht  unter  1%  und  höchstens  ö^/q  des  ursprünglichen 
Schuldkapitals  ohne  weitere  Förmlichkeiten  abzutragen  oder 
dessen  Tilgung  allmählich  nach  einem  im  voraus  aufzu- 
stellenden Amortisations-Plane  zu  bewirken.  Ausserdem 
sollen  zwar  auf  Wunsch  auch  seitens  der  Anstalt  nur  in 
besonderen  Ausnahmefällen  kündbare  Annuitätendarlehen, 
deren  jederzeitige  gänzliche  oder  teilweise  Abstossung  den 
Empfängern  aber  völlig  unbenommen  bleibt,  gewährt  werden, 


1)  Vergl.  Seite  331. 
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doch  hat  nach  den  bei  Hecht  sich  vorfindenden  Bemerkungen  ^ 
eine  Hinausgabe  von  solchen  überhaupt  noch  -nicht  statt- 
gefunden. Der  Normalzinsfuss  für  hypothekarische  Forderungen 
soll  von  der  Landesbankdirektion  mit  Genehmigung  des 
Staatsministeriums  festgesetzt  werden  und  dürfte,  nach  den 
in  dem  vorliegenden  Material  enthaltenen  Angaben  zu  schliessen, 
den  Passivzins  im  Durchschnitt  etwa  um  nicht  ganz  ^/^''/o 
überstiegen  haben. 

Die  gesamten  Aktivkapitalien  des  Institutes  beliefen 
sich  laut  Hecht 2)  Ende  1897  auf  103,633,478  Mark,  darunter 
96,439,087  Mark  hypothekarische  und  1,032,535  Mark  Kor- 
porationsdarlehen.   Von  den  ersteren  entfielen 


auf 

Im  Inland 
Mk. 

Im  Ausland 
Mk. 

Insgesamt 
Mk. 

Geschlossene  Güter  .  . 
Häuser  mit  liegenden 
Grundstücken  .... 

27,358,080.90 

5,127,123.80 
21,918,.393.60 
1,137,999.80 

24,395,607.70 

603,189.50 
15,469,166.70 
429,525.— 

51,753,688.60. 

5,730,313.30 
37,887,560.30 
1,567,524.80 

Liegenschaften  allein  . 

Total 

55,541,598.10 

40,897,488.90 

96,439,087.— 

In  Umlauf  befanden  sich  zur  vorerwähnten  Zeit 

21,361,300  Mark  3^2 ^/'oig"^  Landesobligationen  und 
78,731,474.90  Mark  auf  den  Namen  lautende  Schuldscheine.^) 


e)  Herzogliche  Landeskreditanstalt 
zu  Gotha. ^) 

Zu  den  staatlichen  Kreditinstituten  mehr  oder  weniger 
spekulativen  Charakters  gehört  auch  die  durch  Gesetz  vom 
25.  Dezember  1853  hauptsächlich  zur  Beförderung  der  Grund- 
entlastung ins  Leben  gerufene  Landeskreditanstalt  zu  Gotha, 
deren  Verhältnisse  in  jüngster  Zeit  durch  Gesetz  vom  29.  März 
1901  einer  Neuregelung  unterzogen  worden  sind.  Dessen 
Bestimmungen  sind  freilich  im  grossen  und  ganzen  nur  sehr 


1)  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd ,  Seite  230. 

2)  Der  europ.  Bodenkred..  1.  Bd.,  Seite  231|237. 

3)  Vorhanden  waren  ferner  ein  „Garantie-  und  Reservefonds" 
im  Betrage  von  6,866,950.10  Mark  und  eine  weitere  spezielle  Rück- 
lage in  Höhe  von  1,725,311.90  Mark 

4)  Vergl.  insbes.  noch  Ges.,  betr.  die  Herzogl.  Landeskreditanst. 
v.  29.  März  1901. 


—    336  — 


allgemeiner  Natur  und  bedürfen  in  vielen  Fällen  einer  Er- 
gänzung durch  die  mit  der  Verwaltung  der  Bank  betrauten 
Organe,  Sie  können  infolgedessen  auch  über  verschiedene 
hier  speziell  interessierende  Materien  nicht  in  genügendem 
Masse  Aufschluss  gewähren  und  wurde  es  deshalb  notwendig, 
zur  Ausfüllung  dieser  Lücken  verschiedentlich  auf  die  vordem 
in  Übung  gewesene  Praxis  zurückzugreifen. 

Die  Tätigkeit  des  Institutes  ist  eine  verhältnismässig 
sehr  vielgestaltige,  denn  es  betreibt  das  Depositen-  und 
Lorabardgeschäft  und  beleiht  ländlichen  wie  städtischen 
Grundbesitz  im  Herzogtum  Gotha  und  in  anderen  deut- 
schen Bundesstaaten.  Ausserdem  giebt  es  an  Stiftungen, 
Körperschaften  und  Anstalten  des  öffentlichen  Rechtes, 
solche  Stiftungen,  welche  unter  der  Verwaltung  einer  öffent- 
lichen Behörde  stehen,  und  Genossenschaften  sowohl 
Darlehen  als  auch  Kredit  in  laufender  Rechnung.  Hypo- 
thek darf  nur  auf  solchen  Immobilien  bestellt  werden,  welche 
einen  regelmässigen,  dauernden  Ertrag  gewähren  und  müssen 
die  Schuldforderungen  innerhalb  der  ersten  ^/g  des  durch  eine 
ad  hoc  zu  veranstaltende  Schätzung  ermittelten  Wertes  der- 
selben zu  stehen  kommen.  Nicht  unbedingt  verlangt  wird 
jedoch,  dass  sie  den  Vorrang  vor  allen  anderen  Ansprüchen 
erhalten,  vielmehr  genügt  die  Eintragung  lediglich  innerhalb 
der  vorstehend  angeführten  Beleihungsgrenze.  Wie  es  mit 
Korporationen  in  Zukunft  zu  halten  sein  wird,  ist  in 
dem  neuen  Gesetze  nicht  gesagt  und  darf  deshalb  wohl  an- 
genommen werden,  dass  es  für  diese  mit  der  bisher  mass- 
gebenden Vorschrift  sein  Bewenden  haben  soll,  laut  welcher 
öffentliche  Kassen,  Stiftungen  und  Körperschaften,  die 
vom  Staate  als  juristische  Personen  anerkannt  sind,  entweder 
von  der  Beibringung  eines  Spezialpfandes  gänzlich  befreit 
werden  können  oder  wenigstens  eine  mindere  Sicherheit  zu 
leisten  haben  als  von  Privatpersonen  verlangt  wird. 

Betriebsmittel  können  gegenwärtig  durch  Annahme  von 
Geldern  in  laufender  Rechnung  oder  auf  Sparbüchern  sowie 
durch  Emission  von  Schuldverschreibungen  beschafft  werden, 
ohne  dass  jedoch  über  die  Bedingungen  der  letzteren  näheres 
festgesetzt  worden  ist.  Zur  Ausgabe  gelangt  sind  bisher 
lediglich  beiderseits  mit  halbjähriger  Frist  kündbare  ObH- 
gationen,  darunter  auch  solche,  deren  Zinsen  den  Gläubigern 
nicht  ausgehändigt,  sondern  alljährlich  dem  Kapital  zu- 
geschlagen werden.    Marktgängige  Papiere  waren  sie  aber 


1)  Vergl.  Seite  333. 
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entweder  infolge  des  letzteren  ümstandes  nicht  oder  aber 
deswegen,  weil  sie  bei  regelmässiger  Zinszahlung  stets  auf 
den  Namen  ausgestellt  wurden. 

Die  Festsetzung  der  sonstigen  Bedingungen  der  Darlehns- 
gewährung  überlässt  das  Gesetz  vom  29.  März  1901  voll- 
ständig dem  der  Direktion  der  Anstalt  zur  Seite  stehenden 
Beirate,  über  dessen  diesbezügliche,  zur  Zeit  geltende  Ent- 
schliessungen  Nachrichten  jedoch  nicht  vorliegen.  Mitgeteilt 
werden  kann  deshalb  nur,  dass  in  früherer  Zeit  Beträge  von 
weniger  als  300  Mark  nicht  bewilligt  wurden  und  die  Mindest- 
quote der  jährlichen  Amortisation  auf  ^2^/0  bemessen 
war,  ein  prinzipieller  Tilgungszwang  in  vollem  Umfange 
allerdings  nicht  bestand.  Die  hergeliehenen  Kapitalien  waren 
sämtlich,  in  der  Regel  mit  halbjähriger  Frist,  von  beiden 
Seiten  kündbar  und  konnte  der  Erborger  ausser  den  regel- 
mässigen Abträgen  in  Annuitäten  oder  Raten  auch  ausser- 
ordentliche Heimzahlungen  nach  näherer  Vereinbarung  mit 
dem  Institute  leisten,  welches  sich  seinerseits  direkt  .zur 
Aufkündigung  seiner  Forderungen  für  den  Fall  gezwungen 
sah,  dass  der  Schulduer  mit  der  Entrichtung  seiner  laufenden 
Verpflichtungen  länger  als  2  Jahre  im  Rückstände  blieb. 
Der  Darlehnszins  sollte  die  Selbstkosten  im  allgemeinen  um 
1/2^/0  übersteigen. 

Der  gesamte  Bestand  an   ausstehenden  Forderungen 
bezifferte  sich  Ende  1898 auf   19,902,502  Mark,  wovon 
18,354,773  Mark  mit  4<^/o, 
1,041,334     „      „    3  V/o. 
506,395     „      „  31/2%, 
zu  verzinsen  waren.    Geschuldet  w^urden  am  30.  Juni  1898 
von  Korporationen     1,721,684  Mark  und 
von  Privatpersonen  17,556,092     „   ,  von  denen  wiederum 
6,075,858  Mark  durch  städtische  Gebäude, 
7,620,398     „     durch  Gebäude  und  Feldgrundstücke, 
3,859,836     „     durch  Feldgrundstücke  allein  sicher- 
gestellt waren.    Amortisations-Darlehen  bildeten  weitaus  die 
Mehrzahl. 

An  Schuldbriefen  befanden  sich  zu  Schluss  des  Rechnungs- 
jahres 1898  in  Umlauf: 

279,690  Mark  3^/0 ige,     auf  den  Namen  lautend, 
17,476,680     „  .  31/2^/oige,    „      „       „         „  , 
2,197,147     „  »      ,  auf  den  Inhaber  lautend. 


1)  Laut  Hecht,  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd.,  Seite  241|242. 


f)  Fürstliche  Landeskreditkasse 
zu  Rudolstadt. 

Die  Anstalt  ist  durch  Gesetz  vom  1.  November  1855 
hauptsächlich  zur  Vermittelung-  der  Grundentlastung  ins 
Leben  gerufen  worden  und  hat  späterhin  eine  umfassende 
Neuregelung  ihrer  Verhältnisse  durch  Gesetz  vom  11.  Dezember 
1888  erfahren.  Laut  letzterem  hat  sie  die  Aufgabe,  den 
Kreditverkehr,  insbesondere  den  Realkredit,  im  Lande  zu 
fördern  und  beleiht  demzufolge  ländliche  und  städtische 
Grundbesitzuugen,  gewährt  ferner  Darlehen  auf  grund 
von  Ablösungsverträgen  über  Grundabgaben  sowie  an  Ge- 
meinden und  ist  endlich  auch  zum  Betriebe  des  Lombard- 
geschäftes berechtigt. 

Kommunen  erhalten  Geldmittel  ohne  Beibringung 
eines  Spezialpfandes  gegen  blossen  Schuldschein,  sofern  die 
Kapitalaufnahme  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  Ge- 
meindeordnung erfolgte,  während  bei  hypothekarischer 
Eintragung  die  Beleihungsgrenze  für  Liegenschaften 
auf  2/3,  für  Gebäude  in  Städten  auf  ^2,  für  solche  auf  dem 
platten  Lande  dagegen  im  allgemeinen  nur  auf  ^3  des 
Wertes^)  festgesetzt  worden  ist. 2)  Die  erforderlichen  Betriebs- 
mittel werden  zum  grösseren  Teile  durch  Emission  seitens 
der  Gläubiger  unkündbarer  Schuldverschreibungen,  zum 
kleineren  mit  Hilfe  des  Depositengeschäftes  beschafft.  Zu- 
lässig ist  ausserdem  noch  die  Aufnahme  von  Anlehen  bei  der 
Hauptlandeskasse,  doch  wurde  von  dieser  Befugnis,  wenigstens 
in  jüngster  Zeit,  kein  Gebrauch  gemacht. 

Die  Darlehen  sind  entweder  beiderseitig  mit  im  Maximum 
6  monatlicher  Frist  kündbar  oder  sie  können  zwar  vom 
Schuldner  jederzeit  nach  3  Monate  zuvor  gemachter  Anzeige 
zurückgezahlt,  von  der  Anstalt  dagegen  nur  in  besonderen 
Ausnahmefällen,  und  zwar  je  nach  den  Umständen  teils  ohne 
weitere  Förmlichkeiten,  teils  unter  Beobachtung  einer  drei- 
monatlichen Kündigungsfrist,  zur  Einziehung  gebracht  werden. 
Für  letztere  Kategorie  ist  das  Prinzip  der  Zwangsamor- 


1)  Unter  besonderen  Umständen  kann  aber  auch  bei  diesen 
bis  zur  Hälfte  des  Wertes  gegangen  werden. 

2)  Mit  Genehmigung  des  Ministeriums  darf  jedoch  in  einzelnen 
Ausnahmefällen,  in  denen  den  vorstehenden  Anforderungen  nicht 
vollständig  und  genau  entsprochen  werden  kann,  eine  andere  Sicher- 
stellung angenommen  werden,  die  der  Kasse  den  ungefährdeten 
Bezug  von  Zins  und  Tilgungsrente  bis  zum  völligen  Abtrag  der 
vorgeschossenen  Summe  sichert,  wenn  die  besondere  Zuverlässigkeit 
und  wirtschaftliche  Tüchtigkeit  des  Erborgers  nachgewiesen  ist. 
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tisation  eingeführt  und  das  Minimum  der  jährlichen  Tilgung* 
im  allgemeinen  auf  1%  festgesetzt,  doch  soll  die  Verwaltung 
der  Kasse  befugt  sein,  nach  eigenem  Ermessen  eine  Er- 
mässigung dieses  Satzes  bis  auf  ^2^/0  zuzugestehen.  Der 
Aktivzins  scheint  die  jeweiligen  Selbstkosten  in  der  Regel 
um  ungefähr  1/2%  überstiegen  zu  haben. 

Zu  erwähnen  wäre  noch,  dass  mit  ministerieller  Ge- 
nehmigung der  Staatskasse  verzinsliche  Vorschüsse  zur 
Hebung  der  Landwirtschaft  auf  den  fürstlichen 
Domänen  gemacht  werden  können,  da  als  hierbei  in  Betracht 
kommende  Massnahmen  mit  in  erster  Linie  Meliorations- 
arbeiten zu  nennen  sein  würden.  Darauf,  dass  von  dieser 
Befugnis  überhaupt  jemals  Gebrauch  gemacht  worden  wäre, 
deutet  freilich  nicht  das  geringste  hin. 

Nach  einer  gütigst  zur  Verfügung  gestellten  Kopie  des 
Eechnungsabschlusses  für  1902  belief  sich  der  Bestand  an 
ausstehenden  Forderungen  auf 

4,104,085.07  Mark  gegen  Annitätentilgung, 
1,096,779.60     „        „     einfache  Verzinsung, 
44,630.—     „        „  Faustpfand, 
während  sich  der  Umlauf  an  S^e^/oigen  Schuldverschreibungen 
auf   4,309,900  Mark    bezifferte    und    an  Depositen  noch 
1,012,062.80  Mark  eingezahlt  waren, 


g)  Fürstliche  Landeskreditkasse 
zu  Sondershausen. 2) 

Das  Institut  ist  aus  der  früheren  Landwirtschaftlichen 
Darlehnskasse  hervorgegangen,  welche  durch  Gesetz  vom 
9.  Juni  1883  zu  einer  allgemeinen  Landeskreditkasse  erweitert 
wurde.  Der  Zweck  der  letzteren  ist  laut  Gesetz,  einerseits 
Darlehen  zu  raässigem  Zinsfuss  und  gegen  allmähliche  Tilgung 

1.  an  Kommunen  zur  Abtragung  von  Schulden,  zu  ge- 
meinnützigen Anlagen  und  sonstigen  Gemeinde- 
zwecken, 


1)  Die  Überschüsse  der  Anstalt  werden,  soweit  sie  nicht  zur 
Speisung  des  Reservefonds  zu  dienen  haben,  an  die  Hauptlandes- 
kasse abgeführt,  welche  aus  den  Erträgnissen  des  obenerwähnten 
Jahres  28,000  Mark  bezogen  hat. 

2)  Vergl  insbes.  noch  Gesetz,  einige  zusätzliche  Bestimmungen 
zu  §  IH  des  Landeskreditkassengesetzes  vom  9.  Juni  1883  enthaltend, 
vom  27.  Juli  1901. 

^3* 
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ä.  gegen  Verpfändung  im  Fürstentum  belegener  Grund- 
stücke zur  Förderung  des  Realkredits  zu  gewähren 
und  andererseits  durch  Aufnahme  von  verzinslichen, 
dem  Betrage  nach  den  ausgeliehenen  Summen  ent- 
sprechenden Geldern  Gelegenheit  zu  sicherer  Kapital- 
anlage zu  bieten.  1) 

Kommunen  können  von  der  Beibringung  einer  Spezial- 
sicherheit  entbunden  werden,  wenn  ihr  Haushalt  genügende 
Garantien  für  die  pünktliche  Entrichtung  der  laufenden 
Leistungen  bis  zur  Beendigung  der  Amortisation  zu  bieten 
vermag  und  die  Anlehnsaufnahme  nach  Massgabe  der  Gemeinde- 
ordnung erfolgte,  auch  haben  sie  das  Recht,  gegen  eine 
eventuelle  Verweigerung  dieser  Vergünstigung  Beschwerde 
beim  Staatsministerium  zu  erheben.  Hypotheken  brauchen 
nicht  unbedingt  an  erster  Stelle  eingetragen  zu  werden, 
müssen  jedoch,  sei  es  allein  oder  zusammen,  mit  vorgehenden 
Forderungen,  innerhalb  des  hälftigen  Schätzungswertes  der 
zur  Belastung  angebotenen  Immobilien  zu  stehen  kommen. 
Die  Kasse  ist  aber  ermächtigt,  Kapitalien  bis  zu  60^/o  einer 
Taxe  zu  bewilligen,  wenn  die  persönUche  Qualifikation  des 
Erborgers  eine  besonders  gute  ist,  die  Schuld  an  1.  Stelle 
eingetragen  und  das  Unterpfand  zum  wenigsten  in  deren 
Höhe  durch  Feld-,  Wiesen-  und  Gartengrundstücke  repräsen- 
tiert wird.  Die  erforderlichen  Betriebsmittel  erhält  die  Anstalt 
durch  Zuwendung  verfügbarer  Gelder  aus  der  Staatskasse, 
Nutzbarmachung  ihres  eigenen  Reservefonds  und  Emission 
von  Inhaber-Obligationen,  welche  seitens  der  Gläubiger  un- 
kündbar sind,  aber  einer  planmässigen  Tilgung  unterliegen. 

Die  Aushändigung  zugesicherter  Darlehen^)  erfolgt  nach 
Wahl  des  Vorstandes  der  Kasse  entweder  in  barem  Gelde 
oder  in  Schuldverschreibungen  zum  Nennwerte  und  ist  eine 
Aufkündigung  derselben  seitens  der  Austalt  nur  in  bestimmten, 
besonders  namhaft  gemachten  Ausnahmefällen  zulässig.  Vom 
Empfänger  können  dagegen  Posten  von  1000  Mark  und 
"weniger  jederzeit  nach  6  Monate  zuvor  gemachter  Anzeige 
an  einem  der  Zinstermine  heimgezahlt  werden,  während 
allerdings  solche  von  mehr  als  1000  Mark  seinerseits  in  der 

1)  Dabei  sollen,  falls  es  an  Mitteln  gebricht,  um  allen  vor- 
liegenden Kreditgesuchen  stattzugeben,  unter  sonst  gleichen  Ver- 
hältnissen in  der  Regel  die  Anträge  der  Gemeinden  in  erster  Linie 
berücksichtigt  werden  und  unter  den  übrigen  wiederum  die  infolge 
von  Not  oder  Unglücksfällen  bezw.  zur  Abwendung  von  Grund- 
stücksverkäufen erforderlich  gewordenen,  nach  diesen  aber  die  über 
kleinere  Beträge  lautenden  den  Vorzug  vor  anderen  erhalten. 

2)  Solche  müssen  im  Minimum  über  200  Mark  lauten. 


Re^el  überhaupt  nicht  aufkündbar  siüd.  Es  ist  jedoch  der 
Gläubigerin  freigestellt,  nach  eigenem  P>messen  sowohl 
Kündigungen  höherer  Beträge  als  auch  gänzliche  oder  teil- 
weise Rückzahlungen  ohne  vorherige  Erfüllung  irgendwelcher 
Formalitäten  anzunehmen,  soweit  dies  ohne  Geschäftsstörung 
geschehen  kann  und  im  Hinblick  auf  den  jeweiligen  Obli- 
gationen-Umlauf als  statthaft  zu  erachten  ist.  Das  Prinzip 
der  Z  Wangsamortisation  ist  in  vollem  Umfange  durch- 
geführt und  die  niedrigste  Tilgungsquote  für  Gemeinden  auf 
für  Privatpersonen  auf  ^/g^/o  bemessen.  Der  Aktivzins- 
fuss dürfte  im  allgemeinen  die  Selbstkosten  um  etwa  ^l2^lo 
überstiegen  haben,  doch  ist  Kommunen  mehrfach  eine  um 
1/4^/0  niedrigere  Leistung  auferlegt  worden,  als  zur  gleichen 
Zeit  für  Hypothekschulden  zu  entrichten  war. 

Landwirtschaftliche  Darlehnskasse.  Die 
Vorgängerin  der  eben  behandelten  Anstalt,  die  durch  Gesetz 
vom  4.  Februar  1860  ins  Leben  gerufene  Landwirtschaftliche 
Darlehnskasse  sollte  laut  dessen  §  2  an  Gemeinden  und 
Besitzer  land-  und  forstwirtschaftlicher  Grundstücke 
zu  Wegebauten,  Ent-  und  Bewässerungs-  sowie  üfer- 
schutzanlagen,  zur  Regulierung  von  Wasserläufen 
und  zu  sonstigen  Meliorations-Zwecken  der  Landwirt- 
schaft und  Forstkultur  Kapitalien  ausleihen.  Sie  hat  deshalb,  da 
sie  bereits  am  1.  April  1860,  also  fast  zwei  Jahre  vor  der 
Eröffnung  der  Landeskultur-Rentenbank  im  Königreich 
Sachsen,!)  ihre  Tätigkeit  begann,  als  ältestes  deutsches 
Meliorationskredit-Institut  zu  gelten. 

Die  Kasse  befand  sich  in  der  Verwaltung  der  durch 
Gesetz  vom  8.  April  1850  zur  Durchführung  des  Ablösungs- 
geschäftes begründeten  Landrentenbank  und  beschaffte  sich 
Betriebsmittel  insbesondere  durch  Ausgabe  4o/oiger  Obli- 
gationen, welche  rechtlich  den  Charakter  von  Pfandbriefen 
besassen.  Der  Darlehnszinsfuss  war  ebenfalls  auf  4%,  das 
Amortisationsrainimum  auf  l^jo  bemessen,  während  ein  Ver- 
waltungskostenzuschlag allem  Anscheine  nach  nicht  erhoben 
wurde.  Ein  Wirken  in  grösserem  Umfange  ist  der  Anstalt 
allerdings  nicht  beschieden  gewesen,  denn  als  ihre  Bestände 
mit  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  9.  Juni  1883  von  der 
neuen  Landeskreditkasse  übernommen  wurden,  waren  im 
ganzen  nur  160,706  Mark  Aktiva,  135,326  Mark  Passiva  und 
25,380  Mark  Vermögen  vorhanden. 


1)  Vergl.  Seite  261, 


Bezüglich  der  Tätigkeit  der  letzteren  wäre  zu  bemerken, 
dass  nach  einer  von  ihrer  Verwaltung  gütigst  zur  Verfügung 
gestellten  Abschrift  der  Bilanz  für  1902  an  Aussenständen 
3,440,652.45  Mark  vorhanden  waren,  während  sich  die  Passiv- 
kapitalien auf  3,392,396.70  Mark  bezifferten  und  der  Reserve- 
fonds über  50,180.53  Mark  verfügte.  Für  1898  werden  von 
Hecht ^)  folgende  Zahlen  angegeben: 

Ländliche  Hypothek-Darlehen  zu  4Vp  1,056,134  Mark. 
Städtische       „  „        „  40/..    462,220  „ 

1,518,354  „ 
Korporations-Darlehen  zu  S^/^^/p  1,128.707 

Total:  2,647,061  Mark. 

In  Umlauf  befanden  sich  1,200,000  Mark  3V.ö/oige  Schuld- 
verschreibungen, ausserdem  waren  noch  1,395,575.90  Mark 
Staatsfonds  gegen  4^/o  Verzinsung  angeliehen. 

h)  Landständische  Bank 
des  Königlich  Sächsischen  Markgraftums 
Oberlausitz,  Bautzen. 2) 

Das  letzte  der  an  diesem  Orte  in  Betracht  zu  ziehenden 
Institute,  die  Landständische  Bank  zu  Bautzen,  unterscheidet 
sich  von  den  bisher  erwähnten  einmal  dadurch,  dass  sie  nicht 
wie  jene  ein  Staatsunternehmen  darstellt,^)  ferner  aber  auch 
noch  insofern,  als  sie  zwar  ebenfalls  als  allgemeine  ßoden- 
kreditanstalt  ihres  engeren  Geschäftsbezirkes  fungiert,  die 
Beförderung  von  Meliorations-Unternehmungen  in  demselben 
aber  einer  anderen  speziellen  Organisation,  der  an  früherer 
Stelle  behandelten  Landeskultur-Rentenbank  im  Königreich 
Sachsen,  übertragen  worden  ist.  Die  Bank  ist  von  den 
Ständen  des  Landkreises  der  Oberlausitz  aus  eigenen  Mitteln 
begründet  worden,  mithin  Eigentum  derselben  und  leistet  für 


1)  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd.,  Seite  266|267. 

2)  Ins  Leben  gerufen  wurde  die  Bank  durch  Statut  vom 
26.  Juli|13.  August  1844  unter  dem  Namen  einer  „Landständischen 
Hypothekenbank"  des  Markgraftums  Oberlausitz,  den  sie  zunächst 
infolge  erheblicher  Erweiterungen  ihrer  Aufgaben  durch  neue 
Satzungen  vom  9.117.  April  1850  mit  demjenigen  einer  „Land- 
ständischen Hypotheken-,  auch  Spar-  und  Leihbank",  sowie  anlässlich 
einer  abermaligen,  durch  Statut  vom  16.  Juni|Hl.  August  1857  vor- 
genommenen Reorganisation  mit  der  gegenwärtigen  Bezeichnung 
vertauschte. 

3}  Ver^l.  Seite  325, 
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ihre  Verbindlichkeiten  deren  gesamte  Korporation  subsidiäre 
Garantie.  Ihr  Wirkungskreis  erstreckt  sich  auf  die  Annahme 
von  fremden  Geldern  sowohl  zur  Aufbewahrung  als  zur  Ver- 
zinsung, die  Gewährung  von  Darlehen  gegen  Hypothek 
im  ganzen  Königreich  Sachsen  und  die  Hingabe  von  Vor- 
schüssen an  Korporationen,  Gemeinden  und  Stiftungen 
sowie  vom  Staate  anerkannte  öffentliche  Institute.  Ausserdem 
darf  sie  Lombard-  und  Pfandgeschäfte,  den  An-  und  Verkauf 
von  Wertpapieren  für  eigene  oder  fremde  Eechnung  betreiben, 
zur  nutzbaren  Belegung  grösserer  Bestände  Kapitalien  auf 
Grundstücke  ausserhalb  Sachsens  ausleihen  und  sich 
endlich  auch  dem  Inkasso-  und  Kontokorrentgeschäfte  widmen. 

Kommunen  und  Körperschaften  öffentlich-recht- 
lichen Charakters  werden  jedenfalls  ohne  Beibringung 
eines  Spezialpfandes  Geldmittel  erhalten  können,  wenn  dies 
auch  in  den  Satzungen  nicht  ausdrücklich  bemerkt  worden 
ist.  Bei  hypothekarischer  Eintragung  ist  der  Wert 
zu  verunterpfändender  Liegenschaften  in  der  Regel  nach  deren 
Grundsteuereinschätzung  zu  berechnen^)  und  kann  die 
hierbei  gefundene  Summe  in  voller  Höhe  beliehen  werden, 
da  sie  der  Hälfte  des  realen  Wertes  entsprechen  soll.  Selbst- 
verständlich ist  es  aber  einem  jeden  freigestellt,  eine  spezielle 
Taxation  seines  Besitzes  auf  eigene  Rechnung  vornehmen  zu 
lassen,  wenn  er  der  Ansicht  ist,  dass  er  mit  deren  Hilfe 
Gelegenheit  zu  umfangreicherer  Kreditentnahme  erhalten  wird 
als  bei  Anwendung  des  ersteren  Verfahrens.  Dass  die 
Hypothek  an  erster  Stelle  zu  stehen  kommt,  ist  bei  der 
Verhaftung  ländlichen  Besitzes  nicht  unbedingt  erforderlich, 
während  allerdings  ausdrücklich  bestimmt  wird,  dass  „Darlehen 
auf  Häusern"  keine  Forderungen  oder  Berechtigungen  Dritter 
im  Range  vorgehen  dürfen.^) 

Zu  den  Betriebsmitteln  der  Bank  gehört  zunächst  das 
Vermögen  des  Landkreises  der  Oberlausitz  im  Betrage  von 
1,740,000  Mark,  welches  diesem  mit  3^2%  zu  verzinsen  ist 
und  andererseits  in  erster  Linie  für  die  Verbindlichkeiten  der 
Anstalt  zu  haften  hat.   Ausserdem  können  Banknoten^)  sowie 

1)  Vergl.  Seite  315. 

2)  Als  Hausgrundstücke  sind  alle  diejenigen  anzusehen,  deren 
Brandversicherungstaxe  höher  ist  als  der  Steuereinheitenwert  des 
dazu  gehörigen  Areals,  und  sollen  nach  einer  weiteren  Vorschrift 
die  auf  solche  herzuleihenden  Kapitalien  ebensowenig  den  vierten 
Teil  der  Immobiliarversicherung  als  die  Hälfte  des  Steuereinheiten- 
wertes übersteigen. 

3)  Auf  grund  des  gegenwärtig  geltenden  Privilegs  bis  zum 
betrage  von  3  Milüoneji  Mark, 
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kündbare  und  unkündbare  Pfandbriefe  aus^eg-eben  werden, 
deren  Umlauf  jedoch  mit  denijenig-en  an  Noten  zusammen 
den  Betrag  der  Hypothekforderungen,  welche  das  Institut 
innerhalb  des  Steuereinheitenwertes  im  Inlande  besitzt,  nicht 
übersteigen  darf.  Sogenannte  „Bankobligationen",  ein  zweites 
Inhaberpapier,  sollen  als  Gegensatz  für  an  Provinzial-,  Kreis- 
und  Bezirksverbände,  politische,  Kirchen-  und  Schulgemeinden 
gewährte  Gelder  emittiert  werden,  befanden  sich  aber  in 
jüngster  Zeit  überhaupt  nicht  im  Verkehre,  wohingegen  ganz 
bedeutende  Summen  durch  Annahme  von  Depositen  auf  Spar- 
bücher beschafft  worden  waren. 

Darlehen  werden  in  Beträgen  von  300  Mark  an^)  be- 
willigt und  erfolgte  deren  Aushändigung  früher  stets  in  barem 
Gelde,  während  freilich  der  Schuldner  verpflichtet  werden 
konnte,  die  Heimzahhing  in  Pfandbriefen  einer  bestimmten 
Serie  zum  Nennwerte  zu  bewirken,  sofern  diese  zur  betreffenden 
Zeit  im  Leipziger  Kurszettel  pari  oder  höher  notierten.  Von 
letzter  Befugnis  ist  jedoch  niemals  wirklich  Gebrauch  ge- 
macht worden  und  späterhin  scheint  man  speziell  für 
Annuitätendarlehen  ein  ganz  anderes  Verfahren  gewählt  zu 
haben,  wenigstens  wird  von  Hecht^j  berichtet,  dass.  im  Jahre 
1896  solche  zu  3"7o  Verzinsung  zwar  in  bar  gewährt  wurden, 
der  infolge  Versilberung  eines  entsprechenden  Pfandbrief- 
quantums entstandene  Kursverlust  aber  nebst  den  Verkaufs- 
spesen dem  Erborger  zur  Last  fiel,  ihm  allerdings  in  Gestalt 
eines  Ergänzungsdarlehns  zugelegt  wurde. 

Sämtliche  Forderungen  sind  mit  bestimmter,  der  be- 
sonderen Vereinbarung  vorbehaltener  Frist  beiderseitig  künd- 
bar, doch  sollen  Abzahlungen  in  Summen  von  150  Mark  an 
jeder  Zeit  angenommen  werden,  für  welche  indessen  seitens 
des  Schuldners  eine  Eintragungsgebühr  von  gewöhnlich  Vio^/o 
entrichtet  werden  muss.  Durch  diese  Einrichtung  wird  ein 
allerdings  nur  sehr  notdürftiger  Ersatz  für  einen  planmässigen 
Abtrag  geschaffen,  gegen  dessen  Einführung  sich  das  Institut 
aus  prinzipiellen  Gründen  lange  Zeit  hindurch  energisch  ge- 
sträubt hat.  Gegenwärtig  sind  zwar  die  von  Gemeinden  und 
Korporationen  aufgenommenen  Kapitalien  fast  ausschliesslich 
durch  Annuitätenzahlung  zu  tügen,  dagegen  sind  mit 
der  Ausgabe  hypothekarischer  Amortisations-Dar- 
lehen bislang  nur  sehr  wenig  befriedigende  Resultate  erzielt 
worden,  da  sich  eben  die  Bevölkerung  der  Oberlausitz  in 


1)  Mit  gewissen  Einschränkungen  auch  von  60  Mark  an. 

2)  Der  europ.  Bodenkred.,  1.  Bd.,  Seite  220, 
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hohem  Masse  an  das  früher  allg-emein  übliche  System  der 
einfachen  Kündigungsschuld  gewöhnt  zu  haben  scheint. 
Irgendwelche  Vorschriften  über  das  Mindestmass  der  jährlichen 
Tilgung  können  unter  diesen  Umständen  im  Statut  noch  nicht 
enthalten  sein,  doch  lassen  sich  auch  in  df  m  sonst  vor- 
liegenden Material  keine  diesbezüglichen  Angaben  auffinden. 
Der  Zinsfuss  für  neuzubewilligende  Hypothekdarlehen  dürfte 
im  allgemeinen  um  ^I^^Iq  höher  bemessen  worden  sein  als 
derjenige  der  jeweils  zur  Emission  gekommenen  Pfandbriefe.») 
Hinsichtlich  der  Tätigkeit  der  Anstalt  wäre  dem  Ge- 
schäftsberichte für  1902  zu  entnehmen,  dass  der  Bestand 
an  ausstehenden  Forderungen  sich  am  31.  Dezember  dieses 
Jahres  folgendermassen  stellte: 

1.  Hypothekdarlehen 

im  Königreich  Sachsen,  kündbare  60,103,220. —  Mark-) 

tilgbare  4,730,862.58  „ 

ausserhalb  Sachsens,    kündbare       269.100.—    „  ^) 

Insgesamt  65,103,182.58  Mark. 

2.  Darlehen  an  inländische  Gemeinden 

ohne  Tilgung  625,825.—  Mark 

mit  Tilgung   16,565,674  49  „ 

Total  17,191,499.49  Mark. 

In  Umlauf  befanden  sich  zur  gleichen  Zeit 
52,019,500  Mark  3i/2%ige  und 
3,133,500     „     3% ige  Pfandbriefe, 
w^ährend  an   Spareinlagen    mit    12 monatlicher  Kündigung 
29,474,935.45  Mark  vorhanden  waren. 


1)  Laut  Mitteilung  der  Anstalt  vom  9.  Oktober  1903  war  eine 
Neubearbeitung  ihrer  Satzungen  für  das  kommende  Jahr  in  Aussicht 
genommen. 

2)  Darunter  auf  Ritter-  und  Landgütern  59,731,735.—  Mark. 

3)  Auf  3  Rittergütern. 


Die  Notwendigkeit  einer 
Reorganisation  des  Meliorationskreditwesens 
der  Preussischen  Monarchie. 


1,  Zieht  man  nunmehr  das  Fazit  aus  den  in  den  beiden 
vorhergehenden  Abschnitten  gemachten  Angaben  über  den 
derzeitigen  Stand  der  Organisation  des  Melio- 
rationskreditwesens im  Deutschen  Reiche,  so 
würde  sich  hinsichtlich  der  Verhältnisse  in  den  mittelgrossen 
Bundesstaaten  folgendes  konstatieren  lassen.  Unmittelbar  als 
Landeskiiltur-Rentenbanken  bezeichnete  Anstalten  finden  sich 
lediglich  in  Bayern  und  Sachsen,  während  in  Hessen  die  aus 
der  früheren  Landeskultur -Rentenkasse  hervorgegangene 
Landeskreditkasse,  welche  —  allerdings  mit  gewissen  Ein- 
schränkungen —  zugleich  die  Funktionen  eines  öffentlichen 
Realkreditinstitutes  mit  versah,  durch  eine  jüngsthin  statt- 
gehabte umfassende  Umgestaltung  wieder  in  eine  spezielle, 
indessen  auch  mit  der  Beförderung  verschiedener  anderweitiger 
gemeinnütziger  Zwecke  betraute  Meliorationskreditanstalt 
zurückmetamorphosiert  worden  ist  und  in  Oldenburg  die 
Geschäfte  einer  solchen  von  der  dementsprechend  eingerichteten 
Bodenkreditanstalt  wahrgenommen  werden  sollen.  In  den 
kleineren,  namentlich  den  thüringischen  Staaten,  welche  eigene 
Grundkreditbanken  besitzen,  sind  wohl  diese  hier  und  da  mit 
Einrichtungen  versehen  worden,  welche  in  der  einen  oder  der 
anderen  Richtung  hin  auf  eine  Erleichterung  bezw.  Be- 
förderung der  Aufnahme  von  Meliorationskapitalien  abzielen, 
doch  sind  die  damit  gebotenen  Vorteile  im  allgemeinen  nur 
von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  und  jedenfalls  nicht  der 
Art,  dass  die  generelle,  umfassende  Unterstützung  von  Kultur- 
Unternehmungen  als  bestimmungsgemässe  Aufgabe  der  be- 
treffenden Anstalten  bezeichnet  werden  könnte, 
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Zur  vollkommenen  Erledigung'  der  Frage,  ob  und  inwie- 
weit sich  in  den  einzelnen  Territorien  dem  Bedürfnisse  der 
Landwirtschaft  nach  Geldmitteln  zur  Ausführung  nachhaltiger 
Bodenverbesserungen  auf  als  ratio jell  zu  erachtende  Weise 
Eechnung  tragen  lässt,  würde  nun  freilich  vor  allen  Dingen 
noch  gehören,  dass  auch  die  daselbst  vorhandenen  Meliorations- 
bezw.  Subventionsfonds,  welche  insbesondere  in  einigen  einer 
öffentlich-rechtlichen  Organisation  des  Realkredits  entbehren- 
den und  infolgedessen  gar  nicht  weiter  erwähnten  Staaten 
eine  nicht  unwesentliche  Eolle  zu  spielen  scheinen,  in  den 
Kreis  der  Betrachtungen  gezogen  worden  wären.  Wenn 
hiervon  trotzdem  Abstand  genommen  wurde,  so  geschah  es 
in  der  Hauptsache  nur,  um  die  Arbeit  nicht  iu  unnötiger 
Weise  zu  verlängern,  da  ja  die  Behandlung  der  mittel-  und 
kleinstaatlichen  Anstalten  im  grossen  und  ganzen  überhaupt 
nur  den  Zweck  verfolgt,  deren  gesetzliche  Grundlagen  den 
Statuten  der  preussischen  Landeskultur-Rentenbankeu  bezw. 
den  Normativbestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
gegenüberzustellen,  um  bei  diesem  Vergleiche  eventuelle 
Anhaltspunkte  für  die  an  späterer  Stelle  vorzuschlagende 
und  zu  begründende  Sanierung  der  preussischen  Verhältnisse 
zu  gewinnen,^)  über  deren  gegenwärtigen  Stand  deshalb  auch 
der  erste  Abschnitt  des  speziellen  Teiles  in  wünschenswerter 
Vollständigkeit  Aufschluss  zu  geben  hatte.  ^) 

Bezüglich  der  praktischen  Eignung  der  ersterwähnten 
Banken  zur  Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  speziellen  Auf- 
gaben, soweit  sich  diese  überhaupt  nach  den  Eesultaten 
ihres  bisherigen  Wirkens  beurteilen  lässt,  wäre  zu  be- 
merken, dass  die  Oldenburgische  Bodenkreditanstalt,  obwohl 
sie  während  der  Dauer  ihres  Bestehens  manche  Mängel  ihrer 
ursprünglichen  Organisation  abgestreift  hat,  doch  bisher 
eigentlich  noch  nicht  in  die  Lage  gekommen  ist,  sich  wirklich 
in  der  Eigenschaft  einer  Landeskultur-Rentenbank  zu  be- 
tätigen.^) Auch  die  Hessische  Landeskreditkasse  hat  allem 
Anschein  nach  innerhalb  der  ersten  Phase  ihrer  Existenz  im 
Ausleihen  von  Meliorationskapitalien  durchaus  nicht  etwa  sehr 
Hervorragendes  geleistet  und  ob  ihre  in  jüngster  Zeit  statt- 
gefundene Umgestaltung  eine  erheblich  regere  Inanspruch- 
nahme zu  Zwecken  der  Bodenverbesserung  als  bisher  zur 
Folge  haben  wird,  bleibt  zwar  vorerst  noch  abzuwarten, 


1)  Vergl.  Seite  236. 

2)  Vergl.  Seite  76. 

3)  Vergl.  Seite  323. 
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erscheint  aber  Dach  Lage  der  Umstände  jedenfalls  doch  als 
ziemlich  zweifelhaft.^) 

Durch  eine  vollkommen  befriedigende  Entwickelung 
zeichnen  sich  dagegen  die  Bayrische  Landeskultur-Eenten- 
anstalt  und  die  Landeskultur-Rentenbank  im  Könisfreich 
Sachsen  aus,  von  denen  namentlich  letztere,  deren  Tätigkeit 
trotz  ihres  verhältnismässig  sehr  eng  gezogenen  Wirkungs- 
kreises ungemein  beträchtliche  Dimensionen  angenommen  hat, 
wohl  als  bestes  Beispiel  dafür  angesehen  werden  darf,  dass 
auch  in  Gegenden  mit  völlig  ausreichenden  nicht-spekulativen 
Organisationen  des  Realkredits,  einem  im  allgemeinen  nicht 
ganz  schlecht  situiertem  Grundbesitz  und  im  Durchschnitt 
keineswegs  niedrigem  Stande  der  Landeskultur  ein  zweck- 
entsprechend eingerichtetes  Meliorationskreditinstitut  der 
Landbau  treibenden  Bövölkerung  doch  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Hilfe  zu  gewähren  vermag.^) 

Die  bayrische  Anstalt  ist  namentlich  insofern  bemerkens- 
wert, als  sie  die  Darlehnsgewährung  durchweg  in  der  Form 
einer  direkten  Subventionierung  betreibt,  doch  hat  ihre  Be- 
nutzung zur  Beschaffung  der  zur  Durchführung  von  Melio- 
rationen und  zweckverwandten  Unternehmungen  erforderlichen 
Kapitalien  sich  eigentlich  in  engeren  Grenzen  gehalten,  als 
vielleicht  in  Anbetracht  dieser  doch  sehr  weitgehenden  Unter- 
stützung der  Kreditnehmer  hätte  vorausgesetzt  werden 
können.^)  Zum  weitaus  grössten  Teile  sind  ihre  Mittel  auf 
die  Finanzierung  anderweitiger,  wenn  auch  ebenfalls  sehr 
nützlicher  Anlagen  und  Bauten  ländlicher  Kommunen  ver- 
wandt worden,  wie  sich  ja  auch  das  sächsische  Schwester- 
institut neuerdings  der  ausserhalb  des  engeren  Bereiches 
ihrer  Tätigkeit  fallenden  Beförderung  gewisser  den  Stadt- 
und  Landgemeinden  obliegender  Einrichtungen  in  noch 
grösserem  Masse  widmet  als  der  Erfüllung  ihrer  eigentlichen 
Funktionen.^) 

Innerhalb  des  Umfanges  der  Preussischeu  Monarchie 
zeigen  sich  die  hier  in  Betracht  zu  ziehenden  Verhältnisse 
zur  Zeit  so  verschiedenartig  wie  nur  irgend  möglich  gestaltet, 
da  nicht  nur  in  den  1866  neu  erworbenen  Gebietsteilen  die 
Entwickelung  der  Krediteinrichtungen  bereits  wesentlich 
andere  Bahnen  eingeschlagen  hatte  als  in  den  älteren, 
namentlich  in  den  östlichen  Provinzen,  sondern  vor  allen 

1)  Vergl.  Seite  302. 

2)  Vergl.  Seite  280. 

3)  Vergl.  Seite  257. 

4)  Vergl.  Seite  280. 
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Dingen  auch  die  Einführung*  der  erweiterten  Selbstverwaltung* 
g-erade  auf  dem  in  Rede  stehenden  Gebiete  Veranlassung  zu 
einer  ausserordentlich  weitgehenden  Differenzierung  nach 
Massgabe  der  besonderen  lokalen  Wünsche  und  Bedürfnisse 
geworden  ist.^)  Vorstehendes  lässt  sich  aber  nicht  nur  hin- 
sichtlich der  regulären  Kreditorganisationen  konstatieren,  die 
unter  gewissen  Bedingungen  zur  Entnahme  von  Meliorations- 
kapitalien zur  Verfügung  stehen,  sondern  trifft  auch  für  die 
subventionsmässige  Unterstützung  von  Kulturunternehmungen 
zu,  welche  als  sozusagen  unzertrennliche  Ergänzung  der 
eigentlichen  Darlehnsgewährung,^)  wenn  auch  im  allgemeinen 
nur  in  rein  statistischer  Weise,  in  den  Kreis  der  Untersuchungen 
einbezogen  worden  ist,  da  diese  eine  möglichst  vollständige 
Gesamtübersicht  über  die  zur  Finanzierung  von  Bodenver- 
besserungen und  dergleichen  überhaupt  getroffenen  Veran- 
staltungen bieten  sollten,  wie  sie  zur  Beurteilung  der  Zweck- 
mässigkeit einer  einzelnen  Gruppe  derselben  bezw.  der 
Notwendigkeit  ihres  weiteren,  rationelleren  Aushaus  für 
erforderlich  erachtet  wurde.  2) 

Abgesehen  von  denjenigen  Subventionen,  welche  aus 
Staatsmitteln,  sei  es  durch  spezielle  Etatsbewilligungen 
oder  aus  ganz  bestimmten  Zwecken  dienenden  Fonds,  zur 
Verfügung  gestellt,  in  der  Regel  aber  nur  unter  der  Be- 
dingung gewährt  werden,  dass  die  interessierten  Verbände 
der  Selbstverwaltung  sich  ebenfalls  zur  Leistung  einer  an- 
gemessenen Beihilfe  bereit  finden  lassen,  4)  bestehen  mit 
Ausnahme  von  Pommern  überall  allgemeine  provinzielle 
Meliorationsfonds,  zu  deren  Speisung  die  betreffenden 
Provinzial-  bezw.  Kommunalverbände  alljährlich  gewisse 
Summen  in  ihren  Haushaltsplan  einzustellen  verpflichtet  sind. 5) 
Die  Verwendung  derselben  6)  ist  gegenwärtig  allerdings  nach 
keineswegs  gleichmässigen  Gesichtspunkten  geordnet^  denn  in 
manchen  Gebietsteilen  können  überhaupt  nur  Kommunen, 
Meliorationsgenossenschaften  und  Deichverbände  mit  Unter- 
stützungen bedacht  werden,  während  Privatpersonen  hiervon 
prinzipiell  ausgeschlossen  worden  sind,  welche  in  anderen 
dagegen  ebenfalls  einen  Anspruch  auf  Berücksichtigung  be- 
sitzen, wenn  auch  im  allgemeinen  den  gemeinnützigen  und 


1)  Vergl.  Seite  77|78. 

2)  Verg].  Seite  23. 

3)  Vergl.  Seite  76. 

4)  Vergl.  Seite  82. 

5)  Vergl.  Seite  81. 

"  6)  Verj^l.  Seite  20  und  folgende. 
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gemeinwirtschaftlichen  Organisationen  der  Vorrang  vor  ihnen 
zugestanden  zu  werden  pflegt.  Überdies  geben  einzelne 
Provinzialverbände  ausschliesslich  Zuschüsse  ä  fonds  perdu 
und  zwar  sowohl  einmalige  zur  Bestreitung  eines  Teiles  der 
Kosten  geplanter  Unternehmungen  wie  auch  fortlaufende  zur 
Deckung  einer  gewissen  Quote  der  Verzinsung  bezw.  Amor- 
tisation anderweitig  zu  Meliorationszwecken  angehehener 
Kapitalien  für  einige  resp.  die  ersten  Jahre  oder  auch  wohl 
auf  längere  Zeit  hin.  Hannover  wendet  dagegen  diese  letzt- 
erwähnte Form  der  Subventionierung  überhaupt  nicht  an/) 
während  die  übrigen  sowohl  geschenkweise  Beihilfen  als  auch 
niedrig-  bezw.  unverzinsliche  Annuitätendarlehen  bewilligen. 
Speziell  für  die  subventionsmässige  Kreditgewährung  existieren 
in  verschiedenen  Provinzen  noch  besondere,  mit  einem 
festen  eisernen,  sich  zumeist  durch  Zuwachsen  des  eigenen 
Zinserträgnisses  noch  beständig  vergrössernden  Kapital 
ausgestattete  Fonds,  von  welchen  vornehmlich  demjenigen 
von  Pommern  grössere  Bedeutung  beizumessen  ist,  da  er  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  als  freilich  nur  sehr  unvollkommener 
Ersatz  für  ein  daselbst  fehlendes,  aber  allem  Anschein  nach 
sehr  notwendiges  reguläres  Meliorationskreditinstitut  angesehen 
werden  kann. 2) 

Von  Staat  und  Provinzialverbandgeuiein- 
schaftlich  gebildete  Fonds  zur  ausserordentlichen 
Förderung  der  Landwirtschaft^)  sind  nach  dem  vorliegenden 
Material  nur  noch  in  Brandenburg  und  Schleswig-Holstein 
zu  vermissen.  Sie  stehen  zwar  überall  ausschliesslich  zur 
Hingabe  von  Zuschüssen  ohne  Auflage  der  Rückgewähr  zur 
Verfügung,  dienen  jedoch  in  der  Osthälfte  der  Monarchie 
in  der  Hauptsache  allein  zur  Unterstützung  von  Unter- 
nehmungen der  Gemeinden  und  Kulturverbände,  da  einzelne 
Grundbesitzer  gewöhnlich  nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mit- 
glieder der  letzteren  zwecks  Durchführung  der  direkt  ihnen 
selbst  obliegenden  „Folgearbeiten"  genossenschaftlicher  Melio- 
rationen, im  übrigen  aber  höchstens  bei  ganz  hervorragender 
Wichtigkeit  und  Nützlichkeit  ihrer  Anlagen  subventioniert 
werden  sollen.  Mit  Hilfe  der  sogenannten  „Westfonds"  wird 
dagegen  eine  allgemeine  Hebung  des  Standes  der  Bodenkultur 
bezw.  der  ökonomischen  Lage  des  landwirtschaftlichen  Ge- 
werbes, insbesondere  der  bäuerlichen  und  kleinbäuerlichen 
Bevölkerung  bezweckt  und  Bewilligungen  aus  diesen  erfolgen 

1)  Vergl  Seite  187. 

2)  Vergl.  Seite  147. 

3)  Vergl.  Seite  82. 


deshalb  nicht  nur  in  grossem  Massstabe  unmittelbar  bezw. 
mittelbar  an  einzelne  Landwirte,  sondern  ausser  zu  Boden- 
verbesserungen und  ähnlichen  Unternehmungen  auch  noch  zu 
den  allerverschiedensten  Massregeln,  welche  auf  eine  Ver- 
vollkommnung der  Produktionstechnik,  des  Obst-,  Wiesen-  und 
Feldgrasbaues,  der  Viehzucht,  Milchwirtschaft  und  dergleichen 
abzielen.^) 

Zur  Befriedigung  des  ßealkreditbedürf nisses  der 
ländlichen  Bevölkerung  sind,  wie  bei  dieser  Gelegenheit  be- 
merkt werden  möge,  land-  bezw.  ritt  er  schaft  liehe  Kredit- 
verbände in  allen  Provinzen  mit  Ausnahme  von  Hessen- 
Nassau  und  der  Rheinprovinz  vorhanden,  wo  sie  durch 
Landeskreditkassen  bezw.  Landesbanken  ersetzt  werden, 
die  sich  jedoch  neben  ihnen  auch  in  Hannover  und  Westfalen 
als  direkte  Konkurrenzinstitute  vorfinden.  Ausserdem  be- 
treiben noch  die  zur  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
befugten  Hilfskassen,  abgesehen  von  der  westpreussischen, 
welche  im  wesentlichen  überhaupt  nur  die  Kreditquelle  des 
Provinzial-Verbandes  selbst  darstellt, 2)  in  ziemlich  ansehnlichem 
Umfange  das  Hypothekargeschäft,  die  ostpreussische  und 
posener  allerdings  noch  unter  gewissen  Einschränkungen,^) 
während  die  schlesische,  namentlich  was  die  Darlehnsgewährung 
an  bäuerliche  Besitzer,  zumal  in  den  ehemaligen  Notstands- 
bezirken anbetrifft,  in  unmittelbaren  Wettbewerb  mit  der 
Landschaft  zu  treten  vermag.^) 

Die  Gewährung  von  Korporationskredit  liegt  in 
Hannover,  Hessen-Nassau,  Westfalen  und  der  Eheinprovinz 
in  der  Hand  der  Landeskreditkassen  bezw.  Landes- 
banken,  während  sie  in  Ostpreussen,  Posen  und  Schlesien 
von  den  obenerwähnten  Provinzial-Hilfskassen  betrieben 
wird.  Anstalten  der  letzteren  Art  finden  sich  zwar  auch 
noch  in  Westpreussen,  Pommern,  Brandenburg  und  Sachsen, 
doch  erweisen  sich  diese,  vor  allen  Dingen  im  Hinblick  auf 
die  ganz  unbedeutende  Höhe  der  ihnen  für  den  Betrieb  des 
Ausleihgeschäftes  zur  Verfügung  stehenden  Kapitalien,  nicht 
in  der  Lage,  eine  ausgebreitete  Tätigkeit  zu  entfalten  und 
allen  an  sie  herantretenden  Anforderungen  in  wünschens- 
werter Weise  zu  entsprechen. 5) 


1)  Vergl.  insbes.  Seite  179. 

2)  Vergl.  Seite  136. 

3)  Vergl.  Seite  III  bezw.  150. 

4)  Vergl.  Seite  162  bezw.  173. 

5)  Vergl.  Seite  83, 
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Landeskultur-Rentenbanken  bestehen  zwar 
Diir  in  Posen,  Schlesien,  Schleswig^-Holstein  und  Westfalen, 
indessen  erscheinen  die  vorstehend  aufgeführten,  sich  der 
Pfleg-e  des  Körporationskredits  widmenden  Anstalten  mit 
bankmässiger  Org-anisation  des  Geschäftsbetriebes  als  voll- 
kommen befähigt,  den  Geldbedarf  der  Kommunen  und 
öffentlich-rechtlicher  Korporationen  zu  Zwecken  der  Boden- 
verbesserung in  jedwedem  Umfange  zu  befriedigen.  Die 
vorhandenen  Realkreditiustitu te  vermögen  dagegen  an 
sich  den  Grundbesitzern  die  Möglichkeit  der  jederzeitigen 
Aufnahme  von  Meliorationskapitalien  nicht  ohne  weiteres  zu 
verbürgen,!)  sondern  dazu  würde  gehören,  dass  sie  mit  be- 
sonderen Einrichtungen  versehen  worden  sind,  welche  den 
Besonderheiten  der  in  Rede  stehenden  Kreditgattang  nament- 
lich durch  eine  zweckentsprechende  Erleichterung  der  Sicher- 
heitsbestellung Rechnung  zu  tragen  haben  werden.'^)  Dahin- 
gehende Bestimmungen,  welche  in  der  Hauptsache  auf  eine 
Erweiterung  der  Beleihungsgrenze  unter  Antizipation  der 
künftigen  Wertsvermehrung  hinauslaufen,  finden  sich,  wenn 
auch  nur  bezüglich  der  Darlehnsge Währung  zu  Zwecken  der 
Drainage,  in  den  Satzungen  der  ostpreussischen  und 
posener  Hilfskasse, 3)  während  die  Landeskreditkasse  zu  Kassel 
die  Vornahme  von  Kulturarbeiten  aller  Art  durch  eine  ganz 
besonders  wohlfeile  Kapitalhingabe  zu  befördern  sucht  4)  und 
ausserdem  in  jüngster  Zeit  durch  eine  gründliche  Umgestaltung 
der  Vorschriften  über  die  Verwendung  des  Kasseler  Melio- 
rationsfonds durch  diesen  gewissermassen  noch  eine  Ergänzung 
erfahren  hat,  mit  deren  Hilfe  auch  den  stärker  verschuldeten 
Landwirten  unter  gewissen  Einschränkungen  die  Möglichkeit 
der  Beschaffung  von  Geldmitteln  zur  Ausführung  von  Ent- 
wässerungen und  Bewässerungen  garantiert  werden  soll  •'^) 

Ganz  abgesehen  davon,  dass  auch  die  vorhandenen 
Organisationen  des  Meliorationskredits  sich  zur  Erfüllung  der 
ihnen  obliegenden  speziellen  Funktionen  zum  grossen  Teife 
nicht  in  wünschenswerter  Weise  eignen,  worauf  jedoch  an 
dieser  Stelle  nicht  weiter  eingegangen  werden  soll,  Hesse  sich 
demnach  eine  ganze  Reihe  von  Provinzen  namhaft  machen, 
welche,  bis  jetzt  wenigstens,  nicht  dazu  gelangt  sind,  den 
Landwirten  eine  besondere,  möglichst  unter  allen  Verhältnissen 


1)  Vergl.  insbes.  Seite  64  und  folgende. 

2)  Ver^l.  Seite  25. 

3)  Vergl.  Seite  122  bezw.  154. 

4)  Vergl.  Seite  196. 

5)  Vergl.  Seite  202, 


wirklich  erreichbare  Kreditquelle  zu  Zwecken  der  Boden- 
melioration  zur  Verfüg-ung  stellen  zu  können,  und  in  einigen 
ist  selbst  nicht  einmal  für  die  rationelle  Befriedigung  des 
Kapitalbedarfes  der  Gemeinden  und  öffentlich-rechtlicher 
Korporationen  zu  derartigen  wie  auch  zu  sonstigen,  ihrer 
Bestimmung  und  Aufgabe  entsprechenden  Unternehmungen  im 
erforderlichen  Umfange  gesorgt. 

Was  speziell  die  Landeskultur- Renten  b  anken 
anbetrifft,  so  muss  es  natürlich  an  sich  einigermassen  auffällig 
erscheinen,  dass  trotz  eines  als  fast  durchweg  vorhanden  zu 
erachtenden  starken  Meliorationsbedürfnisses  und  des  in 
Interessentenkreisen  s.  Zt.  so  allgemein  laut  gewordenen 
Wunsches  nach  Schaffung  zweckdienlicher  Meliorationskredit- 
institute ^)  schliesslich  doch  nur  4  von  den  13  grossen  Selbst- 
verwaltungskorporationen,  welche  durch  das  Gesetz  vom 
13.  Mai  1879  zur  selbständigen  Errichtung  von  solchen  er- 
mächtigt worden  sind,''^)  von  dieser  Befugnis  tatsächlich 
Gebrauch  gemacht  haben,  während  einige  weitere  sogar  in 
etwas  anderer  als  der  ihnen  damit  vorgezeichneten  Weise 
zum  Ziele  zu  kommen  versuchten.  Dieses  Verhalten  der 
Pro vinzial- Verbände  lässt  sich  allerdings  ziemlich  erklärlich 
finden,  wenn  man  einen  Blick  auf  die  Resultate  der  bisherigen 
Geschäftstätigkeit  der  vier  ins  Leben  getretenen  Anstalten 
wirft,  denn  eigentlich  vermag  nur  die  schlesische  auf  eine 
einigermassen  befriedigende  Gestaltung  ihres  Wirkens  zurück- 
blicken, während  eine  irgendwie  beträchtliche  Inanspruchnahme 
einer  der  anderen  bislang  nicht  zu  Tage  getreten  ist.^)  Noch 
dazu  hat  speziell  das  posener  Institut  sich  in  ganz  ausser- 
ordentlich einseitiger  Weise  betätigt,  denn  sämtliche  von  ihm 
bisher  gewährte  Darlehen  sind  von  den  Besitzern  von 
Fideikommiss-  und  Lehnsgütern  zu  Zwecken  der  Drainage 
aufgenommen  worden,^)  da  für  diese  der  Kredit  der  Landes- 
kultur-Rentenbanken unter  derartigen  Verhältnissen  den  grossen 
Vorteil  bietet,  dass  zur  Eintragung  der  zu  übernehmenden 
Rentenverpflichtung  die  Zustimmung  der  Agnaten  etc.  nicht 
erforderlich  ist.-^)  Aber  auch  das  schlesische  hat  seine  ver- 
hältnismässig befriedigenden  Erfolge  zum  guten  Teile  ebenfalls 

1)  Vergl.  Seite  86|87. 

2)  Abgesehen  von  Lauenburg  und  Hohenzollern,  welch  letzteres 
im  Hinblick  auf  seine  Kleinheit  und  geographische  Lage  weitab  vom 
übrigen  Staatsgebiete  auch  bei  den  vorhergegangenen  Darlegungen 
unbedenkUch  ausser  acht  gelassen  werden  konnte. 

3)  Vergl.  Seite  1761177. 

4)  Vergl.  Seite  159. 

5)  Vergl.  Seite  109. 
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nur  dem  Betriebe  dieses  einen,  an  sich  noch  dazu  ganz  unter- 
geordneten Geschäftszweiges  zu  verdanken,  den  es  allerdings 
keineswegs  mit  der  gleichen  xAusschliesslichkeit  kultiviert  hat 
wie  das  erstgenannte.^) 

An  diesem  fast  vollständigen  Fiasko  des  vielerseits  mit 
den  höchstgespannten  Erwartungen  begrüssten  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  tragen  in  erster  Linie  innere,  d.  h.  durch  seinen 
Inhalt  selbst  bedingte  Ursachen  die  Schuld,  denn  nach  den 
an  früherer  Stelle  diesbezüglich  gemachten  Darlegungen  2) 
kann  es  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  durch  seine 
Normativbestimmungen  gegebene  Organisation  der  preussi- 
schen  Landeskultur-Rentenbanken  recht  wesentliche  Mängel 
aufweist.  Ausserdem  kommt  noch  in  Betracht,  dass  in  vielen 
Beziehungen  überhaupt  keine  direkt  bindenden  Vorschriften 
erlassen  worden  sind,  sondern  lediglich  eine  Art  Rahmen 
aufgestellt  und  im  übrigen  den  Provinzial-Verbänden  die 
Freiheit  gegeben  wird,  dessen  Ausfüllung  in  den  speziellen 
Satzungen  ihrer  Anstalten  nach  eigenem  Ermessen  und  unter 
möglichster  Berücksichtigung  der  in  ihrem  engeren  Gebiete 
herrschenden  besonderen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  vor- 
zunehmen,^) denn  letztere  sind  dabei  nicht  selten  in  einer 
Weise  verfahren,  welche  den  Intentionen  des  Gesetzgebers 
bezw.  der  Staatsregierung  recht  wenig  entsprochen  haben 
dürfte.  Wie  der  grössere  Teü  von  ihnen  von  der  Befugnis 
zur  Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken  überhaupt 
keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  so  hielten  es  wiederum  die- 
jenigen, welche  sich  schliesslich  doch  hierzu  veranlasst  sahen, 
sehr  oft  nicht  für  angezeigt,  bei  der  Abfassung  der  Spezial- 
statuten die  zu  diesem  Behufe  namentlich  in  den  Motiven 
gegebenen  Anregungen  und  Fingerzeige  zu  berücksichtigen, 
indem  sie  auf  diese  oder  jene  ihnen  erteilte  Fakultas  entweder 
völlig  verzichteten,  oder,  falls  sich  dies  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse als  untunlich  erwies,  sie  andererseits  in  bisweilen 
recht  unzweckmässigem  Sinne  anwandten. 

Ohne  Zweifel  sind  jedoch  auch  noch  verschiedene  äussere, 
sich  nicht  aus  den  Einrichtungen  der  Landeskultur-Renten- 
banken selbst  herleitende  Gründe  für  deren  Misserfolge  mit 
verantwortlich  zu  machen  und  zwar  würde  unter  diesen  wohl 
vor  allen  Dingen  die  Konkurrenz  anderweitiger,  den- 
selben geographischen  Geschäftskreis  bearbeitender  Kredit- 
organisationen zu  nennen  sein.   Landschaften,  welche  sich 

1)  Vergl.  Seite  177. 

2)  Vergl.  Seite  90  und  folgende. 

3)  Ver^l.  Seite  89. 


neben  allen  bestehenden  Anstalten  finden,  können  allerdings 
an  sich  deren  Geschäftstätigkeit  eigentlich  in  keiner  Weise 
beeinträchtigen,  denn,  solange  die  Bepfandbriefung  der  Güter 
noch  nicht  die  volle  satzungsmässige  Höhe  erreicht  hat, 
wird  in  der  Regel  überhaupt  keine  Veranlassung  dazu  vor- 
liegen, dass  die  Grundbesitzer  sich  an  ein  besonderes  Melio- 
rationskreditinstitut wenden,  welches  ihnen  deshalb  die 
Kapitalbeschaffung  in  der  Hauptsache  ja  auch  nur  für  den 
Fall  ermöglichen  soll,  dass  weiterer  Kredit  bei  jenen  zur 
Zeit  nicht  mehr  erhältlich  ist.») 

Als  ernsthafte  Wettbewerberin  kommt  dagegen  sowohl 
in  Posen  wie  in  Schlesien  die  Provinzial-Hilfskasse  und  in 
Westfalen  die  Landesbank  in  Betracht,  denn  diese  drei  An- 
stalten vermögen  namentlich  in  ihrer  Eigenschaft  als  allgemeine, 
nicht-spekulative  Organisationen  des  Korporationskredits  ohne 
weitere  Schwierigkeiten  das  ganze  Geschäft  mit  Gemeinden 
sowie  öffentlich-rechtlichen  Meliorations-  und  Deichverbänden 
an  sich  zu  ziehen,  von  welchem  aber  gerade  in  den  Motiven 
zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879  behauptet  wird,  dass  sein 
Betrieb  unter  den  in  Aussicht  genommenen  Bedingungen 
allein  schon  hinreichend  sei,  um  den  Landeskultur-Renten- 
banken die  volle  Existenzberechtigung  zu  sichern  und  eine 
segensreiche  Wirksamkeit  zu  verbürgen.  Die  posener  Hilfs- 
kasse ist  sogar  noch  mit  besonderen  Einrichtungen  zur 
Finanzierung  von  Drainage-Unternehmungen  stärker  ver- 
schuldeter Landwirte  versehen^)  und  infolgedessen  erscheint  es 
auch  sehr  begreiflich,  dass  das  neben  ihr  arbeitende  spezielle 
Meliorationskreditinstitut  seinen  tatsächlichen  Wirkungskreis 
noch  wesentlich  enger  gezogen  hat  als  den  statutarischen, 
indem  es  sich  ausschliesslich  der  Beleihung  von  Lohns-  und 
Fideikommissgütern  widmet. 

Eine  gewisse  Rolle  kann  endlich  noch  der  Umstand 
gespielt  haben,  dass  die  Begründung  und  der  Betrieb  von 
Landeskultur-Rentenbanken  Sache  der  Provinzen  ist,  der 
kulturtechnische  Dienst  dagegen  von  staatlichen  Behörden 
wargenommen  wird,  denn  dadurch  dürften  einem  zweck- 
gemässen  Zusammenarbeiten  beider  Organisationen,  wie  es  für 
die  gedeihliche  Entwickelung  der  ersterwähnten  als  höchst 
notwendig  zu  erachten  ist,  leicht  wesentlichere  Schwierig- 
keiten erwachsen,  wenn  eine  derartige  engere  Verbindung 
unter  diesen  Verhältnissen  überhaupt  beliebt  wird.  Dabei 


1)  Vergl.  Seite  45. 

2)  Vergl.  Seite  154. 
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wäre  aber  fernerhin  noch  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  allem 
Anschein  nach  öffentliches  kiüturtechnisches  Personal  in 
Preussen  überhaupt  nicht  in  ausreichendem  Unifang-e  vor- 
handen ist,  um  allen  denjenigen  Anforderungen,  welche  seitens 
der  Landwirtschaft  mit  Fug  und  Recht  gestellt  werden  können, 
in  vollem  Umfange  zu  genügen  und  die  Ausführung  nützlicher, 
rationeller  Bodenverbesserungen  in  wünschenswerter  Weise 
anzuregen  und  zu  befördern.  Ob  endlich  seitens  der  land- 
wirtschaftlichen Vereine  und  sonstiger  hierzu  geeigneter 
Körperschaften  energischere  Anstrengungen  gemacht  worden 
sind,  um  die  Landeskultur-Rentenbanken  in  Interessenten- 
kreisen bekannt  zu  machen  und  die  ländliche  Bevölkerung 
über  ihre  Einrichtungen  resp.  deren  spezielle  Bedeutung  auf- 
zuklären, muss  jedenfalls  stark  bezweifelt  werden,  wenn  auch 
keinerlei  unumstössliche  Beweise  für  das  Gegenteil  vorliegen. 

2.  Wie  au  früherem  Orte  ausführlich  dargelegt  wurde, 
hatte  sich  die  Staatsregierung  durch  die  zahlreichen  Petitionen 
um  Errichtung  von  Meliorationskreditinstituten,  mit  denen  sie 
seit  dem  Jahre  1868  unaufhörlich  bestürmt  worden  war,  noch 
nicht  bewegen  lassen,  den  Kammern  einen  diesbezüglichen 
Gesetzentwurf  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten,  sondern 
dazu  bedurfte  es  erst  einer  unmittelbaren  Intervention  des 
Abgeordnetenhauses  selbst,  welches  durch  Beschluss  vom 
12.  Juni  1875  eine  direkte  dahingehende  Forderung  aus- 
sprach, Freilich  Hess  sich  schon  in  i^nbetracht  der  un- 
verhältnisraässig  langen  Dauer  der  daraufhin  eingeleiteten 
Vorarbeiten  mit  einer  gewissen  Berechtigung  annehmen,  dass 
die  Regelung  der  ganzen  Materie  auf  sehr  beträchtliche 
Schwierigkeiten  gestossen  sein  musste,  und  als  das  Gesetz, 
das  nach  allem,  was  vorausgegangen  war,  ein  von  allen  Be- 
teiligten sehnlichst  gewünschtes  Ziel  zu  treffen  schien,  in 
seiner  erstmaligen  Fassung  dem  Landtage  endlich  unterm 
23.  November  1878  zugefertigt  wurde,  war  die  Enttäuschung, 
welche  sein  Inhalt  in  Interessentenkreisen  verursachte,  eine 
nahezu  allgemeine.  2) 

Unbefriedigt  fühlten  sich  in  erster  Linie  diejenigen, 
welche  namentlich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  zur  gleichen 
Zeit  auch  noch  der  Entwurf  zu  einer  Neuorganisation  der 
Verhältnisse  der  Wassergenossenschaften  in  Vorbereitung 
gewesen  und  das  Landeskultur-Rentenbankgesetz  von  der 
Staatsregierung  selbst  als   eine  Art  Ergänzung  desselben 


1)  Vergl.  Seite  87. 

2)  Ver^l.  Seite  103. 
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bezeichnet  worden  war/)  sich  zu  der  Schlussfolgerung*  be- 
rechtigt geglaubt  hatten,  dass  ein  energisches,  umfassendes 
Eingreifen  des  Staates  auf  dem  Gebiete  der  Landeskultur 
geplant  sei  und  damit  eine  neue  Epoche  von  Meliorations- 
Unternehmungen  grossartigsten  Massstabes  heraufgeführt 
werden  würde.  Aber  auch  die  grosse  Mehrzahl  derjenigen 
Landwirte,  deren  Hoffnungen  sich  auf  die  Erfüllung  des  in  den 
oben  erwähnten  Petitionen  ausgesprochenen  Wunsches  be- 
schränkt hatten,  dass  durch  geeignete  Einrichtungen  nament- 
lich zu  Zwecken  der  Drainage  Kapitalien  unter  angemessenen, 
d.  h.  der  Natur  des  boden wirtschaftlichen  Betriebes 
Rechnung  tragenden  Bedingungen  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden  möchten,^)  mussten  notwendigerweise  zu  der 
Überzeugung  gelangen,  dass,  obgleich  in  den  der  Regierungs- 
vorlage beigegebenen  Motiven  dii-ekte  dahingehende  Ver- 
sprechungen nicht  ohne  Applomb  gemacht  worden  waren, 
doch  die  in  Aussicht  genommenen  Gesetzbestimmungen  dieser 
Forderung  nicht  in  gehörigem  Masse  gerecht  zu  werden 
verQiochten.^)  Dieser  Ansicht  ist  jedenfalls  auch  die  Staats- 
regierung selbst  gewesen,  denn  ihre  ganzen,  bisweilen  sogar 
etwas  phrasenhaft  anmutenden  Ausführungen  laufen  allem 
Anschein  nach  nur  darauf  hinaus,  durch  starke  Hervorhebung 
anderer,  zumeist  gar  nicht  einmal  so  wichtiger  Momente  ein 
offenes  Eingeständnis  der  Tatsache,  dass  ihr  die  Lösung  des 
Kernpunktes  der  ganzen  Frage  im  wesentlichen  nicht  gelungen 
sei,  zu  vermeiden  oder  wenigstens  deren  ungünstigen  Eindruck 
so  viel  wie  möglich  abzuschwächen. 

Seitens  der  Kammern  ist  dann  zwar  noch  der  Versuch 
gemacht  worden,  den  Mängeln  des  ihnen  unterbreiteten  Ent- 
wurfes wenigstens  einigermassen  abzuhelfen,  doch  stiessen 
diese  bei  ihrem  Beginnen  auf  die  gleichen,  wesentlichen 
Hindernisse  wie  die  Staatsregierung  selbst  und  mussten  sich, 
da  es  ihnen  ebenfalls  nicht  gelang,  zu  deren  radikaler  Be- 
seitigung einen  allerseits  annehmbaren  Ausweg  zu  finden, 
schliesslich  mit  der  Einfügung  von  22  neuen  Paragraphen 
begnügen,  welchen  mit  einer  einzigen  Ausnahme  eigentlich 
kaum  irgendwelcher  praktischer  Wert  beigemessen  werden 
kann. 4)  Letztere  sind  dann  auch  in  das  Gesetz  in  seiner 
endgültigen  Fassung  übergegangen, doch  sind  seitens  Ein- 


1)  Vergl.  Seite  90. 

2)  Vergl.  Seite  86. 

3^  Vergl.  Seite  101  bezw.  108. 

4)  Vergl.  Seite  108. 

5)  Vergl.  Seite  87. 
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sichtiger  an  dessen  Inkrafttreten  wohl  überhaupt  keine 
grösseren  Erwartungen  mehr  geknüpft  worden.  Dafür,  dass 
es  im  gründe  genommen  schliesslich  auch  die  allerbescheidensten 
Hoffnungen  enttäuscht  und  sich  somit  als  vollständig  verfehlt 
erwiesen  hat,  kann  allerdings  nicht  sein  Inhalt  ganz  allein 
verantwortlich  gemacht  werden,  denn  zu  dem  vollständigen 
Fiasko  der  Landeskultur-Rentenbanken  haben,  wie  oben  dar- 
gelegt, noch  eine  ganze  Reihe  anderweitiger,  äusserer  Ur- 
sachen nicht  unwesentlich  beigetragen.^) 

Die  grösste  Schwäche  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
ist  ja  zweifellos  in  seinen  Bestimmungen  über  die  Sicher- 
heitsleistung bei  Darlehnsauf nahmen  einzelner  Grund- 
besitzer gelegen,  denn  diese  müssen  notwendigerweise  allen 
denjenigen,  welche  infolge  starker  Vorverschuldung  auf  die 
Landeskultur-Rentenbanken  als  sozusagen  alleinige  Kredit- 
quellen angewiesen  sind,  deren  Benutzung  in  der  Regel 
vollkommen  unmöglich  machen.  Hieraus  ergiebt  sich  aber, 
dass  gerade  der  hauptsächlichsten  s.  Zt.  in  Interessentenkreisen 
erhobenen  Forderung,  dass  durch  Schaffung  geeigneter  Ein- 
richtungen namentlich  den  als  selbständige  Unternehmer  von 
Meliorationen  auftretenden  einzelnen  Landwirten,  welche 
damals  noch  von  jeglicher  Subventionierung  ausgeschlossen 
waren,^)  die  Möglichkeit  der  jederzeitigen  Kapitalaufnahme 
zu  Zwecken  der  Bodenverbesserung  garantiert  werden  müsse,^) 
nicht  in  genügender  Weise  Rechnung  getragen  und  damit 
den  Anstalten  gleich  von  vornherein  der  allervornehmste 
Teil  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  vollständig  entzogen 
worden  ist. 

Während  der  ersten  einleitenden  Vorarbeiten  zu  ihrem 
Entwürfe  hatte  sich  die  Staatsregierung  allerdings  tatsächlich 
mit  dem  Gedanken  getragen,  in  Gemässheit  der  in  zahlreichen 
der  ihr  unterbreiteten  Petitionen  geäusserten  Wünsche  sowie 
nach  dem  Vorbilde  gewisser  im  Auslande  getroffener  ein- 
schlägiger Massregeln  die  Unterpfandsbestellung  für  Forder- 
ungen der  künftigen  Landeskultur-Rentenbanken  auf  Basis 
des  Systems  der  obligatorischen  Zwangspriorität  zu 
ordnen,^)  wodurch  ja  jedenfalls  die  ganze  Frage,  wenigstens 
vom  Standpunkt  der  Darlehnssucher  aus  betrachtet,  die  denk- 
bar günstigste  Lösung  erfahren  haben  würde.  Am  Ende  sah 
sie  sich  freilich,  namentlich  infolge  des  ümstandes,  dass  seitens 

1)  Vergl.  Seite  354. 

2)  Vergl.  Seite  87. 

3)  Vergl.  Seite  357. 

4)  Vergl.  Seite  102|103. 


—    359  — 


der  Verwaltung'  mehrerer  Laudschafteo  gegen  ein  derartiges 
Vorgehen  recht  wesentliche  und  wohl  auch  nicht  ganz  un- 
begründete Bedenken  geltend  gemacht  wurden,  doch  veranlasst, 
hauptsächlich  in  deren  Interesse  ein  anderes  Verfahren  ein- 
zuschlagen und  einen  von  dem  ersthin  in  Aussicht  genommenen 
gänzlich  abweichenden  Modus  der  Sicherheitsleistung  zu 
wählen,  welcher  seiner  Natur  nach  den  Landwirten  wenig 
mehr  als  eine  leere  Form  zu  bieten  vermochte  und  somit 
einen  grosszügigen  Geschäftsverkehr  mit  Privatpersonen  voll- 
ständig unmöglich  machen  musste.^)  Dass  die  Staatsregierung 
sich  nicht  dazu  entschliessen  konnte,  zu  gunsten  eines  doch 
immerhin  einigermassen  problematischen  Experimentes  einen 
gesetzlichen  Eingriff  in  die  Verhältnisse  der  geuieinwirtschaft- 
lichen  Kreditinstitute  vorzunehmen,  von  welchem  unter  Um- 
ständen die  nachteiligsten  Folgen  für  deren  weitere  Existenz 
bezw.  ihre  als  höchst  segensreich  erfundene,  weitausgebreitete 
Wirksamkeit  zu  erwarten  waren,  erscheint  ja  durchaus  nicht 
weiter  verwunderlich,  nur  muss  die  Tatsache,  dass  gerade 
das  Vorhandensein  einer  trefflichen  nicht-spekulativen  Organi- 
sation des  ländlichen  Besitzkredits  in  Preussen  die  Errichtung 
zweckdienlich  ausgestalteter  Landeskultur-Eentenbanken  un- 
mittelbar verhindert  hat,  unstreitig  als  sehr  bedauerlich 
erachtet  werden. 

Nach  den  Vorschriften  über  die  Sicherheitsleistung  bei 
Kreditentnahmen  zu  nachhaltige  Ertragssteigerungen  der  von 
ihnen  betroffenen  Bodenflächen  herbeiführenden  Meliorationen, 
welche  in  dem  Eegierungs-Entwurfe  aufgestellt  worden  waren 
und  auch  in  dem  Gesetze  in  seiner  endgültigen  Fassung  ent- 
halten sind,  sollte  ja  den  Landwirten  die  Kapitalbeschaffung 
lediglich  durch  eine  Erweiterung  der  Beleih ungsgrenze 
über  das  bei  den  gemeinnützigen  Eealkreditaustalten  übliche 
Mass  hinaus  unter  Eangstelking  der  für  die  Landeskultur- 
Eentenbank  auf  den  verbesserten  Liegenschaften  einzutragenden 
Hypothek  bezw.  Grundschuld  hinter  den  Forderungen  der 
vorhandenen  Eealberechtigten  erleichtert  werden. 2)  Dabei 
hat  man  es  aber  aus  allerdings  leicht  begreiflichen  Gründen 
doch  nicht  für  angebracht  gehalten,  wirklich  soweit  zu  gehen, 
als  es  im  Hinblick  auf  die  im  allgemeinen  ziemlich  starke 
Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes,  namentlich  in  der 
östKchen  Hälfte  der  Monarchie,  notwendig  gewesen  wäre,  um 
denjenigen,  welche  infolge  Erschöpfung  ihres  anderweitigen 


1)  Vergl.  Seite  103. 

2)  Vergl.  Seite  98  und  folgende. 
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Anstaltskredits  für  die  Benutzung  der  Banken  sozusagen 
allein  in  Frage  gekommen  sein  würden,^)  in  tatsächlich 
schätzenswertem  Umfange  Hilfe  zu  bringen  und  damit  den 
Wünschen,  welche  den  unmittelbaren  Anstoss  zu  der  ganzen 
Massregel  gegeben  hatten, 2)  wenigstens  einigermassen  zu 
entsprechen. 

Im  allgemeinen  wird  anzunehmen  sein,  dass  die  Schuld 
innerhalb  der  ersten  ^j^  des  zeitigen,  durch  eine  ad  hoc  auf- 
zunehmende Taxation  ausgemittelten  Wertes  der  als  Unter- 
pfand angebotenen  Immobilien  zu  stehen  kommen  muss,^)  so 
dass,  wenn  bei  Anwendung  dieses  Verfahrens  noch  ein 
grösseres  Kapital  von  im  Minimum  ^/^g  des  Betrages  der 
Schätzung  gewährt  werden  soll,  vorauszusetzen  ist,  dass  das 
betreffende  Gut  ungünstigstenfalls  von  der  Landschaft  in  voller 
satzungsmässiger  Höhe  bepfandbrieft,  mit  weiteren  Ver- 
pflichtungen dagegen  nicht  behaftet  ist.  Hiermit  dürfte  nun 
aber  gerade  bei  grösseren  Besitzungen,  welche  sich  zur 
selbständigen  Ausführung  von  Kulturarbeiten  noch  am  aller- 
meisten eignen,  als  Regel  wohl  kaum  gerechnet  werden 
können,  da  auf  diesen  hinter  den  unkündbaren  Instituts- 
forderungen noch  in  sehr  bedeutendem  Umfange  zweitstellige 
Individualhypotheken  eingetragen  zu  sein  pflegen.*)  Überdies 
bedeutet  demgegenüber  die  Antizipation  des  künftigen  Mehr- 
wertes verbunden  mit  Sicherheitsbestellung  innerhalb  der 
ersten  Hälfte  des  späteren  Gesamtwertes  der  Liegenschaften 
zumeist  durchaus  nicht  etwa  einen  Vorteil,  denen  eine  Er- 
höhung des  ursprünglichen  Wertes  des  gesamten  zu  verunter- 
pfändenden  Grundeigentums  um  zum  wenigsten  50 ^/o,  welche 
allein  ihre  Anwendung  als  rationell  erscheinen  lassen  würde, 
dürften  die  zur  Finanzierung  kommenden  Bodenmeliorationen 
im  allgemeinen  wohl  nur  ganz  ausnahmsweise  zur  Folge 
haben, 

Auch  darin,  dass  die  Anstalten  befugt  sein  sollen,  in 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  ein  zur  Bestreitung  des  ganzen 
zur  Ausführung  eines  Kultur-Unternehmens  für  erforderlich 
erachteteten  Aufwandes  völlig  ausreichendes  Kapital  nicht 
zugesichert  werden  konnte,  dem  Erborger  nach  Fertigstellung 
seiner  Anlagen  weitere  Geldmittel  bis  zur  Höhe  der  ihm 
tatsächlich  erwachsenen  Kosten  zu  bewilligen,  falls  durch 


1)  Vergl.  Seite  101|102. 

2)  Vergl.  Seite  102. 

3)  Ver^l.  Seite  99. 

4)  Vergl.  Seite  66. 

5)  Vergl.  Seite  99. 
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eine  neue  Taxation  das  Vorhandensein  einer  entsprechenden 
Wertserhöhung  konstatiert  wird,  ^)  lässt  sich  keineswegs  eine 
besondere  Vergünstigung  erblicken.  Ein  bereits  vorhandenes 
Pfandobjekt,  noch  dazu  innerhalb  der  ersten  Hälfte  seines 
Wertes,  kann  ja  auch  jedes  Besitzkreditinstitut  ohne  besondere 
Schwierigkeiten  beleihen  und  ein  förmliches  Versprechen,  in 
späterer  Zeit  einen  bestimmten  nachgesuchten  Betrag  zu 
gewähren,  wenn  für  denselben  eine  den  statutarischen  Be- 
stimmungen genügende  Sicherheit  angeboten  werden  kann, 
wird  ein  solches  dem  Darlehusbedürftigen  gewöhnlich  wohl 
ebenfalls  ohne  wesentliche  Bedenken  zu  geben  vermögen. '2) 
Dass  Privatpersonen  bei  höherer  Vorverschulduug  eine 
wirklich  erreichbare  Kreditquelle  zu  Zwecken  der  Boden- 
verbesserung durch  auf  grund  ihres  Entwurfes  ins  Leben 
tretende  Landeskultur-Rentenbanken  nicht  eröffnet  werden 
würde,  hat  allerdings  die  Staatsregierung  selbst  eingesehen. 
In  den  diesem  beigegebenen  Motiven  legt  sie  deshalb  auch 
das  Schwergewicht  auf  die  Darlehnsgewährang  an  Gemeinden 
und  Verbände  des  öffentlichen  Rechtes  ohne  Grundver- 
sich er  ung,^)  w^elche  allein  schon  als  genügend  angesehen 
werden  müsse,  den  Anstalten  ihre  volle  Existenzberechtigung 
zu  sichern  und  denselben  eine  segensreiche  Wirksamkeit  im 
Interesse  der  landwirtschaftlichen  Meliorationsbestrebungeu 
bei  korporativem  Wirken  der  Grundbesitzer  in  Aussicht  zu 
stellen.  Letzteres  kann  nun  aber  nur  unter  der  Voraus- 
setzung als  zutreffend  anerkannt  werden,  dass  gemeinnützige 
Organisationen,  welche  sich  die  Pflege  des  Korporationskredits 
zur  bestimmungsgemässen  Aufgabe  machen,  überhaupt  nicht 
vorhanden  sind,^)  denn  eigentlich  bildet  diese  nicht  die  vor- 
nehmste Funktion  eines  speziellen  Meliorationskreditiustitutes, 
etwa  abgesehen  von  denjenigen  Fällen,  in  denen  dessen  ganze 
Tätigkeit  auf  eine  allgemeine  Subventionierung  nützlicher 
Kulturarbeiten  hinausläuft.^)  Zu  berücksichtigen  ist  freilich, 
dass  zu  jener  Zeit  reguläre  provinzielle  Bankanstalten  nur 
erst  in  sehr  geringer  Zahl  vorhanden  waren  und  sich  auch 
wohl  kaum  annehmen  liess,  dass  sich  solche  in  der  Weise  und  dem 
Umfange,  wie  es  bald  nachher  wirklich  geschehen  ist,  aus 
den  zwar   damals  schon  bestehenden,  aber  nur  mit  sehr 


1)  Vergl.  Seite  101. 

2)  Ver^l.  z.  B.  Seite  195. 

3)  Vergl.  Seite  355. 

4)  Vergl.  Seite  73. 

5)  Vergl.  Seite  16. 


—    362  — 


beschränkten  Mitteln  arbeitenden  Provinzial-Hilfskassen  heraus- 
entwickeln würden.^) 

Das  Prinzip  der  prioritätischen  Eintragung"  von  Landes- 
kultur-Renten ist  schliesslich  wiederum  hervorgeholt  worden, 
als  der  Landtag  in  der  Überzeugung,  dass  die  Landeskultur- 
Rentenbanken  nicht  im  stände  sein  würden,  ihrer  speziellen 
Bestimmung  entsprechend  die  Tätigkeit  der  vorhandenen 
nicht-spekulativen  Besitzkreditinstitute  im  erforderlichen  Masse 
zu  ergänzen,  noch  den  Versuch  machte,  die  Benachteiligung, 
welche  nach  der  ihm  zugegangenen  Vorlage  einzelne  Grund- 
besitzer gegenüber  den  Kommunen  und  Genossenschaften 
erfahren  sollten,  nach  Kräften  zu  beseitigen  und  denselben 
auch  bei  stärkerer  Vorverschuldung  wenigstens  die  Kapital- 
beschaffung zu  Zwecken  der  Drainage  noch  zu  ermöglichen, 
welch  letztere  auch  in  den  der  Staatsregierung  unterbreiteten 
Petitionen  als  weitaus  wichtigste  und  deshalb  einer  ganz 
besonderen  Beförderung  für  wert  zu  erachtende  Meliorations- 
form bezeichnet  worden  war.''^)  Hierbei  musste  man  sich 
allerdings  bald  ebenfalls  zu  der  Ansicht  bekehren,  dass  die 
Anwendung  eines  Zwanges  gegen  nicht  freiwilhg  im  Range 
ausweichende  Realberechtigte  im  Hinblick  auf  dem  entgegen- 
stehende schwerwiegende  Bedenken  und  namentlich  den 
Widerstand  der  landschaftlichen  Kreditverbände  jedenfalls  als 
völlig  inopportun  zu  erachten  sei,  und  um  den  in  Interessenten- 
kreisen laut  gewordenen  Wünschen  wenigstens  in  etwas 
entgegenzukommen,  verfiel  man  schliesslich  auf  einen  Mittel- 
weg, welcher  dann  auch  von  der  Staatsregierung  für  annehm- 
bar befunden  und  in  den  sogenannten  „Drainagebestimmungen", 
um  welche  deren  ursprünglicher  Entwurf  am  Ende  erweitert 
wairde,  angegeben  worden  ist.^) 

Der  hiermit  geschaffene  Modus  beruht  im  wesentlichen 
darauf,  dass  bei  der  Finanzierung  von  Unternehmungen 
beregter  Art,  welche  eine  dem  zu  ihrer  Durchführung  er- 
forderlichen x^ufwand  äquivalente  Wertserhöhung  der  zu 
meliorierenden  Grundstücke  unzweifelhaft  herbeiführen  werden, 
die  prioritätische  Eintragung  der  aus  dem  herzuleihenden 
Kapital  resultierenden  Landeskulturrente  seitens  des  Darlehns- 
suchers  beantragt  werden  kann,  aber  nur  unter  der  Voraus- 
setzung zulässig  ist,  dass  die  vorhandenen  Hypothekarier, 
deren  Rechte  für  den  Fall  der  Einwilligung  durch  allerhand 
Kautelen  durchaus  sicher  gestellt  w^erden  müssen,  sich  aus 

1)  Vergl.  Seite  83|85. 

2)  Vergl.  Seite  86  bezw.  102. 

3)  Vei-gl.  Seite  103. 


freien  Stücken  damit  einverstanden  erklären.^)  Die  Grundlage 
der  ganzen  Massregel  bildet  ein  besonderes,  in  seinen  Einzel- 
heiten allerdings  ziemlich  umständliches  und  langwieriges 
Verfahren,  mit  dessen  Hilfe  die  Auseinandersetzungsbehörden 
in  Gemeinschaft  mit  sachverständigen,  von  den  Provinzial- 
Ausschüssen  zu  wählenden  Kreiskommissionen  resp.  den  Organen 
der  landschaftlichen  Kreditinstitute  zunächst  an  Hand  des 
von  dem  Kreditbedürftigen  beizubringenden  Materials  die 
technische  Zweckmässigkeit  und  genügende  Rentabilität  der 
geplanten  Drainageanlagen  festzustellen  sowie  in  einer  zweiten 
Phase  eine  Willensäusserung  der  voreingetragenen  Gläubiger 
in  Sachen  der  beantragten  Vorrangseinräumung  durch  ein 
entsprechendes  Aufgebot  herbeizuführen  haben. ''^)  Wider- 
spricht allerdings  daraufhin  einer  der  letzteren  innerhalb  der 
gesetzlichen  Präklusionsfrist  seiner  Postlozierung,  so  ist  die 
Gewährung  des  Vorzugsrechtes  für  die  Landeskulturrente 
sowohl  vor  seinem  eigenen  Ansprüche  als  auch  demjenigen 
aller  ihm  vorgehenden  Realberechtigteu  absolut  ausgeschlossen, 
denn  wenn  auch  die  Generalkommission  die  fehlende  Zu- 
stimmung derjenigen,  welche  auf  die  an  sie  gerichtete  Auf- 
forderung hin  sich  überhaupt  nicht  zur  gehörigen  Zeit  gemeldet 
haben,  durch  einen  unanfechtbaren  Beschluss  zu  ergänzen 
hat,  so  sind  ihr  doch  keine  Mittel  an  Hand  gegeben,  die 
fehlende  Einwilligung  eines  Gläubigers  zu  erzwingen,  wenn 
dieselbe  in  aller  Form  verweigert  worden  war.  3) 

Dass  mit  dieser  Einrichtung  für  die  stärker  verschuldeten 
Grundbesitzer  nicht  viel  gewonnen  werden  konnte,  liegt  auf 
der  Hand,  denn  in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
gemeinnützige  Bodenkreditanstalten,  die  mit  Rücksicht  auf 
den  ihnen  durch  Statut  bezw.  Gesetz  vorgeschriebenen  Modus 
der  Sicherheitsleistung  jedwede  Rangausweichung  prinzipiell 
ablehnen  müssten,  als  Inhaber  der  erststelligen  Forderungen 
auftreten,  wird  sich  die  Möglichkeit  einer  Kapitalaufnahme 
überhaupt  nicht  herbeiführen  lassen.*)  Hiervon  würden  aber 
namentlich  die  grösseren  Grundbesitzer  betroffen  werden,  in 
deren  Kreisen  wiederum  die  selbständigen  Drain age-ünter- 
nehmer  zum  weitaus  grössten  Teile  gesucht  werden  müssen, 
denn  diese  pflegen  sich  zur  Deckung  ihres  Kapitalbedarfes 
mit  Vorliebe  an  die  Landschaften  bezw.  ähnliche  gemein- 
nützige Institute  zu  wenden  und  solche  im  allgemeinen  in 

1)  Vergl.  Seite  104. 

2)  Vergl.  Seite  105. 

3)  Vergl.  Seite  106. 

4)  Vergl.  Seite  41  bezw.  102, 
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wesentlich  bedeutenderem  ümfang"e  zu  benutzen  wie  die 
bäuerlichen  Wirte,  die  vielerorts  rein  gewohnheitsmässig  der 
kündbaren  Schuldverpflichtung-  in  Form  der  Individual- 
Hypothek  den  Vorzug  geben. 

Damit,  dass  anderweitige  Gläubiger,  insbesondere  in 
ihrer  Entschlussfähigkeit  in  keiner  Beziehung  behinderte 
Privatleute  sich  mit  einer  Prioritätseinräumung  wenigstens 
in  der  Eegel  einverstanden  erklären  werden,  lässt  sich  aber 
ebenfalls  kaum  rechnen,  denn  selbst  wenn  die  bei  früherer 
Gelegenheit  namhaft  gemachten  Gründe^)  dem  nicht  entgegen- 
wirken würden,  bleibt  es  doch  immer  noch  sehr  fraglich,  ob 
man  sich  wirklich  zu  einem  Zugeständnis  bequemen  wird, 
von  dem  man  bestimmt  weiss,  dass  es  von  den  grossen 
berufsmässigen  Kreditorganisationen  unbedingt  verweigert 
werden  muss.  Ähnliches  würde  aber  auch  gegenüber  dem 
Umstände,  dass  die  prioritätisch  einzutragende  Rente  nicht 
gerade  prinzipiell  an  erster  Stelle  zu  stehen  zu  kommen 
braucht,^)  geltend  gemacht  werden  können,  denn  dass  der 
Inhaber  einer  an  sich  schon  mit  einer  minderen  Sicherheit 
ausgestatteten  Forderung  sich  sehr  bedenken  wird,  seine 
Zustimmung  zu  einer  Rangausweichung  zu  geben,  welche 
von  einem  ihm  sogar  mit  seinem  Ansprüche  vorgehenden 
Gläubiger  abgelehnt  wurde,  erscheint  jedenfalls  nur  allzu 
erklärlich. 

Gegenüber  gewissen  vielleicht  doch  an  die  Drainage- 
Vorschriften  geknüpften  Erwartungen  hat  denn  schliesslich 
auch  die  in  Interessentenkreisen  allgemein  geteilte  Anschauung, 
dass  die  ganze  Einrichtung  ohne  die  Möglichkeit,  die  Post- 
lozierung  der  voreingetragenen  Realberechtigten  auch  gegen 
deren  Willen  durchzusetzen,  nur  sehr  wenig  praktischer  Wert 
innewohne, 3)  in  vollem  Umfange  Recht  behalten,  denn  nach 
dem  vorliegenden  Material  zu  urteilen,  ist  es  zu  einer  Auf- 
legung von  prioritätischen  Renten,  wenigstens  auf  Allodial- 
güter,  bislang  wohl  überhaupt  noch  nicht  gekommen,'^)  wie 
auch  die  Inanspruchnahme  der  bestehenden  Landeskultur- 
Rentenbanken  seitens  einzelner  Grundbesitzer  unter  anderen 
Bedingungen  nur  eine  äusserst  minimale- genannt  werden 
kann.'')  Als  von  tatsächlicher  Bedeutung  hat  sich  einzig  und 
allein  die  weitere  Bestimmung  erwiesen,  dass  die  Inhaber 


1)  Vergl.  Seite  41  bezw.  47. 

2)  Vergl.  Seite  106  bezw.  253. 
8)  Vergl.  Seite  102. 

4)  Vergl.  Seite  159  bezw.  177. 

5)  Vergl.  Seite  176. 


von  Lelms-  und  Fideikommissgütern  zur  Belastung* 
derselben  mit  Drainagerenten  der  Zustimmung  der  Fidei- 
kommissnachfolger  und  Agnaten  nicht  bedürfen/)  was  ja 
namentlich  darin  zum  Ausdruck  kommt,  dass  von  dem  posener 
Institute  ganz  ausschliesslich  derartige  Besitzungen  beliehen 
worden  sind  und  auch  das  schlesische  in  einem  in  Ansehung 
seiner  Gesamttätigkeit  verhältnismässig  bedeutendem  Umfange 
durch  den  Betrieb  dieses  speziellen  Geschäftszweiges  in  An- 
spruch genommen  wurde.^) 

Alle  sonstigen  durch  Vorschriften  des  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  bedingten  Mängel  der  Einrichtungen  der 
preussischen  Landeskultur-Renten banken  sind  im  grossen  und 
ganzen  nicht  der  Art,  dass  durch  sie  die  Benutzung  derselben 
irgendwie  wesentlich  in  ungünstigem  Sinne  beeinflusst  werden 
könnte.  Zum  Teil  sind  sie  zwar  auch  als  direkte  Verstösse 
gegen  die  Grundsätze  der  rationellen  Meliorationskredit- 
gewährung anzusehen,  dürften  aber  von  den  Darlehnssuchenden 
selbst  weniger  als  ein  Nachteil,  denn  eine  Erleichterung 
gegenüber  den  ihnen  eigentlich  aufzuerlegenden  Bedingungen 
empfunden  werden.  Insbesondere  gilt  dies  von  dem  Umstände, 
dass  in  §  5  nur  eine  einzige  generelle  Minimal- Amorti- 
sationsquote, welche  noch  dazu  als  verhältnismässig  sehr 
niedrig  gegriffen  erachtet  werden  muss,  aufgestellt  wird  und 
im  übrigen  den  Provinzial- Verbänden  für  die  Spezialstatuten 
ihrer  Anstalten  eine  Abstufung  des  Mindestsatzes  nach  Mass- 
gaben des  voraussichtlichen  Anhaltens  der  ertragssteigernden 
Wirkung  der  verschiedenen  Meliorations-Gattungen  zwar 
dringend  anempfohlen,  aber  keineswegs  zur  Pflicht  gemacht 
worden  ist.^)  Falls  sich  also  weder  diese  aus  freien  Stücken 
hierzu  bereit  finden  lassen  noch  die  Institutsverwaltuugen  in 
ihrer  Praxis  eine  entsprechende  Spezifikation  herausbilden, 
ist  auch  kaum  zu  erwarten,  dass,  wenigstens  in  der  Regel, 
eine  der  Dauer  bezw.  Abnutzung  der  Anlagen  Rechnung 
tragende  Tilgungsperiode  gewählt  wird,  da  die  Kreditnehmer 
bei  ihnen  vorbehaltener  freier  Entscheidung  zumeist  den 
zulässig  niedrigsten  Abtrag  bevorzugen  dürften.*) 

Dass  bei  Kapitalentnahmen  auf  gruud  der  Sonder- 
bestimmungen für  Drainagedarlehen  zum  mindesten  mit  4% 
pro  Jahr  getügt  werden  muss/^)  wird  allerdings  dem  Schuldner 


Ij  Vergl.  Seite  108. 

2)  Vergl  Seite  353. 

3)  Vergl.  Seite  98. 

4)  Vergl.  Seite  66. 

5)  Vergl.  Seite  107, 


häufig  genug-  als  eine  übermässig  hohe  Belastung  fühlbar 
werden  und  aus  technischen  Gründen  lässt  sich  eine  derartige 
Beschleunigung  der  Heimzahlung  auch  gar  nicht  rechtfertigen, 
da  bei  Unternehmungen  der  einschlägigen  Art  allseitig  eine 
2*^/0  ige,  also  nur  halb  so  starke  Amortisation  als  im  allgemeinen 
vollkommen  ausreichend  erachtet  worden  ist.^)  Die  ganze 
Vorschrift  kann  deshalb  überhaupt  nur  den  Zweck  verfolgen, 
den  der  Landeskulturrente  im  Range  ausgewichenen  Hypothek- 
gläubigern ein  baldiges  Wiedereinrücken  in  ihre  frühere 
Stellung  zu  sichern,^)  doch  ist  dabei  zu  berücksichtigen,  dass, 
wenn  auch  eine  möglichste  Abkürzung  der  Tilgungsperioden 
sowohl  im  Interesse  einer  wünschenswerten  Befreiung  des 
ländlichen  Grundbesitzes  von  RealkreditverpfUchtungen  wie 
auch  im  Hinblick  auf  einen  sehr  beträchtlichen  Nutzen  der 
betreffenden  Meliorationen  nicht  als  unangemessen  erachtet 
werden  kann,  doch  eine  7^/2 — 8^,0 ige  Jahresleistung  in  dem 
tatsächlichen  Erfolge  derselben  vielleicht  nicht  immer  ein 
völlig  genügendes  Äquivalent  finden  dürfte.^) 

Bezüglich  der  absoluten  Wohlfeilheit  der  Darlehns- 
gewährung  der  Landeskultur-Rentenbanken  würde  ja  an  sich 
nichts  weiter  zu  erinnern  sein,  denn  da  Aktiv-  und  Passiv- 
zinsrate stets  einander  völlig  gleich  sein  müssen,^)  so  könnte 
eine  weitere  Ermässigung  der  ersteren  nur  im  Wege  der 
direkten  Subventionierung  durchgeführt  werden.^)  Bedenken 
wären  vielmehr  lediglich  dagegen  zu  erheben,  dass  das  Gesetz 
den  Provinzial-Verbänden  die  Befugnis  verleiht,  einen  festen 
Beitrag  zur  Deckung  der  Verwaltungsunkosten  von  im 
Maximum  ^/g^  des  ursprünglichen  Schuldkapitals  von  den 
Kreditempfängern  einzuheben.^)  Da  keinerlei  Gründe  zu  der 
Annahme  Veranlassung  gegeben  haben  werden,  dass  diese 
ohne  weiteres  gänzlich  hierauf  verzichten  würden,  so  bedeutet 
die  ganze  Bestimmung  eben  nichts  anderes  als  eine  unter 
Umständen  gar  nicht  einmal  so  unbedeutende  Verteuerung 
der  Darlehnshingabe,  welche  bei  speziellen,  noch  dazu  von 
der  Landwirtschaft  auf  das  sehnlichste  heabeige wünschten 
Organisationen  des  Meliorationskredits  besser  hätte  vermieden 
werden  können.  Freilich  darf  dabei  nicht  vergessen  werden, 
dass  in  den  massgebenden  Kreisen  gerade  sehr  starke  Be- 


1)  Vergl.  insbes.  Seite  107. 

2)  Vergl.  Seite  107. 

3)  Vergl.  Seite  56. 

4)  Vergl  Seite  92. 
5^  Vergl,  Seite  16. 
6)  Vergl  Seite  95. 


fürchtungen  gehegt  wurden,  die  Provinzial-Verbände  möchten, 
vornehmlich  nur  aus  Besorgnis  vor  einer  nicht  unbeträcht- 
lichen dauernden  Belastung  ihrer  Finanzen,  überhaupt  grund- 
sätzlich von  der  Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken 
Abstand  nehmen,  0  doch  wäre  die  Frage  der  Deckung  des 
tatsächlich  entstehenden  Regieaufwandes  bei  einigem  Ent- 
gegenkommen der  Staatsregierung  sicher  auch  in  anderer, 
rationellerer  Weise  zu  lösen  gewesen  als  im  Wege  der 
Heranziehung  der  Schuldner. 

Die  im  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  beliebte  Bemessung 
des  Zinsfusses  der  auszugebenden  Darlehen  bezw.  Schuld- 
verschreibungen auf  im  Maximum  41/2^/0^)  kann  in  den 
gegenwärtigen  Zeitläuften,  wo  Papiere  von  der  Qualität  der 
Landeskultur-Rentenbriefe  gewöhnlich  mit  3^/a^/oiger,  höchstens 
einmal  4^/0 igor  Verzinsung  auf  den  Markt  gebracht  zu  werden 
pflegen,  ihrem  Zwecke,  der  Möglichkeit  von  Kreditüber- 
teuerungen seitens  der  Provinzial-Verbände  vorzubeugen, 
natürlich  in  keiner  Weise  mehr  genügen.  Eine  derartige 
feste  Grenze  in  ein  auf  unbestimmte  Zeit  hin  erlassenes 
Gesetz  aufzunehmen,  während  doch  die  Geldmarktverhältnisse 
fortwährenden  Schwankungen  unterworfen  worden  sind,  er- 
scheint überhaupt  als  sehr  wenig  praktisch  und  hat  selbst- 
verständlich gar  keinen  Wert,  wenn  dieselbe  nicht  bei  ein- 
tretendem Bedürfnis  nach  Massgabe  der  Bewegungen  des 
Landeszinsfusses  verschoben  wird,  zu  welchem  Behufe  aber 
wiederum  jedesmal  der  ganze,  im  allgemeinen  ja  stets  etwas 
schwerfällig  arbeitende  Gesetzgebungsapparat  in  Tätigkeit 
gesetzt  werden  müsste. 

Als  eine  Lücke  im  Gesetz,  welche  gelegentlich  auch  den 
Kreditnehmer  recht  empfindlich  zu  berühren  vermag,  ist  der 
Umstand  anzusehen,  dass  zwar  das  System  des  Optionsdarlehns 
angenommen,  dem  Erborger  aber  keine  Möglichkeit  eröffnet 
worden  ist,  den  beim  Verkauf  empfangener  Landeskultur- 
Rentenbriefe  unter  dem  Nennwerte  entstehenden  Kursverlust 
in  irgendeiner  Weise  auszugleichen,  um  in  den  Besitz  des 
gesamten  ihm  zur  Ausführung  seiner  Melioration  notwendigen 
baren  Kapitals  zu  gelangen.^)  Zu  berücksichtigen  ist  aller- 
dings, dass  den  Landeskultur-Rentenbanken  Mittel  zur  Ge- 
währung von  Ergänzungsdarlehen  überhaupt  nicht  zur  Ver- 
fügung stehen,-^)  doch  würde  sich  das  hierzu  erforderliche, 

1)  Vergl.  Seite  88. 

2)  Vergl.  Seite  92. 
Vergl.  Seite  92. 

4)  Vergl.  Seite  93. 


zweifellos  nur  sehr  geringfügig-e  Kapital,  dass  ja  auch  durchaus 
nicht  etwa  mit  Verlust  hätte  ausgeliehen  zu  werden  brauchen, 
unschwer  vom  Staate  selbst  oder  von  den  Provinzial-Ver- 
bänden  haben  beschaffen  lassen,  sofern  nicht  die  Einstellung 
der  sich  voraussichtlich  ergebenden  Einbusse  in  den  Kosten- 
voranschlag ^)  für  allein  statthaft  erklärt  worden  wäre. 

Ein  Fehler  von  freilich  kaum  mehr  als  theoretischer 
Bedeutung  ist  fernerhin  noch  darin  zu  erblicken,  dass  bei  der 
Finanzierung  von  Unternehmungen,  welche  die  Herbeiführung 
einer  nachhaltigen  Ertragssteigerung  von  ihnen  berührter 
Bodenflächen  nicht  bezwecken,  Spezi al Sicherheit  innerhalb 
des  25  fachen  Betrages  des  Katastralreinertrages  bezw.  der 
ersten  Hälfte  des  Taxwertes  der  als  Unterpfand  anzubietenden 
„land-  oder  forstwirtschaftlich  benutzbaren  Grundstücke" 
bestellt  werden  muss.'-^)  Einmal  würden  dem  wohl  kaum 
irgendwelche  Bedenken  entgegengestanden  haben,  dass  die 
Beieihungsgrenze  bis  auf  ^/^  des  Schätzungswertes  erweitert 
worden  wäre,  wie  es  insbesondere  bei  den  landschaftlichen 
Kreditinstituten  ganz  allgemein  der  Fall  zu  sein  pflegt,^) 
namentlich  wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  die  von  diesen 
aufgestellten  Prinzipien  in  den  speziellen  Statuten  der  be- 
stehenden Landeskultur-Rentenbanken  fast  durchweg  für  die 
Aufnahme  besonderer  Institutstaxen  adoptiert  worden  sind>) 
Ausserdem  ist  aber  auch  die  Einfügung  eines  generellen 
Grundsteuer-Multiplikators  in  das  für  das  gesamte 
Gebiet  der  preussischen  Monarchie  erlassene  Gesetz  zu  be- 
mängeln, denn  da  das  durchschnittliche  Verhältnis  des  Katastral- 
reinertrages zum  wirklichen  Werte  der  Liegenschaften  von 
Provinz  zu  Provinz  ganz  ungemein  grosse  Verschiedenheiten 
aufweist, 5)  so  vermag  die  Aufstellung  eines  derartigen  all- 
gemeingültigen Massstabes  ihrer  Bestimmung,  innerhalb  der 
durch  die  absolute  Sicherheit  auszuleihender  Kapitalien  ge- 
gebenen Schranken  den  Kreditsuchenden  die  Kosten  und 
Weiterungen,  welche  mit  der  Veranstaltung  besonderer  Ab- 
schätzungen in  der  Regel  verknüpft  zu  sein  pflegen,  nach 
Möglichkeit  zu  ersparen,  nur  in  sehr  unvollkommenem  Masse 
zu  entsprechen.*^) 
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Vermisst  werden  könnten  endlich  im  Gesetze  vielleicht 
noch  Bestini mnngen,  welche  geeignete  öffentliche  Behörden 
und  Organe  direkt  in  die  Dienste  der  Landeskultur-Renten- 
banken stellen,  um  dadurch  namentlich  die  Grundlage  für 
eine  wünschenswerte  Lokalisierung  der  Tätigkeit  derselben 
sowie  eine  umfassende  Propagierung  ihrer  Einrichtungen  in 
den  eventuell  für  den  Verkehr  mit  ihnen  in  Betracht  kommen- 
den Kreisen  zu  schaffen.  Eine  förmliche  Beteiligung 
an  den  Geschäften  der  Anstalten  ist  zwar  durch  die 
Sondervorschriften  für  Drainagedarlehen  vor  allen  Dingen 
den  Geueralkommissionen  zur  Pflicht  gemacht  worden,  doch 
erstreckt  sich  diese  lediglich  auf  die  Durchführung  des  bei 
Beantragung  der  Belastung  mit  prioritätischen  Landeskultur- 
renten einzuleitenden  speziellen  Verfahrens,  bei  welchem 
überdies  noch  besondere  Sachverständigenausschüsse  bezw. 
die  Verwaltungen  der  land-  resp.  ritterschaftlichen  Kredit- 
institute mitzuwirken  haben, 

Dass  der  Staat  die  Errichtung  von  Landeskultur-Renten- 
banken nicht  selbst  in  die  Hand  genommen,  sondern  sich  damit 
begnügt  hat,  den  Provinzial-Verbänden  eine  dahingehende 
Fakultas  zu  erteilen,  kann  an  sich  nicht  ohne  weiteres  als 
ein  Fehler  angesehen  werden  und  entspricht  vor  allen  Dingen 
vollkommen  dem  Sinne  des  die  Selbsttätigkeit  der  letzteren 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  organisierenden  Dotationsgesetzes 
vom  8.  Juli  1875,  welches  ihnen  die  Beförderung  von  nach 
Zweck  und  Umfang  nicht  über  das  provinzielle  Interesse 
hinausgehenden  Meliorations-Ünternehmungen  zur  bestimmungs- 
gemässen  Aufgabe  macht.-)  Überdies  lassen  sich  ja  die 
Einrichtungen  der  provinziellen  Institute  unzweifelhaft  den 
innerhalb  ihres  lokalen  Wirkungskreises  herrschenden  Ver- 
hältnissen und  auftretenden  Bedürfnissen  in  weitgehendstem 
Umfange  anpassen,  sofern  nur  der  gute  Wille  dazu  bei  den 
massgebenden  Faktoren  vorhanden  und  diesen  für  die  Auf- 
stellung der  Spezialstatuten  durch  die  gesetzhchen  Normativ- 
bestimmungen auch  ein  dementsprechender  Spielraum  gewährt 
worden  ist.  Allerdings  liesse  sich  hierin  keineswegs  ein 
absoluter  Vorzug  gegenüber  einer  unmittelbaren  staatlichen 
Regelung  des  Meliorationskreditwesens  erblicken,  mit  welcher 
vielmehr  unter  Umständen  bei  genügender  Dezentralisation 
und  verständnisvollem  Eingehen  auf  die  von  den  Organen 
der  Selbstverwaltung  wie  von  den  berufenen  Vertretungen 
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der  Landwirtschaft  geäusserteD  Wünsche  zweifellos  g-enaü 
dasselbe  erreicht  werden  dürfte. 

Andererseits  ist  aber  durchaus  nicht  etwa  mit  völlig-er 
Bestimmtheit  anzunehmen,  dass  die  Provinzial-Verbände  von 
einer  ihnen  neu  übertragenen  Befugnis  stets  sehr  erbaut  sein 
und  speziell  im  vorliegenden  Falle  sich  überhaupt  veranlasst 
finden  werden,  die  Frage  der  Errichtung  einer  Landeskultur- 
Rentenbank  nicht  von  irgend  einem  besonderen  Interessen- 
standpunkte aus,  sondern  lediglich  mit  Rücksicht  auf  das 
Wohl  der  Landbau  treibenden  Bevölkerungsschichten  zu  be- 
handeln. Ist  aber  diese  Voraussetzung  nicht  als  vorhanden 
zu  erachten,  so  liegt  wiederum  die  Gefahr  sehr  nahe,  dass 
auf  eine  Anwendung  des  Gesetzes  von  vornherein  verzichtet 
wird,  ohne  dass  diejenigen  Momente,  mit  denen  ein  solches 
Verfahren  berechtigterweise  begründet  werden  könnte,  einer 
gehörigen,  streng  sachlichen  Prüfung  und  Würdigung  unter- 
zogen oder  wenigstens  als  allein  entscheidend  anerkannt 
worden  sind.  Fraglich  bleibt  es  schliesslich  auch  noch,  ob 
die  Provinzial-Verbände,  wenn  sie  sich  doch  zur  Begründung 
von  Anstalten  der  beregten  Art  bereit  finden  lassen  sollten,  dann 
auch  wirklich  bestrebt  sein  werden,  denselben  innerhalb  der 
ihnen  vorgezeichneten  gesetzlichen  Schranken  eine  solche 
Organisation  zu  geben,  welche  sowohl  den  Absichten  der 
Staatsregieruug  in  vollem  Umfange  entspricht  als  auch  den 
Banken  selbst  nach  Lage  der  Verhältnisse  die  Entfaltung 
einer  möglichst  ausgebreiteten  und  vielseitigen  Wirksamkeit 
zu  garantieren  vermag. 

Dass  eine  derartige  Befürchtung  durchaus  nicht  etwa 
so  ganz  grundlos  erscheint,  zeigt  das  Verhalten  derjenigen 
Provinzen,  von  denen  tatsächlich  Meliorationskreditinstitute 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai 
1879  ins  Leben  gerufen  worden  sind,  denn  diese  haben  bei 
der  Abfassung  der  speziellen  Satzungen  die  gerade  zu  diesem 
Behufe  namentlich  in  den  beigefügten  Motiven  gegebenen 
Anregungen  vielfach  vollkommen  unberücksichtigt  gelassen 
und  dementsprechend  von  den  ihnen  gewährten  Freiheiten 
entweder  überhaupt  keinen  Gebrauch  gemacht  oder  sie  aber 
in  einer  solchen  Weise  ausgelegt,  welche  den  Intentionen 
des  Gesetzgebers  sehr  wenig  Rechnung  getragen  haben 
dürfte.!)  So  ist  es  z.  ß.  keinem  einzigen  der  Provinzial- 
Verbände  beigefallen,  eine  der  durchschnittlichen  Wirkungs- 
dauer der  verschiedenen  Meliorations-Gattungen  entsprechende 


1)  Vergl.  Seite  354. 


AbstufuDg-  des  Amortisations-Minimums  vorzunehmen, 
wie  sie  im  Gesetze  selbst  zwar  lediglich  dem  freien  Ermessen 
anheimg-estellt,  in  dem  diesbezügliche  Teile  der  ihm  bei- 
gegebeneu Begründung  aber  warm  befürwortet  wird/)  sondern 
alle  haben  sich  einfach  mit  der  Übernahme  der  generellen 
Mindestquote  von  ^2^/0^)  begnügt,  mit  alleiniger  Ausnahme 
des  schleswig-holsteinischen,  der  aber  auch  weiter  nichts 
getan,  als  letztere  auf  l^/o  heraufgesetzt  hat.^) 

Auf  die  Befugnis,  zur  Deckung  der  Verwaltungs- 
unkosten einen  besonderen  Beitrag  in  allerdings  gesetzlich 
beschränkter  Höhe  als  Zuschlag  zur  Landeskulturrente  von 
den  Schuldnern  erheben  zu  können,*)  ist  dagegen  nirgends 
prinzipiell  verzichtet  worden,  vielmehr  sind  die  meisten 
Provinzen  in  den  Spezialstatuten  mit  dieser  Extraleistung 
bis  zum  zulässigen  Maximum  von  ^5^/0  ursprünglichen 
Darlehnskapitals  gegangen,^)  abgesehen  von  Westfalen,  welche^ 
sich  lediglich  das  Recht  zur  fakultativen  Einforderung  von 
Vi 0^/0  vorbehalten  und  in  praxi  von  demselben  bis  jetzt  auch 
stets  Gebrauch  gemacht  hat.^)  Obgleich  nun  die  Bestreitung 
des,  wie  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  eigentlich  stets  nur  sehr 
geringfügigen  Regieaufwandes  der  Anstalten  derartig  leistungs- 
fähigen Korporationen  wie  den  preussischen  Provinzialver- 
bänden  kaum  irgendwelche  Schwierigkeiten  gemacht  haben 
würde  und  seine  Überwälzung  auf  die  Erborger  im  Interesse 
einer  möglichst  billigen  Kreditgewährung  besser  vermieden 
worden  wäre,  so  lässt  sich  doch  jenen  ihre  vorstehend  dar- 
gelegte Stellungnahme  gar  nicht  einmal  so  sehr  verübeln, 
denn  die  Möglichkeit,  die  Landeskultur-Rentenbanken  ohne 
eigene  finanzielle  Opfer  zu  betreiben,  war  ihnen  ja  nur  des- 
halb eröffnet  worden,  weil  sonst  zu  befürchten  stand,  dass 
sie  sich  von  der  Errichtung  von  solchen  lediglich  im  Hinblick 
auf  dadurch  bedingte  grössere  regelmässige  Aufwendungen 
abhalten  lassen  würden.^) 

Die  Adoption  der  für  die  Finanzierung  von  Drainage- 
Unternehmungen  als  nicht-obligatorisch  vorgesehenen  Sonder- 
bestim mun  gen  ist  zwar  nur  in  Schleswig-Holstein  unter- 


1)  Vergl.  Seite  365. 

2)  Vergi.  Seite  93. 

3)  Vergl.  Seite  186. 

4)  Vergl.  Seite  95. 

5)  Über  die  Stellungnahme  des  schlesw.-holst.  Prov.-Verbandes 
in  dieser  Angelegenheit  ist  allerdings  nichts  bekannt. 

6)  Vergl.  Seite  219. 

7)  Vergl.  Seite  367. 
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blieben/)  war  aber  auch  in  dem  Statuten  entwürfe  für  eine 
Landeskultur-Rentenbank  in  der  Provinz  Sachsen  mit  der 
Begründung  abgelehnt  worden,  dass  die  Zulassung  der  Auf- 
erlegung prioritätischer  Landeskulturrenten,  wenn  auch  nur 
mit  Einwilligung  der  voreingetragenen  Hypothekgläubiger, 
eher  eine  Schädigung  als  eine  Verbesserung  des  ländlichen 
Realkreditwesens  nach  sich  ziehen  dürfte.^)  Wenn  übrigens 
diese  Spezialvorschriften  doch  für  drei  von  allen  vier  be- 
stehenden Banken  angenommen  worden  sind,  so  beweist  dies 
jedenfalls,  dass  man  sich  einen  gewissen  Nutzen  doch  wohl 
von  ihnen  versprochen  haben  muss,  denn  die  Staatsregierung 
hat  zweifellos  nicht  dazu  ermuntert,  da  ein  zur  Einführung 
des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  ergangener  gemeinschaftlicher 
Erlass  der  beteiligten  Ministerien  vom  9.  Juli  1879  direkt 
die  Bemerkung  enthält,  dass  die  ganze  Einrichtung  zu  den 
erheblichsten  Bedenken  x4nlass  gegeben  habe. 

Wesentliche  Änderungen  sind  endlich  an  dem  durch 
§  1  des  Gesetzes  festgelegten  sachlichen  Wirkungskreise 
der  Landeskultur-Rentenbanken  gemäss  der  diesbezüglich 
erteilten  Fakultas^)  vorgenommen  worden,  zumeist  allerdings 
nur  im  Sinne  einer  Einschränkung  desselben,  denn  auf  die 
Anregung,  die  unter  Ziffer  1  „Beorderung  der  Bodenkultur" 
angeführten  Beispiele  noch  durch  Einfügung  weiterer,  gleich- 
artiger Unternehmungen  zu  ergänzen,  ist  wiederum  nur 
Westfalen  eingegangen,'^)  während  Posen  und  Schleswig- 
Holstein  der  Tätigkeit  ihrer  Anstalten  statutarisch  wesentlich 
engere  als  die  gesetzlichen  Grenzen  gezogen  haben. 5)  Dass 
in  der  ersteren  dieser  beiden  Provinzen  das  spezielle  Melio- 
rationskreditinstitut sich  lediglich  mit  der  Beförderung  von 
Ent-  und  Bewässerungen  zu  befassen  hat,  kann  allerdings 
nicht  als  allzu  auffällig  bezeichnet  werden,  wenn  man  in 
Rücksicht  zieht,  dass  ihm  noch  eine  vorzüglich  funktionierende 
und  zum  Teil  mit  genau  denselben  Aufgaben  betraute 
provinzialständische  Hilfskasse  zur  Seite  steht,  welche  einer 
weiteren  Ergänzung  nur  insofern  bedarf,  als  sie  bei  der 
Finanzierung  von  wertsvermehrenden  Anlagen,  namenthch 
Drainagen,  einzelnen  Landwirten,  vorzüglich  den  Inhabern  von 
Lehns-  und  Fideikommissgütern,  nicht  ganz  dieselben  Ver- 
günstigungen zu  bieten  vermag,  wie  sie  denselben  durch  das 


1)  Vergl.  Seite  185. 

2)  Vergl.  Seite  184  Anm.  1. 

3)  Vergl.  Seite  90. 

4)  Vergl.  Seite  218. 

5)  Vergl.  Seite  157  bezw.  185. 
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Gesetz  vom  13.  Mai  1879  vor  allem  auf  grund  der  obeu- 
erwähnten  Sonderbestimmuugen  eingeräumt  werden.^)  Schwer 
begreiflich  erscheint  dagegen  der  Umstand,  dass  in  Schleswig- 
Holstein,  von  allem  anderen  ganz  abgesehen,  namentlich  die 
Gewährung  von  Darlehen  zu  Zwecken  der  Drainage  prinzipiell 
ausgeschlossen  wurde, 2)  während  doch  gerade  diese  Form  der 
Bodenverbesserung  nicht  nur  in  allererster  Linie  zu  dem 
Wunsche  der  interessierten  Kreise  nach  einer  speziellen, 
zweckentsprechenden  Organisation  des  Meliorationskredits 
Veranlassung  geboten  hat,  sondern  auch  seitens  der  gesetz- 
gebenden Faktoren  einer  ganz  besonderen  Beförderung  für 
wert  erfunden  worden  ist. 

Auf  den  allerdings  auch  sehr  sachgemässen  Vorschlag 
der  Staatsregierung,  die  zu  begründende  Landeskultur-Renten- 
bank behufs  Herabdrückung  der  eigentlichen  Geschäftsunkosten 
einer  anderweitigen  provinziellen  Kredit eiurichtung  anzu- 
gliedern,^) sind  mit  Ausnahme  von  Schleswig-Holstein, 
welches  eine  solche  überhaupt  gar  nicht  besitzt,  über  dessen 
Verhalten  in  fraglicher  Angelegenheit  aber  auch  nichts  näheres 
bekannt  ist,  sämtliche  Provinzial-Verbände  eingegangen  und 
zwar  ist  in  Posen  wie  in  Schlesien  die  Hilfskasse,^)  in  West- 
falen dagegen  die  Landesbank  5)  mit  deren  Verwaltung  betraut 
worden.  Freilich  darf  dabei  nicht  vergessen  werden,  dass 
diese  geschäftsführenden  Anstalten  gleichzeitig  eine  sehr 
gefährliche  Konkurrenz  für  die  Landeskultur-Rentenbanken 
selbst  büden  und  namentlich  ohne  Schwierigkeiten  im  stände 
sind,  dieselben  vom  Verkehr  mit  Kommunen  und  Genossen- 
schaften vollständig  fernzuhalten,  ihnen  aber  zum  Teil  auch 
bei  der  Darlehnsgewälirung  an  einzelne  Grundbesitzer  ganz 
empfindlichen  Abbruch  zu  tun  vermögen. 

Am  richtigsten  wäre  es  deshalb  wohl  gewesen,  der 
satzungsmässigen  Tätigkeit  beider  eine  jedweden  Wettbewerb 
prinzipiell  ausschliessende  Abgrenzung  zu  geben,  da  das  Vor- 
handensein zweier,  der  nämlichen  Leitung  unterstehender 
gemeinnütziger  Institute  mit  teilweise  gleichem  Wirkungskreise 
jedenfalls  nur  zu  Unzuträglichkeiten  führen  kann.  Hierauf  ist 
nun  freilich  weder  in  Schlesien  noch  in  Westfalen  Bedacht 
genommen  worden, während  man  inPosen,  weniger  allerdings 


1)  Vergl.  Seite  159  bezw.  353. 

2)  Vergl.  Seite  185» 

3)  Vergl.  Seite  88. 

4)  Vergl.  Seite  157  bezw.  174. 

5)  Vergl.  Seite  219. 

6)  Vergl.  Seite  162  bezw.  212|213. 


—    374  — 


statutarisch  als  in  praxi,  wieder  viel  zu  weit  gegaugen  ist 
und  die  Landeskultur-Rentenbank  zu  einem  blossen  Anhängsel 
der  Provinzial-Hilfskasse  degradiert  hat,  in  deren  Hand  sich 
fast  die  gesamte  Meliorationskreditgewährung  konzentriert, 
da  von  jener,  wenigstens  bis  jetzt,  überhaupt  nur  Darlehen  an 
Fideikommissbesitzer  zu  Zwecken  der  Drainage  auf  grund 
der  diesbezüglichen  Sonderbestimmungen  gewährt  worden 
sind.i) 

Wenn  weiterhin  noch  eine  engere  Verbindung  der  Landes- 
kultur-Rentenbanken mit  den  provinziellen  Meliorations- 
fonds namentlich  mit  dem  Hinweis  darauf  befürwortet  wurde, 
dass  die  Mittel  der  letzteren  zu  einer  weit  umfassenderen 
Subventionierung  als  bisher  Verwendung  finden  könnten,  falls 
sie  in  der  Hauptsache  ä  fonds  perdu  zur  Bestreitung  eines 
Teiles  der  Verzinsung  von  bei  den  ersteren  angeliehenen 
Kapitalien  zur  Verfügung  gestellt  würden, 2)  so  musste  dabei 
natürlich  vorausgesetzt  werden,  dass  es  diesen  gelingen 
würde,  die  gesamte  Darlehnsgewährung  zu  Zwecken  der  ein- 
schlägigen Art,  insbesondere  den  Verkehr  mit  Gemeinden  und 
Genossenschaften,  an  sich  zu  ziehen,  was  aber  bekanntlich 
nirgends  möglich  gewesen  ist.  Anscheinend  haben  sich  aber 
verschiedene  Provinzial- Verbände  diese  Anregung  doch  in 
gewisser  Weise  zu  nutze  gemacht,  denn  entsprechende  Unter- 
stützungen können  wenigstens  aus  einer  ganzen  Reihe  pro- 
vinzieller Meliorationsfonds  bewilligt  werden  und  speziell  in 
Ostpreussen,  dessen  vorzüglich  arbeitende  Provinzial-Hilfskasse 
gerade  die  Kredithingabe  zu  Zwecken  der  Bodenverbesserung 
in  grossem  Massstabe  betreibt,  dürfte  das  beregte  Verfahren 
hinsichtlich  der  bei  dieser  kontrahierten  Schuldverpflichtungen 
sogar  in  recht  bedeutendem  Umfange  zur  Anwendung  kommen.^) 

Was  endlich  die  Gründe  anbetrifft,  aus  denen  sich  die 
grosse  Mehrzahl  der  Provinzial-Verbände  bewogen  gefühlt 
hat,  auf  die  Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken  voll- 
ständig zu  verzichten,  so  müssen  diese,  nach  dem  vorliegen- 
den Material  zu  urteilen,  der  allerverschiedeusten  Natur  gewesen 
sein.  Bei  einigen  Provinzen  ist  es  zunächst  überhaupt  fraglich, 
ob  sie  sich  jemals  ernsthaft  mit  der  ganzen  Angelegenheit 
beschäftigt  haben,  während  die  übrigen,  bei  denen  dies  tat- 
sächlich der  Fall  gewesen  ist,  entweder  einfach  zu  einer  ab- 
lehnenden Stellungnahme  gelangt  sind  oder  aber  es  vorgezogen 
haben,  bereits  vorhandene  Einrichtungen  geeigneter  Art  unter 

1)  Vergl.  Seite  159  bezw.  353, 

2)  Yergl.  Seite  88. 

3)  Vergl.  Seite  110. 
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AnlehniiDg,  aber  keineswegs  unter  strikter  Bindung-  an  die 
Normativbestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  der- 
artig auszugestalten,  dass  die  Schaffung  besonderer  Meliorations- 
kreditinstitute in  der  durch  jenes  angegebenen  Form  mehr 
oder  weniger  überflüssig  wurde. 

Von  den  zahlreichen  gegen  die  Begründung  von  Landes- 
kultur-Rentenbanken erhobenen  Einwänden  lassen  sich  nun 
allerdings  einzelne  nicht  als  in  jeder  Beziehung  stichhaltig 
anerkennen,  denn  mit  sachlicher  Berechtigung  kann  gegen 
eine  solche  Massregel  eigentlich  wohl  nur  geltend  gemacht 
werden,  dass  im  Hinblick  auf  den  gesamten  Stand  der 
Bodenkultur  oder  den  Grad  der  durchschnittlichen 
Verschuldung  der  ländlichen  Bevölkerung  in  der  betreffenden 
Gegend  ein  erhebliches  Bedürfnis  hiernach  nicht  als  vorliegend 
zu  erachten  ist,  oder  endlich  aber,  dass  die  durch  das  oben- 
erwähnte Gesetz  vorgezeichnete  Organisation  der  beregten 
Anstalten  infolge  wesentlicher  ihr  anhaftender  Mängel  ent-  / 
weder  denselben  schon  an  sich  ein  erspriessliches  Wirken 
nicht  zu  garantieren  oder  wenigstens  in  Anbetracht  des  Vor- 
handenseins anderweitiger  gemeinnütziger  Kreditinstitute  der 
Landwirtschaft  irgendwelche  tatsächlichen  Vorteile  nicht  in 
Aussicht  zu  stellen  vermag.  Erwägungen  der  letzteren  Art 
haben  denn  auch  mehrere  Provinzial- Verbände  zur  Erklärung 
ihres  ablehnenden  Verhaltens  gegenüber  einer  Anwendung 
des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  vorgebracht,  während  die 
Berechtigung  des  Wunsches  nach  speziell  zu  Meliorations- 
zwecken zur  Verfügung  stehenden  Kreditquellen  allem  Anschein 
nach  wohl  nirgends  direkt  geleugnet,  mehrfach  sogar  aus- 
drücklich anerkannt  worden  ist,  wenn  man  dann  auch  die 
Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken  vor  allem  unter 
Hinweis  auf  die  Unvollkommenheiten  der  gesetzlichen  Basis 
derselben  schliessUch  doch  von  der  Hand  weisen  zu  müssen 
glaubte. 

Hierbei  dürften  indessen  neben  der  Erkenntnis  von  den 
unbestreitbaren  Schwächen  der  ganzen  Einrichtung  und  ihrem 
Unvermögen,  die  Tätigkeit  der  bestehenden  Kreditorganisationen 
in  wünschbarer  Weise  zu  ergänzen,  bisweilen  noch  verschiedene 
anderweitige  Momente  beigetragen  haben,  so  z.  B.  das  Be- 
streben, den  Provinzialverband  vor  einem  nicht  unerheblichen, 
dauernden,  finanziellen  Opfer  zu  bewahren  oder  seine 
Verwaltungs Organisation  nicht  mit  immer  noch  neuen 
Aufgaben  zu  überbürden,  so  wenig  gerechtfertigt  dasselbe  im 
übrigen  auch  erscheint.  Hier  und  da  mag  vielleicht  die 
endgültige  Entscheidung  ursprünglich  überhaupt  nur  vertagt 
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worden  sein,  um  zunächst  einmal  abzuwarten,  was  für  P]r- 
fahrung^en  andere  Provinzen  mit  der  Begründung  von  Landes- 
kultur-Eentenbanken  machen  würden,  in  welchem  Falle  dann 
aber  schon  die  wenig  günstigen  Betriebsergebnisse  der  ins 
Leben  getretenen  Institute  das  Ihrige  getan  haben  werden, 
um  zu  verhindern,  dass  die  Angelegenheit  einer  nochmaligen 
Erwägung  für  wert  erachtet  worden  ist. 

In  dem  Umstände,  dass  Ostpreussen,  Posen  und  die 
Eheinprovinz  ihre  Hilfskassen  zu  Meliorationskreditinstituten 
auszubauen  versucht  haben,  ohne  sich  jedoch  dabei  streng 
im  Eahmen  der  hinsichtlich  der  Organisation  von  solchen 
erlassenen  gesetzlichen  Normativbestimmungen  zu  halten, 
wodurch  ihnen  freilich  verschiedene  nicht  unwichtige  Vorrechte, 
namentlich  dasjenige  der  Stempel-  und  Gebührenfreiheit,  die 
administrative  Exekutionsbefugnis  sowie  die  Möglichkeit, 
Landeskultur-Eentenbriefe  in  unbeschränktem  Umfange  zu 
emittieren,^)  verloren  gehen  mussten,  ist  ja  von  manchen 
Seiten  ebenfalls  ein  Erfolg  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879 
erblickt  worden,^)  der  eigentlich  aber  nur  als  ein  unbeab- 
sichtigter bezw.  negativer  bezeichnet  werden  kann,  da  er  in 
der  Hauptsache  in  dessen  Unwerte  begründet  liegen  dürfte. 
Mutmassen  lässt  sich  allerdings,  dass  bei  einem  derartigen 
Vorgehen  vielleicht  auch  noch  anderweitige  Gesichtspunkte 
eine  gewisse  Eolle  gespielt  haben,  denn  nicht  ausgeschlossen 
ist  z.  B.,  dass  man  in  erster  Linie  in  jeder  Hinsicht  völlige 
Bewegungsfreiheit  für  die  Ausgestaltung  der  Institute  ge- 
winnen wollte  oder  dass  befürchtet  wurde,  die  dem  Provinzial- 
verbande  zufallenden  Überschüsse  der  Hilfskasse  3)  möchten 
infolge  der  Errichtung  einer  zum  Teil  mit  ganz  den  gleichen 
Funktionen  wie  diese  betrauten  Anstalt,  welche  ihrerseits 
aber  zur  freien  Verfügung  stehende  Gewinne  überhaupt  nicht 
zu  liefern  im  stände  sein  würde,  eine  empfindliche  Schmälerung 
erfahren. 

3.  Da  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879,  so  berechtigt 
sein  Erlass  im  gründe  genommen  auch  gewesen  ist,  sich  doch 
insofern  als  völhg  verfehlt  erwiesen  hat,  als  es  seiner  eigent- 
lichen Bestimmung,  der  Landbau  treibenden  Bevölkerung  die 
Kapitalentnahme  zu  Meliorationszwecken  unter  den  besonderen 
Wesenseigentümlichkeiten  der  Kreditart  hinlänglich  angepassten 


1)  Vergl.  Seite  89. 

2)  So  von  Hermes  im  Handw.  der  Staatsw.,  der  sich  allerdings 
lediglich  anf  die  längst  verschwundene  Rheinische  Prov.-Hilfsk. 
bezieht. 

3)  Vergl.  Seite  83, 
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BedingUDgeü  zu  ermöglichen,  nicht  in  wünschenswerter  Weise 
gerecht  zu  werden  vermag,  so  würde  nunmehr  noch  die  Frage 
zu  erörtern  sein,  in  welcher  Weise  sich  an  eine  Beseitigung 
der  ihm  anhaftenden  Mängel  herantreten  lassen  würde.  Bevor 
jedoch  diese  letzte  Aufgabe  Erledigung  finden  kann,  wird 
sich  in  Anbetracht  des  Umstandes,  dass  seit  dem  Inkrafttreten 
des  beregten  Gesetzes  bereits  mehr  als  ein  Vierteljahrhundert 
verflossen  ist,  zunächst  noch  eine  Untersuchung  notwendig 
machen,  ob  und  inwieweit  diejenigen  Gründe,  welche  seiner 
Zeit  von  den  Interessenten  und  der  Staatsregierung  selbst  für 
die  Notwendigkeit  der  Errichtung  besonderer  Laudeskultur- 
Rentenbanken  ins  Feld  geführt  wurden,  sich  auch  unter  den 
heutigen,  in  mancher  Hinsicht  wohl  nicht  unwesentlich  ver- 
änderten Verhältnissen  noch  als  vollkommen  stichhaltig 
anerkennen  lassen. 

Was  zunächst  die  Behauptung  anbetrifft,  dass  ander- 
weitige Gelegenheiten  zur  Aufnahme  von  zu  Zwecken 
der  Bodenverbesserung  bestimmten  Geldmitteln  nicht  in  ge- 
nügendem Masse  vorhanden  seien,  so  lässt  sich  freilich  nicht 
leugnen,  dass  gerade  in  Bezug  auf  diesen  Punkt  gegenüber 
1879  in  verschiedenen  Eichtungen  hin  wesentliche  Besserungen 
konstatiert  werden  können.  Insbesondere  ist  der  namentlich 
in  zahlreichen  der  die  Errichtung  von  Landeskultur-Renten- 
banken anregenden  Petitionen,  welche  seiner  Zeit  der  Staats- 
regierung unterbreitet  wurden,  geltend  gemachte  Grund,  dass 
speziell  für  die  hochverschuldeten  und  deshalb  wenig  kredit- 
fähigen Grundeigentümer  besondere  Einrichtungen  zur  Kapital- 
gewährung um  so  notwendiger  seien,  weil  Privatpersonen  ein 
Anspruch  auf  Subventionierung  aus  öffentlichen  Mitteln  über- 
haupt nicht  zuerkannt  werde, ^)  heutzutage  jedenfalls  nur 
noch  als  teilweise  zutreffend  anzusehen,  da  verschiedene 
Provinzial-Verbände  in  dankenswerter  Weise  ihre  Meliorations- 
fonds auch  einzelnen  Landwirten  zugänglich  gemacht  haben,^) 
wenn  diese  auch  gewöhnlich  nur  in  sehr  beschränktem  Um- 
fange berücksichtigt  zu  werden  pflegen. 

Auch  das  Mass  der  alljährlich  zur  Unterstützung  von 
Kulturarbeiten  regelmässig  zur  Verfügung  gestellten  Mittel 
ist  zweifellos  nicht  unbeträchtlich  gestiegen,  und  wenn  sich 
die  Regierung  ehemals  zu  der  Bemerkung  veranlasst  gesehen 
hat,  dass  gerade  die  durch  das  Dotationsgesetz  vom  8.  Juli 
1875  bewirkte  Verteilung  des  grossen  staatlichen  Meliorations- 


1)  Vergl.  Seite  87. 

2)  Vergl.  Seite  349|350, 
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fonds  auf  die  einzeluen  Provinzeii  ^)  vielfach  eine  Schmälerung 
der  vordem  der  Landwirtschaft  zu  diesem  Behufe  zugeführten 
Summen  zur  Folge  gehabt  habe,  so  dürfte  daran  gegenwärtig 
wohl  kaum  noch  mit  irgendwelcher  Berechtigung  festgehalteji 
werden  können.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  diejenigen 
Provinzialverbände,  welche  die  subventionsmässige  Darlehns- 
gewährung  in  grösserem  Massstabe  betreiben,  im  Laufe  der 
Jahre  in  zum  Teil  nicht  unbeträchtlicher  Höhe  Kapitalien, 
welche  sich  immer  wieder  zu  dem  nämlichen  Zwecke  ver- 
wenden lassen,  aufgesammelt  haben,  ist  verschiedentlich  eine 
Verstärkung  der  ursprünglichen  Dotation  der  ordentlichen 
provinziellen  Landesmeliorationsfonds  für  notwendig  erachtet 
worden.  Dazu  wurde  in  jüngster  Zeit  nahezu  überall  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Staate  an  die  Bildung  neuer  ausser- 
ordentlicher Fonds  zur  Beförderung  der  Landwirtschaft 
herangegangen,  welche  fast  durchweg  mit  recht  ansehnlichen 
Zuschüssen  bedacht  werden. 

Freilich  erweisen  sich  die  vorstehend  erwähnten  Mass- 
regeln in  ihrer  Gesamtheit  doch  nicht  als  genügend,  um  dem 
Geldbedarf  zu  Zwecken  der  Bodenverbesserung  durchweg 
Befriedigung  in  Form  der  direkten  Subventionierung 
zu  gewährleisten,  was  aber  auch  gar  nicht  ihre  Bestimmung 
sein  soll,  und  die  Forderung  nach  einer  besonderen  Organisation 
des  Meliorationskredits  muss  infolgedessen  aufrecht  erhalten 
bleiben,  umsomehr  als  gerade  durch  eine  Verbindung  derselben 
mit  den  obgedachten  Melioratiousfonds  in  der  durch  die  Motive 
zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879  angegebenen  Weise  der 
Nutzen  der  letzteren  in  ganz  ausserordentlichem  Masse  ver- 
vielfältigt werden  könnte.  Ja  selbst  wenn  man  ganz  allgemein 
subventionieren  wollte,  liesse  sich  dies,  wie  das  Beispiel 
Bayerns  beweist,  sehr  zweckmässig  mit  Hilfe  einer  Landes- 
kultur-Rentenbank durchführen,  indem  auf  diesem  Wege  vor 
allem  eine  direkte  Inanspruchnahme  unmittelbaren  staatlichen 
bezw.  provinziellen  Kredits  zur  Beschaffung  der  zur  Kapital- 
gewährung erforderlichen  Mittel  vermieden  werden  würde. 

Was  andererseits  die  Gelegenheiten  zur  Beschaffung 
von  regulärem  Kredit  anbetrifft,  so  muss  ebenfalls  zu- 
gegeben werden,  dass  infolge  der  Begründung  mehrerer 
Landesbanken  und  umfassender  Erweiterungen  des  Geschäfts- 
betriebes einer  ganzen  Reihe  von  Hilfskassen  der  Geldbedarf 
der  Gemeinden  sowie  der  öffentlich-rechtlichen  Meliorations- 


1)  Vergl.  Seite  81. 

2)  Vergl.  Seite  88. 


und  Deichverbände  gegenwärtig,  obgleich  immer  noch  nicht 
in  allen  Provinzen,  in  viel  vollkommenerer  Weise  durch 
gemeinnützige  Anstalten  befriedigt  werden  kann,  als  es  vor 
25  Jahren  der  Fall  war.^)  AVenn  deshalb  die  Staatsregierung 
in  den  Motiven  zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879  diesem  Teile 
der  künftigen  Tätigkeit  der  Landeskultur-Eentenbankeu  ganz 
besondere  Bedeutung  beigemessen  hat,  da  er  allein  schon 
genügend  sei,  um  denselben  volle  Existenzberechtigung  und 
ein  gedeihliches  Wirken  im  Interesse  der  Bodenkultur  zu 
garantieren,^)  so  kann  heutzutage  dieser  Grund  als  Beweis 
für  ihre  Notwendigkeit  kaum  mehr  ins  Feld  geführt  werden, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  er  damals  anscheinend  auch  nur 
aus  einer  Art  von  Verlegenheit  so  sehr  in  den  Vordergrund 
geschoben  worden  ist. 

Für  einzelne  Grundbesitzer  ist  dagegen  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  Mass  der  durchschnittlichen  Ver- 
schuldung der  ländlichen  Bevölkerung  ungefähr  das  gleiche 
geblieben  ist,  das  Bedürfnis  nach  speziellen  Organisationen 
des  Meliorationskredits  im  grossen  und  ganzen  noch  als 
fortbestehend  zu  erachten,  denn  diese  werden  ja  durch  das 
Vorhandensein  von  nicht-spekulativen  Bodenkreditinstituten 
keineswegs  überflüssig  gemacht,  da  die  letzteren  jedenfalls 
stets  einer  Ergänzung  durch  besondere,  der  verhältnismässig 
starken  Belastung  der  Landgüter  Rechnung  tragende  Ein- 
richtungen bedürfen  werden.^)  An  Versuchen,  solche  zu 
schaffen,  hat  es  nun  allerdings  nicht  gefehlt,  doch  ist  man, 
so  sehr  auch  alle  dahingehenden  Bemühungen  Anerkennung 
verdienen  mögen,  streng  genommen  in  keiner  einzigen  Provinz 
dem  erstrebten  Ziele  einigermassen  nahegekommen  und  in 
wünschenswerter  Weise  wird  sich  die  Frage  unter  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  wohl  auch  nur  durch  ein  Eingreifen 
der  staatlichen  Gesetzgebung  lösen  lassen,  welches  selbst- 
verständlich nur  auf  eine  gründliche  Revision  der  als  völlig 
unzulänglich  erfundenen  Normativbestimmungen  des  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879  abzielen  könnte. 

Aus  den  wenig  günstigen  Betriebsergebnissen  der  vor- 
handenen preussischen  Landeskultur -Rentenbanken  deren 
Überflüssigkeit  an  sich  ableiten  zu  wollen,  würde  natürlich 
ganz  verfehlt  sein,  da  diese  doch  in  der  Hauptsache  nur  als 
das  Produkt  einer  höchst  mangelhaften  Organisation  anzu- 
sehen sind,   und  die  Behauptung,  dass  die  anderweitigen 

1)  Vergl.  Seite  361. 

2)  Vergl.  Seite  361. 

3)  Vergl.  Seite  24  bezw.  67, 


bestehenden  gemeiuiiützigen  Anstalten  auch  die  Pflege  des 
Melioratiouskredits  mit  zu  übernehmen  im  stände  seien,  muss 
eben  dahin  korrigiert  werden,  dass  die  obenerwähnten  Or- 
ganisationen in  ihrer  jetzigen  Verfassung  gegenüber  den  von 
letzteren  aufgestellten  Bedingungen  den  Darlehnssuchenden 
so  gut  wie  gar  keine  Vergünstigungen  bezw.  Erleichterungen 
von  praktischem  Werte  zu  bieten  vermögen.  Zu  verweisen 
wäre  dabei  namenthch  auf  das  Königreich  Sachsen,  wo  trotz 
einer  wohl  völlig  angemessenen  Eegelung  des  Hypothekar- 
kreditwesens in  nicht-spekulativem  Sinne  und  eines  gar  nicht 
einmal  so  niedrigen  Standes  der  Bodenkultur  doch  ein 
spezielles  Meliorationskreditinstitut  mit  noch  dazu  verhältnis- 
mässig sehr  beschränkten  Funktionen  völlig  genügende 
Gelegenheit  gefunden  hat,  insbesondere  im  Verkehre  mit 
Privatpersonen  eine  weitausgebreitete  und  höchst  segensreiche 
Tätigkeit  zu  entfalten. 

Von  Buchenberger,  welcher  auch  gestützt  auf  den  zuvor 
zurückgewiesenen  Einwand  die  Zweckmässigkeit  der  Be- 
gründung von  Landeskultur-Eentenbanken  stark  in  Zweifel 
gezogen  hat,  ist  endlich  unter  anderem  noch  der  Ansicht 
Eaum  gegeben  worden,  dass  der  Meliorationskredit  unstreitig 
schon  durch  eine  zweckentsprechende  Neuordnung  des 
Hypothekar  rechtes  allein  sehr  günstig  beeinflusst  werden 
würde,  welche  namentlich  dem  Grundsatze,  dass  die  durch 
nachhaltige  Bodenverbesserungen  bewirkte  Wertserhöhung 
von  Liegenschaften  dem  Darleiher  der  zu  deren  Durchführung 
benötigten  Geldmittel  als  Pfandobjekt  reserviert  bleiben  muss, 
Anerkennung  zu  verschaffen  habe.*)  Unter  der  Voraussetzung, 
dass  gemeinnützige  Organisationen  des  Korporationskredits 
und  namentlich  Realkreditinstitute,  welche  auf  dieser  neu- 
geschaffenen Basis  an  einzelne  Grundbesitzer  Produktiv- 
kapitalien gewähren  könnten,  bereits  in  genügendem  Umfange 
bestehen,  wird  sich  dies  auch  wohl  kaum  bestreiten  lassen, 
doch  ist  andererseits  wiederum  geltend  zu  machen,  dass  eine 
derartige  Massregel  eigentlich  auf  genau  dasselbe  hinausläuft, 
was  mit  der  Schaffung  besonderer  Meliorationskreditanstalten 
bezweckt  wird.  Diese  sind  ja,  wenn  sie  nicht  gerade  ledig- 
lich die  Beschaffung  von  wohlfeilstem  Kredit  verbürgen  oder 
nur  eine  allgemeine  Subventionierung  erleichtern  sollen,  doch 
in  allererster  Linie  dazu  bestimmt,  den  Landwirten  die 
Möglichkeit  der  Entnahme  von  Meliorations-Darlehen  unter 


1)  Vergl.  Buchenberger,  Agrarw.  und  Agrarpol.  11,  Seite  170|171 
bezw.  Grundzüge  der  deutsch.  Agrarpol.,  Seite  128. 
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tunlichst  allen  Verhältnissen  zu  sicliern.  Es  würde  sich 
deshalb  ebensogut  auch  umgekehrt  behaupten  lassen,  dass 
beim  Vorhandensein  von  solchen  weitere  Schritte  in  der  vor- 
erwähnten Eichtung  hin  eigentlich  vollständig  überflüssig 
werden,  wobei  es  ganz  dahingestellt  bleiben  möge,  ob  deren 
Errichtung  nicht  doch  leichter  zu  bewerkstelligen  sein  würde 
und  auf  weniger  Widerstand  in  interessierten  Kreisen  Stessen 
dürfte  als  die  in  Vorschlag  gebrachte  allgemeine  Umwälzung 
im  Hypothekarwesen. 

Zuzugeben  ist  fernerhin,  dass  durch  die  Begründung 
vou  Landeskultur-Rentenbanken  allein  die  Frage  wohl  kaum 
in  wünschenswerter  Weise  gelöst  werden  kann,  sondern  dass 
es  dazu  noch  der  sachgemässen  Regelung  verschiedener 
anderweitiger  in  das  Gebiet  der  Landeskultur  gehörender 
Materien  bedarf,  denn  unzweifelhaft  wird  auch  die  voll- 
kommenste Kreditorganisation  schwerlich  das  wirklich  Er- 
reichbare zu  leisten  im  stände  sein,  wenn  das  Wasserrecht/, 
die  Verhältnisse  der  Meliorationsverbände,  der  öffentliche 
kulturtechnische  Dienst  und  dergleichen  mehr  noch  nicht  eine 
allerseits  befriedigende  Ausgestaltung  gefunden  haben.  In 
den  Motiven  zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879  ist  ja  dieses 
selbst  von  der  Staatsregierung  allerdings  auch  als  ein  Glied 
in  einer  ganzen  Kette  von  zur  Hebung  der  Produktions- 
fähigkeit des  heimischen  Grund  und  Bodens  für  nötig  er- 
achteten Veranstaltungen  bezeichnet  worden,  ^)  doch  ist  im 
Zusammenhange  mit  ihm  eigentlich  nur  der  Erlass  von 
Gesetzen  betreffend  die  Bildung  von  Wald-  und  Wasser- 
genossenschaften als  Massregel  von  grösserer  Bedeutung  zu 
Wege  gebracht  worden,  während  namentlich  vou  einer  V^er- 
vollkommnung  des  damals  wie  auch  heute  noch  von  verschiedenen 
Seiten  als  nicht  genügend  hingestellten  kulturtechnischen 
Behördeuapparates^)  überhaupt  nicht  die  Rede  gewesen  ist. 

Von  Wichtigkeit  wäre  endlich  auch  noch,  dass  für  eine 
engere  Verbindung  der  Meliorationskreditanstalten  mit  anderen 
geeigneten  Organen  sowohl  zur  Erleichterung  der  Geschälfts- 
führung  als  auch  zur  umfassenden  Propagierung  ihrer  Ein- 
richtungen Sorge  getragen  wird,^)  was  in  Preussen  freilich 
so  gut  wie  vollständig  verabsäumt  worden  ist,  während  die 
in  Bayern  vorgesehene  Heranziehung  der  staatlichen  Kultur- 
ingenieure ^)  und  namentlich  in  Sachsen  das  Zusammenarbeiten 

1)  Vergl.  Seite  87. 

2)  Vergl.  Seite  356. 

3)  Vergl.  Seite  74. 

4)  Vergl.  Seite  242. 


mit  der  Generalkommissiou  und  deren  lokalen  Funktionären^) 
zweifellos  sehr  günstig-e  Resultate  gezeitigt  hat.  Wenn  nun 
auch  in  dem  ersterwähnten  Lande  die  Verhältnisse  für  ein 
derartiges  Handinhandgehen  insofern  wenig  günstig  liegen, 
als  die  Landeskultur-Rentenbanken  Anstalten  der  Provinzial- 
verbände  sind,  der  kulturtechnische  Dienst  dagegen  von 
Organen  des  Staates  wargenommen  wird  und  insbesondere 
Auseinandersetzungsbehörden  sich  gar  nicht  einmal  in  allen 
Provinzen  vorfinden,^)  so  kann  ein  solches  damit  doch  wohl 
noch  keineswegs  als  schlechterdings  unmöglich  bezeichnet 
werden,  dürfte  sich  vielmehr  bei  allseitig  vorhandenem  guten 
Willen  ohne  Zweifel  ebenfalls  erreichen  lassen.  Als  sehr 
bedauerlich  wäre  es  wenigstens,  zu  erachten,  w^enn  eine  in 
kleineren  Staaten  als  höchst  praktisch  erfundene  Einrichtung 
in  einem  grösseren  lediglich  dadurch  verhindert  werden  würde, 
dass  hier  gewisse  Obliegenheiten  den  Körperschaften  der 
Selbstverwaltung  übertragen  worden  sind. 

Da  die  Notwendigkeit  besonderer  Landeskultur-Renten- 
banken in  erster  Linie  durch  den  Umstand  bedingt  ist,  dass 
bei  einer  verhältnismässig  starken  Belastung  der  Landgüter 
mit  Besitzkreditverpflichtungen  die  vorhandenen  Realkredit- 
institute dem  Bedürfnis  nach  Meliorationskapitalien  nur  sehr 
unvollkommen  zu  entsprechen  vermögen,  so  bedarf  es  nun- 
mehr noch  eines  Beweises  dafür,  dass,  wie  an  anderem  Orte 
vorausgesetzt  wurde,  das  Mass  der  durchschnittlichen 
Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes  sich  seit 
dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  nicht  in 
nennenswertem  Umfange  verringert  hat.^)  Alle  Anzeichen 
sprechen  allerdings  für  diese  Annahme,  denn  die  jüngste,  in 
gewisser  Hinsicht  eigentlich  bis  zur  Gegenwart  andauernde 
Agrarkrise  kann  für  die  damals  als  typisch  hingestellten 
Verhältnisse  wohl  überhaupt  noch  nicht  verantwortlich  ge- 
macht werden,  da  sie  erst  in  späterer  Zeit  eine  fühlbare 
Schärfe  gewonnen  hat.  Gerade  das  durch  sie  bewirkte  Sinken 
der  Grundrente,  welches  natürlich  auch  einen  Preisfall  des 
Bodens  nach  sich  ziehen  musste,  ist  dann  aber  vielerorts  die 
unmittelbare  Veranlassung  zum  Eintreten  einer  förmlichen 
Schuldnot  geworden,  zu  deren  Linderung  wie  schon  mehrfach, 
so  auch  jetzt  wieder  seitens  der  Staatsregierung  und  der 


1)  Vergl.  Seite  266. 
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Provinzial- Verbände  durchgreifende  Massregeln  in  Erwägung 
gezogen  worden  sind. 

Wäre  demnach  zu  konstatieren,  dass  die  wirtschaftliche 
Lage  der  Landbau  treibenden  Bevölkerung  sich  seit  1879 
eher  verschlechtert  denn  verbessert  hat  und  infolgedessen 
sowohl  die  Möglichkeit,  die  Kosten  beabsichtigter  Meliorationen 
aus  vorhandenen  Barmitteln  zu  bestreiten,  wie  diejenige,  sie 
durch  Aufnahme  von  Darlehen  bei  nicht-spekulativen  Organi- 
sationen des  Besitzkredits  zu  decken,  im  Durchschnitt  ge- 
ringer geworden  sein  muss,  so  dürfte  sich  auch  die  Begründung 
von  mit  ihren  Einrichtungen  dem  letzteren  Umstände  genügend 
Eechnung  tragenden  Landeskultur-Rentenbanken  jedenfalls 
mit  noch  grösserer  Dringlichkeit  als  notwendig  erweisen  wie 
zu  jener  Zeit.  Sie  wird  jedoch  namentlich  auch  aus  dem 
Grunde  energisch  zu  befürworten  sein,  weil  gerade  in  der 
Durchführung  nachhaltiger  Bodenverbesserungen  und  ähnlicher 
Kulturarbeiten  ein  sehr  geeignetes  Mittel  zur  Verbesserung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  ländlichen  Bevölkerung 
erblickt  werden  muss,  was  ja  auch  vom  Staate  und  den  Pro- 
vinzial-Verbänden  durch  Bildung  der  vornehmlich  zur  Unter- 
stützung diesbezüglicher  Massnahmen  bestimmten  ausserordent- 
lichen Fonds  zur  Förderung  der  Landwirtschaft^)  anerkannt 
worden  ist.  Da  aber  diese  letzteren  doch  immer  nur  als  ein 
Notbehelf  gelten  können,  so  haben  die  öffentlichen  Gewalten, 
wenn  sie  der  Landwirtschaft  den  ihrer  Bedeutung  für  das 
ganze  Staatswesen  nach  berechtigterweise  zukommenden  Schutz 
angedeihen  lassen  wollen,  und  diese  Verpflichtung  ist  im 
Prinzip  wenigstens  auch  wohl  niemals  bestritten  worden, 
fernerhin  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  bezüglich  der  Auf- 
nahme regulärer  Meliorationsdarlehen  weitergehende,  zweck- 
entsprechendere Erleichterungen  als  die  jetzt  schon  getroffenen 
eingeräumt  werden. 

Wenn  mau  den  Landeskultur-Rentenbanken  jedwede 
Existenzberechtigung  einzig  und  allein  mit  dem  Hinweis 
darauf  abstreiten  wollte,  dass  im  Laufe  der  Jahre  das 
Meliorationsbedürfnis  an  sich  doch  schon  wesentlich 
geringer  geworden  sein  müsse,  so  dürften  sich  allerdings  aus 
praktischen  Beobachtungen  stichhaltige  Gründe  für  die  Be- 
rechtigung dieses  Einwandes  kaum  ableiten  lassen.  Werden 
doch  die  Landwirte  gerade  von  derjenigen  Seite,  welche 
speziell  den  Schutzzöllen  entschieden  Gegnerschaft  entgegen- 
bringt, immer  wieder  darauf  verwiesen,  dass  weit  mehr  wie 
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dieses  Mittel  eine  gTÜndliche  Hebung  der  vielerorts  noch  sehr 
im  argen  liegenden  Bodenkultur  zur  Besserung  ihrer  Lage 
beizutragen  im  stände  sei,  wobei  freilich  die  Frage,  woher 
denn  die  dazu  erforderlichen  Kapitahen  kommen  sollen,  ge- 
wöhnlich mit  Stillschweigen  übergangen  zu  werden  pflegt. 
In  der  Tat  sprechen  auch  alle  Anzeichen  dafür,  dass  namentlich 
durch  zweckmässige  Meliorierungen  sich  die  Produktions- 
fähigkeit des  Bodens  in  Deutschland  eigentlich  fast  überall 
noch  ganz  erhebUch  steigern  lassen  würde,  ^)  und  bei  der  an 
frühererstelle  beliebten  Behandlung  der  hier  interessierenden 
preussischen  Kredit-  und  Subventions-Einrichtungen  sind  ja 
verschiedentlich  Umstände  zur  Sprache  gekommen,  welche  als 
unzweifelhafte  Beweise  für  die  Richtigkeit  dieser  Anschauung 
herangezogen  werden  könnten. 

Zuzugeben  ist  nur,  dass  der  sehr  niedrige  Stand  ins- 
besondere der  Getreidepreise  in  Verbindung  mit  einem  starken 
Steigen  der  Arbeitslöhne  und  sonstigen  Betriebsuukosten  wenig 
Anreiz  zur  Inangriffnahme  neuer  Kulturarbeiten  zu  bieten 
vermocht  hat  und  jedenfalls  zahlreiche  geplante  Veranstaltungen 
trotz  technischer  Durchführbarkeit  und  grosser  Nützlichkeit 
schliesslich  doch  unterblieben  sein  werden,  weil  entweder  ihre 
Rentabilität  in  Zweifel  gezogen  werden  musste  oder  die  Ver- 
mögenslage der  Unternehmer  ihrer  Finanzierung  wesentliche 
Hindernisse  in  den  Weg  legte. ''^)  Gerade  mit  Rücksicht 
hierauf  ist  es  aber  wieder  als  um  so  notwendiger  zu  erachten, 
dass  die  Landwirtschaft  durch  reichhche  Dotierung  der  Melio- 
rationsfonds und  die  Begründung  zweckentsprechend  aus- 
gestalteter Landeskultur-Rentenbaukeu  unterstützt  wird,  denn 
ledighch  unter  dieser  Voraussetzung  dürfte  bei  Fortdauer  der 
gegenwärtig  herrschenden  wirtschaftlichen  Verhältnisse  damit 
zu  rechnen  sein,  dass  die  heimische  Produktion  an  Pflanzen- 
stoffen infolge  umfangreicher  nachhaltiger  Verbesserungen 
der  Bodensubstanz  in  Zukunft  noch  wesentliche  Erhöhungen 
erfährt. 

Wenn  in  den  Motiven  zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879 
unter  den  Ursachen,  welche  die  Staatsregierung  zu  dessen 
Ausarbeitung  und  Einbringung  veranlasst  haben,  auch  au- 
geführt worden  ist,  dass  allem  Anschein  nach  in  der  Ent- 
wickelung  der  inländischen  Bodenproduktion  ein 
Stillstand,  wenn  nicht  gar  ein  direkter  Rückschritt  eingetreten 
sei,  so  kann  dem  doch  nur  die  Anschauung  zu  gründe  gelegen 

1)  Vergl.  Hermes,  Art.  „Landeskultur-Rentenbanken"  im  Handw. 
der  Staats w. 

2)  Vergl.  auch  Seite  279. 


haben,  dass  diese  Erscheinung  bei  dem  stetigen  starken 
Steigen  der  Bevölkerungsziffer  über  kurz  oder  lang  mit  Not- 
wendigkeit zu  einer  höchst  bedenklichen  Abhängigkeit  vom 
Auslande  in  der  Versorgung  mit  den  allerwichtigsten  Nahrungs- 
mitteln führen  müsse.  Ein  derartiger  Zustand  ist  denn  auch 
tatsächlich  schon  vor  einiger  Zeit  eingetreten  und  heutzutage 
ist  die  heimische  Landwirtschaft  nicht  nur  bei  weitem  nicht 
mehr  befähigt,  den  Bedarf  namentlich  an  Brotkorn  in  der 
Hauptsache  selbst  zu  decken,  so  dass  ein  ganz  bedeutender 
Teil  desselben  durch  Einfuhr  gedeckt  werden  muss,  sondern 
sie  vermag  auch  trotz  alier  Anstrengungen,  welche  gerade 
in  dieser  Richtung  hin  gemacht  worden  sind,  bis  jetzt  noch 
nicht  ein  dem  Fleischverbrauch  ungefähr  entsprechendes 
Quantum  Schlachtvieh  zu  liefern. 

Hat  es  deshalb  die  preussische  Staatsregierung  schon 
damals  für  erforderlich  gehalten,  auf  eine  möglichste  Steigerung 
der  vaterländischen  Bodenproduktion  hinzuwirken  und  als 
geeignetstes  Mittel  hierzu  nach  dem  Vorbilde  Englands  und 
Frankreichs  die  Schaffung  von  besonderen  Einrichtungen  zur 
Erleichterung  und  Beförderung  der  Aufnahme  von  Produktiv- 
Kapitalien  angesehen,  so  wären  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen natürlich  noch  weit  energischere  Massregeln,  als  sie 
damals  für  angemessen  erachtet  wurden,  auf  das  dringendste 
geboten.  Das  Nächstliegende  dürfte  aber  dabei  jedenfalls 
doch  wohl  sein,  an  den  früher  misslungenen  Versuch,  den 
Meliorations-Unternehmern  eine  auch  wirklich  erreichbare 
Kreditquelle  zu  eröffnen,  wieder  anzuknüpfen  und  nunmehr, 
da  gegenüber  den  für  eine  intensivste  Beförderung  der 
Bodenkultur  sprechenden  Interessen  alle  nicht  ganz  ausser- 
ordentlich schwerwiegenden  Bedenken  in  den  Hintergrund 
treten  müssen,  eine  abermalige  Regelung  dieser  Materie  in 
Angriff  zu  nehmen,  welche  allen  überhaupt  als  berechtigt 
anzuerkennenden  Wünschen  Rechnung  trägt. 

Eine  sachgemässe  Reorganisation  des  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879  in  Verbindung  mit  anderweitigen,  zur 
Anregung  und  Unterstützung  nachhaltiger  Bodenverbesserungen 
dienenden  Massregeln  würde  demnach  zu  befürworten  sein, 
weil  derartige  Arbeiten  noch  in  weitestem  Umfange  technisch 
möglich,  vielfach  aber  auch  als  höchst  notwendig  erscheinen 
und  deren  Durchführung  wegen  der  von  ihnen  ausgehenden 
Rückwirkungen  auf  die  ßodenproduktion  sowohl  für  die  All- 
gemeinheit als  auch  insbesondere  für  die  ländliche  Bevölkerung 
als  von  grösster  Bedeutung  zu  erachten  ist.  Endlich 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  namentlich  in  Anbetracht  der 
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verhältnismässig  starken  Verschuldung  der  letzteren,  zum 
Teil  allerdings  auch  noch  aus  anderen,  hier  nicht  näher  zu 
erörternden  Gründen  die  vorhandenen  Kreditorganisationen 
eigentlich  durchweg  ausser  stände  sind,  den  an  eine  rationelle 
Meliorationskreditgewährung  zu  stellenden  Anforderungen  in 
genügendem  Masse  zu  entsprechen. 

4a.  Im  nachstehenden  wäre  nunmehr  die  Reorgani- 
sation des  preussischen  Meliorationskreditwesens 
selbst  näher  ins  Auge  zu  fassen,  welche  in  der  Weise  zur 
Erledigung  kommen  soll,  dass  eine  Reihe  von  Vorschlägen 
zur  Abänderung  als  verbesserungsbedürftig  anerkannter  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  gemacht  wird, 
die  einzeln  für  sich  eine  Prüfung  auf  ihre  Berechtigung  und 
Zweckmässigkeit  hin,  nötigenfalls  allerdings  auch  unter  Be- 
rücksichtigung ihres  voraussichtlichen  Einflusses  auf  das 
Ganze,  zu  erfahren  haben  werden. 

Nach  den  an  früherer  Stelle  dieserhalb  gemachten  Dar- 
legungen ist  wohl  kaum  daran  zu  zweifeln,  dass  jede  Um- 
gestaltung des  bestehenden  Zustandes,  welche  wirklich  von 
durchschlagendem  Erfolge  begleitet  sein  soll,  in  erster  Linie 
darauf  abzielen  muss,  durch  Schaffung  von  neuen  Normen 
für  die  Sicherheitsbestellung  bei  Kapitalentnahmen 
einzelner  Grundbesitzer  diesen  letzteren  die  Benutzung  der 
Landeskultur-Rentenbanken  in  wirksamer  Weise  zu  erleichtern 
und  damit  die  ungünstige  Ausnahmestellung  zu  beseitigen, 
in  welcher  sie  sich  bisher  den  Gemeinden  und  öffentlich- 
rechtlichen Genossenschaften  gegenüber  befanden.^)  Hierbei 
wwde  aber  mit  Notwendigkeit  an  eines  der  beiden  schon 
durch  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  angegebenen  Verfahren, 
so  wenig  auch  deren  Gestaltung  im  einzelnen  dem  praktischen 
Bedürfnisse  Rechnung  zu  tragen  vermocht  hat,  angeknüpft 
werden  müssen  und  die  Möglichkeit  der  Aufnahme  von  zur 
Durchführung  nachhaltiger  Bodenverbesserungen  bestimmter 
Darlehen  den  Landwirten  bei  bereits  vorhandener  hoher 
Verschuldung  entweder  durch  Mitberücksichtigung  der  künftigen 
Wertserhöhung  des  Unterpfandes  bezw.  eine  angemessene 
Hinausrückung  der  Beleihun  gsgrenze  oder  durch 
prioritätische  Eintragung  der  zu  derartigen  Zwecken 
kontrahierten  Schulden  zu  garantieren  sein» 

Den  ersteren  Weg  haben  namentlich  Ostpreussen,  Posen 
und  Kassel  eingeschlagen,  als  sie  in  Ansehung  der  wesent- 
lichen  Mängel   der   gesetzlichen  Basis  der  Landeskultur- 


1)  Ver^l.  Seite  36 J. 
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ReDtenbanken  den  Versuch  machten,  selbständig  durch  sach- 
gemässe  Ausgestaltung  vorhandener  anderweitiger  Kredit- 
einrichtungen den  Meliorationslustigen  eine  wirklich  erreichbare 
Geldquelle  wenigstens  zu  Zwecken  der  Drainage  resp.  der 
Ent-  und  Bewässerung  zu  eröffnen/)  doch  war  ihnen  ein 
Vorgehen  in  der  anderen  Eichtung  hin  allerdings  insofern 
gänzlich  abgeschnitten,  als  ein  Abrweichen  von  dem  gegen- 
wärtig das  Hypothekarrecht  beherrschenden  Grundsatze,  dass 
jede  Steigerung  des  Wertes  einer  Sache  deren  juristische 
Schicksale  teilt,  nur  durch  die  staatliche  Gesetzgebung 
dekretiert  werden  könnte,  der  Kompetenz  der  Provinzial- 
Verbände  also  vollständig  entrückt  ist.  Aber  auch  für  die 
Oldenburgische  ßodenkreditanstalt  ist  ein  dem  ersterwähnten 
nachgebildeter  Modus  angenommen  worden  ^)  und  ebenso  hat 
Schober  in  Anerkennung  der  Unzulänglichkeit  der  Drainage- 
bestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  der  Hoffnung 
Raum  gegeben,  die  Zukunft  möge  in  einer  Novelle  zu  dem-  " 
selben  eine  Erweiterung  der  Vorschriften  des  §  6  im  Sinne 
einer  von  dem  Abgeordneten  von  Ludwig  in  der  Sitzung  des 
Abgeordnetenhauses  vom  28.  Januar  1879  gegebenen  An- 
regung des  Inhaltes  bringen,  dass  Landeskultur-Rentenbriefe, 
ausschliesslich  zu  Drainagezwecken,  noch  für  sicherstehend 
erachtet  werden  sollen,  wenn  sie  unmittelbar  hinter  2  Dritt- 
teilen des  landschaftlichen  Kreditwertes  zu  stehen  kommen 
und  den  letzteren  nicht  überschreiten. 3) 

Wenn  der  Gesetzgeber  obigem  Vorschlage  nicht  gefolgt 
ist  und  die  Beleihungsgrenze  schliesslich  nur  auf  des 
zeitigen  bezw.  die  Hälfte  des  künftigen  gesamten  Wertes  der 
zu  verunterpfändenden  Liegenschaften  normiert  hat,  so  er- 
scheint dies  ja  insofern  ganz  erklärlich,  als  selbstverständlich 
sehr  wenig  Neigung  vorhanden  gewesen  sein  dürfte,  über  ein 
die  Sicherheit  der  Forderungen  der  Anstalten  noch  unbedingt 
garantierendes  Mass  hinauszugehen.  Gerade  aus  diesem 
Grunde  wird,  worauf  bereits  bei  früherer  Gelegenheit  hin- 
gewiesen wurde,  die  blosse  Mitberücksichtigung  des  Mehr- 
wertes am  Ende  wohl  immer  ohne  wesentlichen  praktischen 
Nutzen  bleiben,  wenn  mit  einer  durchschnittlich  sehr  starken 
Verschuldung  der  ländlichen  Bevölkerung  gerechnet  werden 
muss.*)  Nun  soll  allerdings  nach  dem  Reglement  betreffend 
die  Verwendung  des  Kasseler  Meliorationsfonds  die  Eintragung 

1)  Vergl.  Seite  352. 

2)  Vergl.  Seite  318. 

3j  Vergl.  Schober,  Die  Landesk.-Rentenb.  etc.,  Seite  20. 
4)  Ver^l.  Seite  41. 
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der  Darlehen  innerhalb  der  ersten  des  künftigen  Total- 
wertes  der  zu  meliorierenden  Grundstücke  wenigstens  unter 
Umständen  zugelassen  sein/)  während  durch  das  Statut  der 
Provinzial-Hilfskasse  von  Posen  ^/^  des  zeitigen  bezw.  ^/^ 
des  für  später  zu  erwartenden  Wertes 2)  und  durch  dasjenige 
der  ostpreussischen  sogar  ^/^  des  letzteren,  soweit  der  volle 
Betrag  der  landschaftlichen  Taxe  dabei  nicht  überschritten 
wird,"^)  als  äusserste  Grenze  angenommen  worden  sind,  doch 
bleibt  es  immerhin  wohl  noch  einigermassen  fraglich,  ob  selbst 
diese  zum  Teil  doch  recht  weitgehenden  Erleichterungen  der 
Kapitalbeschaffung  sich  überall  als  in  jeder  Hinsicht  genügend 
erweisen  würden. 

Einmal  muss  ja  das  Ergebnis  der  Schätzungen  land- 
schaftlicher Kreditverbände  ganz  wesentlich  hinter  dem  tat- 
sächlichen Werte  der  Landgüter  zurückbleiben  und  wird  im 
allgemeinen  kaum  viel  mehr  als  2/3  desselben  erreichen.*) 
Ausserdem  ist  aber  schon  zu  wiederholten  Malen  darauf 
hingewiesen  worden,  dass  namentlich  auf  den  hier  speziell 
in  Betracht  kommenden  grösseren  Besitzungen  hinter  der 
landschaftlichen  Bepfandbriefung  noch  sehr  häufig  kündbare 
und  unamortisable  Hypotheken  an  2.  Stelle  eingetragen 
stehen  5)  und  die  vorhandene  Verschuldung  bereits  in  vielen 
Fällen  dem  Betrage  der  landschaftlichen  Taxe  ziemlich  nahe- 
kommen dürfte.  Noch  erheblich  schwerwiegender  erscheint 
aber  jedenfalls  der  Einwand,  dass  die  gesetzgebenden  Faktoren 
sich  wohl  kaum  zu  einem  immerhin  etwas  gewagten  Schritte, 
wie  es  die  Bemessung  der  Beleihungsfähigkeit  von  Liegen- 
schaften durchweg  auf  des  künftigen  Totalwertes  oder 
den  gesamten  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Kreditgeschäftes 
ermittelten  landschaftlichen  Taxwert  unstreitig  sein  dürfte, 
ohne  weiteres  bereit  finden  lassen  werden.  Aber  auch  wenn 
sie  in  Ansehung  der  grundsätzlichen  Bedeutung  der  ganzen 
Sache  schliesslich  doch  alle  dem  entgegenstehenden  Bedenken 
überwinden  sollten,  so  muss  es  trotzdem  noch  sehr  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  damit  nun  auch  wirklich  für  die  Beteiligten 
praktisch  sehr  viel  gewonnen  sein  würde. 

Zunächst  unterliegt  es  wohl  gar  keinem  Zweifel,  dass, 
je  weiter  die  Sicherheitsgrenze  gesetzlich  ausgedehnt  wird, 
umso  weniger  die  Provinzial- Verbände  im  Hinblick  auf  das 


1)  Vergl.  Seite  202. 

2)  Vergl  Seite  154. 

3)  Vergl.  Seite  122. 

4)  Vergl.  Seite  65. 
ö)  Vergl.  Seite  6(?. 
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aller  Voraussicht  nach  nicht  unbeträchtliche  damit  verbundene 
Risiko  Neigung  dazu  verspüren  werden,  überhaupt  der  Frage 
der  Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken  näher  zu 
treten.  Falls  sie  sich  aber  doch  bewogen  gefühlt  haben 
sollten,  solche  Anstalten  ins  Leben  zu  rufen,  so  liegt  jedenfalls 
immer  noch  die  Gefahr  sehr  nahe,  dass  sie  bei  starker  Vor- 
belastung der  Pfandobjekte  stets  eine  unverhältnismässig 
starke  Amortisation  zu  Bedingung  machen,  wenn  sie  nicht 
gar  durch  Gesetz  etwa  nach  ostpreussischen  bezw.  posener 
Muster^)  direkt  dazu  angehalten  werden,  und  vor  allem  bei 
der  Prüfung  der  Darlehnsgesuche  sowie  bei  der  Vornahme 
sich  eventuell  nötig  machender  besonderer  Wertsabschätzungen 
derartig  rigorose  Grundsätze  zur  Anwendung  bringen,  dass 
in  Wirklichkeit  den  hochverschuldeten  Landwirten  mit  der 
ganzen  Massregel  nur  sehr  wenig  geholfen  ist.  Ganz  ab- 
gesehen von  alledem  ist  es  aber  auch  als  ganz  unbillig  zu 
erachten,  dass  den  voreingetragenen  Gläubigern  eine  Ver- 
stärkung ihrer  seitherigen  Sicherheit  durch  ohne  ihr  Zutun 
vorgenommene  Meliorationen  gewissermassen  als  reife  Frucht 
in  den  Schoss  fällt,  während  die  Anstalt,  welche  die  zu  deren 
Durchführung  erford erheben  Geldmittel  hingab,  sich  mit  einer 
verhältnismässig  minderwertigen  Sicherheit  für  dieselbe  be- 
gnügen muss.2)  Infolge  dieses  ümstandes  erscheint  überhaupt 
alles  sozusagen  auf  den  Kopf  gestellt,  denn  die  Darlehns- 
ge Währung  der  Landeskultur-Rentenbanken  soll  sich  so  wohl- 
feil wie  nur  irgend  möglich  gestalten,  während  sonst  im 
allgemeinen  für  zweit-  und  drittstellige  Hypotheken,  von 
deren  jederzeitiger  Kündbarkeit  gar  nicht  zu  reden,  eine 
höhere  Leistung  zu  entrichten  sein  wird  wie  für  erstklassige. 

Wenn  nun  freilich  in  den  Motiven  zum  Gesetze  vom 
13.  Mai  1879  die  Ansicht  ausgesprochen  worden  ist,  dass 
in  solchen  Fällen,  in  denen  die  aufgestellten  Beleihungs- 
grundsätze  zur  Ermöglichung  der  Kapitalentnahme  nicht  aus- 
reichend seien,  durch  den  Kredit  öffentlicher  Institute,  ohne 
deren  Solidität  zu  gefährden,  kaum  mehr  geholfen  werden 
könne,  sondern  die  Subventionierung  aus  Meliorationsfonds 
Platz  greifen  müsse,  so  ist  dies  jedenfalls  wohl  nur  insofern 
richtig,  als  eine  fernere  Hinausrückung  der  Sicherheitsgrenze, 
wenn  eine  solche  überhaupt  noch  als  zulässig  zu  erachten  ist, 
zweifellos  nicht  so  bedeutend  sein  kann,  um  eine  wesentliche 
Verbesserung  des  gegenwärtigen  Zust^q^es  herbeizuführen. 


1)  Vergl.  Seite  123  bezw.  154, 

2)  Vergl.  Seite  34,  ~ 
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Eine  generelle  Unterstützung  aller  hochverschuldeten  Melio- 
rations-Unternehmer in  der  oben  angegebenen  Weise  dürfte 
aber  ebenfalls  auf  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten  Stessen 
und  ist  ja  auch  gar  nicht  einmal  als  unbedingt  notwendig 
zu  erachten,  so  lange  noch  Aussicht  vorhanden  ist,  denselben 
durch  Anwendung  eines  zweckentsprechenderen  als  des  vor- 
erwähnten Verfahrens  wenigstens  in  der  Regel  noch  eine 
reguläre  Kreditquelle  zugänglich  zu  machen.  Als  einziges 
wirksames  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zieles  würde  nach 
Lage  der  Verhältnisse  die  priori tätische  Eintragung 
der  Forderungen  der  Landeskultur-Reutenbanken  in  Betracht 
kommen,  welche  auf  dem  Grundsatze  beruht,  dass  die  durch 
nachhaltige  Bodenverbesserungen  bewirkte  Wertssteigerung 
eines  Grundstücks  dem  Darleiher  des  zu  deren  Durchführung 
aufgenommenen  Geldbetrages  unter  gewissen  Bedingungen 
als  Pfandobjekt  zu  reservieren  ist.^) 

Dieser  letztere  Modus  ist  ja  bereits  während  der  Vor- 
arbeiten zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879  sowie  späterhin  bei 
dessen  Durchberatung  in  den  Kammern  der  Gegenstand  ein- 
gehender Erörterungen  und  Erwägungen  gewesen,  deren 
Resultat  sich  aber  kurz  dahin  zusammenfassen  lässt,  dass 
beim  Erfordernis  der  freiwilligen  Zustimmung  der  vorein- 
getragenen Gläubiger  zur  Rangausweichung  ihrer  Forderungen 
von  der  ganzen  Massregel  wenig  praktischer  Nutzen  zu 
erwarten  ist,  da  die  zahlreichen  vielerorts  im  Besitze  eines 
grossen  Teiles  der  erststelligen  ländlichen  Hypotheken  be- 
findlichen Landschaften  und  Landeskreditkasseu  sich  im 
Hinblick  auf  Gesetz  bezw.  ihr  Statut  überhaupt  gar  nicht  zu 
einem  derartigen  Zugeständnis  verstehen  könnten,  selbst  wenn 
sie  an  sich  wirklich  dazu  bereit  wären. 2)  Eine  zwangsweise 
Postlozierung  der  Realberechtigten  ist  aber  wiederum,  eben 
mit  Rücksicht  auf  das  Vorhandensein  dieser  gemeinnützigen 
Bodenkreditanstalten,  als  höchst  bedenklich  zu  erachten,  da 
die  Gefahr  sehr  nahe  liegt,  dass  dadurch  das  feste  Fundament 
der  ganzen  Existenz  derselben  untergraben  und  somit  über- 
haupt ihre  Tätigkeit  mehr  oder  weniger  in  Frage  gestellt 
werden  wird. 3)  In  Anbetracht  dieses  Umstandes  hat  man 
sich  schliesslich  auch  veranlasst  gesehen,  zwar  bei  der 
Finanzierung  von  Drainierungs-Unter nehmungen  die 
Belastung  der  Pfandgrundstücke  mit  prioritätischen  Renten 
wirklich,  allerdings  nur  fakultativ,  zuzulassen,  sie  aber  stets 

1)  Vergl.  Seite  41. 

2)  Vergl.  Seite  47. 

3)  Ver^l.  Seite  103. 
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von  der  Voraussetziiug  abhängig  zu  machen,  dass  ihr  selten^ 
der  Inhaber  der  vorgehenden  Forderungen  nicht  widersprochen 
wird.^)  Dass  sich  damit  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen 
viel  erreichen  lassen  würde,  haben  jedoch  die  massgebenden 
Faktoren  wohl  nicht  einmal  selbst  annehmen  zu  müssen 
geglaubt  und  in  der  Tat  sind  die  durch  das  Abgeordneten- 
haus neugeschaffenen  Drainagebestimmungeu  des  Gesetzes, 
wenigstens  soweit  sie  die  Beleihung  von  Allodialgütern  be- 
treffen, bisher  eigentlich  nur  papierne  Vorschriften  ge- 
blieben.^) 

An  und  für  sich  ist  ja  die  Anwendung  des  Prinzips  der 
Zwangs  Priorität  bei  der  Sicherheitsbestellung  für  zu 
Zwecken  der  nachhaltigen  Bodenverbesserung  angeliehene 
Kapitalien  durchaus  nicht  etwa  aus  prinzipiellen  Gründen 
zu  verwerfen,  sondern  unter  Umständen  bietet  sie  überhaupt 
das  einzige  Mittel,  um  hochverschuldeten  Grundbesitzern  die 
Aufnahme  von  Meliorationskapitalien  unter  in  jeder  Hinsicht 
als  angemessen  zu  erachtenden  Bedingungen  zu  ermöglichen.^) 
Selbstverständlich  lässt  sich  aber  ein  derartig  weitgehender 
Eingriff  in  die  wohlerworbenen  Eigentumsrechte  der  vorein- 
getragenen Gläubiger  nur  unter  der  Voraussetzung  recht- 
fertigen, dass  er  irgendwelche  Verletzungen  der  materiellen 
Interessen  derselben  nicht  zur  Folge  hat,  und  demgemäss 
muss  auch  die  Kreditgewährung  mit  einer  ganzen  Eeihe  von 
Kautelen  umkleidet  sein,  welche  als  genügend  erscheinen,  den 
Hypothekariern  im  Falle  der  Rangausweichung  die  Sicher- 
heit ihrer  Forderungen  in  jeder  erdenklichen  Weise  zu 
garantieren.^) 

Zunächst  ist  das  ganze  Verfahren  überhaupt  nur  dann 
als  zulässig  anzusehen,  wenn  es  sich  um  die  Finanzierung 
wirklich  rentabler  Unternehmungen  handelt,  welche 
eine  Steigerung  des  Wertes  der  von  ihnen  unmittelbar  be- 
rührten Liegenschaften  zum  mindesten  in  Höhe  des  Betrages 
der  durch  ihre  Ausführung  verursachten  Kosten  unzweifelhaft 
in  Aussicht  stellen  und  deshalb  auch  eine  vollkommen  ein- 
wandfreie Abschätzung  dieses  künftigen  Mehrwertes,  der  ja 
die  Basis  des  ganzen  Kreditgeschäftes  bildet,  gestatten 
müssen.'^)  Demgemäss  hat  der  Darlehnssucher  durch  Ein- 
reichung geeigneter  Belege  nachzuweisen,  dass  die  von  ihm 


1)  Vergl.  Seite  104  und  folgende. 

2)  Vergl.  Seite  364. 

3)  Vergl.  Seite  41  bezw.  46. 

4)  Vergl.  Seite  42. 

5)  Vergl.  Seite  40  bezw.  45, 
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beabsichtigte  Melioration  eine  dem  veranschlagten  Aufwände 
unbedingt  äquivalente  Ertragserhöhung  der  betreffenden 
Bodenflächen  erwarten  lässt,  woraufhin  dann  die  Prioritäts- 
bewilligung auszusprechen  sein  wird,  sobald  die  Richtigkeit 
_und  Zuverlässigkeit  der  von  ihm  gemachten  Angaben  und 
aufgestellten  Berechnungen  auf  Grund  einer  eingehenden 
Überprüfung  derselben  hinreichend  konstatiert  erscheint.  ^) 
-Bevor  jedoch  das  Pfandobjekt  in  Gestalt  des  beregten  Mehr- 
wertes nicht  tatsächlich  zur  Verfügung  steht,  darf  auch  noch 
nicht  zur  Auszahlung  des  Darlehns  resp.  zur  definitiven 
prioritätischen  Eintragung  der  aus  demselben  resultierenden 
Rente  geschritten  werden,  mit  welcher  deshalb  in  der  Regel 
stets  solange  gewartet  werden  muss,  bis  die  planmässige, 
solide  Ausführung  und  Vollendung  der  projektierten  Melioration 
in  der  gehörigen  Weise  festgestellt  worden  ist.'-^) 

Dass  die  somit  geschaffene  Sicherheit  bis  zur  Beendigung 
der  Amortisation  des  hingeliehenen  Kapitals  keinerlei  unstatt- 
hafte Verminderungen  erfährt,  ist  einerseits  durch  Aus- 
bedingung eines  der  voraussichtlichen  Wirkungsdauer  der 
betreffenden  Anlagen  in  hinreichendem  Umfange  Rechnung 
tragenden  Tilgungssatzes  sowie  andererseits  durch  eine  förm- 
liche Verpflichtung  des  Erborgers  zur  stetigen,  ordnungs- 
mässigen  Instandhaltung  der  mit  Hilfe  der  Mittel  der 
Landeskultur-Rentenbank  erstellten  Einrichtungen  zu  gewähr- 
leisten, welche  ihrerseits  befugt .  sein  muss,  die  von  ihr 
finanzierten  Meliorationen  einer  dahingehenden  Kontrolle  zu 
unterwerfen  und  die  Vornahme  für  notwendig  erachteter 
Reparaturen  erforderlichenfalls  mit  Hilfe  von  Zwangsmitteln 
durchzusetzen.^) 

Sofern  nur  bei  der  Beobachtung  aller  dieser,  in  ihrer 
Gesamtheit  allerdings  ziemlich  umständlichen  Modalitäten  die 
der  Wichtigkeit  der  ganzen  Sache  angemessene  Sorgfalt  und 
Gewissenhaftigkeit  angewandt  wird,  ist  eine  materielle 
Schädigung  der  voreingetragenen  Gläubiger  infolge  einer 
zwangweisen  Postlozierung  ihrer  Hypotheken  eigentlich  voll- 
kommen ausgeschlossen.  Im  Hinblick  auf  die  Tatsache,  dass 
sich  der  Erfolg  vieler  einschlägiger  Unternehmungen  ganz 
erheblich  höher  bemisst  als  das  zu  deren  Durchführung  ge- 
brachte Opfer  und  dass  ausserdem  auch  die  der  Prioritäts- 
einräumung zu  gründe  gelegte  geschätzte  Wertssteigerung 
aus  leicht  begreiflichen  Gründen  in  ihrem  Betrage  oft  nicht 

1)  Vergl.  Seite  40  bezw.  49. 

2)  Vergl.  Seite  42  bezw.  50. 

3)  Vergl.  Seite  42  bezw.  51, 
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unwesentlich  hinter  der  tatsächlich  erzielten  zurück- 
bleibt, lässt  sich  sogar  die  Ansicht  verfechten,  dass  sie  von 
einer  Rangausweichung  zu  gunsten  einer  Meliorationsschuld 
in  der  Eegel  eher  eine  Verstärkung  als  eine  Verminderung 
ihres  seitherigen  Unterpfandes  zu  erwarten  haben.  Nichts 
desto  weniger  ist  der  Rechtsgrundsatz,  dass  der  durch  nach- 
haltige Bodenverbesserungen  bewirkte  Wertszuwachs  von 
Liegenschaften  dem  Darleiher  des  speziell  zu  deren  Aus- 
führung aufgenommenen  Kapitals  als  Pfandobjekt  reserviert 
bleiben  muss  und  dessen  Anspruch  stets  den  Vorrang  vor 
demjenigen  der  Hypothekgläubiger  zu  erhalten  hat,  ^)  in  den 
für  die  Darlehnsgewährung  der  deutschen  Meliorationskredit- 
anstalten massgebenden  Gesetzesvorschriften  entweder  gar 
nicht  oder  nur  in  sehr  ungenügendem  Masse  Rechnung  ge- 
tragen worden.  Sowohl  in  Bayern  wie  im  Königreich  Sachsen 
wird  analog  den  preussischen  Drainagebestimmungen  für  den 
AUodialbesitz  bei  Kreditgesuchen  einzelner  Landwirte  die  Be- 
dingung gestellt,  dass  die  vorhandenen  Realberechtigten  der 
prioritätischen  Eintragung  der  Rentenbankforderung,  wenn 
auch  nur  stillschweigend,  zustimmen.  2) 

Lediglich  Meliorationsgenossenschaften  und  ähnliche  Ver- 
bände öffentlich-rechtlichen  Charakters  geniessen  ganz  all- 
gemein die  Vergünstigung,  dass  ihre  Umlagen  auf  den 
beitragspflichtigen  Bodenflächen  in  der  Eigenschaft  allen 
Privatschulen  im  Range  vorgehender  öffentlicher  Lasten 
ruhen  und  demzufolge  die  den  einzelnen  Mitgliedern  anlässlich 
von  Kapitalaufnahmen  erwachsenden  Leistungen,  gleichgültig 
ob  die  Korporation  selbst  als  Kreditnehmerin  auftritt  oder 
die  einzelnen  ihr  angehörenden  Grundeigentümer  direkt  der 
Gläubigerin  für  ihren  Anteil  verhaftet  erscheinen,  die  Priorität 
vor  allen  Hypotheken  eingeräumt  erhalten,  ohne  dass  sich 
seitens  der  Inhaber  derselben  hiergegen  Einspruch  erheben 
Hesse.  Derartigen  Körperschaften  kann  deshalb  die  Inanspruch- 
nahme einer  Landeskultur-Rentenbank  zur  Deckung  ihres 
Geldbedarfs  in  der  Regel  keine  wesentlichen  Schwierigkeiten 
bereiten,  so  dass  sich  ihnen  gegenüber  Privatpersonen  stets 
im  Nachteil  befinden  werden,  welche  bei  einigermassen  starker 
Vorbelastung  ihres  liegenschaftlichen  Besitzes  wohl  fast  stets 
auf  bedeutende  Hindernisse  zu  rechneu  haben  dürften,  wenn 
sie  sich  zur  Durchführung  dauernder  Bodenverbesserungen 
der  Hülfe  eines  der  vorhandenen  gemeinnützigen  Kredit- 
instituten bedienen  wollen. 

1)  Vergl.  Seite  380. 

2)  Vergl.  Seite  252  bezw.  272, 
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Weit  weüiger  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  alten 
Gläubig-er  hat  mau  dagegen  verschiedentlich  im  Aus  lau  de 
genommen,  denn  ein  französisches  (3resetz  voqi  Jahre  1856, 
durch  welches  vom  Staate  ein  Kredit  von  100  Millionen 
Franken  zur  Beförderung  der  Drainage  zur  Verfügung  gestellt 
wurde,  enthält  neben  einer  Reihe  von  Vorschriften,  durch 
welche  ein  vorsichtiges  und  gewinnbringendes  Verfahren  auf 
jeden  Fall  gesichert  werden  soll,  auch  die  entscheidende  Be- 
stimmung, dass  die  von  den  Erborgern  zu  übernehmenden, 
in  ihrer  Dauer  auf  25  Jahre  bemessenen  Renten  auf  den 
verbesserten  Grundstücken  hypothekarisch  eingetragen,  aus 
den  Ernteerträgnissen  derselben  bestritten  und  mit  Ausnahme 
der  Steuern  allen  Schuldverpflichtungen  vorangestellt  werden 
müssen.  ^)  Ausserdem  ist  namentlich  noch  in  England  und 
Schottland,  aber  auch  in  Italien  den  Hypothekgläubigern 
durch  Gesetz  ganz  allgemein  die  Verpflichtung  auferlegt 
worden,  den  Hinleihern  der  zur  Durchführung  von  Meliorationen 
benötigten  Kapitalien  mit  ihren  Ansprüchen  im  Range  aus- 
zuweichen, auch  wenn  es  sich  um  die  Finanzierung  einer 
von  einem  einzelnen  Landwirte  selbständig  in  Angriff  zu 
nehmenden  Anlage  handelt.  2) 

Gewisse  Beispiele  für  eine  grundsätzliche  Präklusion 
der  Einspruchsbefugnis  der  Realberechtigten  gegen  eine  not- 
wendig werdende  Postlozierung  ihrer  Forderungen  finden  sich 
allerdings  auch  in  Preussen,  denn  auf  diesem  Prinzip  basiert 
namentlich  die  Ablösung  der  Reallasten  durch  Vermittelung 
der  staatlichen  Rentenbanken.  Freilich  liegen  hierbei  die 
Verhältnisse  insofern  etwas  anders  wie  bei  der  Meliorations- 
kreditgewährung, als  das  Pfandgut  für  die  dem  Verpflichteten 
aufzuerlegende  prioritätische  Rente  in  Gestalt  der  von  ihm 
bisher  zu  leistenden  Bodenzinse,  Zehnten  und  Frohnden 
unzweifelhaft  stets  schon  vorhanden  ist  und  demzufolge,  da 
eine  Mehrbelastung  der  Landstellen  eigentlich  garnicht  statt- 
findet, auch  von  einer  Verschlechterung  der  Sicherheit  vor- 
handener Gläubiger  überhaupt  nicht  gut  die  Rede  sein  kann.^) 

Das  Unterpfand  für  die  von  einer  Landeskultur-Renten- 
bank hinzuleihenden  Kapitalien  ist  dagegen  erst  unmittelbar 
mit  deren  Hülfe  neu  zu  schaffen  und  Bedenken  gegen  eine 
zwangsweise  Vorrangseinräumung  würden  sich  deshalb  aller- 
dings namentlich  in  der  Richtung  hin  geltend  machen  lassen, 
dass  die  durch  die  projektierte  Melioration  nachher  tatsächlich 

1)  Vero-l.  Knies,  Der  Kredit,  Bd.  II,  Seite  3101311. 

2)  Vergl.  Bucheiiberger,  Agrarw.  u.  Agrarpol.,  Bd.  II,  Seite  171, 

3)  Vergl.  Knies,  Der  Kredit,  Bd.  II,  Seite  308. 
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bewirkte  Wertserliöhung"  der  betreffenden  Liegenschaften  in 
ihrem  Umfange  hinter  den  gehegten  Erwartungen  erheblich 
zurückbleiben  kann  und  unter  diesen  Umständen  vielleicht 
nicht  mehr  ein  ausreichendes  Äquivalent  für  den  zu  ihrer 
Herbeiführung  notwendig  gewordenen  Aufwand,  der  ja  in 
der  Regel  mit  dem  vorgestreckten  Darlehn  identisch  sein 
dürfte,  zu  bieten  vermag.  Vergegenwärtigt  man  sich  aller- 
dings die  zahlreichen,  an  früherer  Stelle  im  Zusammenhange 
aufgeführten  Kautelen,  ^)  mit  denen  eine  sich  unter  derartigen 
Bedingungen  vollziehende  Kreditgewährung  stets  umkleidet 
sein  muss,  so  lässt  sich  wohl  mit  voller  Berechtigung  be- 
haupten, dass  Garantien  sowohl  für  das  Eintreten  der  ge- 
schätzten Ertragssteigerung  wie  auch  deren  künftige  Erhaltung 
genugsam  vorhanden  sind,  um  jedwede  Benachteiligung  der 
Inhaber  postlozierter  Hypotheken  als  völlig  ausgeschlossen 
erscheinen  zu  lassen. 

Darauf  hinzuweisen  wäre  ferner  noch,  dass  in  Gemäss- 
heit  des  sogenannten  „Verwendungs Verfahrens",  welches 
vor  den  Auseinandersetzungsbehörden  stattzufinden  hat,  die 
Realberechtigten  bei  der  Enteignung  von  Grundstücken  sowie 
beim  Verkaufe  von  Parzellen  nicht  hinzugezogen  zu  werden 
brauchen,  sofern  der  für  die  betreffenden  Bodenflächen  er- 
zielte Erlös  zu  einer  rationellen  Verbesserung  des  Restgutes 
verwandt  wird.  Sie  müssen  also  in  solchen  Fällen  die  neu 
herbeigeführte  Steigerung  des  Wertes  ihres  Unterpfandes 
an  Stelle  der  durch  Veräusserung  bezw.  Expropriation  von 
Teilstücken  bewirkten  Verminderung  desselben  ohne  weiteres 
als  Sicherheit  für  ihre  Forderungen  anerkennen,  was  ihnen 
ja  freilich  insofern  nicht  sehr  schwer  fallen  dürfte,  als  es 
sich  nach  Lage  der  Verhältnisse  gewöhnlich  um  sowohl  an 
und  für  sich  wie  auch  im  Verhältnis  zum  Gesamtwerte 
der  verhafteten  Besitzungen  nicht  sehr  bedeutende  Beträge 
handeln  wird. 

In  ganz  analoger  Weise  war  schon  bei  der  Durchbe- 
ratung der  Drainagebestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai 
1879  sowohl  von  der  Kommission  wie  vom  Plenum  des  Ab- 
geordnetenhauses der  Überzeugung  Ausdruck  gegeben  worden, 
dass  bei  der  Aufnahme  „geringfügiger"  Darlehen  die 
Einholung  der  Zustimmung  der  Hypothekarier  zur  Rangß.us- 
weisung  ihrer  Ansprüche  ohne  Bedenken  für  unnötig  erklärt 
werden  könne,  umsomehr,  als  sonst  die  Gefahr  vorliege,  dass 
die  Durchführung  der  aussichtsvollsten  und  nützlichsten  Me- 


1)  Vergl.  Seite  3911392. 
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lioratiouen  lediglich  durch  den  ganz  willkürlichen  und  inner- 
lich überhaupt  nicht  berechtigten  Widerspruch  eines  Gläu- 
bigers zum  Scheitern  gebracht  würde.  0  Wenn  eine  dahin- 
gehende Vorschrift  schliesslich  doch  nicht  in  das  obenerwähnte 
Gesetz  aufgenommen  wurde,  so  lag  dies  nur  daran,  dass  der 
§  9a  des  Kommissionsbeschlusses,  laut  welchem  bei  der  Ge- 
währung von  Kapitalien,  welche  den  dreifachen  Betrag  des 
Katastralreinertrages  der  drainagebedürftigen  Liegenschaften 
nicht  übersteigen,  die  sonst  stets  zur  Bedingung  gemachte 
Verhandlung  mit  den  Eealberechtigten  2)  unterlassen  werden 
darf,  bei  der  dritten  Lesung  infolge  Zustandekommens  einer 
gegnerischen  Zufallsmehrheit  zu  Falle  gebracht  worden  ist. 3) 

Die  gleiche  Forderung  ist  späterhin  auch  von  der 
Landwirtschaftskammer  für  die  Provinz  Sachsen  in  ihrer 
schon  mehrfach  angeführten  Denkschrift  mit  der  nicht  un- 
wesentlichen Erweiterung  wieder  erhoben  worden,  dass  zu- 
gleich die  bisher  nur  bei  der  Finanzierung  von  Drainierungs- 
Unternehmungen  anwendbaren  Sonderbestimmungen  ganz 
allgemein  auf  alle  nachhaltigen  Bodenverbesserungen 
ausgedehnt  werden  sollten,  wonach  also  die  Sicherheits- 
bestellung eigentlich  ganz  ausschliesslich  auf  der  Belastung 
der  Unterpfänder  mit  prioritätischen  Renten  aufgebaut  worden 
wäre.  Hierin  würde  sich  ja  in  jeder  Hinsicht  ein  durchaus 
anerkennenswerter  Fortschritt  erblicken  lassen,  doch  bleibt 
es  immerhin  noch  einigermassen  fraglich,  ob  demselben  auch 
wirklich  eine  derartige  praktische  Bedeutung  beizumessen 
sein  wird,  dass  damit  eine  gründliche  Revision  des  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Zu  berücksichtigen  ist  einmal,  dass  gerade  die  Kosten 
von  Meliorationen  kleineren  ümfanges  sehr  häufig  aus  vor- 
handenen Barmitteln,  den  laufenden  Erträgnissen  des  Wirt- 
schaftsbetriebes oder  im  Wege  der  Inanspruchnahme  von 
Personalkredit  bestritten  zu  werden  pflegen,^)  während 
grössere  Summen  mit  Hülfe  des  erstei'wähnten  Verfahrens 
kaum  erhältlich  sein  dürften,  zumal  gerade  in  Gegenden  mit 
geringeren,  also  einer  nachhaltigen  Verbesserung  am  aller- 
meisten bedürftigen  Böden,  namentlich  fast  im  ganzen  Osten 
der  Monarchie,  die  Grundsteuereinschätzung  im  allgemeinen 
ziemhch  niedrige  Resultate  ergeben  hat.    Mit  der  Verallge- 

1)  Vergl.  Denkschrift  der  Landwirtschaftsk.  für  die  Prov, 
Sachsen. 

2)  Vergl.  Seite  105  bezw.  363. 

3)  Vergl.  Seite  104. 
4^  Vergl.  Seite  24. 


meinerung  der  Vorrangseinräurnung  zu  gunsten  der  Forde- 
rungen der  Landeskultur-Eentenbanken  lässt  sich  aber  bei 
Beibehaltung  des  Prinzips  der  Einwilligung  der  Realberech- 
tigten in  dieselbe  recht  wenig  anfangen.  Wenn  aber,  wie 
fernerhin  beantragt  wurde,  einer  geeigneten  Behörde  das 
Recht  zur  Prüfung  erhobener  Widersprüche  bezw.  zur  Prä- 
klusion für  unbegründet  erfundener  beigelegt  wird,  so  dürften 
hiergegen  seitens  der  Landschaften  unstreitig  die  gleichen 
schwerwiegenden  Bedenken  erhoben  werden  wie  ehemals 
gegen  die  Einführung  der  unbedingten  Zwangspriorität,  und 
ob  man  sich  über  diese  ohne  weiteres  hinwegsetzen  würde, 
erscheint  nach  Lage  der  Verhältnisse  jedenfalls  als  höchst 
zweifelhaft. 

Ein  anderer,  ganz  eigenartiger  Vorschlag  ist  fernerhin 
von  Knies  gemacht  worden,  welcher  gerade  die  Auferlegung 
prioritätischer  Renten  anlässlich  der  Hingabe  von  Meliorations- 
Darlehen  speziell  unter  Berücksichtigung  der  Vorarbeiten 
zum  preussischen  Landeskultur-Rentenbank-Gesetze,  welch 
letzteres  ihm  allerdings  nur  erst  in  Gestalt  des  ursprüng- 
lichen Regierungs-Entwurfes  vorgelegen  zu  haben  scheint, 
bei  der  Behandlung  dieser  besonderen  Form  des  Realkredits 
einer  eingehenden  Kritisieruug  unterzogen  hat.^)  Unter  Er- 
örterung des  bereits  oben  erwähnten  Unterschiedes,  welcher 
zwischen  der  Vermittelung  der  Reallasten-Ablösung  und  der 
Kapitalgewährung  zu  Zwecken  der  Bodenkultur  durch  ge- 
meinnützige Renteniustitute  inbezug  auf  die  dem  zu  gründe 
liegende  Sicherheit  unzweifelhaft  besteht,  kommt  er  zunächst 
zu  der  Ansicht,  dass  bei  der  Abschätzung  der  zu  erwarten- 
den Wertssteigerung  bezw.  des  Verhältnisses  von  Erfolg  zu 
Aufwand  infolge  der  Fehlbarkeit  der  Techniker  doch  sehr 
leicht  Irrungen  unterlaufen  könnten,  aber  auch  ganz  abge- 
sehen davon  das  neugeschaffene  Pfandobjekt  sich  ja  gar 
nicht  von  dem  die  alten  Gläubiger  sichernden  für  einen  er- 
forderlich werdenden  „Zugriff"  absondern  lasse.  Wenn 
deshalb  auch  vielleicht  die  Staatsregierung  etwaige  Bedenken 
gegen  eine  Massregel  der  beregten  Art  im  Hinblick  auf  das 
Vorliegen  eines  gewichtigen  öffentlichen  Interesses  über- 
winden werde,  so  sei  doch  als  Regel  anzunehmen,  dass 
einerseits  die  vorhandenen  Hypothekarier  wegen  drohender 
Entwertung  ihrer  Pfandgüter  Einspruch  erheben  würden, 
andererseits  aber  wohl  auch  die  verschuldeten  Landwirte 
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selbst,  eben  in  der  Besorgnis,  aus  vorstehendem  Grunde  eine  Auf- 
kündigung ihrer  bisherigen  Verpflichtungen  erwarten  zu  müssen. 

Er  giebt  zwar  ohne  Einschränkung  zu,  dass  der  vor 
der  Bewerkstelligung  einer  durch  allgemeine  Anerkennung 
gebilligten  Melioration  schon  vorfindliche  Hypothekinhaber 
durchaus  nicht  etwa  einen  begründeten  Anspruch  auf  eine 
Verstärkung  seines  von  ihm  selbst  bisher  als  völlig  ge- 
nügend behandelten  Unterpfandes  besitze,  geschweige  denn 
gar  eine  Waffe  erlangen  dürfe,  durch  deren  Gebrauch  der 
verschuldete  Grundbesitzer  von  einer  Wohltat,  welche  dem 
in  günstigeren  Vermögensverhältnisseu  befindlichen  Berufs- 
genossen ohne  Schwierigkeiten  zugänglich  sei,  prinzipiell 
ausgeschlossen  werde,  ^)  kommt  dann  aber  zu  dem  Schlüsse, 
dass,  eben  weil  durch  die  Meliorationen  ein  neues,  freilich 
mit  einem  anderen  unzertrennbar  verbundenes  Wertobjekt 
geschaffen  werde,  die  der  Rente  einzuräumende  obligatorische 
Priorität  auch  nicht  eine  solche  im  gewöhnlichen  Sinne  des 
Wortes  sei.  Der  neue  Gläubiger  erhalte  vielmehr  infolge 
der  Rangausweichung  des  alten  streng  genommen  nur  die 
Stellung  eines  primus  inter  pares  und  seitens  des  letz- 
teren lasse  sich  demzufolge  zweifellos  der  Einwand  erheben, 
dass  er,  sofern  ihm  ein  Anrecht  auf  eine  Erhöhung  seiner 
Sicherheit  nicht  zugebilligt  werde,  doch  auch  keineswegs  eine 
Verpflichtung  zur  Übernahme  des  für  den  ersteren  aus  der 
Veranlagung  des  Meliorationskapitals  entspringenden  Risikos 
anzuerkennen  brauche.  Eine  solche  bleibe  aber  unverändert 
bestehen,  wenn  man  wohl  die  Rentenbank  als  einen  primus 
inter  pares  kennzeichne,  den  voreingetragenen  Realberech- 
tigten aber  eben  doch  als  secundus  inter  pares  mit  der 
entscheidenden  Eolge  behandle,  dass  er  erst  dann  auf  Be- 
friedigung zu  rechnen  hat,  wenn  für  die  Forderung  des 
ersteren  vollständige  Deckung  beschafft  worden  ist.  Ent- 
weder sei  die  Melioration  mit  einer  Verlustgefahr  für  den 
neuen  Gläubiger  verbunden,  dann  habe  dieser  sie  zu  tragen, 
oder,  wenn  man  dem  alten  vorhalte,  dass  ihm  die  beabsich- 
tigte Einrichtung  ja  nur  Vorteil  bringe,  dann  riskiere  eben 
auch  der  neue  nichts,  falls  er  auf  die  Priorität  überhaupt 
verzichte.  Selbst  ein  offenbar  gemeinnütziger  Charakter  des 
gelungenen  Unternehmens  könne  doch  noch  nicht  rechtfertigen, 
dass  das  Risiko  beim  Versuche  der  Durchführung  gerade  von 
der  einzelnen  Person  des  schon  vorfindlichen  Gläubigers  ge- 
tragen werden  solle. 


1)  Vergl.  Seite  34. 


Gestützt  auf  vorstehende  ErwägungeD,  kommt  Knies  am 
Ende  zu  der  Ansicht,  dass  weder  dem  vorhandenen  Real- 
berechtigten  noch  der  Rentenanstalt  ein  begründeter  Anspruch 
auf  die  unbedingte  Priorität  der  hypothekarischen  Verpfändung 
zugestanden  werden  könne.  Als  in  jeder  Hinsicht  billig  und 
angemessen  sei  vielmehr  nur  die  wahre  und  volle  Parität  der 
Pfandsicherheiten  beider  anzusehen,  welche  dadurch  herge- 
stellt werde,  dass  ihre  Forderungen  wie  gleichberechtigte 
Teüe  einer  einzigen  Gesamthypothek  behandelt  würden,  ent- 
sprechend der  Tatsache,  dass  auch  das  infolge  der  Durchr 
führung  einer  beabsichtigten  Melioration  neugeschaffene  Werts- 
objekt mit  dem  durch  das  Gut  in  seinem  ursprünglichen  Zu- 
stande repräsentierten  Wertsquantum  unzertrennlich  zu  einem 
Unterp fände  verbunden  sei.  Demgemäss  würden  aber  beide 
Gläubiger  stets  miteinander  entweder  volle  oder  gleichmässig 
quotisierte  Befriedigung  ihrer  im  Range  gleichstehenden  An- 
sprüche zu  erwarten  haben. 

Auch  auf  den  Einwurf,  dass  der  praktischen  Anwendung 
des  vorgeschlagenen  Verfahrens  unzweifelhaft  doch  insofern 
sehr  wesentliche  Hemmnisse  erwachsen  dürften,  als  ja  häufig 
genug  gar  nicht  mit  einem  vorhandenen  Realberechtigten, 
sondern  mit  mehreren  zu  rechnen  sei,  ist  von  Knies  Rück- 
sicht genommen  worden.  Er  weist  demgegenüber  darauf  hin, 
dass  durch  die  gesetzlich  geordnete  Prioritäts-  bezw.  Paritäts- 
einräumung Gläubiger,  deren  Darlehen  jederzeit  auf  kündbar 
seien,  überhaupt  nicht  betroffen  werden  könnten,  sondern 
einzig  und  allein  diejenigen  Anstalten,  deren  Aufgabe  in  der 
Ausleihung  unkündbarer  Kapitalien  gegen  Annuitätentilgung 
bestehe,  da  die  ersteren  sich  einer  ihnen  nicht  genehmen 
Rangausweichung  einfach  durch  sofortige  Lösung  des  Schuld- 
verhältnisses zu  entziehen  im  stände  seien,  Sollten  dann 
aber  Grundbesitzer,  eben  weil  sie  bei  einer  Landeskultur- 
Rentenbank  Geldmittel  zu  Meliorationszwecken  aufnehmen 
müssten,  vordem  zur  Umwandlung  ihrer  bisherigen  kündbaren 
Verbindlichkeiten  in  eine  unkündbare  Amortisationsschuld 
schreiten,  so  würde  diese  Veränderung,  an  sich  betrachtet,  ja 
nur  eine  Verbesserung  ihrer  Lage  in  sich  schliessen. 

Hiermit  erscheint  nun  allerdings  der  oben  erhobene 
Einwand  kaum  in  wesentlichem  Umfange  entkräftet,  denn 
die  in  Anregung  gebrachte  Unifikation  der  vorhandenen  ßesitz- 
kreditverpflichtungen  mit  Hilfe  der  Pfandbriefbanken  setzt 
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doch  in  allererster  Linie  voraus,  das  der  Gesamtbetrag  der- 
selben bei  der  hypothekarischen  Eintragung  noch  voll  und 
ganz  innerhalb  der  den  genannten  Instituten  vorgeschriebenen 
Sicherheitsgrenze  zu  stehen  kommt,  während  in  praxi  ge- 
Avöhnlich  erst  nach  Erschöpfung  des  von  diesen  zur  Verfügung 
gestellten  Kredits  zur  Aufnahme  kündbarer  Deriehen  geschritten 
zu  werden  pflegt.^)  Aber  auch  ganz  abgesehen  hiervon 
dürften  namentlich  die  Landschaften  selbst  als  Alleingläubiger 
der  uneingeschränkten  obligatorischen  Einräumung  der  Parität 
für  die  Forderungen  der  Landeskultur-Rentenbanken  zweifel- 
los den  gleichen  Widerstand  entgegensetzen  wie  derjenigen 
einer  gleichgearteten  Priorität,  da  das  eine  ihren  Satzungen 
ebensosehr  zuwiderlaufen  würde  wie  das  andere.  Die  Ueber- 
nahme  zweitstelliger  Hypotheken,  wenn  auch  nur  unter  ge- 
wissen Bedingungen,  wäre  aber  sowohl  mit  ihrer  ganzen  Organi- 
sation als  auch  besonders  mit  den  von  ihnen  aufgestellten 
Grundsätzen  bezüglich  der  Beleihungsfähigkeit  von  Liegen- 
schaften als  völlig  unvereinbar  zu  erachten,  sofern  nicht  etwa 
das  damit  verbundene  Risiko  auf  andere  Schultern  gelegt 
werden  soll.  Die  Möglichkeit  einer  Verwirklichung  der 
Knies'schen  Vorschläge  dürfte  demnach  lediglich  unter  der  in 
Preussen  gegenwärtig  freilich  fast  nirgendswo  als  Regel  zu- 
treffenden Voraussetzung  gegeben  sein,  dass  Meliorations-  und 
Realkreditgewährung  beide  in  der  Hand  einer  staatUchen  bezw. 
provinziellen  Anstalt  vereinigt  liegen  und  das  Mass  der 
durchschnittlichen  Verschuldung  der  ländlichen  Bevölkerung 
allgemein  als  ein  äusserst  geringfügiges  bezeichnet  werden 
kann.  Unter  diesen  Umständen  würde  aber  wieder  die  ganze 
Massregel  als  vollkommen  überflüssig  anzusehen  sein  und  die 
Beschaffung  von  Meliorationskapitalien  den  Grundbesitzern  sich 
zweifellos  schon  durch  eine  angemessene  Erweiterung  der  für 
die  Hingabe  von  unproduktivem  Kredit  vorgesehenen  Sicher- 
heitsgrenze in  ausreichender  Weise  garantieren  lassen. 

Mag  deshalb  auch  das  Prinzip  der  paritätischen  Ein- 
tragung der  Forderungen  der  Landeskultur-Rentenbanken 
theoretisch  als  sehr  bemerkenswert  erscheinen,  so  bildet  es 
doch  jedenfalls  nicht  die  geeignete  Basis,  um  hochverschuldeten 
Landwirten  die  Kapitalentnahme  zu  Zwecken  der  Bodenver- 
besserungen zu  ermöglichen.  Da  nämlich  die  Melioratious- 
kredit-Anstalt  in  allen  Fällen,  in  denen  bei  Zwangsver- 
steigerungen ihr  verpfändeter  Liegenschaften  nicht  deren 
volle  Gesamtbelastung  herausgeboteu  wird,  an  dem  Ausfall 
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partizipiert,  so  wird  sie  auch  notwendigerweise  an  einer  be- 
stimmten Sicherheitsgrenze,  welche  derartige  Verluste  aller 
Voraussicht  nach  vollkommen  ausschliesst,  unbedingt  festzu- 
halten haben.  Richtig  ist  ja,  dass  bei  Prioritätseinräumungen 
auch  das  Risiko  für  die  Meliorationsschuld  von  den  vorfind- 
lichen  Gläubigern  getragen  werden  muss,  wenn  von  der  An- 
sicht ausgegangen  wird,  dass  ohne  Vornahme  der  betreffenden 
Substanzverbesserung  genau  dieselbe  Quote  des  ursprünglichen, 
wie  jetzt  des  gesamten  wirklichen  Wertes  gelöst  worden  wäre, 
doch  erhalten  auch  bei  der  vorgeschlagenen  paritätischen  Be- 
handlung beider  Ansprüche  die  Inhaber  der  älteren  bisweilen 
zwar  weniger,  zumeist  aber  mehr  als  ihnen  unter  diesen  Um- 
ständen von  Rechtswegen  zukommen  würde.  Eine  absolut 
gleiche  Berücksichtigung  der  Realberechtigten  dürfte  überhaupt 
nur  in  der  Weise  durchzusetzen  sein,  dass,  soweit  dies  not- 
wendig erscheint,  der  Verkaufspreis  zunächst  auf  den  schon 
früher  vorhanden  gewesenen  und  den  jüngst  erst  neuge- 
schaffenen Bruchteil  des  Gutswertes  verhältnismässig  repartiert 
wird  und  die  beiden  zu  gründe  liegenden  Forderungen  dann 
nach  dieser  Norm  nebeneinander  Befriedigung  finden.  Unter 
derartigen  Verhältnissen  liesse  sich  jedoch  wieder  der  Mehr- 
w^ert  unzweifelhaft  niemals  in  vollem  Umfange,  sondern 
stets  nur  bis  zu  einem  gewissen  Prozentsatze  seines  Betrages 
als  Sicherheit  anerkennen,  w^odurch  die  Finanzierung  zahl- 
reicher als  durchaus  rentabel  zu  erachtender  Meliorationen 
verhindert  werden  müsste. 

Das  Knies'sche  System  weist  also  jedenfalls  insofern 
einen  Mangel  auf,  als  die  Landeskultur-Rentenbank,  selbst 
wenn  ihr  Darlehn  durch  die  mit  seiner  Hilfe  herbeigeführte 
Wertssteigerung  mehr  als  zehnfach  gedeckt  sein  sollte,  doch 
immer  nur  mit  den  anderen  Gläubigern,  so  minderwertig 
deren  Hypotheken  zum  Teil  auch  sein  mögen,  partizipieren 
kann.  Es  schliesst  aber  ausserdem  auch  noch  einen  gewissen 
Widerspruch  in  sich,  wenn  es  den  Mehrwert,  wenigstens 
soweit  er  die  Meliorationskosten  nicht  übersteigt,  voll  und 
ganz  als  beleihungsfähig  erachtet,  ohne  jedoch  gleichzeitig 
ausreichende  Garantien  für  die  unbedingte  Sicherheit  der 
betreffenden  Kapitalien  zu  schaffen.  Solche  können  vielmehr 
nur  bei  der  prioritätischen  Eintragung  der  letzteren 
als  vorhanden  angesehen  werden,  welcher  die  Anschauung 
zu  gründe  gelegt  werden  muss,  dass  die  für  ein  versteigertes 
Landgut  gezahlte  Summe  sich  erstens  aus  dem  vollen  Betrage 
der  durch  dauernde  Bodenverbesserungen  nachträglich  be- 
wirkten Wertssteigerung  und  zweitens  einem  gewissen  Prozent- 
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Satze  des  ursprünglichen  Liegeuschafts wertes  zusammensetzt. 
Auf  anderer  Basis  wird  sich  aber  auch  eine  zur  Durchführung 
einer  möglichsten  Hebung  des  Standes  der  Bodenkultur  als 
dringend  notwendig  zu  erachtende  Gewährung  von  Produktiv- 
kapitalien überhaupt  kaum  organisieren  lassen,  wenn  sie 
sowohl  billigst  wie  für  das  kreditierende  Institut  absolut 
ungefährlich  sein  als  auch  dem  Grundbesitzer,  wie  es  die 
Natur  der  Sache  erfordert,  einerseits  den  gesamten  zur  Vor- 
nahme beabsichtigter  Arbeiten  notwendigen  Betrag  an  Hand 
geben  sowie  andererseits  auch  bei  schon  stärkerer  Verschuldung 
noch  wirklich  Hilfe  bringen  soll. 

Die  Drainagebestimmungen  des  Gesetzes  vom  13.  Mai 
1879  stellen,  wie  bereits  bei  früherer  Gelegenheit  angedeutet 
wurde,  gewissermassen  die  Mittellinie  zwischen  zwei  in  den 
massgebenden  Kreisen  s.  Zt.  laut  gewordenen,  einander  voll- 
ständig entgegengesetzten  Ansichten  dar,  deren  eine  dahin 
ging,  dass  der  Weg  der  prioritätischen  Eintragung  von  Kultur- 
renten überhaupt  nicht  beschritten  werden  dürfe,  während 
die  andere  gerade  die  Möglichkeit  einer  Erzwingung  der 
Vorrangseinräumung  als  das  Wesentliche  an  der  ganzen  Mass- 
regel erachtete,  ohne  welches  derselben  nur  ein  sehr  frag- 
würdiger praktischer  Wert  beigemessen  werden  könne, 
Wenn  der  letzteren  Forderung  am  Ende  weder  die  Staats- 
regierung noch  die  Mehrheit  des  Abgeordnetenhauses  trotz 
aller  Bereitwilligkeit,  der  Landwirtschaft  in  weitgehendstem 
Umfange  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen,  beizupflichten 
vermochte,  so  geschah  dies  in  der  Hauptsache  mit  Rücksicht 
auf  die  schliesslich  doch  als  recht  schwerwiegend  erfundenen 
Bedenken,  welche  namentlich  von  den  Landschaften  gegen 
die  gesetzliche  Anerkennung  des  Grundsatzes,  dass  den 
Landeskultur-Rentenbanken  das  mit  Hilfe  der  von  ihnen  dar- 
geliehenen Kapitalien  neugeschaffene  Wertobjekt  stets  als 
Unterpfand  reserviert  bleiben  müsse,  geltend  gemacht  worden 
waren. ^)  Aber  auch  heutzutage  würden  die  gemeinnützigen 
Realkreditanstalten  gegen  jeden  neuen  Versuch,  den  vorein- 
getragenen Gläubigern  ein  Ausweichen  mit  ihren  Forderungen 
zur  unbedingten  Verpflichtung  zu  machen,  gestützt  auf  ihre 
Statuten  bezw.  die  für  ihre  Organisation  massgebenden 
Gesetzesbestimmungen  zweifellos  den  energischsten  Protest 
erheben,  so  dass  es  nach  Lage  der  Verhältnisse  auch  als 
völlig  zwecklos  erachtet  werden  muss,  einen  dahingehenden 
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Vorschlag  überhaupt  iu  Erwägung-  zu  ziehen,  durch  dessen 
Verwirklichung  allerdings  die  ganze  Frage  in  radikaler 
Weise  gelöst  werden  dürfte.  Die  einzige  Möglichkeit  hierzu 
wäre  wohl  in  der  Voraussetzung  gelegen,  dass  es  gelingen 
würde,  speziell  die  Landschaften  ganz  allgemein  zu  einer 
entsprechenden  Satzungsänderung  zu  veranlassen,  welche 
ihnen  die  Notwendigkeit  ersparte,  jedweder  Postlozierung 
ihrer  Ansprüche  aus  prinzipiellen  Gründen  Widerstand  leisten 
zu  müssen,  doch  kann  ein  dahingehendes  Bemühen  nur  als 
ebensowenig  angezeigt  wie  aussichtslos  erachtet  werden. 

Wenn  nun  vor  einiger  Zeit  die  Landwirtschaf tskammer 
für  die  Provinz  Sachsen  noch  mit  dem  Antrage  hervor- 
getreten ist,  dass  bei  Aufnahme  von  den  dreifachen  Betrag 
des  Katastralreinertrages  übersteigenden  Meliorations-Darlehen 
zwar  den  vorhandenen  Gläubigern  das  Eecht,  einer  iu  Aus- 
sicht genommenen  Vorrangseinräumung  zu  widersprechen, 
gewahrt  bleiben,  gleichzeitig  aber  eine  sachverständige  Be- 
hörde mit  der  Befugnis  betraut  werden  soll,  erhobene  Proteste 
auf  ihre  Stichhaltigkeit  hin  zu  prüfen  und  bei  nicht  als 
gehörig  befundener  Begründung  durch  einen  unanfechtbaren 
Beschluss  zu  annullieren,^!  so  läuft  dies  alles  im  wesent- 
lichen schhesslich  doch  auf  nichts  anderes  hinaus  als  auf  eine 
tatsächliche  Sanktionierung  des  Prinzips  der  Zwangspriorität. 
Letzteres  berührt  ja,  wie  auch  von  Knies  ganz  richtig  hervor- 
gehoben wurde,  eigentlich  nur  die  Interessen  der  Eealkredit- 
anstalten,  welche  Geldmittel  unkündbar  gegen  planmässige 
Auiortisation  ausleihen,  da  die  Inhaber  der  kündbaren  Individual- 
Hypotheken  sich  jeder  ihnen  nicht  genehmen  Rangausweichung 
einfach  durch  Lösung  des  bestehenden  Schuldverhältuisses 
entziehen  können,'^)  und  wenn  man  den  ersteren  die  Möglich- 
keit belassen  wollte,  allein  unter  Hinweis  auf  Statut  bezw. 
Gesetz  die  Postlozierung  ihrer  Forderungen  ohne  weiteres 
zu  verhindern,  so  wäre  ja  an  dem  gegenwärtigen  Zustande 
so  gut  wie  gar  nichts  geändert.  Wird  dagegen  andererseits 
nur  mit  vollgültigen  triftigen  Gründen  belegten  Einwänden 
die  Berechtigung  zuerkannt,  die  Gewährung  des  Vorranges 
für  eine  Meliorationsschuld  auszuschliesseu,  so  dürften  die 
Landschaften  und  Landeskreditkassen,  deren  Forderungen 
doch  im  allgemeinen  als  unbedingt  sicher  angesehen  werden 
müssen,  sich  überhaupt  wohl  kaum  sehr  oft  in  der  Lage 
befinden,  einer  nachgesuchten  prioritätischen  Renteneintragung 
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mit  Erfolg  die  Zustimmung  zu  versagen,  zumal  da  selbst- 
verständlicher Weise  vorausgesetzt  werden  muss,  dass  eine 
sorgfältige  Überprüfung  der  Kreditgesuche  in  jedem  Falle 
stattzufinden  hat.  Unter  diesen  Umständen  würde  aber  das 
ganze  Verfahren  der  einfachen  Erzwingung  der  Postlozierung, 
wenn  auch  nicht  formell,  so  doch  praktisch,  ausserordentlich 
nahe  kommen,  ohne  dass  jedoch  dabei  die  gegen  dieselbe 
erhobenen  Bedenken  irgendwie  entkräftet  worden  wären. 

Unterzieht  man  die  verschiedenen  Momente,  welche  im 
Hinblick  auf  eventuelle  Verletzungen  der  Interessen  gemein- 
nütziger Eealkreditinstitute  gegen  die  obligatorische  Ein- 
führung der  Zwangspriorität  vorgebracht  werden  könnten, 
einer  näheren  Betrachtung,  so  unterliegt  es  wohl  keinem 
Zweifel,  dass  die  Befürchtung,  es  möge  sich  eine  beabsichtigte 
Melioration  nach  ihrer  Vollendung  schliesslich  doch  als  un- 
wirtschaftlich erweisen  und  eine  dem  durch  sie  erforderten 
Aufwände  zum  mindesten  äquivalente  Ertrags-  bezw.  Werts- 
steigerung der  betreffenden  Liegenschaften  nicht  zur  Folge 
haben,  in  Anbetracht  der  ganzen  Modalitäten,  unter  denen 
sich  die  Darlehnsgewährung  zur  Vermeidung  von  Schädigungen 
vorhandener  Realberechtigter  zu  vollziehen  haben  würde, 
eigentlich  als  vollständig  unbegründet  erachtet  werden  muss.^) 
Das  Schwergewicht  ist  deshalb  s.  Zt.  von  den  Verwaltungen 
der  Landschaften  allem  Anschein  nach  auch  mehr  auf  Form- 
sachen gelegt  worden,  indem  namentlich  geltend  gemacht 
wurde,  dass  das  beregte  Verfahren  den  statutarischen  Be- 
stimmungen betreffs  der  Sicherheitsleistung  direkt  zuwiderlaufe 
und  infolgedessen,  da  es  die  den  Inhabern  der  Pfandbriefe 
durch  dieselben  gebotenen  Garantien  verletzen  müsse,  geeignet 
sei,  dem  bislang  unerschütterten  Vertrauen  des  Publikums 
zur  Solidität  der  letzteren  eine  wesentliche  Voraussetzung  zu 
entziehen.^) 

Wird  hierbei  allerdings  von  der  Ansicht  ausgegangen, 
schon  die  blosse  Tatsache,  dass  unter  Umständen  die  Mög- 
lichkeit der  Belastung  von  Liegenschaften  mit  den  auf  ihnen 
ruhenden  landschaftlichen  Hypotheken  gesetzlich  im  Range, 
vorgehenden  Leistungen  gegeben  sei,  werde  genügen,  um 
gewisse  Zweifel  an  der  absoluten  Sicherheit  der  in  Rede 
stehenden  Anstalten  in  den  anlagesuchenden  Kreisen  wach- 
zurufen, so  würde  freilich  jeder  Versuch,  zu  einer  befriedigenden 
Lösung  der  ganzen  Frage  zu  gelangen,  als  vollkommen  aus- 


1)  Vergl.  Seite  3911392. 

2)  Vergl.  Seite  103  bezw.  359. 
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sichtslos  erscheinen.  Im  allgemeinen  kann  dies  aber  wohl 
kaum  angenommen  werden,  denn  sonst  müsste  doch  die  Ein- 
räumung eines  Vorzugsrechtes  für  die  Umlagen  der  Wald- 
und  öffentlichen  Wassergenossenschaften  und  andere  als 
öffentliche  Lasten  der  Grundstücke  gekennzeichnete  Abgaben 
ebenfalls  zu  dem  befürchteten  Resultate  geführt  haben. 
Unbestritten  bleibt  dagegen,  dass  die  zwangsweise  Postlozierung 
der  Landschaften  einen  direkten  Eingriff  in  deren  Verfassung 
bedeuten  und  weder  mit  dem  Grundsatze  der  Erststelligkeit 
ihrer  Forderungen  noch  mit  der  vorgeschriebenen  Beleihungs- 
grenze  in  Einklang  zu  bringen  sein  würde.  Infolge  dieses 
Umstandes  könnte  sie  aber  sehr  leicht  zu  einer  Beunruhigung 
der  Kapitalisten  Veranlassung  geben,  während  wiederum  der 
Vorschlag  einer  Statutenänderung  als  gänzlich  indiskutabel 
zu  erachten  ist,^)  da  eine  solche  unstreitig  das  ganze  Fundament 
der  bisherigen  Existenz  obengenannter  Kreditverbände  ins 
Wanken  bringen  müsste. 

In  Anbetracht  dieser  Verhältnisse  dürfte  nichts  weiter 
übrig  bleiben,  als  den  von  den  Erborgern  an  die  Landeskultur- 
Eentenbanken  zu  entrichtenden  Renten  durch  Gesetz  den 
Charakter  öffentlicher  Lasten  der  betreffenden  Grund- 
stücke beizulegen,  welche  der  Eintragung  in  das  Grundbuch 
nicht  bedürfen,  denn  wohl  nur  auf  diesem  Wege  könnte  eine 
obligatorische  Rangausweichung  aller  auf  privatrechtlichen 
Titeln  beruhender  Ansprüche  durchgesetzt  werden,  ohne  dass 
gleichzeitig  eine  formelle  Verletzung  der  Satzungen  gemein- 
nütziger Realkreditbanken  stattzufinden  brauchte.  Durch  die 
Einführung  dieses  Verfahrens  würde  namentlich  dem  durch 
das  gegenwärtig  geltende  Recht  sanktionierten,  aber  eigentlich 
durch  nichts  begründeten  Zustande,  dass  öffentlich-rechtlichen 
Korporationen  die  Inanspruchnahme  der  Landeskultur-Renten- 
banken kaum  erhebliche  Schwierigkeiten  zu  bereiten  vermag, 
während  einzelne  Landwirte,  welche  ihren  sonstigen  Anstalts- 
kredit bereits  erschöpft  haben,  sich  ihrer  Hilfe  nur  höchst 
selten  bedienen  können,  radikal  ein  Ende  gemacht.  Damit 
wäre  dann  auch  der  unverkennbare  Widerspruch  beseitigt, 
welcher  sich,  um  das  von  Hermes  gewählte  Schulbeispiel 
heranzuziehen,  darin  kundgiebt,  dass,  wenn  eine  meliorations- 
bedürftige Fläche  einem  einzelnen  hochverschuldeten  Grund- 
besitzer gehört,  diesem  Geldmittel  zur  Vornahme  der  für 
notwendig  erachteten  Verbesserungen  nicht  zur  Verfügung 
gestellt  werden  können,  sofern  sie  aber  durch  Parzellierung* 


1)  Vergl.  Seite  403. 
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in  das  Eig'entum  von  zehn  ebenfalls  in  wenig  günstigen 
Vermögensverhältnissen  befindlichen  Berufsgenossen  übergeht 
und  diese  sich  zu   einem  öffentlichen  Meliorationsverband 
vereinigen  lassen,  die  Aufnahme  der  erforderlichen  Kapitalien 
in  der  Regel  kaum  auf  irgendwelche  Hindernisse  stossen  wird,  i) 
Gegen  die  vorgeschlagene  Qualifizierung  der  Landes- 
kultur-Renten könnte  ja   vielleicht  der  Einwand  erhoben 
werden,  dass,  wenn  die  Umlagen  der  obenerwähnten  Ge- 
nossenschaften die  Eigenschaft  öffentlicher  Lasten  zuerkannt 
erhalten  hätten,  sich  dies  doch  nur  damit  rechtfertigen  lasse, 
dass  zur  Bildung  derselben  stets  das  Vorhandensein  eines 
gemeinnützigen  bezw.  gemeinwirtschaftlichen  Interesses  ge- 
höre und  ihre  ganze  Verfassung  bezw.  die  dem  Staate  ihnen 
gegenüber  zustehende  Aufsichtsbefugnis-)  genügende  Garantien 
gegen  einen  die  Rechte  der  Hypothekgläubiger  gefährdenden 
Missbrauch  des  Kreditprivilegs  in  sich  schliesse,  während  ein 
Grund,  jedem  beliebigen  Privatmanne,  der  Meliorationen  auf 
seinem  Eigentum  vorzunehmen  beabsichtige,  die  gleiche  Ver- 
günstigung zuzugestehen,  nicht  als  vorliegend  zu  erachten 
sei.    Freilich  würde  sich  ebensogut  auch  die  Frage  aufwerfen 
lassen,  weshalb  dies  denn  nicht  der  Fall  sein  solle,  denn 
sofern  sich  nur  die  Darlehnsgewährung  unter  den  an  anderem 
Orte  angegebenen  Bedingungen^)  vollzieht,  ist  für  die  Sicher- 
heit der  Forderungen  voreingetragener  Realberechtigter  bei 
der  Inanspruchnahme  der  Landeskultur-Rentenbanken  seitens 
einzelner  Grundbesitzer  doch  zum  mindesten  in  dem  gleichen 
Umfange  Sorge  getragen  wie  bei  Kapitalaufnahmen  öffentlich- 
rechtlicher   Genossenschaften.     Einem    Unternehmen  aber 
lediglich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  nur  durch  Zusammen- 
wirken einer  Vielheit  von  Landwirten  zu  stände  kommen 
kann,  einen  Anspruch  auf  eine  ganz  besondere  Unterstützung 
einzuräumen,    dürfte   jedoch  wohl  kaum   angehen.  Nicht 
nur  werden  sich  auf  einem  einzelnen  Grundbesitzer  gehörigen 
Flächen  Kulturarbeiten  oft  als  weit  dringlicher  notwendig 
erweisen,   sondern  eine  gewisse  allgemeine  Bedeutung  ist, 
zumal  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  eigentlich  jeder 
zweckmässig  und  rationell  angelegten  nachhaltigen  Boden- 
verbesserung beizumessen,  was  ja  in  anderen  Staaten  ver- 
schiedentlich durch  Sanktionierung  der  Zwangspriorität  für 


1)  Vergl.    Hermes,  Art. 
Handw.  der  Staatsw. 

2)  Vergl.  Seite  27. 

3)  Vergl.  Seite  391|392. 
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alle  Gattungeu  von  Meliorations-Darlohen  unumwunden  an- 
erkannt worden  ist.^) 

Ausserdem  wäre  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  auch  in 
Preussen  den  an  die  Rentenbanken  bezw.  die  Staatskasse  zu 
entrichtenden  Ablösungs-  und  Domänenrenten  ebenfalls  eine 
bevorzugte  Stellung  vor  allen  sich  aus  privatrechtlichen 
Titehi  herleitenden  Ansprüchen  zugebilligt  worden  ist,  und 
wenn  dieser  Vorgang  auch  auf  einer  etwas  anderen  juristischen 
Basis  beruhen  mag,^)  so  ist  doch  nicht  ausser  acht  zu  lassen, 
dass  die  Grundentlastung,  so  wenig  ihre  ungemein  grosse 
Bedeutung  für  die  ländliche  Bevölkerung  auch  irgendwie 
herabgemindert  werden  soll,  lediglich  die  Umwandlung  eines 
bereits  vorhandenen  Wertes  bezweckt.  Rein  wirtschaftlich 
gemessen,  besitzt  jedenfalls  die  Tätigkeit  der  Landeskultur- 
Rentenbanken  doch  zum  mindesten  die  gleiche  Wichtigkeit, 
da  sie  direkt  die  Bildung  von  Produktivkapital  befördert 
bezw.  unmittelbar  auf  die  Schaffung  neuer  Werte  abzielt  und 
das  Mittel  an  Hand  geben  soll,  einerseits  die  heimische  Er- 
zeugung an  Pflanzeustoffen  noch  beständig  zu  steigern  sowie 
andererseits  dem  Landwirte  selbst  zu  einer  Erhöhung  seiner 
Einnahmen  zu  verhelfen,  ihm  aber  vielleicht  auch  erst  den 
Übergang  zu  einem  intensiveren  Betriebe  zu  ermöglichen. 

Um  nun  noch  kurz  die  Wirkung  zu  erörtern,  welche 
die  in  Anregung  gebrachte  Massregel  unter  der  eigentlich 
ganz  selbstverständlichen  Voraussetzung,  dass  den  vorein- 
getragenen Realberechtigten  entweder  gar  nicht  oder  nur 
in  besonderen  Ausnahmefällen  die  Möglichkeit  an  Hand  ge- 
geben ist,  die  Postlozierung  ihrer  Forderungen  durch  recht- 
zeitigen Widerspruch  zu  verhindern,  äussern  dürfte,  so  werden 
ja  die  Landschaften,  sonstige  öffentliche  Kreditinstitute  und 
überhaupt  alle  Gläubiger,  welche  unter  Ausschluss  einer 
regulären  Kündigungsbefugnis  Geldmittel  hingeliehen  haben, 
in  der  Regel  wohl  nicht  in  der  Lage  sein,  sich  der  Belegung 
ihnen  verpfändeter  Grundstücke  mit  Landeskulturrenten  zu 
widersetzen  und,  soweit  nur  solche  in  Frage  kommen,  kann 
auch  den  höher  verschuldeten  Landwirten  die  Aufnahme  von 
Meliorationskapitalien  kaum  wesentliche  Schwierigkeiten  be- 
reiten. Die  Inhaber  von  kündbaren  Hypotheken  werden 
dagegen  nach  wie  vor  im  stände  bleiben,  sich  jeder  ihnen 
nicht  genehmen  Rangausweichung  einfach  durch  Lösung  des 
bestehenden  Schuldverhältnisses  zu  entziehen,^)  und  mit  ihnen 

1)  Vero-l.  Seite  394. 

2)  Vergl.  Seite  394. 

3)  Vergl.  Seite  403. 
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muss  deshalb  auch  der  Kreditbegehrende  stets,  sei  es  direkt 
oder  durch  Vermitteluug  der  Landeskultur-Rentenbank  selbst 
bezw.  einer  geeigneten  öffenthchen  Behörde,  zu  einem  ent- 
sprechenden Arrangement  zu  gelangen  versuchen,  namentlich 
wenn  ihm  der  Erhalt  eines  gleichen  Darlehns  von  anderer 
Seite  nicht  absolut  sicher  ist. 

Die  Gefahr,  dass  ihm  ein  unter  Bedingungen  der  letzt- 
erwähnten Art  gewährtes  Kapital  zur  Rückzahlung  auf- 
gekündigt wird,  droht  nun  allerdings  dem  Grundbesitzer 
eigentlich  fast  ununterbrochen,  indessen  lässt  sich  allein  mit 
Rücksicht  hierauf  doch  wohl  noch  nicht  annehmen,  dass 
dieselbe  infolge  einer  neuen,  prioritätischen  Belastung  seines 
Eigentums  für  ihn  in  jedem  Falle  zur  Wirklichkeit  wird. 
Sonst  müsste  ja  auch  der  vielleicht  gar  nicht  einmal 
freiwillige  Beitritt  zu  einer  öffentlichen  Wasser-  bezw.  Deich- 
genossenschaft oder  selbst  jede  erhebliche  Steigerung  der 
Steuerleistungen  immer  zu  demselben  Resultate  führen.  Nicht 
zu  leugnen  ist  freilich,  dass  gerade  die  Aufnahme  eines 
Melioratioas-Darlehns,  namentlich  beim  Eintreten  von  Ver- 
steifungen des  Geldstandes,  häufig  genug  als  hochwillkommener 
Anlass  benutzt  werden  mag,  um,  wenn  auch  nicht  unmittelbar 
zur  Kündigung  zu  schreiten,  so  doch  wenigstens  durch  An- 
drohung derselben  eine  Erhöhung  des  s.  Zt.  vereinbarten 
Zinsfusses  durchzusetzen. 

Ob  und  inwieweit  seitens  der  Landeskultur-Rentenbanken 
an  Privatpersonen  unter  den  vorgeschlagenen  Bedingungen 
Geldmittel  bewilligt  werden  dürfen,  muss  natürlich  in  jedem 
einzelnen  Falle  in  einem  speziellen  Verfahren  festgestellt 
werden,  welches  sich  im  grossen  und  ganzen  wohl  unter  den 
nämlichen  Modalitäten  zu  vollziehen  haben  dürfte,  wie  sie 
jetzt  schon  für  die  Finanzierung  von  Drainageanlageu  auf 
grund  der  diesbezüglichen  Sonderbestimmungen  des  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879  vorgesehen  sind.^)  Demgemäss  wird  der 
Kreditsucher  zunächst  durch  Beibringung  geeigneter  Unter- 
lagen nachzuweisen  haben,  dass  die  von  ihm  beabsichtigte 
Bodenverbesserung  auch  wirklich  eine  dem  zu  ihrer  Durch- 
führung erforderlichen  Aufwände  zum  mindesten  äquivalente 
Wertssteigerung  der  betreffenden  Liegenschaften  mit  absoluter 
Sicherheit  erwarten  lässt,  während  die  zuständige  Auseinander- 
setzungsbehörde in  Verbindung  mit  besonderen,  aus  Technikern 
und  praktischen  Landwirten  zusammengesetzten  Sachver- 
ständigenkommissionen das  eingereichte  Material  einer  sorg- 


1}  Vergl.  Seite  105|106. 


Samen  Überprüfung  zu  unterziehen  sowie  nach  Beendigung 
derselben  und  Vornahme  aller  sonstigen,  etwa  noch  für 
erforderlich  erachteten  Ermittelungen  eine  endgültige  Ent- 
scheidung zu  treffen  hat,  ob  die  geplante  Melioration  den 
inbezug  auf  Rentabilität,  Zweckmässigkeit  der  in  Aussicht 
genommenen  Anlagen  und  Bauten  zu  stellenden  Anforderungen 
in  vollem  Umfange  genügt  oder  nicht. 

Hierauf  müssen  die  voreingetragenen  Gläubiger,  sofern 
ihnen  überhaupt  ein,  wenn  auch  nur  beschränktes  Einspruchs- 
recht gegen  die  notwendig  werdende  Postlozierung  ihrer 
Ansprüche  belassen  werden  soll,  in  der  gehörigen  Weise 
aufgefordert  werden,  von  dieser  ihnen  zustehenden  Befugnis 
innerhalb  einer  bestimmten  Präklusionsfrist  Gebrauch  zu 
machen,  nach  deren  Ablauf  dann  die  Generalkommission 
eventuell  erhobene  Einwände  auf  ihre  Stichhaltigkeit  hin  zu 
untersuchen  und  dabei  als  unbegründet  erfundene  durch  einen 
unanfechtbaren  Beschluss  zu  annullieren  hat.^)  Dieses  Auf- 
gebotsverfahren wird  allerdings  wenigstens  bei  allen  im 
Vergleich  zum  Totalwerte  der  meliorationsbedürftigen  Liegen- 
schaften „unwesentlichen"  Kapitalbewilligungen  ohne 
weiteres  unterbleiben  können,2)  so  dass  in  derartigen  Fällen 
die  Belastung  mit  der  Landeskulturrente  ohne  vorherige 
Befragung  der  Realberechtigten  zu  erfolgen  haben  würde. 
Die  Einholung  der  Zustimmung  derselben  zur  Postlozierung 
ihrer  Forderungen  Hesse  sich  indessen  vielleicht  auch  ganz 
allgemein  im  Hinblick  darauf  als  überflüssig  erachten,  dass 
die  Inhaber  unkündbarer  Hypotheken  nur  höchst  selten 
wesentliche  Bedenken  geltend  zu  machen  haben  dürften, 
während  gegen  anderweitige  Gläubiger  ein  eigentlicher  Zwang 
aus  den  bekannten  Gründen  überhaupt  nicht  anwendbar  er- 
scheint, aber  auch  deren  augenblicklicher  Einwilligung  nur 
ein  ziemlich  problematischer  Wert  beizumessen  ist.^) 

Wenn  durch  die  Sonderbestimmungen  des  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  eine  Fakultas  zur  prioritätischen  Eintragung 
von  Landeskulturrenten  einzig  und  allein  für  die  Finanzierung 
von  Drainage-Anlagen  eröffnet  worden  ist,  so  hat  dem  im 
wesentlichen  die  Anschauung  zu  gründe  gelegen,  dass  gerade 
diese  Meliorationsform  im  Hinblick  auf  die  Einfachheit  ihrer 
Ausführung,  die  Sicherheit  ihres  Erfolges  und  ihre  dringende 
Notw^endigkeit  gegenüber  gewissen  klimatischen  und  Boden- 
verhältnissen eine  ganz  besondere  Berücksichtigung  verdiene, 

1)  Vergl.  Seite  397. 

2)  Vergl.  Seite  395. 

3)  Vergl.  Seite  403. 
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aber  auch  nur  bei  ihr  durch  AVisseuschaft  uud  praktische 
Erfahrung-  begründet  mit  Sicherheit  festgestellt  werden  könne, 
ob  ein  beabsichtigtes  ünternehmen  tatsächlich  eine  dem 
Kostenaufwand  äquivalente  Wertssteigerung  der  von  ihm 
ergriffenen  Liegenschaften  in  sich  schliesst  oder  nicht. ^) 
Heutzutage  würde  sich  allerdings  diese  Einschränkung  wohl 
kaum  noch  als  absolut  notwendig  erweisen,  denn  während  der 
letzten  25  Jahre  hat  doch  die  Technik  der  Bodenverbesserung 
unstreitig  ganz  bedeutende  Fortschritte  gemacht,  so  dass  sich 
gegenwärtig  jedenfalls  bei  fast  sämtlichen  anderweitigen 
Kulturarbeiten  wenigstens  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  deren 
künftiger  Erfolg  mit  unbedingter  Sicherheit  im  voraus  be- 
rechnen lassen  dürfte. 

Nicht  zu  leugnen  ist  ja  freilich,  dass  gegenüber  der 
Drainage  alle  sonstigen  Veranstaltungen  der  einschlägigen 
Art  an  allgemeiner  Bedeutung  ganz  erheblich  zurückstehen 
und  sich  namentlich  in  der  Regel  auch  weit  seltener  als 
diese  auf  Einzelgütern  in  vollkommen  rationeller  Weise  durch- 
führen lassen,  doch  würde  lediglich  damit  ihr  prinzipieller 
Ausschluss  von  einer  Vergünstigung,  welche  sozusagen  das 
einzige  Mittel  an  Hand  giebt,  auch  dem  hochverschuldeten 
Landwirte  noch  eine  Kapitalaufnahme  möglich  zu  machen, 
ohne  Zweifel  nicht  gehörig  gerechtfertigt  werden  können. 
Als  höchst  wünschenswert  ist  es  vielmehr  zu  bezeichnen, 
dass  die  Belastung  mit  Kulturrenten  durchgängig  bei  der 
Finanzierung  aller  derjenigen  Meliorationen  angewandt  wird, 
welche  überhaupt  sowohl  ihrer  Beschaffenheit  und  den  Ört- 
lichen Verhältnissen  nach  die  erforderlichen  Anhaltspunkte 
für  eine  absolut  einwandfreie  Abschätzung  der  von  ihnen  zu 
erwartenden  Steigerung  der  Bodenerträge  zu  liefern  ver- 
mögen als  auch  bei  der  Überprüfung  ihrer  technischen  Details 
als  zweckmässig  projektiert  und  hinreichend  rentabel  erfunden 
werden.  Dieselbe  Forderung  ist  übrigens  schon  früher,  nur 
unter  etwas  anderenBegleitumständen,  von  der  Landwirtschafts- 
kammer für  die  Provinz  Sachsen  gestellt  worden,  welche  in 
ihrer  dem  Landwirtschaftsmiuister  unterbreiteten  Denkschrift 
der  Anschauung  Raum  gegeben  hat,  dass  die  Ausdehnung 
der  ausnahmslosen  prioritätischen  Reuteneintragung  auf  alle 
eine  nachhaltige  Substanzverbesserung  garantieren- 
den Meliorationen  als  ganz  unerlässlich  scheine,  wenn 
eine  Sanierung  des  zeitigen  Zustandes  nicht  von  vornherein 
als  ausgeschlossen  erachtet  werden  solle. 


1)  Vergl.  Seite  104. 
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Sofern  dem  letzthin  ausg-esprochenen  Wunsche  in  vollem 
Umfange  Rechnung-  getragen  wird,  liesse  sich  ja  die  Finan- 
zierung der  Unternehmungen  einzelner  Landwirte  wohl  fast 
durchweg  auf  Basis  der  Belegung  des  von  denselben  zu 
ergreifenden  Grundeigentums  mit  einer  zeitlich  beschränkten 
Annuität  bewirken,  denn  Fälle,  in  welchen  den  hieran  zu 
knüpfenden  Voraussetzungen  nicht  entsprochen  werden  kann 
oder  Veranstaltungen  nicht  direkt  produktiver  Natur  in  Frage 
kommen,  dürften  jedenfalls  stets  zu  den  Ausnahmen  gehören. 
Soll  jedoch  die  Darlehnsgewährung,  sei  es  überhaupt  oder 
nur  in  Ansehung  einzelner,  ein  ganz  spezielles  Interesse 
verdienender  Projekte,  unter  ausserge wohnlich  günstigen 
Bedingungen  namentlich  inbezug  auf  die  Höhe  der  Zins- 
leistung erfolgen  und  würde  dementsprechend  auch  eine  In- 
anspruchnahme der  Landeskultur-Rentenbanken  seitens  ver- 
hältnismässig gering  verschuldeter  Meliorationslustiger 
zu  erwarten  sein,  so  könnte  allerdings  die  Frage  auf- 
geworfen werden,  ob  es  nicht  vielleicht  doch  richtiger  sei, 
von  diesen,  soweit  sie  dazu  ohne  Schwierigkeiten  im  stände 
erscheinen,  einfach  die  Eintragung  einer  Hypothek  oder 
Grundschuld  innerhalb  der  ersten  des  zeitigen  Taxwertes 
ihres  Gutes,  natürlich  ohne  das  Erfordernis  unbedingter  Erst- 
stelligkeit,  zu  verlangen.  Rechtfertigen  liesse  sich  ja  ein 
derartiges  Verfahren  namentlich  damit,  dass  jeder  Eingriff 
in  die  wohlerworbenen  Rechte  der  alten  Gläubiger,  so  sehr 
dieselben  auch  durch  die  dabei  zu  beobachtenden  Modalitäten 
vor  eventuellen  Schädigungen  geschützt  sein  mögen,  doch 
nur  dann  als  zulässig  bezeichnet  werden  darf,  wenn  eine 
absolute  Notwendigkeit  dazu  vorliegt,  doch  könnte  ausserdem 
vielleicht  auch  noch  geltend  gemacht  werden,  dass  die  Auf- 
erlegung von  Renten  häufig  einem  gewissen,  wenn  auch 
durch  nichts  begründeten  Misstrauen  begegnen  dürfte. 

Wenn  die  Sicherheitsleistung  durch  Eintragung  einer 
Hypothek  bezw.  Grundschuld  mit  Rangstellung  hinter 
den  Forderungen  vorhandener  Realberechtigter  zu  erfolgen 
hat,  so  werden  Abschluss  und  endgültige  Effektuierung  des 
Darlehnsgeschäftes  im  allgemeinen  zum  gleichen  Zeitpunkte 
vollzogen  werden  können.  Dem  Erborger  ist  dann  nur  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  die  Landeskultur-Rentenbanken  aus- 
schliesslich zu  den  in  ihrem  Statut  aufgeführten  Zwecken 
Kredit  bewilligen  sollen,  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  die 
bestimmungsgemässe  Verwendung  der  erhaltenen  Kapitalien 
binnen  einer  gewissen,  ihm  zu  setzenden  Frist  in  der  gehörigen 
Form  nachzuweisen.^)  Soweit  es  sich  allerdings  in  derartigen 


—    412  — 


Fällen  zugleich  um  eine  direkte  Subventionierung"  handelt, 
nmss  weiterhin  noch  dafür  Sorge  getragen  werden,  dass 
seitens  geeigneter  Sachverständiger  entweder  die  Ausführung 
der  projektierten  Anlagen  überwacht  bezw.  unmittelbar  ge- 
leitet oder  wenigstens  nach  deren  Vollendung  ihre  planmässige, 
solide  Herstellung  durch  eine  entsprechende  Bescheinigung 
konstatiert  wird,  auch  ist  dann  der  Schuldner  verbindlich 
zu  machen,  die  geschaffenen  P^linrichtungen  fortdauernd  in 
ordnuugsmässigem  Zustande  zu  erhalten  und  sich  einer  dahin- 
gehenden, durch  besondere  Beauftragte  der  Bank  auszuübenden 
laufenden  Kontrolle  zu  unterwerfen.^) 

Bei  der  Rentenbelastung  erfordert  dagegen  die 
Rücksicht  auf  die  Interessen  der  vor  eingetragenen  Gläubiger, 
dass  die  Aushändigung  der  kreditierten  Mittel,  höchstens  etwa 
abgesehen  von  ganz  geringfügigen  Summen,  stets  erst  dann 
bewerkstelligt  wird,  wenn  der  Darlehnssucher  den  Nachweis 
der  ordnungs-  und  sachgemässeu  Vollendung  der  betreffenden 
Melioration  unter  den  vorgeschriebenen  Bedingungen  erbracht 
hat.  2)  Letzterer  erhält  deshalb  zunächst  weiter  nichts  als 
eine  formelle,  bindende  Zusicherung  der  Anstalt,  dass  ihm 
in  späterer  Zeit  unter  obiger  Voraussetzung  ein  bestimmter, 
fester  Betrag  gezahlt  werden  wird,  und  muss  sich  infolge- 
dessen die  während  der  Dauer  der  Arbeiten  benötigten  Bau- 
gelder im  Wege  des  Personalkredits  zu  beschaffen  suchen, 
was  ihm  allerdings  auf  grund  dieses  Versprechens  in  der 
Regel  kaum  sehr  schwer  fallen  dürfte,  namentlich  wenn  es 
der  Landeskultur-Rentenbank  gelungen  sein  sollte,  mit  gemein- 
nützigen Instituten,  welche  kurzfristige  Darlehen  gegen 
Bürgschaft  und  dergleichen  bewilligen,  ein  dahingehendes 
Abkommen  zu  treffen.^) 

Überdies  würde  auch,  wenigstens  bei  umfangreicheren 
Unternehmungen,  welche  eine  reale  Teilung  zulassen,  ohne 
Bedenken  in  der  Weise  verfahren  werden  können,  dass  die 
Auszahlung  in  Raten  entsprechend  dem  allmählichen  Fort- 
schreiten der  Arbeiten  bewirkt  wird,  indem  der  Erborger, 
sobald  er  die  Fertigstellung  eines  neuen  selbständigen,  bereits 
an  sich  eine  gewisse  Wertssteigerung  der  betreffenden 
Liegenschaften  garantierenden  Abschnittes  des  Meliorations- 
werkes sowie  den  Betrag  des  dieserhalb  erforderlich  gewordenen 


1)  Vergl.  Seite  50. 

2)  Vergl.  Seite  51. 

3)  Vergl.  Seite  68. 


Aufwandes  nachgewiesen  hat,  eine  Quote  in  Höhe  des  letzteren 
ausg-eantwortet  erhält J)  Selbstverständlich  ist  der  Schuldner 
schliesslich  auch  stets  verbindlich  zu  machen,  die  mit  Hilfe 
der  Mittel  der  Landeskultur-Rentenbank  geschaffenen  Anlagen 
während  der  Dauer  der  Rentenpflicht  permanent  in  ordnungs- 
mässigem  Zustande  zu  erhalten,  während  diese  selbst  ihn 
einer  dahingehenden  laufenden  Kontrolle  zu  unterwerfen  hat 
und  befugt  sein  muss,  die  Beseitigung  eventuell  dabei  an- 
getroffener Mängel  nötigenfalls  durch  die  Oeneralkommission 
im  Zwangs wege  durchsetzen  zu  lassen. 2) 

b)  Bei  früherer  Gelegenheit  wurde  bereits  darauf  hin- 
gewiesen, dass  im  Hinblick  auf  die  im  allgemeinen  ziemlich 
starke  Verschuldung  der  ländlichen  Bevölkerung  in  Preussen 
die  Frage,  welche  Sicherheit  für  die  von  den  Landeskultur- 
Rentenbanken  zu  gewährenden  Darlehen  gefordert  werden 
soll,  als  eigentlicher  Mittelpunkt  aller  Schwierigkeiten  zu 
gelten  hat  und  infolgedessen  ohne  eine  allseitig  befriedigende 
Lösung  derselben  auch  nicht  auf  eine  Sanierung  des  gegen- 
wärtigen Zustandes  gerechnet  werden  kann. 2)  Nur  unter 
dieser  Voraussetzung  wird  es  sich  überhaupt  erst  verlohnen, 
eine  Beseitigung  der  verschiedenen  anderweitigen  Mängel  des 
Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  in  Erwägung  zu  ziehen,  welche 
andernfalls  irgendwelche  praktische  Bedeutung  kaum  besitzen 
würde,  so  notwendig  sie  im  übrigen  auch  sein  mag,  um  den 
Anstalten  die  Entfaltung  einer  umfangreicheren  Tätigkeit  zu 
ermöglichen. 

Was  zunächst  den  Wirkungskreis  der  Landeskultur- 
Rentenbanken  anbetrifft,  so  brauchen  die  diesbezüglich  in  §  1 
des  letzterwähnten  Gesetzes  niedergelegten  Bestimmungen 
irgendwelche  Ergänzungen  wohl  kaum  noch  zu  erfahren, 
namentlich  da  speziell  der  Wortlaut  der  Ziffer  1  „Förderung 
der  Bodenkultur"  die  weitgehendste  Auslegung  gestattet.^) 
Einigermassen  fraglich  bleibt  es  nur,  ob  den  Povinzial-Ver- 
bänden  die  Befugnis,  die  Aufgabe  ihrer  Institute  durch  die 
speziellen  Satzungen  nach  freiem  Ermessen  auf  die  Finanzierung 
eines  .oder  mehrerer  der  in  dem  vorgenannten  Paragraphen 
aufgeführten  Zwecke  zu  beschränken,  auch  weiterhin  in  vollem 
Umfange  belassen  werden  kann.  Wenn  es  auch  nicht  gerade 
angebracht  erscheinen  mag,  diese  Fakultas  gänzlich  zu  be- 


1)  Vergl.  Seite  51  bezw.  106. 

2)  Vergl.  Seite  50  bezw.  108. 

3)  Vergl.  Seite  386. 
4;  ^'ergl.  Seite  90. 


—    414  — 


seitig-eii,  so  dürfte  es  sich  doch  empfehlen,  dass  seitens  der 
Staatsregierung  für  die  Ausdehnung  der  Tätigkeit  neu  zu 
errichtender  Landeskultur-Rentenbanken  auf  die  Unterstützung 
möglichst  aller  wichtigeren  Kulturmassregeln  und  vor  allem 
die  unverkürzte  Aufnahme  der  obenerwähnten  Ziffer  1  in  die 
Spezialstatuten  Sorge  getragen  wird,  sofern  nicht  wenigstens 
letzteres  direkt  obligatorisch  gemacht  werden  soll. 

Als  sehr  wünschenswert  ist  es  fernerhin  zu  bezeichnen, 
dass  die  Funktionen  der  in  Rede  stehenden  Anstalten  von 
denjenigen  anderweitiger  provinzieller  Kreditinstitute  in  ein- 
ander vollständig  ausschliessender  Weise  getrennt  werden, 
so  dass  erstere  ein  ganz  gesondertes  Arbeitsfeld  erhalten, 
auf  welches  sich  die  Tätigkeit  der  letzteren  überhaupt  nicht 
mit  erstreckt.  Als  fast  unbedingt  notwendig  dürfte  sich  ein 
derartiges  Verfahren  namentlich  dann  erweisen,  wenn  die 
Darlehnsgewähruug  der  Landeskultur-Rentenbanken  sich  unter 
ganz  aussergewönlich  günstigen  Bedingungen  vor  allem  in 
Bezug  auf  Höhe  des  Zinsfusses  vollziehen  soll,  wie  sie  eine 
reguläre  Organisation  des  Real-  bezw.  Korporationskredits 
überhaupt  nicht  einzuräumen  vermag,  und,  sofern  der  Staat 
die  Leistung  der  zu  diesem  Behufe  erforderlichen  Zuschüsse 
übernimmt,  wird  es  dann  in  erster  Linie  diesem  obliegen, 
auf  entsprechende  Vorkehrungen  zu  dringen.  Unter  Um- 
ständen könnte  dabei  endlich  auch  noch  eine  Zergliederung 
des  gesamten  statutarischen  Wirkungskreises  in  einen  engeren 
und  einen  weiteren  Teil  in  der  Weise  vorgenommen  werden, 
dass  der  erstere  auf  diejenigen  Veranstaltungen  erstreckt 
w^ürde,  welche  in  subventionsmässiger  Form  finanziert  werden 
sollen,  während  der  letztere  alle  sonstigen  Massnahmen  in 
sich  zu  schliessen  hätte,  zu  deren  Durchführung  im  allgemeinen 
nur  unter  normalen  Bedingungen  Kredit  gewährt  wird.^) 

Selbst  wenn  es  in  Zukunft  für  zweckmässig  erachtet 
werden  sollte,  die  Landeskultur-Rentenbanken  mit  einem 
eigenen,  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  gewährenden  Betriebs- 
kapital auszurüsten,  so  würden  doch  die  zur  Auszahlung 
neubewilligter  Darlehen  erforderlichen  Summen  wohl  auch 
weiterhin  in  der  Hauptsache  im  Wege  der  Obligationen- 
emission beschafft  werden  müssen.  Gewisse  Bedenken 
könnten  allerdings  gegen  die  Ausgabe  besonderer  Landes- 
kultur-Rentenbriefe geltend  gemacht  w^erden,  denn  da  diese 
nach  Lage  der  Verhältnisse  in  der  Regel  nur  in  einiger- 
massen  beschränktem  Umfange  auf  den  Markt  kommen  dürften, 


1)  Vergl.  Seite  73. 
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vielleicht  aber  auch  noch  einer  verhältuismässig  sehr  starken 
Tilgung  zu  unterziehen  sein  würden,  so  ist  wohl  kaum  zu 
erwarten,  dass  es  ihnen  jemals  beschieden  sein  sollte,  sich  in 
den  anlagesuchenden  Kreisen  grössere  Beliebtheit  zu  erwerben. 
Speziell  im  Hinblick  auf  die  in  dieser  Beziehung  im  König- 
reich Sachsen  sowie  in  Bayern  geraachten  praktischen  Er- 
fahrungenwäre  vielmehr  damit  zu  rechnen,  dass  sie, 
wenigstens  zu  Zeiten,  an  der  Börse  eine  etwas  niedrigere 
Bewertung  erfahren  werden  wie  die  eigenen  Anleihescheine 
derjenigen  Körperschaft,  welche  für  sie  selbst  subsidiär  haftet, 
oder  die  ihnen  gleichwertigen  Obligationen  provinzieller  Real- 
kreditinstitute. 

Wenn  es  in  Anbetracht  dieses  Umstandes  auch  kaum 
angezeigt  erscheinen  mag,  die  Provinzen  direkt  zur  Schaffung 
einer  neuen  Gattung  von  mit  ihrer  Garantie  ausgestatteten 
Papieren  zu  nötigen,  so  ist  doch  andererseits  wieder  nicht 
ausser  acht  zu  lassen,  dass  Landeskultur-Rentenbriefe  stets 
in  demselben  Masse  verausgabt  werden  dürfen,  in  welchem 
Mittel  zur  Effektuierung  neuer  Darlehnsgeschäfte  benötigt 
werden,^)  während  der  Emission  von  Provinzial-Anleihescheineu 
vom  Staate  immer  eine  unmittelbare,  zahlenmässige  Schranke 
gezogen  worden  ist.^)  Soll  deshalb  von  der  Ausfertigung 
von  Schuldverschreibungen  der  ersteren  Art  nach  dem  Vor- 
gange Posens*)  prinzipiell  Abstand  genommen  werden,  so 
würden  wohl  in  der  Regel  erst  durch  entsprechende  Verein- 
barungen mit  der  Staatsregierung  die  nötigen  Garantien  dafür 
zu  schaffen  sein,  dass  der  Ausleihverkehr  nicht  etwa  der 
Gefahr  ausgesetzt  ist,  infolge  völliger  Erschöpfung  des  zur 
Verfügung  stehenden  Obligationenquantums  vor  der  Ge- 
nehmigung der  Emission  eines  weitereu  Betrages  ins  Stocken 
zu  geraten. 

Da  die  Auszahlung  der  Darlehen  sich  auch  weiterhin 
nach  Wahl  der  Landeskultur-Rentenbanken  in  barem  Gelde 
oder  in  Schuldverschreibungen  zum  Nennwerte  zu  vollziehen 
haben  dürfte,  so  würde  zur  Ausfüllung  einer  in  den  bestehenden 
Gesetzesbestimmungen  vorhandenen  Lücke  dem  Kreditbedürf- 
tigen noch  eine  Gelegenheit  eröffnet  werden  müssen,  den  ihm 
im  letzteren  Falle  infolge  der  Versilberung  der  empfangenen 
Obligationen  unter  pari  erwachsenden  Verlust  in  irgendeiner 


1)  Vergl.  Seite  241  bezw.  264. 

2)  Vergl.  Seite  91. 

3)  Vergl.  Seite  83|84. 

4)  Yergl.  Seite  158. 
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Weise  auszug-leichen.i)  Zu  diesem  ßelmfe  steheo  ja  bekannt- 
lich zwei  Wege  offen,  denn  entweder  lässt  sich  dem  Erborg*er 
die  Befug-nis  einräumen,  das  in  Ansehung  des  zeitigen  Kurs- 
standes der  betreffenden  Obligationen  voraussichtlich  ent- 
stehende Disagio  in  den  Kostenvoranschlag  mit  einzustellen, 
oder  es  wird  ihm  auf  Wunsch  zur  Deckung  der  bei  der 
Effektuierung  des  Kreditgeschäftes  sich  tatsächlich  ergebenden 
Einbusse  ein  entsprechendes  Ergänzungskapital  vorzuschiessen 
sein. 2)  Am  zweckmässigsten  wäre  es  aber  vielleicht,  wenn 
nach  bayrischem  Muster  die  Anwendung  beider  Verfahren 
nebeneinander  für  zulässig  erklärt  würde,  und  wäre  demzu- 
folge der  Schuldner  zu  ermächtigen,  sich  bei  vorliegendem 
Bedürfnis  für  eines  derselben  nach  freier  Wahl  zu  ent- 
scheiden.^) 

Freilich  stehen  den  Landeskultur-Rentenbanken  zur  Zeit 
Mittel,  welche  zur  Ausgabe  von  Zusatz  da  riehen  Ver- 
wendung finden  könnten,  überhaupt  nicht  zur  Verfügung  und 
müssten  ihnen  deshalb  solche  von  den  Pro vinzial- Verbänden 
oder  vom  Staate  selbst  vorschussweise  überlassen  werden,-^) 
was  ja  wenigstens  insofern  kaum  auf  Schwierigkeiten  stossen 
dürfte,  als  es  sich  in  der  Regel  nur  um  verhältnismässig 
geringfügige  Summen  handeln  wird  und  ein  Opfer  für  den 
Darleiher  damit  durchaus  nicht  etwa  verbunden  zu  sein 
braucht.  Kapitalien  der  beregten  Art  würden  vielmehr  den 
Anstalten  zu  einem  angemessenen  Satze  zu  verzinsen  sowie 
ausserdem  binnen  kurzer  Frist  durch  Amortisation  zu  tilgen 
sein  und  müsste  dementsprechend  entweder  den  Erborgern 
einige  Jahre  hindurch  eine  besondere  Extraleistung  auferlegt 
oder  aber,  wenn  man  sie  gerade  in  der  ersten  Zeit  nicht 
schon  mit  einer  solchen  belasten  will,  dazu  zunächst  die  für 
die  eigentliche  Schuld  vertragsmässig  zu  entrichtenden  Ab- 
tragsquoten gänzlich  oder  teilweise  verwandt  werden, 5)  sofern 
hierdurch  nicht  etwa  die  Heimzahlung  der  letzteren  über 
Gebühr  verzögert  werden  würde.  Angebracht  dürfte  es 
indessen  endlich  noch  erscheinen,  der  Möglichkeit  zur  Aus- 
gleichung von  Kurseinbussen  gewisse  feste  Schranken  zu 
ziehen,  und  mag  es  zur  Befriedigung  berechtigter  Ansprüche 
im  allgemeinen  wohl  vollständig  genügen,  wenn  dieselbe  nur 
unter  der  Bedingung  zugelassen  wird,  dass  das  voraussichtlich 


1)  Vergl.  Seite  52. 

2)  Vergl.  Seite  52. 

3)  Vergl.  Seite  244. 

4)  Vergl.  Seite  368. 

5)  Vergl.  Seite  152  Anm.  3. 
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sich  erg-ebende  bezw.  tatsächlich  entstandene  Disagio  sich 
auf  nicht  mehr  als  etwa  5%  beziffert/)  da  andernfalls  die 
Anwendung-  der  Massregel,  die  doch  immer  nur  einen  Not- 
behelf darstellen  soll,  unter  Umständen  zu  ünzuträglichkeiten 
führen  könnte. 

Dass  das  den  Landeskultur-Rentenbanken  im  Gesetze 
vom  13.  Mai  1879  vorgeschriebene  Maximum  der  Ver- 
zinsungauszugebender Darlehen  bezw.  Schuldverschreibungen 
im  Hinblick  auf  die  gegenwärtig  auf  dem  Geldmarkte  herr- 
schenden Verhältnisse  als  entschieden  viel  zu  hoch  gegriffen 
erachtet  werden  muss,  ist  bereits  bei  früherer  Gelegenheit 
konstatiert  worden  und  wäre  in  Ansehung  der  Bewertung, 
welche  sichere  Anlagepapiere  heutzutage  im  allgemeinen  an 
der  Börse  zu  erfahren  pflegen,  jedenfalls  eine  Herabsetzung 
der  damals  als  vollkommen  angemessen  hingestellten  Rate 
von  4^2^/0  nunmehr  4%  in  Vorschlag  zu  bringen. 2) 
Mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  es  sich  hierbei  um 
die  Schaffung  einer  auf  unbeschränkte  Dauer  hin  in  Kraft 
zu  setzenden  Bestimmung  handeln  würde,  könnte  jedoch 
vielleicht  von  der  Normierung  einer  prozentuellen  Höchst- 
quote zweckmässiger  Weise  gänzlich  abgesehen  werden,  denn 
anhaltenden  praktischen  Wert  wird  eine  solche  stets  nur 
unter  der  Voraussetzung  besitzen,  dass  der  Landeszinsfuss 
in  seiner  Höhe  niemals  wesentliche  Veränderungen  erleidet, 
was  aber  als  das  genaue  Gegenteil  aller  bisher  gemachten 
praktischen  Erfahrungen  bezeichnet  werden  muss.  Deshalb 
brauchte  man  ja  die  Provinzial-Verbände  durchaus  noch  nicht 
nach  freiem  Belieben  schalten  zu  lassen,  sondern  könnte  ihnen 
gesetzlich  die  Verpflichtung  auferlegen,  Obligationen  stets  zu 
einem  dem  jeweiligen  Geldstande  gehörig  Rechnung  tragenden 
Zinssatze  in  den  Verkehr  zu  geben,  und  hätte  dann  der  Staat 
kraft  des  ihm  zustehenden  Aufsichtsrechtes  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  bei  der  Erfüllung  dieser  Vorschrift  in  zweck- 
entsprechender bezw.  den  Interessen  der  Kreditbedürftigen 
nach  Möglichkeit  entgegenkommender  Weise  verfahren  wird. 
Dazu  Hesse  sich  den  letzteren  vielleicht  noch  die  Befugnis  ein- 
räumen, innerhalb  gewisser  Grenzen  nach  eigenem  Ermessen  und 
in  Anbetracht  der  näheren  Umstände,  unter  denen  sich  die 
Kapitalaufnahme  zu  vollziehen  hat,  namentlich  der  Länge  der  ver- 
einbarten xAmortisationsperiode,  zu  entscheiden,  welche  Zins- 
leistung sie  für  die  zu  kontrahierende  Schuld  übernehmen  wollen.  3) 

1)  Ähnlich  Kassel.   Vergl.  Seite  197. 

2)  Vergl.  Seite  .S67. 

3)  Vergl.  Seite  165. 
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An  der  bisher] j^en  Bestimmung,  dass  die  Landeskultur- 
Eentenbanken  ilire  Darlehen  stets  zu  dem  gleichen  Zinsfusse 
gewähren  müssen,  welchen  sie  selbst  für  die  zum  Behufe  der 
Auszahlung  derselben  emittierten  Schuldverschreibungen  zu 
entrichten  haben,  wird  auch  weiterhin  festgehalten  werden 
können,^)  wohingegen  es  als  sehr  wünschenswert  zu  bezeichnen 
ist,  dass  die  bisher  den  Provinzial- Verbänden  zustehende 
Fakultas,  von  den  Erborgern  einen  laufenden  Verwaltungs- 
kostenbeitrag in  Höhe  von  im  Maximum  ^5^/0  des  ur- 
sprünglichen Schuldbetrages  einzuheben,  gänzlich  beseitigt 
und  künftighin,  wie  es  ja  auch  in  Bayern  und  Sachsen  der 
Fall  ist,2)  der  gesamte  Regieaufwand  der  Anstalten  aus 
öffentlichen  Mitteln  bestritten  wird.^)  Letzterer  dürfte  ja 
aller  Voraussicht  nach  kaum  jemals  ansehnlichere  Dimensionen 
annehmen,  so  dass  auch  seine  Deckung  den  Provinzial- Ver- 
bänden in  der  Regel  nur  ein  ganz  unwesentliches  Opfer 
auferlegen  würde,  sofern  diese  nicht  überhaupt  die  Befugnis 
erhalten,  die  zu  diesem  Zwecke  erforderlichen  Summen  jeweils 
ihren  ordentlichen  Meliorationsfonds  zu  entnehmen.  Besser 
wäre  es  allerdings,  wenn  der  Staat,  um  sowohl  eine  weitere 
Anspannung  der  Prozinzial-Budgets  als  auch  eine  Verminderung 
der  zur  subventionsmässigen  Unterstützung  von  Kultur-Unter- 
nehmungen alljährlich  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  tun- 
lichst zu  vermeiden,  sich  zur  Leistung  eines  entsprechenden 
Zuschusses  bereit  finden  liesse,  was  ihm  in  Anbetracht  der 
Geringfügigkeit  desselben  wie  auch  im  Hinblick  auf  seine 
eigene,  verhältnismässig  sehr  günstige  Finanzlage  Schwierig- 
keiten kaum  bereiten  dürfte. 

Unter  dieser  Voraussetzung  würde  der  Landbau  treibenden 
Bevölkerung  der  Erhalt  von  Meliorationskapitalien  unter  den 
denkbar  günstigsten  Bedingungen  garantiert  sein,  denn  da 
in  Ansehung  der  Qualität  der  von  den  Landeskultur-Renten- 
banken zu  verausgabenden  Obligationen  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit darauf  gerechnet  werden  darf,  dass  dieselben  an  der 
Börse  im  allgemeinen  ungefähr  den  gleichen  Kursstand 
behaupten  werden  wie  die  Pfandbriefe  bezw.  Schuldver- 
schreibungen der  gemeinnützigen  Realkreditinstitute,  so  wird 
der  Aktivzins  sich  stets  nicht  unwesentlich  unter  dem  für 
Individual-Hypotheken  geforderten  Durchschnittssatze  halten 
lassen,  in  der  Regel  aber  auch  noch  etwas  niedriger  angesetzt 
werden  können  als  bei  Anstalten  der  letzterwähnten  Art, 

1)  Vergl.  Seite  366. 

2)  Vergl.  Seite  2::i8  bezw.  268. 
3}  Vergl.  Seite  367. 
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welche  ja  auch  ihre  eigenen  Verwaltungsunkosten  auf  die 
Schuldner  zu  überwälzen  haben.  Eine  weitere  Verbilligung 
der  Kreditgewährung-  der  Landeskultur-Renteiibanken  könnte 
dann  endlich  durch  eine  bereits  in  den  Motiven  zum  Gesetz 
vom  13.  Mai  1879  in  Anregung  gebrachte  engere  Verbindung 
derselben  mit  den  provinziellen  Meliorationsfonds') 
herbeigeführt  werden,  welche  sich  insbesondere  darin  zu 
äussern  haben  würde,  dass  aus  den  letzteren  künftighin  nur 
noch  Beihilfen  ä  fonds  perdu  bewilligt  werden  und  diese  in 
der  Hauptsache  zur  Übernahme  eines  gewissen  Teiles  der 
Verzinsung  bezw.  Amortisation  bei  den  ersteren  aufgenommener 
regulärer  Darlehen  für  die  ersten  Jahre  nach  der  Ausführung 
der  projektierten  Arbeiten  oder  auch  wohl  auf  längere  Zeit 
hin  bezw.  während  der  ganzen  Dauer  des  Abtrags  Ver- 
wendung finden  müssen.^) 

Freilich  dürfte  sich  hierbei  in  der  Regel  nur  solchen 
Meliorations-Unternehmungen  ein  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung zugestehen  lassen,  welche  einer  ganz  besonderen 
Beförderung  für  wert  zu  erachten  sind  und  bei  denen  deshalb 
auch  das  Mass  der  zu  gewährenden  Unterstützung  entsprechend 
den  im  einzelnen  Falle  vorliegenden  besonderen  Umständen 
abgestuft  werden  muss,  da  zu  einer  etwa  nebendem  noch 
einhergehenden  generellen  Subventionierung  aller  Erborger 
nach  bayrischem  Muster^)  hinlängliche  Mittel  gewöhnlich 
nicht  zu  Gebote  stehen  werden,  die  vorhandenen  Meliorations- 
fonds aber  eigentlich  auch  gar  nicht  hierzu  bestimmt  sind. 
Soll  deshalb  noch  eine  solche,  sei  es  ganz  allgemein  oder  in 
Ansehung  gewisser,  als  besonders  bedeutungsvoll  erfundener 
Meliorations-Gattungen,  ins  Werk  gesetzt  werden,  so  würden 
zu  diesem  Behufe  nochmals  eigene,  sich  nach  dem  jeweiligen 
Bedarfe  richtende  Zuschüsse  aus  öffentlichen  Mitteln  zu 
leisten  sein,  welche,  da  seitens  der  Provinzial-Verbände  so 
wie  so  schon  mehrfach  über  eine  allzu  starke  Anspannung 
ihrer  Budgets  zu  Zwecken  der  Beförderung  der  Bodenkultur 
Klage  geführt  worden  ist,^)  wohl  vom  Staate  selbst  geleistet 
werden  müssten,  einen  sehr  beträchtlichen  Umfang  indessen 
kaum  erreichen  dürften,  da  der  dem  Schuldner  prinzipiell  zu 
erlassende  Teil  der  Zins-  bezw.  Amortisationsrate  höchstens 
etwa  auf  ^/g^  zu  bemessen  sein  wird. 


1)  Vergl.  Seite  88. 

2)  Vergl.  Seite  18. 

3)  Vergl.  Seite  244. 

4)  Vergl.  Seite  82. 
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Nicht  zu  vergessen  ist  allerdings,  dass  eine  derartige 
Massregel  zu  einer  ganz  erheblichen  Erweiterung  des 
eigentlichen  Wirkungskreises  der  Landeskultur-Eentenbanken 
Veranlassung  geben  dürfte,  da  bei  der  EinführuDg  einer 
allgemeinen  Subventionierung  nicht  nur  die  hochver- 
schuldeten und  deshalb  auf  ihre  Benutzung  gewisserniassen 
allein  angewiesenen  Grundbesitzer,  sondern  alle  diejenigen, 
welche  überhaupt  Kulturarbeiten  vorzunehmen  beabsichtigen, 
ein  Interesse  daran  finden  würden,  sich  ihrer  zur  Deckung 
des  dazu  erforderlichen  Aufwandes  zu  bedienen. M  Demgemäss 
würden  die  Anstalten  wahrscheinlich  auch  in  die  Lage  kommen, 
sozusagen  die  gesamte  Meliorationskreditgewährung  in  ihrer 
Hand  zu  vereinigen,  was  ja  in  Anbetracht  der  ganzen  von 
ihnen  den  Darlehnsnehmern  aufzuerlegenden  Bedingungen 
jedenfalls  in  mehr  als  einer  Beziehung  nur  als  wünschenswert 
bezeichnet  werden  könnte.  Dass  man  sich  zu  einem  so  weit- 
gehenden Schritte  ohne  weiteres  bereit  finden  lassen  wird, 
ist  freilich  sehr  in  Zweifel  zu  ziehen  und  soll  deshalb  noch 
in  Vorschlag  gebracht  werden,  den  Landwirten  wenigstens 
die  mit  der  Kreditentnahme  notwendigerweise  verknüpften, 
oft  gar  nicht  einmal  so  unbedeutenden  Nebenkosten^)  nach 
Möglichkeit  zu  erlassen  bezw.  zurückzuvergüten. 

Einer  durchgreifenden  Umgestaltung  werden  fernerhin 
die  gegenwärtig  in  Kraft  befindlichen  Bestimmungen  bezüg- 
lich der  Amortisation  bei  den  Landeskultur-Rentenbanken 
angeliehener  Kapitalien  zu  unterziehen  sein,  wenn  dem  bisher 
überhaupt  kaum  beachteten  Grundsatze,  dass  die  planmässige 
Heimzahluug  derselben  zum  mindesten  der  allmählichen  Ab- 
nutzung der  mit  ihrer  Hilfe  erstellten  Einrichtungen  parallel 
zu  gehen  hat,^)  allgemein  Geltung  verschafft  werden  soll. 
Letzteres  müsste  aber  namentlich  in  dem  Falle,  dass  die 
Sicherheitsleistung  in  Zukunft  ganz  überwiegend  durch  Über- 
nahme von  Landeskulturrenten  zu  bewirken  sein  wird,  schon 
im  Interesse  der  postlozierten  alten  Gläubiger  geradezu  als 


1)  Vorausgesetzt,  dass  nicht  etwa  diejenigen,  welche  in  An- 
sehung ihrer  pekuniären  Lage  die  Inanspruchnahme  fremden  Kapitals 
wohl  vermeiden  könnten,  durch  geeignete  Bestimmungen  ferngehalten 
werden 

2)  Entstehend  durch  die  Ausarbeitung  von  Plänen  und  Renta- 
bilitätsberechnungen für  beabsichtigte  Meliorationen,  die  Prüfung  der 
Darlehnsgesuche,  die  Aufnahme  von  Institutstaxen,  die  Konstatierung 
der  planmässigen  Vollendung  finanzierter  Anlagen  sowie  die  laufende 
Kontrolle  der  ordnungsraässigen  Instandhaltung  derselben. 

3)  Vergl.  Seite  365. 
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absolute  Notwendigkeit  erachtet  werden.^)  Zu  diesem  Behuf e 
würde  vor  allen  Dingen  erforderlich  sein,  dass  die  den 
Pro vinzial- Verbänden  durch  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879 
zugestandene  Fakultas,  in  den  Spezialstatuten  eine  Abstufung 
des  Miniraaltilgungssatzes  nach  Massgabe  der  voraussichtlichen 
durchschnittlichen  Dauer  des  Wirksambleibens  der  verschiedenen 
Meliorationsarten  vorzunehmen,^)  wenigstens  hinsichtlich  aller 
einigermassen  wichtigen  Formen  der  Bodenverbesserung  in 
ein  Obligatorium  umgewandelt  wird,  sofern  nicht  etwa  über- 
haupt gleich  im  Gesetze  selbst  eine  entsprechende  Staffelung 
durchgeführt  werden  soll. 

Bei  Anwendung  des  letzteren  Verfahrens  könnte  ja  den 
Proviuzial- Verbänden  immer  noch  die  Berechtigung  verbleiben, 
in  den  speziellen  Satzungen  über  die  gesetzliche  Mindestquote 
um  etwas  hinauszugehen,  wenn  und  soweit  sie  dies  in  An- 
sehung der  in  ihrem  engeren  Gebiete  herrschenden  Verhält- 
nisse für  notwendig  oder  zweckmässig  erachten.  Selbst; 
verständlich  müsste  den  Anstaltsdirektionen  bezw.  der  die 
Darlehnsgesuche  prüfenden  Generalkommission  aber  auch  die 
Befugnis  zuerkannt  werden,  in  besonders  gearteten  Fällen, 
in  welchen  eine  aussergewöhnlich  rasche  Abnutzung  der 
geplanten  Anlagen  aus  irgendwelchen  Gründen  zu  erwarten 
steht,  die  Entrichtung  einer  höheren  als  der  einschlägigen 
Minimalrate  zur  Bedingung  zu  machen.^)  Andererseits  würde 
die  Verwaltung  der  Landeskultur-Rentenbanken  wiederum  zu 
ermächtigen  sein,  den  Erborger  auf  Wunsch  resp.  bei  nach- 
gewiesenem Bedürfnis  von  der  Verpflichtung  zur  Zahlung 
des  vereinbarten  Abtrags  solange  zu  entbinden,  bis  der 
Erfolg  seines  Unternehmens  sich  in  vollem  Umfange  zu 
äussern  beginnt,  und  sich  währenddem  mit  der  Einhebung 
der  blossen  Verzinsung  zu  begnügen,*)  was  ja  auch  schon 
durch  die  Drainagebestimmungen  des  Gesetzes  vom  13,  Mai 
1879  bei  einer  allerdings  un verhältnismässig  starken  Amor- 
tisation innerhalb  gewisser  Grenzen  für  zulässig  erklärt 
worden  ist.^) 

Im  übrigen  müsste  jedoch,  sowohl  um  den  vorein- 
getragenen Eealberechtigten  die  zwangsweise  Postlozierung 
ihrer  Forderungen  erträglicher  zu  gestalten  als  auch  im 
Interesse  einer  baldmöglichsten  Liberierung  des  Grundbesitzes 


1)  Vergl.  Seite  55. 

2)  Vergl.  Seite  93. 

3)  Vergl.  Seite  55. 

4)  Vergl.  Seite  56. 

5)  Vergl  Seite  107. 
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von  zu  produktiven  Zwecken  eingeg-angenen  Realkreditver- 
pflichtungen^)  mit  allen  Mitteln  auf  eine  tunlichste  Be- 
sch leu  nigung  der  Heimzahlung- bei  den  Anstalten  angeliehener 
Kapitalien  hingearbeitet  und  diese  den  Schuldnern  in  jeder 
erdenklichen  Weise  erleichtert  werden.  Hierzu  wäre  nament- 
lich erforderlich,  dass  die  letzteren  die  Befugnis  erhalten, 
über  das  obligatorische  Tilgungsminimum  nach  freiem  Belieben 
hinauszugehen,  im  Verlaufe  des  Abtrags  zu  Erhöhungen  der 
ausbedungenen  Rate  zu  schreiten,  mehrere  aufeinanderfolgende 
Amortisationsbeträge  auf  einmal  zu  entrichten  sowie  sonstige 
ausserordentliche  Abzahlungen  in  beliebigen  runden  Summen 
zu  leisten  oder  endlich  den  gesamten  noch  ausstehenden 
Darlehnsrest  vollständig  abzustossen,  und  darf  ihnen  ein 
derartiges  Vorhaben  natürlich  auch  nicht  durch  dabei  zu 
beobachtende  lästige  Formalitäten  oder  damit  verbundene 
Kosten  resp.  Verluste  irgendwie  wesentlich  erschwert  werden. 
Mit  Rücksicht  hierauf  wie  auch  in  Anbetracht  des  an  sich 
schon  verhältnismässig  sehr  niedrigen  Zinsfusses  dürfte  es 
schliesslich  als  nicht  unzweckmässig  erscheinen,  dass  die  für 
einzelne  Unternehmungen  zeitweise  oder  dauernd  gewährten 
Subventionen  so  viel  wie  möglich  zu  einer  Verstärkung  des 
Abtrags  der  Schuldkapitalien  Verwendung  finden,  sofern  sie 
nicht  gerade  infolge  von  grosser  Bedürftigkeit  des  Erborgers 
oder  des  Eintretens  einer  unvorhergesehenen,  unverschuldeten 
Notlage  desselben  zur  Bewilligung  kommen. 

Hinsichtlich  der  Sicherheitsleistung  wäre  zur  Er- 
gänzung der  diesbezüglich  an  anderer  Stelle  gepflogenen 
Erörterungen  noch  zu  bemerken,  dass  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  über  die  Behandlung  der 
Kommunen  sowie  der  öffentlich-rechtlichen  Meliorations-  und 
Deich  verbände  2]  irgendwelcher  Verbesserungen  kaum  bedürfen 
werden.  Soll  jedoch  künftighin  beim  Verkehr  mit  einzelnen 
Landwirten  die  Belastung  mit  Landeskulturrenten  wenigstens 
in  der  Regel  zur  Auwendung  gelangen,  so  würde  es  allerdings 
als  notwendig  zu  erachten  sein,  dass  auch  die  „freien 
Wassergenossenschaften"  unter  dementsprechenden  Be- 
dingungen Zutritt  zum  Kredit  der  Landeskultur-Rentenbanken 
erhalten.  Dies  liesse  sich  jedenfalls  ohne  Schwierigkeiten 
dadurch  erreichen,  dass  bei  Darlehnsgesucheu  dieser  letzt- 
erwähnten Körperschaften  in  genau  derselben  Weise  ver- 
fahren wird  wie  bei  denjenigen  von  Privatpersonen,  nur  dass 


3)  Ver^].  Seite  55. 
2)  Vergl.  Seite  96. 
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zum  Schluss  die  vereinbarte  laufende  Gesamtleistung'  nacli 
dem  statutarischen  Verteilung-smassstab  auf  die  einzelnen 
Mitg-lieder  zu  repartieren  ist  und  die  sich  hierbei  ergebenden 
Teilrenten  den  Besitzungen  der  letzteren  mit  der  Eigenschaft 
öffentlicher  Lasten  auferlegt  werden.^) 

Wenn  im  allgemeinen  auch  kaum  zu  erwarten  sein 
dürfte,  dass  die  Landeskultur-Rentenbanken  viel  Gelegenheit 
finden  werden,  einzelnen  Grundeigentümern  zur  Ausführung 
von  Unternehmungen,  welche  irgendwelche  Wertssteigerungen 
der  Liegenschaften  derselben  überhaupt  nicht  zur  Folge 
haben,  Geldmittel  zur  Verfügung  zu  stellen,  so  wird  doch 
deswegen  die  Frage,  welche  Sicherheit  in  diesem  Falle  von 
den  Kreditsuchenden  verlangt  werden  soll,  nicht  unerledigt 
bleiben  können.  Unter  derartigen  Umständen  wird  ja  die 
Eintragung  der  hingeliehenen  Kapitalien  als  Hypothek  oder 
Grundschuld  2)  wohl  auch  weiterhin  ausschliesslich  zur  Be- 
dingung gemacht  werden  müssen,  nur  dürfte  es  sich  vielleicht 
empfehlen,  entsprechend  den  Gepflogenheiten  der  landschaft- 
lichen Kreditverbände  die  Beleihungsgrenze  auf  '^/g  des 
Grundstückswertes  festzusetzen, 3)  sofern  wenigstens  dieser 
nach  den  von  jenen  zur  Anwendung  gebrachten  Taxprinzipien 
abgeschätzt  werden  soll,  was  sich,  nach  den  bisher  in  dieser 
Hinsicht  gemachten  Erfahrungen  zu  urteilen,  jedenfalls  als 
Regel  annehmen  lässt>)  Der  abermaligen  Einfügung  eines 
Grundsteuermultiplikators  direkt  in  das  Gesetz  wäre  dagegen 
aus  den  bei  früherer  Gelegenheit  angegebenen  Gründen  ganz 
entschieden  zu  widerraten,'^)  wohl  aber  könnte  den  Provinzial- 
Verbänden  die  Ermächtigung  erteilt  werden,  einen  solchen 
in  den  für  ihre  Landeskultur-Rentenbanken  zu  erlassenden 
Spezialstatuten  nach  Massgabe  der  in  ihrem  engeren  Gebiete 
herrschenden  besonderen  Verhältnisse  sowie  unter  Berück- 
sichtigung der  von  den  daselbst  wirkenden  gemeinnützigen 
Realkreditanstalten  gewählten  Vielfachen  des  Katastralrein- 
ertrages  aufzustellen, 

Um  nun  endlich  noch  das  Mass  der  den  Proviuzial- 
Verbänden  künftighin  einzuräumenden  Befugnisse  festzu- 
stellen, so  wird  ihnen  die  Fakultas  zur  Errichtung  von 


1)  Ähnlich  wie  in  Bayern.   Vergl.  Seite  250|251. 

2)  Vergl.  Seite  97, 

3)  Vergl.  Seite  368. 

4)  Vergl.  Seite  158,  174  bezw.  219. 

5)  Vergl.  Seite  97  bezw,  368. 

6)  Vergl.  Seite  98. 


424  — 


Landeskultur-Rentenbaiiken  ^)  jedenfalls  nach  wie  vor  ver- 
bleiben müssen,  zumal  auch  kaum  darauf  zu  rechnen  ist, 
dass  die  massg-ebenden  Faktoren  sich  zur  Sanktionierung 
eines  entsprechenden  Obligatoriums  bereit  finden  lassen 
werden,  obg'leich  das  Vorliegen  eines  allgemeinen  Bedürfnisses 
nach  derartigen  Anstalten  und  damit  deren  Existenz- 
berechtigung von  ihnen  kaum  hinsichtlich  irgendwelcher 
Gebietsteile  bestritten  werden  dürfte. 2)  Wesentliche  Bedenken 
wären  hiergegen  auch  kaum  geltend  zu  machen,  denn  sofern 
nur  die  Banken  eine  Organisation  erhalten,  welche  sie  befähigt, 
den  Meliorationslustigen  ganz  wesentliche  Erleichterungen 
und  Vergünstio-ungen  zu  bieten,  andererseits  aber  den 
Provinzial-Verbänden  besondere  Unkosten  weder  durch  ihre 
Begründung  noch  durch  ihren  Betrieb  erwachsen,  werden 
sich  die  letzteren  schliesslich  doch  gewissermassen  moralisch 
verpflichtet  fühlen,  der  Landwirtschaft  ihres  Bezirkes  die 
Vorteile  der  ganzen  Einrichtung  nicht  ohne  sehr  schwer- 
wiegende Gründe  vorzuenthalten.  Dass  überhaupt  eine 
wirklich  nützliche  und  wichtige  Massregel,  welche  die 
Provinzial-Verbände  nicht  gerade  zu  direkten  Opfern  ver- 
pflichtet, auch  wenn  ihre  Einführung  vollständig  deren  freiem 
Ermessen  anheimgegeben  wird,  im  grossen  und  ganzen  doch 
ziemlich  viel  Aussicht  auf  allgemeine  Verwirklichung  besitzt, 
zeigt  namentlich  auf  nahe  verwandtem  Gebiete  die  Anwendung 
des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1894,  betreffend  die  Errichtung 
von  Land  Wirtschaftskammern,  aus  welchem  ein  von  der 
Staatsregierung  ursprünglich  vorgesehenes,  ganz  analoges 
Obligatorium  vom  Landtage  wieder  ausgemerzt  wurde,  denn 
binnen  kurzer  Frist  nach  dessen  Inkrafttreten  haben  sämt- 
liche Provinzial-  bezw.  Kommunal-Landtage  der  Begründung 
derartiger  Interessenvertretungen  ihre  Zustimmung  gegeben. 

Dass  den  Provinzen  auch  für  die  Zukunft  die  Ermächtigung 
erteilt  werden  muss,  die  Einrichtungen  der  von  ihnen  ins 
Leben  zu  rufenden  Landeskultur-Rentenbanken  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  den  lokalen  Wünschen  und  Bedürfnissen  nach 
Möglichkeit  anzupassen,  ist  in  den  oben  gemachten  Vor- 
schlägen zur  Abänderung  verschiedener  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  13.  Mai  1879  bereits  zu  wiederholten  Malen 
als  notwendig  resp.  zweckmässig  bezeichnet  worden.  In  An- 
sehung der  oft  sehr  geringen  Homogenität  der  in  Betracht 
kommenden  Verhältnisse  dürfte  jedoch  die  Beseitigung  eines 


1)  Vergl.  Seite  88. 

2)  Vergl.  Seite  379  und  folgende. 


jeglichen  Spielraumes  für  die  Abfassung  von  Spezialstatuten 
zweifellos  auch  in  mehrfacher  Hinsicht  auf  erhebliche 
Schwierigkeiten  Stessen.  Dafür,  dass  von  letzterwähnter 
Befugnis  auch  stets  nur  in  angemessener  Weise  Gebrauch 
gemacht  wird,  hätte  in  erster  Linie  natürlich  die  Staats- 
regierung selbst  Sorge  zu  tragen,  welche  ja  erforderlichenfalls 
den  ihr  vorgelegten  speziellen  Satzungen  einfach  die  Be- 
stätigung verweigern  könnte,^)  doch  werden  ohne  Zweifel 
auch  schon  die  zuständigen  Landwirtschaftskammern  sowie 
sonstige  interessierte  Körperschaften  und  Verbände,  welche 
als  Begutachtsr  herangezogen  werden  müssten,  einen  dahin- 
gehenden Einfluss  auszuüben  versuchen. 

c.  Wenn  bei  den  bisherigen  Erörterungen  stets  von 
der  Voraussetzung  ausgegangen  worden  ist,  dass  die  Be- 
gründung und  der  Betrieb  von  Landeskultur-Rentenbanken 
wie  bisher  ausschliesslich  Sache  der  Provinzial-Verbände 
bleiben  soll,  so  wäre  nunmehr  noch  die  Frage  in  Erwägung- 
zu  ziehen,  ob  es  in  Anbetracht  des  Ilmstandes,  dass  diese  in 
ihrer  Mehrheit  sich  vielleicht  niemals  sehr  für  die  beregte 
Aufgabe  zu  erwärmen  im  stände  sein  würden,  nicht  über- 
haupt doch  als  richtiger  zu  erachten  ist,  die  Befriedigung 
des  Bedürfnisses  nach  Meliorationskredit  vollständig  dem 
Staate  selbst  zu  überlassen.  An  und  für  sich  würden  ja 
hiergegen  eigentliche  Bedenken  wohl  kaum  geltend  gemacht 
werden  können,  denn  ebensowenig  wie  geleugnet  werden  soll, 
dass  die  ersterwähnten  Korporationen  bei  der  Organisierung 
ihrer  Anstalten  auf  die  in  ihrem  Bezirke  herrschenden  be- 
sonderen Verhältnisse  und  Bedürfnisse  in  weitgehendstem 
Umfange  Rücksicht  zu  nehmen  vermögen,  dürfte  sich  auch 
daran  zweifeln  lassen,  dass  der  Staat  bei  verständnisvollem 
Verfahren  in  der  Regel  zu  dem  gleichen  Ziele  zu  gelangen 
im  Stande  sein  wird.^)  Jedenfalls  hätte  er  aber  alle  Aussicht, 
weit  mehr  und  besseres  zu  leisten  als  die  Provinzial-Verbände, 
wenn  damit  gerechnet  werden  müsste,  dass  diese  den  Landes- 
kultur-Rentenbanken im  allgemeinen  sehr  wenig  Sympathien 
entgegenbringen  und  sich  deshalb  zur  Errichtung  von  solchen 
nur  mit  Widerwillen  resp.  infolge  allseitigen  energischen 
Drängens  sozusagen  halb  gezwungen  bequemen  würden. 

Erforderlich  wäre  allerdings,  dass  vom  Staate  zu  einer 
angemessenen  Dezentralisation  des  Meliorationskredit- 
geschäftes geschritten  wird,  denn  der  freilich  ausserordentlich 


1)  Vergl.  Seite  89. 

2)  Vergl.  Seite  369. 
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bequemen  und  leicht  zu  bewerkstelligenden  Schaffung  eines 
einzigen  grossen  Institutes  etwa  mit  dem  Sitze  in  der  Landes- 
hauptstadt müsste  mit  Rücksicht  sowohl  auf  den  Umfang  des 
preussischen  Staatsgebietes  wie  auch  die  vielfach  ausser- 
ordentlich geringe  Homogenität  der  einschlägigen  Verhältnisse 
in  den  einzelnen  Teilen  desselben,  welche  einer  vollständigen 
Generalisierung  der  Darlehnsbedingungen  jedenfalls  ganz 
bedeutende  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legen  dürfte,  ohne 
Zweifel  entschieden  widerraten  werden.  Gerade  infolge  dieses 
letzterwähnten  Umstandes  könnte  aber  auch  eine  blosse 
Lokalisierung  des  Verkehres  zwischen  der  Anstalt  und  den 
Kapitalsuchenden  durch  Einrichtung  eines  Netzes  von  Agenturen 
in  den  Provinzen  nicht  zu  dem  gewünschten  Resultate  führen, 
wie  ja  auch  auf  nahe  verwandtem  Gebiete  der  Misserfolg 
der  Zentrallaudschaft  bewiesen  hat,  von  der  sich  die  land- 
schaftlichen Kreditverbände,  deren  allgemeines  Vermitteluugs- 
organ  sie  eigentlich  bilden  sollte,  zum  guten  Teile  ferngehalten 
bezw.  wieder  losgelöst  haben,  weil  sie  in  der  Verbindung  mit 
ihr  namentlich  einen  Eingriff  in  ihre  eigenen  statutarischen 
Vorschriften  bezüglich  der  Sicherheitsleistung  erblicken  zu 
müssen  glaubten. 

Demgemäss  würde  dem  Staate  wohl  nichts  weiter  übrig 
bleiben,  als  eine  ganze  Reihe  von  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  nach  besonderen,  den  speziellen  Verhältnissen  ihres 
Wirkungskreises  so  viel  wie  möglich  angepassten  Grundsätzen 
arbeitenden  Landeskultur-Rentenbanken  ins  Leben  zu  rufen, 
und  wäre  es  dann  jedenfalls  das  Nächstliegende,  dieselben 
behufs  tunlichster  Herabminderung  der  Betriebsunkosten  nach 
sächsischem  Muster  den  bestehenden  Grundrentenbanken  an- 
zugliedern.^) P>eilich  könnten  andererseits  gegen  ein  solches 
Verfahren  auch  nicht  unbegründete  Bedenken  insofern  erhoben 
werden,  als  Institute  der  letzterwähnten  Art  überhaupt  gar 
nicht  in  allen  Provinzen  existieren.  Der  Geschäftsbezirk 
derselben  umfasst  mitunter  recht  weit  auseinanderliegende 
und  wenig  gleichartige  Gebiete,^)  welche  auch  nicht  einmal 
immer  mitdemörtlichenWirkungskreise  der  Generalkommissionen 
identisch  sind,  so  dass  zum  Teile  wenigstens  doch  wohl  be- 
sondere Organisationen  geschaffen  werden  müssten,  was  aber 
wiederum  zu  einer  Steigerung  des  Regieaufwandes  Veran- 
lassung geben  dürfte.   Ganz  abgesehen  von  alledem  ist  aber 

1)  Vergl  Seite  261. 

2)  So  sind  z.  B.  Pommern  und  Schlesw.-Holst.  —  Sachsen  und 
Hannover  —  Hessen-Nassau,  Westf.  und  die  Rheinprov.  —  zu  je 
einem  Provinzial-Rentenb.-Bezirk  verbunden  worden. 


—    427  — 


überhaupt  gar  nicht  daran  zu  denken,  dass  der  Staat  sich 
jemals  zur  Übernahme  des  gesamten  Melioratiouskreditswesens 
verstehen  wird,  denn  eine  dahingehende  Zumutung  ist  schon 
in  den  Motiven  zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879  mit  der 
Begründung  zurückgewiesen  worden,  dass  sie  dem  Sinne  des 
die  Selbsttätigkeit  der  Provinzial-Verbände  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  organisierenden  Dotationsgesetzes  vom  8.  Juni 
1875  unmittelbar  zuwiderlaufe.  Durch  letzteres  seider 
Fortentwickelung  in  bezug  auf  die  Arbeitsteilung  zwischen 
dem  Gesamtstaate  und  seinen  kommunalen  Gliedern  eine  ganz 
bestimmte  Richtung  vorgezeichnet  worden,  welche  nach  An- 
sicht der  Staatsregierung  als  wohlerwogen  und  heilsam 
eingehalten  werden  müsse,  wenn  nicht  ein  Zustand  gänzlicher 
System losigkeit  Platz  greifen  solle. 

Da  diese  Stellungnahme  auch  noch  heutzutage  als 
massgebend  anzuerkennen  sein  dürfte,  so  erscheint  es  natür- 
lich als  vollkommen  ausgeschlossen,  dass  der  Staat  selbst  zur 
Begründung  von  Landeskultur-Rentenbanken  schreiten  oder 
sich  auch  nur  zur  Leistung  einer  subsidiären  Garantie  für 
deren  Verbindlichkeiden  bereit  erklären  wird.  Dieselben 
müssen  deshalb  zweifellos  nach  wie  vor  Anstalten  der 
Provinzial-Verbände  bleiben,  womit  nun  allerdings  noch 
keineswegs  gesagt  zu  sein  braucht,  dass  diese  sich  auch  stets 
selbst  direkt  mit  ihrem  Betrieb  bezw.  mit  ihrer  Ver- 
waltung zu  befassen  haben  werden.  Eine  ganz  neue 
besondere  Administration  für  die  Banken  einzurichten, 
dürfte  sich  freilich  in  der  Regel  kaum  als  lohnend  erweisen, 
da  zu  erwarten  steht,  dass  ihre  Tätigkeit,  namentlich  in  der 
ersten  Zeit  ihres  Wirkens,  sich  zumeist  nur  in  verhältnismässig 
engen  Grenzen  halten  wird,  und  wäre  es  unter  diesen  Um- 
ständen wohl  das  Nächstliegende,  mit  der  Warnehmung  ihrer 
Geschäfte  anderw^eitige  bereits  vorhandene  Organe  der 
Provinzial-Verbände  im  Nebenamt  zu  betrauen. 

In  erster  Linie  kämen  ja  hierfür  wohl  die  eigentlichen 
Provinzial- Verwaltungen  selbst  in  Betracht,  doch  liesse 
sich  demgegenüber  auch  wieder  geltend  machen,  dass  diesen 
einmal  schon  die  Heranziehung  der  erforderlichen  Hilfskräfte 
gewisse  Schwierigkeiten  bereiten  kann  und  ausserdem  auch 
ihre  Belastung  mit  weiteren  Aufgaben  von  den  Provinzial- 
Verbänden  vielleicht  gar  nicht  einmal  gewünscht  wird.  In 
letzter  Hinsicht  möge  insbesondere  darauf  verwiesen  werden, 
dass  unter  den  Gründen,  welche  seiner  Zeit  zur  Ablehnung 
der  Errichtung  einer  Landeskultur-Rentenbank  für  die  Provinz 
Sachsen  Veranlassung  gegeben  haben,  auch  das  Bestreben, 
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die  damals  noch  ganz  junge  Proviozial- Verwaltung  nicht 
gleich  mit  neuer  Arbeit  zu  überbürden,  angeführt  worden 
ist.M  Überdies  hat  aber  auch  der  Landeshauptmann  obiger 
Provinz  in  einer  vom  10.  Oktober  1901  datierten  schriftlichen 
Äusserung  über  die  bekannte  Denkschrift  der  Landwirtschafts- 
kammer  der  Überzeugung  Raum  gegeben,  dass  die  Begründung 
einer  derartigen  Anstalt  eine  erhebliche  Mehrbelastung  der 
Provinzial-V  er  waltung  wie  auch  des  Provinzial-Verbandes 
zur  Folge  haben  müsse  und  deshalb  in  Ansehung  der  bei 
dem  fortgesetzten  Andringen  neuer  Aufgaben  nicht  ganz 
unbegründeten  Abneigung  des  Provinzial-Landtages  gegen 
eine  solche  ein  abermaliges  Aufrollen  der  Frage  als  voll- 
ständig zwecklos  zu  erachten  sei.^) 

In  den  Motiven  zum  Gesetze  vom  13.  Mai  1879  ist  nun 
allerdings  von  der  Staatsregierung  vorgeschlagen  worden, 
die  Banken  nach  Möglichkeit  entweder,  unbeschadet  ihrer 
sonstigen  Selbständigkeit,  bestehenden  provinziellen  Kredit- 
instituten anzugliedern  oder  überhaupt  direkt  als  spezielle 
Abteilungen  derselben  zu  organisieren. •'^)  Hiergegen  wäre 
aber  wieder  einzuwenden,  dass  wenigstens  die  Provinzial- 
Hilfskassen  ebenfalls  keinen  besonderen  Verwaltungsapparat 
besitzen,  sondern  ihre  Geschäfte,  selbst  wenn  ihre  Tätigkeit 
infolge  des  Überganges  zur  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
ganz  bedeutende  Dimensionen  angenommen  hat,^)  von  den 
Zentral-Verwaltungen  der  Proviuzial- Verbände ,  höchstens 
unter  Hinzuziehung  einer  besonderen,  vom  Provinzial-Aus- 
schusse  gewählten  Kommission,  geführt  werden.  Der  Anschluss 
an  Obligationen  emittierende  Anstalten  dieser  Art  wird  ja, 
wie  auch  die  praktische  Erfahrung  hinlänglich  bewiesen  hat, 
allein  im  Hinblick  auf  die  daraus  resultierende  Steigerung 
der  Arbeitsleistung  auf  wesenthche  Bedenken  bei  den  mass- 
gebenden Faktoren  kaum  zu  stossen  vermögen,  wohl  aber 
steht  zu  erwarten,  dass  diejenigen  Provinzen,  deren  Hilfs- 
kassen sich  mit  Rücksicht  auf  das  geringe  Mass  der  ihnen 
zur  Verfügung  stehenden  Betriebsmittel  lediglich  auf  die  Be- 
friedigung des  Kapitalbedarfs  kleinerer  Gemeinden  etc.  be- 
schränken müssen,^)  sich  nicht  ohne  weiteres  zu  einer  ganz 
erheblichen  Ausdehnung  des  Wirkungskreises  derselben  ent- 
schliessen  werden. 


1)  Vergl.  Seite  184. 

2)  Vergl.  Seite  184. 
3^  Vergl.  Seite  88. 

4)  Vergl.  Seite  83. 

5)  Vergl.  Seite  84, 
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Für  eine  eventuelle  AngliederuDg  der  Laudeskultur- 
Rentenbanken  könnten  fernerhin  noch  die  provinziellen 
Landeskreditkassen  bezw.  Landesbanken  in  Frage 
kommen,  welche  sich  auch  zum  Eingehen  einer  derartigen 
Verbindung  wenigstens  insofern  weit  besser  eig-nen  dürften, 
als  sie  einer  selbständigen  Direktion  unterstehen  und  be- 
sonderes Beamtenpersonal  sowie  eigene  Rechnungsführung 
und  Kasse  besitzen.  Freilich  ist  wiederum  nicht  zu  vergessen, 
dass  Anstalten  dieser  letzterwähnten  Art  sich  bei  weitem 
nicht  in  allen  Provinzen  vorfinden  und  überhaupt  nur  in  der 
Westhälfte  der  Monarchie  existieren,  auch  muss  es  immerhin 
als  einigermassen  fraglich  bezeichnet  werden,  ob  ihnen  durch- 
weg geeignete  Kräfte  zur  Aufnahme  von  Grundstückstaxen, 
Begutachtung  von  Meliorations-Unternehmungen,  Feststellung 
der  planmässigeu  Ausführung  finanzierter  Anlagen  und  der 
Überwachung  der  laufenden  Instandhaltung  derselben  im  er- 
forderlichen Umfange  zur  Verfügung  stehen. 

In  Anbetracht  der  vorstehend  erörterten  Verhältnisse 
wäre  nunmehr  noch  ein  weiterer  Vorschlag  in  Erwägung  zu 
ziehen,  welcher  dahin  geht,  dass  die  Errichtung  und  die 
Organisation  der  Landeskultur-Rentenbanken  sowie  die  sub- 
sidiäre Haftung  für  ihre  Verbindlichkeiten  zwar  auch  weiter- 
hin von  den  Provinzial-Verbänden  übernommen  werden  muss, 
mit  der  Verwaltung  derselben  aber  von  den  letzteren 
anderweitige,  dazu  besonders  qualifiziert  erscheinende 
Körperschaften  im  Nebenamte  betraut  werden  sollen. 
Auf  diese  Weise  würde  sich  einerseits  den  Provinzial-Ver- 
bänden eine  von  ihnen  vielleicht  nur  sehr  ungern  geleistete 
Arbeit  gänzlich  abnehmen  lassen  sowie  andererseits  gewissen 
Missständen,  welche  die  Wahrnehmung  der  Funktionen  der 
Anstalten  durch  irgendwelche  provinziellen  Organe  zur  Folge 
haben  könnte,  ein  für  allemal  vorgebeugt  sein,  was  sich  für 
eine  möglichste  Ausbreitung  der  Tätigkeit  derselben  ohne 
Zweifel  als  von  keineswegs  zu  unterschätzender  Bedeutung 
erweisen  dürfte. 

In  erster  Linie  würde  hierbei  wohl  an  eine  Verbindung 
mit  den  land-  bezw.  ritterschaftlichen  Kreditinstituten 
zu  denken  sein,  welche  namentlich  insofern  nicht  unwesent- 
liche Vorteile  in  Aussicht  stellen  würde,  als  diesen  ohne 
jeden  Zweifel  das  zur  Erfüllung  der  Funktionen  einer  speziellen 
Meliorationskreditanstalt  notwendige  Hilfspersonal  in  bester 
Qualität  und  ausreichendem  Umfange  zur  Vei-fügung  steht, 
weshalb  ja  auch  ihre  Heranziehung  zu  den  Geschäften  der 
Landeskultur-Rentenbanken   den  Provinzial-Verbänden  ins- 
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besondere  durch  die  Drainagebestim mausen  des  Gesetzes  vom 
13.  Mai  1879  wenig-stens  fakultativ  auheim^eg-eben  worden 
ist.')  Ausserdem  sind  den  Landschaften  vielfach  noch  eigfene 
zum  Betrieb  des  Personalkredit^eschäftes  befug-te  Darlehns- 
kassen  angegliedert, 2)  welche  wohl  unschwer  zur  Beschaffung 
des  bei  der  Auflegung  prioritätischer  Renten  etwa  erforder- 
lichen Zwischenkredites  in  Anspruch  genommen  werden 
könnten,^)  doch  würde  hierin  ein  spezieller  Vorzug  gegenüber 
der  Verwaltung  durch  Provinzial-Hilfskassen  oder  Landes- 
banken nicht  zu  erblicken  sein,  da  diese  letzteren  gewöhnlich 
selbst  kurzfristige  Darlehen  gegen  Bürgschaft  oder  Lombard- 
sicherheit zu  gewähren  pflegen/^) 

Selbstverständlich  ist  in  Anbetracht  der  ganzen  Or- 
ganisation der  landschaftlichen  Kreditverbände  von  diesen 
nicht  zu  verlangen,  dass  sie  sich  zur  Übernahme  der  Greschäfte 
der  Landeskultur-Rentenbanken  bereit  erklären,  ohne  sich 
gleichzeitig  eine  billige  Entschädigung  für  den  ihnen  dadurch 
erwachsenden  Mehraufwand  auszubedingen,  und  würde  ihnen 
deshalb,  da  die  Überwälzung  der  Regieauslagen  auf  die 
Schuldner  nicht  für  opportun  erachtet  worden  istj-'^j  jedenfalls 
entweder  vom  Staate  oder  von  den  Provinzen  selbst  die 
Leistung  eines  angemessenen  Verwaltungskostenbeitrages  in 
aller  Form  zuzusichern  sein.  Natürlicherweise  könnten  sie 
auch  die  zur  Auszahlung  von  Meliorationskapitalien  erforder- 
lichen Mittel  nicht  etwa  durch  Ausgabe  eigener  Pfandbriefe 
beschaffen,  sondern  es  müssten  ihnen  zu  diesem  Behufe  ent- 
weder Landeskultur-Rentenbriefe  oder  Provinzial- Anleihe- 
scheine in  ausreichendem  Umfange  zur  Verfügung  gestellt 
werden,  und  in  Ansehung  der  fortbestehenden  subsidiären 
Haftung  der  Provinzial- Verbände  für  die  Verbindlichkeiten 
der  Banken  dürfte  endlich  wohl  nichts  anderes  übrig  bleiben, 
als  dass  sich  die  letzteren  zum  mindesten  gewisse  Aufsichts- 
rechte, vielleicht  aber  auch  noch  weitergehende  Befugnisse 
vorbehalten. 

Mögen  nun  auch  aus  alledem  der  praktischen  Durch- 
führung des  in  Rede  stehenden  Vorschlages  in  dieser  oder 
jener  Hinsicht  gewisse  Schwierigkeit  erwachsen,  so  ist  doch 
nicht  daran  zu  zweifeln,  dass  sich  dieselben  bei  allseitig 
vorhandenem  guten  Willen  sehr  wohl  vollständig  beseitigen 


1)  Vergl.  Seite  105. 

2)  Vergl.  Seite  68. 

3)  Vergl.  Seite  42. 

4)  Vergl.  Seite  70. 

5)  Vergl.  Seite  418. 
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lassen  werden,  und  dürfte  es  unstreitig*  auch  als  ein  sehr 
bedeutsamer  E'ortschritt  zu  begrüssen  sein,  wenn  infolge 
Inkrafttretens  der  vorgeschlagenen  Verbindung  die  gesamte 
nichtspekulative  Immobiliarkreditgewährung  in  der  Hand  der 
Landschaften  vereinigt  würde.  Als  einig'ermassen  fraglich 
ist  es  nun  allerdings  zu  bezeichnen,  ob  sich  die  letzteren 
ohne  weiteres  zu  einem  derartigen  Schritte  verstehen  werden, 
namentlich  wenn  man  in  Rücksicht  zieht,  dass  sie  schon  der 
durch  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1879  in  Anregung  gebrachten 
blossen  Beteiligung  an  den  Geschäften  der  Landeskultur- 
Eentenbanken  mehrfach  entschiedene  Abneigung  entgegen- 
gebracht haben. ^)  Für  dieses  Verhalten  ist  ja  zum  Teil 
wenigstens  ein  gewisses  Misstrauen  gegen  die  ganze  Ein- 
richtung verantwortlich  zu  machen,  welches  ^freilich  in  der 
Hauptsache  nur  von  den  näheren  Umständen,  unter  denen 
dieselbe  geschaffen  worden  ist,  hergerührt  haben  dürfte,  da 
sie  in  ihrer  bisherigen  Form  einen  Eingriff  in  die  Rechte 
der  im  Besitze  unkündbarer  ländlicher  Hypotheken  befindlichen 
Grundkreditinstitute  eigentlich  noch  gar  nicht  bedeutet. 

Anzunehmen  ist  jedoch,  dass  diese  bereits  einmal  vor- 
handen gewesene  Antipathie  sich  in  Zukunft  ganz  erheblich 
steigern  und  gewissermassen  auch  einen  Schein  von  Berechtigung 
gewinnen  wird,  wenn  nunmehr  die  Auflegung  von  Kulturrenten 
ohne  vorherige  Einholung  der  Zustimmung  vorhandener  Real- 
berechtigter allgemein  eingeführt  oder  wenigstens  die  zwangs- 
weise Annullierung  als  nicht  stichhaltig  erfundener  Wider- 
sprüche derselben  gegen  eine  beabsichtigte  Postlozierung 
ihrer  Forderungen  für  statthaft  erklärt  werden  soll.  Anderer- 
seits ist  aber  auch  nicht  zu  vergessen,  dass  sowohl  die 
landschaftlichen  Kreditverbände  wie  auch  die  Landesbanken 
und  Provinzial-Hilfskassen,  falls  ihnen  tatsächlich  die  Ver- 
waltung der  Landeskultur-Rentenbanken  übertragen  werden 
sollte,  dadurch  namentlich  bei  der  Überprüfung  der  Darlehns- 
gesuche^)  gewissermassen  zu  Richtern  in  eigener  Sache 
gemacht  würden,  und  wäre  unter  diesen  Umständen  insbe- 
sondere Grund  zu  der  Befürchtung  vorhanden,  dass  ihre 
Geschäftsführung  allzusehr  auf  die  Sicherheit  der  eigenen 
Ansprüche  Bedacht  nehmen,  infolgedessen  aber  die  Kredit- 
beschaffung zu  Meliorationszwecken  über  Gebühr  erschweren 
wird.    Nicht  ganz  unmöglich  ist  es  aber  auch,  dass  sie, 

1)  Vergl.  insbes.  Seite  174. 

2)  Vorausgesetzt,  dass  dieselbe  bei  Kapitalaufnahmen  einzelner 
Grundbesitzer  nicht  gänzlich  den  Generalkommissionen  übertragen 
wird. 


gerade  um  sich  vor  Schädigung'en  in  wirksamster  Weise 
schützen  zu  können,  am  Ende  doch  sehr  viel  Bereitwilligkeit 
zeigen  werden,  die  Verwaltung  der  beregten  Anstalten  zu 
übernehmen,  was  dann  aber  freilich  nicht  immer  mit  einer 
wünschenswerten  Beförderung  der  auf  die  Hebung  der  ßoden- 
prodiiktion   abzielenden  Bestrebungen  identisch  sein  dürfte. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  seit  einiger  Zeit  die  gesamte 
preussische  Landwirtschaft  besondere,  gesetzlich  geordnete 
Organisationen  zur  Vertretung  ihrer  speziellen  Interessen 
besitzt  und  von  diesen  in  jeder  erdenklichen  Hinsicht,  aber 
auch  mit  beachtenswertem  Erfolge  Anstrengungen  gemacht 
werden,  um  die  Leitung  der  zahlreichen,  zum  Wohle  der 
ländlichen  Bevölkerung  getroffenen  Massregeln  zum  Teile 
möglichst  selbst  in  die  Hand  zu  bekommen,  zum  Teile 
wenigstens  einen  gewissen  Einfluss  auf  deren  Gestaltung 
und  Anwendung  im  einzelnen  zu  gewinnen,  wäre  nun  zum 
Schluss  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  es  nicht  vielleicht 
am  allerzweckmässigsten  sein  würde,  diese  Land  Wirtschafts- 
kammern  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  der  Landes- 
kultur-Rentenbanken zu  beauftragen.  Zur  näheren  Begründung 
dieses  neuen  Vorschlages  könnte  namentlich  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  eine  engere  Verbindung  zwischen  den  vorer- 
wähnten Körperschaften  und  den  Provinzial-Verbänden  gerade 
hinsichtlich  der  auf  die  Beförderung  der  Bodenkultur  ab- 
zielenden Veranstaltungen  bereits  vielfach  besteht,  indem  die 
ersteren  einerseits  bei  der  Bewilligung  von  Subventionen  aus 
den  Meliorationsfonds  eine  Art  beratender  Funktion  auszuüben 
haben,  andererseits  aber  auch  selbst  Zuschüsse  aus  diesen 
bezw.  sonstigen  Provinzialmitteln  mit  vorgeschriebenem  Ver- 
wendungszweck erhalten. 

Aber  auch  der  Übergang  von  landwirtschaftlichen 
Interessen  dienenden  Instituten  aus  der  Verwaltung  der 
Provinzen  in  diejenige  der  Landwirtschaftskammern  würde 
an  sich  durchaus  nicht  etwa  ein  völliges  Novum  darstellen, 
denn  ein  ganz  analoges  Verfahren  hat  schon  verschiedentlich 
bezüglich  der  niederen  landwirtschaftlichen  Schulen  statt- 
gefunden, soweit  sich  diese  unter  der  Leitung  der  Provinzial- 
Verbände  befanden,  denen  ihre  finanzielle  Unterstützung 
durch  §  14  Absatz  1^  des  Dotations-Gesetzes  vom  8.  Juli  1875 
vom  Staate  unter  Überweisung  einer  entsprechenden  Rente 
delegiert  worden  war,  eine  Verpflichtung,  die  von  der  oben 
erwähnten  Massregel  natürlicherweise  nicht  berührt  wurde. 
Übrigens  dürfte  die  in  Anregung  gebrachte  Verbindung 
wenigstens  insofern  sehr  leicht  zu  bewerkstelligen  sein,  als 
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der  g-eographische  Wirkungskreis  der  Landwirtschaftskammern 
durchweg-  mit  dem  Gebiete  der  Proviuzial-Verbände  identisch 
ist,  während  gerade  bei  den  Landschaften  eine  dement- 
sprechende  Abgrenzung  des  Geschäftsbezirkes  nur  allzu  häufig 
zu  vermissen  sein  würde. 

Die  absolute  Bereitwilligkeit  der  Landwirtschaftkam mern 
zur  Übernahme  der  ihnen  zugedachten  Funktionen  Hesse  sich 
ja  wohl  kaum  ernsthaft  in  Zweifel  ziehen,  vielmehr  steht  zu 
erwarten,  dass  sie  sich  nötigenfalls  sogar  dazu  bereit  finden 
lassen  werden,  den  grössten  Teil  der  ihnen  selbst  sowie  ihren 
lokalen  Gliederungen  infolge  der  Führung  der  Geschäfte  der 
Landeskuitur-Rentenbanken  erwachsenden  Arbeit  überhaupt 
unentgeltlich  zu  verrichten,  so  dass  auch  der  ihnen  zuzu- 
sichernde laufende  Beitrag  zur  Deckung  der  Verwaltungs- 
unkosten vielleicht  nur  ganz  geringfügig  zu  sein  brauchte. 
Eine  gewisse  Kontrolle  über  die  Anstalten  müsste  allerdings 
den  Provinzial-Verbänden  wohl  unbedingt  verbleiben,  doch 
liegt  eigentlich  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  dass  die 
Kam  mern  sich  gegen  eine  solche  allzusehr  sträuben  werden, 
zumal  sie  sich  auch  jetzt  schon  eine  gewisse  Überwachung 
der  ordnungsmässigen  Verwendung  ihnen  aus  öffentlichen 
Mitteln  zu  irgendwelchen  bestimmten  Massnahmen  zur  Ver- 
fügung gestellter  Beihilfen  gefallen  lassen  müssen. 

Irgendwelche  wesentlichen  Änderungen  in  der  Ab- 
grenzung des  Wirkungskreises  der  Landeskultur-Eenten- 
banken  würden  bei  deren  Angliedern ng  an  die  landwirtschaft- 
lichen Interessenvertretungen  in  der  Eegel  wohl  überhaupt 
nicht  erforderlich  werden,  nur  wäre  unter  allen  Umständen 
eine  scharfe,  jedwede  Konkurrenz  möglichst  ausschliessende 
Trennung  desselben  von  demjenigen  anderweitiger  provinzieller 
Kreditanstalten  als  sehr  wünschenswert  zu  bezeichnen,^)  die 
sich  jedoch  wenigstens  in  dem  Falle,  dass  die  Darlehns- 
gewährung  durchweg  in  der  Form  einer  direkten  Sub- 
ventionierung betrieben  werden  sollte,  in  praxi  wohl  schon 
ganz  von  selbst  vollziehen  dürfte.  Eine  Finanzierung  nicht 
unmittelbar  im  Interesse  der  Landeskultur  selbst  gelegener 
Veranstaltungen  hätte  aber  natürlicherweise  zu  unterbleiben, 
so  dass  namentlich  die  Unterstützung  von  ganz  oder  über- 
wiegend gewerblichen  Zwecken  dienenden  Schiffahrts-,  Tal- 
sperren- und  sonstigen  Wassersammlungsanlagen  2)  den 
Provinzial-Hilfskassen  bezw.  Landesbanken  vorbehalten  werden 


1)  Vergl.  Seite  414. 

2)  Vergl.  Seite  89. 
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müsste,  doch  könnte  man  hierbei  immerhin  eine  gewisse 
Rücksicht  walten  lassen  nnd  auch  zu  Unternehmungen  der 
letzteren  Art,  allerdings  stets  zu  einem  zum  wenigsten  die 
Selbstkosten  deckenden  Zinsfusse,  Kredit  bewilligen,  sofern 
die  anderweitige  Beschaffung  der  zu  deren  Durchführung 
erforderlichen  Geldmittel  auf  erhebliche  Schwierigkeiten 
stossen  sollte. 

Zum  Behufe  der  Auszahlung  neuer  Darlehen  werden 
die  Provinzial -Verbände  nach  freiem  Ermessen  entweder 
eigene  Anleihescheine  oder  besondere,  aber  von  ihnen  selbst 
garantierte  Landeskultur-Renteubriefe  in  ausreichendem  Um- 
fange zur  Verfügung  zu  stellen  haben,  denn  die  Übernahme 
irgendwelcher  Haftung  für  die  letzteren  resp.  überhaupt  für 
die  Verbindlichkeiten  der  Anstalten  seitens  der  Landwirt- 
schaftskammern muss  in  Anbetracht  des  Umstaudes,  dass 
diesen  nur  ein  beschränktes  Besteuerungsrecht  eingeräumt 
worden  ist,  als  vollkommen  ausgeschlossen  gelten.  Vielleicht 
dürfte  es  sich  nun  aber  auch  empfehlen,  die  Landeskultur- 
Rentenbanken  mit  der  Verwaltung  der  eisernen  Bestände  der 
provinziellen  Meliorationsfonds  zu  betrauen  oder  ihnen 
dieselben  noch  besser  gleich  direkt  als  Betriebsfonds  zu 
überweisen,  was  jedenfalls  als  ganz  unbedenklich  und  eigent- 
lich auch  nur  als  logisch  erachtet  werden  könnte,  da  sie  ja 
künftighin  die  gesamte  zur  Subventionierung  erforderliche 
Kapitalsubstanz  selbst  gewähren  sollen.^)  Hierdurch  würden 
sie  namentlich  die  zur  Hingabe  von  Ergänzungsdarlehen 
erforderlichen  Mittel  in  die  Hand  bekommen  und  ausserdem 
in  die  Lage  versetzt  werden,  eventuelle  beim  Betriebe  des 
Ausleihgeschäftes  entstehende  Verluste  in  der  Regel  aus 
eigenen  Kräften  decken  zu  können,  ohne  dazu  gleich  un- 
mittelbar auf  die  Provinzen  zurückzugreifen  zu  brauchen. 
Das  Zinserträgnis  dieser  den  Banken  übereigneten  Gelder 
liesse  sich  endlich  ganz  oder  teilweise  zum  Erlasse  von 
Zins-  resp.  Amortisationsverpflichtungen  der  Schuldner  be- 
nutzen, doch  müsste  eine  derartige  Subventionierung  derselben 
wohl  im  Zusammenhange  mit  der  Verwendung  der  regel- 
mässigen Dotationen  der  Meliorationsfonds  erfolgen  und 
demgemäss  von  den  zuständigen  Organen  der  Provinzial- 
Verbände  selbst  in  die  Wege  geleitet  werden. 

Dass  die  vorgeschlagene  Verbindung  der  Landeskultur- 
Rentenbanken  mit  den  Landwirtschaftskammern  sich  in 
verschiedenen  Richtungen  hin  als  von  sehr  wesentlichem 


1)  Ver^l.  Seite  419. 
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Nutzen  erweisen  würde,  dürfte  wohl  kaum  zu  bezweifeln 
sein  und  wäre  in  dieser  Hinsicht  vor  allen  Ding-en  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  letzteren  in  Ansehung  ihrer  ganzen 
Verfassung  und  sonstigen  Funktionen  unstreitig  ein  weit 
grösseres  Interesse  an  einer  möglichsten  Ausbreitung  der 
Tätigkeit  der  ihnen  angegliederten  Anstalten  wie  überhaupt 
an  einer  energischen  Beförderung  aller  auf  eine  Steigerung 
der  Produktionsfähigkeit  des  Grund  und  Bodens  gerichteten 
Bestrebungen  an  den  Tag  legen  werden  als  die  nicht-spekulativen 
Besitz-  bezw.  Korporationskreditinstitute  oder  die  Zentral- 
verwaltungen der  Provinzial-Verbände.  Überdies  stehen  sie 
in  ihrer  Eigenschaft  als  berufene  gesetzliche  Vertretungen 
des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  an  sich  bereits  in  gewissen 
engeren  Beziehungen  zu  den  Organen  des  Staates  und  der 
Selbstverwaltung,  so  dass  es  ihnen  jedenfalls  auch  nicht 
schwer  fallen  kann,  sich  deren  Mitwirkung  bei  der  Führung 
der  Geschäfte  der  Banken  in  weitestem  Umfange  zu  sichern, 
die  zum  guten  Teile  allerdings  schon  durch  Gesetz  vorzu- 
sehen und  zu  regeln  sein  dürfte. 

Als  von  grosser  Bedeutung  ist  endlich  noch  der  Umstand 
zu  erachten,  dass  die  Landwirtschaftskammern  gewissermassen 
den  Mittelpunkt  aller  landwirtschaftlichen  Asso- 
ziationen repräsentieren  und  sich  infolgedessen  in  der  Lage 
befinden,  namentlich  die  von  ihnen  selbst  begründeten  land- 
wirtschaftlichen Kreisvertretungen  wie  auch  die  freien  land- 
wirtschaftlichen Vereine  direkt  zur  Mitarbeit  zu  veranlassen, 
aber  auch  die  Dienste  der  Organe  der  land-  bezw.  ritter- 
schaftlichen Kreditverbände,  zu  denen  sie  ja  in  der  Eegel 
in  einem  gewissen  freundschaftlichen  Verhältnis  stehen  dürften, 
in  Anspruch  nehmen  zu  können.  Unter  derartigen  Umständen 
wird  es  ihnen  möglich  sein,  die  Tätigkeit  der  ihrer  Verwaltung 
anvertrauten  Landeskultur-Rentenbanken  in  der  erforderlichen 
Weise  zu  lokalisieren  und  namentlich  in  allen  Gegenden 
ihres  Wirkungskreises  geeignete  sach-  und  ortskundige  Ver- 
trauensmänner zu  gewinnen,  welche  einerseits  die  Erteilung 
zuverlässiger  Auskünfte  über  die  persönlichen  Eigenschaften, 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  den  Wert  des  Grund- 
eigentums der  Kreditsuchenden  zu  besorgen  sowie  andererseits 
bei  der  Veranstaltung  von  Gutstaxationen,  der  Prüfung  der 
Zweckmässigkeit  und  Rentabilität  beabsichtigter  Meliorationen, 
der  Konstatierung  der  plaumässigen  Herstellung  und  Voll- 
endung sowie  der  laufenden  Überwachung  der  orduungs- 
mässigen  Instandhaltung  finanzierter  Anlagen  mitzuwirken 
haben  würden. 
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Der  ganze  den  Kammern  zur  Verfügung  stehende  Apparat 
der  lokalen  landwirtschaftlichen  Vereinigungen  in  Verbindung 
mit  dem  von  ihnen  organisierten  und  geleiteten  landwirt- 
schaftlichen Wanderlehrwesen  dürfte  sie  aber  auch  in  den 
Stand  versetzen,  für  die  Anstalten  in  Interessentenkreisen  in 
umfassendster  Weise  Propaganda  zu  machen  sowie  überhaupt 
auf  die  Ausführung  notwendiger  und  rationeller  Boden- 
verbesserungen mit  allen  Kräften  hinzuwirken,  wobei  ihnen 
in  Anbetracht  des  derzeitigen  Standes  der  Landeskultur 
unstreitig  noch  vielfach  Gelegenheit  zu  weitausgebreiteter 
Tätigkeit  zum  Wohle  des  landwirtschaftlichen  Berufsstandes 
geboten  sein  würde.  Ein  engeres  Verhältnis  zwischen  den 
Kammern  und  dem  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesen 
ihres  Bezirkes  könnte  sich  endlich  vor  allen  Dingen  insofern 
von  Bedeutung  erweisen,  als  durch  entsprechende  Verein- 
barungen mit  den  Spar-  und  Darlehnskassen  einzelnen  Grund- 
besitzern, welche  bei  den  Landeskultur-Kentenbauken  auf- 
genommene Darlehen  erst  nach  Beendigung  der  Arbeiten 
ausgezahlt  erhalten  dürfen,  die  Beschaffung  des  bis  dahin 
erforderlichen  Zwischenkredits  gegen  Personalsicherheit  jeden- 
falls ganz  wesentlich  erleichtert  werden  müsste. 


Schlussbetrachtung. 


Ob  und  inwieweit  die  im  vorhergehenden  Abschnitte 
aufgestellten  und  auf  ihren  praktischen  Wert  wie  auf  ihre 
Durchführbarkeit  hin  geprüften  Vorschläge  in  Zukunft  jemals 
Aussicht  auf  Verwirklichung  finden  werden,  lässt  sich  im 
voraus  natürlich  nicht  mit  absoluter  Sicherheit  beurteilen, 
doch  würde  es  im  Hinblick  auf  die  ganzen  obwaltenden  Ver- 
hältnisse jedenfalls  in  keiner  Weise  gerechtfertigt  erscheinen, 
sich  wenigstens  in  gegenwärtiger  Zeit  grossen  dahingehenden 
Erwartungen  hinzugeben.  Alle  xAnzeichen  sprechen  vielmehr 
dafür,  dass  es  mit  dem  ersten,  total  misslungenen  Anlaufe, 
zweckentsprechend  organisierte  Meliorationskreditinstitute  zu 
schaffen,  sein  Bewenden  haben  wird,  denn  angesichts  des 
Umstandes,  dass  von  ernsthaften  Versuchen  zur  Verbesserung 
des  von  allem  Anfang  an  als  unzulänglich  erfundenen  Gesetzes 
vom  13.  Mai  1879  während  der  mehr  als  25  Jahre,  welche 
seit  dessen  Inkrafttreten  bereits  verflossen  sind,  überhaupt 
nicht  die  Eede  gewesen  ist,  muss  eigentlich  angenommen 
w^erden,  dass  die  gesetzgebenden  Faktoren  die  Hoffnung,  zu 
einer  allerseits  befriedigenden  Lösung  der  Frage  zu  gelangen, 
wohl  vollständig  aufgegeben  haben.  Wenn  deshalb  von 
Hermes  speziell  unter  Bezugnahme  auf  die  durch  das  gegen- 
wärtig geltende  Kecht  sanktionierte  verschiedenartige  Be- 
handlung der  öffentlichen  Kulturgenossenschaften  und  der 
einzelnen  Grundbesitzer  bei  der  Kreditentnahme der  Ansicht 
Ausdruck  gegeben  worden  ist,  dass  die  Gesetzgebung  auf 
dem  beregten  Gebiete  noch  im  Fluss  sei  und  es  bisher  nicht 
zu  einem  einwandfreien  Eesultate  gebracht  habe,^)  so  würde 
demgegenüber  vielleicht  ebensogut  behauptet  werden  können, 
dass  sie  sozusagen  völlig  ins  Stocken  geraten  bezw»  auf 
einem  toten  Punkte  angelangt  ist,  von  welchem  aus  eine 

1)  Vergl.  Seite  405. 

2)  Ver^l.  Hermes,  Art.  ^Landeskultur -Kentenbanken"  im 
Handw.  der  Staatsw. 
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Weiterentwickelung"  sich  nur  unter  grossen  Schwierigkeiten 
bewerkstelligen  lassen  dürfte. 

Mag  nun  auch  die  Forderung  nach  einer  Eeorganisation 
des  Meliorationskreditwesens  in  der  Preussischen  Monarchie 
unter  verhältnismässig  sehr  ungünstigen  Auspizien  gestellt 
sein,  so  verliert  sie  doch  dadurch  keineswegs  an  Berechtigung 
und  wird  es  infolgedessen  auch  die  Aufgabe  jedweder  ziel- 
bewussten  Agrarpolitik  bilden  müssen,  mit  Rücksicht  auf  den 
zur  Zeit  herrschenden  unbefriedigenden  Zustand  trotz  aller 
dem  entgegenstehenden  Hindernisse  fort  und  fort  auf  eine 
möglichste  Vervollkommnung  desselben  zum  Wohle  der  länd- 
lichen Bevölkerung  wie  auch  des  gesamten  Vaterlandes  hin- 
zuarbeiten. Das  nächstliegende  Mittel  hierzu  bildet  ja  jedenfalls 
die  in  Anregung  gebrachte  Revision  der  für  die  Begründung 
und  den  Betrieb  von  Landeskultur-Renteubanken  massgebenden 
Gesetzesbestimmungen,  da  es  sich  bei  einer  solchen  lediglich 
um  ein  Weiterarbeiten  auf  einer  bereits  vorhandenen  Basis 
handeln  würde,  doch  müsste,  zumal  wenn  dieser  Weg  sich 
schliesslich  doch  vielleicht  als  wenig  gangbar  erweisen  bezw. 
zu  allzu  schwerwiegenden  Bedenken  Veranlassung  geben 
sollte,  selbstverständlich  auch  jede  anderweitige  Massregel, 
welche  dem  erstrebten  Ziele,  der  Landwirtschaft  Gelegenheit 
zu  einer  rationellen  Aufnahme  von  Meliorationskapitalien 
tunlichst  unter  allen  Verhältnissen  zu  bieten,  wirklich  näher 
führen  würde,  als  hochwillkommen  begrüsst  werden. 
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No.  2.    Provinzial  -  Hilfskassen-  und 

Darlehns-Auszahlungen  in 


Darlehnsnehmer 


1893 

Betrag 
Mk 


1894 

Betrag 
Mk. 


1895 

Betrag 
Mk. 


1896 

Betrag 
Mk. 


Provinzialverband .  .  . 


Kreisverbände 


Amtsbezirke  .... 
Stadtgemeinden  .  . 
Dorfgemeinden  .  . 
Kirchengemeinden 
Deichverbände . 

Wassergenossen- 
schaften .... 


Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossen- 
schaften   

Grundbesitzer .  .  . 


4^l4 
4 

3^14 

4^1. 
u.3-^|. 

4^14 

4 

4^14 
4^14 
4^14 
4^l4 

3 

4^1. 
4 


3 
2 


500,000 


40,000 


148,350 
500 


24,000 


1,100,000 


700,000 


190,000 


114,000 
3.500 


9,000 
88,150 
12,000 


4,900 


1,675,000 


18.100 
38,000 


5,300 


32,000 
10,200 


Summe 


37    712,850  18 


1.412,400  14 


814,450 


15 


1,790,200 
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Meliorations-Fonds  von  Westpreussen. 

den  Kalenderjahren  1893-1902. 


1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

es 

Betrag 

a 

Betrag 

CS 

Betrag 

a 

Betrag 

XI 

c3 

Betrag 

Betrag 

N 

Mk. 

N 

Mk. 

Mk. 

N 

Mk 

Mk 

Mk. 

3 

695,750 

_ 



4 

2,200,000 

2 

647,400 

2 

1,000,000 

2 

800,000 

1 

600,000 

4 

1,278,400 

1 

380,325 

1 

144,000 









1 

208,450 

— 

— 

1 

60,000 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

2,400 

— 



— 



— 

_ 

2 

62,800 



4 

43,000 

3 

7,000 

7 

226,500 

5 

47,800 

1 

50,000 

1 

10,000 





1 

33,000 

4 

219,000 

2 

36,800 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

62,000 

1 

28,000 

2 

10,000 

2 

52,000 

1 

54,000 

1  ä 

15,000 

1 

10,000 

3 

19,000 

3 

37,000 

3 

71,000 

1 

2,300 

1 

4,800 

3 

28,500 

2 

14,200 

1 

16,500 

1 

13,000 

1 

11,000 

1 

1,800 

1 

2,400 

—TT- 

10 

2,295,000 

9 

747,400 

9 

1,111,800 

18 

1,586,025 

20 

1,776,250 

17 

1,688,650 
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No.  3.    Pro vinzial  -  Hilfskassen-  und 


RückzahlimgsbedinguDgen  der  in  den  Kalender- 


Darlehnsnehmer 

^Lloiß'e 

i*  10  fe^ 

Amor- 
tisation 

Mk. 

1  und 

l'l/loige 
Amor- 

lilOiXlilKJLl 

Mk. 

1*2   |<>  O 

Amor- 
tisation 

Mk. 

l^i/Liß'e 
Amor- 
tisation 

Mk. 

21oiffe 
Amor- 
tisation 

Mk. 

(1%) 

— 

11,750,925 

— 

— 

— 

Kreisverbände  

— 

— 

— 

, — 

— 

— 

— 

— 

2,400 

— 

71,800 

564,öüü 

ld7,ÜOÜ 

(IVA) 

33,000 

118,000 

120,000 

17,800 

15,000 

190,000 

Wassergenosssen- 

125,500 

35,100 

Erwerbs-  und  Wirtschafts- 

Genossenschaften  .... 

32,000 

19,700 

Summe 

65,000 

(l"/o) 

11,750,925 

(lV//o) 

118,000 

120,000 

797,300 

381,800 
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Meliorations-Fonds  von  Westpreussen. 

Jahren  1893  bis  1902  gewährten  Darlehen. 


S^l/Ioige 
Amor- 
tisation 

Amor- 
tisation 

Amor- 
tisation 

8  und 

Amor- 
tisation 

ß'^l/loige 
Amor- 
tisation 

20  und 
231  /loige 

Amor- 
tisation 

Tilgung 
du'ch 
Chaussee- 
neubau- 
prämien 

Tormins- 
und Kün- 
digungs- 
Darlehen 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

(20"/o) 

— 

178,400 

290,000 

— 
10,500 

— 
54,000 

— 

17,900 

5,000 

12,000 

(23V//o) 

4,0(>0 

(23V.«/o) 

3,500 

— 

(Kündig.) 

13,000 

(Termin.) 

18,100 

9,500 

30,700 

10,000 

24,000 

(3^) 

16,500 
4,900 

20,000 

108,700 

27,900 

(3^u"/o) 

5,000 

im 

21,400 

12,000 

(20"/o) 

178,400 

(23\'4«/o) 

7,500 

290,000 

(Kündig.) 

13,000 

(Termin) 

18,100 
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No.  4.  Provinzial- 

Darlehns-Bewilligungen  und  Auszahlungen 


1897 

1898 

Darlehns- 

Darlehns- 

Darlelinsnehmer 

Be- 

Aus- 

Be- 

Aus- 

willigungen 

Zahlungen 

wiliigungen 

Zahlungen 

«j 

Betrag 

«3 

Betrafi;* 

.£3 

Ol 

Betrag 

x: 

CS 

Betrag 

Mk. 

N 

T\/rir 
MK. 

N 

Mb- 

MK. 

N 

Mb- 
MK. 

T*rn  vi  Ti  7.1  fl  1  vpfVifl  n  fl 

2 

1 ,620,000 

1,553,000 

1 

1,074,000 

Kreise 

3 

220,000 

7 

655,200 

5 

1,280,000 

2 

101,500 

11 

208,900 

11 

140,450 

5 

297,950 

rr 
1 

245,400 

T  j  n  r)  0"  p  rn  p  i  n  H  p  n 

XJdfllvJ.^^  C  LXlC^lll  vidi      .    •    »  « 

7 

762,200 

6 

310,950 

11 

711,500 

11 

826,900 

TCnlt.nso'piTiPinHpn 

11 

97,600 

9 

66,000 

17 

154,050 

14 

225,250 

Sp  Villi  tyPTYiPinrlpn 

67 

278,900 

58 

224,600 

60 

216,700 

j  56 

209,650 

3 

438,000 

1 

18,000 

1 

20,000 

1 

20,000 

^7  aSSiPT*«  fT-PnOSSPTl- 

TT     d'OOC'X    *   \J   C/  XX  W  O  O  IX 

Schäften  

12 

671,600 

7 

539,900 

16 

974,050 

8 

457,000 

Private  zu  Drai- 

nageanlagen  .  . 

1 

4,000 

J 

4,000 

Private  aus  der 

Landeskultur- 

rentenbank .  .  . 

3 

45,130 

2 

255,700 

1 

28,900 

Private  auf  rein  länd- 

liche Grundstücke 

177 

675,900 

165 

679,320 

117 

453,200 

118 

421,150 

Private  auf  städtische 

Grundstücke  .... 

105 

636,100 

96 

489,950 

92 

555,800 

58 

281,700 

Summe 

399 

5,613,200 

364 

4,722,500 

326 

4,918,950 

278 

3,895,450 
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hilfskasse  von  Posen. 

in  den  Geschäftsjahren  1897—1901. 


1899 

1900 

1901 

Darlehns- 

Darlehns 

Darlehns 

Be- 

Aus- 

Be- 

Aus- 

Be- 

Aus- 

willigungen 

Zahlungen 

willigungen 

Zahlungen 

willigungen 

Zahlungen 

!d 

S3 

Betrag 

CS 

Betrag 

SS 

Betrag 

es 

Betrag 

05 

Betrag 

S5 

Betrag 

N 

Mk. 

N 

Mk. 

SJ 

Mk 

N 

Mk. 

Mk 

S3 

Mk. ' 

2 

2,«00,000 

1 

l,205,r'00 

603,500 

2 

4,2( '0,000 

2 

877,500 

4 

710,000 

6 

1,591,500 

3 

18H,000 

1 

100,500 

1 

1,200,000 

1 

56,000 

3 

1,701,200 

5 

1,852,000 

1 

17,500 

1 

17,500 

3 

29,000 

3 

29,o00 

8 

391,700 

II 

578,600 

8 

34,300 

2 

11,000 

7 

64,000 

7 

51,000 

22 

227,800 

20 

201,300 

10 

129,900 

10 

118,100 

8 

68,050 

6 

108,0.o0 

55 

224,750 

45 

163,900 

18 

46,700 

14 

51,900 

43 

166,900 

32 

98,800 

1 

20,000 

1 

5,000 

1 

5,000 

7 

416,300 

6 

397,400 

9 

601,600 

4 

330,600 

8 

246,300 

7 

339,700 

67,000 

55,000 

4 

269,000 

1 

121,380 

99 

360,150 

77 

333,400 

73 

277,000 

48 

193,600 

75 

281,250 

39 

144,750 

70 

386,100 

60 

375,950 

34 

226,300 

32 

183,200 

47 

263,150 

36 

209,100 

270 

7,018,000 

232 

6,786,050 

156 

1,519,300 

112 

1,664,900 

199 

6,792,650 

135 

2,040,280 
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No.  13.    Königl.  Bayrische 

Gesamtbetrag  der  überhaupt 


Darlehnsnehmer 

Ende  1885 

Ende  1890 

bezw.  Darlehnsverwendung 

« 

Betrag 

!d 

CS 

Betrag 

Mk. 

tS3 

Mk. 

1.  Kultur-,  Ufer-  und  Wasserschutz-Genossen- 

schaften, Beteiligte  bei  Flurbereinigungen 

7 

12,183.— 

48 

148,996.— 

2.  Kommunalverbände  

13 

96,725  — 

65 

389,039.— 

3.  Einzelne  Landwirte,  Stiftungen  etc.  .    .  . 

7 

20,100.— 

61 

130,198.— 

Summe 

27 

129,008. — 

174 

bbojisod. — 

9 

D,fl:OV/.  

ou 

900  987  

q 

1  9  90^1 
Laf^y  ItJ.  

O'i 

118  ROß  

3.  Be-  und  Entwässerungsanlagen  

0 

ö  r,JJO. — 

QU 
OO 

100,0  l4.  

4.  Fluss-  und  Bachkorrektionen,  Anlagen  zum 

Uferschutz  und  zum  Schutz  gegen  Über- 

CO  f\r\f\ 
D^,UUU. — 

1  Q 

1  AI  Olß  

1 

1,000.— 

6.  Urbarmachung  öder  Flächen,  Meliorationen 

von  Feldern,  ^Viesen,  Weiden  und  Moor- 

5 

4,420.— 

23 

35,870.— 

1 

12,000.— 

8.  Anlage  und  Melioration  von  Weinbergen  . 

11.  Wegeanlagen  behufs  besserer  Benutzung 

landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  .    .  . 

b,böU. — 

Q 

9ß  OßO  

Summe 

27 

129,008.- 

174 

668,233.— 

1)  Fehler  in  der  Statistik, 
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Landeskulturrentenanstalt. 


bewilligten  Darlehen. 


Ende  1894 

Ende  1897 

Ende  1900 

Ende  1902 

A 

es 

Betrag 

Betrag 

Betrag 

Betrag 

N 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

103 

380,662.— 

156 

637,092.— 

244 

923,462.— 

331 

1,305,200.22 

148 

1,453,831.— 

245 

2,371,839.— 

408 

5,521,811.— 

621 

9,708,571.— 

93 

268,418.— 

114 

386,296.— 

155 

511,766.- 

175 

628,356.— 

344 

2,102,911.— 

515 

3,395,227.- 

807 

6,957,039.— 

1,1271) 

11,642,127.22 

71 

697,441.— 

68 

264,167.— 

79 

301,177.— 

85 

310,209.15 

93 

255,819.— 

128 

422,184.— 

231 

700.130.— 

307 

987,749.07 

67 

415,565.— 

78 

404,873.— 

86 

492,307.— 

99 

609,836.— 

43 

419,274.— 

68 

505,624.— 

93 

637,082.— 

116 

754,297.- 

4 

8,000.- 

6 

12,888.- 

10 

28,688.— 

18 

68,875.- 

37 

61,342.-^ 

56 

96,840.— 

69 

118,740.— 

76 

147,965.- 

2 

12,630.— 

5 

14,060.— 

9 

25,960.- 

13 

32,860.- 

2 

1,800.— 

4 

2,595.- 

3 

14,870.— 

6 

20,320.— 

27 

232,840.- 

39 

295,040.— 

64 

543,990.— 

84 

716,506.— 

67 

1,379,551.— 

161 

4,092,295.- 

320 

7,990,915.— 

344 

2,102,911.- 

515 

3,b95,227.— 

807 

6,957,039.— 

1,1281) 

11,642,127.22 
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No.  14.    Königl.  Bayrische 

Darlehns-BewilligUDgen  in 


1897 

1898 

Darlehnsnehmer 

bezw.  Darlehnsverwendung 

es 

Betrag 

!d 

et 

Betrag 

Mk. 

N 

Mk. 

1.  Kultur-,  Ufer-  und  Wasserschutz-Genossen- 

schaften, Beteiligte  bei  Flurbereinigungen 

21 

108,969.- 

29 

131,110.— 

2.  Kommunalverbände  

42 

389,641.— 

47 

621,145.— 

3.  Einzelne  Landwirte,  Stiftungen  etc.  .    .  . 

8 

40,428  - 

20 

36.350.— 

Summe 

71 

489,038.— 

96 

788,605.— 

8 

42,157.— 

5 

13,644.— 

16 

71,800.— 

35 

124,466.— 

6 

46,170.— 

3 

9,900.— 

4.  Fluss-  und  Bachkorrektionen,  Anlagen  zum 

Uferschutz  und  zum  Schutz  gegen  Über- 

11 

24,540.— 

10 

60,695.— 

1 

1,888.— 

— 

— 

6.  Urbarmachung  öder  Flächen,  Meliorationen 

von  Feldern,  ^Viesen,  Weiden  und  Moor- 

6 

12,000.— 

9 

16,450.- 

3 

1,430.- 

1 

2,000.— 

8.  Anlage  und  Melioration  von  Weinbergen  . 

11.  Wegeanlagen  behufs  besserer  Benutzung 

landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  .    .  . 

5 

28,200.— 

10 

69,550.— 

15 

260,853.— 

23 

491,900.— 

Summe 

71 

489,038.— 

96 

788,605.— 

1)  Fehler  in  der  Statistik, 
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Landeskulturrentenanstali. 


den  Jahren  1897—1902. 


1899 

1900 

1901 

1902 

A 
N 

Betrag 
Mk. 

X3 
NJ 

Betrag 
Mk. 

08 

tS3 

Betrag 
Mk. 

CS 

N 

Betrag 
Mk. 

29 
54 
13 

69,147.- 
996,904.— 
75,880.- 

30 
62 
8 

86,113.- 
1,531,923.— 
13,240.— 

34 
107 
7 

151,752.95 
2,377,038.— 
47,405.— 

53 
106 
13 

229,985.27 
1,809,722.— 
69,185.— 

96 

1,141,931.— 

lOu 

1,631,276.— 

1481) 

2,576,195.95 

172 

2,108,892.27 

6 
28 
1 

23,366.— 
64,633.— 
8,014.— 

5 
29 
5 

8,032.15 
120,400.80 
61,540.— 

1 

47 
8 

1,000.- 
167,218.27 
55,989.— 

40 
4 

88,847.— 
69,520.— 

7 
1 

39,150.— 
3,000.— 

8 
3 

31,613.— 
12,800.— 

12 
4 

57,295.— 
18,000.— 

11 
4 

59  920  — 
22,187.— 

6 
3 

7,250.- 
9,900.— 

2 
2 

3,800.- 
1,400.— 

5 
2 

25,425.— 
5,500.- 

3 

14,870.— 

1 

550.— 

2 
2 

795.— 
4,900.- 

6 
29 

71,600.— 
852,664.— 

9 
42 

107,800.— 
1,368,180.- 

10 
79 

118,908.- 
2,186,270.- 

10 

80 

53,608.— 
1,712,350.— 

96 

1,141,931.— 

100 

1,631,276.- 

1491) 

2,576,195.95 

172 

2,108,892.27 
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